
MITTWOCH, 8. JUNI 2011

VORSITZ: Jerzy BUZEK
Präsident

1. Eröffnung der Sitzung

(Die Sitzung wird um 09.05 Uhr eröffnet)

2. Durchführungsmaßnahmen (Artikel 88 GO): siehe Protokoll

3. Ein neuer mehrjähriger Finanzrahmen für ein wettbewerbsfähiges, nachhaltiges
und integratives Europa (Aussprache)

Der Präsident.   – Der erste Punkt ist der Bericht von Herrn Garriga Polledo im Namen
des Sonderausschusses zu den politischen Herausforderungen und den Haushaltsmitteln
für eine nachhaltige Europäische Union nach 2013 über die Investition in die Zukunft: ein
neuer mehrjähriger Finanzrahmen (MFR) für ein wettbewerbsfähiges, nachhaltiges und
inklusives Europa [2010/2211(INI)] (A7-0193/2011).

Salvador Garriga Polledo,    Berichterstatter. – (ES) Herr Präsident,
Herr Kommissar Lewandowski, meine Damen und Herren, seit 23 Jahren gibt es finanzielle
Vorausschauen, vier Zeiträume, die dazu beigetragen haben, dass die Ausgaben und
Einnahmen der EU sich auf eine geordnete Art und Weise entwickelt haben. Die Existenz
der finanziellen Vorausschauen hat es ermöglicht, dass die Programme der Union umgesetzt
werden konnten. Deshalb ist diese Aussprache und die darauffolgende Abstimmung so
wichtig für die Finanzen der EU. Das Parlament ergreift beim Haushaltsplan der EU erstmals
die politische Initiative. Die Kommission und der Rat werden auf diesen Vorschlag reagieren
und ihre Alternativen vorbringen müssen.

Das Parlament hat einen Vorschlag formuliert, der von Konsens und Zusammenarbeit
bestimmt ist. Dies ist verbunden mit der Arbeit eines ganzen Jahres,
1 100 Änderungsanträgen und 120 Verpflichtungserklärungen, zu den
11 Parlamentsausschüsse und 10 nationale Parlamente beigetragen haben. Ich möchte
allen Beamten und Assistenten gratulieren, die im vergangenen Jahr darauf hingearbeitet
haben, diesen Bericht möglich zu machen.

Es gab auch eine institutionelle Zusammenarbeit mit dem Kollegium der
Kommissionsmitglieder unter dem Vorsitz von José Manuel Durão Barroso und mit dem
Kommissar für Finanzplanung und Haushalt, Janusz Lewandowski, der uns besonders gut
unterstützt hat. Wir hoffen, dass der Vorschlag, den sie am 29. Juni vorlegen werden, mit
den Empfehlungen unseres Berichts übereinstimmen wird.

Wir können Europa bei einem immer kleineren Haushalt nicht immer mehr Aufgaben
übertragen. Wir wollen der schlechten Angewohnheit ein Ende setzen, feierlich politische
Verpflichtungen einzugehen, die unmöglich finanziert werden können. Wir haben bei der
Strategie von Lissabon genug Erfahrungen mit diesem Problem gemacht, und wir wollen
nicht, dass die Strategie Europa 2020 ein weiterer Misserfolg wird, der nur dazu dient, die
Enttäuschung und den Euroskeptizismus zu vergrößern. Aus diesem Grund machen wir
die Strategie Europa 2020 zum Rückgrat der bevorstehenden finanziellen Vorausschau.
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Wir glauben fest an die Wirkungskraft der Ausgaben der EU. Jeder vom EU-Haushalt
verwaltete Euro entfaltet eine größere Wirkung als ein Euro, der individuell von
27 nationalen Haushalten ausgegeben wird. Wir haben die Idee des Mehrwerts unter Beweis
gestellt und wir sind der Ansicht, dass sie praktisch auf alle EU-Programme angewendet
werden kann. Wir rufen die Europäische Kommission dazu auf, dies zu verwirklichen.

Es kann keine europäische Politik ohne ausreichende Finanzmittel für die Agrar- und die
Kohäsionspolitik geben. Aus diesem Grund fordern wir den Rat auf, die Höhe der Ausgaben
für diese beiden Politikbereiche über 2013 hinaus aufrechtzuerhalten. Forschung,
Entwicklung, Innovation, Investitionen in Energieeffizienz, erneuerbare Energien,
transeuropäische Kommunikations- und Energie-Verbundnetze, der Klimawandel und
Bildung sind einige der Prioritäten, die dieser Haushaltsplan der EU abdecken muss.

Die Kürzung des Haushaltsplans der EU ist für diejenigen von uns, die an ein
wettbewerbsfähiges Europa glauben, keine praktikable Lösung. Wir halten eine Aufstockung
der gesamten Ausgaben in der aktuellen finanziellen Vorausschau um mindestens 5 % für
notwendig. Diese Aufstockung stellt das Mindestmaß dar, um den wichtigsten traditionellen
Politikbereichen sowie unseren neuen Prioritäten gerecht zu werden. Diese 5 % sind der
Ausdruck eines politischen Realismus und sollten die Grundlage für zukünftige
interinstitutionelle Verhandlungen darstellen, zusammen mit dem vernünftigen Vorschlag
zu einem neuen System der Eigenmittel, der in diesem Bericht vorgestellt worden ist und
auf den sich die Fraktionen in diesem Plenarsaal geeinigt haben.

Diese Periode der Krise und der Rettungspläne mag die schlechteste Zeit für den Beginn
von Verhandlungen über die finanzielle Vorausschau sein, aber für diejenigen von uns, die
an den Haushaltsplan der EU als ein Instrument glauben, das notwendig ist, um die
27 Mitgliedstaaten in eine echte Union zu verwandeln, liegt die Herausforderung vor uns,
und wir müssen unsere Ziele hoch genug stecken, um sie zu meistern.

Die positiven und negativen Aspekte des Berichts werden in der heutigen Aussprache zum
Vorschein treten, es wird sowohl Lob als auch Kritik geben. Ich weiß, dass es für dieses
Parlament unmöglich ist, so ein sensibles Thema einstimmig zu unterstützen, aber ich
möchte den Fraktionen für ihre Großzügigkeit bei der Suche nach einem Konsens danken,
und für die Fachkenntnisse, die sie während dieser Zeit eingebracht haben. Dank ihnen ist
der endgültige Bericht unendlich besser als alles, was ich ohne ihre Unterstützung hätte
verfassen können.

Joseph Daul,    im Namen der PPE-Fraktion. – (FR) Herr Präsident, meine Damen und Herren,
die Eurokrise und die öffentliche Schuldenkrise erfordern Lösungen auf europäischer und
nicht auf nationaler Ebene. Das ist die Botschaft, die Herr Barroso im Namen der
Europäischen Kommission seit Monaten an die Mitgliedstaaten sendet.

Eine europäische Lösung bedeutet jedoch auch europäische Finanzmittel. Meine Fraktion
will diese Finanzmittel an die neuen Gegebenheiten von Europa anpassen, sowohl in Bezug
auf die Ziele als auch in Bezug auf die Modalitäten. Meine Frage an den Rat lautet
folgendermaßen: Ist das Europa der 2020er Jahre das gleiche wie das Europa der 1960er
Jahre? Ist der Zustand der öffentlichen Finanzen unserer Mitgliedstaaten, unserer
Wachstumsperspektiven und die Position Europas in der Welt vergleichbar? Ich glaube
nicht. Es ist klar, dass das Europa von heute nicht mehr mit dem Europa der Gründerväter
zu vergleichen ist. Es hat sich verändert, und es wäre unverantwortlich, wenn man diese
Veränderungen nicht auch auf das Fundament Europas übertragen würde, also darauf, wie
Europa gestaltet ist.
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(Der Redner bricht seine Rede mit der Hoffnung ab, sie zu einem späteren Zeitpunkt fortsetzen zu
können)

Martin Schulz,    im Namen der S&D-Fraktion . – Herr Präsident! Zunächst einmal ein
herzliches Dankeschön an Sie, Herr Garriga, und an die Kolleginnen und Kollegen des
Nichtständigen Sonderausschusses zu den politischen Herausforderungen und den
Haushaltsmitteln für eine nachhaltige Europäische Union nach 2013, die nach meiner
Einschätzung eine exzellente Arbeit geleistet haben. Ich habe selten einen so ausgewogenen
und so vernünftigen Bericht gesehen wie den, den der SURE-Ausschuss hier vorgetragen
hat.

Bei der Frage der künftigen Finanziellen Vorausschau und ihrer Ausgestaltung zeigt sich,
welches Europa wir wollen. Was wir brauchen, ist ein Budget für die nächsten Jahre, das
dem Ehrgeiz der EU – auch dem Ehrgeiz der Staats- und Regierungschefs – entspricht und
zugleich die Erwartungen unserer Bürgerinnen und Bürger erfüllt. Hinter den scheinbar
nicht so wichtigen Debatten um Stellen hinter dem Komma verbirgt sich in Wirklichkeit
die Richtung der Europäischen Union für die nächsten zehn Jahre.

Wir erleben, dass es in regelmäßigen Abständen neue Vorschläge gibt, was die Europäische
Union alles machen soll, was sie leisten soll, für welche Aufgaben sie sich vorbereiten soll.
Zugleich erleben wir, dass die dafür notwendige Finanzausstattung nicht zur Verfügung
steht. Wenn wir aber mehr Aufgaben auf die EU übertragen, wenn wir von der EU erwarten,
dass sie ehrgeizige Projekte finanziert, und wir gleichzeitig das Geld dafür kürzen, dann
betreiben wir den Prozess der Entsolidarisierung in der Europäischen Union, weil der Kampf
aller gegen alle z. B. in der Kohäsionspolitik vorangetrieben wird. Diese Entsolidarisierung,
die es im Inneren der Mitgliedstaaten der Europäischen Union schon in gefährlicher Form
gibt, darf es nicht auch noch zwischen den Staaten der EU geben.

Es gibt das Europa, das David Cameron sich vorstellt, oder das sich die niederländische
Regierung – oder zumindest die Partei, die sie im niederländischen Abgeordnetenhaus
stützt – vorstellt: das Europa der immer weiteren Kürzungen, das Europa des immer weiteren
Rückzugs aus der Integrationsentwicklung und das Europa der Renationalisierung. Dieses
Konzept kann man wollen. Man kann aber auch sagen: Europa ist die Antwort, die wir als
Kontinent im 21. Jahrhundert auf die ökonomischen, die ökologischen, die
finanzwirtschaftlichen, die währungspolitischen und die migrationspolitischen
Herausforderungen in einer globalisierten Welt geben. Wir haben zwei Optionen: Wir
können uns zerlegen in unsere Einzelteile, in den Größenordnungen Bundesrepublik
Deutschland mit 82 Millionen Einwohnern bis zu Malta mit 360 000 Einwohnern. Jeder
für sich – dann wird Europa irrelevant. Denn auch ein Staat mit 82 Millionen Einwohnern
wie das Land, das ich hier vertreten darf, wird auf Dauer im interkontinentalen Wettbewerb
nicht bestehen. Was wir brauchen, ist die Kraft der 500 Millionen Menschen in der
Gemeinschaft und der 27 Staaten in der Gemeinschaft! Dann sind wir stark!

Das genau drückt ein Budget in den nächsten sieben Jahren der Finanziellen Vorausschau
bis 2020 aus. Es ist ein guter Entwurf. Ich wünsche mir, dass der Geist der polnischen
Präsidentschaft, wie er im Entwurf der polnischen Präsidentschaft sichtbar wird, der Geist
der Kooperation, die nächsten Jahre in Europa prägt. Auf gleicher Augenhöhe verhandeln
die Staaten im Rat mit den Vertretern der Bürgerinnen und Bürger im Europäischen
Parlament um die finanzwirtschaftliche Zukunft Europas. Man kann nicht sagen „Wir
wollen einen Marshall-Plan für das Mittelmeer, um die Demokratien in Nordafrika
aufzubauen“ und gleichzeitig sagen „Wir kürzen den EU-Haushalt“. Man kann nicht sagen
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„Wir wollen den EU-Haushalt mit 0,8 % des Bruttoinlandsprodukts finanzieren“ und dann
Entschädigungen fordern, wenn die eigenen Bauern von der EHEC-Krise betroffen sind,
so wie die niederländische Regierung das getan hat. Wir wollen den Bauern helfen, ja! Wir
müssen den Bauern helfen! Wir wollen Nordafrika helfen, ja! Wir müssen Nordafrika helfen!
Aber dann brauchen wir einen guten, ausgewogenen, rational entwickelten, langfristig
angelegten Haushalt, so wie er in diesem Bericht vorgetragen ist.

(Der Redner ist damit einverstanden, eine Frage nach dem Verfahren der „blauen Karte“ gemäß
Artikel 159 Absatz 8 Geschäftsordnung zu beantworten.)

Lucas Hartong (NI).   – (NL) Herr Präsident, angesichts seiner äußerst negativen Reaktion
auf den Standpunkt der niederländischen Regierung möchte ich meinen geschätzten
Kollegen fragen, ob er überhaupt noch das demokratische Recht der Mitgliedstaaten der
EU anerkennt, im Namen ihrer Bürgerinnen und Bürger ihrer eigenen Meinung Ausdruck
zu verleihen.

Martin Schulz (S&D). -   Sehr geehrter Herr Kollege! Selbstverständlich erkenne ich dieses
Recht an. Ich hoffe nur, dass Sie auch das Recht anerkennen, dass die Position der
niederländischen Regierung nicht ex cathedra verkündet wird, sondern in einer
multinationalen Demokratie zur Diskussion freigegeben ist.

Ich habe absoluten Respekt vor Herrn Rutte, der für eine Steigerung des EU-Haushalts um
2,7 % ist. Das habe ich zur Kenntnis genommen, und ich freue mich, dass Sie mir
aufmerksam zugehört haben, denn in diesem Parlament werden die Haltungen aller
Regierungen offen diskutiert. Insofern habe ich den Sinn Ihrer Frage nicht ganz verstanden,
aber das, was ich glaubte, herauszuhören ist, dass auch Sie sich zur Demokratie bekennen.
Das ist ja immerhin schon ein Fortschritt.

Guy Verhofstadt,    im Namen der ALDE-Fraktion. – Herr Präsident, ich habe hier ein
Schreiben des Vertreters der Regierung Ihrer Majestät hinsichtlich des SURE-Berichts. Im
Schreiben heißt es, dass die Regierung Ihrer Majestät enttäuscht ist über den
SURE-Berichtsentwurf. Verehrte Kolleginnen und Kollegen, ich denke, das bedeutet, dass
uns heute ein sehr guter SURE-Berichtsentwurf vorliegt!

Ich muss Ihnen sagen, dass über die drei oder vier Worte hinaus, die beinhalten, dass die
Regierung Ihrer Majestät über den Bericht enttäuscht ist, der restliche Inhalt des Schreibens
eine echte Provokation ist: eine Provokation für Europa und die Europäische Union, weil
ihr Hauptargument ist, dass keine Aufstockung des mehrjährigen Finanzrahmens (MFR)
möglich ist und dass wir uns an den alten MFR halten müssen, die gleichen Zahlen, die
gleichen Ressourcen, natürlich die gleichen Rabatte und sicherlich der gleiche Rabatt für
das Vereinigte Königreich. Wir dürfen gar nichts verändern.

Die Regierung Ihrer Majestät ist dennoch eine Regierung, die Entscheidungen fällen will,
die nicht nur das Vereinigte Königreich, sondern auch die Europäische Union reformieren
will. Deshalb sehe ich nicht, wieso wir uns an den alten MFR halten und einfach mit den
Strategien aus der Vergangenheit fortfahren müssen. Ich denke, dass die Zeit jetzt reif ist,
um der Öffentlichkeit zu sagen, dass wir die Haushaltskonsolidierung der verschiedenen
Mitgliedstaaten der Europäischen Union nicht durch die Kürzung dieses Haushaltsplans
der EU um 1 % (des BIP der EU) erreichen werden. Dieses 1 % macht nur ein Vierzigstel der
gesamten Ausgaben innerhalb der Europäischen Union aus.

Es gibt andere Möglichkeiten, um Einsparungen zu machen. Ein anderer Vorschlag, den
wir der Regierung Ihrer Majestät machen können, ist, dass, wenn sie im öffentlichen Sektor
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in Großbritannien Einsparungen durchführen will, sie dies durch die Stärkung der Rolle
der Europäischen Union machen kann.

Lassen Sie mich Ihnen drei Beispiele nennen. Erstens: Außenpolitik. In den Vereinigten
Staaten gibt es 28 000 Diplomaten. In Europa gibt es 93 000: Es gibt vier Mal so viele
Diplomaten in Europa, weil wir nicht im Rahmen einer gemeinsamen Außenpolitik
zusammenarbeiten. In diesem Bereich können Einsparungen gemacht werden. Wenn die
britische Regierung mehr in die Europäische Union investieren würde, könnte sie bei ihrer
eigenen Außenpolitik Einsparungen durchführen, im Ministerium von William Hague.
Ein weiteres Beispiel ist die Währungspolitik. Etwa 44 000 Menschen sind für die
Währungspolitik in der Europäischen Union verantwortlich. In den Vereinigten Staaten
arbeiten im Federal Reserve Board 18 000 Menschen. Das sind dreimal weniger Beamte.

Wenn die britische Regierung Einsparungen machen will, kann sie der Eurozone beitreten,
sie kann der Europäischen Union größere Befugnisse geben, und sie kann im Hinblick auf
all jene Menschen Einsparungen machen, die in Großbritannien auf dem Gebiet der
Währungspolitik arbeiten. Wenn sie in Großbritannien Einsparungen durchführen will,
kann sie dies auf dem Gebiet der Forschung ganz einfach tun, indem sie sofort das
europäische Patent einführt. Dadurch könnte sie in ihrem Forschungshaushalt enorme
Einsparungen machen. Das ist die Antwort, die wir der Regierung Ihrer Majestät geben
müssen.

(Beifall)

Joseph Daul,    im Namen der PPE-Fraktion. – (FR) Herr Präsident, meine Fraktion möchte,
dass die europäischen Finanzmittel die neuen Gegebenheiten, Tendenzen und Ziele in
Europa widerspiegeln. Entsprechen der Zustand der öffentlichen Finanzen unserer
Mitgliedstaaten, unsere Wachstumsperspektiven und der Platz Europas in der Welt der
Vision, die die Gründerväter Europas hatten? Ganz gewiss nicht: Sie haben sich entwickelt
und verändert.

Es wäre unverantwortlich, wenn wir es versäumen würden, die Art, wie Europa finanziert
wird, anzupassen, um diese Veränderungen widerzuspiegeln. Der mehrjähriger
Finanzrahmen ist ein hochpolitisches Thema, über das der Sonderausschuss in
Zusammenarbeit mit dem Haushaltsausschuss über ein Jahr lang diskutiert hat. Ich möchte
dem Ausschuss zu seiner Arbeit gratulieren. Ich hoffe, dass der im Ausschuss
vorherrschende europäische Geist die Umsetzung des Finanzrahmens prägen und Europa
zum Wohl unserer Bürgerinnen und Bürger voranbringen wird.

Die Fraktion der Europäischen Volkspartei (Christdemokraten) fordert alle Mitgliedstaaten
auf, sich in vollem Umfang in diese Debatte einzubringen. Wenn ich in vollem Umfang
sage, dann meine ich damit nicht die einfache Ankündigung, dass das oberste Ziel darin
besteht, die europäischen Ausgaben bis 2020 einzufrieren, noch, dass die Idee von
europäischen Eigenmitteln einfach von der Hand gewiesen wird. Wir wollen Eigenmittel,
um den Druck auf die nationalen Haushalte zu reduzieren. Aus diesem Grund schlagen
wir den Staats- und Regierungschefs das Konzept der Eigenmittel vor: um nationale
Haushalte, die sich in Schwierigkeiten befinden, zu entlasten.

Ich möchte Sie daran erinnern, dass der europäische Haushalt immer ausgeglichen war,
anders als die nationalen Haushalte, die größtenteils große Defizite haben. Ich möchte Sie
außerdem daran erinnern, dass über 90 % dieses Haushalts für Projekte ausgegeben werden,
von denen die Mitgliedstaaten profitieren. Und schließlich möchte ich die Mitgliedstaaten
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daran erinnern, dass das Geld, das nicht ausgegeben wird, Ende des Jahres wieder an sie
zurücküberwiesen wird. Und dennoch werden wir beschuldigt, dass wir schlecht haushalten:
Ich denke, dass wir unsere Kommunikation verbessern müssen. Also lassen Sie uns bitte
damit aufhören, den europäischen Haushalt als eine Belastung für die Finanzen der
Mitgliedstaaten zu behandeln.

Seien wir doch ehrlich: Ein Euro, der auf europäischer Ebene ausgegeben wird, hat einen
weit größeren Nutzen, als ein Euro, der von den nationalen Regierungen ausgegeben wird.
Von jedem Euro der nationalen Ausgaben werden zwischen 20 und 30 Cent sofort zur
Rückzahlung der Zinsen für die Staatsverschuldung abgezweigt. Den Europäern muss die
Wahrheit gesagt werden.

Die Wahrheit ist, dass die Abwanderung von Fachkräften nach China und in die Vereinigten
Staaten ohne die europäischen Finanzmittel für Bildung und lebenslanges Lernen deutlich
zunehmen wird. Die Wahrheit ist, dass unsere Länder ohne die europäischen Finanzmittel
für Forschung und Innovation weltweit weniger wettbewerbsfähig wären, während das
Wachstum und die Beschäftigung sinken würden. Die Wahrheit ist, dass ohne einen
europäischen Kohäsionsfonds die Kluft zwischen den reichen und den armen Regionen
größer werden würde. Die Wahrheit ist, dass europäische Finanzmittel die
Ernährungssicherheit, die Energiepolitik und die Klimaschutzpolitik unsere Erwartungen
und Ziele nicht erfüllen könnten. Meine Damen und Herren, die Wahrheit ist, dass die
Europäische Union ohne europäische Finanzmittel für die Außen- und Verteidigungspolitik
nicht im Zentrum der Weltbühne stehen würde, sondern außen vor geblieben wäre.

Selbstverständlich geht es bei unseren Überlegungen nicht nur um Geld: Wie die Europäische
Union ihre Investitionen durchführt und die politischen Prioritäten bis 2020 und darüber
hinaus umsetzt, wird die Kapazität der Europäischen Union bestimmen, Einfluss auf die
Welt auszuüben. Das Europäische Parlament – und ausnahmsweise stimmen die Fraktionen,
die sich bereits geäußert haben, darin mit mir überein – appelliert daher an den Rat, seinen
Standpunkt hinsichtlich des Finanzrahmens ernsthaft zu überdenken.

Wenn der Rat sich ernsthaft dafür engagiert, dass Wachstum und Beschäftigung sich
erholen, dann muss er die kraftvolle Hebelwirkung des europäischen Haushalts und der
Eigenmittel der Gemeinschaft nutzen. Wenn der Rat, ebenso wie das Parlament und die
Kommission, Europa vor dem Hintergrund der Globalisierung eine echte Chance geben
will, dann muss er verstehen, dass eine vernünftige Ausgabenpolitik viel sinnvoller ist, als
die Einschränkung der Ausgaben, und dass eine gemeinsame Finanzierung von
gemeinsamen Projekten eine intelligentere Herangehensweise ist, als die starke Streuung
der Mittel auf kurzlebige Projekte.

Meine Damen und Herren, an diesem Morgen fordern die Mitglieder der PPE-Fraktion eine
ehrgeizige Sicht auf Europa. Unsere Mitbürgerinnen und Mitbürger teilen unseren Ehrgeiz
und unsere Hoffnungen. Zu einer Zeit, zu der junge Menschen auf den Straßen von Athen
und Madrid ihren Ängsten Ausdruck verleihen, zu einer Zeit, zu der 500 Mio. Europäer
sich fragen, wie ihre Zukunft aussehen wird, müssen wir die richtigen Fragen stellen und
die Antworten auf die Probleme liefern, vor denen wir stehen.

Richard Ashworth,    im Namen der ECR-Fraktion. – Herr Präsident, ich würde gerne die
Gelegenheit wahrnehmen, um im Namen der Regierung Ihrer Majestät auf Herrn Verhofstadt
einzugehen, der, wie immer, nicht begreift, worum es geht, und der, wie immer, in die
falsche Richtung weist.
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Wenn er den Bericht gelesen hätte, hätte er gesehen, dass die Regierung Ihrer Majestät
gesagt hat, dass dies eine Zeit der Krise in Europa ist. Er hätte bemerkt, dass die Wirtschaft
stagniert, Arbeitsplätze verloren gehen und die verschiedenen Industriezweige sich
bemühen, in einer sich schnell verändernden Welt wettbewerbsfähig zu bleiben. Was
Europa gebraucht hat, ist ein Haushalt, der sachdienlich ist, der einen Mehrwert erzeugt,
und der die Menschen erreicht, aber was Herr Verhofstadt und seine Kolleginnen und
Kollegen anbieten, ist mehr vom Gleichem.

Es gibt eine Redewendung: „Wenn man immer in die gleiche Richtung geht, dann endet
man dort, wo man losgegangen ist.“ Dieser Haushaltsplan muss in eine andere Richtung
gehen. Wir und die Regierung Ihrer Majestät sind uns darüber einig, dass die Ausgaben in
den Bereichen erhöht werden sollten, die einen Mehrwert liefern. Wir stimmen zu:
Investitionen in Forschung und Entwicklung, in transeuropäische Transport-, Energie- und
Telekommunikationsnetze sollten erhöht werden. Wir stimmen zu: Investitionen in
Bildung, Kleinunternehmen und die Förderung des Binnenmarkts sind gut angelegtes Geld
und sollten gefördert werden. Das wird dazu beitragen, Arbeitsplätze und Wachstum zu
schaffen. Aber wir stimmen nicht zu, dass es akzeptabel ist, dass dieses Parlament das zum
Anlass nimmt, um einen größeren Haushalt zu fordern.

Herrn Verhofstadt möchte ich Folgendes sagen. In ganz Europa verabschieden Regierungen
Sparhaushalte, und dieses Parlament würde äußerst unklug handeln, wenn es dieser
Botschaft keine Rechnung tragen würde, wenn es sich dazu entscheiden sollte, das Schreiben
von fünf Regierungsoberhäupter zu ignorieren, denn was diese fünf Regierungsoberhäupter
gesagt haben, ist Folgendes: Mehr Europa ist nicht die Antwort; ein intelligenteres Europa
ist die Antwort.

Wir brauchen einen zielgerichteteren Haushaltsplan. Im Sonderausschuss zu den politischen
Herausforderungen und den Haushaltsmitteln für eine nachhaltige Europäische Union
nach 2013 haben wir zu Recht über Prioritäten gesprochen, aber wir haben nie danach
gehandelt. Es gab keinen Hinweis darauf, dass der Wille vorhanden ist, schwierige
Entscheidungen zu fällen, solche Entscheidungen, wie die Regierungen in ganz Europa sie
momentan fällen.

Wir akzeptieren also, dass es höhere Ausgaben für die neuen Prioritäten geben sollte, aber
denken auch, dass es an der Zeit ist, dass wir die traditionellen Prioritäten in Augenschein
nehmen. In diesem Zusammenhang wurde in Bezug auf den europäischen Haushaltsplan
also wieder eine Gelegenheit verpasst.

(Der Redner erklärt sich damit einverstanden, auf eine „Blue-Card“-Frage gemäß Artikel 149 Absatz
8 zu antworten)

Andrew Duff (ALDE).   – Herr Präsident, ich möchte meinen Kollegen fragen, ob er nicht
anerkennt, dass die Übertragung gewisser Schlüsselausgaben vom nationalen auf den
europäischen Haushalt zu Kosteneffizienz und zu Rationalisierungseffekten führen und
dem Fiskus der Mitgliedstaaten Geld sparen wird. Das ist die zentrale Botschaft der
Herangehensweise des Parlaments zur Reformierung der finanziellen Vorausschau. Das
ist logisch, und es erfordert eine logische und rationale Antwort aus London.

Richard Ashworth (ECR).   – Herr Präsident, ich verstehe das Argument von Herrn Duff,
und wie immer ist die Theorie richtig, aber die Praxis ist es nicht.

Zeigen Sie mir ein Beispiel, wo die Übertragung dieser Unterstützung zu einer größeren
Effizienz durch die Ausgaben der Europäischen Union geführt hat. Zeigen Sie mir einen
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Beweis dafür, dass es den Bürgerinnen und Bürgern tatsächlich Geld gespart, und nicht
zusätzliches Geld gekostet hat.

Ich sage noch einmal, dieser Haushalt ist ein Beleg für die Forderung von Herrn Duff und
seinen Kolleginnen und Kollegen nach mehr Europa, und nicht nach einem intelligenteren
Europa. Die Regierung des Vereinigten Königreichs fordert bessere Ausgaben, nicht mehr
Ausgaben.

Bas Eickhout,    im Namen der Verts/ALE-Fraktion. – (NL) Herr Präsident, es ist immer
interessant zu sehen, dass, sobald wir über einen zukunftsorientierten Haushaltsplan
sprechen, die Debatte sich immer nur um die Frage dreht „wie viel wird das genau kosten?“.
In dieser Aussprache sollte es eigentlich um drei Fragen gehen, drei Prioritäten, die für uns,
die Fraktion der Grünen/Freie Europäische Allianz, entscheidend sind.

Erstens brauchen wir eine Vision für Europa und wir müssen entscheiden, welchen Mehrwert
der europäische Haushalt zu dieser Vision für Europa beiträgt. Zweitens: Ja, Herr Ashworth,
der Haushaltsplan sollte erneuert und umweltfreundlicher gestaltet werden, es sollte ein
zukunftsorientierter Haushaltsplan sein. Ein zukunftsorientierter Haushaltsplan bedeutet
jedoch auch, dass sich die Prioritäten verschieben, und dass trotzdem mehr europäisches
Geld gebraucht wird. Die dritte Priorität betrifft die Eigenmittel der EU. Machen Sie das
System gerechter und transparenter, und dann können wir über Eigenmittel sprechen.

Lassen Sie mich diese drei Prioritäten ansprechen, zu Beginn den Mehrwert. Hier wird die
Debatte auch in einem Tonfall geführt, als ob das Geld, das nach Brüssel geht, in einem
schwarzen Loch verschwinden würde. Was für ein Unsinn, vollkommener Unsinn! Wenn
man sich mal anschaut, was auf europäischer Ebene getan werden kann, dann gibt es viele
Gründe dafür, Geld auf europäischer und eben nicht auf nationaler Ebene auszugeben.
Nehmen Sie zum Beispiel unsere diplomatischen Dienste, unsere Botschaften im Ausland.
Wollen wir 27 davon in allen möglichen Ländern in Afrika haben, oder wollen wir eine
einzige Botschaft der EU haben? Letzteres bedeutet, dass mehr Geld an die EU für diese
EU-Botschaft gehen muss, aber es bedeutet auch, dass 27-mal weniger Geld in den 27
Mitgliedstaaten ausgegeben wird. Es geht hier um die effiziente Nutzung von Geld.

Sehen Sie sich auch die Infrastruktur an. Wenn wir als Länder Infrastruktur bauen, wie
stellen wir dann sicher, dass sie auch grenzüberschreitend funktioniert, auf dem Gebiet
der Energienetze? Dort braucht man auch europäisches Geld. Oder nehmen Sie Innovation
und Forschung. Stellen Sie sicher, dass sie zusammengelegt werden, damit Sie sie zusammen
verwalten können, damit man Rationalisierungseffekte hat. Das sind intelligente
Investitionen. Das ist eine Vision des Mehrwerts von Europa, und das ist der Grund, wieso
wir einen europäischen Haushalt brauchen.

Zweitens muss der Haushaltsplan zukunftsorientiert sein. Der aktuelle Haushaltsplan ist
viel zu sehr „Business as usual“. Wir haben die Ziele für 2020 für eine intelligente Wirtschaft,
eine nachhaltige Wirtschaft. Deshalb müssen wir darin investieren. Die Herausforderung
für die EU besteht darin, dass sie es mit einer Knappheit zu tun hat, einer Knappheit von
natürlichen Ressourcen, aber auch von Arbeitskräften. Die EU muss darin investieren,
damit wir dieses Problem bewältigen können. Der Europäische Landwirtschaftsfonds für
die Entwicklung des ländlichen Raums muss erneuert und umweltfreundlicher gemacht
werden, damit die Landwirtschaft ein Beispiel für einen angemessenen und effizienten
Umgang mit natürlichen Ressourcen werden kann. Der Strukturfonds muss auch neue
Herausforderungen, wie die Energie, meistern. Stellen Sie sicher, dass die Strukturfonds
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einen Beitrag zum Erreichen der Ziele leisten, die wir für 2020 gesetzt haben. Das ist die
Innovation, über die wir sprechen sollten.

Was sind die neuen Herausforderungen? Nachhaltige Energie – das bedeutet Infrastruktur,
und wir brauchen Geld dafür; Außenpolitik – der arabische Frühling: Wie sah die
europäische Reaktion aus? Dafür brauchen wir auch europäisches Geld. Die Verringerung
der Armut innerhalb und außerhalb der EU, der Klimawandel, Innovation, alles gute Gründe,
damit wir auf Ebene der EU handeln.

Die dritte Priorität betrifft die Eigenmittel der EU. Das gegenwärtige System ist bankrott.
Die Rabatte, die für die Briten gelten und die die Niederländer und die Dänen wollen, das
ist ein bankrottes System. Machen Sie es gerechter, machen Sie es transparenter, oder
sichern Sie Eigenmittel für die EU. Ziehen Sie eine Finanztransaktionssteuer in Betracht.
Dann haben Sie ein gerechtes System, wo das Geld an die EU geht, und wo wir unsere
eigenen Ziele erreichen können. Das ist eine kluge Politik. Die Dinge müssen sich ändern,
aber sie müssen sich ganz sicher auch auf europäischer Ebene ändern.

Abschließend möchte ich denjenigen Mitgliedstaaten, die sagen, dass immer weniger Geld
an die EU gehen sollte, die der EU aber gleichzeitig alle möglichen neuen Prioritäten setzen,
die folgende Frage stellen: Wenn Sie wollen, dass weniger Geld an die EU geht, an welchen
Prioritäten sollten wir als EU arbeiten? Denn wenn Sie wollen, dass die EU weniger Geld
erhält, dann müssen Sie auch eine Wahl treffen. Bisher haben wir gehört, dass es immer
mehr Prioritäten gibt, aber weniger Geld. Das ergibt ganz einfach keinen Sinn. Das ist also
die Frage, über die die britische und die niederländische Regierung nachdenken sollten.

Lothar Bisky,    im Namen der GUE/NGL-Fraktion . – Herr Präsident! Herr Berichterstatter
Polledo, Sie werden verstehen, dass Linke besonders hohe Ansprüche an die soziale
Ausrichtung der EU haben und deshalb leicht enttäuscht sind, dass das Soziale in Ihrem
Bericht nicht eine deutlichere Priorität für die kommenden Jahre darstellt.

Ich bin überzeugt, dass Erhalt und Entwicklung des europäischen Sozialstaatmodells und
des europäischen Solidaritätsprinzips gerade in Zeiten der Krise und des Sparens enorm
wichtig sind. Beides sind kulturelle Errungenschaften Europas, die aufzugeben aus meiner
Sicht das Ende des europäischen Sozialintegrationsprozesses bedeuten könnte.

Gewiss, Sie haben viele wichtige Herausforderungen aufgezählt, auch über die Strategie
Europa 2020 hinaus. Doch ich glaube nicht, dass die vorgeschlagene zaghafte Erhöhung
um 5 % dafür ausreichen wird. Als Parlament sollten wir klar sagen, dass wir das soziale
Europa besonders fördern wollen. Anderes, wie ERD, FRONTEX, ITER kann eventuell ja
etwas warten. Den Rat einzuladen, negative Prioritäten zu setzen, also zu kürzen, halte ich
für falsch.

Gleichwohl ist anzuerkennen, dass mit diesem Bericht die parlamentarische Debatte zur
Reform des Eigenmittelsystems ernsthaft zum Laufen gebracht wird. Insbesondere die
Einführung der Finanztransaktionssteuer ist eine endlich in Angriff zu nehmende
Angelegenheit. Hier geht es ja nicht nur um ein nützliches Finanzierungsinstrument,
sondern auch um mehr Transparenz darüber, wie die EU finanziert wird.

Es geht natürlich um einen wichtigen Teil der Finanzmarktregulierung. Richtig ist nach
meiner Auffassung ebenso die Abschaffung des Britenrabatts und der Rückfluss nicht
abgerufener EU-Mittel in den EU-Haushalt.
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Marta Andreasen,    im Namen der EFD-Fraktion. – Herr Präsident, wenn dieses Parlament
für eine Aufstockung des Haushalts für den Zeitraum 2014-2020 stimmt, wird man ihm
wieder vorwerfen, dass es jeglichen Realitätsbezug verloren hat. Der Grund, der für die
Aufstockung angeführt wird, ist die Finanzierung der Strategie Europa 2020. Die Strategie,
von der man sagt, dass sie uns aus der Krise führen wird.

Rufen wir uns doch ins Gedächtnis, was mit der Strategie von Lissabon passiert ist; sie war
ein totaler Fehlschlag. Das Geld der Steuerzahler wurde verschwendet, und wir sollten
diesen Fehler nicht wiederholen. Der Europäische Rechnungshof berichtet von einem
beträchtlichen Anteil von Unregelmäßigkeiten, von denen verschiedene Politikbereiche
betroffen sind. Durchschnittlich betragen sie alljährlich 2,8 % des Haushalts, und wir lassen
weiterhin Gelder in diese Regionen fließen. Die Kosten für Projekte sind bis auf die dreifache
Summe der ursprünglichen Schätzungen angewachsen; andere verzögern sich, während
bessere Technologie an ihre Stelle tritt. Das ist der Fall bei Galileo, wo das ursprüngliche
Budget von 7,7 Mrd. EUR auf 22,6 Mrd. EUR angewachsen ist.

Über 40 % des Haushalts werden weiterhin in die gemeinsame Agrarpolitik investiert,
während nur 4,7 % der Arbeitskräfte in Europa im Agrarsektor beschäftigt sind. Die
Gemeinsame Fischereipolitik – die Kommissarin Damanaki einen Fehlschlag genannt hat
– macht es notwendig, dass die Steuerzahler jedes Jahr 1 Mrd. EUR nach Brüssel schicken.
Der Europäische Auswärtige Dienst kostet jedes Jahr 500 Mio. EUR zusätzlich, und hat
noch nicht seinen Daseinszweck unter Beweis gestellt.

All diese Beispiele sollten sicherlich keine Aufstockung des Haushalts rechtfertigen, sondern
eine Kürzung des Haushalts. Ich hoffe, dass die Regierung des Vereinigten Königreichs
Stellung beziehen wird, dass sie sagen wird, genug ist genug, und eine Kürzung fordert. Es
scheint jedoch so, als ob die Abgeordneten der Koalitionsparteien im Europäischen
Parlament hier ein Einfrieren bevorzugen. Die Steuerzahler im Vereinigten Königreich
werden es ihnen nicht danken.

Lucas Hartong (NI).   – (NL) Herr Präsident, unmittelbar vor dem Ersten Weltkrieg hat
der britische Minister Sir Edward Grey Folgendes gesagt: „In ganz Europa gehen die Lichter
aus. Wir werden es nicht mehr erleben, dass sie wieder angezündet werden.“ Uns liegt der
Bericht Polledo über die politischen Prioritäten des Europäischen Parlaments für den
Zeitraum nach 2013 vor. Es geht hier sowohl um die Gesetzgebung als auch um den
Haushaltsplan. Das ist daher die Vision der EU von der Zukunft der europäischen
Bürgerinnen und Bürger.

Von was für einer schrecklichen intellektuellen, kulturellen und politischen Armut dieser
Bericht durchdrungen ist! Was für eine Tendenz hin zur Diktatur seitens der europäischen
politischen Elite. Dieses Parlament behauptet, dass die EU auf internationaler Ebene
gegenüber der Summe der einzelnen Mitgliedstaaten einen Mehrwert liefert. Daher verlangen
Sie eine Aufstockung des EU-Haushalts um mindestens 5 %. Wie absurd! Was für eine
Ablehnung der nationalen Souveränität und was für eine Verachtung der Bürgerinnen und
Bürger und der Regierungen unserer Länder.

Lassen Sie es mich klar und deutlich sagen: Ein vernünftig denkender Mitgliedstaat wie die
Niederlande wird diesem Bericht nie zustimmen können. Abgeordnete des Europäischen
Parlaments, die eine freiheitsliebende Vision vertreten, sollten diesen Bericht direkt in den
Abfalleimer werfen. Wieso? Weil andernfalls in ganz Europa die Lichter ausgehen werden
und wir den Weg für eine düstere Zukunft für unserer Kinder ebnen werden. Meine Fraktion
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will, dass die Lichter in Europa an bleiben, und deshalb werden wir von ganzem Herzen
gegen den Bericht stimmen.

Der Präsident.   – Verehrte Kolleginnen und Kollegen, wie Sie sehen, werden wir Zeugen
einer grundlegenden Diskussion über die Zukunft Europas, und wir warten auf den
Standpunkt der Kommission.

Es gibt eine „Blue-Card“-Frage. Herr Hartong, sind Sie bereit, darauf zu antworten?

Gerben-Jan Gerbrandy (ALDE).   – (NL) Herr Präsident, ich möchte meinem Kollegen
Herrn Hartong die folgende Frage stellen. Gegenwärtig sind mehrere Mitgliedstaaten der
EU auch Mitglied der G8, der Organisation der acht größten Volkswirtschaften der Welt.
In den nächsten 10 bis 15 Jahren wird jedoch kein einziges europäisches Land mehr dort
vertreten sein. Wie können Sie dann darauf beharren, dass einzelne europäische Länder
weiterhin eine bedeutende Rolle auf der Weltbühne spielen? Denken Sie nicht, dass die
einzige Art und Weise, wie Europa dort weiterhin eine Rolle spielen kann, ist, dass es
gemeinsam handelt?

Lucas Hartong (NI).   – (NL) Herr Präsident, ich danke meinem Kollegen für die Frage.
Europa ist wegen seiner Mitgliedstaaten so wundervoll und so mächtig, und deshalb sind
die Mitgliedstaaten, indem sie in enger Abstimmung zusammenarbeiten, in der Lage, mit
einer starken Stimme auf der globalen politischen Bühne zu sprechen. Das wird auch
weiterhin der Fall sein. Eben weil die nationalen Regierungen gut zusammenarbeiten,
werden ihre Stimmen einen wundervollen Chor bilden.

Janusz Lewandowski,    Mitglied der Kommission. – Herr Präsident, ich begrüße im Namen
der Kommission den vom SURE-Ausschuss vorgelegten Bericht. Das ist ein echter Beitrag
zu der Vorbereitung der nächsten finanziellen Vorausschau, aber er ist auch wirklich
europäisch. Es ist eine echte europäische Perspektive auf die Zukunft des europäischen
Projekts. Das ist jetzt, wo wir vor einer Vielzahl von gemeinsamen Herausforderungen
stehen, die gemeinsame Antworten erfordern, in einer Ära, die Herr Schulz als eine Ära
bezeichnet hat, die im Geiste der Entsolidarisierung steht, dringend notwendig.

Mein Kommentar bezieht sich nicht nur auf den Bericht, sondern auch auf die Beratungen
im SURE-Ausschuss – an denen ich teilgenommen habe, ich weiß also, wovon ich rede –,
auf die kompetente Leitung durch Jutta Haug und die Rolle von Salvador Garriga Polledo.
Das ist der breite Konsens und der Mehrheitsbeschluss, der wahrscheinlich und hoffentlich
heute im Plenum bestätigt wird. Ja, wir teilen die im Bericht enthaltene Vision. Ja, wir sagen
auch, dass es beim europäischen Haushalt nicht um die Vervielfältigung der nationalen
Haushalte geht, sondern um das Erreichen gemeinsamer Ziele, die über die Kapazität von
Nationalstaaten hinausgehen, wo die europäischen Finanzmittel Rationalisierungseffekte
oder Synergieeffekte erzeugen.

Kurz gesagt sollte der europäische Haushalt dort genutzt werden, wo er etwas bewegt, da
er die Eigenschaft einer Investition hat und kein Defizit aufweist. Wir teilen außerdem eine
Vision von den sogenannten „traditionellen“ Politikbereichen – also von der gemeinsamen
Agrarpolitik und der Kohäsionspolitik. Traditionell bedeutet nicht überholt, sondern es
beinhaltet einen Mechanismus zum Erreichen der Ziele der Strategie Europa 2020. Wenn
sie im Haushaltsplan richtig angepasst würden, dann könnten sie Platz schaffen für eine
bessere und sichtbar bessere Finanzierung dessen, was unterfinanziert gewesen ist – d. h.
Innovation, die Steuerung der Migrationsströme, die externen Verpflichtungen der
Europäischen Union, die jetzt im Mittelmeerraum erkennbar sind, Energieeffizienz und
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vor allem wie Europa über die transeuropäischen Netze und die anderen
grenzüberschreitenden Verbindungsleitungen im Energiesystem verbunden werden soll.

Der europäische Haushalt sollte als Werkzeugkoffer zur Disziplinierung der öffentlichen
Finanzen der Mitgliedstaaten neue Funktionen übernehmen, aber er kann nicht für die
Misswirtschaft mit den öffentlichen Finanzen auf nationaler Ebene verantwortlich gemacht
werden. Er sollte für die Zahlungsbilanzfazilität als Sicherheit dienen, aber auch in der
Zukunft für eine verstärkte Nutzung von innovativen Finanzinstrumenten zur Stützung
der europäischen Haushalte.

Im Bericht wird eine Reform der Finanzierungsseite gefordert, und wir reagieren darauf,
indem wir neue Ressourcen aufzeigen. Wie Herr Daul richtig gesagt hat, auf diese Weise
macht man das Leben eines Finanzministers einfacher – indem man neue Eigenmittel für
den Haushalt aufzeigt und die direkten Beiträge senkt. Deshalb geht es im Paket, das Ende
Juni vorgestellt werden soll, um Zahlen, die Verordnung zum mehrjährigen Finanzrahmen,
einen neuen Vorschlag für eine interinstitutionelle Vereinbarung, aber auch um Eigenmittel.
Konkrete sektorbezogene Vorschläge sollten später folgen, zwischen September und dem
Ende des Jahres.

Ich möchte zum Abschluss noch einmal meine Überzeugung zum Ausdruck bringen, dass
der SURE-Ausschussbericht ein guter Beitrag zur Diskussion über die Zukunft der
Europäischen Union ist und ein starker, wichtiger Orientierungspunkt für die Kommission.
Die Zusammenarbeit zwischen der Kommission und dem Parlament ist von grundlegender
Bedeutung, nicht nur für einen guten Auftakt zur Formulierung des Vorschlags, sondern
auch für einen glücklichen Ausgang der Verhandlungen, die vor diesem Hintergrund
äußerst schwierig sind.

Der Präsident   – Vielen Dank, Herr Kommissar. Das war eine sehr wichtige Diskussion
zwischen der Kommission und dem Parlament. Die beiden Institutionen würden sich gerne
gegenseitig unterstützen, um eine gleiche Herangehensweise an den mehrjährigen
Finanzrahmen zu haben. Wir werden das Projekt der Europäischen Kommission Ende des
Monats sehen, wenn es auch im Parlament vorgestellt wird.

(Als Antwort auf eine Stimme aus dem Plenum:)

Es tut mir leid, aber wir stellen unseren Gästen keine „Blue-Card“-Fragen, sie werden nur
Mitgliedern des Europäischen Parlaments gestellt.

Thijs Berman,    Verfasser der Stellungnahme des Entwicklungsausschusses. – (NL) Herr Präsident,
für den Entwicklungsausschuss ist dies nicht nur ein Bericht mit einer klaren Aussage,
sondern auch ein Bericht von entscheidender Bedeutung, da darin festgelegt wird, dass die
Europäische Union während der kommenden sieben Jahre die Verantwortung für die
ärmsten Länder schultern wird, und dass sie dazu Zweckbindungen im Haushaltsplan
durchführen wird. Es wird festgelegt, dass die Mitgliedstaaten ihren eigenen Verpflichtungen
nachkommen müssen. Die Mitgliedstaaten haben jedoch noch einen langen Weg vor sich,
um 0,7 % ihres Bruttonationaleinkommens (BNE) für die Entwicklungszusammenarbeit
zu zahlen. Wenn die Europäische Union bei der Entwicklungszusammenarbeit
zusammenarbeitet, wird dies zu Einsparungen, zur Beseitigung von Überschneidungen
und zur Sicherstellung von besseren und effizienteren Ausgaben führen.

Der Bericht legt fest, dass Maßnahmen zur Bekämpfung des Klimawandels nicht aus dem
Entwicklungshaushalt finanziert werden können. Er fordert, dass der Stärkung der
Menschenrechte, der Demokratie und der Rechtsstaatlichkeit höhere Priorität eingeräumt
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wird. Er fordert neue Finanzierungsmethoden neben ausschließlichen Subventionen, zum
Beispiel Kombinationen aus Darlehen und Subventionen. Er betont, dass die humanitären
Maßnahmen weiterhin ihr eigenes unabhängiges Finanzinstrument haben sollten, weil die
Soforthilfe neutral und nicht von den politischen Entscheidungen des Europäischen
Auswärtigen Dienstes (EAD) beeinflusst sein sollte. Durch diese Entscheidungen bleibt die
Europäische Union weiterhin der wichtigste Partner für die Entwicklungsländer der Welt,
und das ist entscheidend.

Gerben-Jan Gerbrandy,    Verfasser der Stellungnahme des Ausschusses für Umweltfragen,
Volksgesundheit und Lebensmittelsicherheit. – (NL) Herr Präsident, der Ausschuss für
Umweltfragen, Volksgesundheit und Lebensmittelsicherheit kann auch seine Zufriedenheit
mit dem uns vorgelegten Bericht zum Ausdruck bringen. Er berücksichtigt die
Rohstoffknappheit, die Bedrohung der biologischen Vielfalt, die Bewegung hin zur
erneuerbaren Energie und insbesondere auch – und ich halte dies für eine Schlüsselfrage
– die Wichtigkeit der Nachhaltigkeit für unsere Wirtschaft.

Es gibt ein jedoch ein aber: Wir leben in einer Zeit, in der alle Mitgliedstaaten jeden Euro
mindestens dreimal umdrehen, bevor sie ihn ausgeben. Und dennoch tun wir etwas wirklich
Eigenartiges. Wir geben Milliarden für Subventionen aus, wie etwa umweltschädliche
Subventionen, für Dinge, für die wir anschließend viele Milliarden mehr ausgeben müssen,
um sie wieder gutzumachen. Im Namen meiner Fraktion habe ich daher noch einmal den
Änderungsantrag eingereicht, den der Ausschuss für Umweltfragen, Volksgesundheit und
Lebensmittelsicherheit angenommen hat, der beinhaltet, dass Subventionen, die negative
Auswirkungen auf die Umwelt haben, bis 2020 auslaufen sollen. Insbesondere in dieser
Zeit der Knappheit können wir uns derartige Subventionen nicht leisten.

Constanze Angela Krehl,    Verfasserin der Stellungnahme des mitberatenden Ausschusses für
regionale Entwicklung . − Herr Präsident! Die Kohäsionspolitik ist einer der größten
Einzelhaushalte in der Europäischen Union. Wir müssen eine moderne, den neuen
Herausforderungen angepasste Politik entwickeln. Wir wollen Investitionen in eine moderne
Infrastruktur, wir wollen Investitionen in Forschung, Innovation und Entwicklung von
neuen Technologien. Wir wollen eine nachhaltig integrierte Stadtentwicklung, und wir
wollen gut ausgebildete Facharbeiter und Facharbeiterinnen.

Wir brauchen in den Regionen eine spezifische Förderung, um sie wettbewerbsfähig zu
machen und um sie ökonomisch zu entwickeln. Aber gleichzeitig muss man auch sagen,
dass alle Regionen Zugang zur Kohäsionspolitik haben müssen, osteuropäische
Mitgliedstaaten genauso wie die starke Volkswirtschaft Deutschland. Ostdeutschland
braucht die Unterstützung, aber auch in westdeutschen Regionen brauchen wir europäische
Hilfe, genauso wie im Vereinigten Königreich.

Dafür brauchen wir einen Haushalt, der nicht kleiner sein darf als der jetzige, und wir
brauchen einen Haushalt, der nicht in verschiedene Sektoren zersplittert sein darf. Wir
müssen uns bemühen, die Effizienz und die Transparenz zu verbessern, und wir müssen
das mit einem Abbau von unnötiger Bürokratie verbinden. Kohäsion hat mit Solidarität
zu tun. Aber Kohäsion ist auch wirtschaftlich vernünftig und notwendig.

Fehlende Kohäsion ist auch für starke Volkswirtschaften schlecht. Also lassen Sie uns eine
entsprechende Finanzausstattung für die Kohäsionspolitik vorsehen. Ich bedanke mich
ausdrücklich beim Berichterstatter, dass er die Stellungnahme des Regionalausschusses so
in seinen Bericht übernommen hat, und ich bitte um Unterstützung für den Antrag, der
die Zwischenkategorien noch einmal verbessert.
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Wir haben im Regionalausschuss einen Kompromiss gefunden, und ich würde mir sehr
wünschen, dass dieses Haus diesen Kompromiss, den die Fachpolitiker gefunden haben,
in den Bericht Garriga übernimmt. Dafür bitte ich um eine breite Unterstützung.

Giovanni La Via,    Verfasser der Stellungnahme des Ausschusses für Landwirtschaft und ländliche
Entwicklung. – (IT) Herr Präsident, zunächst möchte ich Herrn Garriga Polledo auch im
Namen der Mehrheit des Ausschusses für Landwirtschaft und ländliche Entwicklung (AGRI)
für seine ausgezeichnete Arbeit in den vergangenen Monaten meine Anerkennung zollen.

Die Debatte über die zukünftigen finanziellen Vorausschauen war sehr hitzig, und der
Bericht, den Herr Garriga Polledo erstellt hat, bietet eine gute Zusammenfassung, die die
Positionen der verschiedenen nationalen Delegationen und der verschiedenen Fraktionen
umfasst.

In meiner Eigenschaft als Verfasser der Stellungnahme des Ausschusses für Landwirtschaft
und ländliche Entwicklung möchte ich meine volle Unterstützung für die Entscheidung
zum Ausdruck bringen, zumindest den Landwirtschaftshaushalt unverändert zu lassen,
und ich lehne – wie viele meiner Kollegen im AGRI-Ausschuss – den von der Fraktion der
Allianz der Liberalen und Demokraten für Europa (ALDE) eingereichten Änderungsantrag
strikt ab, der mögliche zukünftige Kürzungen der Ressourcen für die Landwirtschaft in
Kauf nehmen würde, um andere Aktivitäten zu akzeptieren.

Ich fühle mich verpflichtet, meine Kollegen daran zu erinnern, dass die gemeinsame
Agrarpolitik in den Verträgen verankert und eine der wenigen echten europäischen
Politikbereiche ist; sie kann in einem strategischen Sektor, der öffentliche Güter bereitstellt
und einen echten europäischen Mehrwert schafft, eine wichtige Rolle spielen.

Cătălin Sorin Ivan,    Verfasser der Stellungnahme des Ausschusses für Kultur und Bildung. –
(RO) Herr Präsident, wann immer wir über den Haushaltsplan der Europäischen Union
und über europäische Finanzmittel sprechen, insbesondere über den mehrjährigen
Finanzrahmen, sprechen wir automatisch vom europäischen Mehrwert. Ich denke nicht,
dass es einen Bereich oder Segment im Haushalt der Europäischen Union gibt, wo der
europäische Mehrwert größer ist, mit so wenig Geld. Um jedoch sicherzustellen, dass alles,
worüber wir in diesem Plenarsaal nachdenken, und alle europäischen Projekte eine
Verbindung zur europäischen Bevölkerung und zu jedem europäischen Bürger haben, und
dass all diese Projekte eine Zukunft haben, muss die heutige Jugend an das Projekt der
Europäischen Union glauben, sie muss sich immer europäischer fühlen, und wir müssen
unsere Investitionen in Kultur, Bildung und in Jugendprojekte und -programme deutlich
erhöhen.

Aus diesem Grund sage ich, dass wir, damit die Europäische Union eine Zukunft hat, Geld
für Bildung, Kultur und für junge Menschen brauchen. Ganz zu schweigen vom Sport, der
eine Priorität der Agenda von Europa 2020 ist.

Eva-Britt Svensson,    Verfasserin der Stellungnahme des Ausschusses für die Rechte der Frau
und die Gleichstellung der Geschlechter. – (SV) Herr Präsident, als Verfasserin der Stellungnahme
des Ausschusses für die Rechte der Frau und die Gleichstellung der Geschlechter möchte
ich hervorheben, dass bei der Fällung von wichtigen Entscheidungen in Bezug auf die
Wirtschaft und finanz- und währungspolitische Angelegenheiten, steuerliche Fragen und
Handelspolitik, von allen Entscheidungen, die den Haushalt und unsere Chancen betreffen,
der Einfluss, den Frauen auf diese Entscheidungen haben, gegenwärtig sehr klein ist. Um
einen modernen Haushaltsplan für die Zukunft zu erstellen, hat der Ausschuss für die
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Rechte der Frau und die Gleichstellung der Geschlechter einige wichtige Fragen in Bezug
auf die zukünftige Arbeit am Haushaltsplan unterstrichen.

Die Fähigkeiten und die Erfahrung von Frauen müssen genutzt werden. Wir möchten die
Notwendigkeit für die Integration der Gleichberechtigung betonen – dass die
Gleichberechtigung im Haushaltsplan berücksichtigt wird. Ich höre, wie meine Kollegen
über den zukünftigen Haushaltsplan und über die Aufstockung der Ressourcen etc.
sprechen. Es geht nicht nur darum, die Mittel zu erhöhen, sondern auch darum, den
politischen Mut zu haben, die Aspekte im Haushaltsplan anders zu gewichten und die
Fähigkeiten zu nutzen, die die Frauen haben. Wenn wir das tun, werden wir nicht immer
wieder höhere Haushaltsmitteln fordern, sondern wir werden in der Lage sein, den Haushalt
zu nutzen, um moderne Strategien für die Zukunft aufzustellen.

Reimer Böge,    im Namen der PPE-Fraktion . – Herr Präsident, liebe Kolleginnen und
Kollegen! Der vorliegende Bericht ist ein sachgerechtes und vernunftorientiertes Angebot
des Parlaments an Kommission und Rat zur Weiterentwicklung des haushälterischen
Fundaments der Europäischen Union in einer schwierigen Zeit.

Ich möchte ausdrücklich dem Berichterstatter Salvador Garriga und der Vorsitzenden Jutta
Haug für ihre Arbeit danken. Sie haben beide einen exzellenten Job gemacht. Und bei allen
Politikunterschieden, die wir zwischen den Fraktionen haben, war die Arbeit geprägt von
dem Ringen um gemeinsame europäische Lösungen. Von diesem Geist könnten andere
Institutionen ein wenig mehr haben. Wir wollen echte Eigenmittel, so wie der Vertrag es
formuliert.

Unbeschadet weiterer Einnahmen finanziert sich der Haushalt ausschließlich aus
Eigenmitteln. Wir sind also vertragstreu, wenn wir dieses einfordern. Und übrigens: Schluss
mit all diesen merkwürdigen zweckbestimmten Rabatten! Diese Debatte sollte
unvoreingenommen und mit weniger Schaum vor dem Mund, als es in manchen
Hauptstädten und Kommentaren geschieht, geführt werden, und zwar gemeinsam mit
den Kollegen der nationalen Parlamente.

Wir wollen gleichzeitig die Einheit des Haushalts gewahrt wissen und nicht zur Auslagerung
von Haushaltspolitik aus dem Gemeinschaftshaushalt kommen. Wenn wir über die
Ausgaben sprechen, müssen wir über die Verpflichtungen sprechen, die sich aus dem
Vertrag von Lissabon ergeben. Wir haben die EU-2020-Strategie hinreichend zu finanzieren,
zu der wir uns alle verpflichtet haben. Wachstum als Grundlage für wirtschaftliches, soziales
und gesellschaftliches Handeln.

Über den europäischen Mehrwert und die notwendigen Synergieeffekte zwischen dem
nationalen Haushalten und dem EU-Haushalt müssen wir mehr als bisher reden, denn
unbeschadet von Einsparpotentialen, die wir natürlich auch im EU-Haushalt haben, kann
Vieles von dem, was wir ergänzend brauchen, im Rahmen einer wirklichen Debatte über
Synergie und Einsparpotentiale zwischen dem EU-Haushalt und den nationalen Haushalten
besprochen werden. Dem Rat muss man klar sagen, dass er, wenn er den Weg, den wir
heute aufzeigen, nicht mitgehen will, sagen muss, welche politischen Prioritäten man von
der Tagesordnung streicht und nicht finanzieren will. Das gehört zur Ehrlichkeit gegenüber
dem Bürger. Ich hoffe, dass die Kommission bei ihren Legislativvorschlägen positiv auf
diese Vorschläge des Parlaments eingeht, und ich erwarte, dass die kommenden
Präsidentschaften einen Weg finden, offen und transparent mit dem Parlament zu sprechen,
damit wir das Zustimmungsverfahren in der entsprechenden Zeit erfolgreich abschließen
können.
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(Der Redner ist damit einverstanden, eine Frage nach dem Verfahren der „blauen Karte“ zu
beantworten (Artikel 149 Absatz 8 GO).)

Derk Jan Eppink (ECR).   – Herr Präsident, soweit ich weiß, ist Herr Böge in Deutschland
ein Mitglied der CDU. Ich frage mich, ob sein Plädoyer für Eigenmittel der EU seinen eigenen
persönlichen Standpunkt widerspiegelt oder den Standpunkt seiner Partei in Deutschland.

Reimer Böge (PPE). -   Herr Präsident! Ich gehe sehr gerne auf die Frage ein. Ich bin in der
Tat nicht nur CDU-Mitglied, sondern auch seit 13 Jahren stellvertretender
Landesvorsitzender der CDU in Schleswig-Holstein. Bevor dieser Ausschuss sich geäußert
hat, haben wir eine Positionsbestimmung der CDU/CSU-Abgeordneten im Europäischen
Parlament vorgenommen. Und die Aussage zu den Eigenmitteln, die die
CDU/CSU-Abgeordneten im Europäischen Parlament als ihre Position beschlossen haben,
die in einem gewissen Widerspruch zur nationalen Position steht, deckt sich komplett mit
dem, was der SURE-Ausschuss gesagt hat. Und dazu stehe ich, auch in meiner politischen
Verantwortung als CDU-Politiker in Deutschland.

Göran Färm,    im Namen der S&D-Fraktion. – (SV) Herr Präsident, die EU steht momentan
vor den größten Herausforderungen seit sehr langer Zeit. Wir müssen versuchen, der
Wirtschaftskrise ein Ende zu setzen, und gleichzeitig neue Krisen verhindern. Wir müssen
mit der zunehmenden Globalisierung und dem zunehmenden Wettbewerb fertigwerden.
Große grenzüberschreitende Investitionen zum Beispiel in die Forschung werden notwendig
sein. Wir müssen die Herausforderungen in Bezug auf die Umwelt, das Klima und die
nachhaltige Energieversorgung in den Griff bekommen.

Wir müssen den verheerenden Trend der permanenten hohen Arbeitslosigkeit und der
sozialen Ausgrenzung umkehren, den Europa erlebt, und wir müssen insbesondere
versuchen, unseren südlichen Nachbarn im Hinblick auf die Krise zu helfen, von der sie
betroffen sind. Bedauerlicherweise wachsen in einer Situation, in der wir die Solidarität
und eine gut funktionierende europäische Zusammenarbeit am meisten brauchen auch
die Gefahren für die europäische Idee. Gerade jetzt betreffen sie u. a. den Haushaltsplan
der EU.

Im Sonderausschuss zu den politischen Herausforderungen und den Haushaltsmitteln für
eine nachhaltige Europäische Union nach 2013 verstehen wir, dass es seltsam erscheinen
kann, dass wir zu einer Zeit, zu der viele Mitgliedstaaten bei ihren eigenen Haushalten
Kürzungen durchführen, mehr Geld für den Haushalt der EU nach 2013 fordern.
Gleichzeitig wäre es jedoch vollkommen unangemessen, diese Herausforderungen zu
ignorieren, sich dem Euroskeptizismus zu beugen und politische Ziele aufzugeben, die die
Mitgliedstaaten uns etwa im Vertrag von Lissabon gegeben haben. Wir dürfen auch nicht
vergessen, dass starke Kürzungen nicht den schwächsten Mitgliedstaaten, Griechenland,
Irland und Portugal, nützen werden, sondern ganz im Gegenteil die Fähigkeit der EU
einschränken werden, sie zu unterstützen.

Die Regierung des Vereinigten Königreichs spricht nur im Namen der Nettobeitragszahler
und von niemand anderem. Daher haben wir im Bericht des Sonderausschusses zu den
politischen Herausforderungen versucht, ein vernünftiges Gleichgewicht zwischen
Einschränkungen, den Zielen, die notwendig sind, und einer zukunftsorientierten Reform
von Politikbereichen wie der Agrarpolitik zu finden. Wir einigten uns auf den Vorschlag
einer Erhöhung der Mittelzuweisungen für den nächsten Zeitraum um 5 % im Vergleich
zu 2013.
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Ich möchte Herrn Garriga Polledo, dem es gelungen ist, eine breite Mehrheit für seinen
Bericht zu finden, aufrichtig danken. Der Punkt ist, dass diese zusätzlichen 5 % eben für
Investitionen in den Schlüsselbereichen genutzt werden sollen, die sich auf Zukunft und
insbesondere auch auf Forschung, Wachstum und Beschäftigung konzentrieren. Es steht
fest, dass es notwendig ist, dass auf diesen Gebieten Maßnahmen eingeleitet werden, und
ohne die entsprechenden Mittel werden wir nicht in der Lage sein, die Herausforderungen
zu bewältigen. Um dies zu tun, müssen wir jedoch auch in der Lage sein, unsere Ansicht
in Bezug auf den EU-Haushalt zu ändern.

Denken Sie daran, dass dieser Haushalt der EU bezogen auf die Volkswirtschaften der
Mitgliedstaaten immer noch niedriger ist, als er es zum Beispiel zum Zeitpunkt des Beitritts
Schwedens in den 1990er Jahren war, trotz der Erweiterung von 15 auf 27 Mitgliedstaaten.
Die Erhöhung des EU-Haushalts wurde außerdem bedeutend langsamer durchgeführt als
die Erhöhung der nationalen Haushalte der Mitgliedstaaten, zum Beispiel des Haushalts
des Vereinigten Königreichs, was eine weitere Tatsache ist, die die Regierung Ihrer Majestät
nicht erwähnt. Ich persönlich bin vollkommen überzeugt, dass Sparmaßnahmen nicht der
einzige Weg aus der Krise sind. Wir müssen einen Weg zurück zu Wachstum und
Beschäftigung finden, indem wir Mittel für Investitionen finden, und dafür müssen wir
gemeinsam handeln.

Carl Haglund,    im Namen der ALDE-Fraktion. – (SV) Herr Präsident, ich möchte dem
Berichterstatter aufrichtig danken, der bei der Zusammenfassung der Ansichten der
Mitglieder dieses Parlaments eine ausgezeichnete Arbeit geleistet hat. Ich bin mir sicher,
dass wir in Bezug auf die Herausforderungen, vor denen wir stehen, vollkommen einer
Meinung sind. Die Frage ist nur, wie wir die Finanzmittel strecken können, und wir sprechen
jetzt nicht nur über die Finanzmittel in der EU, sondern auch über die Finanzmittel in den
Mitgliedstaaten, und das ist ein Balanceakt.

Im Ausschuss haben wir uns dazu entschieden, die Erhöhung des zukünftigen Haushalt
um 5 % zu empfehlen. Fünf Prozent klingen wie eine Menge, zumindest, wenn wir nach
Hause in unsere Hauptstädte zurückkehren und erklären, dass wir weitere 5 % brauchen.
Andererseits sind 5 % sehr wenig, wenn man die Herausforderungen berücksichtigt, vor
denen die EU steht, und wenn wir nur zu gut wissen, dass die EU einige neue Aufgaben
erhalten hat, die sie wirklich gut wahrnehmen sollte, und wir können dies ohne diese
Finanzmittel nicht tun.

Um jedoch gleichzeitig glaubwürdig zu sein, wenn wir mehr Geld fordern, müssen wir
den Mut haben, uns die bestehenden Strukturen und die bestehenden Kosten anzusehen.
Unsere Glaubwürdigkeit wird sich dann signifikant erhöhen, wenn es uns gelingt, zu zeigen,
dass wir auch Gelder umverteilen bzw. andere Prioritäten setzen und Geld sparen können,
bevor wir mehr Geld fordern. Jetzt spreche ich über ungerechtfertigte Vorteile in der
Agrarpolitik sowie von der Tatsache, dass unsere Politik zur Korruptionsbekämpfung
größtenteils nicht so erfolgreich ist, wie wir es immer behaupten, und der Tatsache, dass
die EU-Verwaltung zu einem gewissen Maß aufgebläht ist – allein die Tatsache, dass wir
uns hier in Straßburg befinden, ist ein Beispiel dafür. Das sind die Dinge, die unsere Fraktion
als Beispiele anführen wollte, die erörtert werden könnten, denn das sind die Dinge, die
unsere Glaubwürdigkeit stärken, wenn wir später mehr Geld fordern.

Wir haben dies in diesem Bericht jedoch nicht immer erreicht, was auch erklärt, wieso
einige meiner Kollegen bei der morgigen Abstimmung den „Nein“-Knopf oder vielleicht
auch den „Enthaltung“-Knopf drücken werden, obwohl eine große Mehrheit der Fraktionen
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den Bericht unterstützt. Viele Menschen sind letzten Endes enttäuscht, dass wir nicht in
der Lage waren, auch über eine neue Art und Weise der Zuweisung bestehender Mittel zu
diskutieren.

Eine weitere Frage, auf die wir unbedingt eingehen müssen, ist, wie wir den EU-Haushalt
finanzieren sollen, und in dieser Hinsicht hat unsere Fraktion klar Stellung bezogen. Wir
wollen eine ernsthafte Debatte über das, was als Eigenmittel bezeichnet wird, und das ist
auch wichtig, um die schädlichen Elemente in der aktuellen Finanzierungsstruktur zu
beseitigen: mehr Rabatte, unklare und undurchsichtige Arrangements etc. Es kann in
Zukunft nicht so weitergehen, und in diesem Zusammenhang hoffe ich, dass wir einen
konstruktiven Dialog mit dem Rat hinsichtlich der Zukunft einleiten können. Das ist eine
Frage von grundlegender Bedeutung, wenn der EU-Haushalt eine gute Zukunft haben soll.

Konrad Szymański,    im Namen der ECR-Fraktion. – (PL) Herr Präsident, die polnische
Delegation in der Fraktion der Europäischen Konservativen und Reformisten wird für die
Annahme des Berichts über den mehrjährigen Finanzrahmen stimmen. Das bedeutet jedoch
nicht, dass wir nicht die Schwachstellen des Dokuments bemerkt haben. Es ist reine
Zeitverschwendung, Eigenmittel und europäische Steuern zu fordern. Die Europäer zahlen
jetzt schon zu hohe öffentliche Abgaben.

Wir müssen mehr Nachdruck auf die Überwachung der Ausgaben der EU legen und auf
eine kritische Bewertung der bisherigen Politik auf diesem Gebiet. Das Verschließen der
Augen vor dem Geld, das verschwendet wird, wird das Problem nicht lösen, und es ist auch
ungerecht gegenüber dem europäischen Steuerzahler. Die Dominanz der Agenda von
Europa 2020 kann bedeuten, dass die Politiken der EU auf Kosten viel wichtigerer
Verpflichtungen reformiert werden – derjenigen, die in den Verträgen verankert sind, die
sich auf die Förderung der wirtschaftlichen Kohäsion zwischen den Mitgliedstaaten beziehen.

Wir dürfen jedoch nicht unsere Augen vor dem europäischen Mehrwert verschließen, der
mit der europäischen Kohäsionspolitik verbunden ist. Seine Wirkung ist in Polen besser
sichtbar als in jedem anderen Land. Wir sind nicht die einzigen, die von einem
beschleunigten Wirtschaftswachstum aufgrund der Kohäsionspolitik profitieren. Das
beschleunigte Wirtschaftswachstum in Mitteleuropa trägt auch entscheidend zum
Wirtschaftswachstum in ganz Europa und zur Verbesserung der Investitionsbedingungen
bei, die sich nicht nur in Warschau und Prag, sondern auch in Amsterdam, London und
Berlin gewinnbringend auswirken.

Helga Trüpel,    im Namen der Verts/ALE-Fraktion . – Herr Präsident, meine Damen und
Herren! Ich beginne mit dem Statement von Herrn Ashworth, der einen intelligenteren
europäischen Haushalt gegen einen höheren Haushalt ausgespielt hat. Ich halte das für
eine falsche Alternative. In der Tat müssen wir eine intelligentere Haushaltspolitik betreiben,
indem wir genau identifizieren, wo man Gelder einsparen kann, wo das Management
verbessert werden kann, wo die Administration besonders zurückhaltend ist.

Doch dieser Sonderausschuss hatte die Aufgabe, zu ermitteln, wie viel Geld wir brauchen,
um mit den neuen politischen Herausforderungen angemessen umgehen zu können. Es
geht also um Reformfreudigkeit, um politischen Mut, und es geht darum, uns so
aufzustellen, dass wir die Möglichkeit haben, auf die großen Herausforderungen bis 2020
zu antworten. Mit Ihrer Position, Herr Ashworth, wird man dem nicht gerecht, sondern
ich würde mit Herrn Böge weitermachen, der aus meiner Sicht sehr zu Recht und
vertragstreu sagt: „Ja, wir müssen den Mut haben, wieder zurückzukehren zu einem System
der wirklichen Eigenmittel.“
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Das macht die Europäische Union stärker, es macht unser Finanzierungssystem
transparenter. Für die Bürger wird klarer, wo das Geld herkommen soll. Aus grüner Sicht
möchte ich hinzufügen: Wir denken vor allem an die Finanztransaktionssteuer, weil sie
die Finanzgeschäfte reguliert und uns neue Möglichkeiten gibt, eine klügere Politik zu
machen. Das ist also ein Weg nach vorne, der die Mitgliedstaaten nicht stranguliert, sondern
uns gemeinsam neue Möglichkeiten eröffnen würde. Deswegen hat aus meiner Sicht Herr
Verhofstadt Recht, der sagt, man müsse natürlich auch bereit sein, gemeinsame Aufgaben
wie den Aufbau des Europäischen Auswärtigen Dienstes anzugehen, aber dann auch auf
nationaler Ebene einzusparen. Natürlich nicht das eine zu lassen und das andere zusätzlich.
Nein, europäische Verantwortung heißt dann, dass man Ausgaben national zurückschraubt,
um sie europäisch zu bündeln. Warum? Weil wir gemeinsam stärker sind, weil wir
europäischen Mehrwert schaffen, der für unsere Bürgerinnen und Bürger gut ist – gerade
in der Forschungspolitik und in der Bildungspolitik. Die großen Aufgaben, die vor uns
liegen, sind die ökologische Transformation und der Aufbau intelligenter Energienetzwerke.
Dafür brauchen wir Geld, genau so wie für die Breitbandverkabelung im ländlichen Raum.
Das sind die Zukunftsaufgaben, und dafür brauchen wir einen intelligenteren und einen
höheren Haushalt.

(Die Rednerin ist damit einverstanden, eine Frage nach dem Verfahren der „blauen Karte“ gemäß
Artikel 149 Absatz 8 Geschäftsordnung zu beantworten.)

Peter van Dalen (ECR).   – (NL) Herr Präsident, Frau Trüpel verkündet wieder einmal ihr
bekanntes Credo: „Wir brauchen mehr Europa, mehr Europa wird uns guttun, und mehr
Europa bedeutet mehr Geld.“ Wir kennen bereits den Prozentsatz, um den sie und
Herr Verhofstadt den MFR gerne erhöht sehen würden. Es ist wirklich schade, dass wir
beobachten, wie unsere Bürgerinnen und Bürger sich in die komplett entgegengesetzte
Richtung bewegen. Das Vertrauen in Europa schwindet. Unsere Bürgerinnen und Bürger
sehen, dass dieses Parlament eine geldfressende Maschine ist, die immer mehr Geld fordert.
Ist es nicht an der Zeit, dass Sie Ihr Credo überdenken und eine andere Platte auflegen, eine
die, damit übereinstimmt, wofür Herr Ashworth eintritt?

Helga Trüpel (Verts/ALE). -   Herr Kollege, ich glaube, Sie machen einen dramatischen
politischen Fehler. Wenn wir in Europa in ein politisches Denken zurückfallen, das heißt:
"Zurück zur Nation", zerstören wir 50 Jahre Aufbauarbeit an dem europäischen Projekt.

Was wir hier tun, ist keine Geldverschwendung. Wo es Korruption und Geldskandale
gegeben hat, muss man dies ganz entschieden bekämpfen. Da sind wir natürlich auf Ihrer
Seite. Aber wo es darum geht, europäischen Mehrwert zu erzeugen, den wir in weiten
Bereichen ja erzeugt haben, gilt es, ihn gemeinsam weiter zu entwickeln, weil die
Nationalstaaten alleine bei der internationalen Konkurrenz schwächer sind. Sie werden
keine guten Effekte mit 27 Nationalstaaten alleine erzeugen können, sondern nur, wenn
wir unsere Kräfte bündeln. Das haben die Gründungsstaaten nach dem Zweiten Weltkrieg
verstanden. Daran sollten wir weiterarbeiten, wir sollten das nicht zerstören.

Miguel Portas,    im Namen der GUE/NGL-Fraktion. – (PT) Herr Präsident, soweit ich diese
Aussprache verfolgt habe, wird die Rede, die ich halten werde, der allgemein vertretenen
Meinung widersprechen. Meine erste Frage lautet: Kann eine gemeinsame Währung ohne
einen starken europäischen Haushalt Bestand haben? Die Antwort lautet meiner Meinung
nach: Nein, das kann sie nicht. Die Staatsschuldenkrise stellt genau dies unter Beweis. Sie
beweist, dass es, wenn wir einen starken Haushalt gehabt hätten, keinen Angriff durch
Spekulanten auf die Staatsschulden von Griechenland oder Portugal gegeben hätte. Das
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ist genau das, worauf wir reagieren müssen, und ich bin der Ansicht, dass dies das
Hauptproblem ist, auf das der Bericht von Herrn Garriga keine Antwort liefert. Diesem
Bericht fehlt es an Ehrgeiz.

Die Möglichkeit einer geringfügigen Aufstockung der europäischen Haushalte um 5 %
kommt nur Ihrer Majestät, der Königin von England, wie eine große Summe vor. Tatsächlich
liegt das wahre Problem darin, dass es nicht möglich ist, mit einem europäischen Haushalt,
der im Grunde genommen eingefroren ist, Prioritäten für Wachstum und die Schaffung
von Arbeitsplätzen festzulegen. Es ist nicht möglich, mit einem Haushalt, der im Grunde
genommen eingefroren ist, auf die neuen Verpflichtungen einzugehen, die aus den Verträgen
hervorgehen. Es ist nicht möglich, zu denken, dass die Kohäsionspolitik erfolgreich ist,
weil sie nicht erfolgreich ist, wenn Europa intern wieder sozial auseinanderdriftet.

Meine letzte Bemerkung ist, dass wir für die Finanztransaktionssteuer stimmen werden,
aber ich glaube, dass sie nur dann das Licht der Welt erblicken wird, wenn Europa den Mut
hat, sie unabhängig von anderen umzusetzen.

Niki Tzavela,    im Namen der EFD-Fraktion. – Herr Präsident, es ist viel gesagt worden, und
ich würde gerne einen anderen Gedanken in diese Debatte einbringen.

Vor einigen Jahren aß ich mit dem verstorbenen Präsidenten Gerald Ford in den Vereinigten
Staaten zu Abend, und er beschrieb mir, wie die G7 entstanden sind. Er sagte, dass er sich
mit dem britischen Premierminister – ich denke es war Callaghan – treffen wollte, um
einige Fragen zu erörtern, und Callaghan hat gesagt, wieso verbinden wir das nicht mit
einer Partie Golf? Daraufhin sagte Ford: „Der kanadische Ministerpräsident Trudeau ist ein
guter Spieler, wir sollten ihn einladen“, und dann sagte Trudeau – der die Einladung begrüßt
hat –, dass er einige Probleme mit den Franzosen lösen müsse, wieso sollte also nicht auch
der französischen Premierminister eingeladen werden. Aber dann, als sie alle es am Telefon
besprachen, sagten sie, dass die Deutschen sehr misstrauisch werden würden, also müssen
wir sie auch zu diesem Treffen einladen. Und als die Deutschen zusagten, sagten sie dann,
dass Italien während dieser sechs Monate den Vorsitz über die Europäische Union führen
würde, deshalb müssten sie da sein.

Ford sagte mir dann: „Wissen Sie, Niki, das war das erste Mal, dass ich erkannt habe, dass
Sie eine Union haben, die so gespalten, geteilt und unausgewogen ist. Eines Tages sollten
Sie einen europäischen Haushalt haben, der stark genug ist, um da draußen in der globalen
Welt konkurrenzfähig zu sein; die Leute da draußen werden sehr hart sein. Seien Sie
vorsichtig.“

Herr Präsident, als Abgeordnete des Europäischen Parlaments bin ich sehr froh, dass ich
diesen Moment erlebe.

Angelika Werthmann (NI). -   Herr Präsident! Der Haushaltsausschuss befasst sich seit
Längerem intensiv mit dem nächsten MFR, so ist der Bericht des Kollegen ein wichtiger
Beitrag.

Die Europäer und Europäerinnen haben noch nie zuvor derart hohe Ansprüche an die EU
gestellt und sie ebenso kritisiert.

Hier sollten drei Punkte von Bedeutung sein: Erstens, vor allem der Bezug auf die Bürger
Europas. Es ist nachvollziehbar, dass unsere Bürger vor dem Hintergrund der Auswirkungen
der Strukturkrise sowie ständig steigernder Herausforderungen durch die Globalisierung
die persönliche Orientierung verlieren und damit zwangsläufig in einem übergeordneten
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Rahmen auch das Projekt Europa in Frage stellen. Dieses Thema muss bei der Ausgestaltung
des nächsten MRF intensiv berücksichtigt werden, damit Europa besser verstanden,
akzeptiert, gelebt und unterstützt wird.

Zweitens: Diese Akzeptanz wird sowohl bei den Bürgern als auch auf politischer Ebene in
den Mitgliedstaaten umso größer sein, als der EU-Haushalt einen messbaren europäischen
Zusatznutzen generiert. So wird er als sinnstiftend für die europäische Einheit verstanden
werden.

Drittens: Zudem sind Überlegungen zu begrüßen, dass der Bezugspunkt des kommenden
MFR die Strategie Europa 2020 sein sollte und damit gleichzeitig auch Überlegungen zu
seiner zeitlichen Dimension einhergehen müssen.

Jan Olbrycht (PPE).   – (PL) Herr Präsident, wer nicht gut informiert ist, könnte zum
Schluss kommen, dass das Europäische Parlament sich verantwortungslos verhält, indem
es eine Aufstockung des Haushalts vorschlägt. Ich möchte ganz klar sagen, dass die Arbeit
des Sonderausschusses zu den politischen Herausforderungen und den Haushaltsmitteln
für eine nachhaltige Europäische Union nach 2013 vor allem sehr sachlich und nüchtern
und äußerst realistisch abgelaufen ist. Sie war dominiert von Diskussionen darüber, wie
viel die politischen Entscheidungen kosten werden. Wir müssen bedenken, dass die
Mitgliedstaaten, einschließlich derer, die Schreiben veröffentlicht haben, den Zielen der
Strategie Europa 2020 zugestimmt haben. Unser Ausschuss hat versucht, darauf
hinzuweisen, wie viel gemeinsam gefällte politische Entscheidungen kosten werden. Wir
nehmen politische Entscheidungen ausgesprochen ernst. Wenn die Mitgliedstaaten sich
entscheiden, gewisse Maßnahmen zu ergreifen, und wir, als die Vertreter der Bürgerinnen
und Bürger, der gleichen Meinung sind, müssen wir realistische Finanzmittel haben. In
diesem Zusammenhang ist der Bericht, über den abgestimmt werden soll, gut durchdacht
und basiert auf einem Kompromiss. Es ist ein realistischer Bericht und, was am wichtigsten
ist, ein Bericht, der eine sehr gute Grundlage für die Eröffnung von Gesprächen bildet. Ich
denke, dass wir heute, in diesem Plenarsaal sagen können, dass das Europäische Parlament
bereit ist, Verhandlungen aufzunehmen.

Als Abgeordneter aus Polen möchte ich außerdem meine feste Überzeugung zum Ausdruck
bringen, dass der polnische Ratsvorsitz ein Ratsvorsitz sein wird, der sich an einer
ernsthaften und äußerst realistischen Debatte beteiligt. Da Polen und die polnische
Regierung proeuropäisch sind, glaube ich, dass diese Debatte sicherlich schwierig sein
wird, sie sich aber auch äußerst positiv auf die zukünftigen Maßnahmen auswirken wird.
Am wichtigsten ist, dass die Verhandlungen aufgenommen werden, und das Parlament ist
bereit dazu.

Jutta Haug (S&D). -   Herr Präsident, Herr Kommissar, liebe Kolleginnen und Kollegen!
Vor einem Jahr hat das Plenum den Sonderausschuss, der die Position des Europäischen
Parlaments zur nächsten Finanziellen Vorausschau erarbeiten sollte, beschlossen und mit
einem Mandat versehen. Nun – auf den Tag genau nach elf Monaten Arbeit – legt der
SURE-Ausschuss sein Ergebnis vor. Es war eine Arbeit, die eine disziplinierte Konzentration
erforderte und die sich nur mit einer Arbeitsweise schaffen ließ, die von Offenheit, Solidarität
und gegenseitigem Vertrauen geprägt war. Dafür möchte ich allen am Schaffensprozess
beteiligten Kolleginnen und Kollegen ganz herzlich danken.

Unser Ergebnis, der unter der Federführung von Salvador Garriga Polledo erstellte Bericht,
ist ein wirklich gutes Ergebnis. Es kann sich sehen lassen! Aber wir wissen alle: Zu guten
Ergebnissen braucht man nicht nur gute Abgeordnete, es bedarf auch guter Mitarbeiterinnen
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und Mitarbeiter. Die hatten wir nicht nur in unseren persönlichen Assistentinnen und
Assistenten und unseren Fraktionsmitarbeiterinnen und -mitarbeitern, wir hatten sie vor
allem auch in einem hervorragenden Sekretariat. Dieses Superteam unter der Leitung von
Monika Strasser war nicht nur kompetent und professionell, es war insbesondere über das
Normalmaß hinaus an der Arbeit interessiert, es war geduldig und kreativ, es war
organisatorisch top und dennoch spontan und flexibel. Und das Beste: Es war stets
frohgelaunt und aufgeräumt. Offensichtlich hat ihnen die viele Arbeit auch noch Spaß
gemacht. Ich danke diesen neun Menschen wirklich von ganzem Herzen! Vielen lieben
Dank!

(Beifall)

Von Anfang an hatten Salvador und ich uns vorgenommen, einen Bericht abzuliefern, der
von drei Vierteln des Parlaments unterstützt werden kann. In der Abstimmung im Ausschuss
haben wir sogar mehr als vier Fünftel Zustimmung bekommen. Das macht uns froh! Unsere
Forderung nach einer siebenjährigen Finanziellen Vorausschau, die in einer Struktur ihren
Ausdruck findet, die die Ziele der Strategie Europa 2020 abbildet und dieser gleichzeitig
alle Politiken für die Europäische Union unterstellt, und die zudem keine Erhöhung des
europäischen Budgets im Wolkenkuckucksheim enthält, muss doch auch für vernünftig
gehalten werden. Sie ist realistisch und umsetzbar.

Unser Bericht enthält 174 Ziffern und alle Argumente für mehr Europa. Für mehr Europa,
das wir wirklich brauchen. Bitte lesen Sie ihn! Er ist die beste Basis, um in den Debatten
vor Ort mit den Bürgerinnen und Bürgern zu überzeugen und mit dem Rat, der leider heute
durch Abwesenheit glänzt, in ernsthafte Verhandlungen einzutreten. Vielen lieben Dank
für die großartige Arbeit!

Anne E. Jensen (ALDE).   – (DA) Herr Präsident, ich bin auch der Ansicht, dass dies ein
ausgewogener Bericht ist mit einem klaren, aber auch sehr flexiblen Mandat für den
Haushaltsausschuss, der eine Vereinbarung mit dem Rat aushandeln soll, und ich möchte
noch einmal den Aufruf von Frau Haug wiederholen, ihn zu lesen – und dieser Aufruf
bezieht sich auch auf diejenigen Staats- oder Regierungsoberhäupter und Finanzminister,
die schnell ihre negative Einstellung in Bezug auf das Ergebnis zum Ausdruck gebracht
haben.

Das war ein guter und vernunftgeleiteter Prozess, wie bereits gesagt worden ist, und ich
möchte Herrn Garriga Polledo und Frau Haug für ihre ausgezeichnete Arbeit danken. Ich
möchte auch der Kommission für ihre sehr aktive Rolle danken. Diese Arbeit hat es uns in
der Tat ermöglicht, alle Teile des Haushaltsplans der EU und die verschiedenen
Politikbereiche durchzugehen, die wir gerne im Haushaltsplan berücksichtigt sehen würden.
Daher ist dies ein massiver Erfolg. Ist das Ergebnis ehrgeizig genug? Ich denke, dass es das
ist. Wir stärken die Strategie Europa 2020, die die EU dafür rüsten soll, damit sie den
Herausforderungen, vor die die Konkurrenz aus China und anderen sich schnell
entwickelnden Schwellenländern sie stellen, begegnen kann und unseren Wechsel hin zu
mehr erneuerbaren Energien herbeiführen kann.

Ich hätte es gerne gesehen, wenn im Hinblick auf die gemeinsame Agrarpolitik eine schärfere
Formulierung gewählt worden wäre, und ich hätte es auch befürwortet, wenn wir die
Möglichkeit von Einsparungen in den Strukturfonds untersucht hätten. Schließlich sind
dies Gelder, die die Mitgliedstaaten zurückerhalten, und die sie sehr gerne hätten. Daher
denke ich auch, dass es notwendig ist, dass wir die Möglichkeit einer Erhöhung um 5 %
haben, damit die Möglichkeit für neue Politikbereiche und für die Erfüllung neuer
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Anforderungen besteht sowie für Investitionen in Verkehr, Energie und Forschung –
Bereiche, in die die EU in der Zukunft investieren muss.

Wir haben den Haushalt der Europäischen Union in den Griff bekommen. Der Bericht,
über den wir heute debattieren, und den wir heute verabschieden werden, betrifft eine
Obergrenze für den Haushaltsplan der EU. Wir sprechen nicht über konkrete Finanzmittel,
die ausgezahlt werden, sondern vielmehr über eine Obergrenze, und unterhalb dieser
Obergrenze müssen wir einen Spielraum haben, um die neuen Herausforderungen
bewältigen zu können. Wir wissen nicht, was bis 2020 passieren wird, und deshalb
unterstütze ich diesen Bericht.

Hynek Fajmon (ECR).   – (CS) Herr Präsident, in den vergangenen Monaten waren wir
damit beschäftigt, den mehrjährigen Finanzrahmen für 2014 bis 2020 vorzubereiten. Wir
verhalten uns dabei wie der Welpe und das Kätzchen im Märchen des berühmten
tschechischen Schriftstellers Karel Čapek. Sie beschließen, einen Kuchen zu backen, und
damit er wirklich gut schmeckt, werfen sie alles, was sie mögen, in die Schüssel. Das Ergebnis
ist ein Kuchen, von dem sie Bauchschmerzen bekommen. Ich befürchte, dass das Gleiche
mit unserem Haushaltsrahmen passiert. Wir werfen auch eine Menge Zutaten und
wohlklingende Verpflichtungen und Empfehlungen in den Topf, aber wir sind uns
überhaupt nicht sicher, dass sie gut zusammenpassen.

Wir sind uns bewusst darüber, wie schlecht das Ergebnis der Strategie von Lissabon war.
Wir haben jetzt die Strategie Europa 2020, und wir versuchen, einen Haushaltsrahmen
für sie zu aufzustellen. Sowohl die festgelegten Ziele als auch die Instrumente, die der
Bericht empfiehlt, sind problematisch. Meiner Meinung nach stellt der Kampf gegen den
Klimawandel das schlechteste der festgelegten Ziele dar, und im Falle der Instrumente sehe
ich in den sogenannten Eigenmitteln und der Option der Emission von Anleihen ein großes
Problem. In Wirklichkeit bedeuten Eigenmittel eine neue europäische Steuer, die ich nicht
will. Eurobonds sind eine Möglichkeit für die EU, zusammen mit den Mitgliedstaaten
Schulden zu machen, was ich nicht will. Aus diesen Gründen kann ich den Bericht nicht
unterstützen.

(Die Aussprache wird unterbrochen)

4. Begrüßung

Der Präsident.   – Ich habe soeben erfahren, dass der Untergeneralsekretär der Vereinten
Nationen, Herr Muhammad Shaaban, auf der Ehrentribüne Platz genommen hat. Ich
möchte den Repräsentanten der Vereinten Nationen willkommen heißen.

5. Ein neuer mehrjähriger Finanzrahmen für ein wettbewerbsfähiges, nachhaltiges
und integratives Europa (Fortsetzung der Aussprache)

Der Präsident.   – Wir fahren jetzt mit der Aussprache über den Bericht von Salvador
Garriga Polledo über einen neuen mehrjährigen Finanzrahmen (MFR) für ein
wettbewerbsfähiges, nachhaltiges und integratives Europa fort.

François Alfonsi (Verts/ALE).   – (FR) Herr Präsident, der Bericht von Herrn Garriga
Polledo, und ich danke ihm und gratuliere ihm zu dieser Arbeit, ist eine ehrgeizige
Zusammenfassung, die in die Zukunft blickt.
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Tatsächlich fordert sein Bericht mehr Mittel, damit die EU ihre Ziele, wie sie im Vertrag
von Lissabon festgelegt sind, besser umsetzen kann. Er stellt nachdrücklich die Frage nach
Eigenmitteln und damit auch die Frage, ob unsere Institution ihr grundlegendes politisches
Recht der Abstimmung über ihren Haushaltsplan frei ausüben kann. Er schlägt die
Ausweitung der gemeinsamen Politiken vor, und insbesondere der Kohäsionspolitik, die
in der Vergangenheit erheblich dazu beigetragen hat, die Europäische Union zu einem
Muster der Zusammenarbeit und der Verständigung zwischen den Völkern zu machen,
und dies auch in der Zukunft tun könnte.

Wenn wir auf das Europäische Parlament hören, wird mit dem zukünftigen mehrjährigen
Finanzrahmen die Kohäsionspolitik durch die Schaffung von Zwischenregionen in eine
neue Phase übergehen können. Deshalb schlagen wir ein neues Paket für diesen Fonds vor,
das die Chancengleichheit zwischen allen unseren europäischen Regionen stärkt, ungeachtet
ihrer Vergangenheit in wirtschaftlicher Hinsicht, ungeachtet ihrer Defizite im Vergleich
zu stärker entwickelten Regionen und ungeachtet dessen, wie stark sie unter der
gegenwärtigen Wirtschaftskrise oder jeder Krise in der Zukunft leiden.

Die Kohäsion zwischen den verschiedenen Regionen der Europäischen Union ist ein
wichtiges strategisches Ziel, von dem die Zukunft Europas abhängt. Die Vorschläge, die
gemacht worden sind, sind ein Schritt in die richtige Richtung, und werden, wenn man sie
umsetzt, ein solides Fundament für die Zukunft legen.

Herr Präsident, bei der Abstimmung über den Bericht von Herrn Garriga wird die
Entscheidung einfach sein: Die Entscheidung für ein Europa, das vorwärts geht, ein Votum,
für das sich Menschen ungeachtet ihrer Parteizugehörigkeit entscheiden, die an die Zukunft
Europas glauben.

Ilda Figueiredo (GUE/NGL).   – (PT) Herr Präsident, zu dieser Zeit der schweren
Wirtschaftskrise im Euroraum, die das Ergebnis neoliberaler Strategien und eines Mangels
an Solidarität und des wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalts ist, ist es inakzeptabel,
dass ein Bruch mit den Strategien der Europäischen Union und ihren Finanzmitteln und
ihre Veränderung nicht gefördert wird.

In dieser wirtschaftlichen und sozialen Krise, die wir durchleben, besteht eine der
bedeutendsten Herausforderungen, vor denen wir stehen, darin, einen neuen mehrjährigen
Finanzrahmen zu finden, in dem der Haushalt der EU für wirtschaftliche und soziale
Kohäsion signifikant erhöht ist, während die obligatorischen Beiträge der Mitgliedstaaten
um höchstens 10 % des vorliegenden Projekts gesenkt werden, insbesondere für die Länder
mit den größten finanziellen Schwierigkeiten; ein Rahmen, bei dem es ein Bekenntnis zu
Investitionen, zu öffentlichen Dienstleistungen, Produktionsbeihilfen, zur Schaffung von
Arbeitsplätzen mit Rechten und zur Beseitigung von Armut, sozialer Ungleichheit und
allen Arten von Diskriminierung gibt, insbesondere geschlechtsbezogene Diskriminierung.
Es ist außerdem notwendig, Frieden, Zusammenarbeit und Entwicklungshilfe zu fördern
und die Ausgaben für das Militär und für Auslandsvertretungen zu kürzen.

Aus all diesen Gründen ist der Bericht unserer Meinung nach weit von dem entfernt, was
für eine bessere, gerechtere Zukunft für Europa und seine Bürgerinnen und Bürger
notwendig ist.
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VORSITZ: Miguel Angel MARTÍNEZ MARTÍNEZ
Vizepräsident-

Der Präsident.   – Liebe Kolleginnen und Kollegen, Sie werden verstehen, wenn ich mit
meiner Übernahme des Vorsitzes dieser Sitzung meiner Trauer und Betroffenheit über den
Tod von Jorge Semprún Ausdruck verleihe, der vor wenigen Stunden im Alter von 87 Jahren
verstorben ist.

In Jorge Semprún würdigen wir einen Gefangenen des Konzentrations- und
Vernichtungslagers Buchenwald, einen Widerstandskämpfer gegen den Nazismus in
Frankreich und gegen die Franco-Diktatur in meinem Land, Spanien.

Wir würdigen auch den hervorragenden politisch engagierten Schriftsteller, der
insbesondere am Programm des Literaturpreises der Europäischen Union mitwirkte, und
wir würdigen den überzeugten europäischen Politiker.-

Ich trauere um ihn als sein Kollege und Freund, und ich werde Präsident Buzek darum
ersuchen, seiner Familie und der spanischen Regierung unsere Anteilnahme zum Ausdruck
zu bringen, die gewiss von allen hier in diesem Haus geteilt wird.

(Beifall)

Lorenzo Fontana (EFD).   – (IT) Herr Präsident, wir befinden uns zweifellos in einem der
kritischsten Momente der Wirtschaftsgeschichte der Europäischen Union. Aus diesem
Grund kommt dem Ausschuss, den wir im Laufe dieses Jahres einsetzen konnten, sicherlich
eine entscheidende Rolle zu.

Wir haben keine vorgefasste Meinung hinsichtlich der Erhöhung des Haushalts, doch halten
wir es für notwendig, zu untersuchen, wo Kürzungen vorgenommen werden können. Es
ist klar, dass der EU-Haushalt gekürzt werden muss, denn leider werden die europäischen
Finanzmittel mitunter nicht ordnungsgemäß verwendet. Vielleicht liegt es ja gerade an
dieser Art der Verwendung der Mittel, dass viele europäische Bürgerinnen und Bürger nicht
mehr so sehr vom Nutzen der Europäischen Union überzeugt sind.

Als Beispiel möchten wir Sie auf die verschiedenen Fonds hinweisen, die für die
Erweiterungspolitik bereitgestellt werden – manchmal wissen wir nicht, wo sie landen.
Und was soll man zu den unermesslichen Beträgen sagen, die für Integration aufgewendet
werden und mit denen so wenig erreicht worden ist? Außerdem gibt es einige vorbildliche
Regionen, die nicht auf die Fonds zurückgreifen, welche dann anderen Regionen zugewiesen
werden, die sie entweder nicht verwenden oder sie nur unzureichend oder für nicht ganz
rechtmäßige Zwecke verwenden.

Unsere Forderung besteht darin, diesem gesamten Sachverhalt höchste Aufmerksamkeit
zu widmen und darauf hinzuwirken, dass Europa seine Glaubwürdigkeit wieder herstellen
kann, auch mittels strenger Maßnahmen.

Frank Vanhecke (NI).   – (NL) Herr Präsident, ich werde mich wohl auf einige wesentliche
Bemerkungen beschränken müssen.

Erstens kann ich in diesem doch sehr umfangreichen Bericht keinen einzigen ernsthaften
Versuch eines Vorschlags für strukturelle Einsparungen entdecken, beispielsweise die
Abschaffung von in meinen Augen vollkommen überflüssigen europäischen Einrichtungen,
wie dem Wirtschafts- und Sozialausschuss, dem Ausschuss der Regionen sowie einer
ganzen Reihe von europäischen Agenturen jeglicher Art. Ebensowenig wurde der Versuch
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unternommen, die Frage zu stellen, ob sich Europa sich nicht besser auf gewisse
Kernaufgaben beschränken sollte. Im Gegenteil.

Zweitens schaudert es mich bei den wiederholten Vorschlägen, die EU solle ihre eigenen
Steuern erheben oder europäische Anleihen ausgeben, die dann früher oder später doch
von irgendjemand zurückgezahlt werden müssen. Der Hinweis in diesem Bericht, dass
durch derartige Maßnahmen die steuerliche Gesamtbelastung für die Bürger nicht erhöht
würde, ist selbstverständlich eine Lüge, ein Betrug der übelsten Sorte. Außerdem würde
dadurch der letzte Spielraum, der den Mitgliedstaaten zur Überwachung und Kontrolle
der Ausgabenwut der europäischen Organe geblieben ist, weiter untergraben werden.

Das sind die wesentlichen Gründe, weshalb ich diesen Bericht auf keinen Fall unterstützen
kann.

Marian-Jean Marinescu (PPE).   – (RO) Herr Präsident, die Herausforderungen, denen die
Europäische Union gegenwärtig gegenübersteht, erfordern eine entschlossene und
anhaltende Antwort auf europäischer Ebene. Die Antwort auf diese Herausforderungen
ist die Strategie 2020, ein Instrument, das Europa konjunkturell beleben und stärken soll.
In dem heute vorgelegten Bericht werden die Strategie 2020 sowie die durch die im Vertrag
von Lissabon festgeschriebenen Zuständigkeitsbereiche und Maßnahmen neu entstandene
Situation in den Mittelpunkt des nächsten MFR in den Mittelpunkt gestellt.

Zu einem Zeitpunkt, da viele Mitgliedstaaten schwierige fiskalpolitische Anpassungen
vornehmen müssen, muss der EU-Haushalt, aus dem 95 % für Investitionen verwendet
werden, ein hohes Maß an europäischem Zusatznutzen leisten. Im Bericht wird gefordert,
zwei ausgesprochen wichtige europäische Politikbereiche – die gemeinsame Agrarpolitik
und die Kohäsionspolitik – zumindest auf dem gegenwärtigen Stand aufrechtzuerhalten.
Die Mittelzuweisung im Rahmen dieser Politikbereiche muss sich auf neue Kriterien stützen,
durch die eine ordnungsgemäße Verwendung der Mittel sichergestellt wird, um
größtmögliche Effizienz der Einhaltung der Konvergenz- und Kohäsionskriterien zu
erzielen.

Verkehrspolitik und Energiepolitik müssen gestärkt werden. Durch die Zuweisung von
Finanzmitteln für Forschung und Entwicklung auf europäischer sowie einzelstaatlicher
Ebene muss für Fortschritte in allen europäischen Politikbereichen gesorgt werden. Die
siebenjährige Laufzeit, die vorgeschlagene neue Struktur sowie größere Flexibilität
gewährleisten zusätzliche Sicherheit bei der Umsetzung und Anpassung an die veränderten
Prioritäten. Aus Gründen der Stabilität muss das System der Finanzmittel des
EU-Haushaltsplans überdacht werden, um die gegenwärtigen nationalen Beiträge durch
europäische Ressourcen zu ersetzen.

Der Europäische Rat hat vor kurzem ehrgeizige Entwicklungsziele für die EU verabschiedet.
Derselbe Rat muss nun akzeptieren, dass es sich bei der im Bericht vorgeschlagenen
Erhöhung des Haushalts um 5 % um eine Mindestvoraussetzung für die Erreichung dieser
Ziele handelt. Der künftige MFR muss im Rahmen eines eingesetzten Systems der
wirtschaftspolitischen Steuerung umgesetzt werden, durch das die für die Umsetzung der
Europäischen Politiken erforderliche Finanzstabilität gesichert werden kann. Ich möchte
dem Berichterstatter, Salvador Garriga, gratulieren.

Eider Gardiazábal Rubial (S&D).   – (ES) Herr Präsident, ich möchte zu Beginn meines
Beitrags die Arbeit des Berichterstatters und aller Mitglieder des Sonderausschusses zu den
politischen Herausforderungen und den Haushaltsmitteln für eine nachhaltige Europäische
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Union nach 2013 (SURE-Ausschuss) loben. In erster Linie muss ich ihre Entschlossenheit
lobend hervorheben, in dem vergangenen Arbeitsjahr zu einer mehrheitlichen Einigung
und einer mehrheitlichen Unterstützung im Parlament für einen Bericht wie diesem zu
gelangen, den wir heute hier vorlegen. Dieser Bericht ist der Fahrplan, an dem sich die EU
orientieren muss, wenn wir die politischen, wirtschaftlichen und sozialen Ziele, die wir
uns gesetzt haben, erreichen wollen, und auch wenn wir die Herausforderungen bewältigen
wollen, die sich uns in den kommenden Jahren stellen werden. Dies ist das Drehbuch, dem
wir folgen müssen, um aus der Krise herauszukommen und um zu gewährleisten, dass
unser Wachstum, wie in der Strategie Europa 2020 festgelegt, intelligent, nachhaltig und
integrativ ist.

Wenn wir uns einig sind, dass der Wert der Europäischen Union wesentlich mehr ist, als
nur die Summe der 27 Mitgliedstaaten, die ihr angehören, wenn wir für eine hochwertige
verantwortungsbewusste Landwirtschaft sind, wenn wir die Millenniums-Entwicklungsziele
einhalten wollen, wenn wir unsere Nachbarstaaten im Mittelmeerraum auf ihrem Weg zur
Demokratie unterstützen wollen, wenn wir weiterhin in Forschung und Innovation
investieren wollen, wenn wir weiter gegen den Klimawandel kämpfen und in Bildung,
Ausbildung und Erasmus-Stipendien investieren wollen, wenn wir noch immer an die
Kohäsionspolitik als ein Instrument für nachhaltige Entwicklung und Solidarität zwischen
unseren Ländern glauben und wenn wir beispielsweise nach wie vor die Transeuropäische
Energie und Transeuropäischen Verkehrsnetze unterstützen – kurz, wenn wir immer noch
mehr Europa wollen –, dann müssen wir einen größeren Haushalt für die Europäische
Union fordern.

Deshalb warnen wir in diesem Bericht, dass wir ohne die ausreichenden Finanzmittel die
Ziele, die wir uns gesteckt haben, nicht erreichen können. Wir wissen, dass einige Mitglieder
des Rates mit einer Erhöhung des Haushalts nicht einverstanden sind – das haben wir hier
gesehen. Auch in Zeiten des wirtschaftlichen Aufschwungs waren sie nicht dafür. Jetzt
heißt es, es sei wegen der Krise, aber als über die derzeitige Finanzielle Vorausschau
verhandelt wurde, wollten sie Kürzungen. Deshalb fordern wir den Rat auf, dass er, sollte
er dieser Haushaltserhöhung nicht zustimmen, uns mitteilt, welche Ziele nicht eingehalten
werden sollen.

In diesem Bericht legen wir nicht nur die Politik dar, die wir erreichen wollen. Wir zeigen
darin auch auf, wie sie finanziert werden können, und wir strengen eine Diskussion über
die Eigenmittel an. Eine Diskussion, die mit der falschen Debatte über die Nettozahler
Schluss machen will, die nach Finanzierung ohne Zuwendungen sucht, ohne Ausnahmen,
die eine gerechte Finanzierung will. Wir haben dafür verschiedene Optionen vorgeschlagen,
doch ich bevorzuge eine davon, und Kommissar Lewandowski weiß, um welche es sich
handelt: Es ist die Abgabe auf Finanztransaktionen, in vielen unserer Länder auch als
Robin-Hood-Steuer bekannt. Mit dieser Steuer wäre es möglich, zwischen 200 Mrd. EUR
und 300 Mrd. EUR zu erheben. Mit diese Steuer würden die Spekulanten bestraft und all
diejenigen, die sich aus den Spekulationen mit unserem Geld Profit geschlagen haben, zur
Kasse gebeten. Mit dieser Steuer würde die Transparenz verbessert und der
Finanzspekulation Einhalt geboten, und vor allem würde diese Steuer die Bürgerinnen und
Bürger nicht berühren, weil dadurch diejenigen, die unmittelbar für die Krise verantwortlich
sind, gezwungen würden, für ihre Exzesse zu bezahlen.

Wir verlangen eigentlich nur eins von Ihnen: die Ziele höher zu stecken. Wir verlangen,
dass Sie die Ziele höher stecken, um zu gewährleisten, dass das Europäische Aufbauwerk
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weiter voranschreitet und ins Stocken gerät, denn sonst würden wir unsere Zukunft
verlieren.

Alexander Alvaro (ALDE). -   Herr Präsident! Ich bin 1975 in eine Europäische Union
hineingeboren worden, und sie hat bis heute mein politisches Leben bestimmt. Umso mehr
schmerzt es mich heute, Wasser in den Wein schütten zu müssen.

Wenn von Erhöhungen gesprochen wird, dann drückt man sich darum, die Diskussion
über eine anständige Mittelverwendung zu führen. Ich halte den Bericht in seiner jetzigen
Form, der zwar insofern ambitioniert ist, als er eine größtmögliche Mehrheit des Hauses
erreichen will, leider für unambitioniert in seinen Zielen und Vorstellungen.

Der Agrar- und der Strukturhaushalt werden nicht angetastet. Man fordert aber mehr Geld
für Forschung und Entwicklung. Die einzige Antwort, die dem Haus und dem Bericht
einfällt, ist mehr Geld, ohne dass allerdings klar benannt wird, woher dieses Geld kommen
soll. Man redet von Eigenmitteln, ohne zu definieren, was Eigenmittel sind.

Wenn man wirkliche Strukturreformen gewollt hätte, hätte man z. B. den Vorschlag David
Camerons aufgreifen können, einen Schritt auf den Rat zuzugehen und zu sagen: Die Mittel
werden eingefroren, aber wir fordern, dass nicht verwendete Mittel in das nächste
Haushaltsjahr übertragen werden können, damit wir sie weiter verwenden können, um
zukunftsfähige Projekte zu gestalten und Geld einzusparen.

Die Zukunftsfähigkeit der EU wird nicht in Nachkommastellen gemessen. Insofern bin ich
von dem uns vorliegenden Bericht, durchaus ein Stück weit enttäuscht.

Derk Jan Eppink (ECR).   – Herr Präsident, heute Morgen kam Herr Daul hier ins Plenum
gelaufen, doch er lief so schnell, dass ihm die Luft ausging und er aufhören musste zu
sprechen. Dies spiegelt sehr gut die Debatte über den mehrjährigen Haushaltsplan wider.

Der EU-Haushalt ist auf etwa 1 % des BIP der EU festgelegt; die Kommission und das
Parlament sagen, „das ist nicht genug, wir wollen mehr Geld“. Doch die EU kann die
verfügbaren Mittel nicht ausgeben; Milliarden Euro aus den Regional- und Kohäsionsfonds
werden nicht zugewiesen. Ein Teil der Mittel muss an die Mitgliedstaaten zurückgegeben
werden. Warum also brauchen Sie mehr Geld, wenn Sie das Geld, das Sie haben, nicht
ausgeben können?

Dann aber gibt es hier in diesem Parlament einige Pawlows: Herr Schulz, Herr Daul,
Herr Verhofstadt, die jetzt alle abwesend sind – sie sind weggelaufen anstatt hier dafür zu
sprechen, dass der Haushalt nicht auf Quantität, sondern auf Qualität ausgerichtet wird,
z. B. durch eine Beschränkung der Regional- und Kohäsionsfonds auf die ärmeren
Mitgliedstaaten, durch die Einsparung von 30 % dieser Fonds und der Investition dieser
Mittel in Innovation und zukunftsorientierte Maßnahmen. Doch ich bin sicher, die
EU-Pawlows werden im EU-Rat dieses Jahr wieder gegen eine Mauer laufen.

Isabelle Durant (Verts/ALE).   – (FR) Herr Präsident, wie bereits gesagt wurde, ist deutlich,
dass sich die nationalen Haushalte aus verschiedenen Gründen, die teils identisch, teils
unterschiedlich, aber in jedem Fall durch die Krise verschärft sind, in Schwierigkeiten
befinden. In allen unseren Ländern, gleich welche ihre Regierungsmehrheit ist, muss die
Haushaltslage angegangen werden.

Wir haben zwei Optionen: Die Erste ist, im Alleingang zu versuchen, Ausgaben und
Einnahmen in Einklang zu bringen, und in einigen Fällen, wie ich gehört habe, der Austerität
wie einem Ziel an sich zu huldigen und Kürzungen in öffentlichen Ausgaben und
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Sozialleistungen vorzunehmen, und somit die Situation für die Bürgerinnen und Bürger
zu verschärfen.

Ich würde für die zweite Option plädieren, und zwar für eine Bündelung unserer
Haushaltsanstrengungen, indem wir Haushaltssolidarität beweisen und indem wir auf die
Eigenmittel setzen, nicht zuletzt mittels einer Steuer auf Finanztransaktionen. Das ist der
Zweck der haushaltstechnischen Komplementarität, die wir durch diese Konferenz in Form
eines Konvents erreichen wollen, ein Vorschlag, den wir dem Rat während des
Vermittlungsverfahrens unterbreitet haben und in diesem Bericht bekräftigen.

Wir müssen zusammenarbeiten – die Europäische Union, die nationalen Parlamente und
die Regierungen –, um eine Möglichkeit zu finden, unsere Ausgaben- und Haushaltsansätze
zu bündeln. Wir können nicht alles auf einmal haben: Wir können nicht Kürzungen
vornehmen und gleichzeitig in die Infrastruktur investieren. Es ist nicht möglich, weniger
beizutragen, aber mehr zu erhalten. Ich bin daher der Ansicht, dass dieser Dialog in Form
eines Konvents zwischen den Regierungen, der Europäischen Union und dem Europäischen
Parlament der richtige Weg ist, um das Vertrauen in das europäische Aufbauwerk auch
auf lange Sicht wieder herzustellen.-

Cornelis de Jong (GUE/NGL).   – (NL) Herr Präsident, dies ist ein sehr schlechter Bericht,
der sofort in den Papierkorb wandern sollte. Gerade jetzt, da die Menschen überall mit
unglaublich einschneidenden Sparmaßnahmen konfrontiert sind, ist es doch wirklich
verrückt, dass wir in der Europäischen Union vorschlagen, noch mehr Geld auszugeben,
während die Dinge doch ganz anders laufen könnten: nicht mehr mit Geld um sich werfen,
keine Finanzierung von Fahrradwegen und Pfannkuchenlokalen, wie beispielsweise in den
Niederlanden. Wir sollten unsere Strukturfonds auf die ärmsten Länder konzentrieren und
in den übrigen Mitgliedstaaten ausschließlich auf innovative Projekte von
gesamteuropäischer Bedeutung.

Gemäß dem Bericht soll alles bleiben, wie es ist: Für den Europäischen Landwirtschaftsfonds
für die Entwicklung des ländlichen Raums wird mehr Geld verlangt, es werden keine
Reformen der Strukturfonds vorgeschlagen, nirgends gibt es konkrete Vorschläge für mehr
Effizienz. Dieses Parlament sollte sich schämen, vor allem die Fraktion der Allianz der
Liberalen und Demokraten für Europa und die Fraktion der Fraktion der Europäischen
Volkspartei (Christdemokraten). Während in den Niederlanden nota bene das Kabinett Rutte
die Kranken und Behinderten im Regen stehen lässt, sitzt bei den gleichen Fraktionen in
diesem Haus das Geld locker. Zuhause wird gespart, und in Brüssel soll das Geld mit vollen
Händen ausgegeben werden. Das ist eine Schande!

Claudio Morganti (EFD).   – (IT) Herr Präsident, verehrte Kolleginnen und Kollegen, ich
möchte einige Aspekte dieses wichtigen Berichts hervorheben, zunächst das
Einnahmensystem der Europäischen Union.

Es ist inzwischen klar, dass der derzeitige Mechanismus zu viele Inkohärenzen aufweist,
die bekannteste ist der VK-Korrekturmechanismus. Mehrere andere Korrekturen und
Ausgleichszahlungen sind seitdem hinzugekommen und der Mechanismus der Einnahmen
der EU ist dadurch vollkommen ungerecht und alles andere als transparent.

Es wäre hier besser, ein direktes Einnahmensystem anzustreben, das ausschließlich auf das
Bruttoinlandsprodukts der Mitgliedstaaten gestützt ist, oder eine gemeinsame und
einheitliche Form der Einnahmen, wie z. B. die Mehrwertsteuer. Selbstverständlich dürfen
die europäischen Bürgerinnen und Bürger keinen zusätzlichen Belastungen ausgesetzt
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werden; auch sollte Europa die Steuerpolitiken der Mitgliedstaaten nicht ersetzen, die in
diesem Bereich unabhängig und vollkommen souverän bleiben müssen.

In diesem Bericht werden verschiedene Prioritäten dargelegt – einige sind wichtig, andere
weniger –, aber in jedem Fall sind sie alle sehr kostspielig. Wir können die Einnahmen
erheben durch den Einsatz von Instrumenten, wie projektbezogene Anleihen und
Euro-Anleihen, die jedoch mit äußerster Strenge verwaltet werden müssen, um nicht das
Risiko einer weiteren Verschuldung einzugehen.

Wir als Abgeordnete des Europäischen Parlaments können unmittelbar zur Verbesserung
der Finanzlage Europas beitragen. Wir müssen uns endlich für einen Arbeitsort des
Parlaments entscheiden, wodurch Dutzende Millionen Euro jährlich eingespart würden.
Dies ist keine Demagogie, sondern schlicht …

(Der Präsident unterbricht den Redner)

Diane Dodds (NI).   – Herr Präsident, Herrn Verhofstadts Verhöhnung der Regierung des
Vereinigten Königreichs, als er anvertraute, warum Großbritannien nach seinem Verständnis
mehr Geld und mehr Macht an die EU abgeben sollte, ist ein weiterer Beweis für die
offensichtliche Geringschätzung, die dem Vereinigten Königreich, seiner nationalen
Regierung und seinen Bürgerinnen und Bürgern von einigen in diesem Haus
entgegengebracht wird. Herr Verhofstadt erwähnte dabei allerdings nicht, dass dem
Vereinigten Königreich noch andere Einsparungen zur Verfügung stehen. Unternehmen,
die gezwungen sind, 30 Mio. GBP aufzuwenden, um die EU-Rechtsvorschriften einzuhalten,
könnten dieses Geld sparen, indem sie die Kontrolle von Europa wieder übernehmen. Die
Fischer im Vereinigten Königsreich hätten gern die 3,3 Mrd. GBP ihren Taschen: den Wert,
der dem verlorenen Fang entspricht, wenn die EU andere Länder in ihren Hoheitsgewässern
fischen lässt.

Herr Kommissar, Sie sagen, der europäische Haushalt sei keine Verdoppelung eines
nationalen Haushalts. Doch kann er nicht an der Realität seiner Bürgerinnen und Bürger
vorbeigehen. Der Beitrag des Vereinigten Königreichs liegt derzeit bei 6,4 Mrd. GBP und
wird auf über 10 Mrd. GBP ansteigen, wenn der Rabatt weg ist. Dem kann nur begegnet
werden durch höhere Steuern, Abbau von Dienstleistungen, Schulen usw.

(Der Präsident unterbricht die Rednerin)

Othmar Karas (PPE). -   Herr Präsident, meine Damen und Herren! Fünf Fragen haben
wir uns zu stellen:

Erstens: Welches Budget braucht die Wachstums- und Beschäftigungsstrategie 2020?

Zweitens: Welches Budget braucht eine Währungsunion?

Drittens: Welches Einsparungspotenzial haben wir?

Viertens: Welches Budget brauchen die Vereinigten Staaten von Europa?

Fünftens: Welche Rolle muss Europa 2020 spielen? Wollen wir überhaupt eine Rolle
spielen?

Wir – das Europäische Parlament – nehmen unsere Verantwortung wahr. Wir sagen, was
Sache ist. In Österreich würde ich sagen: Ohne Geld keine Musik. Wir wollen unsere Ziele
umsetzen, Verpflichtungen erfüllen, Herausforderungen annehmen, Versprechen einhalten.
Mehr Aufgaben, die Erhöhung der Wettbewerbsfähigkeit, mehr nachhaltiges Wachstum,
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mehr Beschäftigung, mehr Forschung und weitere Integrationsschritte lassen sich nicht
mit weniger Geld, ohne Kassensturz, ohne Evaluierung der bestehenden Mittelverwendung,
ohne Eigenmittel erreichen.

Mehr Europa schafft auch Einsparungspotenziale in den Mitgliedstaaten. Mehr Europa
schafft auch mehr Effizienz und ist unsere Antwort auf die Globalisierung, auf die Zukunft,
auf die Staatsverschuldung.

Was wollen wir? Wir wollen nicht das Budget einfrieren. Wer das Budget einfriert, schadet
Europa und schwächt uns bei der Erfüllung unserer Aufgaben für die Bürgerinnen und
Bürger. Wir wollen die Transaktionsabgabe als Eigenmittel einführen, die
Herausforderungen annehmen, den Vertrag einhalten, nicht den Kopf in den Sand stecken.
Das ist unser Programm. Geben wir ihm einen richtigen Stoß und stimmen wir dem Bericht
zu!

Ivailo Kalfin (S&D).   – (BG) Herr Präsident, Herr Kommissar, verehrte Kolleginnen und
Kollegen, im Bericht von Salvador Garriga geht es grundsätzlich weniger um die Finanzlage
als um Politik. Ich möchte ihm und Jutta Haug sowie allen Kollegen im Ausschuss dafür
danken, dass dies bei ihrer Arbeit das ganze Jahr hindurch im Vordergrund stand. Finanzielle
Mittel sind lediglich ein Instrument zur Erreichung der Zielvorgaben. Wichtig ist die Politik,
und auf sie muss abgehoben werden, wenn der nächste mehrjährige Finanzrahmen erörtert
wird.

Wir alle wissen, dass in allen Mitgliedstaaten der Europäischen Union die Haushalte gekürzt
werden. Dies wird sich auch in den kommenden Jahren fortsetzen. Diese Kürzungen sind
Teil der Bemühungen zur Überwindung der Krise. Wir dürfen jedoch nicht vergessen, dass
die Überwindung der Krise auch europäische Aspekte hat: den Wirtschaftsentwicklungsplan;
Finanzmarktvorschriften, um einer Wiederholung dieser Krise vorzubeugen; Maßnahmen,
die derzeit im Hinblick auf die wirtschaftspolitische Steuerung in der Europäischen Union
erörtert werden; europäische Maßnahmen, durch die die nationalen Maßnahmen nur
effizienter werden. Es wäre daher nicht angebracht, wenn nationale Maßnahmen, die auf
die Bewältigung der Krise und deren Folgen abzielen sollen, mit europäischen Maßnahmen
kollidieren.

Die Einbeziehung in die Europäische Union bringt Mehrwert. Mehrwert und Solidarität
sind keine leeren Phrasen. Niederländischen Steuerzahlern zu erklären, dass ihre Beiträge
zur Europäischen Union erhöht werden, ist nicht dasselbe, wie bulgarischen oder polnischen
Landwirten zu erklären, dass die Beihilfe, die sie erhalten, dreimal niedriger ist und dass sie
gezwungen sind, auf demselben Wettbewerbsmarkt zu bestehen. Man kann nicht einfach
die griechischen Steuerzahler anklagen, die gegenwärtig sehr harte Zeiten durchmachen,
weil das europäische Finanzsystem erst vor ein paar Jahren eine gewaltige Geldsumme von
Griechenland erhalten hat.

Solidarität hat besondere Aspekte. Diese Aspekte stehen auch in Zusammenhang mit den
Prioritäten der Europäischen Union für die kommenden Jahre. Bahnbrechende
Entwicklungen können in den Bereichen Wissenschaft, Energie, Verkehr, wirtschaftliche
Steuerung oder digitale Technologien nur erreicht werden, wenn sie von gemeinsamen
europäischen Politiken gestützt werden.

Auch müssen wir durchaus darüber nachdenken, wie wir den gegenwärtigen europäischen
Haushaltsplan ändern. Er enthält Reserven, und diese Reserven müssen beantragt werden.
Doch ich will ein Beispiel nennen: Diese Reserven können z. B. nicht zur Verfügung gestellt
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werden, indem alle Politikbereiche oder Zielvorgaben in Bezug auf Energieeffizienz, Verkehr
usw. in die Kohäsionspolitik einbezogen werden. Selbst bei Kürzungen der Mittel aus
bestehenden Programmen, werden zusätzliche neue Ressourcen nicht weniger notwendig,
wenn wir neue Ziele für die Europäische Union festlegen wollen, wenn wir wollen, dass
die Europäische Integration einen echten Zusatznutzen herbeiführt, auch für die
Steuerzahler, die zu Recht jeden Pfennig, der für den europäischen Haushalt bereitgestellt
wird, beobachten.

Deshalb müssen wir den europäischen Haushalt auch als Teil eines Systems sehen: sowohl
in Bezug auf die wirtschaftliche Steuerung wie auch auf die Verwaltung der Einheitswährung.
Die Mindesterhöhung von 5 %, die in Frage gestellt wird, reicht nicht aus, um alle diese
Probleme zu lösen. Deshalb müssen wir uns auch Fragen zu projektbezogenen Anleihen
der EU, Euro-Anleihen und anderen Finanzierungsmodellen stellen.

Marit Paulsen (ALDE).   – (SV) Herr Präsident, ich muss sagen – und ich bin seit Jahren
in diesem Parlament –, dass diese Arbeit des Sonderausschusses zu den die politischen
Herausforderungen und die Haushaltsmittel für eine nachhaltige Europäische Union
nach 2013 die bisher angenehmste und visionsreichste, kurz: die erfreulichste ist – eine
wirklich ausgezeichnete Arbeit. Sie enthält alles Nötige und Positive für die Zukunft Europas.

Was mich persönlich hingegen sehr beunruhigt, ist das, was wir versäumt haben, nämlich
das Festlegen von Prioritäten. Wir haben alle neuen Herausforderungen aufgenommen,
doch wir haben auch alle bisherigen beibehalten. Es wird uns vielleicht nicht möglich sein,
beide zu behandeln. Wir hätten Prioritäten setzen sollen. Wir hätten bei den Prioritäten
viel strikter vorgehen sollen, doch am meisten Besorgnis erregend ist in diesem
Zusammenhang die Tatsache, dass wir die Prioritätensetzung dem Rat überlassen haben.
Das verheißt für die Zukunft nichts Gutes, meine Damen und Herren.

Martin Callanan (ECR).   – Herr Präsident, die Öffentlichkeit, die fleißig arbeitenden
Steuerzahler in ganz Europa, die das Geld, das so viele hier so gerne ausgeben möchten,
verdienen, wollen, dass Europa weniger macht und dass Europa es besser macht. Sie wollen
einen schlanken europäischen Haushalt, der die Tatsache berücksichtigt, dass wir, ob es
uns gefällt oder nicht, in einem Zeitalter der Austerität leben. Sie wollen, dass Europa sich
auf die sehr beschränkte Zahl der Bereiche konzentriert, in denen es auch wirklich einen
Mehrwert schaffen kann, und der Rest ist den Aktivitäten der Mitgliedstaaten zu überlassen.
Leider schlägt dieser Bericht nichts von alledem vor.

Um es deutlich zu sagen: Der Vorschlag einer Erhöhung von 5 % ist absolut inakzeptabel,
und die Idee der so genannten Eigenmittel ist gleichermaßen inakzeptabel – auf diese Weise
will die EU bloß Macht an sich reißen. Der Haushalt sollte modernisiert werden, die Mittel
sollten auf Programme umgeschichtet werden, die in Zukunft echten Nutzen bringen und
nicht bisherige Mängel verdecken. Die Finanzierung der Euro-Rettungsmaßnahmen sollte
denjenigen Ländern überlassen werden, die dem Euro beitreten wollten. Diejenigen unter
uns, die vor einem solchen Fehler gewarnt haben, sollten nicht gezwungen sein, dazu
beizutragen.

Der Ausschuss hatte die Möglichkeit, viele dieser konstruktiven und zukunftssicheren
Vorschläge weiterzuverfolgen; sie haben es abgelehnt. Sie haben nichts davon übernommen,
und der Bericht sollte von diesem Parlament abgelehnt werden.

László Surján (PPE).   – (HU) Herr Präsident, der vorliegende Bericht dürfte der wichtigste
dieser Periode sein. Das Europäische Parlament ist die erste Institution, die ihre Gedanken
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zu den kommenden sieben Jahren zu Papier bringt, doch ohne damit das Recht der
Kommission, Vorschläge zu unterbreiten, zu beeinträchtigen. Dies ist jedoch die einzige
Möglichkeit, einen Skandal in Bezug auf unser Zustimmungsrecht zu verhindern, durch
das wir gezwungen wären, den Vorschlag des Rates abzulehnen. So erfahren alle unsere
Partner, was das Europäische Parlament will, und sie können es so weit wie möglich in ihre
Überlegungen einbauen.

Meinen geschätzten Kolleginnen und Kollegen möchte ich zwei wertvolle Dokumente zur
Lektüre empfehlen, bevor Sie zu rauer Kritik übergehen: den Vertrag von Lissabon und
den Bericht selbst. Die Befürwortung der Eigenmittel bedeutet nichts anderes als das, was
im Vertrag von Lissabon verankert ist. Ich halte die Botschaft, dass der europäische Haushalt
eine kleine Erhöhung benötigt, für sehr wichtig. Klein in dem Sinn, dass sich diese 5 % auch
durch die Inflation noch verändern werden, das heißt, dass wir nicht von einer anormalen
Erhöhung sprechen. Es geht nicht darum, die Ausgaben für Landwirtschaft oder Kohäsion
zu erhöhen, sondern um die Tatsache, dass diese nicht gesenkt werden können.

Miklós Zrínyi, ein kroatisch-ungarischer Autor, der im 17. Jahrhundert lebte, sagte – im
Zusammenhang mit den Türken damals – „Lasst die Ungarn unversehrt!“ Mit seinen Worten
sage ich: Lasst die Agrarpolitik unversehrt; lasst die Kohäsionspolitik unversehrt; denn wer
diese Politiken schädigt, schadet nicht nur den Ungarn, Rumänen, Slowaken, sondern allen
Bürgerinnen und Bürgern der europäischen Staaten. Je weniger ein Politiker von seinen
Wählern unterstützt wird, desto mehr nimmt er Bezug auf die Bürger. Ich denke, dass wir
die Unterstützung einer großen politischen Kraft genießen und auch die Interessen der
Bürgerinnen und Bürger vertreten, und aus diesem Grund sagen wir: Lasst die Agrar- und
Kohäsionspolitik unversehrt!

Derek Vaughan (S&D).   – Herr Präsident, ich möchte dem Berichterstatter und dem
Vorsitz für die in Bezug auf diesen Bericht geleistete Arbeit danken. Die heutige Aussprache
über den Bericht zeigt klar, dass im Rat über verschiedene Themen gestritten werden wird,
unter anderem über die Gesamterhöhung, den VK-Rabatt und über Eigenmittel. Fairerweise
ist zu sagen, dass sich das Parlament – abgesehen von der Angelegenheit des VK-Rabatts,
bei dem die Mitglieder des Vereinigten Königreichs allein dastehen werden – um einige
Kompromisse bemüht hat.

Bei langen, komplizierten und wichtigen Berichten wie diesem sind Kompromisse praktisch
unumgänglich, doch einige der Kompromisse begrüße ich. Ich begrüße den Kompromiss
über die Dauer und die Struktur der nächsten Finanziellen Vorausschau. Ich begrüße auch
den Kompromiss über die Kohäsionspolitik. Meines Erachtens ist eine Kohäsionspolitik
absolut notwendig, wenn wir für die EU nach 2013 Arbeitsplätze und Wachstum wollen.
Daher brauchen wir für die Kohäsionspolitik adäquate Mittel, die mindestens so hoch sind
wie die jetzigen und möglicherweise höher in der Zukunft.

Die nächste Finanzielle Vorausschau muss Arbeitsplätze und Wachstum zum Gegenstand
haben, wenn sie für die Bürger relevant sein soll. Daher brauchen wir neben einer starken
Kohäsionspolitik auch eine Politik für die Finanzierung von Forschung und Entwicklung
an unseren Universitäten und in KMU. Das 8. Rahmenprogramm braucht daher
angemessene Finanzmittel für die Zukunft. Wir müssen auch in unsere Infrastruktur
innerhalb der Europäischen Union investieren – zum Beispiel Transport, Energie und die
Verbesserung von Breitband in zahlreichen ländlichen Gebieten –, und auch unsere
ländlichen Gebiete selbst sollten wir nicht vergessen.
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Um diese ganze Politik der Arbeitsplätze und des Wachstums umsetzen zu können,
brauchen wir Umsetzungsmechanismen. Und wir brauchen Partner.

(Der Präsident unterbricht den Redner)

Riikka Manner (ALDE).   – (FI) Herr Präsident, Herr Kommissar, zunächst möchte ich
dem Berichterstatter zu einem hervorragenden Bericht und zu seiner ausgezeichneten
Arbeit im Sonderausschuss zu den politischen Herausforderungen und den Haushaltsmitteln
für eine nachhaltige Europäische Union nach 2013 gratulieren. Zu den Hauptzielen des
zukünftigen Finanzrahmens gehört die Schaffung eines Instruments, das die Strategie
Europa 2020 bis zur Basisebene hinträgt. Der Bericht enthält die Realisierung, dass dieses
Ziel ohne eine robuste und haushaltsmäßig starke Kohäsions- und Agrarpolitik nicht zu
erreichen ist. Zum Beispiel bildet die Kohäsionspolitik nicht das einzige konkrete
Instrument, das uns die Entwicklung von Innovationen und die Schaffung von
Arbeitsplätzen und Wachstum ermöglicht. Wir brauchen Reformen, aber wir können sie
auch innerhalb dieser Politikbereiche umsetzen.

Daher bitte ich Sie, Herr Kommissar, sicherzustellen, dass in der kommenden
Haushaltsperiode sowohl die regionale Politik als auch die Agrarpolitik die Höhe ihrer
bestehenden Haushaltsmittel beibehalten, übereinstimmend mit der Ansicht des Parlaments.
Ich bin jedoch froh, dass der Bericht auch Regionen berücksichtigt, die besonders harten
Bedingungen ausgesetzt sind, wie etwa die schwach besiedelten Gebiete im Norden. Auch
sie werden in der kommenden Haushaltsperiode ihre eigenen zusätzlichen Haushaltsmittel
brauchen.

Peter van Dalen (ECR).   – (NL) Herr Präsident, das Schlüsselwort für Europa ist
„Vertrauen“. Die europäischen Institutionen, und insbesondere das Europäische Parlament,
müssen das Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger wiederherstellen. Wie können sie das
erreichen?

Erstens, nicht durch mehr Europa oder mehr Geld für Europa, sondern durch ein besseres
Europa, ein Europa mit Mehrwert; und Europa sollte sich nicht in Dinge wie Sport oder
Tourismus einmischen, denn die Mitgliedstaaten kommen sehr gut allein damit zurecht.

Zweitens, der Kohäsionsfonds muss den wirklich armen Regionen Europas zugesprochen
werden. Fünfzig Prozent gehen immer noch an reiche Mitgliedstaaten wie Deutschland
und Frankreich. Das ist inakzeptabel. Wenn wir dies in Ordnung bringen, können wir das
unnötige Geldverteilen bremsen und trotzdem noch einen Nettoertrag erzielen.

Drittens, in zukunftssichere Landwirtschaft und Industrie investieren. Der Polledo-Bericht
schlägt fehl. Er wirft alles Mögliche in einen einzigen großen Schmelztiegel, und unsere
Bürgerinnen und Bürger sollen diesen Brei nun verdauen. Guten Appetit, aber passen Sie
auf, dass er Ihnen nicht im Hals stecken bleibt.

José Manuel Fernandes (PPE).   – (PT) Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen,
ich beglückwünsche den Berichterstatter zu seiner ausgezeichneten Arbeit, die einen Bericht
hervorgebracht hat, der einen guten Ausgangspunkt für die Schaffung eines Mehrjährigen
Finanzrahmens (MFR) sowie eine Herausforderung für die Kommission und den Rat
darstellt.

Dies ist ein anspruchsvoller und gleichzeitig ein realistischer Bericht. Ich hoffe, dass alle
Institutionen die richtigen Schlussfolgerungen aus dieser Finanz-, Wirtschafts- und
Sozialkrise, die uns nur langsam wieder loslässt, gezogen haben. Diese Schlussfolgerung
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ist für mich klar: Nur ein vereintes Europa, das Solidarität und eine gestärkte, harmonisierte
und einheitliche wirtschaftspolitische Steuerung an den Tag legt, wird die vor uns liegenden
politischen Herausforderungen erfolgreich bewältigen können.

Wir brauchen mehr Europa und ein besseres Europa. Wir müssen die
Gemeinschaftsmethode vor die Methode der Regierungszusammenarbeit setzen. Wir
müssen die Haushaltsmittel erhöhen.

Die Strategie Europa 2020 wurde vereinbart, ihre Prioritäten sind klar und ihre Ziele
messbar. Sie wird als Leitfaden für die nächsten Finanziellen Vorausschauen dienen. Diese
Strategie wird jedoch nur dann erfolgreich sein, wenn die Haushaltsmittel ihren Aktivitäten
und Zielen entsprechen. In diesem Sinn braucht der MFR einen finanziellen Rückhalt, der
den Zielsetzungen und dem Engagement der Strategie Europa 2020 entspricht.
Kohäsionspolitik ist auch ein Ergebnis des Solidaritätsgrundsatzes. Es ist wichtig, dass
dieser Zusammenhalt ein wirtschaftlicher, sozialer und territorialer ist und als Zugpferd
für die ärmeren Regionen dient.

Ich halte es daher für wesentlich, dass die Mittel für die Kohäsionspolitik zumindest gleich
hoch bleiben, desgleichen gilt für die Mittel für die Gemeinsame Agrarpolitik (GAP). Wichtig
ist zudem ein Fortschritt in Richtung eines MFR, dessen Mittel zu über 80 % nicht aus den
nationalen Haushalten stammen.

Kinga Göncz (S&D).   – (HU) Herr Präsident, die Krise zwingt uns, die Haushalte der
Einzelstaaten wie auch der Europäischen Union darauf hin zu prüfen, wie effizient sie sind,
inwieweit sie unseren Zielen dienen und wie viel Mehrwert, europäischen Mehrwert, sie
diesbezüglich schaffen. Ich möchte einen Bereich zur Sprache bringen, der heute noch
nicht erwähnt wurde, nämlich die Zusammenarbeit im Bereich Justiz und Inneres, der
durch den Vertrag von Lissabon von der Zuständigkeit der Mitgliedstaaten auf die Ebene
der EU-Politik angehoben wurde. Unser Wunsch nach großen Verbesserungen in diesem
Bereich muss sich in der folgenden Haushaltsperiode widerspiegeln.

Wir müssen auf jeden Fall Mittel für das anspruchsvolle Stockholm-Programm bereitstellen.
Europa braucht gut ausgebildete Einwanderer, die in Übereinstimmung mit den Vorschriften
nach Europa kommen, und es braucht eine gemeinsame Migrationspolitik mit
angemessenen Mitteln. Die Ereignisse in Nordafrika haben die Aufmerksamkeit einmal
mehr auf die Wichtigkeit einer gemeinsamen europäischen Migrationspolitik gelenkt und
den Bedarf nach einer finanziell gestützten Integration und nach europäischer Solidarität
aufgezeigt.

In den letzten Monaten kam zudem die Tatsache zum Tragen, dass der Schutz unserer
gemeinsamen Werte, die Bekämpfung der Diskriminierung sowie die Menschenrechte
ebenfalls Schutz und Mittel benötigen, dass wir den Einsatz der Mittel für die Bewältigung
außerordentlicher Situationen vereinfachen müssen und dass wir unsere Eigenmittel
brauchen, um in der kommenden Periode ein besseres, stärkeres und weiterreichendes
Europa zu schaffen.

James Elles (ECR).   – Herr Präsident, meinen Glückwunsch an den Berichterstatter für
die geleistete Arbeit. Es ist großartig, wie weit er bei dem Versuch einen Konsens zu erzielen,
gekommen ist. Es gibt drei Bereiche, in denen ich den Änderungsanträgen zustimmen
würde.
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Erstens brauchen wir langfristig eine Finanzielle Vorausschau von fünf Jahren Laufzeit.
Wenn 2020 auf einen Zeitraum von sieben Jahren ausgelegt ist, dann sollte die nächste
auf jeden Fall eine fünfjährige Laufzeit haben.

Zweitens wurde nur unzureichend geprüft, wie wir eine Zuverlässigkeitserklärung über
die Ausgaben erhalten. Diejenigen, die für mehr Geld auf europäischer Ebene eintreten,
hätten stärkere Argumente, wenn wir wüssten, dass wir absolute Klarheit darüber haben,
wo die Gelder tatsächlich hinfließen.

Nicht zuletzt möchte ich Herrn Verhofstadt antworten, dass ich es für unklug halte,
irgendeinen Mitgliedstaat herauszustellen, wo es doch eine ganze Reihe Mitgliedstaaten
gibt, die Nettozahler sind. Ich plädiere nachdrücklich für eine Begrenzung des Nettobeitrags
der Mitgliedstaaten bezogen auf das BIP (als prozentualen Anteil am BIP), weil mit Blick
auf die Zukunft die Annahme illusorisch ist, eine Genehmigung von den Mitgliedstaaten
zu bekommen, wenn ihre Nettobeiträge zu einem Zeitpunkt entscheidender
Sparmaßnahmen verdoppelt werden.

Markus Pieper (PPE). -   Herr Präsident! Der um 5 % höhere Haushaltsansatz ist begründet:
Auswärtiger Dienst, Grenzschutz, Terrorismusbekämpfung, Erhöhung der
Entwicklungshilfe, Geld für Forschung und transnationale Infrastrukturen. Unter dem
Strich ist diese Forderung des Parlaments absolut gerechtfertigt. Dennoch verpasst das
Parlament mit dem Bericht Garriga Polledo auch eine Chance. Noch glaubwürdiger wären
wir, wenn wir auch aufzeigten, wo Europa effizienter sein kann, wo es möglich ist, Geld
einzusparen.

Dazu zählt sicher die Vielzahl von Agenturen, die ein extrem teueres Eigenleben führen,
dazu zählt die Landwirtschaft, wo es einigen Mitgliedstaaten immer noch nicht gelungen
ist, die marktnähere Flächenpauschale einzuführen. Als Berichterstatter für die Zukunft
der Strukturpolitik sage ich aber auch, dass dazu auch die Europäische Kohäsionspolitik
zählt. Hier ist es vielen Regionen erfreulicherweise gelungen, die Schwelle für die
Höchstförderung von 75 % zu überschreiten. Wenn aber in Europas Regionen weniger
Armut herrscht, kann die Solidargemeinschaft Europa sich auch zurücknehmen. Die
eingesparten Gelder könnten stärker in den europäischen Mehrwert investiert werden,
z. B. in eine kluge Verknüpfung von Strukturfonds und transnationalen Netzen in den
Grenzregionen. Darüber berät zurzeit der Ausschuss für regionale Entwicklung, genau wie
auch über den Vorschlag für eine Zwischenkategorie von 75 bis 90 % BIP, der jetzt ja im
Bericht Garriga Polledo vorgeschlagen wird. Frau Krehl hat vielleicht geträumt, wenn sie
glaubt, dass wir uns im Regionalausschuss schon auf einen Kompromiss geeinigt hätten.

Ich halte den Nichtständigen Sonderausschuss zu den politischen Herausforderungen und
den Haushaltsmitteln für eine nachhaltige Europäische Union nach 2013 nicht für das
geeignete und zuständige Empfehlungsgremium für eine solche Zwischenkategorie. Wir
machen es uns auch zu leicht, wenn wir einfach auch die reicheren Regionen als besonders
förderungsbedürftig definieren. Dies ist nach meinem Verständnis eine Einladung zur
Geldverschwendung. Wir verlassen das erprobte Phasing-out/Phasing-in-System, wir bieten
einfach keine Anreize mehr. Wir garantieren eine dauerhafte Subventionierung für alle
Regionen fast bis zum Durchschnitt der Wirtschaftskraft. Ein solches System darf in der
Regionalpolitik Europas keine Zukunft haben! Deshalb müssen wir die Ziffer 73 aus dem
Bericht streichen. Ansonsten ist der Bericht in Ordnung.

(Der Redner ist damit einverstanden, eine Frage nach dem Verfahren der „blauen Karte“ gemäß
Paragraph 149 Absatz 8 Geschäftsordnung zu beantworten.)
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Elisabeth Schroedter (Verts/ALE). -   Herr Pieper, mich wundert, dass Sie davon sprechen,
dass Frau Krehl träumt. Es gab eine große Mehrheit für das Zwischenziel bei der
Abstimmung im Ausschuss für regionale Entwicklung. Ich bin davon überzeugt, dass es
auch hier dafür eine Mehrheit gibt, weil es eine Mehrheit für die Solidarität der Regionen
gibt. Dazu brauchen wir dieses Zwischenziel. Mich würde interessieren, warum Sie diese
Mehrheit als Träumerei bezeichnen.

Der Präsident.   – Herr Pieper, können Sie erklären, warum es ein Traum ist?

Markus Pieper (PPE). -   Frau Schroedter, das ist Ihre Wahrnehmung der Dinge. Wir haben
einen anderen Textvorschlag im Regionalausschuss als der, der jetzt im Bericht Garriga
Polledo ist. Das ist das eine.

Zum Zweiten gibt es innerhalb der politischen Gruppierungen immer noch erhebliche
grundsätzliche Widerstände gegen die Zwischenkategorie. Das wissen Sie. Insofern wundert
mich jetzt Ihre Frage. Ich möchte es wirklich als Träumerei bezeichnen, wenn man schlicht
behauptet, wir hätten da schon Kompromisse gefunden und die wären auch schon eindeutig.
Im Übrigen ist es erst die Sache des Regionalausschusses, das für das Plenum dann auch
vorzubereiten. Ich wundere mich sehr über Ihre sehr optimistische Betrachtung, wir seien
schon fertig.

Estelle Grelier (S&D).   – (FR) Herr Präsident, die Debatte über die Finanzielle Vorausschau
der Europäischen Union wirft Fragen hinsichtlich des Europäischen Aufbauwerks, seines
Geltungsbereichs und seiner ehrgeizigen Zielsetzungen auf.

Diesem Bericht kommt das Verdienst zu, dass er darauf abzielt, die Haushaltsmittel der
Europäischen Union zu mobilisieren, um die Strategie Europa 2020 einzuhalten. Er steht
demnach im Gegensatz zu der engen Sichtweise der meisten Mitgliedstaaten.

Während die Mitgliedstaaten Europa unter dem Aspekt ihrer finanziellen Beiträge sehen,
die gesenkt werden sollen, und der Renditen, die gesteigert werden sollen, wird in diesem
Bericht eine starke und integrierte Gemeinschaftspolitik gefordert, sei es in den historisch
gewachsenen Politikbereichen oder in Bezug auf neue Befugnisse im Rahmen des Vertrags
von Lissabon.

Deshalb sollte dieser Initiativbericht des Parlaments die Grundlage für künftige Diskussionen
bilden, auch wenn er meiner Meinung nach zu sehr auf Konsens ausgerichtet und zu
vorsichtig ist. Eine Aufstockung des europäischen Haushalts um 5 % wäre zwar besser als
die Haushaltspläne, die von den Mitgliedstaaten für 2012 vorgesehen sind. Entscheidend
– und wahrscheinlich das größte Hindernis – ist jedoch, sich auf eine Zahl zu einigen, die
den im Bericht dargelegten Politikbereichen entspricht.

Wir sind uns der beträchtlichen Folgen der Sparkurspolitik bewusst, ihrer Auswirkungen
auf die Beschäftigung und der Verzweiflung einer wachsenden Zahl unserer Mitbürger,
und es ist unsere Aufgabe, antizyklische Maßnahmen zu finanzieren, nicht zuletzt durch
eine starke Kohäsionspolitik, Herr Pieper, durch die öffentliche Investitionen und
Beschäftigung in allen europäischen Regionen gefördert werden. Ich möchte hierbei
hervorheben, wie wichtig die Festlegung einer Zwischenkategorie für Regionen ist, um
sicherzustellen, dass die Mittelzuweisungen aus den Strukturfonds den wirtschaftlichen
und sozialen Gegebenheiten der Regionen soweit wie möglich entsprechen.
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Abschließend möchte ich sagen, dass wir eine Steuer auf Finanzspekulation erheben müssen,
wodurch die Unterstützung seitens Bürgerinnen und Bürger für ein besser finanziertes
europäisches Aufbauwerk zunehmen würde.

Gunnar Hökmark (PPE).   – Herr Präsident, zunächst möchte ich dem Berichterstatter
dazu gratulieren, dass er die Herausforderungen, die vor uns liegen, hervorgehoben hat.
Ich begrüße zudem die sehr deutliche Botschaft des Berichts, in der eine erhebliche Stärkung
von Forschung und Wissenschaft gefordert wird, denn diese ist eine der Prioritäten, die
wir brauchen.

Ich möchte sagen – und ich wende mich dabei an die Kommission –, dass in der Politik
und in Führungspositionen Prioritäten gesetzt werden. Ohne Prioritäten gibt es keine
Führung. Es gibt immer Aufgaben und Herausforderungen, die wichtiger sind als andere.
Das ist der Fall beim Haushalt der Europäischen Union wie auch der Mitgliedstaaten. Wir
müssen die Mittel für Forschung und Wissenschaft erhöhen, aber wir müssen auch den
Betrag für Wissenschaft und Forschung bei den regionalen Fördermitteln erhöhen. Wir
müssen die Entwicklung der Agrarmärkte berücksichtigen und die Ausgaben hier senken.

Doch dürfen wir nicht vergessen, dass wir auf allen Ebenen Prioritäten setzen müssen, auf
europäischer Ebene und auch auf Ebene der Mitgliedstaaten. Ich muss sagen, dass mir die
EU-Schelte oder Brüssel-Schelte missfällt, aber mir missfällt auch die Mitgliedstaaten-Schelte,
weil dadurch Bedeutung der Ausgaben, die wir in den Mitgliedstaaten haben, geschmälert
wird. Gesundheitswesen, soziale Sicherheit, Renten und Pensionen, Bildung. Dies ist kein
Konflikt zwischen der EU und den Mitgliedstaaten. Dies ist ein ständiges Ringen um Führung
und Prioritäten. Wenn wir es nicht wagen, diese Prioritäten zu setzen, dann zeigen wir
keine Führungsstärke.

Ich muss sagen: Wenn wir die schwierige Lage nicht erkennen, in der sich die Mitgliedstaaten
heute befinden, dann begreifen wir nicht die Realität unserer Bürgerinnen und Bürger. Wir
müssen Prioritäten setzen und nicht Probleme lösen, indem wir einfach die Haushaltspläne
aufstocken. Daher möchte ich den Kommissar auffordern, Führungsstärke zu zeigen,
beherzt zu sein und nicht zu vergessen, dass Forschung und Wissenschaft, Infrastruktur ...

(Der Präsident unterbricht den Redner)

Andrea Cozzolino (S&D).   – (IT) Herr Präsident, verehrte Kolleginnen und Kollegen,
wir werden über ein überaus wichtiges strategisches Dokument abstimmen, das einen
soliden Bezugsrahmen für die Finanziellen Vorausschauen nach 2013 bietet. Zunächst
wird die Forderung nach Kohärenz gestellt, sowohl zwischen den Zielen und den
Instrumenten wie auch zwischen der neuen Aufgabe, die die europäischen Institutionen
– vor dem Hintergrund des Vertrags von Lissabon und der Rezession – wahrnehmen und
den Finanzmitteln, über deren Investition wir gemeinsam beschließen.

Diese Kohärenz setzt auch eine ernsthafte Antwort auf die Forderung nach Innovation
voraus, die vonseiten der Öffentlichkeit, den Empfängern von EU-Maßnahmen und sozialen
Gruppen und Industriesektoren in Europa gestellt wird. Wir haben dasselbe für die Kohäsion
getan – ein bedeutendes Kapitel bei der Entscheidung darüber, was für eine Europäische
Union wir in den kommenden Jahren wollen. Die Erfahrung zeigt, dass die Kohäsion heute
ein grundlegender Nexus des Europäischen Projekts ist und ein wichtiges Gut, das von
allen zu sichern, zu schützen und zu erneuern ist.

Die Bemühungen, die in diesem Bereich im Hinblick auf die mögliche Einführung einer
Zwischenkategorie für Regionen unternommen wurden, sind von besonderer Bedeutung,
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vor allem weil sich in einigen Fällen in den Jahren der Rezession, die wir nun hinter uns
haben, die internen Spaltungen vertieft haben, wodurch eine wirksame und angemessene
Unterstützung für die weniger entwickelten Regionen in Europa noch wichtiger geworden
ist, und hierbei gilt es, gegen Verschwendung zu kämpfen und die Entwicklungspolitik
klar in den Vordergrund zu stellen wird.

Ich meine jedoch, dass wir die Herausforderung der Zwischenkategorien und der
Schutzklausel annehmen müssen, um eine neue Phase der europäischen Kohäsionspolitik
einzuleiten und auch um innerhalb der Kohäsionspolitik die ausgewogene und nachhaltige
Entwicklung zu verwirklichen, die wir für Europa in den nächsten Jahren gewährleisten
wollen.

Frank Engel (PPE).   – (FR) Herr Präsident, 500 Millionen Bürgerinnen und Bürger der
Europäischen Union machen derzeit über 8 % der Weltbevölkerung aus.

Im Jahr 2050 wird die Zahl bei 5 % oder 6 % liegen. 2100 werden wir 3 % dieser
Bevölkerung ausmachen. Diese Schar von Europäern unterhält nach wie vor, weitgehend
über die nationalen Haushalte, 2 000 Botschaften, 27 Armeen, 50 gemeinsame Streitkräfte
und mehr. Mir scheint, China beschäftigt zurzeit zusätzlich stellvertretende Minister, nur
um all die mächtigen europäischen Minister zu empfangen, die Peking um Gefallen und
bilaterale Vereinbarungen ansuchen. All dies wird auf der Weltbühne allmählich lächerlich.

Acht Prozent der Weltbevölkerung unter 30 souveränen Haushaltspolitiken aufzuteilen,
ist ein Wahnsinn. Diese Souveränität bleibt im Grunde unumstößlich. Europa verwaltet
2,5 % oder ein Vierzigstel der gesamten Haushaltsausgaben in Europa. Die Beiträge der
Mitgliedstaaten machen ein Vierzigstel ihrer nationalen Ausgaben aus. Und selbst das ist
offenbar zu viel.

Kommen wir nun zu der Frage der Eigenmittel oder vielleicht ein andermal. Hören wir
doch auf an den 2,5 % öffentlicher Ausgaben herumzumäkeln, mit denen wir den ganzen
zur Umsetzung der Strategie 2020 erforderlichen Apparat aufrechterhalten und allen uns
im Rahmen des Vertrags von Lissabon eingeräumten Zuständigkeiten und Befugnissen
nachkommen sollen. Nicht wir haben uns das alles ausgedacht. Das waren die
Mitgliedstaaten. Angesichts dieser Gegebenheiten ist der Bericht von Herrn Garriga Polledo
bescheiden, doch angesichts der Ambitionen derjenigen, die uns noch mehr beschränken
wollen, mutet der Bericht ehrgeizig an, und aus diesem Grund soll dieses Plenum ihn
annehmen.

Frédéric Daerden (S&D).   – (FR) Herr Präsident, Herr Kommissar, verehrte Kolleginnen
und Kollegen, dieser Bericht ist von entscheidender Bedeutung für die Zukunft des
Europäischen Aufbauwerks, das integrativ und ambitioniert sein muss, insbesondere im
Hinblick auf die Haushaltskrisen, mit denen die Mitgliedstaaten derzeit zu kämpfen haben.

Mit einem ultraliberalen Ansatz hält die Mehrheit der Staats- und Regierungschefs im Rat
an der Entscheidung fest, wahllose Haushaltskürzungen vorzunehmen, und ist bereit,
Investitionen in den wichtigsten zukunftsweisenden Politikbereichen zu opfern, wie
beispielsweise die, die aus dem europäischen Haushalt finanziert werden. Ein Einfrieren
des Haushalts wäre dem Wachstum abträglich, auch wenn andere Mitglieder das Gegenteil
behaupten. Eine Erhöhung von mindestens 5 %, wie sie in diesem Konsensbericht
vorgeschlagen wird, ist das Minimum, wenn wir die Herausforderungen bewältigen und
europäische Solidarität erzielen wollen.
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Voraussetzung für diese europäische Solidarität ist die Finanzierung der Strategie
Europa 2020, insbesondere ihrer sozialen Zielsetzungen, einschließlich der Bekämpfung
der Armut. Der Bericht hat mich auch davon überzeugt, dass die europäische Solidarität
durch die Schaffung von Zwischenregionen gestärkt werden sollte, um sicherzustellen,
dass die Kohäsionspolitik ganz Europa ausreichend abdeckt.

Ein weiteres Beispiel ist schließlich der Europäische Fonds zur Anpassung an die
Globalisierung, der echte Solidarität für europäische Arbeitnehmer vermittelt und dessen
Nützlichkeit im Bericht anerkannt wird. Die Aufstockung des mehrjährigen Finanzrahmens
ist eine Notwendigkeit und sollte nicht als Belastung für die Mitgliedstaaten angesehen
werden, nicht zuletzt da der europäische Haushalt Mehrwert bringt und künftig mit einer
Steuer auf Finanztransaktionen verbunden sein wird.

Marietta Giannakou (PPE).   – (EL) Herr Präsident, durch den Vertrag von Lissabon wurden
neue Zuständigkeitsbereiche geschaffen und die Politikbereiche der EU gestärkt, wie es der
neue mehrjährige Finanzrahmen für den Zeitraum 2013 bis 2020 widerspiegelt. Ich
beglückwünsche den Berichterstatter, Herrn Garriga, zu seinem integrierten Bericht, in
dem die politischen Prioritäten eines anderen Europa gesetzt werden, als dem, das wir
kennen.

Angesichts der großen internen Herausforderungen, die sich der Europäischen Union und
ihren Bürgerinnen und Bürgern stellen, und angesichts ihres verstärkt internationalen
Charakters erkennen wir, dass das Hauptziel ihrer Politik im Abbau der bestehenden
sozialen, wirtschaftlichen und territorialen Ungleichheiten bestehen muss. Eine geplante
und erfolgreiche Kohäsionspolitik stellt per se europäischen Zusatznutzen dar und wird
sicher allen Mitgliedstaaten der Europäischen Union zum Vorteil gereichen.

Das neue Programm und der neue Rahmen mit siebenjähriger Laufzeit stützen sich auf
Maßnahmen im Rahmen der Strategie Europa 2020 und sind darauf ausgelegt, Europa
dabei zu helfen, die Krise durch die Förderung eines intelligenten, nachhaltigen und
integrativen Wachstums zu überwinden. Die festgelegten politischen Prioritäten und Ziele
sind die Förderung der Beschäftigung, die Stärkung von Innovation, Forschung und
Wachstum, die Bewältigung des Klimawandels, die Verbesserung des Bildungsniveaus, die
Verbesserung der sozialen Integration und der Abbau der Armut, neben Maßnahmen im
Bereich der Einwanderungspolitik sowie zur Erhaltung von Ressourcen und zur Entwicklung
von unzugänglichen Regionen und Grenzgebieten.

Der Haushalt der Union ist der wichtigste Mechanismus zur Förderung der Solidarität unter
den Mitgliedstaaten und ein schlagkräftiges Instrument für eine Reform, durch die private
und öffentliche Finanzmittel zur Unterstützung der Investitionen mobilisiert werden
können, die als Katalysator beim Multiplikatoreffekt der Ausgaben der Union fungieren.
Der europäische Haushalt muss aufgestockt werden und er muss sich auf echte Eigenmittel
stützen, wenn wir ein starkes Europa wollen, für seine Bürgerinnen und Bürger und
gegenüber der übrigen Welt. Der Haushalt der Union ist ein Instrument für globale und
integrierte Entwicklung zu einem Zeitpunkt, da die Mitgliedstaaten allein nicht ...

(Der Präsident unterbricht die Rednerin)

Sophie Auconie (PPE).   – (FR) Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen, man sagt,
dass Geld der Nerv des Krieges ist. Geld ist aber auch der Nerv eines Friedensprojekts, wie
dem der Europäischen Union. Wenn Europa die in den Verträgen verankerten
Politikbereiche, einschließlich der neuen Politikbereiche des Vertrags von Lissabon, wirklich
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umsetzen will, dann braucht es die finanziellen Mittel, die zur Erreichung dieser Ziele
notwendig sind.

Daher bin ich für die Feststellung von Eigenmitteln und einer Steuer auf
Finanztransaktionen. Die notwendige Erhöhung der EU-Haushaltsmittel muss Hand in
Hand gehen mit erheblichen Einsparungen durch eine Ausgabenoptimierung. Wir könnten
zum Beispiel eine echte Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik schaffen, um Europa
mehr Einfluss auf der Weltbühne zu verschaffen, aber auch um unsere öffentlichen Gelder
bestmöglich einzusetzen.

Der Bericht von Salvador Garriga Polledos ist von grundlegender Bedeutung, geradezu
eine Neuformulierung: Darin wird ein sehr starker politischer und finanzieller Rahmen für
die Europäische Union vorgeschlagen. Zudem erhalten zwei zentrale Politikbereiche der
EU ihren gebührenden Platz darin. Im Hinblick auf die Gemeinsame Agrarpolitik (GAP),
die entscheidend für Ernährungssicherheit und Selbstversorgung ist, wird im Bericht eine
Erneuerung des GAP-Haushalts befürwortet. Für die Kohäsionspolitik, die das
Finanzinstrument für eine regionale Solidarität und zur Förderung der regionalen
Wirtschaftsentwicklung ist, wird im Bericht eine Stärkung der Ziele vorgeschlagen, und
zwar in Form einer Zwischenkategorie für Regionen, damit Regionen auf gleichem
Entwicklungsniveau profitieren können …

(Der Präsident unterbricht die Rednerin)

Danuta Maria Hübner (PPE).   – Herr Präsident, ich möchte mich zur Notwendigkeit
einer Eigenmittelreform äußern. Ich bin der Ansicht, dass die Entscheidung über die
EU-Haushaltsmittel aufgrund der Dominanz der auf dem BNE basierenden Einnahmen zu
stark politisch und zu wenig auf Effizienz ausgerichtet ist. Das macht es leichter, das
Einfrieren oder Kürzen von EU-Ausgaben zu verlangen. Sie führt zu jener Logik, die im
Zusammenhang mit den Verhandlungen über den Haushaltsplan 2011 zum Ausdruck
kam: Wenn wir aufgrund der Krise unsere nationalen Haushaltsmittel kürzen, dann sollten
wir denselben Ansatz auch für den EU-Haushalt anwenden.

Es ist jedoch überhaupt nicht sicher, dass zusätzliche Eigenmittel, mit denen die
Abhängigkeit vom BNE verringert würde, eine Revolution in Bezug auf die Fähigkeit der
EU, Wachstum und Strukturwandel zu finanzieren, herbeiführen wird. Es besteht immer
das Risiko, dass die gleiche Koalition, die die Haushaltsbeschlüsse im Rat annimmt,
denselben Beschluss auch im Europäischen Parlament annehmen wird.

Wenn uns Europa wichtig ist, dann sollten wir uns von den Erwartungen der Finanzminister
lösen und uns den Erwartungen der Bürgerinnen und Bürger zuwenden. Der Erfolg eines
nationalen Politikers, der von den Verhandlungen aus Brüssel nach Hause zurückkehrt,
sollte nicht darin bestehen, dass die Regierung in Zukunft weniger in die EU-Haushaltskasse
zahlen wird, sondern zum Beispiel darin, dass die EU in Zukunft kleine Unternehmen bei
der Finanzierung von Innovationsprojekten unterstützt.

Es ist klar, dass die Finanzierung der EU-Ausgaben vollkommen transparent sein sollte.
Dies dürfte mit einer einzigen Steuer einfacher sein, doch es ist auch möglich, Einnahmen
auf verschiedenen Steuern aufzubauen, welche die Kriterien für Transparenz, Fairness,
Sichtbarkeit, Effizienz und ausreichende Harmonisierung erfüllen.

Maria Da Graça Carvalho (PPE).   – (PT) Herr Präsident, Herr Kommissar, zunächst
möchte ich den Berichterstatter zu seiner ausgezeichneten Arbeit beglückwünschen. Ich
begrüße es, dass die in diesem Bericht formulierten Prioritäten mit der Strategie Europa 2020
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im Einklang stehen und das Wachstum in den Mittelpunkt der europäischen Politik rücken.
Wir brauchen mehr Europa und ein besseres Europa.

Demzufolge sollten wir die Bereiche fördern, die am stärksten zur Wettbewerbsfähigkeit
beitragen, wie Forschung, Innovation und Energie. Deshalb müssen wir die Finanzmittel
für Wissenschaft und Innovation beträchtlich aufstocken, im Sinne der Förderung
wissenschaftlicher Exzellenz in ganz Europa. Wichtig ist auch die Aufstockung der
EU-Finanzierung im Bereich der Wissenschaft, um das Ziel, 3 % des Bruttoinlandsprodukts
(BIP) zu investieren, zu verwirklichen.

Mit dem neuen Haushaltsplan sollte außerdem eine Steigerung der Energieeffizienz gefördert
und der Bau von Infrastruktur unterstützt werden, insbesondere die Energieinfrastruktur,
um damit die notwendigen Voraussetzungen für die Wettbewerbsfähigkeit der europäischen
Industrie zu schaffen. Es ist notwendig, die Rolle der Industrie, insbesondere der kleinen
und mittleren Unternehmen (KMU) zu stärken, und damit zur Stärkung der Führungsrolle
Europas in einer globalisierten Welt beizutragen.-

Barbara Matera (PPE).   – (IT) Herr Präsident, ich möchte den Berichterstatter,
Salvador Garriga Polledo, zu seiner ausgezeichneten Arbeit während dieses Jahres
beglückwünschen, die breite politische Unterstützung findet. Ich begrüße die Botschaft,
die dieser Bericht zu vermitteln vermochte: die Lösung der Krise ist die Bestätigung der
Union als globaler Akteur.

Der künftige mehrjährige Finanzrahmen spiegelt die Zielvorgaben der Strategie
Europa 2020 wider und ist fest im Vertrag von Lissabon verankert. Die Prioritäten der
Europäischen Union können jedoch nur glaubwürdig sein, wenn angemessene Finanzmittel
bereitgestellt werden. Der Entwicklung der Energie- und Verkehrsinfrastruktur, Investitionen
in Forschung und Entwicklung, Ausbildung und Jugendpolitik müssen durch die künftigen
Haushaltspläne der Union neue Impulse erfahren, während die den Grundpfeilern der
Kohäsionspolitik und der Agrarpolitik gegenwärtig zugewiesenen Mittel aufrechterhalten
werden sollten.

Europa und seine Großprojekte sind mit Haushaltszwängen auf nationaler Ebene
konfrontiert, und daher ist eine stärkere Einbeziehung des privaten Sektors mittels
projektbezogener Anleihen oder öffentlich-privater Partnerschaften ganz entscheidend
für die Steigerung von Wettbewerbsfähigkeit und Wachstum.

Ich und die anderen Mitglieder der italienischen Delegation sind über die Vorschläge
besorgt, die so genannten „Zwischenkategorien“ in die Regionalpolitik aufzunehmen, weil
dadurch die schwächsten Regionen der Union benachteiligt werden können. Abschließend
möchte ich darauf abstellen, dass die Zukunft und die Entwicklung der Europäischen Union
nur gewährleistet werden können, wenn die Union vollständig über ein System auf der
Grundlage von Eigenmitteln finanziert wird.-

Ingeborg Gräßle (PPE). -   Herr Präsident, Herr Kommissar, liebe Kolleginnen und Kollegen!
Zusammen mit dem MFR-Paket wird auch die Reform des Personalstatuts vorgelegt. Diese
Frage, wie die EU eigentlich verwaltet wird, wird im Bericht von Salvador Garriga Polledo
in den Ziffern 125 und 126 sehr schön behandelt. Ich möchte Sie bitten, Herr Kommissar,
bei der Vorlage des Personalstatuts Ehrgeiz zu zeigen. Denn die Frage, was wir machen,
die hier sehr intensiv diskutiert wurde, ist mindestens genauso wichtig wie die Frage, wie
wir es machen.
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Die Frage ist, welche Rolle die Europäische Kommission künftig bei der Implementierung
all der Punkte im Programm 2020, das wir heute vorgelegt haben, spielen wird. Ich möchte,
dass die Kommission eine stärkere Rolle für sich selbst vorsieht und nicht die ganzen
Aufgaben nach außen weggeben muss. Deswegen ist es wichtig, bei der Reform des
Personalstatuts Stellen freizubekommen für diese neuen Aufgaben, damit die Kommission
sich auch selber in die Pflicht nehmen kann. Wir haben überwältigend viele freie Tage. Die
Beamten der Kommission haben bis zu 13 Wochen bezahlt frei. Herr Kommissar, mein
Vorschlag wäre: Nehmen Sie einen Teil dieser freien Tage und schichten Sie sie um in die
Implementierung des Budgets, damit wir die Politikziele auch erreichen, die wir erreichen
wollen. Ich möchte darum bitten, dass wir auch eine Strategie EU-2020 für die
EU-Verwaltung bekommen. Hier wären nicht nur Sie gefordert, sondern das ganze
Kollegium und auch der Herr Kommissionspräsident selber.

Sidonia Elżbieta Jędrzejewska (PPE).   – (PL) Herr Präsident, ich möchte
Herrn Garriga Polledo zu diesem hervorragenden Bericht über den mehrjährigen
Finanzrahmen beglückwünschen. Der Bericht fand im Sonderausschuss zu den politischen
Herausforderungen und den Haushaltsmitteln für eine nachhaltige Europäische Union
nach 2013 großen Beifall. Ich hoffe, dass der Bericht als Hauptgrundlage für die
Verhandlungen über den neuen mehrjährigen Haushaltsplan der Europäischen Union, die
in Kürze beginnen, dienen wird.

Ich bin sehr erfreut darüber, dass die Abgeordneten beschlossen haben, die von mir
eingereichte Änderung in Bezug auf die Stärkung der Jugendpolitik zu unterstützen. Zu
einer Zeit, in der die jungen Europäerinnen und Europäer zu den Hauptopfern der
Wirtschaftskrise zählen, sollten wir alle Initiativen unterstützen, die darauf abzielen, die
Situation junger Menschen zu verbessern, insbesondere in Bezug auf Bildung und Beruf.
Programme wie „Jugend in Bewegung“ und „Lebenslanges Lernen“, deren Kosten pro
Nutznießer sehr tief liegen und die extrem wirksam sind, sollten daher als separates Element
der künftigen mehrjährigen Finanzrahmen aufrechterhalten werden, und diese Programme
sollten auch wesentlich mehr Mittel erhalten.

Gleichzeitig möchte ich den Vorschlag zur Aufrechterhaltung der Höhe der Mittel für die
Kohäsionspolitik loben. Die Kohäsionspolitik spielt nicht nur eine zentrale Rolle bei der
Erreichung der Ziele der Strategie Europa 2020; ihre Hauptaufgabe liegt in der Stärkung
der europäischen Integration und Solidarität durch die Verringerung sozialer,
wirtschaftlicher und territorialer Unterschiede, die innerhalb der Europäischen Union
leider immer noch bestehen.

Rareş-Lucian Niculescu (PPE).   – (RO) Herr Präsident, der Berichterstatter begann seine
Präsentation mit einem sehr wichtigen Satz, in dem er erklärte, dass wir die traditionellen
Politikbereiche der Europäischen Union mit unseren neuen Prioritäten kombinieren müssen.
Weder Erstere noch Letztere können allein funktionieren. In diesem Sinn begrüße ich die
Vision der in diesem Bericht dargelegten Gemeinsamen Agrarpolitik.

Ich möchte Sie gern an einige der wichtigen Ideen erinnern, von denen die wichtigste die
Aufrechterhaltung der Höhe der GAP-Haushaltsmittel im kommenden finanziellen
Planungszeitraum ist. Die traditionelle Rolle der europäischen Landwirtschaft zusammen
mit den neuen ehrgeizigen Zielen, die wir verfolgen, rechtfertigt vollkommen die
Aufrechterhaltung der Höhe dieser Haushaltsmittel.
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Zweitens ist die Notwendigkeit, ein GAP-System aufrechtzuerhalten, das sich auf zwei
Säulen stützt, und gleichzeitig die ländlichen Gebiete als Teil der zweiten Säule zu fördern,
eng mit den Zielen der Strategie Europa 2020 verbunden.

Ein letzter Punkt ist der Bedarf nach einer künftigen reformierten GAP, die die
Haushaltsmittel wirksamer einsetzt, indem sie die Zahlungen gerecht verteilt.

Zigmantas Balčytis (S&D).   – (LT) Herr Präsident, als Erstes möchte ich allen
Berichterstattern für ihre großartige Arbeit danken. Die Position des Parlaments bezüglich
dessen, was wir und unsere Bürgerinnen und Bürger vom nächsten finanziellen
Planungszeitraum erwarten, ist nun klar. Wir alle haben verstanden, dass wir die Richtung
unserer aktuellen Politik grundlegend ändern müssen, und dies spiegelt sich in der Strategie
Europa 2020 wider. Wir müssen einen sicheren europäischen Energiebinnenmarkt
aufbauen, sicherstellen, dass ganz Europa durch Verkehrsnetze verbunden ist, und die
Ungleichheiten, die weiterhin zwischen den verschiedenen Regionen der Europäischen
Union bestehen, ausmerzen. Wir müssen die Gemeinsame Agrarpolitik vollständig
überprüfen, denn sie muss ein faires und einheitliches System direkter Zahlungen
gewährleisten; dies betrifft auch viele andere wichtige Bereiche, ohne die wir kein
wettbewerbsfähiges und starkes Europa schaffen können. Dies wird natürlich große
Investitionen erfordern, insbesondere im Bereich der Forschung. Daher ist es nötig, neue
Finanzinstrumente zu finden, wie etwa die Einführung einer Steuer auf Finanztransaktionen.
Ich bin der Meinung, dass …

(Der Präsident unterbricht den Redner)

Jan Mulder (ALDE).   – (NL) Herr Präsident, eine zentrale Frage, die aus dieser Aussprache
hervorgeht, lautet: „Was genau ist europäischer Zusatznutzen?“ Ich hoffe, dass die
Kommission, wenn sie ihre Vorschläge am Ende dieses Monats vorlegt, eine schlüssige
Erklärung darüber liefert, weshalb bestimmte Haushaltslinien einen eindeutigen
Zusatznutzen aufweisen. Mir scheint, dass wir das unbedingt wissen müssen, um
rechtfertigen zu können, wofür wir stimmen.

Zweitens wird die Debatte auch stark von den Debatten über Eigenmittel beeinflusst werden.
Ein Thema, das die Debatte vergiftet hat, ist die Entscheidung von 1984 über den VK-Rabatt.
Wie konnte das so lange währen? Meines Erachtens sollte entweder die Regierung des
Vereinigten Königreichs gar keinen Anspruch auf Rabatte haben, oder andere Staaten, die
sich in einer ähnlichen Lage befinden wie Großbritannien 1984, sollten gleich behandelt
werden. Ich hoffe, dass die Vorschläge der Kommission in diese Richtung gehen werden.

Raul Romeva i Rueda (Verts/ALE).   – (ES) Herr Präsident, diese Zwangsvorstellung, sich
nur darauf zu konzentrieren, wie viel zu kürzen ist, anstatt darauf, wie oder was gekürzt
wird, und noch weniger, wie die Einnahmen zu erhöhen sind, ist schon Besorgnis erregend.

Erstens: Mehr Europa bedeutet ein besseres Europa, insoweit es geringere wirtschaftliche
Macht für die Mitgliedstaaten bedeutet.

Zweitens: Wir müssen natürlich auch die Ausgaben revidieren. Doch müssen wir darauf
achten, wo wir das tun: Ein Vorschlag wäre, die Militärausgaben zu verringern; ein weiterer
Vorschlag wäre, die zwei Sitze des Europäischen Parlaments auf einen zu reduzieren. Diese
sind unseres Erachtens die wichtigsten Beispiele.
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Und drittens: Am meisten besorgt stimmte mich das Lächeln von Herr Lewandowski, das
mir beunruhigend erschien, als das Thema der Abgabe auf Finanztransaktionen
angesprochen wurde.

Es hat mich besorgt, und ich möchte ihn fragen, was so schlecht daran sein kann, so
nachteilig, zu fordern, dass nicht diejenigen für die Krise bezahlen, die am wenigsten schuld
daran sind, sondern diejenigen, die sich durch Spekulation bereichert haben, und nicht
wie Sie es gestern taten, Spanien dazu aufzufordern, die Sozialausgaben zu senken durch
die Verringerung der Ausgaben für ...

(Der Präsident unterbricht den Redner)

Alfreds Rubiks (GUE/NGL).   – (LV) Herr Präsident, ich möchte die Kolleginnen und
Kollegen an eins erinnern: Bei der Genehmigung des Haushaltsplans müssen wir daran
denken, dass sich in der europäischen Bevölkerung Skepsis gegenüber unserer Arbeit breit
macht. In dieser Hinsicht scheint mir, dass der Haushaltsplan nicht genügend auf die
ehrgeizigen Ziele des EU-2020-Programms abgestimmt ist. Ich möchte zudem eine Frage
stellen: Sie, Herr Kommissar, haben den lettischen Landwirten versprochen, dass die direkten
Zahlungen mit diesem Haushaltsplan ausgeglichen werden. Wenn er jedoch so
angenommen wird, wie er jetzt vorliegt, werden Sie Ihr Versprechen kaum halten können.
Ich will, dass alles, worüber wir sprechen und was wir in die Diskussion einbringen, auch
mit den Interessen unserer Wählerinnen und Wähler übereinstimmt.

Andrew Henry William Brons (NI).   – Herr Präsident, ich dachte, um die EU könne es
nicht schlimmer stehen, doch dann las ich diesen Bericht. Er beginnt mit einer deftigen
Portion Selbsttäuschung: „Nie zuvor haben die Europäer derart hohe Ansprüche an die EU
gestellt.“ Tatsächlich verlangen immer mehr Bürgerinnen und Bürger des Vereinigten
Königreichs, dass wir austreten. Vielleicht ist das gemeint. In dem Bericht wird die
Möglichkeit verworfen, die Haushaltsmittel nach 2013 einzufrieren, und darauf beharrt,
dass selbst eine Erhöhung von 5 % nur einen beschränkten Beitrag zu den EU-Zielen
erlauben würde. Man muss wohl für jede Kleinigkeit dankbar sein.

Irgendwo mitten in Absatz 166 wird ein Ende der Rabatte verlangt. Dank dieses Instruments
zahlt das Vereinigte Königreich nur einen inakzeptablen Nettobeitrag statt einen
ungeheuerlichen Nettobeitrag. Die Forderung, dass das Vereinigte Königreich sein schwer
verdientes Geld abführen soll, ist schlimm genug, doch in Absatz 169 wird verlangt, die
EU zu ermächtigen, ihre eigenen Steuern ohne unsere Zustimmung und unsere Kontrolle
zu erheben. Das ist ganz einfach inakzeptabel.

Czesław Adam Siekierski (PPE).   – (PL) Herr Präsident, wir haben einen wichtigen
Konsens erreicht. Der Bericht, der hier vorgestellt wurde, ist eine notwendige Weiterführung
dessen, was vorangegangen ist, und er enthält auch die erwarteten Änderungsvorschläge.
Stabilität ist ein charakteristisches Merkmal der EU-Politik, daher der Vorschlag, die aktuelle
Höhe der Haushalsmittel für die Kohäsionspolitik und die Gemeinsame Agrarpolitik
aufrechtzuerhalten.

Die Ebnung des Handlungsfelds in Hinsicht auf die Entwicklung trägt wesentlich zur
Stärkung des gemeinsamen Markts bei, was sich bei allen EU-Mitgliedstaaten positiv
auswirkt. Die Gemeinsame Agrarpolitik kommt allen Konsumentinnen und Konsumenten
in der EU zugute. Man darf nicht vergessen, dass Landwirte ein sehr niedriges Einkommen
haben, trotz der Hilfe, die sie aus dem europäischen Haushalt erhalten. Die neuen Aufgaben,
die der Landwirtschaft in Bezug auf Umwelt, Klima, Tierschutz und unrealistische
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WTO-Verhandlungen zukommen, bedeuten Zusatzkosten für die Landwirte. Wer wird
diese bezahlen? Zu den Änderungen, die wir erwarten, gehören eine Erhöhung der Mittel
für nachhaltige und intelligente Entwicklung sowie eine Schwerpunktsetzung auf die
Bereiche Innovation, wissenschaftliche Forschung und Bildung.

(Der Präsident unterbricht den Redner)

Georgios Stavrakakis (S&D).   – (EL) Herr Präsident, Herr Kommissar, das Parlament
richtet heute eine unmissverständliche Botschaft an die Europäische Kommission und
auch an die Ministerpräsidenten der Europäischen Union für einen Haushaltsplan bis 2020,
der ihrer Verantwortung und den Erwartungen der Öffentlichkeit entspricht.

Was die Kohäsionspolitik betrifft, ist die Botschaft eindeutig. „Ja“ zu einer Kohäsionspolitik,
die mit ausreichenden Finanzmitteln ausgestattet ist, um entscheidend zu Entwicklung,
neuen Arbeitsplätzen und Innovation beizutragen. „Ja“ zu einer unabhängigen
Kohäsionspolitik. „Ja“ zur Koordinierung aller Ebenen der Politikgestaltung, von der
strategischen Planung bis zur Umsetzung. „Ja“ zu der Festlegung einer Zwischenkategorie
für die Unterstützung der Regionen. „Ja“ zu besonderen Maßnahmen für Inseln und
Bergregionen in Europa.

Aber es gibt auch zwei eindeutige und wichtige „Nein“. „Nein“ zur Spaltung dieser Politik
in verschiedene Sektoren, und schließlich „Nein“ zur irgendeiner Art von Sanktionen in
Verbindung mit dem Stabilitäts- und Wachstumspakt.

Der Präsident.   – Das „Catch the eye“-Verfahren ist geschlossen, und ich möchte die elf
oder zwölf Mitglieder, die auf der Liste standen und nicht das Wort ergreifen konnten, um
Entschuldigung bitten, doch es ist eindeutig keine Zeit mehr für Redebeiträge.

Janusz Lewandowski,    Mitglied der Kommission. – Herr Präsident, meine Redezeit ist
bereits abgelaufen, und ich möchte daher lediglich zwei kurze Bemerkungen machen.

Erstens kann im gegenwärtigen Kontext der Haushaltsstrenge das Missmanagement der
öffentlichen Finanzen der Mitgliedstaaten nicht dem europäischen Haushaltsplan angelastet
werden, der kein Defizit aufweist. Er kann allerdings zur Schaffung von Arbeitsplätzen
und zur Steigerung von Wachstum beitragen, weil es sich dabei um Investitionen handelt.
Damit unterscheidet er sich von den einzelstaatlichen Haushalten, bei denen es sich in
erster Linie um Sozialtransfers handelt.

Zweitens: Was die Versprechungen für die Landwirte in Europa betrifft, ist eine schrittweise
Konvergenz realistisch. Eine Pauschale ist zu Zeit nicht durchführbar, und ich bin der
Ansicht, dass dies in den kommenden Jahren so bleiben wird.

Schließlich erwarte ich im Namen der Kommission, dass in der bevorstehenden
Abstimmung der breite Konsens dieses Hauses zum Ausdruck kommt und der Stimme
des Europäischen Parlaments eine starke und gewichtige Stimme verleiht.

Der Präsident.   – Wir schließen die Aussprache mit einem Redebeitrag von
Herrn Garriga Polledo als Berichterstatter ab, dem ich zu seiner ausgezeichneten Arbeit zu
diesem Thema herzlich gratulieren möchte.

Salvador Garriga Polledo,    Berichterstatter. – (ES) Herr Präsident, zunächst möchte ich
den nationalen Delegationen danken, die – wie ich sehe – dem Druck in ihren
Mitgliedstaaten standgehalten haben und für diesen Bericht stimmen werden.
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Dies ist meiner Ansicht nach keine Aussprache über das Haushaltsvolumen, sondern
vielmehr über die vorrangige Bedeutung der Gemeinschaftsmethode, und ich denke, dass
diejenigen, die bei dieser Aussprache die Anstrengungen zur Kürzung des EU-Haushalts
in den Vordergrund stellen, einem Irrtum erliegen. Sie wollen neue Prioritäten und einen
kleineren Haushalt; Ich sage ihnen, wenn sie diesen Weg einschlagen, dann werden sie am
Ende weniger Haushalt und weniger Prioritäten haben.

Im Übrigen verstehe ich nicht, wie sie in diesem Plenum sitzen und einen Ansatz der
Regierungszusammenarbeit verteidigen können. Überlassen Sie diesen Schritt doch dem
Rat; Sie sollten eine Europäische Union mit ihrer Politik, ihren Prioritäten, Zuständigkeiten
und mit einem angemessenen Haushalt verteidigen.

Wir wollen die europäischen öffentlichen Ausgaben nicht um 5 % erhöhen, stattdessen
versuchen wir, die Belastung der nationalen Haushalte zu verringern und bestimmte
transnationale Investitionen im EU-Haushalt zusammenzuziehen, wo sie effizienter genutzt
werden können. Das ist der europäische Zusatznutzen, den alle Fraktionen in diesem
Plenum im Sonderausschuss zu den politischen Herausforderungen (SURE) dieses Jahr
angenommen haben.

Zweifellos ist dies ein weitreichender Vorschlag; ein ehrgeiziger Vorschlag, der wichtige
Entscheidungen in den Mitgliedstaaten erforderlich macht, und wir fordern sie dazu auf,
dieser Herausforderung, die dies mit sich bringt, gerecht zu werden.

Ich möchte mich für die konstruktiven Vorschläge und die Aussprache bedanken, die
meines Erachtens äußerst lebhaft war und in der die Vielfalt der Sichtweisen, die das
Europäische Parlament vereint, voll zum Ausdruck kamen. Ich glaube, dass wir aus dieser
Aussprache auf jeden Fall als ein Haus hervorgehen, das um ein Vielfaches bereichert ist
und ein gestärktes politisches Profil aufweist.

Der Präsident.   – Die Aussprache wird geschlossen.

Die Abstimmung findet heute um 12.00 Uhr statt.

(Die Sitzung wird für wenige Augenblicke ausgesetzt)

Schriftliche Erklärungen (Artikel 149)

Elena Băsescu (PPE),    schriftlich. – (RO) Aufgrund der gegenwärtigen Krise und der
einschneidenden Beschränkungen bei den öffentlichen Ausgaben fällt es den Mitgliedstaaten
zunehmend schwerer, ein Wirtschaftswachstum zu verzeichnen. Ich weise nachdrücklich
darauf hin, dass die EU auf die demografischen Herausforderungen reagieren muss. Durch
den Rückgang des Anteils der Erwerbsbevölkerung in Kombination mit der Zunahme des
Anteils der Menschen im Ruhestand werden die Sozialversicherungssysteme belastet.

Ich unterstütze die Vorstellung, dass alle von der EU bereitgestellten Finanzmittel zur
Verbesserung des allgemeinen Zustands der europäischen Umwelt beitragen sollten.
Demnach sollten die positiven und negativen Auswirkungen auf das Klima und die Umwelt
und die Verwendung der EU-Finanzmittel auf allen Ebenen untersucht werden. Investitionen
auf EU-Ebene können zu erheblich größeren Einsparungen führen als auf nationaler Ebene,
insbesondere in den Bereichen, in denen die EU zweifellos einen größeren Zusatznutzen
schafft als die nationalen Haushaltspläne.

Zuzana Brzobohatá (S&D),    schriftlich. – (CS) Die fortgesetzte Debatte über den
kommenden Programmplanungszeitraum zeigt, dass wir uns dieses Mal in Bezug auf dieses
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vorrangige wirtschaftliche Instrument für die EU-Politik stärker auf einen umfassenderen
Ansatz konzentrieren müssen. Die globale Finanzkrise und der hohe globale
Wettbewerbsdruck vonseiten der Wirtschaftstiger China und Indien zeigen uns, dass der
mehrjährige Finanzrahmen (MFR) so festgelegt sein muss, dass er den wichtigsten Zielen
der Agenda 2020 entspricht. Die Vorstellung des Berichterstatters, alle Politikbereiche in
Bezug auf die Agenda 2020 in dem einzigen Bereich des MFR zu bündeln, ist sehr mutig.
Der Berichterstatter schlägt ganz richtig eine rechtsverbindliche Überprüfung der Grenzen
in einzelnen Bereichen nach der Hälfte der Programmlaufzeit vor. Interessant ist ebenfalls
die Idee, die zeitliche Planung des MFR mit den politischen Zyklen der Organe der EU in
Einklang zu bringen und damit die demokratische Kontrolle und Rechenschaftspflicht zu
steigern. Zweifellos ist der Vorschlag des Berichterstatters, dass wir eine Reform der
EU-Einnahmen in Erwägung zu ziehen müssen, grundsätzlich richtig. Auch ist es durchaus
angemessen, schrittweise zu einem System der Eigenmittel für die EU überzugehen und
damit das derzeitige System der Beiträge der Mitgliedstaaten zu ersetzen, da dies zu
Vergleichen der Ausgewogenheit zwischen der EU und den Mitgliedstaaten führt und die
Öffentlichkeit dadurch falsche Schlussfolgerungen hinsichtlich der Bedeutung der
EU-Mitgliedschaft zieht, die angesichts der Verflechtung von Volkswirtschaften und Politik
zu einem völlig verfehlten Schluss führt.

Alain Cadec (PPE),    schriftlich. – (FR) Gegenstand des Berichts meines Kollegen
Garriga Polledo ist die Festlegung der politischen Prioritäten des Europäischen Parlaments
für den mehrjährigen Finanzrahmen für die Zeit nach 2013, sowohl im Hinblick auf die
Rechtsetzung als auch auf den Haushalt. Zwei Elemente sind mir vor allem aufgefallen:
erstens, dass Kohäsion für Wachstum und Beschäftigung eine politische Priorität ist. Ich
unterstütze nachdrücklich die Festlegung einer Zwischenkategorie für Regionen, deren
Pro-Kopf-BIP zwischen 75 % und 90 % des BIP der EU liegt. Dadurch würde ein besseres
Gleichgewicht zwischen den Regionen geschaffen. Mit diesem Vorschlag wird der Grundsatz
des territorialen Zusammenhalts, wie er in Artikel 174 des Vertrags über die Arbeitsweise
der Europäischen Union festgelegt ist, in die Praxis umgesetzt. Was die Finanzielle
Vorausschau betrifft, befürworte ich die Einführung einer Steuer auf Finanztransaktionen,
um somit Eigenmittel für die Europäische Union aufzubauen.

Proinsias De Rossa (S&D),    schriftlich. – Ich möchte die Aufmerksamkeit auf den
Vorschlag einer Finanztransaktionssteuer (FTT) in diesem Bericht lenken. Mit einer
Finanztransaktionssteuer könnten zwei Probleme zugleich angegangen werden: zum einen,
wie die stetig zunehmenden Forderungen, neue EU-Maßnahmen einzuführen, finanziert
werden können, und zum anderen, wie der Finanzsektor zur Lösung der Wirtschaftskrise
herangezogen werden kann, die er mit verursacht hat. Durch die Steuereinnahmen könnten
die von den EU-Mitgliedstaaten derzeit an den EU-Haushalt geleisteten Zahlungen
abgemildert werden. Gleichzeitig wird dadurch eine reibungslose Entwicklung der Politik
zur Sicherung der wirtschaftlichen Zukunft in Europa ermöglicht. Damit würden wir über
Mittel für Investitionen in Forschung und Entwicklung, in die Bekämpfung des Klimawandels
und die Stärkung der Solidarität zwischen den Regionen der EU verfügen. Europa sollte
eine Vorreiterrolle einnehmen, indem es diese Steuer innerhalb seiner Grenzen erhebt, und
sich dafür einsetzen, dass sie in der übrigen Welt eingeführt wird. Ich fordere die Europäische
Kommission auf, im Anschluss an diesen Bericht unverzüglich zu handeln und den
Forderungen dieses demokratisch gewählten Parlaments, angemessene Maßnahmen
einzuleiten, Rechnung zu tragen.
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João Ferreira (GUE/NGL),    schriftlich. – (PT) Betrachten wir zunächst den mehrjährigen
Finanzrahmen (MFR). Die Erweiterung der EU um 12 neue Länder mit generell geringerem
Entwicklungsniveau als der Durchschnitt der 15 alten Mitgliedstaaten hat unbestreitbare
Herausforderungen und Forderungen im Hinblick auf die Verwirklichung des Grundsatzes
des wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalts mit sich gebracht. Was wir nun allerdings
sehen, sind relative Kürzungen bei den Strukturfonds von 0,42 % auf 0,37 % des
Bruttoinlandsprodukts (BIP) der EU. Mit anderen Worten: Sie wurden zu dem Zeitpunkt
in relativen Zahlen gekürzt, da sie am dringendsten benötigt wurden. Die Ergebnisse sind
offensichtlich: Statt der angekündigten Konvergenz haben wir eine sichtbare Divergenz,
verschärft durch die Auswirkungen der Wirtschafts- und Sozialkrise und durch die
Funktionsweise und Entwicklung von Instrumenten, wie dem Binnenmarkt, zum Vorteil
einiger und zum eindeutigen Nachteil anderer. Dies ist der MFR, der jetzt als Bezugsgröße
für die Aussprache über die Finanzielle Vorausschau 2013-2020 dient, mit dem Vorschlag,
sie im Wesentlichen beizubehalten. Die Erhöhung um 5 % wird den EU-Haushalt nicht
wesentlich über 1 % des BIP der Union anheben. Auch hier wiederum ist der verkündete
Grundsatz des Zusammenhalts gefährdet. Dies wird noch dadurch verschärft, dass
verfügbare Mittel jetzt anderen Zwecken zugeführt werden – die trotz allem in den Verträgen
enthalten sind: Militarismus und Einsätze in Übersee usw., wodurch dieser Grundsatz noch
weiter zurückgesetzt wird.

Lidia Joanna Geringer de Oedenberg (S&D),    schriftlich. – (PL) Es gab zwar gute Gründe,
die EU-Ausgaben während der Wirtschaftskrise einzufrieren, doch können wir nicht
dieselben Argumente anführen wie vor zwei Jahren im Zusammenhang mit dem heutigen
mehrjährigen Finanzrahmen. Wir haben uns vielmehr Fragen hinsichtlich der Grundsätze
für die Funktionsweise der EU in der nächsten siebenjährigen Laufzeit zu stellen: Soll es
eine EU sein, die auf Solidarität gegründet ist, die ihren Verpflichtungen nachkommt und
eine innovative Wirtschaft und eine gemeinsame Außenpolitik im Einklang mit dem Vertrag
von Lissabon aufbaut? Oder soll es stattdessen eine EU sein, die zwar ehrgeizige
Zielvorgaben in den Vertrag aufgenommen hat, von denen aber jeder weiß, dass sie nur
Vorspiegelungen waren? Ich befürworte entschieden die Erstgenannte, und ich schließe
mich der Auffassung des Berichterstatters an, dass die Finanzmittel im nächsten
mehrjährigen Finanzrahmen gegenüber der Höhe der Beträge von 2013 um 5 % erhöht
werden müssen. Diese Änderung würde uns den vertraglich verankerten ehrgeizigen Ziele
näher bringen, und eine Erhöhung um 5 % bei den Ausgaben würde sich in der Tat nur
minimal auswirken, da die Inflationsrate derzeit bei 3,2 % liegt. Zudem wird diese
unwesentliche Erhöhung im EU-Haushalt den ärmsten Regionen zugute kommen, die am
meisten von der EU-Unterstützung profitieren, welche gewährt wurde, um den Abbau der
Entwicklungsunterschiede zu sichern. Ich hoffe, dass der nächste Ratsvorsitz, den Polen
innehaben wird, vorrangig die Standpunkte der „Nettozahler“, wie Deutschland, Frankreich
und das Vereinigte Königreich, mit dem Standpunkt des Parlaments, wie er in dem
ehrgeizigen Garriga Polledo-Bericht dargelegt ist, in Einklang bringen wird.

Jiří Havel (S&D),    schriftlich. – (CS) In der Vergangenheit hatten die Abgeordneten nur
in begrenztem Maße Einfluss bei den Verhandlungen über den mehrjährigen Finanzrahmen
(MFR) der Union. Die grundlegenden Änderungen, die mit dem Vertrag von Lissabon
eingeleitet wurden, gelten genau für diese langfristige Planung für den Haushalt, die vom
Rat nach Zustimmung des Europäischen Parlaments erneut aufgestellt werden muss. Dies
war der Grund für die Einrichtung des Sonderausschusses zu den politischen
Herausforderungen und den Haushaltsmitteln für eine nachhaltige Europäische Union
nach 2013 (SURE), der in seinem Bericht die politischen Prioritäten des Europäischen
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Parlaments vor Beginn der Verhandlungen über den nächsten MFR nach 2013 bestimmt.
Aus dem Bericht von Salvador Garriga Polledo geht klar hervor, dass angemessene
Finanzmittel für die EU-Politik sichergestellt werden müssen, wenn die Union auch in
Zukunft den Schwerpunkt auf die Erreichung der ehrgeizigen Ziele der Strategie
Europa 2020 legen will. Ohne ausreichende neue Mittel nach 2013 wird es die Union nicht
in der Lage sein, die politischen Prioritäten oder die neuen Aufgaben und Ziele, die in der
Strategie Europa 2020 festgelegt sind, zu erfüllen. In Anbetracht der Unzulänglichkeit der
herkömmlichen Eigenmittel der EU wurde im SURE-Ausschuss eine Diskussion über neue
Eigenmittel für den EU-Haushalt angestrengt. Mit dem nächsten Finanzrahmen haben wir
die große Chance, den europäischen Bürgerinnen und Bürgern vor Augen zu führen, dass
die Europäische Union über die Fähigkeit verfügt, in ihrem langfristigen Interesse zu denken
und zu handeln und effektive Ergebnisse bei der Gewährleistung von innerem
Zusammenhalt und solidem Wachstum zu erzielen. Ich schließe mich daher vorbehaltlos
dem Berichterstatter an, dessen erklärte Priorität es ist, dass die für die gemeinsame
Agrarpolitik und die Kohäsionspolitik in der nächsten Planungsperiode vorgesehenen
Mittel nicht geringer sein dürfen als die im derzeitigen Finanzrahmen.

Edit Herczog (S&D),    schriftlich. – (HU) Der Entwurf eines Vorschlags, der von acht
Ausschüssen unterstützt wurde, nimmt seinen Ausgang bei den Herausforderungen, denen
auch der neue mehrjährige Finanzrahmen begegnen muss. Die gegenwärtige Krise ist das
letzte Warnsignal für Europa, auf den Wandel in der Weltordnung zu reagieren. Wie alle
Veränderungen wird die neu entstehende Ordnung Gewinner und Verlierer hervorbringen.
Europa soll nicht zu den Verlierern gehören. Jean Monnet mahnte zu seiner Zeit: „Europa
hat nie existiert. Man muss Europa wirklich erst erschaffen.“ Der Gründungsvater der
europäischen Integration fasste diese Aufgabe nicht als einmalige Handlung auf, sondern
als kontinuierliches Werk. Dementsprechend müssen wir die zu erwartenden Bedingungen
und konkreten Umstände bewerten und bestimmen, wie wir dafür sorgen können, dass
Europa existiert und am Ende nicht als Verlierer dasteht. Die Kommission legte letztes Jahr
die Strategie Europa 2020 vor, deren Ziel die konjunkturelle Erholung von der Krise und
die Vorbereitung der europäischen Wirtschaft auf das nächste Jahrzehnt ist. Die drei
wichtigsten Bereiche, die wirtschaftliches Wachstum fördern, sind folgende: Wissen,
Innovation, Bildung; oder „intelligentes Wachstum“, das die digitale Gesellschaft in den
Mittelpunkt stellt, nachhaltige Entwicklung, die effizientere Energienutzung fördert und
die Wettbewerbsfähigkeit erhöht, und integratives Wachstum, das die Beteiligung am
Arbeitsmarkt erhöht. Der neue mehrjährige Finanzrahmen der Europäischen Union muss
auf Gemeinschaftsebene festgelegt werden, und die nationalen Entwicklungsprogramme
sollten so aneinander angeglichen werden, dass sie durch die Schaffung der notwendigen
Synergien zu einer optimalen Umsetzung der Strategie Europa 2020 führen.

Anneli Jäätteenmäki (ALDE),    schriftlich. – (FI) Besonders in wirtschaftlich schwierigen
Zeiten erwarten die Menschen konkrete Ergebnisse von der EU. Wir brauchen bessere,
einfachere Rechtsvorschriften, die den Interessen der Europäer dienen. Die Rechtsetzung
muss verschlankt werden. Es gibt keinen Grund, europäische Rechtsvorschriften zu
formulieren, wenn nicht tatsächlich die Notwendigkeit besteht. Der kommende
EU-Haushaltsplan sollte den alltäglichen Problemen der Bürgerinnen und Bürger besser
gerecht werden. Durch den Haushalt sollten das Wachstum und die Schaffung neuer
Arbeitsplätze gefördert werden, doch in erster Linie sollte dadurch europäischer
Zusatznutzen geschaffen werden.

Ende dieses Monats legt die Kommission ihre Vorschläge für den EU-Haushaltsplan
nach 2014 vor. Angesichts der Wirtschaftskrise mussten die Mitgliedstaaten der EU
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schwierige Entscheidungen in Bezug auf ihre eigenen Haushaltspläne treffen. In Zeiten der
Krise dürfte der EU-Haushalt auch nicht erhöht werden. Er sollte im Gegenteil gekürzt
werden.

Ich hoffe, dass wir uns schließlich von diesem Unsinn, der mit der EU in Zusammenhang
gebracht wird, weitgehend befreien werden. Der monatliche Treck des Parlaments zwischen
Brüssel und Straßburg kostet die europäischen Steuerzahler gut 200 Mio. EUR jährlich.
Dieses Geld könnte bessere Verwendung finden. Die verschiedenen Rabatte, die dem
Vereinigten Königreich, Schweden, Österreich, den Niederlanden und Deutschland gewährt
werden, sollten völlig abgeschafft werden. In diesem Jahr erhält allein das Vereinigte
Königreich einen Rabatt von rund 3 Mrd. EUR, weil 1984 ein Nachlass auf die Beiträge
ausgehandelt wurde.

Es ist an der Zeit, die EU und ihren Haushalt zu reformieren. Das Geld, das von den
europäischen Steuerzahlern bereitgestellt wird, muss wirksamer genutzt werden und den
Mitgliedstaaten europäischen Zusatznutzen bringen. Den stellt eine Zunahme an
Verwaltungsaufwand, Bürokratie und unnötigen EU-Rechtsvorschriften allerdings nicht
dar.

Filip Kaczmarek (PPE),    schriftlich. – (PL) Der neue mehrjährige Finanzrahmen ist
ausgesprochen wichtig, weil die Zukunft der Europäischen Union weitgehend davon
abhängen wird. Die Debatte über die Finanzielle Vorausschau ist nicht einfach, da viele
Mitgliedstaaten unter den Auswirkungen der Wirtschaftskrise leiden. Ihre Vorbehalte gegen
eine Erhöhung des EU-Haushalts ist durchaus nachvollziehbar. Dennoch sollten sich die
Finanzskeptiker im Klaren sein, in welchem Maße die Volkswirtschaften der einzelnen
Mitgliedstaaten aus dem gemeinsamen Markt Nutzen gezogen haben. Die europäische
Integration wirkt sich positiv und stimulierend auf die Wirtschaft aus. Im Übrigen fordert
das Europäische Parlament, den neuen Finanzrahmen so zu strukturieren, dass
Wettbewerbsfähigkeit gesteigert und soziale Integration gefördert werden. Durch den
EU-Haushalt werden Maßnahmen finanziert, die für die Bürgerinnen und Bürger aller
Mitgliedstaaten dringend erforderlich sind. Dies ist keine abstrakte Aussage. Die
Kohäsionspolitik und die gemeinsame Agrarpolitik haben Einfluss auf das tägliche Leben
von Millionen von Bürgerinnen und Bürgern. Es steht außer Zweifel, dass einige der von
der EU wahrgenommenen Aufgaben von keinem anderen Organ ausgeführt würden. Die
Steigerung des Zusammenhalts im sozialen, wirtschaftlichen und Infrastruktur-Bereich
oder die Gewährleistung der Chancengleichheit im Agrarsektor sind Ziele, die unsere
Unterstützung verdienen. Es ist lohnenswert, europäische Finanzmittel dafür aufzuwenden.
Die Europäische Union kann nicht mit einem kleineren Haushalt in mehr Mitgliedstaaten
mehr Maßnahmen durchführen. Das ist nicht möglich, und deshalb brauchen wir einen
größeren und ehrgeizigen Haushaltsplan.

Jarosław Kalinowski (PPE),    schriftlich. – (PL) Wie der Berichterstatter schreibt, ist die
Unterstützung der Europäischen Union von entscheidender Bedeutung, wenn die
Mitgliedstaaten in der Lage sein sollen, den künftigen Herausforderungen zu begegnen. In
der Strategie Europa 2020 sind die entsprechenden Bereiche aufgezeigt, auf die diese
Unterstützung ausgerichtet sein sollte, mit den Prioritäten und der Vision eines starken,
stabilen und modernen Europa; ein Europa, das aus seinen jüngsten wirtschaftlichen
Problemen seine Konsequenzen ziehen wird, und ein Europa, das Arbeitsplätze,
Versorgungssicherheit und gesunde Ernährung für seine Bürgerinnen und Bürger sicherstellt.
Die Haushaltspläne sollten den wichtigsten Zielvorgaben der nachhaltigen Entwicklung
Rechnung tragen und zugleich flexibel und auf konkrete Maßnahmen ausgerichtet sein.
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Ich muss wohl kaum darauf hinweisen, dass die Mittel in transparenter Weise und sinnvoll
eingesetzt ausgegeben werden. Akzeptanz und Verständnis vonseiten der Öffentlichkeit
sind heute Bestandteil der EU-Politik und bilden die Grundlage für die Funktionsweise der
EU.

Tunne Kelam (PPE),    schriftlich. – Um die 2020-Ziele zu erreichen, ist ein europäischer
Ansatz erforderlich. Gleichzeitig müssen wir uns klarmachen, dass mehr Europa nicht mit
weniger Mitteln erreicht werden kann. Das Einfrieren von Geldern seitens der Mitgliedstaaten
ist keine tragfähige Option. Wenn die Mitgliedstaaten einmal langfristige strategische
Verpflichtungen auf gesamteuropäischer politischer Ebene eingegangen sind, können sie
nicht deren Finanzierung ablehnen. Dies würde nur die Glaubwürdigkeit der EU in den
Augen von Millionen von Bürgerinnen und Bürgern untergraben. Praktisch gesehen ist
eine weitaus bessere Koordinierung der Programme erforderlich, und damit eine
Schwerpunktsetzung auf deren Komplementarität. Eine Finanzierung der neuen Prioritäten
– F&E, Innovation und Energie- und Verkehrsnetze – ist bei einer Beibehaltung des
gegenwärtigen Volumens der Ressourcen unrealistisch. Die eigentliche Herausforderung
für die EU im inneren Kontext besteht darin, die älteren EU15 und die jüngeren EU12 nach
dem nächsten Finanzrahmen zusammenzubringen. Die Fortsetzung alter Programme und
die Konzeption neuer Programme müssen eingehend geprüft werden. Mit der Verpflichtung
zu den Grundsätzen der Gleichheit und Solidarität der EU sollten keine unterschiedlichen
Anforderungen und Vorteile in der Beschlussfassung mehr bestehen. Die EU kann Erfolg
haben, wenn alle ihre Mitglieder nach den gleichen Normen behandelt werden. Eine echte
Finanzielle Vorausschau muss noch weiter als sieben Jahre vorausschauen. Ich unterstütze
jedoch die flexiblen Mechanismen für die notwendigen Anpassungen.

Lena Kolarska-Bobińska (PPE),    schriftlich. – (PL) Die ärmsten Regionen der Europäischen
Union entwickeln sich derzeit schnell weiter und einer der Gründe dafür ist die europäische
Finanzierung. Auch wenn viele neue Straßen gebaut und instand gesetzt und
Internetanschlüsse eingerichtet wurden, gibt es noch sehr viele Bedürfnisse, denen Rechnung
getragen werden muss, weil zwischen diesen Regionen und den am stärksten entwickelten
Regionen eine sehr große Kluft besteht. Als wir der Europäischen Union beitraten, wurde
befürchtet, dass Polen und die neuen Mitgliedstaaten von den Möglichkeiten, die ihnen
durch die Mitgliedschaft eingeräumt wurden, nicht ordnungsgemäß Gebrauch machen
und die europäischen Fonds ohne angemessene Berücksichtigung ausgegeben würden. Es
wurden auch Befürchtungen in Bezug auf Korruption laut, denn Gelegenheit – oder sehr
viel Geld – macht Diebe. Analysen haben mittlerweile gezeigt, dass die europäischen
Finanzmittel in Polen sinnvoll verwendet worden sind und nicht mit unlauteren Praktiken
in Verbindung gebracht werden. In Anbetracht der Kluft, die wir zu überbrücken versuchen,
und zugleich der künftigen Zielvorgaben der EU dürfen wir daher weder den EU-Haushalt
noch die Fonds zur Umsetzung der Kohäsionspolitik kürzen. Selbst wenn das Europäische
Parlament eine Erhöhung des europäischen Haushalts durchbringt, was hoffentlich der
Fall sein wird, kommt es jetzt darauf an, die einzelnen Mitgliedstaaten davon zu überzeugen,
dass die politische Position des Parlaments unterstützenswert ist.

Jan Kozłowski (PPE),    schriftlich. – (PL) Ich möchte Herrn Garriga Polledo aufrichtig zur
Erstellung eines umfassenden Berichts und zu der beeindruckenden Arbeit
beglückwünschen, die er für den Entwurf der Kompromissänderungsanträge geleistet hat.
Ich stimme mit dem Berichterstatter darin überein, dass der Kohäsionspolitik, die sich als
wirksam erwiesen hat, ein Platz im neuen mehrjährigen Finanzrahmen zukommen sollte,
der ihrer Bedeutung entspricht. Wir sollten jedoch eine bessere Koordination und
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Komplementarität der einzelnen Fonds sowie vereinfachte Verfahren anstreben. Änderungen
an den Systemen zur Überwachung und Verwaltung der Finanzmittel, mit dem Ziel, die
Wirksamkeit ihrer Interventionen zu steigern, sollten sich auf eine eingehende Prüfung
ihrer derzeitigen Funktionsweise stützen. Ich vertrete außerdem die Auffassung, dass nicht
verwendete Mittel in den aus dem Haushalt für Kohäsion vorgesehenen Mittel verbleiben
und nicht an die Mitgliedstaaten zurückgeführt werden, und ich bin der Meinung, wir
brauchen eine eingehende Analyse der möglichen Folgen der Einbeziehung des
Europäischen Entwicklungsfonds in den EU-Haushaltsplan, insbesondere angesichts der
Verpflichtungen der EU gegenüber Drittstaaten.

Vladimír Maňka (S&D),    schriftlich. – (SK) Europa durchlebt eine Krise. Der Rückgang
der Steuereinnahmen von Regionen mit Selbstverwaltung beträgt im Vergleich zu der Zeit
vor der Krise 20 % des Haushalts, was nicht hingenommen werden kann. Mit den
Einnahmeausfällen für die Kommunen sieht es ähnlich aus. Sie können ihre
Kernkompetenzen nicht finanzieren, sie entlassen Arbeitnehmer und verschulden sich.

In dieser Situation dürfen wir uns nicht wundern, dass sie nicht begreifen, weshalb das
Europäische Parlament mehr Mittel fordert.

Wenn die Staaten ihre Maßnahmen und die Finanzierung in den prioritären Bereichen
abstimmen würden, würden sie bessere Ergebnisse erzielen und mehr Gelder einsparen
als den Betrag, um den wir den Gemeinschaftshaushalt der EU erhöhen wollen. Es gibt
daher keine bessere Alternative als die, die wir heute erörtern.

Wir müssen sie noch weiter erörtern und mehr darüber diskutieren, nicht nur im
Europäischen Parlament, sondern vor allem mit den Ministern im Rat, mit Mitgliedern der
nationalen Parlamente und auch in den Regionen, damit sie verstehen, dass eine gemeinsame
Lösung nicht nur das beste Ergebnis für unsere Bürgerinnen und Bürger bringt, sondern
auch zu Einsparungen in den einzelstaatlichen Haushalten führt.

Andreas Mölzer (NI),    schriftlich . – Seit dem Fiasko mit dem Euro-Rettungsschirm zahlen
die Nettozahler nicht nur über die riesige Umverteilungsmaschine EU-Budget, sondern
doppelt und dreifach. In den nächsten Jahren fließt statt Garantien wirklich bares Geld in
diese Rettungsmechanismen. Und die müssen die Nettozahler, also die fleißigen deutschen,
französischen, italienischen, niederländischen und österreichischen Bürger aus ihren
nationalen Budgets finanzieren, aus denen bereits jetzt starke Einschnitte schmerzhaft
spürbar sind. Die Menschen aus den wirtschaftlich starken EU-Ländern sind sauer, dass sie
für die PIIG-Staaten sparen müssen – mindestens so sauer wie die Demonstranten in Athen.
In dieser angespannten Situation Budgeterhöhungen zu fordern, ist weltfremd und geradezu
eine Unverschämtheit. Wir brauchen kein aufgeblähtes EU-Budget, das vielleicht bis zu
zehnmal höher ist, und schon gar nicht ein aus EU-Steuern finanziertes, bei dem jeglicher
Sparwille gänzlich abhanden kommt, das die Brüsseler Bürokratie noch mehr aufbläht und
Nettozahler bis aufs Unterhemd auszieht. Stattdessen sind Einsparungspotentiale
konsequent zu nutzen. Die Agrarförderungen als größter und umstrittenster Etatposten
sind zu renationalisieren. Das entlastet das EU-Budget und die Mitgliedsstaaten können
besser auf die Besonderheiten ihrer jeweiligen Landwirtschaften eingehen. Wenn statt
Großgrundbesitzern, Agrarfabriken, Großkonzernen, Monarchen und Golfclubs aus
Steuermillionen zu fördern das Geld bei den kleinen und mittleren Bauern ankommt, dann
hört vielleicht endlich auch das Bauernsterben auf.

Marie-Thérèse Sanchez-Schmid (PPE),    schriftlich. – (FR) ) Die Annahme des Berichts
meines Kollegen Salvador Garriga ist ein entscheidender Schritt für dieses Haus: Das
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Europäische Parlament zeigt auf klare, pragmatische und realistische Weise seine
Zielsetzungen für den Haushalt nach 2013 auf. Zunächst möchte ich die Kohäsionspolitik
hervorheben, die für die regionale Entwicklung von zentraler Bedeutung ist. Ich bin der
Ansicht, dass wir die Gesamtmittel der Kohäsionsfonds aufrechterhalten und eine gerechtere
Hilfe für alle Regionen mit mittlerem Einkommensniveau schaffen müssen, um so künftige
Investitionen der EU in den Regionen transparent und gerecht zu gestalten. Die Erhöhung
des Haushalts um 5 % ist sinnvoll. Und sie ist nicht, wie die Euroskeptiker sagen, ein Beispiel
für europäische Verschwendung, sondern ein mutiges Eingeständnis, dass wir, wenn wir
uns nicht mit den entsprechenden Mitteln ausstatten, um gemeinsam Europa aufzubauen,
isoliert und machtlos bleiben werden. Somit, und mit dem Ziel, Maßnahmen im Rahmen
der neuen Befugnisse gemäß dem Vertrag von Lissabon finanzieren zu können, unterstütze
ich die Forderung, die Frage der Eigenmittel zu überdenken, sowie nach neuen Formen der
Einnahmen auf Gemeinschaftsebene, um den Druck auf die nationalen Haushalte zu
erleichtern und um den wirtschaftlich unrichtigen und politisch nicht stichhaltigen
Grundsatz des „juste retour“ zu vermeiden.

Theodor Dumitru Stolojan (PPE),    schriftlich. – (RO) Das Europäische Parlament legt
der Europäischen Kommission und dem Rat erstmals seine Vision von den Prioritäten der
Europäischen Union für den Zeitraum 2014-2020 vor. Es ist nun an der Europäischen
Kommission, den Standpunkt des Europäischen Parlaments in ihrem Legislativvorschlag
zu berücksichtigen. Ich möchte insbesondere hervorheben, dass die Entwicklung eines
wettbewerbsfähigen Agrarsektors und die wirtschaftliche und soziale Kohäsion als
Prioritäten für die nächste Programmperiode aufrechterhalten werden sollten. Die
Abgeordneten haben außerdem die Forschungsbemühungen Europas angemessen
berücksichtigt. Die Vision des Europäischen Parlaments ist fest in der Strategie Europa 2020
verankert.

Csaba Sándor Tabajdi (S&D),    schriftlich. – (HU) Bei der Bestimmung des Rahmens des
nächsten Haushaltsplans stellt sich als Erstes die Frage, ob wir mehr oder weniger Europa
wollen. Meiner Ansicht nach hat das Parlament hinsichtlich dieser Frage bereits Stellung
bezogen. Wir haben bereits erklärt, dass wir mehr Europa brauchen, indem wir die
ehrgeizigen Ziele der Strategie Europa 2020 akzeptiert haben. Jetzt gilt es, laut und deutlich
sagen, dass diese Zielvorgaben nur erreicht werden können, wenn wir dafür ausreichend
Mittel bereitstellen. In einer Zeit, da viele Mitgliedstaaten an dem „Mittelmeer-Dilemma“
leiden, bei dem das Land eine expansive Finanzpolitik braucht, um das Wachstum
anzukurbeln, dies aber nicht möglich ist, da aufgrund der Verschuldung des Landes endlose
Sparmaßnahmen unvermeidbar wären, können wir nicht mit einer Reduzierung oder einer
Annahme des derzeitigen EU-Haushalts reagieren, der im Wesentlichen auf Entwicklung
ausgerichtet ist. Wir können nicht, denn das würde bedeuten, den Regionen mit
Entwicklungsrückstand ihre einzige Möglichkeit ihre Volkswirtschaft auf den Weg des
Wachstums zu bringen, zu versagen.

Rafał Trzaskowski (PPE),    schriftlich. – (PL) Die Festlegung von „Zwischenregionen“, wie
sie im Bericht vorgeschlagen wird, bedeutet, dass relativ reiche Gebiete ärmerer
Mitgliedstaaten weiterhin Unterstützung erhalten und sich schrittweise für den Zeitpunkt
vorbereiten können, zu dem sie diese zusätzlichen Mittel ganz verlieren. Die Möglichkeit
der Schaffung einer solchen Gruppe von Regionen ist fraglos eine sehr überaus positiv
Entwicklung für die Hauptbegünstigten der Kohäsionspolitik, die langfristig planen müssen.
Mit der heutigen Annahme dieses Vorschlags würde eine sehr wichtige Botschaft für die
Debatte über die künftige Ausgestaltung der Kohäsionspolitik ausgesendet.
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Zbigniew Ziobro (ECR),    schriftlich. – (PL) Im Galliga Polledo-Bericht wird ausführlich
auf das Programm Europa 2020 eingegangen. Ich bin der Ansicht, dass die Bereitstellung
von beträchtlichen Geldbeträgen für die Zielsetzungen dieses Programms zu einem
Rückgang der Mittel für Programme führen könnte, die für die europäische Kohäsion und
Entwicklung von Bedeutung sind, wie z. B. der Kohäsionsfonds. Die Ergebnisse zeigen,
dass dieser Fonds bislang das wirksamste Instrument für die Erreichung der im Vertrag
über die Europäische Union und im Vertrag von Lissabon verankerten Ziele ist. Deshalb
ist es wichtig, dass seine Finanzmittel aufgestockt werden. Zahlreiche europäische Länder
sind von der Wirtschaftskrise stark betroffen, und für sie ist der Kohäsionsfonds nun eine
Antriebskraft, die es erlaubt, die Arbeitslosigkeit aktiv zu bekämpfen und die Regionen zu
mobilisieren. Andererseits ist es für die EU wichtig, finanzielle Unterstützung für Projekte
im Bereich Energie und für Innovation bereitzustellen. Diese beiden Investitionsbereiche
sind für ein schnelles Wachstum der Europäische Union ausschlaggebend. Derzeit werden
zwei Drittel der Energieressourcen aus Ländern außerhalb der EU importiert, vorwiegend
aus Russland. Dies bedeutet erhebliche Kapitalabflüsse über unsere Grenzen hinaus, und
deshalb sollten wir mehr Mittel zur Unterstützung von Infrastrukturinvestitionen
bereitstellen, die eine Diversifizierung der Versorgung und einen späteren Preisrückgang
ermöglichen, unter anderem der Nabucco-Pipeline, die im Hinblick auf Diversifizierung
das wichtigste Projekt darstellt. Im Bericht sind auch keine klaren Leitlinien für die
Unterstützung für die Exploration von Schiefergas in nächster Zukunft festgelegt. Die EU
darf nicht vergessen, dass kluge Investitionen, die wir heute in Energiequellen vornehmen,
morgen zu Kapitalersparnissen führen.

VORSITZ: Edward McMILLAN-SCOTT
Vizepräsident

Paul Rübig (PPE). -   Herr Präsident! Ich wollte nur mitteilen, dass das Mikrofon an meinem
Platz 759 nicht funktioniert. Ich habe gestern schon gebeten, dass man es repariert. Ich
bitte um einen Techniker. Danke.

Der Präsident.   – Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, wie Sie wissen, wurden die
Abstimmung und die Erklärungen zur Abstimmung gestern wegen der Brandschutzübung
unterbrochen, daher werden wir diese heute als Teil der Abstimmung erledigen. Sie wurden
in der Reihenfolge auf Ihren Abstimmungslisten eingearbeitet.

6. Abstimmungsstunde

Der Präsident.   – Als nächster Punkt folgt die Abstimmung.

(Für die Ergebnisse und andere Einzelheiten zur Abstimmung: siehe Protokoll)

6.1. Anwendung des Schengen-Besitzstands in Bulgarien und Rumänien
(A7-0185/2011 - Carlos Coelho) (Abstimmung)

6.2. 66. Tagung der Generalversammlung der Vereinten Nationen (A7-0189/2011
- Alexander Graf Lambsdorff) (Abstimmung)

6.3. 7. Rahmenprogramm der EU für Forschung, technologische Entwicklung und
Demonstration (A7-0160/2011 - Jean-Pierre Audy) (Abstimmung)
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6.4. Handelsbeziehungen EU-Kanada (B7-0344/2011) (Abstimmung)

– Vor der Abstimmung über den Änderungsantrag 9:

Peter Šťastný (PPE).   – Herr Präsident, in Änderungsantrag 9 geht es um den Schutz der
EU-Politiken betreffend überseeische Länder und Gebiete, insbesondere um Saint Pierre
und Miquelon. Mein mündlicher Änderungsantrag zielt nach dem Wunsch meiner Fraktion
darauf ab, dass nicht nur Saint Pierre und Miquelon erwähnt werden, sondern alle
überseeischen Länder und Gebiete fair und gleichberechtigt erwähnt und geschützt werden.
Er liest sich folgendermaßen:

„fordert die Kommission auf, im Hinblick auf die Kohärenz der Unionspolitiken und
insbesondere der Maßnahmen zugunsten der überseeischen Länder und Gebiete (ÜLG)
dafür zu sorgen, dass deren Interessen in Bezug auf ihre strategischen Erzeugnisse im
künftigen Abkommen zwischen der EU und Kanada gewahrt werden“.

(Der mündliche Änderungsantrag wird angenommen)

6.5. Ratingagenturen (A7-0081/2011 - Wolf Klinz) (Abstimmung)

6.6. Außenpolitische Dimension der Sozialpolitik, Förderung von arbeits- und
sozialrechtlichen Standards und soziale Verantwortung der Unternehmen
(A7-0172/2011 - Richard Falbr) (Abstimmung)

6.7. Europäische Zusammenarbeit in der beruflichen Aus- und Weiterbildung zur
Unterstützung der Strategie Europa 2020 (A7-0082/2011 - Nadja Hirsch)
(Abstimmung)

– Vor der Abstimmung über Absatz 87:

Emilie Turunen (Verts/ALE).   – Herr Präsident, ja, es ist ein sehr einfacher mündlicher
Änderungsantrag zur Änderung des Wortes „Harmonisierung“ in „Zusammenarbeit“, da
dieser Begriff passender und präziser ist, wenn wir von beruflicher Bildung sprechen.

(Der Präsident bittet die Rednerin, den gesamten Wortlaut des Änderungsantrags vorzulesen)

Er soll folgendermaßen lauten: „vertritt die Auffassung, dass eine bessere Zusammenarbeit
zwischen den Bildungssystemen der Mitgliedstaaten – zur Überwindung von Unterschieden
sowie zur Sicherstellung der gegenseitigen Anerkennung von Bescheinigungen und
Diplomen zwischen den Mitgliedstaaten – betont werden sollte, um die
grenzüberschreitende Zusammenarbeit zu intensivieren und die Mobilität zu fördern“.

(Der mündliche Änderungsantrag wird angenommen)

6.8. Finanzierungsinstrument für die Entwicklungszusammenarbeit (A7-0187/2011
- Gay Mitchell) (Abstimmung)

6.9. Gewährleistung unabhängiger Folgenabschätzungen (A7-0159/2011 - Angelika
Niebler) (Abstimmung)

6.10. Einführung eines Europäischen Vertragsrechts für Verbraucher und
Unternehmen (A7-0164/2011 - Diana Wallis) (Abstimmung)
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6.11. Das BIP und mehr - Die Messung des Fortschritts in einer Welt im Wandel
(A7-0175/2011 - Anna Rosbach) (Abstimmung)

6.12. Europäische Satellitennavigationsprogramme (A7-0165/2011 - Vladimír
Remek) (Abstimmung)

6.13. Ein neuer mehrjähriger Finanzrahmen für ein wettbewerbsfähiges, nachhaltiges
und integratives Europa (A7-0193/2011 - Salvador Garriga Polledo) (Abstimmung)

(Damit ist die Abstimmung beendet)

7. Stimmerklärungen

Mündliche Erklärungen zur Abstimmung

Empfehlung für die zweite Lesung: Saïd El Khadraoui (A7-0171/2011)

Guido Milana (S&D).   – (IT) Herr Präsident, ich möchte zum Ausdruck bringen, dass ich
grundsätzlich mit der Annahme von Herrn Khadraouis Bericht zufrieden bin.

Meiner Meinung nach repräsentiert er einen Schritt nach vorne in den Bereichen
Verbraucher- und Umweltschutz, und zwar auch hinsichtlich der Standpunkte der einzelnen
Mitgliedstaaten, die sich manchmal über Verzögerungen beschweren. Meiner Meinung
nach hat Europa durch die Annahme dieser Maßnahme im Wesentlichen gezeigt, dass es
vielen Mitgliedstaaten voraus ist, die dieser Situation eindeutig in kürzester Abhilfe schaffen
müssen.

Ich komme aus einem Land, dessen Regierung im Hinblick auf die Bekundung seines
Interessen an dieser Richtlinie eher träge war. Daher hoffe ich, dass der Beschluss des
Parlaments produktiv sein und stimulierend wirken wird, damit sich die Einstellung sowie
das Maß an Aufmerksamkeit für dieses Thema in der nicht allzu fernen Zukunft erheblich
verbessern.

Cristiana Muscardini (PPE).   – (IT) Herr Präsident, das „Verursacherprinzip“ ist für die
Lösung der durch die industrielle Entwicklung in Europa verschärften Umweltprobleme
zweifelsohne von größter Bedeutung. Es ist jedoch nicht immer richtig, sich mit einer
einzelnen Kategorie zu befassen; wir müssen auch den Grundsatz verteidigen, dass nicht
nur das Transportgewerbe zahlen muss, sondern auch die in Europa, die nicht genug
Energie in die Unterstützung eines alternativen Transportsystems stecken.

Es gibt in Europa noch immer zu wenige Programme zur Umstrukturierung des
Transportsektors im Hinblick auf ökologischere Lösungen mit einer besseren
Umweltverträglichkeit. Zudem fehlen die Ressourcen zur Verbesserung der Effizienz und
der Umweltleistung. Aus diesem Grund müssen wir uns wieder einmal daran erinnern,
dass wir das Verkehrsaufkommen nicht reduzieren können, da die Anzahl an Fahrten und
Transporten erhöht werden muss. Das Transportgewerbe darf also nicht als Einziger für
die von anderen verursachten Umweltprobleme zur Kasse gebeten werden.

Ville Itälä (PPE).   – (FI) Herr Präsident, man muss dem Berichterstatter, dem Ausschuss
für Verkehr und Fremdenverkehr sowie natürlich auch dem Parlament zu diesem
hervorragenden Rechtstext gratulieren. Dies ist das Ergebnis von Kompromissen, die auf
bereitwillige Unterstützung gestoßen sind. Meiner Meinung nach ist es überaus wichtig,
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dass der Schwerlastverkehr in die Diskussionen um den Klimawandel und eine nachhaltige
Entwicklung integriert wird. So können wir der Öffentlichkeit zeigen, dass wir uns
tatsächlich Gedanken um die insbesondere während Stoßzeiten und in Staus vom
Schwerlastverkehr ausgestoßenen Emissionen und die sich daraus ergebenden Probleme
machen.

Eine Sache, der ich im Hinblick auf einen Kompromiss zugestimmt habe, war die Tatsache,
dass das Geld, das vom Schwerlastverkehr eingenommen wird, für den Schienen- und
Schiffsverkehr ausgegeben werden kann. Dies mag in manchen Fällen möglich sein, jedoch
hoffe ich, dass bei der Umsetzung dieser Beschlüsse auf nationaler Ebene erkannt wird,
dass der Schwerlastverkehr der Zahler ist. Diese Mittel könnten zur Verbesserung, Reparatur
sowie zum Bau von Straßen verwendet werden und würden somit auch dem
Schwerlastverkehr zugute kommen.

Pat the Cope Gallagher (ALDE).   – Herr Präsident!, die Situation des Schwerlastverkehrs
ist in Irland recht ernst. Wir liegen am Rande Europas und sind über zwei Seebrücken an
das europäische Festland verbunden, an den diese zusätzlichen Gebühren für die
Straßennutzung und Verschmutzung anfallen würde. Laut Verband der Exporteure in
Irland würde dies bei Transporten aus Irland zusätzliche Kosten in Höhe von 150 EUR pro
einfacher Fahrt bzw. 300 EUR pro Hin- und Rückfahrt verursachen. Irland ist jedoch stark
von dieser Art von Transporten sowie von Exporten abhängig. Dadurch werden wir
sicherlich weniger wettbewerbsfähig.

Ich bin der Meinung, dass sich die Kommission und der Rat dieser Sache annehmen müssen
und auch die Situation der peripheren Regionen berücksichtigen müssen. Für die
Mitgliedstaaten auf dem europäischen Festland ist dies kein wesentlicher Punkt, sicherlich
jedoch für Irland und andere periphere Länder.

Janusz Władysław Zemke (S&D).   – (PL) Herr Präsident, ich möchte klarstellen, dass
sich die heute vom Parlament angenommenen Empfehlungen unter den derzeit in Polen
existierenden Bedingungen als nicht so unkompliziert erweisen werden. Diese
Empfehlungen führen zu einer Erhöhung der Transportkosten, und für Spediteure mit
älteren Fahrzeugen wird sich die Situation offensichtlich verschlechtern. Es ist jedoch zu
begrüßen, dass zusätzliche Mittel für Investitionen in einen nachhaltigen Verkehr
bereitstehen werden sowie vor allem, dass es eine Möglichkeit geben wird,
Hochgeschwindigkeitsschienen- und -wasserverbindungen zu bauen. Ich möchte mich
jedoch meinen Vorrednern anschließen, die sagten, dass diese Empfehlungen neben
positiven auch negative Aspekte haben. Sie werden auch zu einer Reihe von Komplikationen
für viele Spediteure in meinem Land führen.

Peter Jahr (PPE). -   Herr Präsident! Ich möchte zwei Anmerkungen zur so genannten
Eurovignette machen. Zum einen hätte ich mir eine klarere Formulierung dahingehend
gewünscht, dass die Finanzmittel, die da eingenommen werden, auch wirklich für den
Straßenbau verwendet werden.

Zum Zweiten gehe ich fest davon aus, dass die Regelung, dass die Länder die Kleinlaster
zwischen 3,5 und 12 Tonnen von der Wegekostenrichtlinie ausnehmen können, von den
Mitgliedstaaten auch respektiert wird. Denn gerade in diesem Bereich – 3,5 bis 12 Tonnen
– sind viele Mittelständler unterwegs. Die können eine höhere Kostenbelastung meist nicht
mehr tragen. Und die sind in unserem ländlichen Raum oft die tragende Säule für das
Arbeitskräftepotential und das unternehmerische Potential.
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Jim Higgins (PPE).   – Herr Präsident, die Absichten hinter dem Vorschlag der Eurovignette
sind gut. Er hat viele lobenswerte Aspekte. Die Reduzierung der Kohlenstoffemissionen
von Fahrzeugen ist sehr lobenswert; die Reduzierung von Staus durch den Schwerlastverkehr
ist sehr lobenswert; und die Investition von 15 % der Mauteinnahmen im Bereich
Infrastruktur ist sehr lobenswert.

Ich hätte diese spezielle Maßnahme gerne unterstützt, musste jedoch dagegen stimmen,
da die irische Wirtschaft stark von Exporten abhängig ist, wie mein Kollege Pat the Cope
Gallagher bereits erwähnte. Die Maßnahmen der Eurovignette hätten bei einer Annahme
in unserem Land katastrophale Auswirkungen. Jegliche zusätzliche Gebühren für irische
Spediteure hätten schwerwiegende nachteilige Auswirkungen auf unsere Exporte. Ich
denke, dass ich hier von Spanien, Portugal und auch Italien unterstützt werde. Wir sind
periphere Staaten. Wir sind absolut von unseren internationalen Märkten abhängig. Die
hohen Dieselkosten haben Spediteure an den Rand des Ruins getrieben. Bedauerlicherweise
musste ich gegen die Maßnahme stimmen.

Mario Pirillo (S&D).   – (IT) Herr Präsident, die heutige Stimmabgabe ist ein bedeutender
Schritt hin zur Umsetzung des „Verursacherprinzips“ unter Einbeziehung des
Güterkraftverkehrgewerbes, das erheblich zur Umwelt- und Lärmbelastung beiträgt. Trotz
der Kritik von Organisationen der Branche bin ich der Meinung, dass der Standpunkt des
Rates der beste momentan mögliche Kompromiss ist, wenngleich ich auch hoffe, dass in
Zukunft Verbesserungen vorgenommen werden können.

Ich habe dafür gestimmt. Ich muss jedoch betonen, dass wir bessere Möglichkeiten zur
Nutzung der Einnahmen finden und die Mitgliedstaaten verpflichten müssen, diese Mittel
in die Verbesserung des transeuropäischen Verkehrsnetzes (TEN-T) sowie der Infrastruktur
zu investieren, um die Verschmutzung zu reduzieren. Nur so können wir in Zukunft sagen,
dass der heutig Beschluss positive Ergebnisse zur Folge hatte.

Bericht: Jo Leinen (A7-0330/2011)

Antonello Antinoro (PPE).   – (IT) Herr Präsident, dank des Vertrages von Amsterdam
kommt der Umwelt- und Nachhaltigkeitspolitik eine größere Bedeutung zu. Der
Schwerpunkt liegt auf der Integration der Wirtschafts- und Umweltpolitik sowie auf der
Integration von Umweltaspekten in andere Politikbereiche.

Zu den wichtigen Bereichen gehören der Klimawandel, nachhaltiger Verkehr, Natur und
biologische Vielfalt, Gesundheit und Umwelt, die Nutzung natürlicher Ressourcen und
Abfallwirtschaft sowie die internationale Dimension der nachhaltigen Entwicklung. In
seinen Schlussfolgerungen vom Juni 2006 hat der Rat die Union und ihre Mitgliedstaaten
aufgefordert, die volkswirtschaftliche Gesamtrechnung auf die grundlegenden Aspekte
der nachhaltigen Entwicklung zu erweitern. Die volkswirtschaftliche Gesamtrechnung
muss daher eine integrierte Wirtschafts- und Umweltrechnung mit vollständig kohärenten
Daten umfassen.

Ich habe für diesen Verordnungsvorschlag gestimmt, da neue Anwendungsmöglichkeiten
für Daten aus volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung, Umweltstatistiken und anderen
statistischen Bereichen schafft.

Horst Schnellhardt (PPE). -   Herr Präsident, meine Damen und Herren! Ich habe für den
Bericht Leinen gestimmt, weil ich davon überzeugt bin, dass wir mit der Erfassung dieser
Daten in den einzelnen Ländern sehr viel mehr über die Situation in den Ländern erfahren.
Ich habe mich aber deshalb noch einmal gemeldet, weil in einigen Beiträgen bei der
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Diskussion festgestellt wurde, wir sollten dann nur noch zu diesen Konten kommen und
das BIP völlig außen vor lassen.

Hiervor möchte ich warnen. Das ist eine ganz gefährliche Entwicklung. Das
Bruttoinlandsprodukt ist ein Zeichen der wirtschaftlichen Entwicklung und des Wohlstands.
Und wenn wir dieses überhaupt nicht mehr messen wollen oder nur noch mit sozialen
und ökologischen Kriterien messen wollen, dann gehen wir in eine Katastrophe. Also das
kann alles nur ergänzend zum BIP sein. Das BIP muss im Mittelpunkt bleiben, so wie wir
das im Bericht Rosbach beschlossen haben. Ich denke, das sollte auch hierfür gelten. Das
möchte ich nochmals betonen.

Bericht: Carlos Coelho (A7-0185/2011)

Jens Rohde (ALDE).   – Herr Präsident, Entschuldigung, könnten Sie mir bitte sagen, bei
welchem Thema wir gerade sind? Ich habe es nicht gehört.

(Der Präsident: „Bei Coelho“)

Der Besitzstand von Rumänien/Bulgarien? Vielen Dank.

(DA) Herr Präsident, wir haben heute im Parlament über einen Beschluss abgestimmt, der
anerkennt, dass Rumänien und Bulgarien bereit für eine Aufnahme in die
Schengen-Zusammenarbeit sind. Ich bezweifle nicht, dass die rein technischen Aspekte
vorbereitet sind und dass eine enorme Arbeit im Hinblick auf die Aufnahme geleistet wurde.
Meiner Meinung nach gibt es jedoch eine Reihe von Gründen, warum wir die Bedenken
von Bürgerinnen und Bürger Europas hinsichtlich der zunehmenden Korruption in vielen
Mitgliedstaaten sowie hinsichtlich der zunehmenden grenzüberschreitenden Kriminalität
ernst nehmen sollten. Wir hätten diese Situation daher zur Stärkung der polizeilichen
Zusammenarbeit sowie zur Bekämpfung von Korruption nutzen sollen, bevor wir daran
gehen, den Schengen-Raum zu erweitern. Es geht nicht darum, diese beiden Länder zu
kritisieren, sondern darum, die Gelegenheit zu nutzen, Antworten auf einige wichtige
Fragen für die besorgten Bürgerinnen und Bürger einzufordern, die den Anstieg der
Kriminalität in Europa beobachten, und zwar bevor wir Schengen erweitern.

Clemente Mastella (PPE).   – (IT) Herr Präsident, Rumänien und Bulgarien haben den
Schengen-Besitzstand bei ihrem Beitritt zur Europäischen Union im Jahr 2007
angenommen. Dennoch führen beide Länder weiterhin Grenzkontrollen als Folge der
teilweisen Umsetzung der im Besitzstand enthaltenen Maßnahmen durch. Wie sorgfältige
Bewertungen und Besuche von Expertengruppen gezeigt haben, gibt es trotz des klaren
Engagements der beiden Länder und ihrer offensichtlichen Fortschritte bei der Umsetzung
des Besitzstandes noch immer Mängel in den Bereichen Ausrüstung, Durchführung von
Grenzkontrollen und Schulung.

Wir erwägen, unsere Unterstützung im Hinblick auf ihre vollwertige Aufnahme zum
Abkommen zu bestätigen. Wir sind jedoch auch der Meinung, dass es für die beiden
betreffenden Länder überaus wichtig ist, uns binnen sechs Monaten über Maßnahmen zu
informieren, die zur Schließung dieser Lücken ergriffen wurden. Wir können die Tatsache,
dass das Gebiet Bulgarien-Türkei-Griechenland in der Tat eine der sensibelsten Regionen
für die Grenzpolitik der EU im Hinblick auf illegale Einwanderung ist, nicht ignorieren
oder nicht berücksichtigen.--

Dimitar Stoyanov (NI).   – (BG) Herr Präsident, der wichtigste Teil dieses sehr gut verfassten
Berichts von Herrn Coelho findet sich am Ende. Dort wird klar und deutlich die Gefahr
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erwähnt, die aus der Auswanderungswelle resultieren könnte, die Europa aus der Türkei
sowie über die Türkei aus Ländern im Nahen Osten und Nordafrika überschwemmen
könnte.

Bis vor einem Vierteljahrhundert war Europa aus zwei Gründen vor solchen
Auswanderungswellen geschützt: dem Eisernen Vorhang und den totalitären Regimen in
Nordafrika. Beide totalitäre Systeme haben ihre Bürgerinnen und Bürger unterdrückt und
erlaubten Ihnen meist nicht, ihr Land zu verlassen. Diese Hindernisse existieren jetzt nicht
mehr.

Aus diesem Grund habe ich für den vorliegenden Bericht gestimmt. Ich begrüße die
Tatsache, dass Herr Coelho die Bedeutung des Auswanderungsdrucks aus der Türkei auf
Bulgarien und Griechenland erwähnt hat. Ich möchte jedoch erwähnen, dass diese
Erklärungen nicht nur Worte auf Papier bleiben dürfen. Es sind Ressourcen und Programme
zum Schutz der Union vor dieser Auswanderungswelle erforderlich.

Hannu Takkula (ALDE).   – (FI) Herr Präsident, natürlich ist es sehr wichtig, dass in der
Europäischen Union für alle Mitgliedstaaten der Union die gleichen Grundsätze gelten. in
dieser Hinsicht stellt das Schengener Übereinkommen einen Schritt hin zu einer solchen
engeren Zusammenarbeit, also der Freizügigkeit, dar. Wir müssen jedoch natürlich auch
berücksichtigen, dass Freizügigkeit auch einen bestimmtes Verantwortungsbewusstsein
umfassen muss. Wir müssen jetzt also hoffen, dass sich Rumänien und Bulgarien nach
ihrem Beitritt zum Schengen-Raum tatsächlich mit den Problemen an ihren Grenzen
befasst haben und dass angemessene Ressourcen dorthin geleitet werden, um
sicherzustellen, dass diese Art der illegalen Einwanderung sowie andere Ereignisse vermieden
werden können.

Natürlich ist die Situation grundsätzlich die, dass es kein Zweiklassensystem in der
Europäischen Union geben kann: für alle müssen die gleichen Regeln gelten. So können
wir auch sicherstellen, dass es in diesen Ländern die gleichen Möglichkeiten gibt wie
anderswo. Es sind Ressourcen erforderlich, da wir die Probleme und Gefahren kennen, die
sich dort ergeben.-

Roger Helmer (ECR).   – Herr Präsident, wie Sie wissen, vertreten die britischen
Konservativen normalerweise den Standpunkt, sich von Fragen zum Euro oder zu Schengen
zu enthalten, da wir an beiden nicht beteiligt sind und es uns somit auch nichts angeht. In
diesem Fall geht es uns meiner Meinung nach jedoch etwas an; wir wissen, dass Bulgarien
und Rumänien ernste Probleme mit Kriminalität und Korruption haben, und ich glaube
nicht, dass ihre Grenzkontrollen so gut sind wie die, die in anderen Schengen-Ländern zu
erwarten sind.

Sie werden daher Durchgangsländer und Kanal für illegale Einwanderer in die Europäische
Union, die sich dann innerhalb des Schengen-Raumes frei bewegen und nach Calais reisen
könnten. Dies birgt definitiv die Möglichkeit einer höheren Quote illegaler Einwanderung
in das Vereinigte Königreich. Aus diesem Grund habe ich gegen den Bericht gestimmt.

Bericht: Jean-Pierre Audy (A7-0160/2011)

Francesco De Angelis (S&D).   – (IT) Herr Präsident, der Bericht über die
Zwischenbewertung des 7. Rahmenprogramms ist von besonderer Bedeutung.

Es gibt vier Gründe – die ich für besonders wichtig halte –, warum ich für den Bericht
bestimmt habe: 1) die Vereinfachung und Straffung von Verfahren zur Vereinfachung des
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Zugangs zu finanziellen Mitteln; 2) die Beteiligung kleiner und mittlerer Unternehmen,
die für Wachstum und Beschäftigung von größter Bedeutung sind; 3) Innovation für einen
wettbewerbsfähigen Produktionssektor, der den Herausforderungen des Marktes gewachsen
ist; und 4) die Fazilität für Finanzierungen auf Risikoteilungsbasis, die bisher gute Ergebnisse
erzielt hat.-

Schließlich möchte ich betonen, dass das Dreieck aus Wissen, Lehre und Forschung – auf
dessen Grundlage die Zukunft der Kohäsionspolitik ruht – in Europa nur durch ein
unerschütterliches Engagement für die Forschung konsolidiert werden kann.

Jens Rohde (ALDE).   – (DA) Herr Präsident, es gibt im Parlament einen breiten Konsens
hinsichtlich der Notwendigkeit einer Reformierung unseres Forschungsprogramms.
Nichtsdestotrotz muss ich mein Bedauern darüber zum Ausdruck bringen, dass die
Kommission bei dieser Zwischenbewertung so vage und ohne Ehrgeiz vorgegangen ist.
Es könnte und sollte in der Tat auch viel besser laufen, und es könnte auch sofort viel mehr
getan werden. Die Kommission könnte die Bewerbungsfristen verkürzen, Mittel für
Demonstrationseinrichtungen sichern und internationale Rechnungslegungsstandards
verwenden anstatt eigene zu entwickeln. All dies schafft eine unnötige Bürokratie, die die
Industrie abschreckt. Es hindert Europa daran, Ideen in Umsätze umzuwandeln. Daher
müssen wir in Zukunft das chaotische Durcheinander von Programmen und die Bürokratie
reduzieren und uns auf die wesentlichen Herausforderungen konzentrieren: Klimawandel,
Energie und Lebensmittel – kurz gesagt müssen wir unsere Forschung zur Schaffung von
Arbeitsplätzen nutzen. Das Parlament hat heute gezeigt, dass es gewillt ist, dies zu tun.
Jetzt muss die Kommission den Weg weisen.

Mario Pirillo (S&D).   – (IT) Herr Präsident, Forschung und Innovation spielen eine zentrale
Rolle für die Entwicklung und Wettbewerbsfähigkeit der Europäischen Union und sind
im Hinblick auf die Erreichung der im Rahmen der Strategie Europa 2020 festgelegten
Ziele von größter Bedeutung. Wie der Bericht, über den wir heute abgestimmt haben,
gezeigt hat, ist das 7. Rahmenprogramm das wichtigste Instrument zur Finanzierung der
Forschung in Europa. Es gibt jedoch noch immer Probleme aufgrund der übermäßigen
Bürokratie für kleine und mittlere Unternehmen (KMU).

In seiner Entschließung vom 11. November 2010 hat das Parlament die Kommission
gebeten, Maßnahmen zur Vereinfachung der Bereiche Verfahren, Verwaltung und Finanzen
hinsichtlich der aktuellen Verwaltung des 7. Rahmenprogramms zu ergreifen. Mit diesen
Maßnahmen hat man sich aber noch immer nicht befasst. Ich fordere die Kommission auf,
die Beobachtungen des Parlaments zur Kenntnis zu nehmen und Lösungen zu finden, die
KMU den Zugang zum 7. und 8. Forschungsprogramm vereinfachen.

Ville Itälä (PPE).   – (FI) Herr Präsident, auch ich habe gerne für diesen Bericht gestimmt
und möchte meinem Kollegen, Herrn Audy, für seine gute Arbeit danken. Ich möchte zwei
Aspekte ansprechen. Finanzielle Mittel sind überaus wichtig. Dieser Bereich könnte etwas
ehrgeiziger angegangen werden, da hier erwähnt wird, dass dieses Niveau glaubwürdig
und notwendig ist. Wir müssen die finanziellen Mittel erhöhen, um ein vitales Wachstum
in Europa zu erreichen.

Vor einiger Zeit habe ich mit einer Gruppe finnischer Forscher, die im Rahmen dieses
Programms finanzielle Mittel erhielt. Sie betreiben Zellforschung und stehen kurz vor
einem Durchbruch, der die Entwicklung von Medikamenten gegen Krebs ermöglichen
würde. Sie erhielten jedoch keine Informationen darüber, ob die finanziellen Mittel auch
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weiterhin bereitgestellt würden. Sie sind ziemlich ratlos. Meiner Meinung nach sollten auch
weiterhin ausreichende finanzielle Mittel zur Verfügung gestellt werden.

Ein weiterer Aspekt, zu dem wir eindeutig zahlreiche Rückmeldungen erhalten, ist, dass
ein großer Teil der Arbeitszeit für Bürokratie aufgewendet wird. Dies muss reduziert werden,
damit die richtigen Prioritäten gesetzt werden können.

Radvilė Morkūnaitė-Mikulėnienė (PPE).   – (LT) Herr Präsident, ich freue mich, dass wir
heute die Zwischenbewertung des 7. Rahmenprogramms diskutieren. Viele der in diesem
Dokument erwähnten Punkte sind sehr zutreffend, insbesondere was junge Forscher und
eine aktiviere Beteiligung der Industrie an Projekten im Kontext des Rahmenprogramms
betrifft. Das Dokument bringt Bedenken hinsichtlich der eher niedrigen Beteiligungsquote
in den Mitgliedstaaten zum Ausdruck. Ich möchte darauf aufmerksam machen, dass es
hierfür objektive Gründe gibt. Die heute gültigen Finanzierungsmodelle begünstigen
gewissermaßen die alten Mitgliedstaaten der Europäischen Union. Dies spiegelt sich auch
in den Zahlen wider. Der Finanzierungsbetrag, den ein Projektteilnehmer aus den neuen
Mitgliedstaaten erhält, beläuft sich auf die Hälfte dessen, was ein Teilnehmer aus den alten
Mitgliedstaaten erhält. Als Folge dieser Situation bildet sich in der Gemeinschaft eine Lücke,
und die neuen Mitgliedstaaten werden ausgegrenzt, was meiner Meinung nach falsch ist.
Daher bin ich der Ansicht, dass eine Überprüfung der Finanzierungsmodelle erforderlich
ist und dass Bemühungen unternommen werden müssen, um sicherzustellen, dass es im
Rahmen des 8. Rahmenprogramms keine Ungleichheiten bzw. keine Diskriminierung
mehr gibt, damit wir den in der Strategie Europa 2020 genannten Herausforderungen
erfolgreich entgegentreten können.

Alajos Mészáros (PPE).   – (HU) Herr Präsident, das aktuelle 7. Rahmenprogramm
gewährleistet, dass die Europäische Union ihre Forschungspolitik auf ein angemessenes
Niveau bringen kann. Mit einem Budget von mehr als 54 Mrd. EUR für den Zeitraum
2007-2013 ist es als eines der weltweit bedeutsamsten Programme zur Unterstützung der
Forschung anzusehen. Wir müssen eine Zwischenbewertung auf der Grundlage konkreter
Daten erstellen, um sicherzustellen, dass das 7. Rahmenprogramm auch weiterhin die
europäischen Anforderungen erfüllt. Meiner Meinung nach ist der Prozess der
Vereinfachung der einfachste Punkt, den wir im Rahmen einer Zwischenbewertung
hervorheben können. Die Erfahrung zeigt außerdem, dass die Komplexität und Problematik
von Verwaltungsverfahren eines der größten Probleme für unsere Forscher war. Der andere
wichtige Punkt ist die Erleichterung der Beteiligung von KMU am Programm. Leider müssen
wir in dieser Hinsicht weitere Anstrengungen unternehmen, wenngleich auch einige
Verbesserungen bei den Programmen zur Zusammenarbeit erreicht wurden. Wir sind sehr
erfreut über die Einführung der Finanzierungsfazilität mit Risikoteilung. Dies sollte bis
zum Ende des 7. Rahmenprogramms sowie im Laufe nachfolgender Programme fortgeführt
und ausgeweitet werden. Aus diesen Gründen stimmte ich für diesen Bericht.

Jacek Olgierd Kurski (ECR).   – (PL) Herr Präsident, ich habe gegen den Audy-Bericht
gestimmt. Ich kann kein Dokument annehmen, das das INDECT-Projekt blockiert. Ich
stimme nicht mit der Aussage überein, dass das Projekt, das an der bekannten AGH
Universität für Wissenschaft und Technologie in Krakau durchgeführt wird, gegen die
Charta der Grundrechte verstößt. Sein Forschungsziel ist die Erreichung der in den
Entschließungen gegen Pädophilie, Waffenverkauf über das Internet sowie die Bekämpfung
des Drogen- und Menschenhandels festgelegten Ziele. Dies sind Themen, die wir in dieser
Kammer oftmals diskutiert haben. Es handelt sich um ein innovatives Projekt, das auf
hervorragende Weise die Lücken zwischen den Sicherheitssystemen der EU-Mitgliedstaaten
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schließt, insbesondere im Bereich Internet. Die betroffenen Personen sind die, die gegen
das Gesetz verstoßen, und dies sind auch diejenigen, die sich am meisten vor diesen Zielen
fürchten. Darüber hinaus bietet das Projekt eine gute Basis für den Aufbau eines integrierten
Sicherheitsnetzes zum Schutz gegen Cyberattacken. Russland, die Vereinigten Staaten und
China haben ähnliche Lösungen eingeführt, und auf EU-Ebene erwarten wir diese bereits
seit mehreren Jahren mit Spannung. Daher verstehe ich nicht, warum dem gesamten Projekt
derzeit die finanziellen Mittel vorenthalten werden, um so mehr, da dies das erste Projekt
ist, das der Audy-Bericht auf diese Weise ausgrenzt.

Anna Záborská (PPE).   – (SK) Herr Präsident, ich habe für den Bericht gestimmt, jedoch
gibt es noch immer Bedenken hinsichtlich der öffentlichen Finanzierung für embryonale
Zellforschung. Laut des Generalanwalts beim Europäischen Gerichtshof gelten embryonale
Zellen als menschliche Embryos und damit als Gebilde, aus denen Leben entsteht. Da diese
Zellen die erste Phase des menschlichen Lebens repräsentieren, zu dem sie sich ausbilden
werden, müssen sie rechtlich als Embryos definiert werden, deren Patentierung verboten
sein muss. Auf der Grundlage dieser Aussage sollte die Europäische Kommission
unverzüglich die Beschlüsse und Schlussfolgerungen des Europäischen Gerichtshofes
berücksichtigen und seine Politiken zur Finanzierung von Wissenschaft und Forschung in
diesem Bereich anpassen.

Entschließungsantrag (B7-0344/2011)

Jens Rohde (ALDE).   – (DA) Herr Präsident, wir haben heute über den letzten einer langen
Reihe von Wortlauten von Freihandelsabkommen abgestimmt. Glücklicherweise
befürwortet das Parlament als Ganzes den Freihandel noch immer. Dies gilt auch für unser
Abkommen mit Kanada. Jedoch kommt immer wieder auch die Notwendigkeit
sektorspezifischer Analysen auf. Die Folgenabschätzung für das Abkommen zwischen der
EU und Kanada deutet auf eindeutige Vorteile für beide Seiten hin. Sektorspezifische
Analysen sind einfach eine Möglichkeit, nach einem Grund für eine Ablehnung zu suchen,
da es in der Realität so ist, dass es immer sowohl Gewinner als auch Verlierer geben wird.
Es liegt in unserer Verantwortung, das zu tun, was für die Mehrheit das Beste ist. Der
Freihandel ist das Beste für die Verbraucher, da er eine größere Auswahl und niedrigere
Preise mit sich bringt. Er ist das Beste für Unternehmen, da er ihren Markt erweitert,
Wachstum fördert und Arbeitsplätze schafft. Der Freihandel ist die internationale
Arbeitsteilung, die sicherstellt, dass wir alle das tun, was wir am besten können und
gleichzeitig andere das tun lassen, was sie am besten können.

Peter Jahr (PPE). -   Herr Präsident! Ich freue mich natürlich grundsätzlich über jedes
Wirtschaftsabkommen, das zwei Länder oder Wirtschaftsfirmen miteinander schließen,
weil der Welthandel, wenn er richtig gestaltet wird, zur Steigerung des Lebensstandards
und zu entsprechenden Fortschritten beitragen kann.

Andererseits habe ich immer wieder die große Sorge, dass wir durch die große Anzahl von
bilateralen Abkommen letztendlich den Überblick verlieren, dass wir einen Flickenteppich
von Abkommen bekommen, der es uns letztendlich sehr schwer macht, ein wirkliches
Abkommen im Rahmen der WTO zu realisieren.

Für mich sind bilaterale Abkommen immer der zweitbeste Weg. Der beste Weg wäre es
wirklich, im Rahmen von WTO-Verhandlungen die wirtschaftlichen Diskussionen
fortzusetzen und die Abkommen abzuschließen, auf die der Welthandel wartet und die
die Weltwirtschaft braucht.
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Bericht: Wolf Klinz (A7-0081/2011)

Claudio Morganti (EFD).   – (IT) Herr Präsident, meine Damen und Herren, es ist eine
unstrittige Tatsache, dass sich Ratingagenturen mittlerweile eine enorme und ungeprüfte
Macht erarbeitet haben. Ihre ursprüngliche Funktion war die Bereitstellung wertvoller
Informationen für Investoren, jedoch haben sie sich im Laufe der Zeit zu hochrangigen
und unkontrollierbaren Schiedsrichtern der internationalen Finanzmärkte entwickelt.

Meiner Meinung nach ist es inakzeptabel, dass Unternehmen und sogar Mitgliedstaaten
der Beurteilung dreier großer amerikanischer Unternehmen unterliegen, deren Ratings
nicht immer korrekt waren und die tatsächlich von Zeit zu Zeit zu erstaunlichen Fehlern
geführt haben, so zum Beispiel in der Sache Lehman Brothers.

Stärkere Kontrollen sind daher zu begrüßen, und ich hoffe, dass die neue europäische
Behörde mit höchster Leistungsfähigkeit und echten Interventionsbefugnissen agieren
kann und gegebenenfalls Strafen aussprechen kann. Außerdem ist die Einführung des
Grundsatzes der zivilrechtlichen Haftung in Fällen offensichtlicher Fahrlässigkeit meiner
Meinung nach eine gute Idee. Wir brauchen einen größeren Wettbewerb in diesem Bereich,
und wir müssen dieses historische Oligopol durchbrechen und versuchen, neue,
unabhängige und möglicherweise europäisch Organisationen einzuführen, die über korrekte
Kenntnisse des wirtschaftlichen Kontextes und der wirtschaftlichen Realität unseres
Kontinents verfügen, da sich dies von der Denkweise in den Vereinigten Staaten doch
gänzlich unterscheidet.

Aus all diesen Gründen habe ich für den betreffenden Bericht gestimmt.

Bericht: Angelika Niebler (A7-0159/2011)

Radvilė Morkūnaitė-Mikulėnienė (PPE).   – (LT) Herr Präsident, ich bin mit dem heute
angenommenen Dokument zur Gewährleistung unabhängiger Folgenabschätzungen (FA)
sehr zufrieden. FA sind die Grundlage des Gesetzgebungsprozesses. Ich bin der Meinung,
dass eine effektive Unabhängigkeit der FA ein allgemeiner Grundsatz werden muss, der
für alle Arten von FA angewendet wird, insbesondere auf Umweltverträglichkeitsprüfungen.
Eine Garantie der Umsetzung dieses Grundsatzes sollte auch in der Richtlinie über
Umweltverträglichkeitsprüfungen enthalten sein, die in naher Zukunft wahrscheinlich
überprüft wird. Ich freue mich, dass sich die Vorschläge im Umweltausschuss, zu denen
ich Änderungsanträge eingereicht habe, mit Umweltverträglichkeitsprüfungen befassen.
Dies ist von größter Bedeutung. Außerdem muss die Europäische Kommission eine aktivere
Rolle bei der Verteidigung der Interessen der Europäischen Union und ihrer Mitgliedstaaten
in Fällen spielen, in denen von Drittländern durchgeführte Projekte eine Auswirkung auf
die Europäische Union bzw. einen oder mehrere Mitgliedstaaten haben könnte. Meiner
Meinung nach ist dieses Dokument ein Schritt hin zur Gewährleistung der Sicherheit für
uns alle.

Bericht: Richard Falbr (A7-0172/2011)

Jens Rohde (ALDE).   – (DA) Herr Präsident, ich möchte sehr gerne über dieses Thema
sprechen, da es meiner Meinung nach ziemlich absurd ist, dass wir Vorschriften für die
CSR festlegen. Es ist gut und schön, dass wir vermutlich alle dahingehend einer Meinung
sind, nur mit Ländern Freihandelsabkommen und Partnerschaften schließen, die die
Menschenrechte achten. Dies ist in der Tat bereits im Vertrag von Lissabon verankert. Ich
denke jedoch, dass einige Politiker vergessen haben, wofür CSR steht. Es steht für die soziale
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Verantwortung von Unternehmen. Es geht also darum, was Unternehmen auf eigene
Rechnung und jenseits der bloßen Einhaltung der geltenden Gesetze unternehmen. Dies
wird als Wettbewerbsparameter im Geschäftsleben verwendet und schafft so einen Anreiz
für Unternehmen, um diesen Aspekt ihres Geschäfts fortlaufend zu verbessern. Wenn wir
dies nun aufheben und in eine politische Gesetzgebung umwandeln, fällt dieser
Wettbewerbsparameter gänzlich weg, und das ist – mit Verlaub – reine politische
Dummheit.

Clemente Mastella (PPE).   – (IT) Herr Präsident, die externe Dimension der Sozialpolitik
umfasst alle Maßnahmen und Initiativen der Europäischen Union zur Förderung von
Arbeits- und Sozialstandards in Nichtmitgliedstaaten. Wenngleich sowohl der Vertrag von
Lissabon als auch die Strategie Europa 2020 der Sozialpolitik ein beispielloses Maß an
Bedeutung verliehen haben, so werden Wettbewerbs- und Wirtschaftsfaktoren noch immer
vorrangiger behandelt als soziale Themen.

Es wird jedoch immer deutlicher, dass wir aufhören müssen, uns strikt auf die Märkte zu
konzentrieren und stattdessen ein ganzheitlicheres Interesse an Menschen an den Tag legen
müssen. Dies bedeutet, dass wir sie, die Rechte der Arbeitnehmer und das Recht auf Arbeit
schützen müssen. Die Europäische Union muss dies zu einem langfristigen Ziel machen,
um sicherstellen zu können, dass Männer und Frauen die Möglichkeit haben, Zugang zu
einer menschenwürdigen und produktiven Arbeit unter Bedingungen zu erhalten, die den
Anforderungen von Freiheit, Gerechtigkeit, Sicherheit und Menschenwürde genügen. In
der Zukunft werden das Parlament sowie die internationalen und europäischen
Gewerkschaften daher zusammenarbeiten und die Initiative, über die wir heute abgestimmt
haben, um ihre positiven und dringenden Empfehlungen ergänzen müssen.-

Mitro Repo (S&D).   – (FI) Herr Präsident, ich habe diesen Bericht unterstützt, da
europäische Unternehmen von besonderer Bedeutung für den internationalen Handel sind.
Wir müssen stets im Einklang mit den europäischen Werten und den internationalen
Arbeits- und Sozialstandards handeln, auch in Drittländern.

Die soziale Verantwortung von Unternehmen ist nur als freiwilliger Akt hilfreich, wenn
Verbrauchern zuverlässige und korrekte Informationen zu den Aktivitäten von
Unternehmen zur Verfügung, der Herkunft von Produkten und den Bedingungen, unter
denen Waren produziert und verkauft werden, gestellt werden. Zertifikate, Marken und
Standards sind wichtig für Verbraucher, und das Image und der Ruf eines Unternehmens
stehen in direktem Zusammenhang zu seinem Erfolg. Im Zeitalter der sozialen Medien ist
es schwierig, Verbrauchern Informationen zu den Praktiken eines Unternehmens im
Ausland vorzuenthalten.

Ein verantwortungsbewusstes Unternehmertum ist stets das Rückgrat von
Wettbewerbsfähigkeit und unternehmerischem Erfolg. Auch die Europäische Union muss
ein Vorreiter bei der Förderung von Sozialstandards sein. Meiner Meinung nach sollte der
Begriff der sozialen Verantwortung in die gesamte EU-Politik und alle Handelsabkommen
integriert werden.

Anna Záborská (PPE).   – (SK) Herr Präsident, es kann ein interessantes Unterfangen sein,
die soziale Verantwortung in den Außenbeziehungen zu unterstützen und zu fördern. Ich
mache mir jedoch Sorgen darüber, dass wir mit unseren Maßnahmen nicht alle
Möglichkeiten ausschöpfen. Der Schwerpunkt der sozialen Verantwortung muss auf den
Ärmsten liegen, auf denen, die am Rande der Gesellschaft leben, auf denen, die keine
Qualifikationen besitzen, und auf denen, die für Manipulation am anfälligsten sind. Kurz
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gesagt muss der Schwerpunkt auf denen liegen, die am weitesten vom Arbeitsmarkt entfernt
sind.

Das von der Organisation ATD Quart Monde und dem französischen Staat gestartete
französische Programm zum gemeinsamen Lernen und Arbeiten ist ein gutes Beispiel für
ein solides Unternehmen zum Schutz der authentischen sozialen Verantwortung einer
Partnerschaft mit den am meisten benachteiligten Arbeitnehmern. So kann die Union der
Politik einen echten Mehrwert verleihen.

Bericht: Gay Mitchell (A7-0187/2011)

Clemente Mastella (PPE).   – (IT) Herr Präsident, das Jahr 2011 bietet eine strategische
Gelegenheit, Lehren aus den vergangenen vier Jahren zu ziehen, in denen die Verordnung
zur Schaffung eines Finanzierungsinstruments für die Entwicklungszusammenarbeit in
Kraft ist. Seit seinem Inkrafttreten scheint sich als Hauptproblem die Schwierigkeit beim
Verständnis oder der Akzeptanz der speziellen Rolle der Entwicklungszusammenarbeit
im Kontext der Maßnahmen der Europäischen Union im Bereich Außenbeziehungen zu
sein.

Daher müssen wir klarstellen, dass die Entwicklungszusammenarbeit neben humanitärer
Hilfe ein politischer Bereich der Maßnahmen im Bereich Außenbeziehungen ist, der nicht
zur Verfolgung der Interessen der EU geschaffen wurde, sondern zum Schutz der Interessen
der am meisten benachteiligten und verwundbarsten Völker auf diesem Planeten.

Mit der heutigen Abstimmung werden wir die Notwendigkeit eines separaten Instruments
für die Entwicklungszusammenarbeit unterstreichen, das speziell und ausschließlich auf
Entwicklungsländer ausgerichtet ist und die in Artikel 208 des Vertrages über die
Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) festgelegten Ziele verfolgt. Zum Abschluss,
Herr Präsident, bitten wir insbesondere darum, dass bei der Beschlussfassung zu allgemeinen
Zielen, vorrangigen Bereichen und erwarteten Ergebnissen sowie bei der Zuteilung von
finanziellen Mitteln, die die Kriterien von Artikel 290 des AEUV erfüllen, das Verfahren
der delegierten Rechtsakte angewendet wird.

Bericht: Diana Wallis (A7-0164/2011)

Adam Bielan (ECR).   – (PL) Herr Präsident, trotz der Tatsache, dass das Europäische
Parlament wiederholt die Vorteile anerkannt hat, die Verbesserungen des vertragsrechtlichen
Rahmens für den Binnenmarkt mit sich bringen würde, sah man sich bei der Einführung
eines neuen vertragsrechtlichen Systems unter Verwendung eines optionalen Instruments
einer Reihe großer Probleme im Hinblick auf Inhalt und Verfahren gegenüber. Die
Vorschläge spiegeln vor allem den Standpunkt der Kommission wider, der nicht von der
öffentlichen Debatte unterstützt wird. Wir kennen die Standpunkte der einzelnen
Mitgliedstaaten bzw. die der Vertreter von Verbrauchern und Unternehmen nicht.
Abweichende rechtliche Interpretationen können sich aus mangelnder Klarheit einiger
vorgeschlagener Dokumente ergeben, die als Grundlage für gerichtliche Entscheidungen
dienen.

Schließlich hätte die Einführung eines optionalen Instrument bedeutende wirtschaftliche
Auswirkungen auf Unternehmen und Verbraucher. Die erforderlichen Schulungen, der
Austausch von Standardvertragsvorlagen und mögliche Gerichtsverfahren könnten zu
sehr hohen Kosten führen. Meiner Meinung nach ist es unklug, Unternehmen in einer
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wirtschaftlich schwierigen Zeit zusätzliche finanzielle Belastungen aufzuerlegen. Aus den
oben angegebenen Gründen habe ich für die Ablehnung des Berichts gestimmt.

Bericht: Nadja Hirsch (A7-0082/2011)

Clemente Mastella (PPE).   – (IT) Herr Präsident, die Möglichkeit und die Fähigkeit, in
einem internationalen Umfeld zu lernen und zu arbeiten, ist in der heuteigen, stark
globalisierten Wirtschaft eine Grundvoraussetzung für ein erfolgreiches Arbeitsleben. Im
Hinblick auf Bildung und berufliche Bildung müssen die in der europäischen Strategie für
intelligentes, nachhaltiges und integratives Wachstum aufgeführten wesentlichen Faktoren
in praktische Schritte auf Ebene der Europäischen Union sowie in den Mitgliedstaaten
umgewandelt werden. Die Vorhersagen deuten darauf hin, dass die Nachfrage nach
Fähigkeiten weiterhin ansteigen wird. Der industrielle und technologische Wandel erhöht
die Nachfrage nach Arbeitnehmern mit hohen und mittleren Fähigkeitsniveaus, während
niedrig qualifizierte Arbeitnehmer verdrängt werden.

Daher müssen insbesondere im Hinblick auf junge Menschen schnell Maßnahmen ergriffen
werden: der fortlaufende Anstieg der Jugendarbeitslosigkeit ist eines der wichtigsten
Probleme, denen sich Europa gegenüber sieht. Zur Erreichung dieser Ziele ist es unserer
Ansicht nach wichtig, dass die Bereiche Bildung und berufliche Bildung auch weiterhin als
langfristige, gemeinsame politische Priorität behandelt werden, die nur mit der Beteiligung
und dem Engagement aller Interessengruppen, der EU-Institutionen und der auf lokaler
und regionaler Ebene Beteiligten in die Realität umgesetzt werden kann.-

Paul Murphy (GUE/NGL).   – Herr Präsident, ich habe gegen den Bericht Hirsch gestimmt,
da er im Grunde Bildung nicht als Mittel ansieht, mithilfe dessen Menschen ihr Wissen und
ihre Fähigkeiten verbessern können, sondern lediglich als Instrument zur Steigerung der
Gewinne großer Unternehmen.

Diesen Ansatz lehne ich vollumfänglich ab. Der Bericht behauptet, die Umsetzung der EU
2020-Ziele sei eine Möglichkeit zur Sicherung der Beschäftigung und eines besseren
Lebensstandards. Das ist schlicht und ergreifend nicht wahr. Die Strategie EU 2020 wird
weder Arbeitsplätze schaffen noch den Lebensstandard verbessern. Sie bietet neoliberalere
Politiken und einen Wettlauf nach unten, was Löhne und Arbeitsbedingungen angeht.

Dieser Bericht fordert Arbeitgeber auf schändliche Art und Weise dazu auf,
Ausbildungsverträge zu beenden, wenn die Auszubildenden für ihre Beschäftigung als
ungeeignet eingestuft werden. Das ist das Rezept für eine extreme Ausbeutung. Ich lehne
die Forderung nach einer stärkeren Beteiligung privater Hochschuleinrichtungen bei der
Ausweiterung der beruflichen Bildung und fordere stattdessen durch massive öffentliche
Investitionen bereitgestellte sinnvolle Ausbildungsmöglichkeiten.

Mitro Repo (S&D).   – (FI) Herr Präsident, ich habe den Bericht unterstützt, da die
Jugendarbeitslosigkeit eine Herausforderung ist, der sich ganz Europa stellen muss, und
eine, die die ganze Gesellschaft betrifft. Sie ist auch der Grund für Unruhen in den südlichen
Mittelmeerländern. In den wohlhabenden Gesellschaften der nordischen Ländern führt
die Jugendarbeitslosigkeit beispielsweise zur Ausgrenzung und zu einem erhöhten
Drogenmissbrauch bei Jugendlichen.

Bei der Jugend dreht sich alles um Mobilität und wechselnde Jobs. Jugendarbeitslosigkeit
ist ein ernstes Thema, wenn junge Menschen keinen Zugang zu Arbeit haben, weil sie eine
schlechte Bildung haben oder ihnen Arbeitserfahrung fehlt. Gleichermaßen befinden sich
junge Menschen ohne ordentliche Bildung oder Arbeitserfahrung auch in keiner starken
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Position bei der Bewerbung um Arbeitsstellen. Aus diesem Grund müssen wir unsere
Energie zur Bereitstellung einer weitreichenden, qualitativ hochwertigen Bildung verwenden
und darüber hinaus die Geschlechterperspektive berücksichtigen, damit die grundlegenden
Auslöser von Jugendarbeitslosigkeit beseitigt werden können. Wir sollten auch die Rolle
der Weiterbildung beachten, da dieser Bereich das lebenslange Lernen fördert und die
Menschen auf Veränderungen auf dem Arbeitsmarkt vorbereitet.--

Silvia Costa (S&D).   – (IT) Herr Präsident, es ist von großer Bedeutung, dass das Parlament
diese Entschließung nutzt, um eine starke Botschaft sowohl an die Mitgliedstaaten als auch
an die jüngeren Generationen zu schicken und ein stärkeres Engagement für eine
europäische Zusammenarbeit in den Bereichen Lernen, berufliche Bildung und
Hochschulbildung zur Unterstützung der Strategie Europa 2020 zu fordern. Wir wissen,
dass Jugendarbeitslosigkeit, ebenso wie die längere Zeit der Unsicherheit, in der 40 % der
jungen Menschen in Europa leben, ernste Folgen im Hinblick auf Armut und soziale
Ausgrenzung hat.

Eine Kombination aus Bildungspolitik und einem neuen Sozialsystem auf der Grundlage
von Vergütungsanreizen für Unternehmen, die jungen Menschen und Frauen eine
Vollzeitbeschäftigung bieten, sollte starke Unterstützung erhalten. Die Gewährleistung
der Tatsache, dass Fähigkeiten im Einklang mit den für die neuen Ziele eines nachhaltigen
und intelligenten Wachstums – also auch für die Bürgerschaft – erforderlichen Kompetenzen
erlernt werden, ist ebenso wie die Politiken für den Übergang von der Bildung zum
Arbeitsplatz sowie die Beschleunigung der Anerkennung beruflicher Qualifikationen, Titel
und akademischer Leistungsnachweise von größter Bedeutung.-

Mitgliedstaaten wie meiner, die in Krisenzeiten Ressourcen in den Bereichen Bildung und
Forschung einsparen, müssen wissen, dass sie jungen Menschen und der Zukunft Europas
dadurch schaden.

Siiri Oviir (ALDE).   – (ET) Herr Präsident, ich war an der Ausarbeitung des Berichts im
Ausschuss für Beschäftigung und soziale Angelegenheiten beteiligt. Die Arbeitslosenquote
in Europa ist in der Tat hoch, jedoch liegt die Arbeitslosenquote bei Jugendlichen im Schnitt
doppelt so hoch. Es gibt Mitgliedstaaten, in denen die Quote sogar noch höher ist, so zum
Beispiel in meinem Heimatland, in dem die Quote drei Mal so hoch ist. Ich unterstütze die
im Bericht genannten Initiativen als praktische Maßnahmen zur Verbesserung dieser
Situation. Wir sehen keinen Sinn darin, eine große Anzahl von Menschen auszubilden, die
bereits im System der Hochschulbildung waren, die jedoch dann keine
Anwendungsmöglichkeit für ihre Ausbildung auf dem Arbeitsmarkt finden. Wir müssen
uns stärker aus berufliche Bildung und Umschulung konzentrieren.

Was jedoch völlig inakzeptabel ist, sind die vom Rat für Bildung im Hinblick auf
Budgetkürzungen ergriffenen Maßnahmen. Diese Maßnahmen sind außerdem nicht mit
der Einhaltung der Vorgaben der bereits angenommenen Strategie Europa 2020 vereinbar.
Sie lassen ihren Worten keine Taten folgen. Ich habe für die Annahme des Berichts gestimmt.
Vielen Dank.

Seán Kelly (PPE).   – (GA) Herr Präsident, auch ich habe für diesen Bericht gestimmt,
insbesondere, da geschätzt wird, dass es für Menschen mit tertiären Qualifikationen bis
zum Jahr 2020 15 Millionen Arbeitsplätze geben wird. Gleichzeitig wird geschätzt, dass
es für Menschen ohne oder mit schlechten Qualifikationen 12 Millionen Arbeitsplätze
weniger geben wird. Es muss also etwas dagegen getan werden, da es offensichtlich einen
großen Bedarf an Bildung und Ausbildung gibt. 21 % der jungen Menschen in ganz Europa
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sind derzeit arbeitslos. Daher ist es wichtig, dass sie im Bildungssystem bleiben, bis auch
sie über eine geeignete Qualifikation verfügen. Außerdem ist im Hinblick auf die Eignung
der Qualifikationen eine Zusammenarbeit zwischen Hochschulen und Unternehmen
wichtig. Darüber hinaus ist es wichtig, dass diese Qualifikationen unabhängig bewertet
werden. Wenn wir all dies tun, können wir das Problem in der Zukunft lösen.

Bericht: Salvador Garriga Polledo (A7-0193/2011)

Francesco De Angelis (S&D).   – (IT) Herr Präsident, der Bericht von Herrn Garriga Polledo
ist eine sehr wichtige Arbeit, die uns ermöglicht, einen neuen Finanzrahmen für ein
wettbewerbsfähiges, nachhaltiges und integratives Europa festzulegen.

Wir brauchen einen Haushalt, der auf die Herausforderungen der Gegenwart ausgerichtet
ist und der eine starke und innovative Reaktion auf aktuelle Bedürfnisse bieten kann.
Forschung und Innovation für kleine und mittlere Unternehmen sowie die Förderung von
Wachstum und Beschäftigung müssen oberste Priorität haben. Zweites Ziel muss die
Reform der gemeinsamen Agrarpolitik im Hinblick auf die Förderung und Unterstützung
der Wettbewerbsfähigkeit der Landwirtschaft in Europa sein.-

Besondere Aufmerksamkeit sollte jedoch der Zukunft der Kohäsionspolitik geschenkt
werden, die ich als überaus wichtiges Instrument erachte, das finanzielle Unterstützung
für Investitionen bietet, die das Wirtschaftswachstum und vor allem die Schaffung neuer
Arbeitsplätze vorantreiben. Zu diesem Thema möchte ich auf einen Punkt zurückkommen,
der meiner Meinung nach besonders wichtig ist: die Einführung einer neuen
Zwischenkategorie. Natürlich glaube ich, dass diese neue Kategorie nicht durch ein
Abschöpfen von Ressourcen aus bestehenden Kategorien geschaffen werden kann, die zur
Unterstützung eines ausgeglichenen, harmonischen und nachhaltigen Wachstums unserer
Gemeinschaften von größter Bedeutung sind.

Ville Itälä (PPE).   – (FI) Herr Präsident, dieser überaus wichtige Bericht wurde angenommen,
und ich möchte nur einige Einzelheiten erwähnen. Zunächst ist da der Fraktion der Allianz
der Liberalen und Demokraten für Europa vorgelegte Änderungsantrag 18, der besagt,
dass gemäß den aktuell existierenden Reformen im Rahmen der gemeinsamen Agrarpolitik
einige recht präzise Einsparungen vorgenommen werden können Mit anderen Worten
erhalten wir ein deutliches Bild des Standpunktes der ALDE-Fraktion zum Thema
Agrarpolitik, wenngleich die Formulierung auch sehr clever ist. Die offensichtliche und
grundlegende Voraussetzung hier ist, dass im Falle der Notwendigkeit von Einsparungen
diese bei der Agrarpolitik vorgenommen werden sollen.

Der andere wichtige Punkt, in dem ich anders gestimmt habe als meine Fraktion, war
Änderungsantrag 37d, der ursprünglich auf erhebliche Einsparungen hinweist, die erreicht
werden könnten, wenn das Europäische Parlament nur einen einzigen Sitz hätte. Darüber
lässt sich nicht argumentieren: es wird Einsparungen geben. Es spielt keine Rolle, wie wir
abstimmen: wir wissen, dass es Einsparungen geben wird. Ich hoffe, dass die alle hier
langfristig verstehen, dass die Öffentlichkeit Einsparungen leid ist, die sie selbst betrifft,
anstelle von Einsparungen, die uns betreffen. Dieser Punkt kann nicht wegdiskutiert werden,
und allein durch Abstimmungen wird sich nichts verbessern. Es wird Einsparungen geben,
und wir müssen sie durchführen.

Salvatore Caronna (S&D).   – (IT) Herr Präsident, ich habe für den Bericht von Herrn
Garriga Polledo über die künftige finanzielle Vorausschau der Union gestimmt, da ich in
einer der größten Krisen für den so genannten europäischen Geist davon überzeugt bin,
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dass es für uns von größter Bedeutung ist, auf unserer Überzeugung zu beharren und diesen
zu verbreiten, dass es unerlässlich ist, der Union glaubhafte Instrumente bereitzustellen,
angefangen mit angemessenen finanziellen Mitteln.

Der Antrag auf eine 5%ige Erhöhung des nächsten Haushalts ist daher gerechtfertigt und
notwendig. Vielleicht wird das nicht ausreichen. Es ist jedoch von größter Bedeutung,
Antworten auf die großen Fragen zu liefern, die vor uns liegen: diese Ressourcen sind
erforderlich, um echte Probleme anzugehen, so zum Beispiel einen besseren Zusammenhalt
zwischen den Regionen, eine größere Kapazität für Forschung und Innovation sowie eine
größere Kapazität im Hinblick auf die Schaffung von Wachstum und Arbeitsplätzen. Ohne
angemessene Ressourcen kann keines dieser Probleme korrekt angegangen werden,
angefangen mit der Einführung der Zwischenkategorie in der Kohäsionspolitik, die nur
dann sinnvoll ist, wenn sie bereits bestehende Kategorien nicht beeinträchtigt.

Daher habe ich dafür gestimmt, und ich hoffe, dass die Kommission und der Rat den
Empfehlungen des Berichts folgen werden.

Adam Bielan (ECR).   – (PL) Herr Präsident, die Wirtschaftskrise, demografische Probleme
und die zunehmende Arbeitslosigkeit haben erhebliche Auswirkungen auf die
Haushaltszwänge der Mitgliedstaaten. Ein europäischer Haushalt, der Möglichkeiten für
eine langfristige Planung bietet, sollte daher ein Instrument zur Förderung des Wachstums
der Wirtschaften der jeweiligen Länder sein. Die Strategie Europa 2020 zur Förderung der
Schaffung von Arbeitsplätzen sowie der sozialen Integration ist meiner Meinung nach ein
wichtiges Element zur Unterstützung der Länder bei der Überwindung der Krise. In diesem
Zusammenhang ist es besonders wichtig, dass auch kleine und mittlere Unternehmen in
den Anwendungsbereich fallen. Daher stimme ich dem Vorschlag zur Sicherstellung einer
größeren Unterstützung aller Programme und Instrumente zur Unterstützung dieser
Unternehmen zu, einschließlich der Programme, die auf Wettbewerbsfähigkeit, Innovation
und die Nutzung des Strukturfonds ausgerichtet sind.

Die Aufrechterhaltung der Wettbewerbsfähigkeit, die Förderung des Wirtschaftswachstums
sowie die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit werden die größten Herausforderungen sein,
denen sich die EU gegenüber sieht. Ich möchte daher die dringende Notwendigkeit der
Unterstützung des Wachstums durch Investitionen in wissensbasierte Wirtschaftsbereiche
betonen. Die Stärkung der Verbindung zwischen Bildung, wissenschaftlicher Forschung
und Beschäftigung wird die Integration, Mobilität und Spezialisierung fördern.

Sergio Paolo Francesco Silvestris (PPE).   – (IT) Herr Präsident, ich möchte in meiner
Rede meine Zufriedenheit zum Ausdruck bringen und außerdem meine Gründe erläutern,
warum ich für den Bericht von Herrn Garriga Polledo gestimmt habe, der es irgendwie
geschafft hat, ernsthafte und effektive Ziele festzulegen, die zur Stärkung der
Kohäsionspolitik beitragen.

Einen Zweifel habe ich jedoch. Diesen haben wir durch die Abstimmung zur Annahme
des Änderungsantrags zur Streichung des Wortlauts im Hinblick auf die Schaffung einer
Zwischenkategorie für die Kohäsionspolitik in den Teilen Europas zum Ausdruck gebracht,
in denen das Bruttoinlandsprodukt (BIP) zwischen 75 % und 90 % des BIP der EU liegt.
Dies betrifft uns wirklich, und zwar nicht, weil wir nicht der Ansicht sind, dass der
Schwerpunkt der Kohäsionspolitik erweitert werden sollte, sondern weil wir der Ansicht
sind, dass diese Erweiterung ohne zusätzliche Ressourcen Gefahr läuft, Ressourcen aus
den unter Ziel 1 – dem so genannten Konvergenzziel – genannten Bereichen abzuziehen
und zu reduzieren, die ebenso viel Aufmerksamkeit und Unterstützung durch die
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Europäische Union benötigen. Zusammenfassend möchte ich sagen, dass ich mit dem
Bericht und mit der geleisteten Arbeit zufrieden bin. Ich habe jedoch einige Bedenken
hinsichtlich der Aufmerksamkeit, die wir anscheinend einer Politik geschenkt haben, die
das „facing out“ bestätigt haben könnte, an das wir uns gewöhnt haben.-

Miroslav Mikolášik (PPE).   – (SK) Herr Präsident, der Inhalt des neuen mehrjährigen
Finanzrahmens muss eine klare Vision der Zukunft der Union und ihrer Bürgerinnen und
Bürger liefern. Die aktuellen wirtschaftlichen und sozialen Herausforderungen, denen wir
uns gegenüber sehen, müssen sich nicht nur in beeindruckenden Reden, sondern vor allem
in konkreten Kapiteln des Haushalts widerspiegeln.

Ganz gleich, ob wir die aktuellen Schwierigkeiten und Ambitionen der EU und ihrer
Regionen von einem regionalen oder globalen Standpunkt aus beobachten, so sind die
dringlichsten Themen auch weiterhin die Energieknappheit, die Verlangsamung des
Wirtschaftswachstums und die Arbeitslosigkeit. Aus diesem Grund müssen wir die
Entwicklung und Innovation der europäischen Energieinfrastruktur auch weiterhin als
vorrangige Bereiche ansehen, die deutlich mehr finanzielle Unterstützung benötigen.
Meiner Meinung nach ist die Rückkehr zur Kohleverbrennung angesichts der aktuellen
Umweltsituation keine Lösung für die Zukunft bzw. im Hinblick auf die Schaffung eines
vollwertigen transeuropäischen Verkehrsnetzes. Diese beiden Bereiche sind eine
Grundvoraussetzung für die Entwicklung der Wettbewerbsfähigkeit der EU als Ganzes
sowie für die Funktion des Binnenmarktes, und als solches verdienen sie bei der Erstellung
des Haushaltsplans besondere Aufmerksamkeit.

Seán Kelly (PPE).   – Zunächst einmal begrüße ich das Engagement des Berichts im Hinblick
auf die Aufrechterhaltung des aktuellen Niveaus der finanziellen Mittel für die GAP und
die Kohäsionspolitik in der nächsten Vorausschau. Dieser Punkt sowie die
Zwischenkategorie waren in unserer Fraktion sehr umstritten. Daher wurde eine freie
Abstimmung beschlossen. Dies betrifft weder meine Kolleginnen und Kollegen in Irland
noch uns selbst, da wir trotz unserer Mitgliedschaft im IWF – und unser Land ist bankrott
– im Hinblick auf das BIP deutlich über dem europäischen Durchschnitt liegen; die Frage,
ob es eine Zwischenkategorie geben wird oder nicht, betrifft uns also nicht.

Wir sind jedoch der Meinung, dass die Weiterentwicklung der Kohäsionspolitik
grundsätzlich lobenswert ist, da die Politik angesichts der Tatsache, dass immer mehr
Regionen die Grenze von 75 % überschreiten entweder redundant werden wird oder
reformiert werden muss, und wir erwarten, dass genau das passieren wird.

Schriftliche Erklärungen zur Abstimmung

Bericht: Carlos Coelho (A7-0185/2011)

Alexander Alvaro (ALDE),    schriftlich. − Die FDP-Delegation im EP geht davon aus, dass
durch die Aufnahme Rumäniens und Bulgariens in den Schengen-Raum die Freizügigkeit
innerhalb der EU weiter verbessert wird. Nachdem beide Mitgliedstaaten in allen
Teilbereichen der Schengenüberprüfung positive Evaluierungsergebnisse erreicht haben,
sollten nun keine neuen Hindernisse aufgestellt werden, die eine Aufnahme unnötig
hinauszögern würden. Es ist unbestritten, dass die technische Absicherung der Grenzen
diese nicht automatisch undurchlässig macht, solange im Justiz- und Polizeisystem Probleme
bei der Korruptionsbekämpfung vorherrschen.

Diese Herausforderung betrifft jedoch ebenso bereits im Schengen-Raum befindliche
Mitgliedstaaten. Bei der Evaluierung des Schengenmechanismus müssen aus Sicht der
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FDP-Delegation in Zukunft deshalb auch Kriterien wie zum Beispiel die
Korruptionsbekämpfung stärker in den Fokus rücken und etwaige Vergehen konsequent
geahndet werden.

Luís Paulo Alves (S&D),    schriftlich. – (PT) Ich stimme aufgrund der positiven Ergebnisse
der für beide Länder durchgeführten Bewertungen in Bezug auf die Erfüllung der
Anforderungen für den Schengen-Besitzstand für diesen Bericht. Wenngleich gegenwärtig
sowohl Rumänien als auch Bulgarien zur Öffnung ihrer Grenzen bereit sind, obwohl die
bulgarisch-griechische Grenze sehr sensibel ist, muss Bulgarien zusätzliche Maßnahmen
und einen dreiseitigen, gemeinsamen Ansatz in Bezug auf Bulgarien, Griechenland und
die Türkei annehmen.

Laima Liucija Andrikienė (PPE),    schriftlich. – (LT) Ich habe für diese wichtige
Entschließung über die Anwendung des Schengen-Besitzstandes in Bulgarien und Rumänien
gestimmt. Ich stimme dem Standpunkt des Berichterstatters zu, dass, obwohl einige Fragen
noch nicht gelöst sind, über die künftig weiterhin Bericht erstattet werden muss und die
weiterhin verfolgt werden müssen, diese kein Hindernis für die umfassende
Schengen-Teilnahme dieser Mitgliedstaaten darstellen. Die Aufnahme von Bulgarien und
Rumänien in den Schengen-Raum ist sowohl für diese Länder, ihr Wirtschaftswachstum
sowie ihre Investitionsentwicklung als auch für die gesamte Europäische Union sehr wichtig,
um die Integrität und Solidarität unter den Mitgliedstaaten zu stärken.

Sophie Auconie (PPE),    schriftlich. – (FR) Ich habe für den Bericht über den Beitritt von
Rumänien und Bulgarien zum Schengen-Raum gestimmt. Dies ist das zweite Mal, dass die
Anwendung der Schengen-Bestimmungen in Bulgarien und Rumänien geprüft wurden;
die erste Beurteilung fand 2010 statt. Wir dürfen nicht vergessen, dass Rumänien und
Bulgarien den Schengen-Besitzstand (Datenschutz, Schengener Informationssystem, Luft-,
Land- und Seegrenzen, die polizeiliche Zusammenarbeit und Visa) angenommen haben,
als sie 2007 der Europäischen Union beigetreten sind. Nun müssen jedoch alle
Mitgliedstaaten zu einer Übereinkunft über ihre wirksame Teilnahme an dem Raum ohne
Binnengrenzen gelangen. Das Europäische Parlament seinerseits wurde konsultiert.

Zigmantas Balčytis (S&D),    schriftlich. – (LT) Die Schengen-Zusammenarbeit begann
am 14. Juni 1985 mit dem Schengener Abkommen, das die Beseitigung der systematischen
Grenzkontrollen an den Binnengrenzen der Unterzeichnerstaaten und die Schaffung eines
gemeinsamen Raumes der Freizügigkeit von Personen ermöglichte. Derzeit ist die
Freizügigkeit in einem Gebiet mit 42 673 km Außenseegrenzen und 7 721 km Landgrenzen
gewährleistet, das 25 Länder und 400 Millionen Bürger umfasst. Bulgarien, Rumänien und
Zypern wenden den Schengen-Besitzstand zurzeit nur teilweise an und deshalb werden
an den Grenzen mit diesen drei Mitgliedstaaten immer noch Kontrollen durchgeführt.
Rumänien und Bulgarien haben bei ihrem EU-Beitritt im Jahr 2007 den
Schengen-Besitzstand übernommen. Unter Berücksichtigung der Ergebnisse der
Beurteilungen und der erforderlichen erneuten Besuche durch die Sachverständigengruppen
haben das Europäische Parlament und der Rat festgestellt, dass, obwohl einige Fragen noch
nicht gelöst sind, über die künftig weiterhin Bericht erstattet werden muss und die weiterhin
verfolgt werden müssen, diese kein Hindernis für die umfassende Schengen-Teilnahme
dieser Mitgliedstaaten darstellt. Ich unterstütze den Vorschlag, dass Bulgarien und Rumänien
das Europäische Parlament und den Rat schriftlich binnen einer Sechsmonatsfrist über
weitere Maßnahmen unterrichten, deren Ergreifung sie im Hinblick auf noch umzusetzende
Empfehlungen beabsichtigen, die in Beurteilungsberichten eingereicht und in späteren
Berichten erwähnt werden.
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Regina Bastos (PPE),    schriftlich. – (PT) Seit Abschluss des Schengener Abkommens im
Jahr 1985 wurden seine fünf Gründerstaaten auf 25 erweitert, von denen 22 Mitgliedstaaten
der Europäischen Union sind. Durch Schengen wurde die Beseitigung von
Binnengrenzkontrollen der Unterzeichnerstaaten und die Schaffung einer einzigen
Außengrenze ermöglicht, an der Grenzkontrollen in den Schengen-Raum durchgeführt
werden. Rumänien und Bulgarien haben bei ihrem EU-Beitritt im Jahr 2007 den
Schengen-Besitzstand übernommen.

Auf der Grundlage der Ergebnisse der durchgeführten Bewertungen und der
Bewertungsbesuche ist der Berichterstatter Herr Coelho zu der Schlussfolgerung gelangt,
dass alle erforderlichen Voraussetzungen für die Anwendung aller Teile des
Schengen-Besitzstandes erfüllt sind: Insbesondere Kontrollen an Land-, See- und
Luftgrenzen, polizeiliche Zusammenarbeit, Visa, Verbindung mit dem Schengener
Informationssystem (SIS) und Datenschutz. Diese Länder sollten am Schengen-Raum
umfassend teilnehmen. Dies ist ein wichtiger Schritt nach vorne für diese Länder sowie
auch eine Stärkung der Unionsbürgerschaft. Deshalb stimme ich für diesen Bericht und
möchte dem Berichterstatter gratulieren.

Izaskun Bilbao Barandica (ALDE),    schriftlich. – (ES) Ich habe für diese Initiative gestimmt,
weil Rumänien und Bulgarien bei ihrem EU-Beitritt im Jahr 2007 den Schengen-Besitzstand
übernommen haben. Gemäß den einschlägigen Sachverständigenbewertungen und trotz
der Tatsache, dass es noch einige ungelöste Probleme gibt, haben beide Länder gezeigt,
dass sie für die Umsetzung der Bestimmungen des Schengen-Besitzstandes bereit sind und
zu diesem in umfassender Weise beitreten können.

Slavi Binev (NI),    schriftlich. – (BG) Dies ist ein überaus wichtiger Bericht, der nicht nur
mein Land Bulgarien betrifft, sondern auch die ganze Europäische Union. Ich bin
zuversichtlich, dass unsere Bemühungen sehr bald belohnt werden. Unsere Grenzen sind
seit einiger Zeit bereit, die europäischen Grenzen zu verteidigen. Jedoch lässt die lang
ersehnte Entscheidung auf sich warten. Meiner Meinung nach ist der Grund dafür ein
zutiefst politischer. Der Bericht bezieht sich auch auf die an unserer Grenze zur Türkei
durchgeführten Kontrollen, die die Schengen-Anforderungen erfüllen und unsere
Bereitschaft beweisen. Ich hoffe aufrichtig, dass dieser Bericht auf der nächsten Sitzung
des Europäischen Rates Zustimmung erhält, denn je schneller wir uns in dieser Sache
bewegen, desto mehr werden wir erreichen – in politischer, wirtschaftlicher und sozialer
Hinsicht.

Mara Bizzotto (EFD),    schriftlich. – (IT) Ich habe gegen die vollständige Anwendung der
Schengen-Maßnahmen in Rumänien und Bulgarien gestimmt. Trotz der im Allgemeinen
positiven Beurteilung im Hinblick auf den von diesen zwei Mitgliedstaaten gemachten
Fortschritt im Bereich der Sicherheit wird in dem Bericht selbst zugegeben, dass bei den
Organen, die mit der Gewährleistung der Grenzsicherheit beider Staaten beauftragt sind,
und insbesondere bei den Organen, die mit der Kontrolle und Überwachung von See- und
Landgrenzen betraut sind, zahlreiche technische und administrative Unzulänglichkeiten
festgestellt wurden. Zweitens wird in dem Bericht anerkannt, dass im Falle der Aufnahme
der beiden Länder in den Schengen-Raum ihre geografische Position in unmittelbarer Nähe
zur türkischen Grenze zwei neue Wege für illegale Einwanderer schaffen würde, die derzeit
nur Griechenland anvisieren, und das zu einem Zeitpunkt, an dem dieses Land gegenwärtig
der einzige Schengen-Staat auf der Balkanhalbinsel ist.

08-06-2011Verhandlungen des Europäischen ParlamentsDE74



Der Beitritt von Rumänien und Bulgarien würde daher die Größe der südöstlichen
Achillesferse der EU erheblich steigern und eine dreifache Steigerung des derzeitigen Drucks
bewirken. Der Entwurf einer Entschließung ist ein direkter Schlag ins Gesicht des
Schutzbedürfnisses der Bürgerinnen und Bürger – den die Lega Nord immer in den
Mittelpunkt ihres Programms gestellt hat – und ich kann ihn deshalb nicht unterstützen.

Sebastian Valentin Bodu (PPE),    schriftlich. – (RO) Die Entscheidung über den Beitritt
von Rumänien und Bulgarien zum Schengen-Raum ist nun nur noch eine rein politische.
Der Bericht, der die Aufnahme Rumäniens in diesen Raum unterstützt und der vom
Europäischen Parlament angenommen wurde, dient nur der Bestätigung dessen, dass die
Stellungnahmen der Sachverständigen der Union richtig sind – dass nämlich Rumänien
gute Arbeit geleistet hat, seine Grenzen sicher gemacht hat und alle erforderlichen
Bedingungen erfüllt hat. Die Stellungnahme des Parlaments in Brüssel hat eine beratende
Funktion, und nun liegt die Entscheidung, wie auch in der Vergangenheit, in den Händen
der Politiker des Rates. Das Messen mit zweierlei Maß und die Gespräche über obligatorische
Kriterien, die trotz ihrer Erfüllung als „nur technisch“ angesehen werden, sind sicher kein
Merkmal einer demokratischen, fairen Union, wie wir sie kennen. Aus diesem Grund kann
ich nur hoffen, dass die Stellungnahmen der Sachverständigen und der europäischen
Legislative von den Politikern der Mitgliedstaaten nicht weiter ignoriert werden. Sich hinter
Worten zu verstecken, ohne die Frage direkt zu lösen, kann keine Option mehr sein, wenn
der Beitritt zum Schengen-Raum nie ein politisches Problem war, sondern ein technisches.
Die Beurteilungen der unabhängigen Sachverständigen und derjenigen des Parlaments,
die mit großer Mehrheit für den Beitritt Rumäniens zum Schengen-Raum gestimmt haben,
sollten im Europäischen Rat als entscheidender Faktor berücksichtigt werden, und folglich
sollte das Verfahren aus der Blockierung gelöst werden.

Philippe Boulland (PPE),    schriftlich. – (FR) Der Schengen-Raum und insbesondere die
Freizügigkeit sind ein gemeinschaftlicher Besitzstand, der für unsere Bürgerinnen und
Bürger von erheblicher Bedeutung ist. Herr Präsident Barroso hat uns daran erinnert, dass
„Freizügigkeit für Europa das ist, was ein Fundament für ein Gebäude ist“. Die Freizügigkeit
ist eine der größten Errungenschaften der Union. Ich bin erfreut, dass das Parlament den
Beitritt Bulgariens und Rumäniens zum Schengen-Raum gebilligt hat. Zur Gewährleistung
der Grenzsicherheit wurden enorme Anstrengungen unternommen: Ihre
Überwachungssysteme der vierten Generation sind weitaus eindrucksvoller als unsere
Modelle der zweiten Generation. Und dennoch werden der Freizügigkeit der Arbeitnehmer
Hindernisse in den Weg gelegt: In erster Linie rechtliche und administrative Hürden, die
alle Aspekte des Lebens der Bürgerinnen und Bürger betreffen; zweitens, Sozialdumping:
Wenngleich Artikel 45 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union die
gleiche Behandlung von Arbeitnehmern garantiert, beweist die Arbeit des
Petitionsausschusses, dass die Wirklichkeit ganz anders aussieht; drittens, sozialer Schutz,
der von einem Land zum anderen unterschiedlich ist und somit die Mobilität nicht fördert.
Daher möchte ich einen grundlegenden sozialen Mindestschutz für die Union vorschlagen.
Wenngleich der soziale Schutz unter die Zuständigkeit der Mitgliedstaaten fällt, fügt die
mangelnde Harmonisierung dem Binnenmarkt eindeutig Schaden zu.

John Bufton (EFD),    schriftlich. – Ich habe einfach deshalb gegen die Erweiterung des
Schengen-Besitzstandes auf Bulgarien und Rumänien gestimmt, weil ich nicht der Meinung
bin, dass Maßnahmen ergriffen wurden, die den sicheren und effektiven Beitritt zum
grenzkontrollfreien Raum gewährleisten. Korruption und organisiertes Verbrechen sind
in diesen Ländern, die auch Eingangspforten für die illegale Einwanderung sind, noch
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immer weit verbreitet. Menschenhandel zu sexuellen Zwecken, Kinderprostitution,
Kinderhandel und organisierte kriminelle Banden würden bei offenen Grenzen
möglicherweise aufblühen, und es wurde nicht genug unternommen, um diese Verbrechen
in diesen Mitgliedstaaten einzudämmen.

Alain Cadec (PPE),    schriftlich. – (FR) Ich habe für den Bericht von Herrn Coelho über die
vollständige Anwendung der Bestimmungen des Schengen-Besitzstandes in Bulgarien und
Rumänien gestimmt. Wir sollten den beiden Mitgliedstaaten für die geleistete Arbeit
gratulieren. Beide Staaten haben die Kriterien für die vollständige Anwendung des
Schengen-Besitzstandes erfüllt. Dennoch wird in diesem Bericht betont, dass die Region
im Hinblick auf die illegale Einwanderung eine der verwundbarsten Außengrenzen der
Union umfasst. Bulgarien muss bei seinem Beitritt zum Schengen-Raum
Übergangsmaßnahmen umsetzen. Beide Staaten werden voll kooperieren müssen, um ein
System, das von dem gegenseitigen Vertrauen der Mitgliedstaaten abhängt, nicht aufs Spiel
zu setzen. Ich unterstütze den Standpunkt des Berichterstatters.

Maria Da Graça Carvalho (PPE),    schriftlich. – (PT) Da Bulgarien und Rumänien die
Anforderungen für den Beitritt zum Schengen-Raum erfüllen, begrüße ich seine Erweiterung
auf diese beiden Länder. Allerdings sind diese zusätzlichen Maßnahmen und die Lösungen
für die erwähnten Unzulänglichkeiten meines Erachtens wichtig, und zwar nicht zuletzt
im Hinblick auf das Phänomen der illegalen Einwanderung, das in Bulgarien aufgrund
seiner geografischen Randlage zu beobachten ist. Das reibungslose Funktionieren des freien
Personen-, Waren-, Dienstleistungs- und Arbeitsverkehrs wird von der Robustheit und
Harmonisierung der Politiken über Außengrenzen abhängen, da dies der einzige Weg ist,
um den sozialen Frieden und die wirtschaftliche Stabilität innerhalb der Union
aufrechtzuerhalten.

Françoise Castex (S&D),    schriftlich. – (FR) Ich habe für den Bericht gestimmt. Einige
Mitgliedstaaten, darunter Frankreich, Deutschland und die Niederlande, wollen die
Spielregeln ändern. Es ist jedoch unangebracht, weitere Kriterien wie eine Beurteilung der
Politiken im Hinblick auf die Bekämpfung von Korruption und Kriminalität hinzuzufügen.
Diese Fragen sind zweifelsohne wichtig, aber der Vorschlag ist rein politisch motiviert. Das
Hinzufügen neuer Kriterien würde ein Zwei-Klassen-System für die Mitgliedstaaten schaffen.

Nessa Childers (S&D),    schriftlich. – Ich habe deshalb für diesen Bericht gestimmt, weil
diese Schritte wichtig sind, um die europäische Solidarität zu einem Zeitpunkt zu
bekräftigen, an dem sie auf eine harte Probe gestellt wird.

Jürgen Creutzmann (ALDE),    schriftlich. − Die FDP-Delegation im EP geht davon aus,
dass durch die Aufnahme Rumäniens und Bulgariens in den Schengen-Raum die
Freizügigkeit innerhalb der EU weiter verbessert wird. Nachdem beide Mitgliedstaaten in
allen Teilbereichen der Schengenüberprüfung positive Evaluierungsergebnisse erreicht
haben, sollten nun keine neuen Hindernisse aufgestellt werden, die eine Aufnahme unnötig
hinauszögern würden. Es ist unbestritten, dass die technische Absicherung der Grenzen
diese nicht automatisch undurchlässig macht, solange im Justiz- und Polizeisystem Probleme
bei der Korruptionsbekämpfung vorherrschen.

Diese Herausforderung betrifft jedoch ebenso bereits im Schengen-Raum befindliche
Mitgliedstaaten. Bei der Evaluierung des Schengenmechanismus müssen aus Sicht der
FDP-Delegation in Zukunft deshalb auch Kriterien wie zum Beispiel die
Korruptionsbekämpfung stärker in den Fokus rücken und etwaige Vergehen konsequent
geahndet werden.
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George Sabin Cutaş (S&D),    schriftlich. – (RO) Die heutige Abstimmung im Europäischen
Parlament hat bestätigt, dass Rumänien für die Anwendung des Schengen-Besitzstandes
bereit ist. Laut dem Berichterstatter Herrn Coelho wurden alle in der Vergangenheit
festgestellten Unzulänglichkeiten von den rumänischen Behörden erfolgreich behoben.
Rumänien ist dazu in der Lage, einen angemessenen Schutz zu bieten, und zwar unabhängig
davon, ob an seinen Luft-, See- oder Landgrenzen. Aus diesem Grund finde ich es
bedauerlich, dass es immer noch Zweifel an unserer Bereitschaft zur Anwendung des
Besitzstandes gibt und dass einige Mitgliedstaaten weiterhin ihre sogenannte „nationale
Sicherheit“ schützen, indem sie einem Mitgliedstaat, der sich sein Recht auf eine faire und
nicht diskriminierende Behandlung verdient hat, ungerechtfertigte Hindernisse in den Weg
legen. Das Europäische Parlament hat heute mit einer Stimme über Fairness gesprochen.
Wie lange noch wird der Rat unsere Position weiter ignorieren?

Rachida Dati (PPE),    schriftlich. – (FR) Die Bewertungen und zusätzlichen Besuche der
Sachverständigengruppen haben gezeigt, dass Bulgarien und Rumänien für die umfassende
Teilnahme am Schengen-Raum bereit sind. Aus diesem Grund habe ich für den Bericht
meines Kollegen Herrn Coelho gestimmt.

Diogo Feio (PPE),    schriftlich. – (PT) Der Berichterstatter, der diesen Bereich über mehrere
Sitzungsperioden des Parlaments hinweg überwacht hat, ist der Meinung, dass, obwohl
einige Fragen noch nicht gelöst sind, die eine regelmäßige Überwachung rechtfertigen,
diese kein Hindernis für den Beitritt von Bulgarien und Rumänien zum Schengen-Raum
darstellen. Aufgrund seiner Erfahrung in diesem Bereich glaube ich, dass ich seine Bewertung
und seine Forderungen nach Sicherheit für die Außengrenzen ohne Weiteres befürworten
kann. Die Entscheidung zur Öffnung der Grenzen für diese Mitgliedstaaten wird die
Freizügigkeit verbessern und auf einer praktischeren Ebene ermöglichen, dass sich die
Bulgaren und Rumänen in eine Union integrierter fühlen, in der sie vollwertige Mitglieder
sind.

Ich hoffe, dass die Symbolik dieses Augenblicks auch zu einem verbesserten
Wirtschaftsverkehr zwischen Ländern und zu einer integrierteren Handlungsweise im
Hinblick auf Einwanderungs- und Sicherheitsfragen führen wird. Der Berichterstatter warnt
im Hinblick auf die illegale Einwanderung zu Recht vor der Sensibilität der Region
Bulgarien-Türkei-Griechenland. Ich stimme ihm zu, wenn er zusätzliche Maßnahmen,
insbesondere einen speziellen Plan mit Maßnahmen anspricht, die bei dem Beitritt zum
Schengen-Raum umzusetzen sind, und auch einen Ansatz zur Bekämpfung eines möglichen
starken Anstieg des Migrationsdrucks, den Griechenland, die Türkei und Bulgarien
erfahren.--

José Manuel Fernandes (PPE),    schriftlich. – (PT) Dieser Bericht, der von unserem Kollegen
Herrn Coelho verfasst wurde, betrifft den Entwurf eines Beschlusses des Rates über die
vollständige Anwendung der Bestimmungen des Schengen-Besitzstands in der Republik
Bulgarien und Rumänien. Das Schengener Abkommen wurde am 14. Juni 1985
abgeschlossen. Durch die Beseitigung von Grenzkontrollen an den Binnengrenzen der
Unterzeichnerstaaten und die Schaffung eines gemeinsamen Raumes ermöglichte es die
Freizügigkeit von Personen und Waren in der gesamten Europäischen Union. Angesichts
der Tatsache, dass Rumänien und Bulgarien den Schengen-Besitzstand im Jahr 2007
übernommen haben; dass die Dokumente zeigen, dass aus technischer Sicht sowohl
Bulgarien als auch Rumänien für den EU-Beitritt bereit sind; dass alle Beitrittsrubriken im
März 2011 erfüllt waren; und dass die Verzögerung im Hinblick auf die Annahme des
neuen Schengen-Bewertungssystems zur Minimierung bestehender Probleme – denn ich
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befürchte, dass die Unsicherheit zunehmen wird – den Beitritt dieser Länder zur EU nicht
verhindern kann, stimme ich dafür. Schließlich möchte ich dem Berichterstatter für seine
ausgezeichnete Arbeit bei der Erstellung dieses Berichts gratulieren, und zwar trotz der
Hindernisse, die der Rat im Hinblick auf den Zugang zu bestimmten, für diesen Bericht
wesentlichen Dokumenten in den Weg gelegt hat.

João Ferreira (GUE/NGL),    schriftlich. – (PT) Die Prüfung, dass neue Mitgliedstaaten die
erforderlichen Voraussetzungen für die vollständige Anwendung des
Schengen-Besitzstandes erfüllen, ist eine Vorbedingung dafür dar, dass der Rat die
Aufhebung der Kontrollen an den Binnengrenzen mit diesen Mitgliedstaaten nach
Konsultation des Europäischen Parlaments beschließt.

In diesem Fall wird in dem Bericht festgestellt, dass alle Voraussetzungen für die Beseitigung
von Grenzkontrollen mit Bulgarien und Rumänien erfüllt wurden. Die Entscheidung zur
Aufnahme in den Schengen-Raum dieser Länder, die 2007 zur EU beigetreten sind, muss
im Rat von den Regierungen aller Länder, die bereits zum Schengen-Raum gehören,
einstimmig angenommen werden. Der Berichterstatter erwähnt die Notwendigkeit zur
Ergreifung zusätzlicher Maßnahmen an der Grenze Bulgarien-Griechenland-Türkei, die in
Bezug auf die illegale Einwanderung eine der sensibelsten ist. Der Bewertungsausschuss
hat Bulgarien auch zur Ergreifung zusätzlicher Maßnahmen aufgefordert, da
Migrationsströme aus der Türkei zu befürchten seien.--

Dieser ganze Kontext des Drucks, der auf diese Länder ausgeübt wird, sowie die Ziele dieses
Drucks sind der Grund für unsere Enthaltung. Darüber hinaus glauben wir, dass die
Überlegungen, die unsere Position in Bezug auf die Erweiterung und den Beitritt neuer
Länder zur EU definieren, im Hinblick auf die vollständige Anwendung der Bestimmungen
des Schengen-Besitzstandes in diesen oder anderen Ländern gleichermaßen gültig sind.

Ilda Figueiredo (GUE/NGL),    schriftlich. – (PT) Der Berichterstatter stellt fest, dass alle
Voraussetzungen für die Beseitigung von Grenzkontrollen für Bulgarien und Rumänien
erfüllt sind, möchte aber, dass das Europäische Parlament über die Ergreifung zusätzlicher
Maßnahmen an der Grenze Bulgarien-Griechenland-Türkei auf dem Laufenden gehalten
wird, die in Bezug auf die illegale Einwanderung eine der sensibelsten ist.

Die Prüfung der Erfüllung der erforderlichen Voraussetzungen für die Anwendung aller
Teile des Schengen-Besitzstandes von den neuen Mitgliedstaaten ist eine Vorbedingung
dafür, dass der Ministerrat der EU die Aufhebung der Kontrollen an den Binnengrenzen
mit diesen Ländern nach Konsultation des Europäischen Parlaments beschließt.

Jedoch hat der Bewertungsausschuss Bulgarien zur Ergreifung zusätzlicher Maßnahmen
aufgefordert, einschließlich eines speziellen Plans mit Maßnahmen, die bei dem Beitritt
zum Schengen-Raum umzusetzen sind, und zwar vor allem deshalb, weil sie
Migrationsströme aus der Türkei befürchten.

Der Beschluss zur Aufnahme dieser beiden Länder, die im Jahr 2007 zur EU beigetreten
sind, in den Schengen-Raum wird im Rat von allen Regierungen aller Länder, die bereits
zum Schengen-Raum gehören, einstimmig gefasst werden müssen. Das Thema sollte vom
Rat Justiz und Inneres am 9. und 10. Juni erörtert werden.

Aufgrund unserer Position in Bezug auf den Beitritt dieser Länder enthalten wir uns der
Stimme, wobei diese Position durch den Druck verstärkt wird, der weiterhin auf diese
Länder ausgeübt wird.

08-06-2011Verhandlungen des Europäischen ParlamentsDE78



Monika Flašíková Beňová (S&D),    schriftlich. – (SK) Rumänien und Bulgarien haben bei
ihrem EU-Beitritt im Jahr 2007 den Schengen-Besitzstand übernommen. Die
Grundvoraussetzung für den Rat, für die Beseitigung von Kontrollen an Binnengrenzen
mit diesen Mitgliedstaaten zu stimmen, ist die Bestätigung innerhalb des Rahmens der
Beurteilungsverfahren, ob die neuen Mitgliedstaaten die erforderlichen Voraussetzungen
in Bezug auf die Anwendung aller Teile des Schengen-Besitzstandes erfüllt haben:
Datenschutz, das Schengener Informationssystem (SIS), Luftgrenzen, Landgrenzen,
Seegrenzen, polizeiliche Zusammenarbeit und Visa. Damit das Europäische Parlament alle
erforderlichen Elemente zur Erzielung einer Stellungnahme darüber, ob diese beiden Länder
für den Beitritt zum Schengen-Raum bereit sind, eindeutig beurteilen kann, müssen die
Beurteilungsberichte der Sachverständigen über den Fortschritt bei den Vorbereitungen
dieser beiden Länder voll zugänglich sein. Meiner Meinung nach haben Rumänien und
Bulgarien jedoch nun bewiesen, dass sie für die zufriedenstellende Anwendung aller
Bestimmungen des Schengen-Besitzstandes hinlänglich vorbereitet sind. Gleichzeitig darf
die Situation jedoch nicht unterschätzt werden, und wir müssen nun darüber nachdenken,
wie die Situation nach dem vollen Beitritt dieser Länder zum Schengen-Raum unter
Kontrolle gehalten werden kann.

Bruno Gollnisch (NI),    schriftlich. – (FR) Ich habe nichts gegen unsere Freunde und
Nachbarn in Bulgarien und Rumänien. Allerdings habe ich sehr wohl etwas gegen die
Schengen-Bestimmungen. Dieses verwerfliche Abkommen wurde in aller Heimlichkeit
abgeschlossen und eines Tages im August in den 1980ern ratifiziert. Es hat nichts als Ärger
gebracht. Die Beseitigung der Binnengrenzen garantiert die Freizügigkeit für die
europäischen Bürgerinnen und Bürger nicht; vielmehr wird dadurch Unsicherheit
geschaffen, und es werden nicht zu bewältigende Bevölkerungs- und Migrationstendenzen
innerhalb der EU erzeugt, und zwar sowohl im Herkunftsland als auch im Zielland. Ferner
werden wundervolle Möglichkeiten für illegale Einwanderer geschaffen, die wissen, dass
sie, ganz egal, wo sie Europa betreten, sich dort niederlassen können, wo auch immer sie
möchten: Frankreich ist besonders hart getroffen. Die Probleme der Roma und Lampedusas,
die in diesem Parlament oftmals zitiert wurden, dienen lediglich der Veranschaulichung
des Problems. Ich möchte nicht, dass der Schengen-Besitzstand in meinem Land angewendet
wird, und ich möchte auch nicht, dass er in anderen Ländern angewendet wird. Die
Mitgliedstaaten sollten die volle Kontrolle über ihre Grenzen behalten und gegebenenfalls
zusammenarbeiten, um die „Außen-“Grenzen zu stärken.

Nathalie Griesbeck (ALDE),    schriftlich. – (FR) Ich unterstütze die Annahme dieses
Berichts, in dem der Beitritt Bulgariens und Rumäniens zum Schengen-Raum gebilligt
wird, voll und ganz. Beide Staaten haben hart an der Verstärkung ihrer Grenzkontrollen
gearbeitet, und sie waren erfolgreich, wie durch die positiven Ergebnisse der Bewertungen
und Sachverständigenbesuche bestätigt wird, die von der Arbeitsgruppe des Rates
„Schengen-Bewertung“ organisiert wurden. Beide Länder haben alle technischen Kriterien
erfüllt, die von der Europäischen Union festgelegt wurden. Daher unterstütze ich ihre
umfassende Teilnahme am Schengen-Raum voll und ganz. Die Mitgliedstaaten dürfen
keine neuen Bedingungen (wie eine Beurteilung der Politiken über die Bekämpfung von
Korruption und Kriminalität) hinzufügen oder die Regeln in der Halbzeit ändern. In dieser
Woche findet der 26. Jahrestag des Schengener Abkommens statt, die eine der größten
Errungenschaften der EU ist, die es zu verteidigen gilt, wie die Freizügigkeit, die ein
Grundrecht für die Bürgerinnen und Bürger der Europäischen Union ist.
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Sylvie Guillaume (S&D),    schriftlich. – (FR) Ich stimme für den Beitritt Rumäniens und
Bulgariens zum Schengen-Raum. Eine ausführliche und objektive Beurteilung der Erfüllung
der Anforderungen beider Länder im Hinblick auf den Schengen-Besitzstand ist erfolgt.
Beide Länder haben alle Kriterien erfüllt. Daher ist es unangebracht, weitere Bedingungen
wie eine Beurteilung der Politiken über die Bekämpfung von Korruption und Kriminalität
hinzuzufügen. Diese Fragen sind zweifelsohne wichtig, aber der Vorschlag ist rein politisch
motiviert. Die Hinzufügung neuer Kriterien würde ein Zwei-Klassen-System für die
Mitgliedstaaten schaffen. Diese Vision eines Europas des zwei Geschwindigkeiten mit
unterschiedlichen Regeln für alte und neue Mitgliedstaaten ist ganz einfach inakzeptabel.

Nadja Hirsch (ALDE),    schriftlich. − Die FDP-Delegation im EP geht davon aus, dass durch
die Aufnahme Rumäniens und Bulgariens in den Schengen-Raum die Freizügigkeit innerhalb
der EU weiter verbessert wird. Nachdem beide Mitgliedstaaten in allen Teilbereichen der
Schengenüberprüfung positive Evaluierungsergebnisse erreicht haben, sollten nun keine
neuen Hindernisse aufgestellt werden, die eine Aufnahme unnötig hinauszögern würden.
Es ist unbestritten, dass die technische Absicherung der Grenzen diese nicht automatisch
undurchlässig macht, solange im Justiz- und Polizeisystem Probleme bei der
Korruptionsbekämpfung vorherrschen.

Diese Herausforderung betrifft jedoch ebenso bereits im Schengen-Raum befindliche
Mitgliedstaaten. Bei der Evaluierung des Schengenmechanismus müssen aus Sicht der
FDP-Delegation in Zukunft deshalb auch Kriterien, wie zum Beispiel die
Korruptionsbekämpfung stärker in den Fokus rücken und etwaige Vergehen konsequent
geahndet werden.

Juozas Imbrasas (EFD),    schriftlich. – (LT) Rumänien und Bulgarien haben bei ihrem
EU-Beitritt im Jahr 2007 den Schengen-Besitzstand übernommen. Gemäß der Beitrittsakte
stellt die Prüfung der Frage mittels Bewertungsverfahren, ob die erforderlichen
Voraussetzungen für die Anwendung aller Teile des Schengen-Besitzstandes (Datenschutz,
SIS, Luft-, Land-, Seegrenzen, polizeiliche Zusammenarbeit und Visa) von den neuen
Mitgliedstaaten erfüllt werden, eine Vorbedingung dafür dar, dass der Rat die Aufhebung
der Kontrollen an den Binnengrenzen mit diesen Mitgliedstaaten beschließt. Ich befürworte
dieses Dokument nicht, weil der zuständige Ausschuss unter Berücksichtigung der
Ergebnisse der Beurteilungen und der erforderlichen erneuten Besuche durch die
Sachverständigengruppen zu dem Schluss gekommen ist, dass einige Fragen noch nicht
gelöst sind, über die künftig weiterhin Bericht erstattet werden muss und die weiterhin
verfolgt werden müssen. Es sollte berücksichtigt werden, dass das Gebiet
Bulgarien-Türkei-Griechenland in Bezug auf die illegale Einwanderung einer der sensibelsten
Punkte der Außengrenzen der EU ist. Dies verlangt von Bulgarien zusätzliche Maßnahmen,
nämlich die Vorbereitung eines speziellen Plans mit Maßnahmen, die bei dem Beitritt zum
Schengen-Raum umzusetzen sind, und auch einen gemeinsamen Ansatz (zwischen
Griechenland, der Türkei und Bulgarien), um auf den möglichen starken Anstieg der
Migrationsströme reagieren zu können. Meines Erachtens sollten die betroffenen
Mitgliedstaaten aufgefordert werden, das Europäische Parlament und den Rat schriftlich
binnen der Sechsmonatsfrist ab dem Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Beschlusses über
die Umsetzung dieser zusätzlichen Maßnahmen und Unzulänglichkeiten zu unterrichten.

Giovanni La Via (PPE),    schriftlich. – (IT) Ich habe für den Bericht von Herrn Coelho über
die Anwendung der Bestimmungen des Schengen-Besitzstandes in Bulgarien und Rumänien
gestimmt. In der Tat haben Rumänien und Bulgarien den Schengen-Besitzstand bei ihrem
EU-Beitritt im Jahr 2007 übernommen. Gemäß Artikel 4 Absatz 2 der Beitrittsakte stellt
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die Prüfung der Frage, ob die erforderlichen Voraussetzungen für die Anwendung des
Schengen-Besitzstandes von den neuen Mitgliedstaaten erfüllt werden, eine Vorbedingung
dafür dar, dass der Rat die Aufhebung der Kontrollen an den Binnengrenzen mit diesen
Mitgliedstaaten beschließt. Die durchgeführten Beurteilungen zeigen, dass Rumänien und
Bulgarien den Beweis erbracht haben, dass sie ausreichend vorbereitet sind, alle
Bestimmungen des Schengen-Besitzstands zufriedenstellend anzuwenden. Aus diesem
Grund unterstütze ich den Antrag des Berichterstatters. Allerdings dürfen wir nicht
vergessen, dass der fragliche Raum einer der sensibelsten Teile der Außengrenzen der EU
in Bezug auf die illegale Migration ist. Dies bedeutet die Ergreifung zusätzlicher Maßnahmen,
weil bekanntermaßen die Aufhebung der Kontrollen an den Binnengrenzen ein hohes
Niveau gegenseitigen Vertrauens zwischen den Mitgliedstaaten und auch das Vorhandensein
wirksamer Kontrollen an den Außengrenzen erfordert, da die Sicherheit des
Schengen-Raums von der Strenge und Wirksamkeit abhängt, die jeder Mitgliedstaat bei
den Kontrollen an seinen Außengrenzen anwendet.

Elżbieta Katarzyna Łukacijewska (PPE),    schriftlich. – (PL) Heute haben wir im
Europäischen Parlament über den Coelho-Bericht über die Anwendung der Bestimmungen
des Schengen-Besitzstandes in Bulgarien und Rumänien abgestimmt. Es sei hier darauf
hingewiesen, dass sich der Abschluss der Vorbereitungen für diese Länder zum Beitritt in
den Schengen-Raum mit der Debatte über die Migrationspolitik der EU und der wachsenden
Opposition einiger der Länder im Schengen-Raum gegenüber Plänen zu seiner Erweiterung
überschneidet. Hervorgehoben sei die Tatsache, dass Rumänien und Bulgarien fast alle an
sie gestellten Anforderungen erfüllt haben, nämlich insbesondere: Kontrollen an Land-,
Luft- und Seegrenzen, die Ausstellung von Visa, polizeiliche Zusammenarbeit und
Datenschutz. Wir dürfen auch nicht vergessen, dass es sich um EU-Grenzländer handelt,
die mit dem Problem des Zustroms illegaler Einwanderer zu kämpfen haben. Sofia und
Bukarest haben die Beitrittsanträge gemeinsam gestellt und der gegenwärtige Stand der
Vorbereitungen in beiden Ländern erhielt hohe Bewertungen, sodass ich für die Annahme
des Berichts gestimmt habe.

Monica Luisa Macovei (PPE),    schriftlich. – (RO) Ich habe natürlich für den Beitritt
Rumäniens und Bulgariens zum Schengen-Raum gestimmt. Wie alle rumänischen und
europäischen Bürgerinnen und Bürger möchte ich, dass die Reformen des Justizsystems
in meinem Land fortgesetzt werden, dass Korruption und Betrug verringert werden, dass
über Fälle gerechter und schneller geurteilt wird und dass die Schuldigen hart bestraft
werden. Wir sind der Europäischen Union beigetreten, weil wir ihre internen Regeln
annehmen wollten. Meiner Meinung nach ist es völlig normal, dass wir sie befolgen und
die Versprechen einhalten, die wir beim Beitritt gemacht haben. Ich danke der Union und
den Mitgliedstaaten für ihre Hilfe bei der Durchführung dauerhafter Reformen des
Justizsystems und bei der Umsetzung von Maßnahmen zur Bekämpfung der Korruption,
weil auch die rumänischen Bürgerinnen und Bürger genau dies wollen.

David Martin (S&D),    schriftlich. – Ich habe auf der Grundlage von
Sachverständigenberichten, laut denen Rumänien und Bulgarien in diesem Augenblick
den Beweis erbracht haben, dass sie ausreichend vorbereitet sind, alle Bestimmungen des
Schengen-Besitzstandes zufriedenstellend anzuwenden, für diesen Bericht gestimmt.

Kyriakos Mavronikolas (S&D),    schriftlich. – (EL) Basierend auf ihren Bewertungsberichten
und den Berichten der Sachverständigengruppen erfüllen Bulgarien und Rumänien die
Anforderungen zur umfassenden Aufnahme in den Schengen-Raum. Allerdings sollte das
Europäische Parlament über zusätzliche Maßnahmen, die im Gebiet
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Bulgarien-Türkei-Griechenland zu ergreifen sind, unterrichtet werden, um auf einen
möglichen Anstieg der Einwanderungsströme reagieren zu können.

Jean Luc Mélenchon (GUE/NGL),    schriftlich. – (FR) Bulgarien und Rumänien haben die
gesamte Arbeit geleistet, die von der Festung Europa verlangt wurde, damit sich ihre
Bürgerinnen und Bürger innerhalb des Schengen-Raums frei bewegen können. Dieser
Bericht fordert sogar noch mehr. Er fordert einen gemeinsamen Ansatz in Verbindung mit
Griechenland, um die Migration aus arabischen Ländern in Angriff zu nehmen. Diese
Forderung ist inakzeptabel. Ich enthalte mich der Stimme, um nicht gegen die Freizügigkeit
innerhalb der Union zu stimmen.

Nuno Melo (PPE),    schriftlich. – (PT) Bulgarien und Rumänien wurden im Hinblick auf
die angemessene Anwendung aller Teile des Schengen-Besitzstandes einer Bewertung
unterzogen: Kontrolle der Land-, See- und Luftgrenzen, polizeiliche Zusammenarbeit,
Visa, Verbindung mit dem Schengener Informationssystem (SIS) und Datenschutz. Dies
ist eine Vorbedingung dafür, dass der EU-Ministerrat nach Konsultation des Europäischen
Parlaments die Aufhebung der Kontrollen an den Binnengrenzen mit diesen Mitgliedstaaten
beschließt. Unter Berücksichtigung der positiven Ergebnisse der Beurteilungen und der
nachträglichen Besuche durch die Sachverständigengruppen ist festzustellen, dass, obwohl
einige Fragen noch nicht gelöst sind, über die künftig weiterhin Bericht erstattet werden
muss und die weiterhin verfolgt werden müssen, diese kein Hindernis für den umfassenden
Beitritt von Bulgarien und Rumänien zum Schengen-Raum darstellen. Wir dürfen die
Region Bulgarien-Türkei-Griechenland jedoch nicht außer Acht lassen, die eine der
sensibelsten Außengrenzen der EU in Bezug auf die illegale Einwanderung ist. Die bereits
ergriffenen Maßnahmen müssen verstärkt werden, und wir müssen auf die Bekämpfung
eines möglichen starken Anstiegs des Migrationsdrucks vorbereitet sein. Bulgarien sollte
zusätzliche Maßnahmen ergreifen, einschließlich eines speziellen Plans mit Maßnahmen,
die bei dem Beitritt zum Schengen-Raum umzusetzen sind.

Louis Michel (ALDE),    schriftlich. – (FR) Das Recht auf Freizügigkeit ist eines der
grundlegendsten und sichtbarsten Rechte, die den Bürgerinnen und Bürgern der Union
verliehen werden. Innerhalb des Schengen-Raums ist es nun möglich, sich ohne
Grenzkontrollen frei zu bewegen. Welch ein Unterschied im Vergleich zu der Ära, als
Europa mit Grenzposten gespickt war, an denen zuweilen pingelige Kontrollen die Norm
waren, ganz abgesehen von der Tatsache, dass es für die Bürgerinnen und Bürger im Osten
unmöglich war, den Eisernen Vorhang zu durchqueren, ohne ihr Leben aufs Spiel zu setzen!

Derzeit umfasst dieser Raum 25 teilnehmende Staaten. Rumänien und Bulgarien sollten
diesem Kreis bald beitreten – zumindest ist dies meine Hoffnung. Diese beiden Länder
haben den Schengen-Besitzstand seit ihrem Beitritt zur Europäischen Union im Jahr 2007
übernommen. Unter Berücksichtigung der Ergebnisse der Bewertungen und von den
Sachverständigengruppen durchgeführten Besuchen bin ich voll und ganz für einen
vollständigen Beitritt zum Schengen-Raum für diese zwei Mitgliedstaaten, selbst wenn
gewisse Probleme noch immer ungelöst sind und nachverfolgt werden müssen. Ich möchte
jedoch hinzufügen, dass es bedauernswert wäre, wenn auf dem Weg neue Bedingungen
auferlegt würden, die zum Zeitpunkt des Antrags und der Bewertung unbekannt waren.

Alexander Mirsky (S&D),    schriftlich. – Anscheinend haben Rumänien und Bulgarien
den Beweis erbracht, dass sie in ausreichendem Maße dazu bereit sind, den
Schengen-Besitzstand zu erfüllen. Es gibt zu viele ungelöste Fragen in dem von
Carlos Coelho erstellten Bericht über die Erweiterung des Schengen-Raums. Ausgehend
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von den Annahmen der Berichte der Bewertungsmissionen und den Ergebnissen der
wiederholten Bewertungsbesuche bin ich zu dem Schluss gelangt, dass es einzelne Bereiche
gibt, die eine konstante Überwachung erforderlich machen. Der Bericht, der noch nicht
angenommen wurde, ist die Schlussfolgerung eines wiederholten Besuchs durch die
Bewertungsmission im Hinblick auf die Außengrenzen Bulgariens. Aus diesem Grund ist
klar, dass das Dreieck Bulgarien - Rumänien - Griechenland im Hinblick auf die illegale
Einwanderung eines der sensibelsten Gebiete ist, und deshalb muss Bulgarien zusätzliche
Maßnahmen vorbereiten, um dem Migrationsdruck standzuhalten. Meines Erachtens sollte
der Bericht angenommen werden. Ich habe dafür gestimmt.

Rareş-Lucian Niculescu (PPE),    schriftlich. – (RO) Ich habe für den Coelho-Bericht über
die Anwendung des Schengen-Besitzstandes in Rumänien und Bulgarien gestimmt und
begrüße die realistische Haltung und den guten Glauben meiner Kolleginnen und Kollegen,
die auch für diesen Bericht gestimmt haben.

Rumänien und Bulgarien haben die technischen Bedingungen für den Beitritt zum
Schengen-Raum erfüllt, und dies muss der einzige Faktor sein, der bei der Annahme dieser
Entscheidung zu berücksichtigen ist. Rumänien und Bulgarien haben ihre Fähigkeit zur
Annahme der notwendigen inländischen Rechtsvorschriften und zur Sicherung ihrer
Grenzen unter Beweis gestellt. Darüber hinaus wurden große Fortschritte beim Kampf
gegen die Korruption erzielt, wobei dieses Thema oftmals fälschlicherweise und in
übertriebenem Maße mit dem Beitritt zum Schengen-Raum in Verbindung gebracht wurde.

Wojciech Michał Olejniczak (S&D),    schriftlich. – (PL) Heute hat das Europäische
Parlament eine Entschließung über die Anwendung aller Bestimmungen des
Schengen-Besitzstandes für Bulgarien und Rumänien angenommen. Diese Länder, die der
Europäische Union im Jahr 2007 beigetreten sind, haben nur einige der Bestimmungen
bezüglich des Schengen-Raums angenommen und haben sie seither innerhalb dieses
begrenzten Geltungsbereichs angewendet. Das Fazit dieser Situation ist, dass entlang der
Grenzen dieser Länder noch immer Grenzkontrollen durchgeführt werden.

Bei ihrem Beitritt zur EU waren diese Länder nicht zur Annahme des gesamten
Schengen-Pakets bereit und mussten daher ihre Politiken im Hinblick auf Grenzkontrollen
reformieren und erweitern. Außerdem stellt der Grenzabschnitt zwischen Bulgarien, der
Türkei und Griechenland, der einer der verwundbarsten Außengrenzen der EU in Bezug
auf die illegale Einwanderung ist, ein überaus wichtiges Problem dar. Seit ihrem EU-Beitritt
haben Bulgarien und Rumänien zahlreiche Maßnahmen ergriffen, die auf die angemessene
Vorbereitung und den Schutz ihrer Grenzen abzielen. Während dieses gesamten Zeitraums
hat die Arbeitsgruppe „Schengen-Bewertung“ systematische Prüfungen und Kontrollen
durchgeführt, die nun gezeigt haben, dass beide Länder gut genug vorbereitet sind, um die
Bestimmungen des Schengen-Besitzstandes in zufriedenstellender Weise anzuwenden.

Rolandas Paksas (EFD),    schriftlich. – (LT) Die Aufhebung von Grenzkontrollen an den
Binnengrenzen ist für die gesamte Europäische Union und für jeden einzelnen Mitgliedstaat
besonders wichtig. Damit der Schengen-Raum effektiv funktionieren kann und die gesetzten
Ziele erreicht werden können, muss gewährleistet werden, dass die Aufhebung von
Grenzkontrollen keine negativen Auswirkungen, insbesondere in Bezug auf die illegale
Einwanderung, hat. Jedes Land, das dem Schengen-Raum beitreten möchte, muss
ausnahmslos alle Voraussetzungen des Schengen-Besitzstandes in Bezug auf Datenschutz,
das Schengener Informationssystem, Luft-, Land- und Seegrenzen, polizeiliche
Zusammenarbeit und Visa erfüllen. Darüber hinaus muss unbedingt gewährleistet werden,
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dass jeder Mitgliedstaat strenge und wirksame Außengrenzkontrollen hat. Ich glaube, dass
Rumänien und Bulgarien bald zu echten Mitgliedern werden können, die dazu in der Lage
sind, alle Bestimmungen des Schengen-Besitzstandes anzuwenden. Derzeit sollte Bulgarien
besondere Aufmerksamkeit geschenkt werden, weil dieses Land, wie die Türkei und
Griechenland, an den Außengrenzen der EU liegt. Es ist der sensibelste und schwächste
Ort in der Union. Bei ihrer umfassenden Teilnahme am Schengen-Raum ist es daher überaus
wichtig, dass Bulgarien und Rumänien angemessen darauf vorbereitet sind, erhöhte
Migrationsströme zu bewältigen, Maßnahmen zur Bekämpfung von illegaler Einwanderung
angemessen und wirksam umsetzen zu können und gut funktionierende
Kontrollmechanismen für Außengrenzen zu garantieren.

Justas Vincas Paleckis (S&D),    schriftlich. – (LT) Ich habe für den Beitritt von Rumänien
und Bulgarien zum Schengen-Raum gestimmt. Nach sorgfältiger Prüfung hat der zuständige
Ausschuss der EU anerkannt, dass diese Länder alle Kriterien für die Mitgliedschaft des
Schengen-Raums erfüllt haben: Sie bieten hinlängliche Garantien im Hinblick auf den
Schutz von nationalen Land-, See- und Luftgrenzen, und sie haben das Schengener
Informationssystem für den Datenaustausch gemeistert und gewährleisten einen
zuverlässigen Datenschutz. Meine Fraktion hält die Einführung neuer
Mitgliedschaftskriterien zu diesem Zeitpunkt für falsch, weil dies bedeuten würde, diese
Länder mit zweierlei Maß zu messen. Die Schwierigkeiten, denen sich Rumänien und
Bulgarien noch immer gegenübersehen – nämlich das organisierte Verbrechen und
Korruption – sind ohne Zweifel schwere Anschuldigungen gegen die Regierungen dieser
Länder, die diese Phänomene wirksamer bekämpfen sollten. Jedoch sollten meines Erachtens
die rechtschaffenen Bürgerinnen und Bürger, die die wirklich Leidtragenden wären, wenn
sie nun die Gelegenheit versäumen würden, frei durch ganz Europa zu reisen, nicht mit
der Schließung der Tore zum Schengen-Raum für Rumänien und Bulgarien bestraft werden.

Alfredo Pallone (PPE),    schriftlich. – (IT) Im Kontext der Freizügigkeit der europäischen
Bürgerinnen und Bürger innerhalb der Europäischen Union denke ich, dass der Beitritt
Bulgariens und Rumäniens zum Schengen-Besitzstand ein hervorragender Schritt nach
vorne ist, und deshalb habe ich für die Umsetzung der einschlägigen Bestimmungen
gestimmt. Ich glaube auch, dass beide Länder trotz ihrer harten Arbeit für die Freizügigkeit
ihrer Bürgerinnen und Bürger innerhalb Europas aufgrund des sensiblen Charakters der
östlichen Grenzen Europas in den Balkanländern in jedem Fall ihre Kontrollen und
Vorschriften weiterhin mit europäischen Standards in Übereinstimmung bringen sollten.

Georgios Papanikolaou (PPE),    schriftlich. – (EL) Ich habe heute für die Stellungnahme
des Europäischen Parlaments über die vollständige Anwendung der Bestimmungen des
Schengen-Besitzstandes in der Republik Bulgarien und Rumänien gestimmt. Dieser Ansatz
ist ausgewogen, da in der Stellungnahme der von diesen beiden Ländern gemachte
Fortschritt im Hinblick auf die Kriterien, die zur Aufnahme in den Schengen-Raum erfüllt
werden müssen, anerkannt wird, aber auch regelmäßige Fortschrittsberichte über bestimmte
Fragen erfordert werden, die als ungelöst betrachtet werden. Daher hat das Parlament
grünes Licht für die Aufnahme dieser beiden Länder in den Schengen-Raum und gleiche
Rechte für ihre Bürgerinnen und Bürger gegeben, die in der Vergangenheit kein Recht auf
Freizügigkeit genossen haben. Wir vertrauen darauf, dass die Botschaft des Europäischen
Parlaments als Leitfaden dienen und dass im Rat Einstimmigkeit erzielt wird, sodass eine
endgültige Entscheidung getroffen werden kann.

Maria do Céu Patrão Neves (PPE),    schriftlich. – (PT) Ich möchte meinem Kollegen
Herrn Coelho für seine hervorragende Arbeit an dem Bericht über den Entwurf eines
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Beschlusses des Rates über die vollständige Anwendung der Bestimmungen des
Schengen-Besitzstands in der Republik Bulgarien und Rumänien gratulieren. Rumänien
und Bulgarien haben bei ihrem EU-Beitritt im Jahr 2007 den Schengen-Besitzstand
übernommen. Dem Bericht zufolge wurde die Erfüllung der notwendigen Anforderungen
für die Anwendung des fraglichen Besitzstandes – Datenschutz, das Schengener
Informationssystem (SIS), Luftgrenzen, Landgrenzen, Seegrenzen, polizeiliche
Zusammenarbeit und Visa – vor Ort bewertet und der Fortschritt bei der Umsetzung von
Maßnahmen zur Aufhebung von Kontrollen an den Binnengrenzen mit diesen
Mitgliedstaaten wurde in situ bestätigt. Laut dem Berichterstatter und den
Schattenberichterstattern, die diesen Prozess überwacht haben, stellen die ungelösten
Fragen, über die künftig weiterhin Bericht erstattet werden muss und die weiterhin verfolgt
werden müssen, kein Hindernis für den umfassenden Beitritt dieser zwei Mitgliedstaaten
zum Schengen-Raum dar. Aus diesen Gründen habe ich den Beschluss zur Öffnung der
Grenzen zu diesen Mitgliedstaaten unterstützt. Ich stimme für diesen Bericht und heiße
Bulgarien und Rumänien im Schengen-Raum willkommen.

Vincent Peillon (S&D),    schriftlich. – (FR) Ich habe für den Bericht von Herrn Coelho
gestimmt, in dem der Beitritt Bulgariens und Rumäniens zum „Schengen-Raum“
vorgeschlagen wird. Dies ist eine der größten Errungenschaften des europäischen
Integrationsprozesses. Der Beitritt eines neuen Staates ist durch die strenge Erfüllung der
Kriterien des Schengener Abkommens bedingt. Im Falle Bulgariens und Rumäniens hat
der Ausschuss für bürgerliche Freiheiten des Europäischen Parlaments – wie auch die
Europäische Kommission –nach der Bewertung festgestellt, dass diese zwei Staaten die
erforderlichen Bedingungen voll und ganz erfüllen. Folglich gibt es keinen Grund mehr,
warum sie nicht in diesen Raum der Freizügigkeit aufgenommen werden sollten. Ich fände
es inakzeptabel, wenn sich bestimmte Staaten unter falschen Vorwände und motiviert
durch internes politisches Kalkül weiterhin dagegen stellen würden. Der
Gemeinschaftsbesitzstand sollte nicht als ein System à la carte betrachtet werden, in dem
die Mitgliedstaaten die Bestimmungen anpassen oder aufheben können, wie es die jeweiligen
Umstände gerade erfordern. Aus diesem Grund fordere ich den Rat in aller Form dazu auf,
die von Bulgarien und Rumänien erzielten Verbesserungen anzuerkennen und sie in den
Schengen-Raum aufzunehmen.

Rovana Plumb (S&D),    schriftlich. – (RO) Unter Berücksichtigung der Ergebnisse der
Bewertungen und der erforderlichen erneuten Besuche durch die Sachverständigengruppen
ist Rumänien nunmehr ganz klar in der Lage, den Schengen-Besitzstand vollständig
umzusetzen, da alle Punkte, die der Aufmerksamkeit oder der Überprüfung bedurften
(Verbesserung der Risikobewertung, Verbesserung der Sicherheitsparameter der Gebäude,
Verbesserung des Verfahrens der Einreichung und Bearbeitung von Visaanträgen usw.),
behoben wurden und in einigen Aspekten als Beispiel für bewährte Praktiken betrachtet
werden konnten.

Nach den Bewertungsberichten hat Rumänien gezeigt, dass das Land ausreichend vorbereitet
ist, sowohl die nicht-SIS-bezogenen Bestimmungen als auch die SIS-bezogenen
Bestimmungen des Schengen-Besitzstands in zufrieden stellender Weise anzuwenden. Die
Voraussetzungen wurden erfüllt, damit der Rat gemäß Artikel 4 Absatz 2 der
Beitrittsakte 2005 beschließt, dass die internen Kontrollen an den Luft-, Land-,
Seebinnengrenzen aufgehoben werden können. Dies bedeutet, dass die Aufhebung der
Kontrollen an den Binnengrenzen ein hohes Niveau gegenseitigen Vertrauens zwischen
den Mitgliedstaaten bezüglich wirksamer Kontrollen an den Außengrenzen erfordert, da
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die Sicherheit des Schengen-Raums von der Strenge und Wirksamkeit abhängt, die jeder
Mitgliedstaat bei den Kontrollen an seinen Außengrenzen anwendet.

Miguel Portas (GUE/NGL),    schriftlich. – (PT) Ich habe für diesen Bericht gestimmt, weil
die vollständige Anwendung des Schengener Abkommens in Bulgarien und Rumänien
sicher auch die Aufhebung von Grenzkontrollen für diese Länder bedeutet. In einer Zeit,
in der einige Regierung es wagen, die Wiederherstellung von Kontrollen an den
Binnengrenzen vorzuschlagen, ist es umso wichtiger, unsere Unterstützung für die
Erweiterung der bislang besten Errungenschaften der Europäischen Union zu zeigen. Die
vollständige Anwendung in diesen Mitgliedstaaten ist auch eine Frage der Gleichheit und
Nichtdiskriminierung innerhalb Europas, weil der Ausschluss dieser beiden Länder ein
überaus negatives Signal an ihre Bevölkerungen aussenden würde, die an dem Beitritt zum
Raum der Freizügigkeit ein sehr großes Interesse haben. Aus diesen Gründen ist es wichtig,
diese Phase umfassend zu unterstützen.

Fiorello Provera (EFD),    schriftlich. – (IT) Die Balkan-Region ist eines der sensibelsten
Gebiete der Außengrenzen der EU in Bezug auf die illegale Einwanderung. Dieses Phänomen
ist von großer Bedeutung und wirkt sich auf das tägliche Leben vieler unserer Bürgerinnen
und Bürger aus, weil es die Unsicherheit, mit der sie konfrontiert sind, verschärft. Bevor
über den möglichen Beitritt von Bulgarien und Rumänien zum Schengen-Raum nachgedacht
werden kann, müssen spezielle und detaillierte Pläne erstellt werden, um Migrationsdrücke
einzugrenzen. Außerdem muss die Verbesserung von Kontrollen an den Außengrenzen
mit der Bekämpfung der Korruption der lokalen Behörden kombiniert werden. Aus den
genannten Gründen und für einen besseren Schutz unserer Bürgerinnen und Bürger vor
illegaler Einwanderung habe ich gegen diese Maßnahme gestimmt.

Paulo Rangel (PPE),    schriftlich. – (PT) Der Beitritt zum Schengen-Besitzstand beinhaltet,
dass verschiedene Bewertungsverfahren eingehalten werden müssen: Die Kandidatenländer
müssen eine Reihe von Bedingungen erfüllen, um in den Raum der Freizügigkeit
aufgenommen zu werden, der gegenwärtig 25 Länder und 400 Millionen Europäer umfasst.
Dieser Bericht bewertet die Positionen Bulgariens und Rumäniens und hebt einerseits die
Befolgung bewährter Praktiken Bulgariens im Hinblick auf verschiedene Tätigkeiten und
andererseits die von Rumänien unternommenen Anstrengungen im Hinblick auf die
festgestellten Unzulänglichkeiten hervor. Abschließend möchte ich betonen, dass zwar
eine Reihe von Fragen gelöst werden muss, die Bewertung des Verhaltens dieser
zwei Mitgliedstaaten jedoch im Großen und Ganzen positiv ist.

Britta Reimers (ALDE),    schriftlich. − Die FDP-Delegation im EP geht davon aus, dass
durch die Aufnahme Rumäniens und Bulgariens in den Schengen-Raum die Freizügigkeit
innerhalb der EU weiter verbessert wird. Nachdem beide Mitgliedstaaten in allen
Teilbereichen der Schengenüberprüfung positive Evaluierungsergebnisse erreicht haben,
sollten nun keine neuen Hindernisse aufgestellt werden, die eine Aufnahme unnötig
hinauszögern würden. Es ist unbestritten, dass die technische Absicherung der Grenzen
diese nicht automatisch undurchlässig macht, solange im Justiz- und Polizeisystem Probleme
bei der Korruptionsbekämpfung vorherrschen.

Diese Herausforderung betrifft jedoch ebenso bereits im Schengen-Raum befindliche
Mitgliedstaaten. Bei der Evaluierung des Schengenmechanismus müssen aus Sicht der
FDP-Delegation in Zukunft deshalb auch Kriterien wie zum Beispiel die
Korruptionsbekämpfung stärker in den Fokus rücken und etwaige Vergehen konsequent
geahndet werden.
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Raül Romeva i Rueda (Verts/ALE),    schriftlich. – Wir unterstützen den Beitritt von
Bulgarien und Rumänien, sofern alle Voraussetzungen erfüllt sind (wie es laut den
Stellungnahmen der Sachverständigen der Fall ist).

Licia Ronzulli (PPE),    schriftlich. – (IT) Gemäß Artikel 4 Absatz 2 der Beitrittsakte
Rumäniens und Bulgariens zum Schengen-Besitzstand ist die Vorbedingung für die
Aufhebung von Kontrollen an den Binnengrenzen mit diesen Ländern die Prüfung der
Frage, dass die Schengen-Anforderungen erfüllt sind. Da sowohl Rumänien als auch
Bulgarien den Beweis erbracht haben, dass sie ausreichend vorbereitet sind, alle
Bestimmungen des Schengen-Besitzstands zufriedenstellend anzuwenden, sollten beide
Mitgliedstaaten zu vollwertigen Mitgliedern des Raums werden. Ich möchte jedoch die
Wichtigkeit strenger Kontrollen an den Außengrenzen für die Zwecke der inneren Sicherheit
unterstreichen. Da sich Bulgarien in einem sensiblen Gebiet in Bezug auf die illegale
Einwanderung befindet, sollte dieses Land zusätzliche Maßnahmen ergreifen, um auf einen
möglichen Anstieg des Migrationsdrucks an seinen Grenzen reagieren zu können.

Oreste Rossi (EFD),    schriftlich. – (IT) Das Gebiet Bulgarien-Türkei-Griechenland ist einer
der sensibelsten Teile der Außengrenzen der Europäischen Union in Bezug auf die illegale
Einwanderung. Ich stimme mit dem Berichterstatter Herrn Coelho nicht darin überein,
dass der Beitritt der Republik Bulgarien und Rumänien zum Schengen-Raum aufgrund der
Unzulänglichkeiten im Bereich der Ausrüstung, der Durchführung von Grenzkontrollen
und Schulungen und der Verpflichtung zum Austausch von Informationen nicht kurzfristig
durchgeführt werden kann.

Nikolaos Salavrakos (EFD),    schriftlich. – (EL) Rumänien und Bulgarien haben bei ihrem
EU-Beitritt im Jahr 2007 den Schengen-Besitzstand übernommen. Die Aufnahme von
Rumänien und Bulgarien in den Schengen-Raum ist akzeptabel, sofern sie gewisse
technische Anforderungen, die in dem einschlägigen Verfahren angegeben sind, erfüllen.
Wie der Berichterstatter sehr richtig hervorhebt, sollte auf den Beitritt Bulgariens zum
Schengener Abkommen ein spezieller Plan zur Bekämpfung der illegalen Einwanderung
folgen. Im Hinblick auf die Frage der Landgrenzenverwaltung ist Zusammenarbeit
notwendig. Im Jahr 2010 wurden 47 000 Einwanderer verhaftet, die die griechisch-türkische
Grenze zur griechischen Seite des Flusses Evros überschritten haben, der die Grenze
zwischen Griechenland und der Türkei markiert. Diese Ziffer macht für das genannte Jahr
90 % der Gesamtanzahl in Europa aus. Innerhalb dieses Rahmens begrüße ich den Vorschlag
des Berichterstatters für die Vorbereitung eines speziellen Plans, sobald Bulgarien dem
Schengen-Raum beitritt, mit Maßnahmen in dieser Richtung und einem gemeinsamen
Ansatz von Griechenland, der Türkei und Bulgarien, um einen starken Anstieg der
Einwanderungsströme bewältigen zu können.

Søren Bo Søndergaard (GUE/NGL),    schriftlich. – (DA) Ich habe gegen die umfassende
Mitgliedschaft Bulgariens und Rumäniens zu diesem Zeitpunkt an der
Schengen-Zusammenarbeit gestimmt. Die Tatsache, dass Bulgarien seiner Militärpolizei
Zugang zu Informationen aus Schengen-Unterlagen gibt, zeigt, dass es Probleme mit den
Teilen des Schengener Abkommens gibt, in die diese Länder bereits aufgenommen sind.
Es gibt auch Probleme im Hinblick auf Korruption und das organisierte Verbrechen. Europol
weist darauf hin, dass die vollständige Aufnahme Bulgariens und Rumäniens in die
Schengen-Zusammenarbeit kriminellen Gruppierungen aus den Balkanländern und der
ehemaligen Sowjetunion einen leichteren Zugang zur EU verschaffen wird. Bis zur Lösung
dieser Probleme wird die volle Aufnahme Bulgariens und Rumäniens zum Schengen-Raum
grenzüberschreitende Korruption und Kriminalität fördern und gleichzeitig bestimmten
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Kräften genau die Möglichkeit geben, auf die sie gewartet haben, um eine stärkere
Überwachung und die Untergrabung der Rechtsstaatlichkeit zu fordern.

Bogusław Sonik (PPE),    schriftlich. – (PL) In einer Zeit, in der immer mehr Menschen
über eine Vertrauenskrise in der Europäischen Union sprechen, sollte die Tatsache, dass
die überwältigende Mehrheit der Mitglieder des Europäischen Parlaments die Stellungnahme
des Ausschusses für bürgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres unterstützt, als eine
Bestätigung dessen angesehen werden, dass der Gedanke der europäischen Integration
noch immer von Bedeutung ist. Die Tatsache, dass Bulgarien und Rumänien
EU-Außengrenzen haben, sollte nicht als ein Hindernis betrachtet werden, das ihren Beitritt
zum Schengen-Raum verhindert. Die Kriterien für den Beitritt zu diesem Raum wurden
mit dem Ziel festgelegt, das höchstmögliche Sicherheitsniveau zu gewährleisten.
Sachverständige haben bestätigt, dass die entsprechenden technischen Standards auf den
Weg gebracht wurden. Die Länder haben die ihnen auferlegten Anforderungen in einem
Maße erfüllt, das die Aufhebung von Grenzkontrollen mit den restlichen Mitgliedstaaten
der EU möglich macht. Es sollte betont werden, dass, wie es der Fall für mein Land war,
der Beitritt zum Schengen-Raum nicht bedeutet, dass Rumänien und Bulgarien im Hinblick
auf die volle Umsetzung des Zusammenarbeitsinstruments nichts mehr tun müssten.
Beide Länder haben noch viel Arbeit vor sich, um gut funktionierende Praktiken
einzuführen.

Das Beispiel Polen zeigt eindeutig, dass die neuen Mitgliedstaaten dazu in der Lage sind,
die Schengen-Anforderungen wirksam zu erfüllen. In der Stellungnahme des Ausschusses
für bürgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres haben wir die Gelegenheit zur Umsetzung
der nächsten Stufe des politischen Projekts, das als der Raum der Freiheit, der Sicherheit
und des Rechts bekannt ist, sofern die europäischen Institutionen die entsprechenden
Kontrollen durchführen. Das Europäische Parlament sollte in diesem Prozess eine
Schlüsselrolle spielen und es muss im Hinblick auf die Lage in Bulgarien und Rumänien
auf dem Laufenden gehalten werden.

Catherine Stihler (S&D),    schriftlich. – Ich begrüße den Bericht, in dem die Anwendung
der Bestimmungen des Schengen-Besitzstandes in Bezug auf das Schengener
Informationssystem für Bulgarien und Rumänien vorgeschlagen wird. Ich bin auch erfreut,
dass der Bericht Absicherungen für den Datenschutz enthält.

Michèle Striffler (PPE),    schriftlich. – (FR) Heute hat das Parlament den von Herrn Coelho
erstellten Bericht über die vollständige Anwendung der Bestimmungen des
Schengen-Besitzstandes in Bulgarien und Rumänien angenommen. Dieser Bericht ist die
Folge der Bewertungen, die unter der Schirmherrschaft der Arbeitsgruppe
„Schengen-Bewertung“ des Rates durchgeführt wurden.

Die Bewertungen haben keine Hindernisse für den Beitritt Rumäniens und Bulgariens zum
Schengen-Raum festgestellt. Die Öffnung der Grenzen war eine der größten
Errungenschaften der Europäischen Union. Daher bin ich erfreut, dass das Parlament für
den Beitritt dieser beiden neuen Staaten zum Schengen-Raum gestimmt hat. Der Rat muss
nun realistisch sein und durch seine einstimmige Billigung Solidarität zeigen.

Nuno Teixeira (PPE),    schriftlich. – (PT) Die Schaffung des Schengen-Raums geht auf das
Jahr 1985 zurück und umfasst gegenwärtig ein Gebiet mit 42 673 km Außenseegrenzen
und 7 721 km Landgrenzen, die 400 Millionen Europäer aufnehmen. Das Schengener
Abkommen umfasst derzeit 25 Mitgliedstaaten mit einem gemeinsamen Raum für die
Freizügigkeit von Personen, durch die Beseitigung systematischer Kontrollen an den
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Binnengrenzen und die Schaffung einer einzigen gemeinsamen Grenze. Zur vollständigen
Verwirklichung dieses Abkommens wurden gemeinsame Bestimmungen festgelegt – unter
anderem im Hinblick auf Kontrollen entlang der gesamten Außengrenze, gemeinsame
Visumspolitik, polizeiliche und gerichtliche Zusammenarbeit – und das Schengener
Informationssystem (SIS) wurde geschaffen. Dieser Bericht betrifft den Beitritt Bulgariens
und Rumäniens zum Schengen-Besitzstand und in ihm wird nach den Bewertungsbesuchen
und einem Abschlussbericht festgestellt, dass beide Länder für den umfassenden Beitritt
bereit sind. Allerdings sind einige Fragen ungelöst, insbesondere die Notwendigkeit zur
Vorbereitung eines Plans zur Bekämpfung des möglichen Drucks aufgrund illegaler
Einwanderung. Aus diesem Grund stimme ich dem Berichterstatter darin zu, dass die
betroffenen Mitgliedstaaten das Europäische Parlament und den Rat binnen der
Sechsmonatsfrist ab dem Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Beschlusses über die
Umsetzung dieser zusätzlichen Maßnahmen und die festgestellten Unzulänglichkeiten
unterrichten müssen.

Alexandra Thein (ALDE),    schriftlich. − Die FDP Delegation im EP geht davon aus, dass
durch die Aufnahme Rumäniens und Bulgariens in den Schengen-Raum die Freizügigkeit
innerhalb der EU weiter verbessert wird. Nachdem beide Mitgliedstaaten in allen
Teilbereichen der Schengenüberprüfung positive Evaluierungsergebnisse erreicht haben,
sollten nun keine neuen Hindernisse aufgestellt werden, die eine Aufnahme unnötig
hinauszögern würden. Es ist unbestritten, dass die technische Absicherung der Grenzen
diese nicht automatisch undurchlässig macht, solange im Justiz- und Polizeisystem Probleme
bei der Korruptionsbekämpfung vorherrschen. Diese Herausforderung betrifft jedoch
ebenso bereits im Schengen-Raum befindliche Mitgliedstaaten. Bei der Evaluierung des
Schengenmechanismus müssen aus Sicht der FDP Delegation in Zukunft deshalb auch
Kriterien, wie zum Beispiel die Korruptionsbekämpfung stärker in den Fokus rücken und
etwaige Vergehen konsequent geahndet werden.

Silvia-Adriana Ţicău (S&D),    schriftlich. – (RO) Rumänien und Bulgarien haben bei ihrem
EU-Beitritt im Jahr 2007 den Schengen-Besitzstand übernommen. Gemäß Artikel 4 Absatz 2
der Beitrittsakte „stellt die Prüfung der Frage mittels Bewertungsverfahren, ob die
erforderlichen Voraussetzungen für die Anwendung aller Teile des Schengen-Besitzstandes
(Datenschutz, SIS, Luft-, Land-, Seegrenzen, polizeiliche Zusammenarbeit und Visa) von
den neuen Mitgliedstaaten erfüllt werden, eine Vorbedingung dafür dar, dass der Rat die
Aufhebung der Kontrollen an den Binnengrenzen mit diesen Mitgliedstaaten beschließt“.
Gemäß den von Sachverständigen erstellten Bewertungsberichten haben sowohl Rumänien
als auch Bulgarien gezeigt, dass sie vorbereitet sind, die Bestimmungen des
Schengen-Besitzstands in zufrieden stellender Weise anzuwenden. Aus diesem Grund
fordern wir den Rat auf, den Beitritt Rumäniens und Bulgariens zum Schengen-Raum zu
billigen. Die Union muss die gleichen Kriterien auf alle Mitgliedstaaten anwenden, auch
wenn es um dem Beitritt zum Schengen-Raum geht. Der Zusammenarbeits- und
Prüfungsmechanismus für das Justizsystem gehört nicht zu den Kriterien für den Beitritt
zum Schengen-Raum und auf ihn darf in Verbindung mit dem Beitritt Rumäniens und
Bulgariens nicht verwiesen werden. Da Rumänien und Bulgarien die technischen
Bedingungen für den Beitritt zum Schengen-Raum erfüllen, fordern wir im Namen der
Bürgerinnen und Bürger Rumäniens, Bulgariens und Europas den Rat dazu auf, den Beitritt
Rumäniens und Bulgariens zu dem Raum zu billigen.
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Rafał Trzaskowski (PPE),    schriftlich. – (PL) Bulgarien und Rumänien sollten dem
Schengen-Raum beitreten, weil beide Länder dazu bereit sind und die Einwände bestimmter
Mitgliedstaaten unbegründet sind.

Niki Tzavela (EFD),    schriftlich. – (EL) Ich habe für den Bericht über die Aufnahme
Rumäniens und Bulgariens in den Schengen-Raum gestimmt, weil beide Länder die
betreffenden technischen Kriterien erfüllt haben. Allerdings sollte Bulgarien in
Zusammenarbeit mit Griechenland und der Türkei zusätzliche Maßnahmen ergreifen, um
das Problem der illegalen Einwanderung in Angriff zu nehmen.

Geoffrey Van Orden (ECR),    schriftlich. – Als Freund, obschon als kritischer Freund
Bulgariens, möchte ich alles in meiner Macht Stehende tun, um den Fortschritt in diesem
Land zu unterstützen, jedoch nicht auf Kosten des Wohlergehens meines eigenen Landes.
Deshalb habe ich mich der Stimme enthalten. Beim Beitritt Bulgariens zur EU am
1. Januar 2007 gab es noch einige Defizite bei der Justizreform und der Bekämpfung von
Korruption und organisiertem Verbrechen. Die bulgarischen Behörden versprachen,
radikale Verbesserungen herbeizuführen. Die EU richtete einen „Zusammenarbeits- und
Prüfungsmechanismus“ zur Unterstützung Bulgariens und zur Prüfung des Fortschritts
anhand von sechs Vorgaben ein. Die Verbesserung war enttäuschend langsam. In ihrem
jüngsten Bericht über diese Angelegenheiten (Februar 2011) erklärte die Kommission, dass
Bulgarien die Art und Weise der Strukturierung, Verwaltung und Zusammenarbeit im
Hinblick auf die Justiz-, Polizei- und Untersuchungsstellen weiter verbessern müsse.
Dennoch beschlossen die 27 Regierungen im Rat, vielleicht überraschend, dass Bulgarien
die Bedingungen für den Schengen-Raum erfüllt, wobei dieses System derzeit selbst in
Frage gestellt wird. Das Vereinigte Königreich bleibt selbstverständlich außerhalb des
Schengen-Raums.

Iuliu Winkler (PPE),    schriftlich. – (RO) Ich begrüße die Mehrheit von über 80 %, die im
Europäischen Parlament während der Abstimmung für die Annahme des Berichts über
die Erfüllung des Schengen-Besitzstandes von Rumänien und Bulgarien erreicht wurde.
Diese Abstimmung sendet ein wirkungsvolles politisches Signal aus. Aus der Sicht des
Europäischen Parlaments sind Rumänien und Bulgarien bereit, dem Schengen-Raum
beizutreten.

Gemäß dem Standpunkt der UDMR (Demokratische Union der Ungarn in Rumänien)
müssen Rumänien und Bulgarien 2011 eine konkrete Aussicht auf den Beitritt zum Raum
der Freizügigkeit erhalten. Ich denke nicht, dass die Regeln während des Spiels geändert
werden sollten, und die Entscheidung über den Beitritt zum Schengen-Raum muss die
Errungenschaften des Schengener Abkommens berücksichtigen und darf nicht auf
politischen Beurteilungen basieren. Die Situation, die durch den Beitritt Rumäniens und
Bulgariens zum Schengen-Raum entstanden ist, zeigt, wie schwach der Solidaritätssinn
innerhalb der EU ist.

Die Tatsache, dass manche Mitgliedstaaten dazu bereit sind, eine der grundlegenden
Freiheiten der europäischen Integration aufzugeben, nämlich die Freizügigkeit, lässt alle
Alarmglocken klingeln. Gleichzeitig ist dies eine falsche Reaktion auf die Spannungen, die
durch die Wirtschaftskrise verursacht wurden, und auf ihre sozialen Folgen. Die UDMR
glaubt, dass wir ein starkes Europa brauchen, das durch größere Solidarität und durch die
entschiedene Ablehnung des inneren Protektionismus und Populismus verwirklicht werden
kann.
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Iva Zanicchi (PPE),    schriftlich. – (IT) Trotz einiger Zweifel hinsichtlich des übermäßigen
Wirkungsbereichs des Textes – der in den Bereich der Strategie Europa 2020 fällt – sind
die Ziele der Entschließung meiner Meinung nach überaus begrüßenswert. Aus diesem
Grund habe ich für den Bericht von Herrn Coelho über die Prüfung der erforderlichen
Bedingungen für die Anwendung des Schengen-Besitzstandes gestimmt, die eine
Vorbedingung für die Aufhebung der Kontrollen an den Binnengrenzen mit Bulgarien und
Rumänien darstellt.

Bericht: Alexander Graf Lambsdorff (A7-0189/2011)

Luís Paulo Alves (S&D),    schriftlich. – (PT) Dieser Bericht wird angenommen werden,
trotz der Meinungsverschiedenheiten in der Arbeitsgruppe der Fraktion der Progressiven
Allianz der Sozialisten und Demokraten im Europäischen Parlament über den
Änderungsantrag zur Nuklearfrage und trotz des Änderungsantrags der Fraktion der
Europäischen Volkspartei (Christdemokraten) zur Streichung des Themas der zusätzlichen
ständigen Mitglieder im Sicherheitsrat der Vereinten Nationen. Es ist ein grundlegender
Wandel in der Weltordnung erforderlich, damit die EU die sich ihr stellenden
Herausforderungen mithilfe von abgestimmten, internationalen Maßnahmen besser
bewältigen kann. Ich möchte Ihre Aufmerksamkeit auch auf die Tatsache lenken, dass die
EU gemäß Artikel 21 des Vertrags formal zu einem wirkungsvollen Multilateralismus und
besonders der Rolle der VN verpflichtet ist.

Laima Liucija Andrikienė (PPE),    schriftlich. – Ich habe für diese Entschließung gestimmt,
nicht nur aufgrund der Bedeutung der kommenden 66. Tagung der Generalversammlung
der Vereinten Nationen, sondern auch, weil es äußerst wichtig ist, dass die EU ihre
Zusammenarbeit und Koordination in diesem und in allen anderen VN-Gremien verstärkt.
Artikel 34 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union verpflichtet die
EU-Mitgliedstaaten, ihr Handeln in internationalen Organisationen zu koordinieren, und
verpflichtet diejenigen Mitgliedstaaten, die auch Mitglieder des Sicherheitsrates der Vereinten
Nationen sind, sich abzustimmen und sich bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben für die
Standpunkte und Interessen der Union einzusetzen. Bisher war die Kooperation in der
Generalversammlung der Vereinten Nationen nicht vorbildlich. Das Gleiche gilt für den
Sicherheitsrat der Vereinten Nationen. Wir alle wissen, dass es die Mitgliedstaaten, die
derzeit dem Sicherheitsrat der Vereinten Nationen angehören (Frankreich, das Vereinigte
Königreich und Deutschland) versäumt haben, ihr Handeln aufeinander abzustimmen und
einen gemeinsamen Standpunkt zur militärischen Intervention in Libyen zu vertreten,
insbesondere im Zusammenhang mit der Abstimmung über die Resolution 1973 des
Sicherheitsrates der Vereinten Nationen. Ich möchte die Mitgliedstaaten der EU deshalb
dringend bitten, eine gemeinsame Position im Hinblick auf Themen anzustreben, die für
den internationalen Frieden und die Sicherheit von Bedeutung sind, insbesondere in
Bereichen, in denen bereits ein breiter internationaler Konsens besteht.

Elena Oana Antonescu (PPE),    schriftlich. – (RO) In einer sich rasch verändernden Welt
sieht sich die Europäische Union zahlreichen Herausforderungen gegenüber, die eine
abgestimmte internationale Antwort erfordern. All diese wichtigen Veränderungen tragen
dazu bei, dass sich die Europäische Union zusammen mit ihren Partnern aktiv engagiert,
um effektive Lösungen für die Probleme zu finden, die sowohl die europäischen Bürgerinnen
und Bürger als auch die gesamte Menschheit betreffen. Die Europäische Union stellt weltweit
am meisten Entwicklungshilfe zur Verfügung und ist der hauptsächliche Partner der
Vereinten Nationen bei der Unterstützung von deren Aktivitäten. Die Europäische Union
sollte eine aktive Rolle dabei spielen, die Vereinten Nationen dahingehend umzugestalten,
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dass sie wirksam zu globalen Lösungen, zu Frieden und Sicherheit, Demokratie und zu
einer auf der Rechtsstaatlichkeit basierenden Weltordnung beitragen können. Gemäß
Artikel 21 EUV ist die EU formal zu einem wirksamen Multilateralismus verpflichtet ist,
dessen Kern starke Vereinte Nationen bilden und der von wesentlicher Bedeutung dafür
ist, sich globalen Herausforderungen zu stellen.

Alfredo Antoniozzi (PPE),    schriftlich. – (IT) Wir sind momentan Zeugen radikaler
Veränderungen in der Weltordnung; Veränderungen, bei denen die Europäische Union
nicht länger bloß tatenlos zusehen kann. Meiner Ansicht nach sollte die Europäische Union
diese Veränderungen als Ausgangspunkt nehmen und eine wirklich aktive Rolle im Umgang
mit derzeitigen und aufstrebenden Weltmächten einnehmen und somit ein für alle Mal
ihren Ruf als politischer Zwerg in der internationalen Politik abschütteln. In diesem Sinne
stimme ich dem Vorschlag von Herrn Lambsdorff zu, demzufolge die Mitgliedstaaten
während der Verhandlungen zur Reform des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen Druck
ausüben müssen, um einen ständigen Sitz für die Europäische Union zu erhalten. Durch
die Stärkung der Rolle der Europäischen Union bei den Vereinten Nationen werden wir
sicherstellen können, dass die EU in regionalen und internationalen Angelegenheiten eine
führende Rolle übernimmt. Sonst werden wir uns weiterhin dem fortwährenden Mangel
an Koordination hinsichtlich der Interessen der Mitgliedstaaten auf internationaler Bühne
stellen müssen.

Pino Arlacchi (S&D),    schriftlich. – Ich befürworte den hauptsächlichen Tenor dieses
Berichts voll und ganz. Er fordert eine verstärkte Rolle der EU im System der Vereinten
Nationen, unter Berücksichtigung der institutionellen Veränderungen durch den Vertrag
von Lissabon. Die heutige Abstimmung findet nach einem bedeutenden Erfolg für die EU
in der VN statt: nämlich die Annahme einer Reihe von Modalitäten, die der EU-Delegation
in der Generalversammlung der Vereinten Nationen das Recht einräumen, zu intervenieren,
sowie das Recht, zu antworten und die Möglichkeit, mündliche Vorschläge und
Änderungsanträge vorzubringen.

Diese Verbesserungen spiegeln die klare Realität wider: Die EU und ihre Mitgliedstaaten
sind die größten Beitragszahler des VN-Systems. Die Beiträge der EU belaufen sich auf 38 %
des regulären Haushalts der VN, auf mehr als zwei Fünftel der friedenserhaltenden
Maßnahmen der VN und auf fast die Hälfte der Beiträge zu VN-Mitteln und -Programmen.
Darüber hinaus ist die EU, trotz all ihrer Einschränkungen, ein wichtiger globaler Akteur,
dessen Bedeutung auf jeder Ebene ordnungsgemäß anerkannt werden muss.

Sophie Auconie (PPE),    schriftlich. – (FR) Ich habe den Bericht von
Alexander Graf Lambsdorff unterstützt, weil ich der Meinung bin, dass wir für größere
Kohäsion zwischen den Standpunkten der Mitgliedstaaten sorgen und unsere Fähigkeit,
mit anderen regionalen Gruppen zu verhandeln, verbessern müssen. Es ist somit eine Frage
der Verbesserung der Effizienz und Transparenz der Vereinten Nationen und der Stärkung
der Verwaltung ihrer finanziellen Ressourcen. Ich bin mir sicher, dass eine Reform der
Arbeitsmethoden und der Zusammensetzung des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen
mittelfristig notwendig ist.

Zigmantas Balčytis (S&D),    schriftlich. – (LT) Gegenwärtig vollzieht sich ein grundlegender
Wandel der Weltordnung, der die Europäische Union vor die Aufgabe stellt, aktiver den
Kontakt zu den derzeitigen und den aufstrebenden Weltmächten und anderen bi- und
multilateralen Partnern zu pflegen, um die Suche nach wirksamen Lösungen für Probleme
zu fördern, von denen sowohl die Bürgerinnen und Bürger der Europäischen Union als
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auch die ganze Welt betroffen sind. Gemäß Artikel 21 EUV ist die EU formal zu einem
wirksamen Multilateralismus verpflichtet, dessen Kern starke Vereinte Nationen bilden
und der von wesentlicher Bedeutung dafür ist, sich globalen Herausforderungen zu stellen,
wie dem Klimawandel und der Umweltzerstörung, der Universalität und Unteilbarkeit der
Menschenrechte, der Armutsbekämpfung und der Entwicklung für alle, den Auswirkungen
des demografischen Wandels und der Migration sowie der organisierten Kriminalität. Ich
stimme damit überein, dass die EU eine aktive Rolle dabei spielen sollte, die Vereinten
Nationen dahingehend umzugestalten, dass sie wirksam zu globalen Lösungen, zu Frieden
und Sicherheit, Demokratie und zu einer auf der Rechtsstaatlichkeit basierenden
Weltordnung beitragen können.

Elena Băsescu (PPE),    schriftlich. – (RO) Ich habe für den Bericht von Herrn Lambsdorff
gestimmt, da ich denke, dass sich die EU momentan auf internationaler Ebene eine neue
Identität zulegt. Ich möchte Sie an die lange Zeit der Zusammenarbeit zwischen
zwei internationalen Organisationen erinnern, und an die Beteiligung der EU an zahlreichen
VN-Projekten. An diesem Punkt muss ich das Engagement der europäischen
Staatsoberhäupter erwähnen, die Millenniums-Entwicklungsziele zu erreichen. Die
Beseitigung der Armut weltweit gehört mittlerweile zu den Prioritäten in der Außenpolitik
der Union. Ich begrüße die Initiative zur Stärkung der Zusammenarbeit hinsichtlich der
Stabilisierung der Krisengebiete und der Ausarbeitung neuer Sicherheitsstandards für
Kernkraftwerke. Der Gang der Ereignisse in Japan unterstreicht die Notwendigkeit dieser
Partnerschaft. Angesichts der sozialen Unruhen im Mittelmeerraum denke ich, dass
koordinierte Maßnahmen der EU und der VN einen friedlichen Übergang zur Demokratie
sicherstellen würden. In dieser Hinsicht begrüße ich die Verbesserung der Beziehungen zu
regionalen Organisationen.

Mara Bizzotto (EFD),    schriftlich. – (IT) Ich bin für den Vorschlag für eine Empfehlung
des Europäischen Parlaments an den Rat zur nächsten Tagung der Generalversammlung
der Vereinten Nationen. Der Vorschlag unterstreicht, dass die Europäische Union und die
Vereinten Nationen sich gleichermaßen für die Förderung der Demokratie, der Achtung
der Menschenrechte und des Friedens in der internationalen Gemeinschaft einsetzen. Laut
dem Vorschlag wird die zusätzliche Erweiterung des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen
um die EU wesentlich zur effektiven Erreichung der oben genannten Ziele beitragen. Der
Vorschlag lehnt die Anfrage Deutschlands ab, den möglichen neuen EU-Sitz bei den
Vereinten Nationen ständig zu besetzen und nimmt stattdessen den italienischen Vorschlag
auf, es allen Mitgliedstaaten zu ermöglichen, den Sitz abwechselnd zu besetzen, um den
Grundsatz der gleichen Würde aller Mitgliedstaaten zu achten.

Die Anfrage Deutschlands wurde als Versuch angesehen, innerhalb und außerhalb der EU
die politische Autorität Deutschlands und den britisch-französisch-deutschen Block
durchzusetzen. Allerdings wird mit der Annahme des italienischen Standpunktes durch
diesen Bericht bestätigt, dass bei der möglichen Erweiterung des Sicherheitsrats auch Italien
die Chance bekäme, seiner Meinung bei wichtigen internationalen Themen außerhalb der
EU Gehör zu verschaffen. Deshalb habe ich dafür gestimmt.

Nessa Childers (S&D),    schriftlich. – Es ist wichtig, dass Europa in dieser Zeit seine
Verpflichtung gegenüber, und seine Zusammenarbeit mit internationalen Bewegungen
wie der VN bekräftigt. Dass das Europäische Parlament der VN Aufmerksamkeit schenkt,
ist von größter Wichtigkeit.
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Diogo Feio (PPE),    schriftlich. – (PT) Die Zeit, in der wir leben, verdeutlicht, dass es
notwendig ist, die Mitgliedstaaten und die Europäische Union in den verschiedensten
Situationen und Angelegenheiten zu verbinden. Diese Zusammenarbeit ist auch in den
Vereinten Nationen (VN) von großer Bedeutung. Ich würde sogar sagen, dass dies
grundlegend ist, um sicherzustellen, dass die europäischen Interessen und Werte in der
größten und einflussreichsten internationalen Organisation verteidigt und gewahrt werden.

Ungeachtet zukünftiger Veränderungen bezüglich der Vertretung der Union in den VN,
und insbesondere im Sicherheitsrat – diese Debatte läuft noch –, besteht zunehmend die
Notwendigkeit, die Anstrengungen der europäischen Länder zu bündeln, um neben den
Auslandsvertretungen der Union eine gemeinsame Kapazität für Interventionen und
Einflussnahme zu fördern. Regelmäßige Konsultationen zwischen den Botschaftern der
Mitgliedstaaten und denen der EU werden einen wichtigen Schritt auf diesem Weg darstellen.
Gleichzeitig sollte die EU dazu beitragen, die VN effizienter und transparenter zu machen
und die Verwaltung ihrer finanziellen Ressourcen zu verbessern. Die Einrichtung einer
Parlamentarischen Versammlung der Vereinten Nationen innerhalb des Systems der
Vereinten Nationen ist ein interessanter Vorschlag, der es verdient, geprüft und debattiert
zu werden.

José Manuel Fernandes (PPE),    schriftlich. – (PT) Dieser Bericht von Herrn Lambsdorff
betrifft einen Vorschlag für eine Empfehlung des Europäischen Parlaments an den Rat zur
66. Tagung der Generalversammlung der Vereinten Nationen (VN). Der Wandel der
bisherigen Weltordnung auf globaler Ebene durch Konflikte in unterschiedlichen Teilen
der Welt und die Selbstbestimmung vieler Völker, die jahrzehntelang oder sogar
jahrhundertelang unterdrückt wurden, tragen zur außergewöhnlichen Bedeutung der
kommenden Tagung der Generalversammlung der Vereinten Nationen bei. Gemäß den
Artikeln 21 und 41 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union muss das
Europäische Parlament diese Tagung nutzen, um seinen Standpunkt zu einer Reihe von
Themen vorzutragen: nicht zuletzt die Rolle der EU im VN-System; die EU und Global
Governance; Freiheit, Sicherheit und Recht; Entwicklung; Menschenrechte; und
Klimawandel. Ich stimme deshalb mit den oben genannten Vorschlägen des Berichterstatters
überein, sowie mit der Notwendigkeit, eine Diskussion über die Rolle der Parlamente und
nationalen Versammlungen im VN-System anzuregen und eine Parlamentarische
Versammlung der Vereinten Nationen einzurichten.

João Ferreira (GUE/NGL),    schriftlich. – (PT) Der Bericht befürwortet, dass die
Europäische Union einen Sitz in der Generalversammlung der Vereinten Nationen (VN)
und einen ständigen Sitz im Sicherheitsrat erhält. In letzter Zeit sind zahlreiche Stimmen
laut geworden, die diese Idee begrüßen, unterstützt von den Änderungen, die mit dem
Vertrag von Lissabon eingeführt wurden, insbesondere die Verleihung einer
„Rechtspersönlichkeit“ an die EU. Dies sind Änderungen, deren Legitimität wir immer in
Frage gestellt haben. Diese Forderung – und diese untergräbt den Geist der Organisation:
einer Organisation von Staaten und nicht von supranationalen Organisationen – wurde
nicht mit der Absicht gestellt, die Arbeit der VN demokratischer zu machen oder eine neue
Weltordnung zu schaffen, die fairer und friedlicher ist.

Das Bündnis der EU mit der Organisation des Nordatlantikvertrags (NATO) und den
Vereinigten Staaten, um Kriege zu führen und Aggressionsakte in Ländern wie Libyen zu
verüben, belegt dies. Es sind die grundlegenden Prinzipien der VN-Charta, wie das
Nichteingreifen in die inneren Angelegenheiten anderer Staaten, die Achtung ihrer
Souveränität und Unabhängigkeit und die Anerkennung ihres Rechts auf Entwicklung,
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welche die EU gefährdet hat. Die Souveränität liegt beim Volk und die Völker der EU haben
ihre Souveränität nicht an diese EU abgegeben, die sich zunehmend antisozial und
antidemokratisch verhält.-

Ilda Figueiredo (GUE/NGL),    schriftlich. – (PT) Dieser Bericht stellt wieder die inakzeptable
Forderung nach einem Sitz der Europäischen Union in der Generalversammlung der
Vereinten Nationen (VN) und einem ständigen Sitz im Sicherheitsrat, infolge des
antidemokratischen Vertrags von Lissabon und der „Rechtspersönlichkeit“, die dadurch
geschaffen wurde. Das Europäische Parlament stellt diese Forderung nicht mit der Absicht,
die Arbeit des VN-Gremiums demokratischer zu machen oder eine neue, fairere
Weltordnung zu schaffen.

Wie kann eine EU, die im Bündnis mit der Organisation des Nordatlantikvertrags (NATO)
und den Vereinigten Staaten Kriege führt und das Völkerrecht und die VN-Charta in Libyen
verletzt, dazu beitragen, dass die VN demokratischer wird oder zum Frieden und Fortschritt
der Menschheit? Wie kann die EU zum Nichteingreifen in die inneren Angelegenheiten
von anderen Staaten und zur Achtung deren Souveränität und Unabhängigkeit sowie zu
deren Recht auf Entwicklung – Rechte, die in der VN-Charta und im Völkerrecht verankert
sind – beitragen, wenn sie zusammen mit dem Internationalen Währungsfonds (IWF) den
Arbeitnehmern und der Bevölkerung in Portugal ein beispielloses Aggressionsprogramm
auferlegt und sich ihrer Ressourcen bemächtigt? Sie kann es nicht.-

Die Souveränität liegt beim Volk und die Völker Europas haben ihre Souveränität nicht an
eine EU abgegeben, die sich zunehmend antisozial und antidemokratisch verhält.

Monika Flašíková Beňová (S&D),    schriftlich. – (SK) Die Europäische Union sollte eine
aktivere Rolle dabei spielen, die Vereinten Nationen dahingehend umzugestalten, dass sie
wirksam zu globalen Lösungen, zu Frieden und Sicherheit, Demokratie und zu einer auf
der Rechtsstaatlichkeit basierenden Weltordnung beitragen können. Es besteht die
Notwendigkeit, Multilateralismus als das vorrangige strategische Anliegen der Union
voranzutreiben und die Kohärenz und Sichtbarkeit der EU als globaler Akteur bei den
Vereinten Nationen zu stärken. Der stattfindende Wandel der Weltordnung stellt die EU
vor die Herausforderung, sich aktiver auf derzeitige und aufstrebende Weltmächte und
andere bilaterale und multilaterale Partner zu konzentrieren, um wirksame Lösungen für
Probleme zu fördern, von denen sowohl die Bürgerinnen und Bürger der Europäischen
Union als auch die ganze Welt betroffen sind.

Lorenzo Fontana (EFD),    schriftlich. – (IT) In dem debattierten Dokument werden die
Prioritäten der Europäischen Union festgelegt, die sie an die Generalversammlung der
Vereinten Nationen herantragen wird. Bei dem wichtigsten Punkt, der nun schon seit
einiger Zeit diskutiert wird, handelt es sich um die Reform des Sicherheitsrats. Der Vorschlag
eines Sitzes der Europäischen Union, den die Mitgliedstaaten abwechselnd besetzen, scheint
eine exzellente Idee zu sein. Deshalb unterstütze ich den Bericht.

Juozas Imbrasas (EFD),    schriftlich. – (LT)Ich habe das Dokument unterstützt, da es einen
wirksamen Multilateralismus als das vorrangige strategische Anliegen der Union vorantreibt
und die Kohärenz und Sichtbarkeit der EU als globaler Akteur bei den Vereinten Nationen
stärkt, unter anderem indem die Konsultationen innerhalb der EU zu VN-Themen besser
koordiniert werden und eine stärkere Einbeziehung von Nicht-EU-Staaten in ein breites
Spektrum von Themen gefördert wird. Es unterstützt auch den Austausch mit den
strategischen Partnern der EU innerhalb des Systems der Vereinten Nationen und verleiht
den strategischen Partnerschaften durch die Einbeziehung globaler Fragen in die
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Tagesordnungen für die bilateralen und multilateralen Gipfeltreffen der EU eine multilaterale
Dimension und trägt zur Verbesserung der Effizienz und Transparenz der Vereinten
Nationen bei und verbessert deren Verwaltung der finanziellen Ressourcen.

Des Weiteren beschäftigt es sich mit wichtigen Themen, wie der Stärkung der Rolle des
Internationalen Strafgerichtshofs und der internationalen Strafgerichtsbarkeit, der Förderung
der Rechenschaftspflicht, der Beendigung der Straffreiheit und der Stärkung der Strukturen
für die Krisenprävention und ihre Wirksamkeit innerhalb des Entwicklungsprogramms
der Vereinten Nationen, um diese Organisation zu einem führenden globalen Akteur im
Bereich Krisenprävention und Wiederaufbau umzugestalten. Es unterstreicht auch den
Bedarf an einer engen Zusammenarbeit zwischen der EU und den Vereinten Nationen im
Bereich der zivilen und militärischen Krisenbewältigung, insbesondere bei der humanitären
Katastrophenhilfe, und den Bedarf an einer grundlegenden Reform der Internationalen
Atomenergie-Organisation (IAEO), indem ihre zweifache Aufgabenstellung, die darin
besteht, den Einsatz von Kernenergie zu kontrollieren und ihn gleichzeitig zu fördern,
beendet wird und die Zuständigkeit der IAEO darauf beschränkt wird, die
Atomenergiewirtschaft zu überwachen sowie die Einhaltung des Vertrags über die
Nichtverbreitung von Kernwaffen zu überprüfen, sowie andere wichtige Themen, mit
denen ich generell einverstanden bin und die ich unterstütze.

Agnès Le Brun (PPE),    schriftlich. – (FR) Im Vorfeld der 66. regulären Tagung der
Generalversammlung der Vereinten Nationen hat das Europäische Parlament wie üblich
Empfehlungen an den Rat abgegeben, welcher die Mitgliedstaaten repräsentiert, die die
einzigen vollwertigen Mitglieder der Organisation darstellen. Dieses Jahr wird die Union
allerdings ihren neuen „Super-Beobachter“-Status nutzen können, der ihr spezielle Rechte
überträgt, um sich während der Sitzungen zu Wort zu melden. Ich habe für diese
Entschließung gestimmt, da sie den neuen Ambitionen der Union auf internationaler Ebene
entspricht. Der Vertrag von Lissabon überträgt der EU neue Privilegien, bestätigt die
Entwicklung ihrer internationalen Kapazitäten und stellt neue Instrumente zur Verfügung.
Infolge dieses Rechtsakts muss die Union diese neuen Ambitionen im Dienste des effektiven
Multilateralismus nutzen, wobei ihre Werte uneingeschränkt im Mittelpunkt stehen. Er
fordert auch eine Stärkung der Global Governance, in einer Zeit, in der globale
Herausforderungen globale Lösungen erfordern. Schlussendlich konzentriert er sich auf
Kernthemen, die die Union – wie es üblich ist – vorantreiben muss: Entwicklung,
Menschenrechte und Klimawandel.

Clemente Mastella (PPE),    schriftlich. – (IT) Der sich gegenwärtig vollziehende Wandel
der Weltordnung stellt die Europäische Union vor die Aufgabe, aktiver den Kontakt zu
den derzeitigen und aufstrebenden Weltmächten zu pflegen, um die Vereinten Nationen
dahingehend umzugestalten, dass sie wirksam zu globalen Lösungen beitragen können:
zu Frieden, Sicherheit, Demokratie und zu einer auf Rechtsstaatlichkeit basierenden
Weltordnung. Dies bildet den wesentlichen Ausgangspunkt, um sich mit Themen zu
beschäftigen wie dem Klimawandel und der Umweltzerstörung, der Universalität und
Unteilbarkeit der Menschenrechte, der Armutsbekämpfung und der Entwicklung für alle,
den Auswirkungen des demografischen Wandels und der Migration sowie der organisierten
Kriminalität.

Dank des Vertrags von Lissabon haben wir nun dauerhafte Strukturen für eine Vertretung
nach außen. Das ermöglicht uns, gemäß unserem hervorragenden wirtschaftlichen Status
eine internationale Rolle zu spielen und als globaler Akteur aufzutreten, der in der Lage
ist, die Verantwortung für die Sicherheit auf der ganzen Welt mit zu tragen. Es ist unsere
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Aufgabe, unsere Interessen und strategischen Ziele klar zu definieren, um effektiv handeln
zu können. Die Europäische Union stellt weltweit am meisten Entwicklungshilfe zur
Verfügung und ist der hauptsächliche Partner der Vereinten Nationen in Krisensituationen
und Situationen nach Krisen. Wir fühlen uns daher verpflichtet, einen wirksamen
Multilateralismus als das vorrangige strategische Anliegen der Union voranzutreiben und
die Kohärenz und Sichtbarkeit der EU als globaler Akteur zu stärken.

Nuno Melo (PPE),    schriftlich. – (PT) Die EU darf ihre Rolle als führender Akteur auf der
Weltbühne in keiner Beziehung vernachlässigen. Von daher muss sie ihre Rolle in allen
multilateralen Organisationen und insbesondere bei den Vereinten Nationen (VN) stärken,
wo sie infolge der Gründung des Europäischen Auswärtigen Dienstes (EAD) eine zunehmend
aktive Rolle spielen muss. In Anbetracht der Tatsache, dass internationale Partnerschaften
bei der Verwirklichung von gemeinsam festgelegten globalen Zielen behilflich sind; dass
die EU weltweit am meisten Entwicklungshilfe zur Verfügung stellt und ein hauptsächlicher
Partner der Vereinten Nationen bei der Unterstützung ihrer Arbeit über alle drei Säulen
hinweg ist, sowie in Krisensituationen und Situationen nach Krisen; und dass die Beiträge
der Mitgliedstaaten sich auf 38 % des regulären Haushalts der VN belaufen, sind wir der
Ansicht, dass eine solide und stabile Partnerschaft zwischen der EU und den VN grundlegend
für die Arbeit der UN und der Schlüssel für die Rolle der EU als globaler Akteur ist.

Alexander Mirsky (S&D),    schriftlich. – Im Sinne der bisherigen Praxis erstellt der
Ausschuss für auswärtige Angelegenheiten Empfehlungen des Parlaments an den Rat für
die Tagung der Generalversammlung der Vereinten Nationen. Nach meinem Verständnis
sind die Prioritäten des Europäischen Parlaments Folgende: eine verstärkte Rolle der EU
im System der Vereinten Nationen, unter Berücksichtigung der institutionellen
Veränderungen durch den Vertrag von Lissabon; die Notwendigkeit für Leitlinien zur
Sicherstellung von ordentlichen Konsultationen zwischen Botschaftern der Mitgliedstaaten,
um Uneinigkeit in den Erklärungen der EU wie im Fall von Libyen zu vermeiden; ein
angemessenes Budget für das VN-Gremium für die Gleichstellung (UN WOMEN); eine
weitere Stärkung der Rolle des Internationalen Strafgerichtshofs; Unterstützung für die
VN-Gruppe zur Unterstützung von Vermittlungsbemühungen (MSU) und eine Schlüsselrolle
für den EAD in diesem Zusammenhang; Verbesserung der Beziehungen zwischen der
Kommission für Friedenskonsolidierung der Vereinten Nationen und der Partnerschaft
zur Friedensbildung der EU; und zuletzt eine stärkere EU-Führung im Bereich der globalen
Klima-Governance. Alle oben genannten Themen kommen zum richtigen Zeitpunkt, und
ich habe dafür gestimmt.

Justas Vincas Paleckis (S&D),    schriftlich. – Ich habe für diesen Vorschlag gestimmt, da
er einen umfangreichen Überblick der aktuellen globalen Themen in der EU und den VN
gibt und die Herausforderungen und die Chancen, die sich der EU stellen, darlegt. Er hat
sich auch mit soliden und weitreichenden Vorschlägen für die EU in zahlreichen Bereichen
auf internationaler Ebene beschäftigt, wie dem Austausch mit den strategischen Partnern
der EU innerhalb des Systems der Vereinten Nationen, der Gewährleitung der wichtigen
Rolle des EAD, der Stärkung des Friedens, der Sicherheit und des Rechts und dem Kampf
gegen den Klimawandel. Ich glaube, dass diese Themen momentan auf internationaler
Ebene entscheidend sind. Die EU muss sich deshalb beteiligen und eine maßgebliche Rolle
bei all diesen Aspekten spielen. Deshalb unterstütze ich diesen Vorschlag und empfehle
dem Rat, dass er diesen Bericht sorgfältig prüft.

Maria do Céu Patrão Neves (PPE),    schriftlich. – (PT)Ich habe für diesen Bericht gestimmt,
da ich mit den Empfehlungen übereinstimme, die dem Rat bezüglich der 66. Tagung der
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Generalversammlung der Vereinten Nationen (VN) unterbreitet werden. Auch ich bin der
Meinung, dass die Rolle der VN gestärkt werden sollte. In der Tat, und wie der
Berichterstatter erwähnt, kommt der Europäischen Union in VN-Gremien nicht genügend
Bedeutung zu, wenn man berücksichtigt, welch wesentliche Beiträge die EU und ihre
Mitgliedstaaten leisten. Der Rat muss sich bei den VN mehr Gehör verschaffen, während
er dort gleichzeitig für stärkere Koordination hinsichtlich der Verwirklichung der EU-Ziele
sorgen muss und größere Kohäsion zwischen den Standpunkten der Mitgliedstaaten
unterstützen muss. Ich stimme mit der Forderung des Berichterstatters überein, dass die
Vizepräsidentin der Kommission und Hohe Vertreterin der Union für Außen- und
Sicherheitspolitik sowie der Präsident des Europäischen Rates die Erweiterung der
Beobachterrechte der EU zu einer strategischen Priorität machen und größere Präsenz bei
den VN zeigen müssen, indem sie Konsultationen mit den Regierungen von Drittländern,
die Mitglied der VN sind, intensivieren.

Raül Romeva i Rueda (Verts/ALE),    schriftlich. – Ich stimme dafür. Wir empfehlen, dass
der Rat einen wirksamen Multilateralismus als das vorrangige strategische Anliegen der
Union voranreibt und die Kohärenz und Sichtbarkeit der EU als globaler Akteur bei den
Vereinten Nationen stärkt, unter anderem indem die Konsultationen innerhalb der EU zu
VN-Themen besser koordiniert werden und eine stärkere Einbeziehung von
Nicht-EU-Staaten in ein breites Spektrum von Themen gefördert wird. Die
Vizepräsidentin/Hohe Vertreterin (VP/HV) sollte ermächtigt werden, Leitlinien für die
regelmäßigen Konsultationen zwischen den Botschaftern der Mitgliedstaaten und den
EU-Botschaftern auszuarbeiten, insbesondere zwischen denen, die auf multilateraler Ebene
an Orten wie Genf und New York arbeiten, sodass die EU ihre VN-Agenda erfolgreich
verfolgen und den Erwartungen der Mitglieder der Vereinten Nationen an ihre
Handlungsfähigkeit gerecht werden kann. Größere Kohärenz sollte sowohl innerhalb des
Systems der Vereinten Nationen als auch zwischen den Standpunkten der
EU-Mitgliedstaaten, den Kandidatenländern und den potenziellen Kandidatenländern
gefördert werden, um das Potenzial, das der Vertrag von Lissabon bietet, bestmöglich
auszuschöpfen, damit der Einfluss der EU durch die koordinierte und strategische Nutzung
ihrer verschiedenen und unterschiedlichen Ansatzpunkte (der EU und der Mitgliedstaaten)
verstärkt wird. Ihre Fähigkeit, mit anderen regionalen Gruppierungen zu verhandeln, sollte
rasch gestärkt werden und die EU-Vertreter sollten mit einem geeigneten Mandat ausgestattet
werden, damit sie im Namen der Mitgliedstaaten wirksam verhandeln können.

Licia Ronzulli (PPE),    schriftlich. – (IT) Hinsichtlich der 66. Tagung der
Generalversammlung der Vereinten Nationen unterstütze ich den Standpunkt, dass das
Parlament den Rat dazu anhalten sollte, eine führende Rolle bei der Verwirklichung der
Millenniums-Entwicklungsziele zu spielen. In der Tat müssen wir eine Debatte darüber
beginnen, wie wir das Engagement der internationalen Gemeinschaft für eine nachhaltige
Entwicklung und die Armutsbekämpfung unterstützen können – welches auch nach 2015
noch bestehen muss. Fortschritte in Bezug auf den Aufbau staatlicher Strukturen,
demokratisches Regierungshandeln und Konfliktprävention zu erzielen und die gebotenen
Maßnahmen zur Bekämpfung von Korruption, Steuerhinterziehung und Kapitalflucht
anzunehmen, hat absolute Priorität.

Nikolaos Salavrakos (EFD),    schriftlich. – (EL) Ich habe für den Bericht von
Herrn Lambsdorff gestimmt, weil ich der Ansicht bin, dass die Herausforderungen, denen
die EU in einer sich rasch verändernden Welt gegenübersteht, koordinierte Maßnahmen
auf internationaler Ebene erfordern. Die EU hat mit dem Vertrag von Lissabon mehr und
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verbesserte Möglichkeiten für ihre externe Vertretung erhalten, und eine Zusammenarbeit
mit den VN und anderen internationalen Organisation ist im Krisenmanagement, zur
Friedenserhaltung und -schaffung und im Umgang mit internationalen Herausforderungen,
wie den jüngsten Ereignissen in Japan, sowohl wünschenswert als auch notwendig.

Michèle Striffler (PPE),    schriftlich. – (FR) Als Verfasserin der Stellungnahme des
Entwicklungsausschusses zu diesem Bericht bin ich erfreut, dass er heute vom Plenum des
Europäischen Parlaments angenommen wurde. Es ist wichtig, zu bekräftigen, dass die
Anstrengungen der verschiedenen Gremien der Vereinten Nationen aufeinander abgestimmt
werden müssen, damit die Wirtschaftlichkeit und Wirksamkeit der entwicklungspolitischen
Maßnahmen besser gefördert werden können. Die Entwicklungshilfe der Vereinten Nationen
muss sich insbesondere auf die Verwirklichung der Millenniums-Entwicklungsziele
konzentrieren, mit besonderem Schwerpunkt auf den am wenigsten entwickelten Ländern.

Bericht: Jean-Pierre Audy (A7-0160/2011)

Luís Paulo Alves (S&D),    schriftlich. – (PT)Ich stimme für diesen Bericht, erstens da er
die Kommission dafür kritisiert, dass sie ihre Mitteilung mit Verspätung erst am
9. Februar 2011 vorgelegt hat, obwohl sie sie spätestens im Jahr 2010 vorlegen hätte
müssen, und weil ich, wie der Herr Berichterstatter, die Schwächen der Mitteilung der
Kommission hinsichtlich neuer Entwicklungen bedaure. Ich bedaure auch den Mangel an
guten Ergebnissen hinsichtlich kleiner und mittlerer Betriebe. Ich erkenne jedoch an, dass
die gemeinsamen Technologieinitiativen zur verstärkten Wettbewerbsfähigkeit der
europäischen Industrie beitragen, obwohl die bereits bestehen legalen und administrativen
Hindernisse rasch beseitigt werden müssen.

Laima Liucija Andrikienė (PPE),    schriftlich. – (LT)Ich habe für diese wichtige
Entschließung über die Zwischenbewertung des 7. Rahmenprogramms der
Europäischen Union für Forschung, technologische Entwicklung und Demonstration
gestimmt. Durch die Annahme dieser Entschließung sendet das Europäische Parlament
der Europäischen Kommission eine eindeutige Botschaft hinsichtlich der zukünftigen
Umsetzung des Rahmenprogramms für Forschung. Einer der wichtigsten Vorschläge, den
auch ich unterstütze, ist die Vereinfachung der administrativen Anforderungen für Projekte,
die gemäß diesem Programm umgesetzt werden. In der Tat liegt eine der vermerkten
Schwierigkeiten in der Komplexität und der Last der Verwaltungsverfahren, was zur Folge
hat, dass sich die Forscher von der europäischen Finanzierung ab- und den nationalen
Finanzierungen zuwenden und Europa für die Forschung unattraktiv wird. Es ist auch sehr
wichtig, die Forschungs- und Entwicklungspolitik im Interesse einer gleichmäßigen
Verteilung der Forschung auf alle Hochschulen stärker an kleinen Gebietseinheiten
auszurichten. Die Verbindung zu den Exzellenzzentren, die sich häufig im städtischen
Raum befinden, könnte dadurch erfolgen, dass virtuelle Beziehungen, z. B. über ständige
Videokonferenzen und eine intelligente Verknüpfung der ausgelagerten Forschungszentren
mit den Exzellenzzentren, intensiviert werden.

Elena Oana Antonescu (PPE),    schriftlich. – (RO) Das 7. Rahmenprogramm der
Europäischen Union für Forschung, technologische Entwicklung und Demonstration ist
im Weltmaßstab das umfangreichste Instrument zur Unterstützung der Forschung und
stellt das Hauptinstrument der Forschungspolitik der Europäischen Union dar. Forschung
bedeutet die Umsetzung wirtschaftlicher Faktoren in Kenntnisse, während Innovation
umgekehrt die Umsetzung von Kenntnissen in wirtschaftliche Faktoren bedeutet. Die EU
und ihre Mitgliedstaaten müssen die Mittel aufbringen, die ihnen eine gemeinsame Reaktion
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auf die großen gesellschaftlichen, wirtschaftlichen, ökologischen, demografischen und
ethischen Herausforderungen ermöglicht, vor denen die Staaten Europas stehen,
insbesondere Bevölkerungsalterung und Gesundheit, Nahrungsmittelversorgung,
nachhaltige Entwicklung und die großen ökologischen Herausforderungen.

Ein besseres Verhältnis zwischen Hochschulen, Forschung und Industrie ist im Hinblick
auf eine bessere Umsetzung der Forschungsergebnisse in Erzeugnisse und Dienstleistungen
unerlässlich, die zum wirtschaftlichen Wachstum und zum Wohl der gesamten Gesellschaft
beitragen würde. Die Mitgliedstaaten sollten auch ihre Kommunikationsbemühungen in
Bezug auf den Einsatz neuer Technologien wie intelligenter Forschungsinformationssysteme
verstärken, um auf diese Weise anzukündigen, welche Herausforderungen sich künftig für
die Forschung stellen, und Forschungsergebnisse zu verbreiten. Aus diesem Grund habe
ich für diesen Bericht gestimmt.

Alfredo Antoniozzi (PPE),    schriftlich. – (IT) Trotz einer Reihe an Hindernissen – wie der
Wirtschaftskrise, der fortdauernden Unfähigkeit, die Lücke zu den Vereinigten Staaten zu
schließen und dem steigenden Wettbewerb der Schwellenländer – hat das
7. Rahmenprogramm (RP7) bewiesen, dass es einen Mehrwert für die europäische Forschung
und Entwicklung bieten kann. Das RP7 ist eine Chance für die Europäische Union, ihre
Forschungspolitik auf ihre wirtschaftlichen und sozialen Ziele abzustimmen, insbesondere
durch die Festigung des Europäischen Forschungsraums (EFR). Hinsichtlich des Berichts
von Herrn Audy stimme ich den Zielen zu, die in der Zwischenbewertung hervorgehoben
wurden, insbesondere in Bezug auf die Vereinfachung der verwaltungstechnischen
Verfahren, der Teilnahme der kleinen und mittleren Unternehmen im Rahmen des
Programms „Zusammenarbeit“ und der Umgestaltung und Intensivierung der Fazilität für
Finanzierungen auf Risikoteilungsbasis. Im Hinblick auf die Verhandlungen über für die
finanzielle Vorausschau ab 2014 werden diese Maßnahmen den Weg für eine
„Europäisierung“ der Forschung ebnen.

Sophie Auconie (PPE),    schriftlich. – (FR)Der Bericht meines Kollegen, Herrn Audy, über
das 7. Rahmenprogramm der Europäischen Union für Forschung, technologische
Entwicklung und Demonstration (RP7) enthüllt eine niedrige Beteiligung der KMU und
der Industrie im Allgemeinen, eine geringe Zahl an weiblichen Forschern und eine
Unterrepräsentation von einigen Mitgliedstaaten. Ich denke, dass es notwendig ist, eine
effektive Koordination der Forschung zwischen der EU und nationalen und regionalen
Behörden zu entwickeln. Aus diesem Grund habe ich für diesen hervorragenden Bericht
gestimmt.

Liam Aylward (ALDE),    schriftlich. – (GA) Das 7. Rahmenprogramm ist mit einem
Gesamthaushalt von 54,6 Mrd. EUR das weltweit größte Instrument zur Unterstützung
der Forschung und stellt definitiv den Kern der europäischen Forschungspolitik dar. Es
muss jedoch überprüft und an eine sich verändernde Welt angepasst werden, insbesondere
vor dem Hintergrund der Finanzkrise und der wechselnden steuerlichen Umstände.
Momentan erhalten irische Institutionen rund 1 Mio. EUR pro Woche aus Forschungsfonds
der EU und irische kleine und mittlere Unternehmen (KMU) haben noch weitere
Möglichkeiten. Es sind die KMU, die 70 % der Arbeitsplätze im Euroraum schaffen und der
KMU-Sektor bildet den Kern der europäischen Wirtschaft.

Deshalb muss die Transparenz erhöht und die verwaltungstechnische Last reduziert werden,
damit sich mehr KMU für die zukünftige Teilnahme an Programmen interessieren, wodurch
die Wirksamkeit der Union in Bezug auf Forschung, Entwicklung und Innovation
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gewährleistet würde. Die Vorlaufzeit bis zur Finanzhilfegewährung muss reduziert und
die europäische Zusammenarbeit und Koordination verbessert werden, um die
Fragmentierung zu beseitigen, die sich momentan negativ auf das Programm auswirkt.

Zigmantas Balčytis (S&D),    schriftlich. – (LT) Am 23. und 24. März 2000 hat der
Europäische Rat von Lissabon der Europäischen Union (EU) ein ehrgeiziges strategisches
Ziel gesetzt: nämlich bis 2010 zum wettbewerbsfähigsten und dynamischsten
wissensbasierten Wirtschaftsraum der Welt zu werden. Die zentrale Rolle, die die Forschung
innerhalb dieser Strategie spielt, wurde anerkannt. Mit einem Haushalt von rund
54 Mrd. EUR für den Zeitraum 2007-2013 ist das 7. Rahmenprogramm (RP7) zu einem
der weltweit größten Programme zur Unterstützung der Forschung geworden und stellt
das hauptsächliche Instrument im Rahmen der europäischen Forschungspolitik dar. Sein
Ziel ist es, der EU zu ermöglichen, auf die großen Herausforderungen der Gesellschaft
(demografische Alterung und Gesundheit, Energie-, Wasser- und Lebensmittelversorgung,
nachhaltige Entwicklung, Bekämpfung der Klimaänderung usw.) zu reagieren, die sämtliche
Mitgliedstaaten betreffen und auf die sie allein nicht zu antworten vermögen, und das
Wissen zu entwickeln, mit dem unsere Unternehmen innovativer arbeiten und ihre
Wettbewerbsfähigkeit stärken können. In diesem Bericht führt das Europäische Parlament
eine Zwischenbewertung durch, um sicherzustellen, dass das RP7 den Bedürfnissen der
europäischen Politik entspricht. Ich stimme zu, dass es für die Sicherstellung der maximalen
Wirksamkeit dieses Programms notwendig ist, komplizierte und belastende
Verwaltungsverfahren zu vereinfachen, um so erfolgreich einen Europäischen
Forschungsraum zu schaffen.

Jean-Luc Bennahmias (ALDE),    schriftlich. – (FR) Das 7. Rahmenprogramm der
Europäischen Union ist äußerst wichtig, um den europäischen Mehrwert in Bezug auf
Forschung, Entwicklung und Innovation zu erhöhen, zu einer Zeit, in der Europa in diesen
Bereichen hinter den Vereinigten Staaten her hinkt und den Vorsprung verliert, den es vor
den Schwellenländern hatte. Deshalb dient dieser Bericht dazu, die Bedeutung eines
unbekannten Programms hervorzuheben, während er Änderungen fordert: nämlich die
zu stark belastenden administrativen und finanziellen Regelungen und die niedrige
Erfolgsrate zu ändern, die dieses Programm immer noch zu kostspielig für kleine und
mittlere Unternehmen (KMU) machen, in einer Zeit, in der sie eine wichtige Rolle dabei
spielen, Forschungsergebnisse in Produkte und Dienstleistungen umzuwandeln, und eine
bessere Zusammenarbeit und Koordination zwischen unterschiedlichen Interessenvertretern
sicherzustellen, in einer Zeit, in der die Finanzierung der Forschung immer noch auf
nationale und europäische Mittel aufgeteilt ist. Dies sind einige Initiativen, die uns endlich
in die Lage versetzen könnten, das Ziel einer Finanzierung von Forschung und Entwicklung
mit 3 % des BIP bis zum Jahr 2020 zu erreichen, das bei Weitem noch nicht erreicht ist,
insbesondere in Frankreich, ein Land das immer noch lediglich 2 % seines BIP für F&E
aufwendet.

Sergio Berlato (PPE),    schriftlich. – (IT) Im März 2000 hat der Rat der Europäischen Union
das ehrgeizige Ziel gesetzt, bis 2010 zum „wettbewerbsfähigsten und dynamischsten
wissensbasierten Wirtschaftsraum der Welt“ zu werden. Die zentrale Rolle, die die Forschung
innerhalb dieser Strategie spielt, wurde anerkannt. Ich denke, dass eine Untersuchung der
Bewertung des 7. Rahmenprogramms (RP7) für Forschung und technologische Entwicklung
eine Möglichkeit bietet, die wertvolle Bindung zwischen Wissen, Bildung und Forschung
zu verfestigen. Über die Jahre ist das RP7 weltweit zu einem der größten Programme zur
Unterstützung der Forschung geworden und stellt das hauptsächliche Instrument in der
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Forschungspolitik der EU dar. Es bietet der EU auch eine Möglichkeit, ihre Forschungspolitik
an die wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Ziele anzupassen, indem sie den europäischen
Forschungsraum festigt.

Meiner Ansicht nach gibt es zwei Hauptaspekte, auf die sich die Bewertung besonders
konzentrieren sollte: die Bewältigung der Probleme in Bezug auf die Last und Komplexität
der Verwaltungsverfahren, was zur Folge hat, dass sich die Forscher von der europäischen
Finanzierung ab- und den nationalen Finanzierungen zuwenden. Dazu kommt, dass die
Teilnahme von kleinen und mittleren Unternehmen am Rahmenprogramm trotz der
Fortschritte in den letzten Jahren erhöht werden sollte, damit sie die Fähigkeiten entwickeln
können, die es ihnen ermöglichen würden, ihre Wettbewerbsfähigkeit zu steigern.-

Izaskun Bilbao Barandica (ALDE),    schriftlich. – (ES) Ich habe für die Entschließung
gestimmt, weil die Strategie Europa 2020 Forschung und Innovation als entscheidend für
die Bewältigung der Krise mithilfe von intelligentem, nachhaltigen und integrativen
Wachstum ansieht. Damit dies geschieht, muss das 7. Rahmenprogramm ab 2013 eine
stärkere Finanzierung erhalten. Die Mitgliedstaaten müssen sich dazu verpflichten, mit
den Programmen fortzufahren, da es eine verstärkte Zusammenarbeit zwischen
Technologie-Plattformen, Universitäten und der Industrie sowie eine weitere Vereinfachung
der Verfahren geben muss, um die Schwierigkeiten zu beseitigen, denen Klein- und
Mittelbetriebe beim Zugang zu Forschungs- und Entwicklungsprogrammen
gegenüberstehen.

Mara Bizzotto (EFD),    schriftlich. – (IT) Der Bericht von Herrn Audy über die
Zwischenbewertung des 7. Rahmenprogramms der Europäischen Union für Forschung,
technologische Entwicklung und Demonstration enthält sicherlich einige erfreuliche
Aspekte. Beispielsweise beleuchtet er die Tatsache, dass das Programm bisher bei Klein-
und Mittelbetrieben eine niedrige Erfolgsquote erzielt hat und erwägt auch die Forderung
nach einer Kürzung der Vorlaufzeit bis zur Finanzhilfegewährung. Allerdings habe ich
mich der Stimme enthalten, da dieser Initiativbericht einen Punkt enthielt, der meines
Erachtens besonders schwach war und der es mir unmöglich machte, für den Bericht zu
stimmen. Insbesondere unterstütze ich weder die Forderung von Herrn Audy nach einer
Erhöhung der Finanzierung des Europäischen Forschungsrats, noch den Vorschlag, den
Letzteren zu einer eigenständigen Rechtspersönlichkeit mit Entscheidungsbefugnissen zu
machen, sodass er direkt für seine eigene wissenschaftliche Strategie und die administrative
Organisation zuständig wäre.

Vilija Blinkevičiūtė (S&D),    schriftlich. – (LT) Ich habe für diesen Bericht gestimmt, weil
ich denke, dass eine angemessene Zwischenbewertung des 7. Rahmenprogramms der
Europäischen Union für Forschung, technologische Entwicklung und Demonstration
besonders wichtig dafür ist, um herauszufinden, ob die Umsetzung des Programms den
gesteckten Zielen entspricht. Dieses Programm ist weltweit eines der wichtigsten Programme
zur Unterstützung der Forschung und stellt das hauptsächliche Instrument im Rahmen
der Forschungspolitik der EU dar. Darüber hinaus betont die EU in vielen Dokumenten,
die sie kürzlich angenommen hat und in denen sie ihre Entwicklungsziele und Leitlinien
für das nächste Jahrzehnt festlegt, die Bedeutung von Forschung und Innovation für die
Stärkung der europäischen Wirtschaft und dafür, dass die Letztere eine der
wettbewerbsfähigsten der Welt bleibt. Zusätzlich zu der generell positiven Bewertung lenkt
der Bericht die Aufmerksamkeit der Kommission auf viele Aspekte der Umsetzung des
Programms und macht spezifische Vorschläge, wie diese verbessert werden können.
Beispielsweise schlägt der Bericht vor, die Finanzierung des Programms zu erhöhen, macht
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aber gleichzeitig den Vorschlag, unter den Forschungsfeldern, die im Hinblick auf konkrete
Anwendungen am vielversprechendsten sind, gemeinsame Themen auszuwählen, die
einen möglichst weitreichenden Konsens unter ethischen Gesichtspunkten erlauben, damit
greifbare Resultate bei der Umsetzung dieses Programms erzielt werden.

Jan Březina (PPE),    schriftlich. – (CS) Trotz der Tatsache, dass Europa immer noch hinter
den USA her hinkt und seinen Vorsprung vor anderen Entwicklungsländern verliert,
verdeutlichen die Ergebnisse des 7. Rahmenprogramms den Mehrwert dieses europäischen
Programms für Forschung und Entwicklung in Europa. Leider gibt es bisher jedoch keine
Methode, um zu bewerten, inwieweit Projekte, die durch das 7. Rahmenprogramm finanziert
werden, das wissenschaftliche Know-how vorangebracht haben. Es ist auch notwendig,
auf das wesentliche Ungleichgewicht zwischen der Teilnahme von Unternehmen aus alten
und neuen Mitgliedstaaten hinzuweisen. Auch die Beteiligung insbesondere von Klein-
und Mittelbetrieben bleibt weiterhin relativ gering. Die Situation könnte durch eine
Vereinfachung der administrativen und finanziellen Bestimmungen verbessert werden.

Es ist vonnöten, die Bedeutung der gemeinsamen Technologieinitiativen (GTI) für die
Wettbewerbsfähigkeit der europäischen Industrie hervorzuheben. Darüber hinaus ist es
notwendig, die rechtlichen und administrativen Hindernisse (Rechtssubjektivität, Regeln
zur Finanzierung und manchmal auch intellektuelles Eigentum) hervorzuheben, die viele
maßgebliche Akteure aus der Forschung sowie KMU abschrecken könnten, teilzunehmen.
Wir müssen die Situation ändern, in der die Finanzierung der Forschung in Europa zu
fragmentiert ist, während es viele Finanzierungsmöglichkeiten in den Mitgliedstaaten gibt
und die EU unterschiedliche Prioritäten, Bewertungskriterien, Begriffsbestimmungen und
Verfahren anwendet, die unweigerlich zu Überschneidungen, Konfusion und Fehlern
führen.

Maria Da Graça Carvalho (PPE),    schriftlich. – (PT) In Anbetracht der immer noch prekären
wirtschaftlichen Lage nach der Finanzkrise, die Europa erschüttert hat, erwähnt der
Berichterstatter in seiner Zwischenbewertung wichtige Aspekte, die verbessert werden
sollten, um die zur Verfügung stehenden öffentlichen Gelder so effizient wie möglich zu
nutzen. Ich stimme mit dem Schwerpunkt überein, den der Berichterstatter auf zwei Themen
legt, welche für die zukünftige europäische Forschung sehr wichtig sind: die weitere
Vereinfachung von Zahlungen zwischen der Europäischen Kommission und anderen
Körperschaften und die erhöhte Beteiligung von Klein- und Mittelbetriebe und der Industrie
im Allgemeinen, an der Reaktion auf die großen gesellschaftlichen Herausforderungen.

Lara Comi (PPE),    schriftlich. – (IT) Die Einstimmigkeit bei der Abstimmung im Ausschuss
zu diesem wichtigen Bericht und die heutige Abstimmung zeigen wieder einmal, dass das
Parlament in der Lage ist, eine eindeutige, entschlossene Haltung zu Themen einzunehmen,
die für die Bürgerinnen und Bürger sowie für Unternehmen von großer Bedeutung sind.
Ich denke, dass der Bericht die entscheidenden Aspekte des 7. Rahmenprogramms wirklich
hervorhebt. Er macht auch fundierte Vorschläge, um sicherzustellen, dass die verbleibenden
Geldmittel so vergeben werden, dass sie einen realen Beitrag zur Steigerung der
Wettbewerbsfähigkeit und zur Qualität des europäischen Marktes leisten. Meiner Ansicht
nach besteht die wichtigste Herausforderung immer noch darin, die Verwaltungsverfahren
zu vereinfachen und die Bürokratie abzubauen, wenn wir wirklich gewährleisten möchte,
dass unsere Unternehmen – und insbesondere Klein- und Mittelbetriebe – Zugang zu
Finanzierungsmöglichkeiten erhalten. Wir müssen diese Geldmittel nutzen, um unsere
Fähigkeit, auf integrative Art und Weise zu arbeiten, zu verbessern, indem wir
öffentlich-private Partnerschaften stärken, Anreize für interregionale Cluster schaffen und
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eine gute Koordination zwischen Kohäsionsfonds und Fonds für Forschung und Innovation
gewährleisten.

Rachida Dati (PPE),    schriftlich. – (FR) Dieser Bericht hilft uns, die Aufmerksamkeit auf
die Faktoren zu lenken, die entscheidend sind, um die Anforderungen der zukünftigen
Forschung in Europa zu erfüllen, insbesondere im Zusammenhang mit den Zielen der
Strategie Europa 2020. Es ist nun notwendig geworden, den übermäßigen
Verwaltungsaufwand zu reduzieren, um insbesondere die Teilnahme von KMU am
7. Rahmenprogramm zu fördern. Darüber hinaus ist es unerlässlich, dass die EU-Programme
jederzeit die Vorteile von Forschung und Innovation vereinen, zugunsten der Bildung und
der Schaffung von Arbeitsplätzen.

Marielle De Sarnez (ALDE),    schriftlich. – (FR) Das 7. Rahmenprogramm für Forschung
und Entwicklung für den Zeitraum 2007-2013 wurde einer Zwischenbewertung durch
das Europäische Parlament unterzogen. Dies ist eine Möglichkeit, um die
Europäische Kommission daran zu erinnern, wie wichtig es ist, die richtigen Entscheidungen
zu treffen, wenn für die Zukunft Europas in Forschung und Innovation investiert wird.
28,5 Mrd. EUR müssen noch für die Jahre 2011, 2012 und 2013 verplant werden. Diese
Summe muss prioritär an Projekte vergeben werden, die KMU und die Industrie im
Allgemeinen vorgeschlagen haben, insbesondere im Bereich der Energieversorgung, der
nachhaltigen Entwicklung und im Kampf gegen den Klimawandel. Wir müssen für eine
bessere Forschungsinfrastruktur innerhalb der Europäischen Union sorgen, wobei wir das
Prinzip der Exzellenz wahren, welches Europa ermöglicht, die besten Forscher der Welt
anzuziehen.

Christine De Veyrac (PPE),    schriftlich. – (FR) 2010 hat die EU das Ziel der Strategie von
Lissabon, 3 % ihres BIP für Forschung und Entwicklung auszugeben, nicht erreicht. Das
Ziel wurde in der Strategie Europa 2020 bekräftigt, aber die EU muss nun die Mittel finden,
um dieses Ziel zu erreichen, wenn sie eine international wettbewerbsfähige Volkswirtschaft
bleiben will.

Ich begrüße die Annahme des Audy-Berichts über die Zwischenbewertung des
7. Rahmenprogramms, der die Auswirkungen der jüngsten Wirtschaftskrise berücksichtigt,
die besonders die Fähigkeit von Klein- und Mittelbetrieben beeinträchtigt hat, in Forschung
und Entwicklung zu investieren. Um Bürokratie zu vermeiden und den Zugang von
Unternehmen zu europäischer Finanzierung zu erleichtern, sind einfachere und
transparentere Verfahren absolut notwendig.

Diogo Feio (PPE),    schriftlich. – (PT) Mit der Veröffentlichung der Strategie Europa 2020
wurde deutlich, dass ein Engagement für Forschung und Entwicklung von entscheidender
Bedeutung ist, damit Europa zu Wirtschaftswachstum zurückkehren und das Spiel des
Wettbewerbs gewinnen kann. Aus diesem Grund sollte eine Bewertung des
7. Rahmenprogramms der Europäischen Gemeinschaft für Forschung, technologische
Entwicklung und Demonstration an die Ziele der Strategie Europa 2020 und ihre
Umsetzung gekoppelt sein. Ich bin überzeugt, dass Europa durch Forschung und
Entwicklung zu einer effizienten und effektiven Antwort auf das Energieproblem und auf
die Herausforderungen des Klimawandels gelangen kann sowie die europäische
Wettbewerbsfähigkeit und Produktivität verbessern kann, die uns zu einem neuen
Wachstumszyklus führt, der dieses Mal nachhaltiger ist.

José Manuel Fernandes (PPE),    schriftlich. – (PT) Dieser Bericht von Herrn Audy handelt
von der Zwischenbewertung des 7. Rahmenprogramms (RP7) der Europäischen Union
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für Forschung, technologische Entwicklung und Demonstration. Am 23. und 24. März 2000
hat der Europäische Rat von Lissabon der Europäischen Union ein Ziel gesetzt: nämlich
bis 2010 zum wettbewerbsfähigsten wissensbasierten Wirtschaftsraum der Welt zu werden.
Es war nicht möglich, dieses ehrgeizige Ziel zu erreichen. Ich hoffe, dass die Ziele der
Strategie Europa 2020 erfüllt werden, insbesondere die Zusage der EU, bis zum Jahr 2020
3 % des Bruttoinlandsprodukts (BIP) in Forschung und Entwicklung zu investieren.
Europa 2020 kann nicht bis zum nächsten mehrjährigen Finanzrahmen (MFR) warten:
Diese Strategie muss jetzt beginnen. Deshalb ist diese Bewertung von größter Bedeutung,
da 50 % der Finanzierung des RP7 noch nicht ausgegeben wurden. Aus diesem Grund
stimme ich mit dem Berichterstatter überein, insbesondere hinsichtlich der Empfehlungen
in Bezug auf die Notwendigkeit, den Mechanismus für den Zugang zu Finanzmitteln zu
vereinfachen, Verfahren einfacher und transparenter zu machen und den Klein- und
Mittelbetreiben ihren Geschäftsbetrieb zu erleichtern. Im Rahmen des Programms sollte
auch in Schwerpunktbereiche wie Gesundheit, Energie und Nuklearsicherheit investiert
und somit auf die neuen Herausforderungen von Innovation und Forschung reagiert
werden.

João Ferreira (GUE/NGL),    schriftlich. – (PT) Der Bericht führt einige wichtige Aspekte
der Zwischenbewertung des 7. Rahmenprogramms der Europäischen Union für Forschung,
technologische Entwicklung und Demonstration an. Er macht des Weiteren wichtige
Beobachtungen, wie beispielsweise, dass der Großteil der wissenschaftlichen Arbeit in der
EU immer noch von Forschern und technischem Personal – hauptsächlich jungen Leuten –
in unsicheren Arbeitsverhältnissen ausgeführt wird; der Fall Portugals ist dafür beispielhaft.

Unserer Ansicht nach besteht die Notwendigkeit, die öffentliche Forschung zu unterstützen
und die Ergebnisse auf vereinfachte Art und Weise zur Verfügung zu stellen – ohne
Bürokratie – durch die Förderung der Produktion und Geschäftstätigkeit insbesondere von
Klein- und Mittelbetrieben; der Schaffung von qualifizierten Arbeitsplätzen mit
entsprechenden Rechten; des gesellschaftlichen Fortschritts und nachhaltiger Entwicklung.
Es ist nötig, sich in den unterschiedlichsten Bereichen zu engagieren, wie unter anderem im
Bereich Energieeffizienz, neue Energiequellen, effiziente Ressourcennutzung, Recycling
und neue Herstellungsprozesse.

Wir können nicht umhin, unsere Bedenken über einige Grundsätze auszudrücken, die den
Europäischen Forschungsraum steuern. Unserer Ansicht nach sollte er sich auf
Zusammenarbeit und gegenseitigem Nutzen begründen, die momentan bestehenden
Ungleichheiten der nationalen Forschungssysteme mindern und jegliche Trends zu einer
Konzentration von wissenschaftlichen Ressourcen und Humanressourcen in den stärker
entwickelten Ländern umkehren, was das Gleiche ist wie bei den sogenannten
„Exzellenzzentren“.-

Ilda Figueiredo (GUE/NGL),    schriftlich. – (PT) Dieser Bericht führt mehrere relevante
Aspekte der Zwischenbewertung des 7. Rahmenprogramms für Forschung und
technologische Entwicklung an. Besonders wichtig ist dabei sein Anliegen, sicherzustellen,
dass 40 % der Forscher weiblich sind, da sich diese Zahl momentan nur lediglich 25,5 %
beläuft und seine Erkenntnis, dass Europa „weiter hinter den USA liegt und gegenüber den
Schwellenländern an Vorsprung verliert“. Der Bericht bedauert auch, „dass der Großteil
der in der EU ausgeführten wissenschaftlichen Tätigkeit immer noch unter prekären
Arbeitsbedingungen erfolgt“.
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Trotzdem beunruhigen uns einige Aspekte, nicht zuletzt die Grundsätze zur Steuerung
des Europäischen Forschungsraums, da er sich auf die Zusammenarbeit in echten
Netzwerken für Forschung und Zusammenarbeit konzentrieren sollte, und jegliche Trends
zu einer Konzentration der wissenschaftlichen Ressourcen und Humanressourcen in den
stärker entwickelten Ländern umkehren und die momentan bestehenden Ungleichheiten
der nationalen Forschungssysteme mindern sollte.

Innovation in Kleinst- und Kleinbetrieben sowie mittelgroßen Betriebe erfordert die
Unterstützung von öffentlicher Forschung und deren Ergebnisse müssen auf einfache
Weise zugänglich sein – ohne Bürokratie – sei es in Bezug auf Energieeffizienz, Nutzung
von neuen Energiequellen und neue Herstellungsprozesse, Recycling und eine bessere
Nutzung der Ressourcen, oder auf die Schaffung von Arbeitsplätzen mit entsprechenden
Rechten oder sei es in menschlicher und sozialer Hinsicht, zugunsten des gesellschaftlichen
Fortschritts.

Monika Flašíková Beňová (S&D),    schriftlich. – (SK) Der Bericht bewertet, ob das
7. Rahmenprogramm für Forschung und technologische Entwicklung der EU die
Möglichkeit bieten wird, das goldene Dreieck des Wissens, der Bildung und der Forschung,
das für Europa von entscheidender Bedeutung ist, zu festigen. Unter anderem begrüßt das
Programm den Umfang der Teilnahme und die hervorragenden Ergebnisse bei der Auswahl
der Projekte, aber es ist schade, dass die Erfolgsquote des Programms im Allgemeinen
weiterhin relativ gering ist. Die ordnungsgemäße Verwaltung der öffentlichen Gelder im
Rahmen dieses Programms ist von wesentlicher Bedeutung, und ich bin fest davon
überzeugt, dass jede Änderung oder Umorientierung so stattfinden muss, dass Stabilität,
die Kohäsion insgesamt und die Rechtssicherheit gewahrt werden, die das gegenseitige
Vertrauen der Teilnehmer stärken.

Pat the Cope Gallagher (ALDE),    schriftlich. – (GA) Der Kernpunkt dieses Berichts besteht
darin, dass die Europäische Union alles in ihrer Macht Stehende unternehmen muss, um
an der Spitze der Forschung, Innovation und des Wissenschaftssektors zu bleiben. Wenn
wir heute nicht über die Grundlagen der Forschung verfügen, werden wir in Zukunft keine
exzellenten Innovationsergebnisse erzielen. Gute Forschungsmittel werden benötigt, um
Beschäftigung in der EU zu schaffen und zu stärken und um die Wettbewerbsfähigkeit der
EU zu fördern, gerade weil die industriell entwickelnden Länder an Stärke gewinnen. Die
Zusammenarbeit zwischen den privaten und öffentlichen Sektoren muss ausgebaut und
die KMU müssen ermutigt werden, verstärkt an dem Programm teilzunehmen. Diese
Anreize müssen von den hohen Behörden kommen. Auf einem Treffen am 4. Februar
haben die politischen Führungspersonen der EU und der Mitgliedstaaten ihre Verpflichtung
gegenüber der Innovationsunion, einer Vorreiterinitiative, erklärt. Nun müssen ihren
Worten allerdings Taten folgen. Forschung und Innovation werden uns dabei helfen, dieser
wirtschaftlichen Sackgasse zu entkommen, in der wir uns momentan befinden.

Brice Hortefeux (PPE),    schriftlich. – (FR) Forschung und Entwicklung spielen eine große
Rolle bei der Modernisierung unsere Volkswirtschaften und bei der Stärkung unserer
Wettbewerbsfähigkeit. Mit einem Haushalt von 54 Mrd. EUR für den Zeitraum 2007-2013
ist das 7. Rahmenprogramm für Forschung und Entwicklung das weltweit größte Programm
zur Unterstützung der Forschung.

Die Annahme dieses Berichts mit einer großen Mehrheit belegt, dass das Parlament sehr
an dem Erfolg dieses Programms und der folgenden Programme interessiert ist. Es sind
weitere Anstrengungen notwendig, um eine ordnungsgemäße Verwaltung der öffentlichen
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Gelder sicherzustellen und zu vermeiden, dass Geldmittel in zu geringen Summen an
Projekte verteilt werden, die nicht sehr effizient sind oder unseren Bedürfnissen nicht
entsprechen.

Die Zukunft der europäischen Forschung wird eine vereinfachte Umsetzung der Programme
beinhalten, den erleichterten Zugang zu Finanzierungsmöglichkeiten und die Teilnahme
von kleinen und mittleren Unternehmen (KMU), aber vor allem die Anpassung unserer
Prioritäten an die großen gesellschaftlichen Herausforderungen (alternde Bevölkerung,
Klimawandel usw.).

Ich bin überzeugt, dass die Europäische Union eine führende Rolle in der Entwicklung von
großen Forschungsprogrammen spielen muss und einen richtigen Mehrwert einbringen
kann, indem sie den Europäischen Forschungsraum (EFR) festigt. Deshalb habe ich mich
entschieden, diesen Bericht voll und ganz zu unterstützen.

Juozas Imbrasas (EFD),    schriftlich. – (LT) Ich habe für diese Entschließung gestimmt,
weil sie fordert, dass das 7. Rahmenprogramm (RP7) genutzt wird, um den unterschiedlichen
Auswirkungen der Wirtschaftskrise in den einzelnen Mitgliedstaaten in den verbleibenden
Jahren des Programms (2011-2013) Rechnung zu tragen, angesichts der Tatsache, dass
beträchtliche Summen (28,8 Mrd. EUR über drei Jahre) noch vergeben werden müssen,
die Ziele der Strategie Europa 2020 noch zu erzielen sind und der Europäische
Forschungsraum sowie die Innovationsunion noch vorbereitet werden müssen. Sie ruft
insbesondere zur Ausrichtung der RP7-Ziele an die EU-Strategien für Ressourceneffizienz,
Rohstoffe und die digitale Agenda auf. Die verbleibenden Summen sollten der Forschung
nicht entzogen und für andere Programme oder Instrumente eingesetzt werden, die nicht
zu dem Bereich Forschung und Innovation gehören oder den Zielen und dem
Aufgabenbereich des RP7 nicht entsprechen. Es besteht die Notwendigkeit, die Finanzierung
von Forschung und Entwicklung in der Europäischen Union durch eine erhebliche Erhöhung
der entsprechenden Ausgaben ab 2013 zu verbessern, anzukurbeln und zu sichern, denn
eine derartige Mittelaufstockung – idealerweise durch eine Haushaltserhöhung – muss
durch Exzellenz das nachhaltige Wachstum und die Wettbewerbsfähigkeit steigern. Diese
Aufstockung der Mittel muss mit einem stärker ergebnisorientierten, leistungsbezogenen
Ansatz und mit einer radikalen Vereinfachung der Finanzierungsverfahren gekoppelt
werden. Ich denke, dass wir eine weitere Zusammenarbeit zwischen unterschiedlichen
EU-Programmen für Forschung, technologische Entwicklung und Innovation unterstützen
müssen und bin der Meinung, dass die Kontinuität des zukünftigen Programms, wenn es
eingerichtet wurde, für alle beteiligten Akteure wichtig ist.

Jarosław Kalinowski (PPE),    schriftlich. – (PL) Europas schnell alternde Gesellschaft
erfordert innovative Lösungen in verschiedenen Bereichen, die es der EU ermöglichen
werden, trotz der der reduzierten Arbeitnehmerschaft effizient zu funktionieren. Ähnliche
Herausforderungen stellen uns der Klimawandel, ein unerwarteter Mangel an Rohstoffen
und biologische Bedrohungen, wie beispielsweise die jüngsten Entwicklungen in Bezug
auf E.-coli-Bakterien in Gemüse. Investitionen in die Wissenschaft und technologische
Entwicklung bieten die Möglichkeit, Lösungen für solch ungewöhnliche Situationen zu
finden. Obwohl wir bereits viele Debatten zu diesem Thema geführt haben, waren die in
Europa eingeführten Maßnahmen leider ineffizient, trotz der Bedrohung für unseren
Kontinent und unsere Wirtschaft. Die Letztere ist nicht autark und steht zusätzlich der
Dominanz der chinesischen, indischen und brasilianischen Volkswirtschaften gegenüber,
die sich extrem schnell weiterentwickeln. Finanzielle Unterstützung und die Vereinfachung
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der Rechtsetzungsverfahren für die wissenschaftliche Entwicklung sollten für die EU
Priorität haben. Stillstand bedeutet Rückschritte zu machen.

Krišjānis Kariņš (PPE),    schriftlich. – (LV) Ich befürworte den Bericht über die
Zwischenbewertung des 7. Rahmenprogramms der Europäischen Union für Forschung,
technologische Entwicklung und Demonstration, weil ich denke, dass er die
Errungenschaften genauso wie die bestehenden Probleme wahrheitsgemäß widerspiegelt.
Die Europäische Union hat das Potenzial, im Bereich Innovation und Erfindungen weltweit
führend zu werden. Das würde unserem Wirtschaftswachstum neue Impulse verleihen
und den Lebensstandard unserer Bürgerinnen und Bürger verbessern. Wir sind in der Lage,
dieses Ziel zu erreichen, indem wir eine Reihe an innenpolitischen Aufgaben erfüllen, von
denen die wichtigste die Reduzierung der bürokratischen Hürden ist. Um eine Hochburg
der Innovation zu werden, müssen wir uns der Bürokratie entledigen, die verhindert, dass
Geldmittel an Forscher und Unternehmer fließen. Unter der Last dieses alten und starren
Systems der Bürokratie, die die Entwicklung neuer und dynamischer Unternehmen
verhindert, wird die Europäische Union ihr Ziel nicht erreichen – nämlich bis zum Jahr 2020
3 % des BIP in Forschung und Entwicklung zu investieren. Die Europäische Union muss
mit der Zeit gehen und sich von den Fesseln der Bürokratie befreien. Dieser Ansatz muss
umgesetzt werden, beginnend bei diesem Forschungsprogramm, das eine
Finanzierungsmöglichkeit für neue Erfindungen darstellt sowie die Verwirklichung neuer
Ideen und die Schaffung von Arbeitsplätzen ermöglicht.

Paweł Robert Kowal (ECR),    schriftlich. – (PL) Absatz 27 dieses Berichts enthält
Informationen, die nicht der Wahrheit entsprechen. Die Behauptung, dass Webseiten und
einzelne Computersysteme laufend von INDECT überwacht werden, ist falsch, wie die
ethische Prüfung, der das INDECT-Projekt in Brüssel am 15. März 2011 unter Beteiligung
von Experten aus Österreich, Frankreich, den Niederlanden, Deutschland und dem
Vereinigten Königreich unterzogen wurde, bestätigt hat. Die ethische Prüfung des
INDECT-Projekts kam zu einem positiven Ergebnis; es wurden keine Verletzungen in Bezug
auf die ethischen Aspekte des Projekts festgestellt. INDECT wurde von Anfang an ständig
von der Europäischen Kommission überwacht. Bisher hat die Kommission keinerlei
Verletzungen festgestellt. Darüber hinaus ist dieses Thema in dem Bericht insgesamt fehl
am Platz, und es wird spezifisch auf das INDECT-Projekt verwiesen, wobei keines der
ähnlichen Projekte erwähnt wird, die auch finanziell von der Europäischen Union gefördert
werden.

Das hauptsächliche Ziel von INDECT (Intelligentes Informationssystem zur Unterstützung
der Beobachtung, Suche und Ermittlung zur Sicherheit von Bürgern im städtischen
Lebensraum), das von der AGH-Universität für Wissenschaft und Technologie in Krakau
umgesetzt wird, ist die Umwandlung von Forschungsergebnissen in
Informationstechnologien, die die Sicherheit der Bürgerinnen und Bürger in städtischen
Gebieten erhöhen. Das INDECT-System soll Bedrohungen mithilfe von Überwachung
ermitteln, insbesondere Pornographie, Waffenhandel und Handel mit Drogen und
menschlichen Organen, und es soll auch Daten und die Privatsphäre schützen.

Giovanni La Via (PPE),    schriftlich. – (IT) Das 7. Rahmenprogramm der
Europäischen Union für Forschung, technologische Entwicklung und Demonstration (RP7)
ist das weltweit größte Instrument zur Unterstützung der Forschung und stellt das
hauptsächliche Instrument im Rahmen der Forschungspolitik der Europäischen Union
dar. Die bisher in den unterschiedlichsten Bereichen ergriffenen Maßnahmen zur
Entwicklung von Wissen belegen den mehr denn je akuten Bedarf, Innovationen zu

08-06-2011Verhandlungen des Europäischen ParlamentsDE108



verbreiten und sie in unserem täglichen Leben umzusetzen. Genau diese direkte Auswirkung
dieses Instruments auf das tägliche Leben hat mich dazu gebracht, für den Bericht von
Herrn Audy zu stimmen, in der Hoffnung, dass die zukünftige Innovationspolitik den
größtmöglichen Nutzen aus den Synergien in der gesamten Wertschöpfungskette der
Forschung und Entwicklung ziehen wird. Das 7. Rahmenprogramm – das sich hauptsächlich
mit Forschung und technologischer Entwicklung beschäftigt – ist momentan das einzige
Instrument, das zur Verfügung steht, um die Ziele zu erreichen, die im Rahmen der
Innovationsunion-Initiative festgelegt wurden und um die Umwandlung Europas in eine
wissensbasierte Gesellschaft zu beschleunigen. Über die Zukunft von Innovation
nachzudenken, bedeutet Arbeitsplätze zu schaffen, Forschungsressourcen zu nutzen und
diese in Verfahren umzusetzen, die auf das alltägliche Leben anwendbar sind, sowie das
Potenzial von Humanressourcen zu entwickeln – all dies sind Faktoren, die in das nächste
Rahmenprogramm aufgenommen werden sollten.

Agnès Le Brun (PPE),    schriftlich. – (FR) Seit 2007 hat die EU jedes Jahr über 6 Mrd. EUR
für die Finanzierung von Forschung und Entwicklung auf diesem Kontinent ausgegeben.
Das wird in den kommenden Jahrzehnten eine große Herausforderung für die EU darstellen.
In der Tat liegt Europa hinter den USA und verliert gegenüber den Schwellenländern rasch
an Vorsprung, weswegen sie Innovationen in ihrem Gesellschaftsmodell schnell wieder in
den Vordergrund stellen sollte. Der Bericht von Herrn Audy hat aus dem ersten Abschnitt
des Rahmenprogramms für Forschung gelernt. Zur Erfüllung der Ziele der
EU-2020-Strategie schlägt er vor, die im Rahmen des RP7 geförderte Forschung auf die
Bewältigung der für die EU dringendsten Herausforderungen in den Bereichen auszurichten,
die im Kapitel „Zusammenarbeit“ des RP7 aufgeführt sind. Gesundheit, Ernährung und
Biotechnologie, IKT, Nanowissenschaft und Nanotechnologien, Energie, der SET-Plan und
die Nutzung von Biogas, Umwelt, nachhaltiger Verkehr, Sozial-, Wirtschafts- und
Geisteswissenschaften, Weltraum und Sicherheit. Ich habe für diesen Bericht gestimmt,
weil er nicht nur die Lage bewertet, sondern auch ehrgeizige Ziele für die Union festlegt,
die den Erwartungen der europäischen Bürgerinnen und Bürgern gerecht werden.

David Martin (S&D),    schriftlich. – Das RP7 ist für die EU eine Gelegenheit, ihre
Forschungspolitik auf die Höhe ihrer wirtschaftlichen und sozialen Ambitionen zu bringen
und vor allem den Europäischen Forschungsraum (EFR) zu festigen. Mit einem Volumen
von 54 Mrd. EUR für den Zeitraum 2007–2013 ist das RP7 im Laufe der Jahre zu einem
der bedeutendsten Forschungsförderprogramme der Welt geworden und verkörpert das
Hauptinstrument der EU-Forschungspolitik. Seine vier Hauptziele entsprechen
vier spezifischen Programmen, die die europäischen Forschungsanstrengungen strukturieren
sollen: die Programme Zusammenarbeit, Ideen, Personen und Kapazitäten. Sie sollen es
der EU ermöglichen, auf die großen Herausforderungen der Gesellschaft (demografische
Alterung und Gesundheit, Energie-, Wasser- und Lebensmittelversorgung, nachhaltige
Entwicklung, Bekämpfung der Klimaänderung usw.) zu reagieren, die sämtliche
Mitgliedstaaten betreffen und auf die sie allein nicht zu antworten vermögen, und das
Wissen zu entwickeln, mit dem unsere Unternehmen innovativer arbeiten und ihre
Wettbewerbsfähigkeit stärken können.

Clemente Mastella (PPE),    schriftlich. – (IT) Im Laufe der Jahre ist das 7. Rahmenprogramm
(RP7) für Forschung und technologische Entwicklung zu einem der bedeutendsten
Forschungsförderprogramme der Welt geworden und verkörpert das Hauptinstrument
der EU-Forschungspolitik. Nach dem Scheitern der sogenannten „Strategie von Lissabon“,
die darauf abzielte, die EU bis 2010 zum wettbewerbsfähigsten und dynamischsten
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wissensbasierten Wirtschaftsraum der Welt zu machen, haben wir uns entschieden, darüber
nachzudenken, ob die Bewertung des RP7 eine Möglichkeiten bieten könnte, das goldene
Dreieck des Wissens, der Bildung und der Forschung zu festigen. Wir denken, dass das RP7
für die EU eine Gelegenheit ist, ihre Forschungspolitik auf die Höhe ihrer wirtschaftlichen
und sozialen Ambitionen zu bringen und vor allem den Europäischen Forschungsraum
(EFR) zu festigen. Zusätzlich muss die Forschungs- und Entwicklungspolitik stärker an
kleinen Gebietseinheiten ausgerichtet werden, und die Union muss einen ehrgeizigen
europäischen Forschungsplan im Bereich der Verteidigungstechnologie vereinbaren, um
die industrielle und technologische Basis des Verteidigungssektors bei zugleich besserer
Effizienz der öffentlichen Ausgaben für das Militär zu stärken. Schließlich stimmen wir
mit dem Haushaltsausschuss überein, dass die Gestaltung und Umsetzung aller
Rahmenprogramme auf den Grundsätzen der Einfachheit, Stabilität, Rechtssicherheit,
Kohärenz, Exzellenz und des Vertrauens basieren muss, wobei auch die Verbindungen
zwischen europäischen Institutionen für Forschung und Industrie gestärkt werden.

Nuno Melo (PPE),    schriftlich. – (PT) Das 7. Rahmenprogramm (RP7) für Forschung und
technologische Entwicklung (F&TE) ist das größte Finanzinstrument der
Europäischen Kommission zur Unterstützung und Förderung der Forschung. Das Programm
verfügt für den Zeitraum 2007-2013 über eine Mittelausstattung von 50 Mrd. EUR. Dieser
Bericht zeigt die Wege auf, die hinsichtlich dieses Rahmenprogramms für F&TE
eingeschlagen werden sollten: Es sollte an die Strategie Europa 2020 sowie an die Initiative
der Innovationsunion gekoppelt werden, und der Schwerpunkt sollte auf den Bereichen
Klimawandel, Energiepolitik, Wettbewerbsfähigkeit und Bevölkerungsalterung liegen.
Wenn wir die in diesen Bereichen festgelegten Ziele erreichen, bin ich mir sicher, dass wir
in eine neue Wachstumsphase der Wirtschaft eintreten werden.

Alexander Mirsky (S&D),    schriftlich. – Das 7. Rahmenprogramm der EU zielt darauf
ab, einen gemeinsamen europäischen Raum des Wissens zu schaffen, und zwar auf
Grundlage von Errungenschaften vorheriger Programme, und darauf, weitere
Forschungsarbeiten zur Stärkung der sozioökonomischer Faktoren in der Entwicklung
Europas anzustrengen. Wissenschaftliche Forschung bildet einen Grundstein der
europäischen Strategie für wirtschaftliche Entwicklung, die Sicherstellung von Kompetenz,
die Entwicklung des sozialen Bereichs und den Umweltschutz. Deswegen habe ich dafür
gestimmt.

Andreas Mölzer (NI),    schriftlich. − Beim 7. Rahmenprogramm geht es nicht nur allgemein
um Forschung, sondern es geht auch um ein spezielles Forschungsgebiet, das uns allen
nach der Katastrophe um Fukushima besonders am Herzen liegen sollte. Es geht also um
jene Mittel aus dem Euratom-Programm. Was nützen leistungsfähigere Reaktoren, wenn
diese unter Wassermassen und Erdbeben einknicken? Was nutzt das leistungsstärkste
AKW, wenn ein kleiner Fehler reicht, um nicht nur die unmittelbare Umgebung, sondern
weite Regionen auf Jahrzehnte unbewohnbar zu machen? Es ist wichtig, dass wir uns
verstärkt der Atomsicherheit widmen und den Ausbau von Alternativen vorantreiben.
Fukushima sollte, wenn nun die Verlängerung des Euratom-Forschungsprogramms für
die Jahre 2012 bis 2013 ansteht, als Chance zum Umdenken genutzt werden. Wir müssen
uns vermehrt um Strahlenschutz und Endlagerung kümmern. Es ist überlebenswichtig,
nicht die gleichen Prioritäten, also einen Ausbau der Atomenergie, beizubehalten, sondern
sich auf den Bereich der Sicherheit zu konzentrieren. Das laufende Forschungsprogramm
ist davon natürlich unbenommen. Ich habe dies bei meiner Abstimmung berücksichtigt.
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Franz Obermayr (NI),    schriftlich. − Ich habe mich in meiner parlamentarischen Tätigkeit
bereits vielfach für nukleare Sicherheit in der EU eingesetzt. Eine derart risikobehaftete
Technologie zur Energieerzeugung mit all ihren gefährlichen Nebenprodukten und ihren
tödlichen Auswirkungen auf Mensch und Natur im Fall eines Super-GAUs darf man nicht
unter dem Deckmäntelchen des Klimaschutzes schönreden. Leider enthält auch das 7.
Rahmenprogramm Finanzierungen für Forschung im Bereich Atomenergie. Allerdings
fordert der Bericht auch stärkere Auflagen für das Eu-Spitzelprogramm Indect. Die
EU-Kommission solle sofort alle Unterlagen des Projekts herausgeben und ein klares und
strenges Mandat für das Forschungsziel, die Anwendung und die Endanwender von Indect
festlegen. Das ist ein erster Erfolg, bei dem die Rechte der EU-Bürger zumindest ansatzweise
ernst genommen werden. Nach Abwägung dieser Gründe habe ich mich der Stimme
enthalten.

Alfredo Pallone (PPE),    schriftlich. – (IT) Ich habe für den Bericht von Herrn Audy
gestimmt, weil das 7. Rahmenprogramm (RP7) sorgfältig geprüft werden muss, damit es
die Ziele der Strategie Europa 2020 erreichen und mit ihnen in Einklang gebracht werden
kann. Die negativen Ergebnisse der Zwischenbewertung verdeutlichen, dass wir seine
Prioritäten ändern müssen. Deshalb stimme ich zu, die Hauptziele umzuformulieren und
die Notwendigkeit einer effizienteren Forschungspolitik zu unterstreichen, die die Belastung
der Bürokratie reduziert und für stärkere Beteiligung kleiner und mittlerer Unternehmen
sorgt, sowie für Innovation und Integrationsfinanzierung. Durch diese Veränderungen
hoffen wir, dass die Projekte der zweiten Phase des RP7 von Erfolg gekrönt sein werden.

Maria do Céu Patrão Neves (PPE),    schriftlich. – (PT) Dieser Bericht über die
Zwischenbewertung des 7. Rahmenprogramms (RP7) der Europäischen Union für
Forschung, technologische Entwicklung und Demonstration beruht auf der Voraussetzung,
die Öffentlichkeit mit der Wissenschaft zu versöhnen. Die Strategie von Lissabon hat der
Europäischen Union ein ehrgeiziges Ziel gesteckt: nämlich bis 2010 zum
wettbewerbsfähigsten und dynamischsten wissensbasierten Wirtschaftsraum der Welt zu
werden. In dieser Strategie wurde die zentrale Rolle der Forschung anerkannt. Das Ziel
wurde jedoch aus mehreren Gründen nicht erreicht. Das Jahrzehnt 2000-2010, das mit
einer extrem schweren Wirtschaftskrise geendet hat, wird in Zukunft bewertet werden.
Nun ist es wichtig, und ich schließe mich dem Ziel des Berichterstatters in dieser Hinsicht
an, die getane Arbeit zu analysieren und die künftige Arbeit neu zu organisieren. RP7 bietet
eine weitere Möglichkeit für die EU, ihre Forschungspolitik auf eine Höhe mit ihren
wirtschaftlichen und sozialen Zielen zu bringen, nicht zuletzt durch die Festigung des
Europäischen Forschungsraums. Das RP7 ist eines der weltweit größten
Forschungsförderprogramme und verkörpert das Hauptinstrument der
EU-Forschungspolitik. Die bestehenden spezifischen Programme, wie die Programme
Zusammenarbeit, Ideen, Personen und Kapazitäten, können und sollten die Entwicklung
von Wissen ermöglichen, mit dem unsere Unternehmen innovativer arbeiten und ihre
Wettbewerbsfähigkeit stärken können.

Aldo Patriciello (PPE),    schriftlich. – (IT) Das 7. Rahmenprogramm (RP7) muss überprüft
werden, um es stärker an die Ziele der Strategie Europa 2020 angleichen zu können. Wenn
die europäische Forschungspolitik wettbewerbsfähiger sein und stärker mit den
wirtschaftlichen und sozialen Zielen der EU in Einklang gebracht werden soll, muss das
RP7 auf vier hauptsächliche Ziele ausgerichtet werden: die Förderung der Vereinfachung
der Forschungsförderungsprogramme und die Reduzierung des Verwaltungsaufwands;
die Erhöhung der Teilnahme von kleinen und mittleren Unternehmen (KMU); die Stärkung
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der Innovationsdimension und die Intensivierung der Fazilität für Finanzierungen auf
Risikoteilungsbasis.

Darüber hinaus müssen wir uns auf die Bedeutung der Zusammenarbeit zwischen der
akademischen Welt, öffentlichen Forschungsinstituten und der Industrie konzentrieren.
Wir müssen mehr Gewicht auf Vorschläge für Forschungszusammenarbeit zwischen den
öffentlichen und industriellen Sektoren legen und die Zusammenarbeit zwischen
Netzwerken von KMU, Universitäten und öffentliche Forschungseinrichtungen erleichtern.
Des Weiteren müssen die hauptsächlichen Kriterien zur Auswahl der RP7-Projekte nun
die Bewertung der möglichen Auswirkungen auf den Markt, den Technologietransfer und
die kommerzielle Nutzung der Forschungsergebnisse beinhalten. Aus genau diesen Gründen
habe ich für die Überprüfung des RP7 gestimmt und auch weil die EU somit im Bereich
der Forschung wettbewerbsfähiger werden kann, ohne auf das 8. Rahmenprogramm warten
zu müssen.

Vincent Peillon (S&D),    schriftlich. – (FR) Ich habe für den Audy-Bericht über die
Zwischenbewertung des 7. Rahmenprogramms für Forschung und Entwicklung gestimmt.
Mit diesem Dokument bekräftigt das Europäische Parlament seine Unterstützung für dieses
Programm, das von grundlegender Bedeutung für die Entwicklung der europäischen
Forschung und für die Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit unserer Unternehmen ist.
Es verteidigt die Einrichtung eines festen Budgets, das von wesentlicher Bedeutung ist,
wenn es in der Lage sein soll, seine Ziele zu erreichen. Der Bericht legt auch spezifische
Vorschläge fest, die darauf abzielen, die Schwächen des Programms zu beseitigen. Er hebt
zu Recht die Notwendigkeit hervor, die Finanzierungsverfahren zu vereinfachen und das
bestehende Instrumentarium zu optimieren, um den Zugang für Klein- und Mittelbetriebe
zu erleichtern. Schlussendlich ruft uns dieser Bericht ins Gedächtnis, dass die
Europäische Kommission sicherstellen muss, dass die Förderung von Innovation den
Fortschritt im Bereich der Grundlagenforschung nicht gefährdet.

Rovana Plumb (S&D),    schriftlich. – Dieser Bericht untersucht, ob die Bewertung des
7. Rahmenprogramms für Forschung und technologische Entwicklung (RP7) eine
Möglichkeit bieten kann, das goldene Dreieck des Wissens, der Bildung und der Forschung,
das für Europas Schicksal von entscheidender Bedeutung ist, zu festigen. Ich begrüße die
Höhe der Beteiligung und die hervorragende Projektauswahl, bedaure jedoch, dass die
Erfolgsquote im Rahmen dieses Programms im Allgemeinen weiterhin relativ niedrig ist
und einen Negativanreiz, insbesondere für KMU darstellt. Ich unterstütze im Rahmen des
Kapitels „Personen“ die „Marie-Curie-Maßnahmen“, die für die berufliche Laufbahn von
Forschern sehr wertvoll sind und würdige den Nutzen der „gemeinsamen
Technologieinitiativen“ (GTI) für die Wettbewerbsfähigkeit der europäischen Industrie.

Phil Prendergast (S&D),    schriftlich. – In Anbetracht der Wirtschaftskrise, in der sich die
EU befindet, ist es von wesentlicher Bedeutung, zu ermitteln, welche unserer
Tätigkeitsbereiche sich dazu eignen, uns bei der Überwindung der Schwierigkeiten zu
unterstützen. Forschung und Entwicklung sind sehr wichtig für ein intelligentes,
nachhaltiges und integratives Wachstums, weshalb F&E die bestmögliche Antwort
darstellen. In Anbetracht der zahlreichen politischen und wirtschaftlichen Veränderungen,
die eingetreten sind, seitdem das 7. Rahmenprogramm angenommen wurde, ist es
notwendig, das RP7 an den neuen Stand der Dinge anzupassen. Aufgrund der Bedeutung
der wissensbasierten Industrien für Europa und unseren florierenden F&E-Sektor können
wir es uns nicht erlauben, bis zum RP8 zu warten, um Maßnahmen zu ergreifen. Das Ziel
der „Strategie von Lissabon“, bis 2010 zum wettbewerbsfähigsten wissensbasierten
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Wirtschaftsraum der Welt zu werden, mag nicht erreicht worden sein, aber das heißt nicht,
dass wir es komplett aufgeben sollten. Wir müssen weiterhin auf dieses Ziel hinarbeiten,
indem wir das RP7 abändern. Dabei sollten wir ein fatales Versäumnis des RP7 beheben,
nämlich Geldmittel für die Erforschung der Gesundheit von Müttern und Kindern
bereitzustellen. Fast 400 000 Babies kommen jährlich verfrüht auf die Welt, und trotzdem
gibt es bisher keine Geldmittel für die Forschung in diesem Bereich. Zu früh auf die Welt
zu kommen, stellt die hauptsächliche Todesursache bei Kindern dar, und bei zu früh
geborenen Kindern ist die Wahrscheinlichkeit viel größer, eine lebenslange chronische
Krankheit zu entwickeln.

Paulo Rangel (PPE),    schriftlich. – (PT) Das 7. Rahmenprogramm (RP7) der
Europäischen Union für Forschung, technologische Entwicklung und Demonstration sollte
mit Blick auf die aktuelle Lage der Europäischen Union, aber auch mit Blick auf die Zukunft
überprüft werden. Der Berichterstatter hebt zu Recht hervor, dass das vom Europäischen Rat
im Jahr 2000 gesteckte Ziel, bis 2010 zum vorherrschenden wissensbasierten
Wirtschaftsraum der Welt zu werden, nicht erreicht wurde. Obwohl dieses Ziel nicht
fristgemäß erreicht wurde, steht es jedoch im gemeinsamen Handeln weiterhin im
Mittelpunkt. Deshalb kann die Bewertung des Rahmenprogramms in dieser Hinsicht eine
wichtige Rolle spielen: Mit anderen Worten durch die Reduzierung der Hindernisse, die
sich dem europäischen Wirtschaftswachstum stellen, insbesondere durch die Beseitigung
der Bürokratie bei Zugangsverfahren für Forschungsförderungsprogramme.

Raül Romeva i Rueda (Verts/ALE),    schriftlich. – Ich stimme dafür. Der Bericht wurde
bereits einstimmig vom ITRE-Ausschuss angenommen, greift die Empfehlungen der
Sachverständigengruppe auf und ermittelt die weiteren Verbesserungsmöglichkeiten der
unterschiedlichen EU-Forschungsinstrumente. Zum Beispiel: offenerer Zugang zu und
Verbreitung von Forschungsergebnissen, breitere Ausschreibungen im Bereich der
sozioökonomischen Wissenschaften, mehr Forschungszusammenarbeit, Anstrengungen
zur Verbesserung der Mobilität von Forschern, mehr Maßnahmen für innovative KMU
und bessere Koordination mit den Mitgliedstaaten. Der Bericht beinhaltet nicht das Thema
ITER oder die Investitionen in das Galileo-Projekt. Negativ fällt auf, dass sich der Text
teilweise zu sehr auf die wirtschaftliche Rolle und die Wettbewerbsfähigkeit von Forschung
und Innovation konzentriert, als in den Mittelpunkt zu stellen, was Forschung und
Innovation zur Gesellschaft insgesamt beitragen können.

Licia Ronzulli (PPE),    schriftlich. – (IT) Forschung stellt einen wesentlichen Bestandteil
der Welt des Wissens dar und, in einer globalisierten Wirtschaft, trägt sie zweifelsohne
zum Wachstum und zur Verbesserung der Beschäftigungsquote in der Europäischen Union
bei. Das 7. Rahmenprogramm (RP7) bietet eine gute Möglichkeit für die Europäische Union,
ihre Forschungspolitik weiter zu entwickeln, während gleichzeitig der Europäische
Forschungsraum (EFR) gefestigt wird. Mithilfe dieses Programms versucht Europa, den
Anforderungen der Industrie – und allgemeiner der europäischen Politik – an Forschung
und Entwicklung zu entsprechen.

Mit der Annahme des heutigen Berichts beleuchtet das Parlament die Ergebnisse, die das
Forschungsprogramm in den ersten vier Jahren erzielt hat. Um jedoch in Zukunft größere
und bessere Ergebnisse zu erzielen, müssen wie die Verwaltungsverfahren vereinfachen,
die Beteiligung von Klein- und Mittelbetrieben erhöhen, Innovationen unterstützen und
Fazilitäten für Finanzierungen auf Risikoteilungsbasis annehmen. Der Bericht fordert die
EU und die Mitgliedstaat darüber hinaus auf, einen ehrgeizigen Forschungsplan
anzunehmen, um die europäische Verteidigungsindustrie zu konsolidieren.-
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Nikolaos Salavrakos (EFD),    schriftlich. – (EL) I habe für den Bericht von Herrn Audy
gestimmt, weil ich der Ansicht bin, dass Investitionen in den Bereich Forschung und
Innovation grundlegend für die Wettbewerbsfähigkeit, das Wachstum und die Schaffung
von Arbeitsplätzen in der EU sind. Ich halte die Zwischenbewertung des
7. Rahmenprogramms für Forschung und Entwicklung 2007-2013 für besonders hilfreich,
um auf Basis einer Bewertung der aktuellen Situation wertvolle Schlussfolgerungen zu
ziehen. Ich begrüße den Vorschlag des Berichterstatters, die Finanzierungsverfahren zu
vereinfachen und einen leistungsbezogenen Ansatz anzunehmen, wie auch das Kriterium
der „Exzellenz“ und des „europäischen Mehrwerts“ im Bereich der EU-Ausgaben. Der
Forschungssektor ist ein Sektor, der der Union einen maximalen Mehrwert bringen kann.
Öffentliche Budgets wurden gekürzt, und von daher sollten private Geldmittel mobilisiert
werden, um das kommende 8. Rahmenprogramm für Forschung zu finanzieren. Deshalb
billige ich den Vorschlag des Berichterstatters, die Teilnahme von Industriekonzernen und
Klein- und Mittelbetrieben zu erhöhen.

Czesław Adam Siekierski (PPE),    schriftlich. – (PL) Seit der Einführung des
7. Rahmenprogramms für Forschung und technologische Entwicklung sind vier Jahre
vergangen. Vor dem Hintergrund einer sich verändernden Weltwirtschaftslage und in einer
Zeit, in der Europa langsam versucht, die Wirtschaftskrise zu bewältigen, wird deutlich,
dass das Programm eingeführt wurde, um legitime und wesentliche Probleme zu lösen.
Der globale Wettbewerb von großen Wirtschaftsmächten wie China, Indien und Brasilien
zwingt uns, besondere Maßnahmen zu ergreifen, mit dem Ziel, uns einen technologischen
Vorteil zu verschaffen, damit wir die angedachte Strategie der Europäischen Union effektiv
umsetzen können. Die richtigen Investitionen in Forschung und wissenschaftliche
Entwicklung werden sich langfristig im Aufbau einer wissensbasierten Gesellschaft
niederschlagen, die einen der wichtigsten Bestandteile von wirtschaftlicher Macht darstellt.
Der Bericht beschäftigt sich mit dem wesentlichen Thema der unzureichenden
Zusammenarbeit und des unzureichenden Austauschs an Informationen zwischen den
Mitgliedstaaten, das zur Verdopplung von einzelnen Projekten führt. Alarmierend ist auch
die ungleiche Beteiligung der Mitgliedstaaten, die in einem so wichtigen Bereich wie der
Forschung und technologischen Entwicklung zu größeren Ungleichgewichten führt. Das
steht im kompletten Widerspruch zu den Zielen des 7. Rahmenprogramms.

Aufgrund der Wirtschaftskrise haben einige Mitgliedstaaten nicht mehr so viele
Möglichkeiten, das Programm zu unterstützen. Daraus ergibt sich die Herausforderung
für die EU, genau zu ermitteln, wer Unterstützung benötigt und denjenigen diese
Unterstützung zu gewähren. Das Programm wird weitere zwei Jahre laufen und das Budget
wurde bisher nur zu 50 % ausgeschöpft (von 54 Mrd. EUR für den Zeitraum 2007-2013),
weshalb es einfacher sein sollte, die zuständigen Gremien zu involvieren und sicherzustellen,
dass die zur Verfügung stehenden Geldmittel so angemessen wie möglich verwendet
werden.

Catherine Stihler (S&D),    schriftlich. – Ich unterstütze die Arbeit des Berichterstatters an
diesem Bericht. Ich teile seine Bedenken in Bezug darauf, dass die Mitteilung der Kommission
sehr viel später veröffentlicht wurde als versprochen. Das FP7 hat einige hervorragende
Ergebnisse erzielt und die Arbeit des Berichterstatters, das goldene Dreieck zu festigen, hat
mich ermutigt.

Nuno Teixeira (PPE),    schriftlich. – (PT) Das 7. Rahmenprogramm (RP7) für Forschung
und technologische Entwicklung (F&TE) ist das größte Finanzinstrument der
Europäischen Kommission zur Unterstützung und Förderung der Forschung. Es verfügt
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für den Zeitraum 2007-2013 über eine Mittelausstattung von 50 Mrd. EUR. Der Bericht
unterstreicht, dass das RP7 für F&TE an die Strategie „Europa 2020“ und an die
Vorreiterinitiative „Innovationsunion“ gekoppelt werden sollte. Darüber hinaus sollte es
sich, bis es ausläuft, auf die Bereiche Klimawandel, Energiepolitik, Wettbewerbsfähigkeit
und Bevölkerungsalterung konzentrieren.

Ich stimme für diesen Bericht, weil ich der Meinung bin, dass Europa nur dann seine
Wettbewerbsfähigkeit steigern und eine zunehmend führende Rolle auf internationaler
Ebene spielen kann, wenn die europäische Forschungs-, Entwicklungs- und
Innovationspolitik gestärkt wird. Ich halte es ebenfalls für wichtig, dass das
7. Rahmenprogramm gemäß Artikel 179 Absatz 1 von Titel XIX des Vertrags über die
Europäische Union zur Schaffung des Europäischen Forschungsraums beiträgt.

Viktor Uspaskich (ALDE),    schriftlich. – (LT) Forschung und Innovationen sind wichtig,
um ein nachhaltiges und integratives Wachstum in Litauen sicherzustellen. Nach Angaben
der Weltbank verfügt Litauen über großes Potenzial, eine dynamische und wissensbasierte
Wirtschaft zu werden. Die Studie besagt jedoch auch, dass mein Land im Bereich der
Forschung und Entwicklung (F&E) verwaltungstechnischen, strukturellen und
ordnungspolitischen Problemen gegenübersteht. Wir müssen diese Hindernisse überwinden,
wenn wir wirkliche Fortschritte machen wollen. Auch das birgt Probleme für Europa. In
Europa sind die Ausgaben für F&E im Vergleich zu anderen Weltmächten gering. Der
Grund dafür sind mangelnde private Investitionen und ungünstige Bedingungen für
Innovation. Ich stimme dem Berichterstatter zu, dass wir wirklich eine bessere Koordination
der Forschungsprojekte und der Kofinanzierung innerhalb der Union benötigen. Des
Weiteren müssen Forschungseinrichtungen und -infrastrukturen in Mittel- und Osteuropa
modernisiert und erweitert werden.

Das wird die europäische Wettbewerbsfähigkeit unterstützen und dazu beitragen, die
infrastrukturellen Ungleichheiten zwischen den alten und neuen Mitgliedstaaten zu
überwinden. Ich glaube auch, dass Forschung und technologische Entwicklung für alle
europäischen Bürgerinnen und Bürger zugänglicher gemacht werden müssen. Laut einer
Untersuchung der Europäischen Kommission fühlen sich nur 10 % der Europäer über die
Wissenschaft gut informiert, während 65 % das Gefühl haben, dass die Regierungen größere
Anstrengungen unternehmen sollten, um das Interesse junger Menschen an
wissenschaftlichen Themen zu wecken. Wir sollten das Gleiche tun.

Entschließungsantrag (B7-0344/2011)

Luís Paulo Alves (S&D),    schriftlich. – (PT) Ich stimme für diese Entschließung, da ich
glaube, dass wir ein umfassendes Wirtschaftsabkommen brauchen, das die bereits stark
ausgeprägten Beziehungen im bilateralen Handel und bei den Investitionen noch weiter
stärken kann. Ich glaube jedoch, dass das Abkommen ausgewogen sein sollte und den
fairen Handel fördern muss. Trotz des breiten Konsenses bezüglich dieses ehrgeizigen
Abkommens möchte ich mich dafür aussprechen, dass es weder die öffentlichen
Dienstleistungen noch das Recht der EU beeinträchtigen darf, Rechtsvorschriften im
Zusammenhang mit der Richtlinie über die Kraftstoffqualität zu erlassen. Die Vereinbarung
sollte auch ehrgeizige Ziele in Bezug auf die nachhaltige Entwicklung beinhalten, mit
rechtlich verbindlichen sozialen und ökologischen Parametern.

Laima Liucija Andrikienė (PPE),    schriftlich. – (LT) Ich habe für diese Entschließung über
die Handelsbeziehungen zwischen der EU und Kanada gestimmt. Kanada gehört zu den
ältesten und engsten Partnern Europas, da es das erste Industrieland ist, mit dem die EU
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1976 ein Rahmenabkommens über handelspolitische und wirtschaftliche Zusammenarbeit
unterzeichnet hat. Die wirtschaftlichen Beziehungen zwischen der EU und Kanada haben
ihr volles Potenzial jedoch noch nicht erreicht, und ich bin der Auffassung, dass ein
Freihandelsabkommen zwischen der EU und Kanada erheblich dazu beitragen kann, dieses
Potenzial zu entwickeln und zu verwirklichen, indem infolge eines solchen Abkommens
die Handels- und Investitionsströme verbessert werden und gleichzeitig Zölle und
Spitzenzölle sowie ungerechtfertigte nicht tarifäre Hemmnisse abgeschafft werden und
eine engere Zusammenarbeit gefördert wird, insbesondere in den Bereichen
Regulierungszusammenarbeit, Mobilität der Arbeitskräfte und Anerkennung von
Qualifikationen. Ich begrüße ein Abkommen mit Kanada, das über die
WTO-Verpflichtungen hinausgeht und die multilateralen Regeln ergänzt, vorausgesetzt,
die Verhandlungen führen zu einem ausgewogenen, ehrgeizigen Abkommen von hoher
Qualität, das weit über Zollsenkungen hinausgeht, und dass damit begonnen wird, andere
Werkzeuge einzusetzen. Zum Beispiel sollte im Rahmen der verfügbaren Rechtsmittel bei
Handelsstreitigkeiten der Grundsatz der Gegenseitigkeit angewendet werden, und es besteht
die Notwendigkeit, den Schutz der Rechte am geistigen Eigentum zu verbessern,
einschließlich der Handelsmarken, der Patente und der geografischen Angaben.

Sophie Auconie (PPE),    schriftlich. – (FR) Durch meine Stimme für diese Entschließung
über die aktuellen Handelsverhandlungen zwischen der EU und Kanada möchte ich die
Wichtigkeit des internationalen Handels (einschließlich des Handels mit Kanada) für die
Entwicklung unserer Wirtschaften betonen. Der Text der Entschließung sagt ganz richtig,
dass, obwohl Europa dem internationalen Handelssystem den Vorrang geben muss, womit
die Verhandlungen der Doha-Entwicklungsrunde gemeint ist, die aktuellen Verhandlungen
mit Kanada diesen internationalen Ansatz durch einen bilateralen Ansatz ergänzen können,
was ebenso wichtig ist. Wir können daher durch Diskussionen und Verhandlungen
Lösungen für Handelsfragen und die Wahrung bestimmter Prinzipien finden, beispielsweise
solche, die die Umwelt betreffen. Als stellvertretende Vorsitzende Interfraktionellen
Arbeitsgruppe „Öffentliche Dienste“ bin ich über den Ansatz besorgt, der hinsichtlich
dieses Sektors gewählt wurde. Tatsächlich kann die Entscheidung für das Konzept einer
„Negativliste“ (eine Liste, die bestimmte öffentliche Dienstleistungen von der Liberalisierung
ausnimmt) im Gegensatz zu einer „Positivliste“ (alle öffentlichen Dienstleistungen, die
nicht auf der Liste stehen, sind von der Liberalisierung ausgenommen) zu einer Schwächung
der öffentlichen Dienstleistungen führen. Mit dieser Entschließung wird die Europäische
Kommission daher dazu aufgefordert, diesen Ansatz aufzugeben.

Zigmantas Balčytis (S&D),    schriftlich. – (LT) Ich habe für diese Entschließung gestimmt.
Kanada gehört zu den ältesten und engsten Partnern Europas, da es das erste Industrieland
ist, mit dem die EU 1976 ein Rahmenabkommens über handelspolitische und
wirtschaftliche Zusammenarbeit unterzeichnet hat. Im Laufe der Jahre wurden eine Reihe
bilateraler Abkommen zur Förderung stärkerer Handelsbeziehungen unterzeichnet. Die
EU ist der zweitwichtigste Handelspartner Kanadas und der zweitgrößte Teil der
ausländischen Direktinvestitionen in Kanada kommen aus der EU. Ich bin auch der
Auffassung, dass die Wirtschaftsbeziehungen zwischen der EU und Kanada ihr volles
Potenzial noch nicht erreicht haben. Das Freihandelsabkommen könnte einen wesentlichen
Beitrag zu einer engeren Wirtschaftspartnerschaft zwischen der EU und Kanada leisten
und würde ein starkes wachstumsförderndes Signal an die Investoren und Unternehmen
sowohl in der EU als auch in Kanada senden.
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Jean-Luc Bennahmias (ALDE),    schriftlich. – (FR) In der Erwägung, dass die Europäische
Union und Kanada gegenwärtig ein Wirtschaftsabkommen aushandeln, bringt das
Europäische Parlament durch die gerade verabschiedete Entschließung seine Bedenken
über den Ansatz der Europäischen Kommission hinsichtlich der öffentlichen
Dienstleistungen zum Ausdruck. Tatsächlich scheint die für die Aushandlung dieses
Abkommens zuständige Europäische Kommission im Prinzip alle Dienstleistungen mit
einbeziehen zu wollen. Durch die Aushandlung einer „Negativliste“ von Dienstleistungen,
die nicht von den Freihandelsabkommen betroffen sein werden, würde die Kommission
das bisher geltende Grundprinzip auf den Kopf stellen. Öffentliche Dienstleistungen sind
jedoch nicht wie andere Dienstleistungen: Da sie für sozialen und territorialen
Zusammenhalt sorgen und schutzbedürftigen Bevölkerungsgruppen wichtige Unterstützung
leisten, haben diese Dienstleistungen besondere Eigenschaften, die dem Allgemeininteresse
dienen. Es ist daher sehr wichtig, weiterhin einen Ansatz zu wählen, der diese
Dienstleistungen schützt und sie insbesondere vor internationaler Konkurrenz bewahrt.

Mara Bizzotto (EFD),    schriftlich. – (IT) Die Beziehungen mit Kanada sind schon seit
langer Zeit für beide Parteien sehr gewinnbringend. In wirtschaftlicher Hinsicht liegen sie
im gegenseitigen Interesse und umfassen eine gute Zusammenarbeit. Obwohl Kanada eine
Industrienation ist, könnten einige wenige Fragen hinsichtlich der Wahrung sozialer Rechte
und der höchsten Umweltstandards gestellt werden. Die Kommission hat sogar noch vor
dem Parlament die Grundlage für Verhandlungen mit den entsprechenden kanadischen
Behörden festgelegt, in der viele Punkte detailliert ausgearbeitet worden sind, bei denen
Änderungen vorgenommen werden müssen, um uns zufriedenzustellen.

Ich stimme für diese Entschließung, die sich auf ein Kapitel der Wirtschaftspolitik Europas
bezieht, das als ein Modell für die Verhandlungen mit anderen Ländern dienen sollte –
einschließlich von Indien, China und Pakistan –, die sicherlich keinen fairen Wettbewerb
gewährleisten und schon gar keine Wahrung sozialer Rechte oder ökologischer Standards,
wie dies bei Kanada der Fall ist. Wenn wir mit diesen Ländern Verhandlungen aufnehmen,
sollten wir uns daran erinnern, wie strikt wir mit geistig extrem fortschrittlichen Ländern
wie Kanada waren. Wir sollten dieselbe direkte und offene Einstellung bei der Verteidigung
unserer Interessen einnehmen.

John Bufton (EFD),    schriftlich. – Ich habe gegen die Handelsbeziehungen zwischen der
EU und Kanada gestimmt, da ich das Gefühl habe, dass ein bilaterales Investitionsabkommen
die Commonwealth-Verhandlungen zwischen Großbritannien und Kanada untergraben
könnte. Obwohl ich keinen Grund sehe, warum die EU und Kanada nicht frei handeln
sollten, haben Rechtsakte in der Vergangenheit gezeigt, dass die EU Handelsbeziehungen
zwischen Großbritannien und Drittländern eher ersetzen als parallel ergänzen will.

Alain Cadec (PPE),    schriftlich. – (FR) Ich habe für die Entschließung zu den
Handelsbeziehungen zwischen der EU und Kanada gestimmt, die auf die Schaffung eines
umfassendes Wirtschaftshandelsabkommen abzielt. Kanada ist ein enger Handelspartner
der Europäischen Union: Über einen Zeitraum von 10 Jahren hinweg stiegen die
kanadischen Investitionen in Europa fast auf das Doppelte und erreichten 2009
119,5 Mio. EUR. Es ist daher notwendig, zur Förderung des Wachstums einen
fortschrittlichen Rechtsrahmen zu etablieren. Ich möchte auf die Frage des Marktzugangs
für landwirtschaftliche Erzeugnisse zu sprechen kommen. Die Ursprungsbestimmungen
sind in Kanada und der EU unterschiedlich und die Kommission muss sicherstellen, dass
die Interessen und Prioritäten der europäischen Landwirtschaft angemessen berücksichtigt
werden. Für das Problem der Ursprungsbestimmungen sollte insbesondere deswegen eine

117Verhandlungen des Europäischen ParlamentsDE08-06-2011



zufriedenstellende Lösung gefunden werden, damit Produkte anderer Mitglieder der
Nordamerikanischen Freihandelszone nicht kanadischen Produkten folgen.

Maria Da Graça Carvalho (PPE),    schriftlich. – (PT) Das auf den Regeln der
Welthandelsorganisation (WTO) aufbauende multilaterale Handelssystem bleibt das
geeignetste Mittel, offenen und fairen Handel zu regulieren und zu fördern. Aufgrund der
historischen und sehr erfolgreichen wirtschaftlichen Beziehung zwischen der EU und
Kanada befürworte ich ein Abkommen, das über die im WTO-Rahmen eingegangenen
Verpflichtungen hinausgeht und die multilateralen Regeln ergänzt, so dass das Potenzial
der Zusammenarbeit zwischen diesen beiden Mächten voll ausgeschöpft werden kann.

George Sabin Cutaş (S&D),    schriftlich. – (RO) Ich habe für die Entschließung über die
Handelsbeziehungen zwischen der EU und Kanada gestimmt, da sie die Notwendigkeit
herausstellt, soziale und ökologische Fragen in künftigen Wirtschafts- und
Handelsabkommen zwischen der Europäischen Union und Kanada mit einzubeziehen.
Mit Blick auf den Umweltschutz bin ich der Auffassung, dass die Europäische Union
unbedingt die Einfuhr von Öl ablehnen sollte, das aus Ölsand gewonnen wurde.

Marielle De Sarnez (ALDE),    schriftlich. – (FR) Die Kommission muss sich bei den
laufenden Verhandlungen über das Handelsabkommen zwischen der EU und Kanada an
die Forderungen des Europäischen Parlaments halten. Bei einem Freihandelsabkommen
sind zwei Punkte entscheidend: Erstens muss bei sozialen und ökologischen
Rechtsvorschriften der Grundsatz der Gegenseitigkeit gewahrt werden; Zweitens müssen
Dienstleistungen, die dem Allgemeininteresse dienen, konsistent geschützt werden.
Europäische Umwelt- und Gesundheitsstandards sollten nicht gesenkt werden, nur um
unsere Partner zufriedenzustellen. Die Europäische Kommission muss die Folgen ihrer
Entscheidung bedenken, alle Dienstleistungen automatisch und ohne Weiteres
einzubeziehen. Dieser Ansatz erlaubt es zwar, durch eine „Negativliste“ bestimmte
öffentliche Dienstleistungen einzelfallbezogen auf Verlangen jedes Mitgliedstaates
herauszunehmen, es besteht aber trotzdem das Risiko, dass Dienstleistungen übersehen
werden. Das Parlament möchte nicht, dass dieser neue Ansatz für Verhandlungen einen
rechtlichen Präzedenzfall setzt. Bisher hat die Kommission Freihandelsabkommen mithilfe
einer „Positivliste“ ausgehandelt, in der die vom Abkommen erfassten Dienstleistungen
einzeln aufgeführt wurden. Das ist die für den internationalen Handel übliche Methode.
Sie bietet einen besseren Schutz für bestimmte sensible Sektoren der EU und sollte daher
von der Kommission einzig und allein benutzt werden.

Diogo Feio (PPE),    schriftlich. – (PT) Kanada und die EU teilen eine gemeinsame
Werteordnung, was uns nicht nur zu Handelspartnern, sondern auch zu natürlichen
Verbündeten in der globalen geostrategischen Situation macht. Tatsächlich stellen wir eine
einzige Zivilisation dar, die auf beiden Seiten des Atlantik beheimatet ist. Wir würden von
einer weiteren Stärkung unserer Beziehungen sehr profitieren. Ich möchte an dieser Stelle
nicht vertieft auf die historischen Verbindungen zwischen Kanada und Europa eingehen
oder auf den Beitrag, den Kanadas Bürgerinnen und Bürger während der zwei verheerenden
Weltkriege zur Befreiung des europäischen Kontinents leisteten.

Trotz der noch bestehenden Hindernisse auf dem Weg zu einer Handelsliberalisierung und
den Vorbehalten der Union hinsichtlich bestehender Praktiken in Kanada hoffe ich, dass
wir das notwendige Fundament für eine im gegenseitigen Interesse liegende
Handelspartnerschaft so bald wie möglich legen können. Ein umfassendes Wirtschafts-
und Handelsabkommen zwischen Kanada und der Europäischen Union könnte zum
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ehrgeizigsten und weitreichendsten derartigen Abkommen werden, das wir je abgeschlossen
haben. Ich hoffe, dass dies geschehen wird.-

José Manuel Fernandes (PPE),    schriftlich. – (PT) Dieser Entschließungsantrag befasst
sich mit den Handelsbeziehungen zwischen der EU und Kanada, deren diesbezügliche
Verhandlungen planmäßig bis Ende 2011 abgeschlossen sein sollten. Das Ziel der Handels-
und Investitionspolitik der EU ist nachhaltiges Wirtschaftswachstum, das Arbeitsplätze
und Wohlstand schafft. Ich möchte daran erinnern, dass der Abschluss von
Handelsbeziehungen mit unseren strategischen Partnern der EU bis 2020 eine
Wertschöpfung von 1 % des Bruttoinlandsprodukts (BIP) beschert, was 2010 120 Mrd. EUR
bedeutet und Verbrauchern und Unternehmen gleichermaßen zugute kommt. Ohne die
Rolle der Welthandelsorganisation (WTO) infrage stellen zu wollen, ist es im Hinblick auf
dieses Ziel entscheidend, den Handel durch den Abschluss aller laufenden Verhandlungen
im Rahmen der Doha-Entwicklungsagenda, zu der die Handelsbeziehungen zwischen der
EU und Kanada gehören, zu liberalisieren. Obwohl einige Fragen noch offen sind, wie
beispielsweise die negativen Folgen der Gewinnung von Öl aus Ölsand und einiger
Robbenerzeugnisse für die biologische Vielfalt vor Ort, habe ich dafür gestimmt, nicht nur
weil die Frage des öffentlichen Auftragswesens praktisch gelöst worden ist, sondern auch
wegen der Vorteile für die Mitgliedstaaten und um die Verhandlungen nicht zu verzögern.

João Ferreira (GUE/NGL),    schriftlich. – (PT) Der erste Punkt in der Präambel verdeutlicht
die Vision, die diesem Bericht zugrunde liegt: Es wird erklärt, dass das in der
Welthandelsorganisation (WTO) verankerte multilaterale Handelssystem nach wie vor
den am besten geeigneten Rahmen zur Regelung und Förderung eines fairen und gerechten
Handels bietet. Der Bericht fordert dann den erfolgreichen Abschluss der Doha-Runde.

Diese Vision wird in den weiteren Punkten einer Entschließung fortentwickelt, die wir
natürlich ablehnen. Wir lehnen sie zusammen mit den Millionen Arbeitnehmern, Bauern,
Inhabern von kleinen und großen Unternehmern und vielen anderen Menschen überall
auf der Welt ab, die seit Jahren die WTO, ihre Ziele eines deregulierten Handels und die
hinter ihr stehenden Interessen anklagen: die Interessen der multinationalen Konzerne;
der Großunternehmen und Finanzinstitutionen, die Millionen einstreichen auf Kosten von
Millionen von Arbeitsplätzen, Arbeitnehmerrechten und sozialen Rechten, die kleine und
mittelständische Hersteller zerstören und die Umwelt schädigen.--

Wie andere seiner Art erfasst das Freihandelsabkommen zwischen der EU und Kanada
auch Dienstleistungen. Bedenken wird auf inkonsistente Weise durch „Negativlisten“ und
Ähnliches Rechnung getragen, das beseitigt jedoch nicht die Gefahr für die öffentlichen
Dienstleistungen. Es gibt mehr als genug Gründe, dagegen zu stimmen.-

Ilda Figueiredo (GUE/NGL),    schriftlich. – (PT) Die Europäische Union treibt ihre
Handelspolitik weiter voran, und die Folgen betreffen die verschiedenen Mitgliedstaaten
auf tief greifende, aber unterschiedliche Weise.

Die Vereinbarungen, die der konkrete Ausdruck dieser Politik sind, basieren auf dem
Freihandel, dessen Ziele und Auswirkungen sich klar in der damit verbundenen Rhetorik
zeigen: Die Rede ist von sogenannten offensiven Interessen, als wenn es hier um Krieg
gehen würde.-

Den Abkommen fehlt im Allgemeinen die demokratische Legitimität, da sie fast immer
unter völliger Geheimhaltung ausgehandelt werden, unter Ausschluss der Öffentlichkeit,
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damit ihre wirtschaftlichen, sozialen und ökologischen Auswirkungen verschleiert werden
können und um eine informierte Debatte und eine Klärung des Sachverhalts zu vermeiden.

Obwohl die Verhandlungen anscheinend bereits sehr weit fortgeschritten sind und ihr
Abschluss für 2011 erwartet wird, sind die Auswirkungen auf Sektoren und Länder immer
noch nicht voll erörtert worden.

Der Inhalt dieser Vereinbarung ist aber nicht neu: die Öffnung von Märkten, die
Liberalisierung der Dienstleistungen, einschließlich einer immer stärkeren
Kommerzialisierung öffentlicher Dienstleistungen, die der Gnade der multinationalen
Konzerne ausgesetzt sind und die die Menschen benachteiligen.

Die Konsequenzen sind zur Genüge bekannt: die Dominierung der Märkte durch einige
wenige, die Zerstörung schwächerer Produktionssysteme und zunehmende Vorwände für
Angriffe auf Rechte, Lebens- und Arbeitsbedingungen.-

Monika Flašíková Beňová (S&D),    schriftlich. – (SK) Die EU hat mit Gesprächen über
das umfassende Wirtschafts- und Handelsabkommen mit Kanada im Jahr 2009 begonnen.
Das geplante Abkommen deckt eine große Bandbreite von Themen ab: Handel mit Gütern
und Dienstleistungen, geistiges Eigentum, öffentliches Auftragswesen,
Regulierungszusammenarbeit, Investitionen, zeitlich befristete Migration,
Wettbewerbspolitik und Beschäftigungs- und Umweltstandards. Meiner Meinung nach
müssen sich beide Seiten in erster Linie um eine Einigung bei verschiedenen grundlegenden
Punkten bemühen. Dazu gehören das öffentliche Auftragswesen, Investitionen und
öffentliche Dienstleistungen.

Juozas Imbrasas (EFD),    schriftlich. – (LT) Ich begrüße das Dokument, da die EU und
Kanada beim Handel und bei den ausländischen Direktinvestitionen eine enge Beziehung
pflegen. Die laufenden Verhandlungen über ein umfassendes Wirtschafts- und
Handelsabkommen sind auf ein sehr fortschrittliches Abkommen gerichtet. Ihre Ambitionen
übersteigen sämtliche Wirtschafts- und Handelsabkommen, die Kanada oder die EU bisher
abgeschlossen haben und so könnte das Abkommen die bereits stark ausgeprägten
Beziehungen im bilateralen Handel und bei den Investitionen noch weiter stärken. Ich
würde ein Abkommen mit Kanada begrüßen, das über die WTO-Verpflichtungen hinausgeht
und die multilateralen Regelungen ergänzt, vorausgesetzt dass die Verhandlungen zu einem
ausgewogenen, ehrgeizigen und qualitativ hochwertigen Abkommen führen. Ich glaube,
dass das Kapitel Landwirtschaft für beide Parteien bei diesen Verhandlungen wichtig ist.
Ich hege Bedenken in Bezug auf mögliche substanzielle Zugeständnisse in den Bereichen
GVO, Milch und Herkunftskennzeichnung. Die agrarpolitischen Interessen und Prioritäten
sollten umfassend berücksichtigt werden, und das Abkommen muss auch den Verbrauchern
in der EU und in Kanada und natürlich auch der Landwirtschaft auf beiden Seiten zum
Vorteil gereichen. Zudem muss innerhalb eines insgesamt ausgewogenen Ergebnisses ein
größerer, aber fairer Wettbewerb zwischen der EU und Kanada im Bereich der
landwirtschaftlichen Erzeugnisse gewährleistet werden. Ich begrüße die ursprüngliche
Zusage beider Parteien, Exportbeihilfen für die zwischen ihnen gehandelten
Agrarerzeugnisse weder aufrechtzuerhalten noch einzuführen bzw. wieder einzuführen
als positiven Schritt im Interesse ehrgeiziger und fairer Verhandlungen, und ich begrüße
ebenfalls die Vereinbarung, bei Verhandlungen über Agrarfragen im Rahmen der WTO
zusammenzuarbeiten.

Elisabeth Köstinger (PPE),    schriftlich. − Die Europäische Union und Kanada pflegen seit
vielen Jahren gute und solide Handelsbeziehungen. Das Potential der
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Wirtschaftsbeziehungen ist aber noch nicht ausgeschöpft und ich begrüße die
Verhandlungen zum CETA-Abkommen. Dennoch gilt es Fortschritte bei den
WTO-Verhandlungen gegenüber bilateralen Abkommen zu bevorzugen. Die Resolution
thematisiert ein Spektrum wichtiger Themen. Ich unterstütze vor allem die Bedenken des
Europäischen Parlaments in Bezug auf mögliche negative Auswirkungen auf die Europäische
Landwirtschaft. Das Prinzip der Gegenseitigkeit muss gewahrt werden, um ein für beide
Seiten solides und nachhaltiges Abkommen zu gewährleisten. In diesem Zusammenhang
möchte ich insbesondere auf die Ursprungskennzeichnungsdebatte von Schlachtvieh
hinweisen, die es zu lösen gilt sowie auf tarifäre und technische Hindernisse, wie langwierige
Genehmigungsverfahren für EU Produkte. Klar ist, dass das Ziel eines CETA-Abkommens
fairer Wettbewerb sein muss.

Elżbieta Katarzyna Łukacijewska (PPE),    schriftlich. – (PL) Mit Blick auf die Tatsache,
dass die Europäische Union der zweitgrößte Handelspartner Kanadas ist und dass Kanada
im Bereich der ausländischen Direktinvestitionen einen wichtigen Partner der EU darstellt,
habe ich für den Entschließungsantrag über die Handelsbeziehungen zwischen der EU und
Kanada gestimmt. Gleichzeitig möchte ich herausstellen, dass Polen der größte
Handelspartner Kanadas unter den mittel- und osteuropäischen Ländern ist und seit etwa
zwölf Jahren einen bilateralen Handelsüberschuss aufweist, der Jahr für Jahr gewachsen
ist. Die heutige Abstimmung ist ein wichtiger Schritt nach vorn, der für die Zukunft hoffen
lässt.

David Martin (S&D),    schriftlich. – Ich bin sehr erfreut, dass mein Änderungsantrag, der
„die jüngsten rechtlichen Entwicklungen in Bezug auf das EU-Verbot der Einfuhr von
Robbenerzeugnissen, insbesondere Kanadas Antrag an die WTO zur Einrichtung eines
offiziellen Panels zur Streitbeilegung“ zur Kenntnis nimmt und die Hoffnung äußert, „dass
alle Meinungsverschiedenheiten zwischen den Parteien auf gütlichem Wege beigelegt
werden können, ohne dass sich dies auf die Verhandlungen über das umfassende
Wirtschafts- und Handelsauskommen auswirkt“, angenommen wurde.

Clemente Mastella (PPE),    schriftlich. – (IT) Die wirtschaftlichen Beziehungen zwischen
der Europäischen Union und Kanada können weit über die WTO-Verpflichtungen
hinausgehen, vorausgesetzt, dass sie auf einem ausgewogenen Abkommen, der Garantie
des gegenseitigen Zugangs zu den beiderseitigen Märkten und dem besseren Schutz der
Handelsmarken, der Patente und der geografischen Angaben basieren. Neue Investitionen
sind aus unserer Sicht nötig, damit der Respekt vor der Umwelt und gute
Arbeitsbedingungen gewährleistet werden. Da der Landwirtschaftssektor von grundlegender
Bedeutung ist, fordern wir die Kommission auf, ein Abkommen auszuhandeln, das sowohl
Produzenten als auch Verbrauchern zum Vorteil gereicht und das einen fairen Wettbewerb
zwischen den Anbietern landwirtschaftlicher Erzeugnisse aus der Europäischen Union
und Kanada sicherstellt. Zuletzt bin ich der Auffassung, dass der Rat die Zustimmung des
Parlaments einholen sollte, bevor weitere internationale Handelsabkommen geschlossen
werden, und dass das Parlament in allen Phasen des Verfahrens auf dem Laufenden gehalten
werden sollte, um eine bessere demokratische Kontrolle zu gewährleisten. Nur so können
wir ein stärkeres Wachstum bei Handel und Investitionen zwischen der Europäischen
Union und Kanada sicherstellen.

Véronique Mathieu (PPE),    schriftlich. – (FR) Ich habe für die Entschließung, aber gegen
Änderungsantrag 10 gestimmt, der das Einfuhrverbot für Robbenerzeugnisse unterstützt,
das von der EU verhängt worden ist. Das Verbot ist weder aus rechtlicher noch aus
wissenschaftlicher Sicht gerechtfertigt. Die Ergebnisse der wissenschaftlichen Stellungnahme
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der Europäischen Behörde für Lebensmittelsicherheit Ende 2007 basieren auf Daten, die
die Schlachtung von Tieren in Schlachthöfen betreffen und in Bezug auf die Robbenjagd
nicht verlässlich sind. Die rechtliche Grundlage ist auch zweifelhaft, wie die rechtliche
Stellungnahme des Europäischen Parlaments vom 1. April 2009 zeigt: „Es erscheint
praktisch unmöglich zu sein, das Verbot allein auf der Grundlage des Tierschutzes zu
rechtfertigen, da der Vertrag bezüglich des Wohlbefindens von Tieren keine rechtliche
Grundlage bietet.“ Der Artenschutz steht dagegen nicht infrage, da die Population sich in
Grönland über die letzten 25 Jahre sogar verdreifacht hat. Schließlich ist ein Embargo
unrealistisch, und die Kommission versichert uns, dass es keinerlei Auswirkungen auf die
traditionellen Jagdpraktiken der Inuit hätte. In diesem Zusammenhang ist der Antrag
Kanadas an die Welthandelsorganisation (WTO) hinsichtlich der Schaffung eines besonderen
Streitbeilegungsgremiums wegen des europäischen Embargos gerechtfertigt.

Arlene McCarthy (S&D),    schriftlich. – Das Parlament hat mit dieser Entschließung über
die Handelsgespräche zwischen Kanada und der EU ein deutliches Signal gesetzt, dass es
sein Verbot von Robbenerzeugnissen auf dem EU-Markt rigoros verteidigen wird. Die
Bürgerinnen und Bürger der EU fordern von uns entschlossenes Handeln, damit die
Erzeugnisse des grausamen kommerziellen Handels aus der EU ferngehalten werden.
Kanada hat kein Recht, den demokratischen Willen der Bürgerinnen und Bürger Europas
zu untergraben, indem es unser offensichtlich nicht diskriminierendes Verbot von
Robbenerzeugnissen vor die Welthandelsorganisation bringt. Engere Handelsbeziehungen
zwischen der EU und Kanada können nur auf der Grundlage des Respekts für die Wünsche
der europäischen Öffentlichkeit und für europäisches Recht entstehen.

Jean-Luc Mélenchon (GUE/NGL),    schriftlich. – (FR) Die Europäische Kommission steht
davor, Verhandlungen mit Kanada über ein Freihandelsabkommen noch nie dagewesenen
Umfangs abzuschließen. Es wurde seit 2004 darüber verhandelt. Die Bürgerinnen und
Bürger Europas wurden nie angehört oder auch nur in Kenntnis gesetzt. Der Bericht begrüßt
dieses schädliche Abkommen, dessen Inhalt nur durch undichte Stellen nach außen gelangt
ist. Das ist unannehmbar. Ich werde gegen den Bericht stimmen, und ich verurteile dieses
Abkommen, das den Menschen Europas nach dem Vorbild des nordamerikanischen
Freihandelsabkommens eine untergeordnete Rolle zuweist.

Nuno Melo (PPE),    schriftlich. – (PT) Die historische Partnerschaft zwischen Europa und
Kanada ist lang und sogar älter als die EU. Wir haben außerdem die gleichen Werte und
Grundsätze, was uns zu idealen Verbündeten in der globalen geostrategischen Lage macht.
Es hat bei den Handelsbeziehungen wesentliche Fortschritte gegeben, obwohl immer noch
keine umfassende Einigung vorliegt. Ich glaube, dass wir weiterhin alles tun sollten, eine
Einigung zu erzielen, die jedem gerecht wird, da dies sehr wichtig für die wirtschaftliche
Entwicklung beider Parteien ist.

Alexander Mirsky (S&D),    schriftlich. – Das potenzielle Abkommen behandelt eine breite
Palette von Themen: Handel mit Gütern und Dienstleistungen, geistiges Eigentum,
öffentliches Auftragswesen, Regulierungszusammenarbeit, Investitionen, zeitlich befristete
Migration (Modus IV), Wettbewerbspolitik und Beschäftigungs- und Umweltstandards.
Beide Parteien müssen sich noch über mehrere entscheidende Kapitel der Verhandlungen
einigen, dazu gehören zum Beispiel der Zugang zum öffentlichen Auftragswesen,
Investitionen und öffentliche Dienstleistungen. Es gibt zwei weitere Themen, die in den
Verhandlungen zur Sprache kamen und für das Europäische Parlament sehr sensibel sind.
Das erste Thema bezieht sich auf die kanadischen Ölsande und die EU-Richtlinie über die
Kraftstoffqualität. Die Richtlinie über die Kraftstoffqualität wurde im Umweltausschuss
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hitzig diskutiert. Die Kanadische Regierung ist aktuell der Auffassung, dass diese Richtlinie
zwischen kanadischen Ölimporten und den Ölimporten aus anderen Ländern unterscheidet.
Ich halte das Abkommen für verfrüht. Das zweite Thema ist das EU-Verbot von
Robbenerzeugnissen, und es ist sehr wichtig. Dieses Abkommen könnte die bereits stark
ausgeprägten Beziehungen zwischen der EU und Kanada im bilateralen Handel und bei
den Investitionen noch weiter stärken; es sollte jedoch beiden Seiten zum Vorteil gereichen.
Ich habe mich daher zum aktuellen Zeitpunkt der Stimme enthalten.

Rolandas Paksas (EFD),    schriftlich. – (LT) Eine progressive Vereinbarung wird die aktiven
Handels- und Investitionsbeziehungen zwischen der EU und Kanada fördern und
beschleunigen. Die Liberalisierung der Handelsbeziehungen wird für Wirtschaftsakteure
gemeinsame Vorteile bringen und bessere Investitionsbedingungen schaffen. Um ein
umfassendes Abkommen von hoher Qualität zu erzielen, das über die
WTO-Verpflichtungen hinausgeht, sollte keine der Parteien Anforderungen stellen, die
mit ihrer internen Politik oder ihren Institutionen im Widerspruch stehen. Zudem sollte
bei Handelsstreitigkeiten der Grundsatz der Gegenseitigkeit angewendet und der Schutz
der Rechte am geistigen Eigentum sollte verbessert werden. Darüber hinaus sollte ein
gegenseitiger Marktzugang zu den Märkten für Dienstleistungen und für öffentliches
Auftragswesen gegeben sein. Besondere Aufmerksamkeit sollte der Landwirtschaft und
den Verbrauchern gelten. Wir müssen bezüglich der GVOs, der Milch und der
Herkunftskennzeichnung eine feste Haltung bewahren. Wir müssen einen faireren und
stärkeren Wettbewerb unter den Anbietern von Agrarerzeugnissen gewährleisten. Ich
denke, dass die Kommission mit den Verhandlungen mit Kanada über Investitionen
beginnen sollte, sobald das Parlament seine Position über die künftige EU-Investitionspolitik
zum Ausdruck gebracht hat. Wir müssen die sensibelsten Bereiche der Parteien schützen
und sie aus dem Anwendungsbereich des Investitionsabkommens ausklammern. Die
Kommission muss bezüglich des Verbots von Robbenerzeugnissen hart bleiben. Kanada
sollte diesbezüglich seinen Antrag an die WTO auf die Einrichtung eines formalen
Schlichtungsgremiums zurückziehen. Ein solcher Antrag passt nicht zu den Grundsätzen
positiver Handelsbeziehungen.

Maria do Céu Patrão Neves (PPE),    schriftlich. – (PT) Ich begrüße diese Entschließung
des Europäischen Parlaments zu den Handelsbeziehungen zwischen Kanada und der EU.
Zwischen der EU und Kanada besteht eine natürliche Partnerschaft, die sich auf kulturelle
Gemeinsamkeiten und eine lange gemeinsame Vergangenheit gründet. Es ist daher nur
natürlich, dass der Privatsektor sowohl in der EU als auch in Kanada seine entschlossene
Unterstützung für ein ehrgeiziges und umfassendes Wirtschaftsabkommen bekundet hat
und glaubt, dass die Förderung einer engeren Wirtschaftspartnerschaft zwischen der EU
und Kanada ein starkes wachstumsförderndes Signal an die Investoren und Unternehmen
sowohl in der EU und in Kanada als auch international senden würde. Ich begrüße daher
das Abkommen mit Kanada, das über die Verpflichtungen hinsichtlich der
Welthandelsorganisation (WTO) und die multilateralen Regelungen hinausgeht,
vorausgesetzt, die Verhandlungen führen zu einem ausgewogenen, ehrgeizigen Abkommen
von hoher Qualität, das über bloße Zollsenkungen hinausgeht. Ich möchte jedoch darauf
hinweisen, dass die wirtschaftlichen Folgen dieser Öffnung bedacht werden müssen,
insbesondere hinsichtlich der Mitgliedstaaten, deren Wirtschaft in höherem Maße
schutzbedürftig ist.

Paulo Rangel (PPE),    schriftlich. – (PT) Aktuell scheint das Handelssystem der
Welthandelsorganisation (WTO) der beste Referenzrahmen für die Wirtschaftsbeziehungen
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zwischen Staaten zu sein. Das hält jedoch Staaten und supranationale Organisationen
nicht davon ab, ihre Wirtschaftsbeziehungen über diese gemeinsamen Regelungen hinaus
auszubauen. Eine besonders enge Wirtschaftsbeziehung zwischen der EU und Kanada
erscheint daher gerechtfertigt. Der Bericht betont zu Recht, dass die EU Kanadas
zweitgrößter Handelspartner ist. Kanada ist seinerseits das erste Industrieland, mit dem
die EU im Jahr 1976 ein Rahmenabkommen für handels- und wirtschaftspolitische
Zusammenarbeit unterzeichnete. Außerdem stammt der viertgrößte Teil der ausländischen
Direktinvestitionen in der EU aus Kanada. Ein Abkommen könnte zu einem noch höheren
Grad der wirtschaftlichen Zusammenarbeit der beiden Länder führen und noch stärkere
Verbindungen zwischen diesen beiden Gebieten schaffen, die bereits durch ihre gemeinsame
Kultur fest verbunden sind.

Raül Romeva i Rueda (Verts/ALE),    schriftlich. – Ich stimme dafür. Die Verhandlungen
mit Kanada über ein weitreichendes umfassendes Wirtschafts- und Handelsabkommen
(CETA) sind weit fortgeschritten und könnten diesen Herbst abgeschlossen sein. Die CETA
ist bei das bei weitem ehrgeizigste Freihandelsabkommen, dass die EU je im Rahmen der
Handelsstrategie „Globales Europa“ aus dem Jahr 2006 ausgehandelt hat. Es beinhaltet
weitreichende Kapitel über Dienstleistungen, öffentliche Auftragsvergabe,
Investitionsschutz, geistiges Eigentum und Regulierungszusammenarbeit.

Czesław Adam Siekierski (PPE),    schriftlich. – (PL) Die wirtschaftlichen Beziehungen
zwischen der EU und Kanada sind für die Entwicklung des Dialogs zwischen den beiden
Parteien von entscheidender Bedeutung. Die EU ist nach den USA der größte Handelspartner
Kanadas und Kanada ist der elftwichtigste Handelspartner der EU. Das Ziel der laufenden
Verhandlungen über ein umfassendes Wirtschafts- und Handelsabkommen ist der Abschluss
einer sehr weitreichenden Vereinbarung mit Zielen, die alle bisher durch die EU oder Kanada
abgeschlossenen Wirtschafts- und Handelsabkommen übertreffen. Die Beziehungen im
bilateralen Handel und bei den Investitionen sind stark ausgeprägt und dies könnte sie
noch weiter stärken. Laut dem gemeinsamen Bericht der Experten aus der EU und Kanada
soll der Abschluss eines umfassenden Wirtschafts- und Handelsabkommens konkrete
wirtschaftliche Vorteile bringen, die von der Handelsliberalisierung und der Beseitigung
von Zollschranken herrühren. Trotzdem bleiben bestimmte Probleme in Bezug auf das
Abkommen, die negative Auswirkungen auf den Agrarsektor der EU haben könnten.

Meiner Meinung nach muss wegen der Unterschiede bei den gesundheitspolizeilichen und
pflanzenschutzrechtlichen Standards, die in der EU und Kanada gelten, noch mehr Arbeit
geleistet werden. Zudem muss mehr getan werden, um sicherzustellen, dass die
Umweltstandards in Kanada die in der EU geltenden erfüllen. In diesem Zusammenhang
halte ich die Durchführung einer detaillierten Analyse und Auswertung der besagten
Standards für notwendig.

Derek Vaughan (S&D),    schriftlich. – Ich begrüße die heutige Entschließung, die den
Fortschritt bei den Verhandlungen über ein EU-Handelsabkommen mit Kanada deutlich
macht. Kanada ist ein wichtiger potenzieller Handelspartner für die EU, und beide Parteien
werden von einer solchen Vereinbarung profitieren. Es gibt jedoch einige Bedenken, die
von der Kommission berücksichtigt werden müssen: die ökologischen Auswirkungen der
Ölgewinnung aus Ölsanden und die Gesundheit der Arbeiter in der Asbestgewinnung sind
nur zwei Themen, die genau beleuchtet werden müssen. Ich unterstütze die Forderungen
an Kanada, seine WTO-Anfechtung des EU-Verbots für Robbenerzeugnisse zurückzuziehen,
und ich freue mich, dass Änderungsanträge mit diesem Inhalt durch das Parlament
angenommen wurden. Die Kommission muss ebenfalls eine feste Haltung einnehmen, um
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das Verbot zu wahren. Die Rechte am geistigen Eigentum müssen ebenfalls respektiert
werden bei der Verwendung von Handelsmarken und Patenten. Ich bin zuversichtlich,
dass diese Probleme durch die Kommission angegangen und durch sie berücksichtigt
werden und dass ein wirksames Handelsabkommen abgeschlossen werden wird.

Bericht: Wolf Klinz (A7-0081/2011)

Luís Paulo Alves (S&D),    schriftlich. – (PT) Ich stimme für diesen Initiativbericht, da er
die aktuellen Probleme in der Endlosdebatte über die Ratingindustrie behandelt: Im
Einzelnen sind das der mangelnde Wettbewerb, oligopolistische Strukturen sowie das
Fehlen von Rechenschaftspflicht und Transparenz, insbesondere in Bezug auf
Staatsschulden.

Laima Liucija Andrikienė (PPE),    schriftlich. – (LT) Ich habe für diese Entschließung über
die Zukunftsperspektiven der Ratingagenturen gestimmt. Die Ratings von Ratingagenturen
haben verschiedene nützliche Ziele: Sie sammeln Informationen über die Kreditqualität
von Emittenten in einem globalen Umfeld. Ratings ermöglichen Emittenten den Zugang
zu den globalen und einheimischen Märkten, verringern Informationskosten und erweitern
den Pool der potenziellen Anleger, so dass den Märkten Liquidität zugeführt und die
Preisbildung unterstützt wird. Die jüngste Finanzkrise hat drei Kernprobleme in der Branche
deutlich gemacht: mangelnder Wettbewerb, übermäßige Abhängigkeit von externen
Kreditratings im Rechtsrahmen und fehlende Haftung für Ratings der Ratingagenturen.
Ich stimme dem Berichterstatter zu, dass Kreditratings nicht nur bloße Stellungnahmen
sind, sondern dass Ratingagenturen für ihre Ratings rechenschaftspflichtig sein sollten.
Sie sollten daher zivilrechtlicher Haftung unterworfen werden, um eine glaubwürdige
Drohung zu schaffen.

Sophie Auconie (PPE),    schriftlich. – (FR) Ich habe für den Bericht von Herrn Klinz über
Ratingagenturen gestimmt. Ratingagenturen haben ihren Nutzen: Sie stellen Informationen
über die Qualität von Kreditprodukten zur Verfügung, was Schuldnern und Anlegern den
Zugang zu den globalen und einheimischen Märkten ermöglicht und letztlich bei der
Preissetzung hilft. Die Krise hat jedoch die Gefahren des gegenwärtigen Systems gezeigt:
der mangelnde Wettbewerb und ein Fehlen von Rechenschaftspflicht und Transparenz
der Agenturen sind hier zuvorderst zu nennen. Dieser Initiativbericht ruft die Europäische
Kommission dazu auf, die Mängel des aktuellen Rechtsrahmens klar aufzuzeigen und eine
Folgenabschätzung der potenziellen verschiedenen Alternativen zur Verbesserung des
Systems vorzulegen, einschließlich neuer Rechtsvorschriften, falls dies notwendig ist. Ich
bitte die Kommission, auf unsere Forderung sobald wie möglich zu antworten.

Zigmantas Balčytis (S&D),    schriftlich. – (LT) Ich habe für dieses wichtige Dokument
gestimmt. Ratingagenturen bewerten nicht nur privatrechtliche Aktienunternehmen und
ihre Produkte, sondern auch Staaten. Die Bedingungen, zu denen ein Land an den
internationalen Märkten Kredite aufnehmen kann, hängen von dem Rating ab, das es erhält.
Negative Ratings im Angesicht finanzieller Schwierigkeiten ziehen ein Land in eine Art
Schuldenspirale, da ein fallendes Rating die Kosten der Kreditaufnahme noch mehr erhöht
und die finanzielle Situation des Landes noch verschlechtert. Alle Marktteilnehmer und
ihre Aufsichtsgremien müssen die Kriterien kennen, die für Ratings herangezogen werden,
und sie müssen in der Lage sein, diese selbst zu prüfen. Die Kommission und die G20-Länder
sind aufgefordert, einen neuen globalen Ansatz bei der Bewertung zu schaffen, der die
Wahrscheinlichkeit von Fehlern reduziert, die Aktivitäten der Unternehmen reguliert, die
an Ratings beteiligt sind, und das Risiko im Zusammenhang mit Finanzbewertungen senkt.
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Ich begrüße den Vorschlag, den ich selbst schon mehrfach gemacht habe, dass Europa
unbedingt eine eigene Ratingagentur einrichten muss, die objektive und unabhängige
Bewertungen anfertigen würde. Ich begrüße die Forderung des Berichts zur Einrichtung
unserer eigenen unabhängigen Ratingagentur, die laut den Vorschlägen anfänglich
Europäische Ratingstiftung genannt werden sollte.

Die Fähigkeit aller EU-Mitgliedstaaten, zu den richtigen Bedingungen an den internationalen
Märkten Kredite aufzunehmen, die Stabilität des gesamten globalen Finanzsystems und
die Effektivität der Krisenprävention hängen davon ab, wie erfolgreich wir die
Finanzbewertung reformieren können.

Regina Bastos (PPE),    schriftlich. – (PT) Ratingagenturen bewerten Länder, Institutionen
und Unternehmen und weisen ihnen Risikoratings hinsichtlich ihrer Fähigkeit zu, ihre
Schulden zum vereinbarten Zeitpunkt zurückzuzahlen. Die Verordnung (EG)
Nr. 1060/2009 über Ratingagenturen wurde als erste Reaktion auf die Finanzkrise
verabschiedet. Diese Verordnung befasste sich mit den drängendsten Fragen und unterwarf
die Ratingagenturen der Aufsicht und Regulierung. Sie hat jedoch nicht alle Probleme
gelöst.

Die Finanzkrise hat tatsächlich gezeigt, dass es drei grundlegende Probleme bei der Tätigkeit
dieser Agenturen gibt: mangelnder Wettbewerb, übermäßige Abhängigkeit von externen
Ratings und keine Rechenschaftspflicht. Dieser Bericht, für den ich gestimmt habe, ruft
die Europäische Kommission dazu auf, die Probleme zu identifizieren und eine
Folgenabschätzung möglicher Alternativen vorzulegen, einschließlich weiterer
Legislativvorschläge. Er ruft die Europäische Kommission außerdem dazu auf, die Kosten
und den Nutzen der Einrichtung einer völlig unabhängigen europäischen Ratingstiftung
zu prüfen.-

Slavi Binev (NI),    schriftlich. – (BG) Ich habe für den vorgeschlagenen Bericht gestimmt,
da ich glaube, dass die Schaffung von Ratingagenturen den Wettbewerb in diesem Sektor
verstärken wird, was Voraussetzung für mehr Qualität, geringere Informationskosten und
nicht zuletzt auch die Stärkung der Rechenschaftspflicht der fraglichen Agenturen ist. Es
wird auch helfen, die regulatorische Abhängigkeit zu reduzieren.

Mara Bizzotto (EFD),    schriftlich. – (IT) Ich habe für den Berichtsentwurf von Herrn Klinz
über die Ratingagenturen gestimmt, da ich denke, dass der überarbeitete Text viele positive
Elemente und gute Ideen enthält. Ich befürworte insbesondere das Ziel, Transparenz,
Integrität, Verantwortung, Unabhängigkeit und Verlässlichkeit dieser Agenturen zu erhöhen.
Darüber hinaus unterstütze ich die Idee von Herrn Klinz, eine europäische Ratingstiftung
einzurichten, die von Staaten und Institutionen unabhängig ist. Ich teile seine Auffassung,
dass das aktuell bestehende Oligopol ein Problem für den Sektor ist.

Jan Březina (PPE),    schriftlich. – (CS) Die jüngste Finanzkrise hat verdeutlicht, dass es drei
Kernprobleme in der Ratingbranche gibt: mangelnder wirtschaftlicher Wettbewerb,
übermäßige Abhängigkeit von externen Kreditratings im Rechtsrahmen und die Tatsache,
dass die Ratingagenturen für ihre Ratings keine Gewähr leisten. Ich bin mir nicht sicher,
ob der Vorschlag des Berichterstatters zur Schaffung einer europäischen Ratingagentur
eine sinnvolle Lösung ist. Es ist nicht sicher, dass die europäische Ratingagentur einen
guten Ruf erwerben und ein echter neuer Mitspieler unter den Ratingagenturen werden
würde, dass sie glaubwürdig sein würde oder dass sie den Markt von ihrer völligen
Unabhängigkeit von allen öffentlichen Einrichtungen überzeugen könnte, ob es sich dabei
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um die Mitgliedstaaten, die Europäische Kommission oder sonstige öffentliche
Einrichtungen handelt.

Der Vorschlag des Berichterstatters zur Schaffung eines Netzwerks europäischer
Ratingagenturen erscheint mir sinnvoller, da die Zusammenarbeit zwischen den auf
innerstaatlicher Ebene aktiven Ratingagenturen auf vorhandene Mitarbeiter und Ressourcen
zurückgreifen und den Wettbewerb in der Branche potenziell verstärken würde, wobei ein
breites Spektrum von Aktivitäten und unterschiedlichen Märkten abgedeckt würde, was
im Vergleich mit den großen, weltweit aktiven Ratingagenturen gleiche
Ausgangsbedingungen ermöglichen würde.

John Bufton (EFD),    schriftlich. – Ich habe gegen die mögliche Einführung einer
EU-Harmonisierung für die Ratingagenturen gestimmt, da sich die Standards zwischen
den Mitgliedstaaten unterscheiden können und gegebenenfalls unterscheiden müssen.
Ohne eine einzige gemeinsame Währung und mit Blick auf die Volatilität der Märkte,
besonders in den schwachen Volkswirtschaften der Eurozone, sieht sich Großbritannien
der Gefahr ausgesetzt, in einen Morast der harmonisierten Ratings zu geraten, der alle
wirtschaftlichen Umstände EU-weit abdecken würde und die Wirtschaft und die Industrie
Großbritanniens riskanten Unternehmungen aussetzen könnten, die durch EU-weite
Ratings gestützt werden. Es ist Sache der unabhängigen Volkswirtschaften in unabhängigen
Mitgliedstaaten, die Bedingungen und Grenzen hinsichtlich der Ratings festzulegen.

Maria Da Graça Carvalho (PPE),    schriftlich. – (PT) Aufgrund der Folgen, die Ratings von
Staatsschulden für den Markt, das Haushaltsgleichgewicht und das Allgemeinwohl haben,
ist es absolut entscheidend, dass sie auf verlässlichen Fakten und Zahlen beruhen. Um die
Richtigkeit und die Fairness solcher Ratings zu wahren, müssen die Transparenz der
Entscheidungsgrundlage verbessert und die Rechenschaftspflicht dieser Agenturen gestärkt
werden. Ich befürworte und begrüße daher die Festlegung von Prioritäten für die Regulierung
der Ratingagenturen, die heute vorgeschlagen wurde und die ich für entscheidend halte,
wenn die Probleme dieser Branche bewältigt werden sollen.

Nessa Childers (S&D),    schriftlich. – Das Problem der Ratingagenturen muss in Europa
angegangen werden. Diese privaten, profitorientierten Organisationen haben viel zu viel
Macht über souveräne Regierungen, und ich stehe voll hinter Plänen, diese Anomalität auf
europäischer Ebene anzugehen.

Nikolaos Chountis (GUE/NGL),    schriftlich. – (EL) Ich habe gegen den Bericht über die
Ratingagenturen gestimmt. Es ist politisch inakzeptabel und wirtschaftlich gefährlich, dass
diese Agenturen, die in der aktuellen Krise so eine negative Rolle gespielt haben, weiterhin
das von der EU selbst erteilte Recht haben, nicht nur Unternehmen, sondern auch die
Volkswirtschaften der Mitgliedstaaten zu bewerten. Das Europäische Parlament sollte in
seinen Entscheidungen hinsichtlich der Ratingagenturen entschiedener und radikaler sein,
besonders nach dem Schaden, den sie den europäischen Volkswirtschaften und
europäischen Bürgerinnen und Bürgern zugefügt haben. Dem Bericht fehlt es jedoch an
Rückgrat. Die im Bericht vorgeschlagenen regulatorischen Maßnahmen sind zaghaft, und
die Intransparenz bei den Ratingagenturen bleibt im Prinzip wie zuvor bestehen. Das
Problem der Ratings durch selbstsüchtige Privatunternehmen, welche jetzt amerikanisch
oder künftig europäisch sein mögen, ist keinesfalls gelöst, und das ist es, was die
Spekulationsmafia fördert. Der Bericht sollte eine öffentliche, demokratisch kontrollierte
Agentur befürworten, die nichts mit Privatinteressen zu tun hat und innerhalb eines
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solidarischen Rahmens zwischen den Staaten und ihren Bürgerinnen und Bürger eine
besondere Rolle einnehmen kann.

Lara Comi (PPE),    schriftlich. – (IT) Ich habe für diesen Bericht gestimmt, da er die Situation
der Ratingagenturen klar und objektiv darstellt. Ich bin ebenfalls der Auffassung, dass die
Ratingagenturen eine notwendige und sehr nützliche Rolle spielen, indem sie die
Informationsflut der Finanzmärkte filtern und vereinfachen, sowohl hinsichtlich der
Informationen über die Solvenz und Verlässlichkeit von Emittenten von Schuldtiteln als
auch hinsichtlich einzelner Finanzinstrumente. Wie Herr Klinz richtigerweise aufzeigt,
besteht bei diesem Geschäftsmodell die Gefahr, dass die Aufmerksamkeit vom Schutz der
Anleger zum Schutz der Emittenten umschwenkt, falls keine geeigneten Gegenmaßnahmen
ergriffen werden. Ich glaube nicht, dass der Wettbewerb verbessert werden kann, da eine
Vermehrung der Agenturen die Glaubwürdigkeit der Ratings untergraben könnte. Ich
glaube jedoch, dass eine größere Verantwortlichkeit zu größerer Objektivität und
gründlicherer Arbeit führen könnte, was nicht nur den Geschäften einiger weniger dienen
würde, sondern auch dabei helfen würde, Informationsungleichgewichte zu verringern,
und so funktionierende Märkte und den Schutz des Allgemeininteresses gewährleisten
würde.

George Sabin Cutaş (S&D),    schriftlich. – (RO) Ich habe für die Entschließung über
Ratingagenturen gestimmt, da ich glaube, dass eine neue europäische Ratingagentur
notwendig ist, die eine alternative Arbeitsweise vorstellen und mehr Wettbewerb in diesen
Sektor bringen wird. Die Finanzkrise hat uns gezeigt, dass wir oligopolistische Strukturen
nicht länger hinnehmen können, ebenso wenig wie das Fehlen von Transparenz und der
Rechenschaftspflicht der aktuellen Ratingagenturen.

Rachida Dati (PPE)  , schriftlich. – (FR) Ich habe für den Bericht von Herrn Klinz gestimmt.
Er enthält einige interessante Vorschläge für den notwendigen Rechtsrahmen für
Ratingagenturen. Die aktuelle Situation im Euroraum erinnert uns fast täglich an die Folgen
der Entscheidungen, die von diesen Agenturen getroffen wurden, und daran, wie stark das
globale Finanzregulierungssystem von diesen Agenturen abhängig ist. Ich begrüße
insbesondere die Forderung an die Europäische Kommission, die Machbarkeit einer
unabhängigen europäischen Ratingstiftung zu untersuchen. Das ist ein konkreter Vorschlag,
der es uns ermöglichen würde, die übermäßige Abhängigkeit des Finanzregulierungssystems
von einigen nichtöffentlichen Ratings anzugehen.

Proinsias De Rossa (S&D),    schriftlich. – Ich unterstütze diesen Bericht über die Zukunft
der Ratingagenturen. Die jüngste Finanzkrise hat verdeutlicht, dass es große Probleme in
der Branche gibt, wie mangelnden Wettbewerb, übermäßige Abhängigkeit von externen
Kreditratings im Rechtsrahmen und fehlende Haftung für Ratings der Ratingagenturen.
Tatsächlich spielten die Ratingagenturen eine wesentliche Rolle bei der Entstehung der
Finanzkrise durch die Erteilung fehlerhafter Ratings für strukturierte Finanzinstrumente.
Dieser Bericht befasst sich mit diesen Problemen im Vorfeld des Legislativvorschlags, den
die Kommission für diesen Herbst vorbereitet. Er fordert: eine Prüfung, ob und wie die
Mitgliedstaaten Ratings für Regelungszwecke nutzen, um das in sie gesetzte allgemeine
übermäßige Vertrauen der Finanzaufsicht zu verringern; eine ausführliche
Folgenabschätzung vorzunehmen und eine Durchführbarkeitsstudie in Hinblick auf die
Kosten, Vorteile und möglichen Leitungsstrukturen einer völlig unabhängigen europäischen
Ratingstiftung zu erstellen, die Einrichtung einer völlig unabhängigen europäischen
Ratingagentur zu untersuchen; die Einführung eines europäischen Ratingindexes, der alle
am Markt verfügbaren Ratings registrierter Ratingagenturen umfasst.
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Marielle De Sarnez (ALDE),    schriftlich. – (FR) Die Ratingagenturen stufen die Ratings
der durch die Krise am meisten betroffenen europäischen Länder eines nach dem anderen
ab oder bescheinigen ihnen einen „negativen Ausblick“. Ich spreche hier von Portugal,
Irland, Griechenland und Spanien. Die Agenturen mögen die globale Finanzkrise vielleicht
nicht ausgelöst haben, sie haben sie jedoch durch solche Handlungen verschlimmert.
Tatsächlich heizen sie die Spekulation an und gefährden die Erfolgsaussichten der bereits
drakonischen Konjunkturprogramme, die den Menschen dieser Länder aufgezwungen
wurden. Darum ist die Schaffung einer europäischen Ratingagentur, die den rechtlichen
Status einer unabhängigen Stiftung hat, dringend notwendig. Den Interessenkonflikten,
die bei den Ratingagenturen inhärent sind, muss ein Ende gesetzt werden. Die Agenturen
können gegenwärtig Ratings erteilen, während sie gleichzeitig als Berater agieren. Diese
Änderung sollte Hand in Hand gehen mit der Einschätzung der Kommission hinsichtlich
des Bedürfnisses nach einer verstärkten Offenlegung der Informationen für alle Produkte
im Bereich der Finanzinstrumente.

Anne Delvaux (PPE),    schriftlich. – (FR) Seit die Wirtschafts- und Finanzkrise begonnen
hat, reden wir über nichts anderes als die Ratingagenturen. Was denken wir aber aktuell
über ihre wichtige Rolle? Das Europäische Parlament ist dieser Frage nachgegangen. Obwohl
die Ratings mehrere sehr nützliche Funktionen erfüllen (sie sammeln beispielsweise
Informationen über die Kreditwürdigkeit von Emittenten, was in einem globalen Umfeld
besonders hilfreich ist), haben Entwicklungen im Rechtsrahmen diese „Informationsmittler“
de facto zu „regulatorischen Lizenzgebern“ gemacht. Das ist ein Fehler, den wir nicht
machen dürfen!

Die Finanzkrise hat verdeutlicht, dass es drei Kernprobleme in der Branche gibt: mangelnder
Wettbewerb, übermäßige Abhängigkeit von externen Kreditratings im Rechtsrahmen und
fehlende Haftung für Ratings der Ratingagenturen.

Diogo Feio (PPE),    schriftlich. – (PT) Die Ratingagenturen spielen zweifellos eine wichtige
Rolle in der Marktwirtschaft der Gegenwart. Diese Agenturen waren ursprünglich
Informationsmittler, die Emittenten von Schuldtiteln und Investoren den Marktzugang
erleichtern, indem sie Informationskosten verringerten und daher für größere Liquidität
und Transparenz sorgen. Wie in vielen anderen Bereichen dieses Sektors hat die Krise
jedoch drei Kernprobleme verdeutlicht: mangelnder Wettbewerb, übermäßige
Abhängigkeit von externen Kreditratings im Rechtsrahmen und fehlende Haftung für
Ratings der Ratingagenturen. Es ist nun dringend notwendig, die Rolle dieser Agenturen
für die Regulierung des globalen Finanzmarkts zu prüfen und effektive Lösungen für ihren
Mangel an Wettbewerb zu finden. Es ist außerdem entscheidend, dass die Interessenkonflikte
dieses Geschäftsmodells untersucht werden.

José Manuel Fernandes (PPE),    schriftlich. – (PT) Ratingagenturen bewerten drei
verschiedene Bereiche – den öffentlichen Sektor, Unternehmen und strukturierte
Finanzinstrumente –, und sie spielten durch die Erteilung fehlerhafter Ratings für
strukturierte Finanzinstrumente, die während der Krise durchschnittlich drei bis vier Stufen
herabgestuft werden mussten, eine wesentliche Rolle bei der Entstehung der Finanzkrise.
Die Verordnung (EG) Nr. 1060/2009 war die erste Reaktion auf die Finanzkrise und
behandelt bereits die dringendsten Themen, indem sie die Ratingagenturen einer Aufsicht
und Regulierung unterstellt. Ich hoffe jedoch, dass eine größere Transparenz bei den
Handlungen der Ratingagenturen verpflichtend wird. Die fehlende Rechtssicherheit in
diesem Bereich gefährdet die ordnungsgemäße Funktionsweise der Finanzmärkte in der
EU. Deshalb ist es erforderlich, dass die Kommission vor der Ausarbeitung weiterer
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Änderungsanträge zur Verordnung (EG) Nr. 1060/2009 die im neuen Rechtsrahmen
vorhandenen Lücken sorgfältig ermittelt und eine Folgenabschätzung der zur Schließung
dieser Lücken verfügbaren Alternativen, einschließlich der Möglichkeit weiterer
Legislativvorschläge, vorlegt. Die Ratingindustrie steht verschiedenen Problemen gegenüber,
wobei mangelnder Wettbewerb, oligopolistische Strukturen sowie das Fehlen von
Rechenschaftspflicht und Transparenz zu den schwerwiegendsten Problemen zählen.

João Ferreira (GUE/NGL),    schriftlich. – (PT) Die Situation der letzten Jahre hat gründlich
verdeutlicht, wie wenig Glaubwürdigkeit die Ratingagenturen haben. Trotzdem können
sie nach wie vor tun, was ihnen beliebt, und ihre Handlungen richten insbesondere in
Ländern mit schwacher Wirtschaft sehr großen Schaden an. Diese Organisationen hängen
vom Finanzsystem ab und haben ein starkes Eigeninteresse an den von ihnen erteilten
Ratings. Sie verdienen ihr Geld vor allem durch die übermäßige Anheizung der
Kreditvergabe und der kapitalistischen Finanzspekulation. Diese Agenturen sind ein klares
Beispiel für die Finanzialisierung der Wirtschaft – die nichts für ein tatsächliches Wachstum
produktiver Aktivitäten tut –, und sie sind außerdem ein zentraler Bestandteil der
neoliberalen Entwicklungsstrategie, die immer nach Profiten strebt, die durch eine echte
Produktion aufgrund des wohlbekannten Trends zu abnehmenden Gewinnen nicht zu
erreichen sind.

Dieser Bericht äußert zwar einige Kritik an dem Handeln dieser Agenturen, in Wahrheit
geht er aber am Kern der Sache vorbei oder schlägt eine öffentliche Kontrolle des
Finanzsektors vor, um die Interessen der großen Firmen und Finanzinstitutionen nicht zu
gefährden. Das ist ein Hauptproblem. Wir fordern daher eine effektive Regulierung des
Finanzsektors und ein Ende der Liberalisierung der Kapitalflüsse, der Steueroasen, der
Derivate, der Ratingagenturen und ihrer Geschäfte.

Ilda Figueiredo (GUE/NGL),    schriftlich. – (PT) Wie wir wissen – und wie in den letzten
Jahren deutlich wurde –, sind Ratingagenturen unglaubwürdig. Ihre Handlungen richten
jedoch nach wie vor viel Schaden an, vor allem in Ländern mit schwächeren
Volkswirtschaften, und sie verdienen ihr Geld vor allem durch die übermäßige Anheizung
der Kreditvergabe und der kapitalistischen Finanzspekulation.

Sie sind vor allem aber das Ergebnis der Finanzialisierung der Wirtschaft – die nichts für
ein tatsächliches Wachstum produktiver Aktivitäten tut –, und sie sind außerdem ein
zentraler Bestandteil der neoliberalen Entwicklungsstrategie, die immer nach Profiten
strebt, die durch eine echte Produktion nicht zu erreichen sind.

Dieser Bericht äußert zwar einige Kritik an dem Handeln dieser Agenturen, in Wahrheit
geht er aber am Kern der Sache vorbei oder schlägt eine öffentliche Kontrolle des
Finanzsektors vor, um die Interessen der großen Firmen und Finanzinstitutionen nicht zu
gefährden.

Wir fordern daher eine effektive Regulierung des Finanzsektors und ein Ende der
Liberalisierung der Kapitalflüsse, der Steueroasen, der Derivate, der Ratingagenturen und
ihrer Geschäfte. Wir brauchen eine andere Steuerpolitik, die zu Wirtschaftswachstum,
sozialer Gerechtigkeit und ausgeglichenen öffentlichen Haushalte beiträgt, so dass sie einen
Beitrag zum Ende der Steueroasen leisten kann, zur Besteuerung von Börsengewinnen und
der Einführung einer zusätzlichen Steuer auf die Gewinne großer Unternehmen und
Finanzinstitutionen.
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Monika Flašíková Beňová (S&D),    schriftlich. – (SK) Dieser Bericht behandelt extrem
wichtige Probleme bezüglich der Ratingindustrie, zu denen mangelnder Wettbewerb,
oligopolistische Strukturen sowie das Fehlen von Rechenschaftspflicht und Transparenz
zählen. Meiner Meinung nach ist es daher dringend notwendig, Schritte zur Schaffung
einer europäischen Ratingagentur zu ergreifen, die auf ein neues Ratingmodell hinarbeiten
und die Bedingungen für die Entwicklung echten Wettbewerbs schaffen könnte.

Pat the Cope Gallagher (ALDE),    schriftlich. – (GA) Es wäre gut, wenn Ratingagenturen
in der Zukunft stärkeren Rechenschaftspflichten unterliegen würden. Die Wahrheit ist,
dass die Agenturen vielen komplexen Finanzinstrumenten das höchste Rating erteilten –
Instrumenten, die, wie sich später herausstellte, toxisch waren. Der Bericht empfiehlt, dass
die Marktakteure Risiken mehr und besser analysieren sollten, so dass sie sich nicht so sehr
auf die Ratingagenturen verlassen müssen.

Bruno Gollnisch (NI),    schriftlich. – (FR) Drei große US-Agenturen kontrollieren fast den
gesamten Ratingmarkt und Ratings sind manchmal aus regulatorischen Gründen
verpflichtend. Die Widersinnigkeit dieses Systems wird durch die Schaffung einer
öffentlichen europäischen Agentur oder die Öffnung des Markts für den Wettbewerb nicht
beseitigt.

Es ist jetzt verrückter als je zuvor. Niemand weiß, welcher Markt oder welche Agentur die
Reaktionen des anderen bestimmt; ob das schlechte Rating eines Landes eine Panik über
die Staatsverschuldung auslöst oder ob zynische Spekulation zu einem schlechten Rating
führt; ob ein gutes Rating Auswirkungen darauf hat, ob bestimmte Anlagetitel gekauft
werden oder ob durch die Tatsache, dass diese von guter Qualität sind und daher gekauft
werden, das Rating gut ausfällt. Die Aktivitäten der Agenturen stärker zu überwachen stellt
lediglich eine Mindestmaßnahme dar und geht offensichtlich nicht weit genug. Trotz der
wiederholten Kritik, der sie sich in Europa und den USA ausgesetzt sehen, hat der Ruf der
Agenturen nicht wirklich gelitten. Sie rechtlich und auch finanziell für die Folgen ihrer
Fehler und ihrer verantwortungslosen Bewertungen zur Verantwortung zu ziehen, würde
Auswirkungen haben. Es wird ohne eine grundlegende Änderung des Systems anstelle des
Versuchs, dieses zu flicken, um sein Überleben zu garantieren, nichts gelöst werden.

Roberto Gualtieri (S&D),    schriftlich. – (IT) Durch die Zustimmung zum Bericht von
Herrn Klinz, der für eine effektive Regulierung der Ratingagenturen eintritt, macht das
Parlament einen weiteren Schritt hin zu einer größeren Transparenz an den Finanzmärkten.
Es ist wichtig, die aktuellen Probleme zu überwinden, die den Sektor charakterisieren: der
mangelnde Wettbewerb, die übermäßige Abhängigkeit des Rechtsrahmens von externen
Kreditratings und die Unzuverlässigkeit von Bewertungen.

In dieser Hinsicht ist die Forderung des Parlaments wichtig, dass die Kommission die
Schaffung einer unabhängigen europäischen Agentur in Erwägung ziehen sollte, die auch
für das Rating von Staatsschulden verantwortlich sein könnte. Da das verantwortungslose
Verhalten der Ratingagenturen schon oft der ursprüngliche Grund für Spekulation war,
die hauptsächlich europäischen Steuerzahlern schadet, ist es immens wichtig, ihre Rolle
bei den Ratings von Staatsschulden als Teil des laufenden Reformprozesses zu überprüfen,
der im Herbst abgeschlossen sein wird.

Juozas Imbrasas (EFD),    schriftlich. – (LT) Ich begrüße dieses Dokument, da die
Ratingindustrie verschiedenen Problemen gegenübersteht, wobei mangelnder Wettbewerb,
oligopolistische Strukturen sowie das Fehlen von Rechenschaftspflicht und Transparenz
zu den schwerwiegendsten Problemen zählen. Für die dominanten Ratingagenturen stellt
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insbesondere das Zahlungsmodell ein Problem dar, während das grundlegende Problem
des Rechtsrahmens eine übermäßige Abhängigkeit von externen Kreditratings ist. Wie Sie
wissen, bewerten die Ratingagenturen drei verschiedene Bereiche – den öffentlichen Sektor,
Unternehmen und strukturierte Finanzinstrumente. Es besteht ein inhärenter
Interessenkonflikt, wenn Marktteilnehmer interne Kreditrisikobewertungen für ihre eigenen
Kapitalanforderungen entwickeln. Ich sehe daher die Notwendigkeit, die
Verantwortlichkeiten, Fähigkeiten, Befugnisse und Ressourcen der Aufsichtsgremien für
die Kontrolle, Bewertung und Beaufsichtigung der Angemessenheit der internen Modelle
und für die verbindliche Einführung aufsichtsrechtlicher Maßnahmen auszubauen. Ich
vertrete die Auffassung, dass Ratings dazu dienen müssen, die Marktinformationen so
auszuweiten, dass Investoren eine sektor- und länderübergreifende stichhaltige Bewertung
des Kreditrisikos zur Verfügung steht und dass die Nutzer befähigt werden, Ratingagenturen
besser und genauer zu prüfen. Diesbezüglich muss die zentrale Bedeutung einer verstärkten
Transparenz bei ihren Tätigkeiten betont werden. Ich glaube fest daran, dass wir die
Einrichtung neuer Ratingagenturen unterstützen und gleichzeitig Wettbewerbsverzerrungen
verhindern müssen.

Giovanni La Via (PPE),    schriftlich. – (IT) Die Entschließung, über die heute abgestimmt
wird, legt eine Reihe von Maßnahmen vor, die die gegenwärtige Abhängigkeit von einigen
wenigen Ratingquellen verringern soll. Zu diesen Maßnahmen gehören außer einer
Steigerung des Wettbewerbs ein größerer und vernünftigerer Einsatz interner Ratings,
insbesondere durch große Finanzinstitutionen, die in der Lage sind, ihre eigene
Risikoeinschätzung durchzuführen. Wir waren bezüglich dieser Frage in der Anfangsphase
etwas geteilter Meinung. In unseren endgültigen Positionen haben wir uns aber im
Wesentlichen geeinigt. In der Frage der Transparenz konnte ein Konsens erzielt werden,
da ich die Idee unterstütze, alle registrierten Ratingagenturen dazu zu verpflichten, eine
jährliche Überprüfung ihrer durchgeführten Ratings vorzunehmen und diese Informationen
in einem Rechenschaftsbericht der Aufsichtsbehörde vorzulegen.

Olle Ludvigsson (S&D),    schriftlich. – (SV) Wir schwedischen Sozialdemokraten
unterstützen heute die Forderung an die Kommission, eine genauere Untersuchung der
Bedingungen für die Schaffung einer europäischen Ratingstiftung oder einer öffentlichen
europäischen Ratingagentur durchzuführen. Wir sehen, dass eine von der Politik geschaffene
Ratingeinrichtung eine Möglichkeit wäre, auf die großen privaten Agenturen Druck
auszuüben. Gleichzeitig können wir die potenziellen Probleme erkennen. Es wäre daher
gut, wenn man mittels einer detaillierten Studie ein besseres Bild von den Vorteilen und
Nachteilen einer solchen Einrichtung erhalten könnte. Eine bessere Tatsachengrundlage
ist eine Voraussetzung für eine weitere Erörterung dieser Frage.

David Martin (S&D),    schriftlich. – Ich habe für diesen Bericht gestimmt. Die jüngste
Finanzkrise hat verdeutlicht, dass es drei Kernprobleme in der Branche gibt: mangelnder
Wettbewerb, übermäßige Abhängigkeit von externen Kreditratings im Rechtsrahmen und
fehlende Haftung für Ratings der Ratingagenturen. Der Bericht enthält Vorschläge, wie
mit jedem dieser Probleme umzugehen ist.

Clemente Mastella (PPE),    schriftlich. – (IT) Die jüngste Finanzkrise hat verdeutlicht, dass
es drei Kernprobleme in der Branche gibt: mangelnder Wettbewerb aufgrund der kaum
vorhandenen Bedeutung der Ratingagenturen auf den globalen Kapitalmärkten sowie
mangelnde Konkurrenzfähigkeit, besonders im Hinblick auf die regulatorischen Standards.
übermäßige Abhängigkeit des Rechtsrahmens von externen Kreditratings hinsichtlich der
Formulierung von Standards, Gesetzen und Rechtsvorschriften (zum Beispiel ihr immer
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häufiger werdender Einsatz hinsichtlich der Eigenkapitalanforderungen) sowie die
Abhängigkeit der Zentralbank von externen Ratings; und letztlich das Fehlen einer Haftung
der Agenturen für ihre Ratings. In dieser Hinsicht hat der Bericht auch die Förderung eines
europäischen Netzwerks der Ratingagenturen vorgeschlagen. Wir sind uns diesbezüglich
hinsichtlich der Wichtigkeit einer größeren Informationsverbreitung für Investoren einig
und dass Marktteilnehmern nur gestattet werden sollte, in Finanzderivate zu investieren,
wenn sie beweisen können, dass sie die Kreditrisiken der Produkte verstehen und einschätzen
können. Zuletzt möchten wir noch unsere Unterstützung für die Idee eine vollständig
unabhängigen europäischen Ratingstiftung aussprechen.

Jean-Luc Mélenchon (GUE/NGL),    schriftlich. – (FR) Dieser scheinheilige Text behauptet,
dass das Hauptproblem mit den Ratingagenturen ist, dass sie den Wettbewerb hemmen.
Die Lösung für die „übermäßige Abhängigkeit“ der Banken von diesen Agenturen ist, dass
die Banken die Risiken selbst einschätzen. Banken sollen für die Bewertung von
Sparmaßnahmen verantwortlich sein! Falls sie dazu nicht in der Lage sind, wird ihnen
aufgegeben, das niedrigste Rating zu verwenden, um sich selbst bestmöglich zu schützen.
Es geht hier aber nicht um den Schutz der Interessen der Banken, sondern um den Schutz
der Interessen der Allgemeinheit. Wieder einmal stehen die Menschen auf der
EU-Prioritätsliste an unterster Stelle.

Nuno Melo (PPE),    schriftlich. – (PT) Ratingagenturen erfüllen verschiedene nützliche
Funktionen: Sie sammeln Informationen über die Kreditqualität von Emittenten, was
Emittenten den Zugang zu den globalen und einheimischen Märkten ermöglicht, verringern
Informationskosten und erweitern den Pool der potenziellen Anleger, so dass den Märkten
Liquidität zugeführt wird. Die jüngste Finanzkrise hat jedoch verdeutlicht, dass es drei
Kernprobleme in der Branche gibt: mangelnder Wettbewerb, übermäßige Abhängigkeit von
externen Kreditratings im Rechtsrahmen und fehlende Haftung für Ratings der
Ratingagenturen. Wir müssen die potenziellen Maßnahmen genau betrachten. Sie sollten
den notwendigen Folgenabschätzungen und Untersuchungen unterzogen werden. Diese
Maßnahmen sollten keinen Schnellschuss darstellen, der kontraproduktiv sein und die
Markteintrittsschranken erhöhen könnte. Außerdem besteht das Risiko konservativerer
Ratings mit entsprechenden Folgen für die Kreditvergabe und die Realwirtschaft. Wir
müssen diese Branche von einer globalen Perspektive aus betrachten, da es sich um eine
wirklich weltweite Garantie mit einem zugrunde liegenden globalen Kapitalmarkt handelt.
Wir müssen daher bezüglich der Entwicklungen in den Vereinigten Staaten auf dem
Laufenden bleiben.

Alexander Mirsky (S&D),    schriftlich. – Dieser Initiativbericht behandelt die aktuellen
Hauptprobleme bezüglich der Ratingindustrie, wobei mangelnder Wettbewerb,
oligopolistische Strukturen sowie das Fehlen von Rechenschaftspflicht und Transparenz
die schwerwiegendsten sind, insbesondere hinsichtlich des Ratings von Staatsschulden.
Ich halte ihn für sehr zeitgemäß. Wir müssen alle Anstrengungen unternehmen, damit
sich die Situation mit Griechenland nicht wiederholt. Ich habe dafür gestimmt.

Andreas Mölzer (NI),    schriftlich. − Ratingagenturen sollen Auskunft über Kreditqualitäten
geben. Bis dato haben diese Agenturen jedoch ein unrühmliches Bild abgegeben. So wurde
etwa bereits in der Finanzkrise der 30-er Jahre ihr spätes Handeln kritisiert. Auch die faulen
Finanzkonstruktionen am US-Immobilienmarkt haben die Experten der Ratingagenturen
nicht als Risiko betrachtet. Ebenso wie bei hohen Staatsschulen reagierten sie erst, als das
Misstrauen der Investoren erwacht war, dafür dann aber mit einer derartigen Härte, dass
sich die Finanzierungsprobleme einzelner Staaten verschärften. Wenn jahrelang die
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griechischen Unregelmäßigkeiten am Markt ebenso bekannt waren wie der
Goldman-Sachs-Swap zur Schulden-Verschleierung und es üblich war, dass Athen seine
Haushaltsdaten revidierte, wenn eine neue Regierung ans Ruder kam, und die Staaten
dennoch ein gutes Rating erhielten, plötzlich aber mit der globalen Finanz- und
Wirtschaftskrise derart scharf reagieren, dass sie Bankrotte provozieren, mittlerweile auch
jene Staaten abstrafen, deren Banken Wackelkandidaten stützen, und gleichzeitig auf
Staatspleiten viel Geld gesetzt wird, dann krankt das ganze System gewaltig. Der vorliegende
Vorschlag kann nur ein erster Schritt in die richtige Richtung sein, ich habe daher
zugestimmt.

Franz Obermayr (NI),    schriftlich. − Ich halte die bisherige Tätigkeit von Rating-Agenturen
ganz grundsätzlich für sehr zweifelhaft. Nicht nur, dass sie Risiken nicht rechtzeitig
erkennen, siehe US-Immobilienmarkt, oft verschlimmern sie die Situation nach Ausbruch
einer Krise zusätzlich. Es geht nicht an, dass private US-amerikanische Ratingagenturen
willkürlich über die Bonität europäischer Staaten entscheiden. Der Bericht ist ein Schritt
in Richtung strengere Aufsicht von Rating-Agenturen, weshalb ich positiv abgestimmt
habe.

Rolandas Paksas (EFD),    schriftlich. – (LT) Ich begrüße diese Entschließung über die
Zukunftsperspektiven der Ratingagenturen. Die Ratingindustrie hat oft mit Problemen zu
kämpfen, die mit den oligopolistischen Strukturen und einem Mangel an Wettbewerb,
Rechenschaftspflicht und Transparenz zusammenhängen. Die Kommission sollte daher
die Möglichkeit der Schaffung einer völlig unabhängigen europäischen Ratingstiftung
diskutieren, die das Recht haben sollte, an Entscheidungen über Ratings für Staatsschulden
und Ratingagenturen teilzunehmen. Das Management, das Personal und die
Leitungsstrukturen der neuen europäischen Ratingstiftung wären vollkommen unabhängig
und autonom. Ich begrüße den Vorschlag, dass die zivilrechtliche Haftung der
Ratingagenturen bei grober Fahrlässigkeit oder Fehlverhalten in der gesamten EU einheitlich
geregelt werden sollte. Zudem müssen wir die Verantwortlichkeiten, Fähigkeiten, Befugnisse
und Ressourcen der Aufsichtsgremien für die Kontrolle, Bewertung und Beaufsichtigung
der Angemessenheit der internen Modelle und für die verbindliche Einführung
aufsichtsrechtlicher Maßnahmen und die Durchführung von Untersuchungen und
Inspektionen ausbauen. Es ist sehr wichtig, gleiche Ausgangsbedingungen für den
Wettbewerb unter Ratingagenturen zu schaffen, indem Wettbewerb, Transparenz, eine
Öffnung des Markts und Stabilität gefördert werden.

Alfredo Pallone (PPE),    schriftlich. – (IT) Die Arbeit der Ratingagenturen ist wichtig, da
durch sie Verlässlichkeit und Stabilität gewährleistet werden. Wir müssen daher Regeln
und Standards einführen, die ihre Ratings und ihre Unparteilichkeit regeln. Ich habe für
den Bericht von Herrn Klinz gestimmt, da ich denke, dass die Europäische Union unbedingt
angemessene Regeln braucht, um die Auswirkungen von Ratings auf das Wirtschafts- und
Finanzsystem in den Griff zu bekommen. Trotz des rechtlichen Vakuums in diesem Bereich
und obwohl die Möglichkeit besteht, dass diese Agenturen Auswirkungen auf die
Volkwirtschaften der Mitgliedstaaten haben können – sie sogar in die Krise stürzen können
–, erscheint dieser Bericht der erste Schritt zu neuen Regeln für Ratingagenturen zu sein,
wenn man den jüngsten Erlass der neuen Verordnung über die Ratingagenturen durch die
Kommission bedenkt.

Maria do Céu Patrão Neves (PPE),    schriftlich. – (PT) Ich habe für die Entschließung des
Parlaments über die Ratingagenturen gestimmt, da ich auch der Auffassung bin, dass es
unbedingt notwendig ist, den unfairen Wettbewerb zu vermindern, der durch die gängige
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Praxis der Ratingagenturen bedingt ist, Marktteilnehmer einerseits zu bewerten und
andererseits gleichzeitig von ihnen Aufträge anzunehmen. Ich denke, dass die Kommission
den möglichen Einsatz alternativer Instrumenten zur Feststellung des Kreditrisikos sorgfältig
bewerten sollte. Es ist unbedingt notwendig, dass die Europäische Wertpapier- und
Börsenaufsichtsbehörde das Recht hat, unangekündigte Untersuchungen und Prüfungen
vor Ort durchzuführen, um ihre Aufsichtsbefugnisse wirksam ausüben zu können. Es ist
außerdem unbedingt notwendig, dass die Europäische Wertpapier- und
Börsenaufsichtsbehörde bei der Ausübung ihrer Kontrollbefugnisse den Personen, gegen
die Verfahren eingeleitet worden sind, eine Gelegenheit zur Anhörung gibt, um ihr Recht
auf Verteidigung zu wahren. Ich befürworte auch die Aufforderung an die Kommission,
eine ausführliche Folgenabschätzung vorzunehmen im Hinblick auf die Kosten, Vorteile
und möglichen Leitungsstrukturen einer völlig unabhängigen europäischen Ratingstiftung,
die über Sachverstand in allen drei Bereichen des Ratings verfügt.

Miguel Portas (GUE/NGL),    schriftlich. – (PT) Obwohl dieser Bericht einige positive
Aspekte aufweist, hat er es nicht geschafft, die Schaffung einer öffentlichen, unabhängigen
europäischen Ratingstiftung vorzuschlagen. Im Gegenteil erlaubt die Zweideutigkeit seiner
Formulierungen die öffentliche Finanzierung einer neuen privaten Agentur. Der Bericht
versäumt auch, auf die Untersagung der Bewertung von Staatsschulden einzugehen. Das
wäre die Hauptmaßnahme, die in diesem Bereich unternommen werden könnte, um die
Spekulation gegen den Euro zu bekämpfen. Schließlich hätte der Bericht vorschlagen
können, dass die Kommission die Möglichkeit einer vorherigen Zulassung aller
„strukturierten Finanzprodukte“ durch die Europäische Wertpapier- und
Börsenaufsichtsbehörde in Erwägung ziehen sollte. Ich stimme aus diesen Gründen daher
dagegen.

Fiorello Provera (EFD),    schriftlich. – (IT) Mit dieser Maßnahme können wir endlich
unserem Wunsch Ausdruck verleihen, die Arbeit der Ratingagenturen durch die
Verbesserung ihrer Transparenz, Integrität, Verantwortung, Unabhängigkeit und
Verlässlichkeit zu verbessern. Während man die Rolle der Agenturen für die Bereitstellung
von Informationen und die Förderung der Marktliquidität anerkennen muss, ist es jetzt
ziemlich klar, dass die Finanzakteure ihrem Urteil zu viel Vertrauen geschenkt haben und
dass ihr Handeln für die Finanzkrise mitverantwortlich ist. Es besteht eine zu große
Abhängigkeit von externen Ratingagenturen und im Sektor besteht ein Oligopol. Ich bin
daher dafür, eine unabhängige europäische Ratingstiftung zu schaffen, die für Ratings im
öffentlichen Sektor, für Unternehmen und strukturierte Finanzinstrumente verantwortlich
sein soll.

Paulo Rangel (PPE),    schriftlich. – (PT) Die jüngste Finanzkrise hat gezeigt, dass eine
Regulierung der Ratingagenturen notwendig ist. Tatsächlich haben die jüngsten Ereignisse
ihre Fehler erkennbar und eine Neubeurteilung ihrer Funktion als „Zertifizierer“ der Objekte
ihrer Analyse möglich gemacht: der Unternehmen, des öffentlichen Sektors und
strukturierter Finanzinstrumente. Es ist daher klar geworden, dass sie eine wichtige Rolle
spielen, indem sie Informationsasymmetrien verringern, die zwischen Anlegern zu finden
sind. Auf der anderen Seite stellt man fest, dass den Ratings der Ratingagenturen ein zu
großes Vertrauen geschenkt wurde, was sicherlich wesentlich zur Verschlimmerung der
Finanzkrise beigetragen hat. Es besteht daher ein dringendes Bedürfnis nach einem neuen
Regulierungsmodell, das dabei hilft, die Abhängigkeit von den Ratings der Ratingagenturen
zu verringern. Die Lösung umfasst Maßnahmen wie die Minderung der Abhängigkeit der
Europäischen Zentralbank (EZB) von Daten externer Agenturen, die Stärkung der

135Verhandlungen des Europäischen ParlamentsDE08-06-2011



Kompetenzen von Regulierern und Kontrolleuren, die Diskussion über die Schaffung einer
europäischen Ratingstiftung, die Erweiterung der Palette der Informationen, die Anlegern
zur Verfügung steht – was die Macht der Ratingagenturen verringern würde – sowie
beispielsweise auch die Stärkung der Mechanismen für eine zivilrechtliche
Rechenschaftspflicht.

Crescenzio Rivellini (PPE),    schriftlich. – (IT) Ich möchte Herrn Klinz zu seiner
hervorragenden Arbeit gerne gratulieren. Ich möchte die Ratingagenturen dazu aufrufen,
mehr darüber zu informieren, wie sie ihre Ratings von Staatsschulden ermitteln, und den
Sektor insgesamt außerdem auffordern, ihre Methoden zu erklären und warum ihre Ratings
von den Prognosen der großen internationalen Finanzinstitutionen abweichen. Ein weiteres
kontroverses Thema ist die Struktur, die als Gegengewicht zu den drei größten
Ratingagenturen auf europäischer Ebene geschaffen werden soll, denen ein
unverhältnismäßiger Einfluss auf unseren Markt zugemessen wird. Ich rufe daher die
Kommission dazu auf, die Möglichkeit einer vollständig unabhängigen Ratingstiftung
sorgfältig zu prüfen, der eine Anlauffinanzierung für maximal die ersten fünf Jahre gewährt
werden sollte.

Schließlich ist es außerdem immens wichtig, die Möglichkeiten zu untersuchen,
Ratingagenturen für ihre Ratings der zivilrechtlichen Haftung zu unterwerfen. Ich möchte
daher die Kommission dazu auffordern, Wege zu finden, die Agenturen nach dem Zivilrecht
der Mitgliedstaaten haftbar zu machen.

Raül Romeva i Rueda (Verts/ALE),    schriftlich. – Ich stimme dafür. Ratingagenturen
erfüllen mehrere nützliche Funktionen. Sie sammeln Informationen über die Kreditqualität
von Emittenten in einem globalen Umfeld mit asymmetrischen Informationen zwischen
den Emittenten von Schuldtiteln und Anlegern, wobei sie den Emittenten den Zugang zu
den globalen und einheimischen Märkten ermöglichen, Informationskosten verringern
und den Pool der potenziellen Anleger erweitern, so dass den Märkten Liquidität zugeführt
und die Preisbildung unterstützt wird. Entwicklungen im Rechtsrahmen haben diese
„Informationsmittler“ jedoch de facto zu „regulatorischen Lizenzgebern“ gemacht. Die
jüngste Finanzkrise hat verdeutlicht, dass es drei Kernprobleme in der Branche gibt:
mangelnder Wettbewerb, übermäßige Abhängigkeit von externen Kreditratings im
Rechtsrahmen und fehlende Haftung der Ratingagenturen für ihre Ratings.

Licia Ronzulli (PPE),    schriftlich. – (IT) Das Hauptziel der heute verabschiedeten
Entschließung ist die Beseitigung der Abhängigkeit von externen Ratings aus dem gesamten
System, soweit und sobald das praktisch möglich ist. Als hauptverantwortliche Katalysatoren
spielen externe Ratings eine besonders wichtige Rolle, wenn es zu einer Herabstufung
gegenüber dem „Investment-Grade“-Rating kommt. In einem gut funktionierenden
wettbewerbsorientierten Markt reicht die Reputation aus, um die Qualität der Ratings zu
gewährleisten. Da aber die gegenwärtige Struktur eine oligopolistische ist, existiert für die
Ratingagenturen quasi ein „garantierter Markt“.

Nikolaos Salavrakos (EFD),    schriftlich. – (EL) Ich habe für den Klinz-Bericht gestimmt,
da ich der Auffassung bin, dass die von ihm vorgeschlagenen Maßnahmen zur Behandlung
der in der Ratingbranche bestehenden Probleme Schritte in die richtige Richtung sind.
Diese Agenturen haben massive Auswirkungen und ihre Aktivitäten können für die durch
sie bewerteten Staaten und Organisationen verheerende Auswirkungen haben, wie wir in
der jüngsten Finanzkrise sehen konnten. Für diese Agenturen müssen klare
Arbeitsvorschriften festgelegt werden, ihre Ratingverfahren müssen offengelegt werden
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und sie müssen Verantwortung übernehmen. Die Staaten, Unternehmen und
Organisationen, die sie bewerten, können nicht einfach weiterhin ihrer Willkür ausgesetzt
sein. Die drei größten Ratingagenturen bewerten 95 % des Wirtschaftsgeschehens. Wir
sprechen daher über ein Monopol mit allen möglichen negativen Folgen. Wir fordern
Transparenz, Beschränkungen illegaler Aktivitäten, die Übernahme von Verantwortung,
die Untersuchung dieser Agenturen durch unabhängige Einrichtungen, die ihre
Unabhängigkeit und die strikte Anwendung der Regeln gewährleisten.

Antolin Sanchez Presedo (S&D),    schriftlich. – (ES) Ich unterstütze den Klinz-Bericht,
um damit den Prozess der Reformierung der Ratingagenturen voranzutreiben. Die erste
Gesetzgebungsinitiative hat diese Agenturen der Regulierung und Aufsicht unterworfen
und die zweite hat die Kontrollbefugnisse der Europäischen Wertpapier- und
Börsenaufsichtsbehörde klargestellt. Diese Entschließung befürwortet eine Verringerung
der regulatorischen Abhängigkeit von externen Ratings, die Strukturierung der Branche
mit einem wettbewerblichen Rahmen und die Verbesserung ihrer Geschäftsmodelle gemäß
den Kriterien des Forums für Finanzstabilität.

Der endgültige Wortlaut beinhaltet meine Änderungsanträge. Mit diesen Änderungen
beabsichtige ich, die Befugnisse der Aufsichtsbehörden zu stärken, global gleiche
Ausgangsbedingungen für den Wettbewerb zu schaffen, den Wettbewerb durch die
Vermeidung eines „Rating Shoppings“ zu verbessern und standardisierte Verfahren für die
Verbreitung von Informationen zu schaffen. Bezüglich des Themas der Staatsschulden
habe ich dafür plädiert, dass die Ratingagenturen bei ihrer Arbeit vermeiden sollten,
prozyklisch zu sein, und dass sie die Prognosen der wichtigsten internationalen
Finanzinstitutionen berücksichtigen sollten. Ich habe außerdem die Kommission dazu
aufgefordert, Vorschläge für eine Reform der Zahlungsmodelle vorzulegen und eine
Rechenschaftspflicht für Fehlverhalten einzuführen.

Schließlich begrüße ich, dass der Bericht die Schaffung einer unabhängigen europäischen
Ratingagentur und die Möglichkeit einer europäischen Stiftung in Erwägung zieht.

Catherine Stihler (S&D),    schriftlich. – Ich unterstütze diesen Bericht, der erkennt, dass
es bei den Ratingagenturen an Rechenschaftspflicht, Wettbewerb und Transparenz mangelt,
besonders hinsichtlich der Staatsschulden. Es muss auf globaler Ebene wie auf EU-Ebene
mehr getan werden, um sicherzustellen, dass fahrlässige Praktiken die finanzielle Sicherheit
der EU nicht gefährden.

Nuno Teixeira (PPE),    schriftlich. – (PT) Ratingagenturen sind Informationsmittler, die
die Liquidität und Transparenz im Markt fördern, indem sie die Informationsasymmetrien
auf den Kapitalmärkten verringern und den globalen Marktzugang erleichtern und indem
sie Informationskosten reduzieren und das Potenzial von Kreditnehmern und Investoren
ausschöpfen.

Diese Agenturen werfen jedoch auch bestimmte Probleme auf, besonders hinsichtlich des
mangelnden Wettbewerbs, der oligopolistischen Strukturen, des übermäßigen Vertrauens,
das ihnen entgegengebracht wird, sowie des Fehlens von Rechenschaftspflicht und
Transparenz. Solche Fragen werden aktuell immer wichtiger, nicht zuletzt hinsichtlich
von Mitgliedstaaten, die aufgrund ihrer wirtschaftlichen und finanziellen Schwierigkeiten
die Ratings verschiedener nationaler Institutionen unregelmäßig und zyklisch schwanken
sehen.
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Während die Wichtigkeit von Ratingagenturen nicht zu leugnen ist, wäre es ratsam, ihre
Rolle in der Zukunft zu beschränken. Ich habe daher für den durch das Parlament
vorgelegten Vorschlag gestimmt, die Kommission zur Durchführung einer
Folgenabschätzung im Hinblick auf die Kosten, Vorteile und Leitungsstrukturen einer
europäischen Ratingstiftung zu erstellen, die über Sachverstand in allen verschiedenen
Bereichen des Ratings verfügt: den öffentlichen Sektor, Unternehmen und
Finanzinstrumente.

Derek Vaughan (S&D),    schriftlich. – Dieser Bericht wird diesen Sommer eine strengere
Überwachung der Ratingagenturen durch die neue Europäische Wertpapier- und
Börsenaufsichtsbehörde einführen, die wichtig sein wird, um sicherzustellen, dass die
bisherige Einstellung des Laisser-faire bei der Kreditvergabe nach der Finanzkrise nicht
fortgesetzt werden kann. Ratingagenturen haben von Finanzinstitutionen Gebühren für
die Erteilung von Ratings für ihre Produkte erhalten und anschließend aus dem Verkauf
dieser Produkte. Dies bedeutete, dass Agenturen ein Interesse daran haben, komplexen
Finanzinstrumenten hohe Ratings zu geben, was dazu führte, dass Anleger diese Produkte
sorglos kauften. Die Agenturen berieten Unternehmen auch, wie sie ihre riskanteren
Produkte als unriskant darstellen konnten. Diese irreführenden Praktiken führten dazu,
dass die Produkte sich als toxischer erwiesen, als ihr Rating vermuten lassen würde. Das
führte zu gewaltigen Verlusten für Anleger, wozu auch Pensionsempfänger aus ganz Wales
gehörten.

Angelika Werthmann (NI),    schriftlich. − Im Zuge der weltweiten Finanz- und
Wirtschaftskrise wurden Ratingagenturen, und vor allem deren aktive Rolle in der noch
anhaltenden Krise kritisch beleuchtet. Dabei wurden als Kernprobleme der mangelnde
Wettbewerb, die übermäßige Abhängigkeit von externen Kreditratings und die fehlende
Haftung der Branche geortet. Der Berichterstatter empfiehlt daher die Prüfung der
Einrichtung einer wirklich unabhängigen, europäischen Ratingagentur, wobei die neue
Europäische Ratingstiftung selbsttragend sein muss. Aufgrund der weitreichenden
Konsequenzen von Ratings ist eine intensive Auseinandersetzung mit dieser Branche
unumgänglich. Daher habe ich dem Bericht zugestimmt.

Iva Zanicchi (PPE),    schriftlich. – (IT) Die Finanzkrise der letzten Jahre hat die drei
Kernprobleme des Sektors deutlich gemacht: mangelnder Wettbewerb, übermäßige
Abhängigkeit von externen Kreditratings im Rechtsrahmen und fehlende Haftung der
Ratingagenturen für ihre Ratings. Ich habe für den Bericht von Herrn Klinz gestimmt, weil
ich der Auffassung bin, dass die Schaffung einer unabhängigen europäischen Ratingstiftung
eine vernünftige und attraktive Idee ist.

Bericht: Richard Falbr (A7-0172/2011)

Luís Paulo Alves (S&D),    schriftlich. – (PT) Ich habe für diesen Bericht gestimmt, weil ich
glaube, dass es von grundlegender Bedeutung ist, dass wir der Nichteinhaltung der
vereinbarten Sozialstandards sowohl innerhalb als auch außerhalb Europas entgegentreten,
weil dies eine Form des Sozial- und Umweltdumpings darstellt, die zu Lasten der
Unternehmen und der Arbeitnehmer in Europa geht. Es bleibt zu hoffen, dass durch diesen
Bericht der feste Kern der Arbeitsparameter, die in den Rechtsvorschriften der
Internationalen Arbeitsorganisation (IAO) enthalten sind, gestärkt werden.

Laima Liucija Andrikienė (PPE),    schriftlich. – (LT) Ich habe für diese Entschließung über
die außenpolitische Dimension der Sozialpolitik, Förderung von arbeits- und
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sozialrechtlichen Standards und soziale Verantwortung der Unternehmen gestimmt. Es
sollte betont werden, dass die außenpolitische Dimension der Sozialpolitik Aktivitäten
und Initiativen der EU zur Förderung der arbeits- und sozialrechtlichen Standards in
Drittstaaten umfasst. Dies umfasst auch die Möglichkeiten für Männer und Frauen, eine
menschenwürdige und produktive Arbeit in einem Umfeld der Freiheit, Gleichheit,
Sicherheit und Würde zu finden. Internationale arbeitsrechtliche Standards sollten in erster
Linie die Entwicklung der Menschen als solche sichern. Menschen sind keine Waren, über
deren Preis man verhandeln kann. Arbeit ist Teil unseres Alltags und maßgebend für die
Würde, das Wohlergehen und die Entwicklung eines Menschen. Die EU genießt hohes
Ansehen, wenn es um den internationalen Dialog zu sozialen Fragen geht. Sie gilt in diesem
Bereich als verständnisvoller und vertrauenswürdiger Partner. Dies muss man nutzen, um
ehrgeizigere Ziele der EU zu erreichen. Eines davon ist die Entwicklung eines geschlossenen,
ganzheitlichen und sachgerechten Ansatzes der EU für die außenpolitische Dimension der
Sozialpolitik. Von zentraler Bedeutung ist die Koordinierung innerhalb des Europäischen
Parlaments, aber auch mit der Europäischen Kommission und dem neu eingerichteten
Auswärtigen Dienst.

Elena Oana Antonescu (PPE),    schriftlich. – (RO) Die außenpolitische Dimension der
Sozialpolitik umfasst Aktivitäten und Initiativen der Europäischen Union zur Förderung
der arbeits- und sozialrechtlichen Standards in Drittstaaten. Die Mitgliedstaaten sind auf
der Grundlage der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte der Vereinten Nationen
zum Schutz der ökonomischen und sozialen Rechte verpflichtet.

Aus diesem Grund muss die Haltung aller Mitgliedstaaten der Europäischen Union klar
die Grundsätze des europäischen Sozialmodells widerspiegeln, wenn es um soziale Fragen
und die Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten im Sozialbereich geht. Ich möchte
unterstreichen, dass das europäische Sozialmodell als wichtigste Säulen für wirtschaftlichen
Erfolg gleiche Bildungs-, Ausbildungs- und Beschäftigungschancen sowie einen
gleichberechtigten Zugang zu Sozialdienstleistungen bietet.

Aus diesem Grund möchte ich die Mitgliedstaaten dazu ermuntern, die Vereinigungsfreiheit
und das Recht auf Kollektivverhandlungen sowie die Abschaffung von Zwangsarbeit, von
Diskriminierungen am Arbeitsplatz und von Kinderarbeit zu unterstützen.

Ich habe für einen Entschließungsantrag gestimmt, mit dem die Würde, das Wohlergehen
und die Entwicklung eines Menschen als Werte, die die Hauptziele der wirtschaftlichen
Entwicklung sein sollten, gefördert werden.

Pino Arlacchi (S&D),    schriftlich. – Der Bericht über die außenpolitische Dimension der
Sozialpolitik bezieht sich auf eine Priorität für die sozialpolitischen Maßnahmen der EU.
So wird in ihm gefordert, die arbeitsrechtlichen Kernstandards, die in den
IAO-Übereinkommen eingebettet sind, einschließlich die Vereinigungsfreiheit und das
Recht auf Kollektivverhandlungen sowie die Abschaffung von Zwangsarbeit, von
Diskriminierungen am Arbeitsplatz und von Kinderarbeit, einzuhalten. Ich habe für diesen
Bericht gestimmt, weil in ihm auch eine Veränderung der Governance, sowohl global als
auch innerhalb der EU gefordert wird, um die Rechte und Arbeitsbedingungen von
Arbeitnehmern besser umsetzen zu können.

Sophie Auconie (PPE),    schriftlich. – (FR) Ich unterstütze den Bericht meines Kollegen,
Herrn Falbr, weil ich der Meinung bin, dass die Union die höchsten arbeits- und
sozialrechtlichen Standards in Drittstaaten fördern sollte, um ihre Glaubwürdigkeit im
Welthandel zu wahren und stabile Beziehungen mit den Haupthandelspartnern aufzubauen.
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Vom Berichterstatter werden ausgewogene Beziehungen zu den
Nichtregierungsorganisationen und internationale Organisationen empfohlen, um die
Ratifizierung der Übereinkommen zu erleichtern. Damit Drittländer überhaupt
Verhandlungen mit der Union führen können, müssen von ihnen die international gültigen
arbeitsrechtlichen Standards eingehalten werden.

Liam Aylward (ALDE),    schriftlich. – (GA) Die jüngsten Zahlen der Internationalen
Arbeitsorganisation in Bezug auf diese Angelegenheit besagen, dass 115 Mio. Kinder unter
Gefahrenbedingungen arbeiten – eine der schlimmsten Formen der Kinderarbeit –, bei der
das Leben und die Gesundheit der Kinder aufs Spiel gesetzt werden. Vor dem Hintergrund
des kommenden Welttags gegen Kinderarbeit am 12. Juni habe ich für diesen wichtigen
und zur rechten Zeit kommenden Bericht gestimmt, in dem die Stakeholder der
Freihandelsabkommen aufgefordert werden, in Übereinstimmung mit der IAO-Erklärung
über wesentliche Grundsätze und Rechte bei der Arbeit alle Formen von Zwangs- oder
Pflichtarbeit zu beseitigen sowie die Kinderarbeit abzuschaffen.

Kinderarbeit und organisierte Verstöße gegen Menschenrechte dürfen nicht ignoriert
werden, wenn über Handelsabkommen verhandelt wird, und die EU muss eine starke
Haltung bei der Förderung von Sozialpolitik und Arbeit sowie von sozialrechtlichen
Standards bei den handelspolitischen Gesprächen vertreten.

Zigmantas Balčytis (S&D),    schriftlich. – (LT) Die außenpolitische Dimension der
Sozialpolitik umfasst Aktivitäten und Initiativen der EU zur Förderung der arbeits- und
sozialrechtlichen Standards in Drittstaaten. So hat sich die EU nicht nur als Ziel gesetzt,
führend auf dem Gebiet der sozialen Verantwortung der Unternehmen (SVU) zu werden,
sondern auch die SVU in der von ihr verfolgten Außenpolitik zu fördern. Die
Nichteinhaltung der auf internationaler Ebene vereinbarten grundlegenden Sozialstandards
stellt eine Form des Sozial- und Umweltdumpings dar, die zu Lasten der Unternehmen
und der Arbeitnehmer in Europa geht. Ich bin ebenfalls der Meinung, dass es notwendig
ist, die Rolle der zuständigen internationalen Einrichtungen, wie die Internationale
Arbeitsorganisation (IAO), die Welthandelsorganisation (WTO), die Organisation für
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) und die Vereinten Nationen
zu stärken und eine Zusammenarbeit mit ihnen bei der Entwicklung, Umsetzung und
Förderung grundlegender internationaler sozialer Standards anzustreben.

Regina Bastos (PPE),    schriftlich. – (PT) Es ist eine unumstrittene Tatsache, dass wir in
einer globalisierten Welt leben, in der die einzelnen Länder durch wirtschaftliche, soziale,
kulturelle und politische Beziehungen miteinander verknüpft sind. Was jedoch die
Handelsbeziehungen zwischen der Europäischen Union und Drittländern angehen, gibt
es nach wie vor grundlegende Unterschiede in Bezug auf die Sozialversicherungssysteme
sowie auf die Arbeitsbedingungen. Die Europäische Union sollte als Handelspartner und
wichtiger Verhandlungspartner auf globaler Ebene dabei helfen, höhere arbeits- und
sozialrechtliche Standards in Drittstaaten zu fördern. Ich habe deshalb für diesen Bericht
gestimmt, in dem die entscheidende Rolle, die die EU in Bezug auf die Menschenrechte,
insbesondere durch das Recht auf einen menschenwürdigen Arbeitsplatz, spielen kann,
unterstrichen wird.

Jean-Luc Bennahmias (ALDE),    schriftlich. – (FR) In dem von uns gerade angenommenen
Bericht über die außenpolitische Dimension der Sozialpolitik und die Förderung von
arbeits- und sozialrechtlichen Standards wird vorgeschlagen, eine einheitliche Formel für
eine „Sozialklausel“ zu erarbeiten, die in alle bilateralen Handelsabkommen aufzunehmen
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wäre. Diese Initiative ist tatsächlich ein Schritt in die richtige Richtung. Vor dem Hintergrund
der Beobachtung der Tatsache, dass in Freihandelsabkommen im Allgemeinen immer noch
wenig Bezüge auf Sozialstandards enthalten sind, werden in dem Bericht eine Reihe von
Ansätzen aufgezeigt, einschließlich Sozialklausel und Einhaltung der Übereinkommen der
Internationalen Arbeitsorganisation (IAO) – unabhängig davon, ob sie bereits von allen
Mitgliedstaaten ratifiziert worden sind oder nicht – sowie eine verstärkte Zusammenarbeit
zwischen den Drittländern und den Mitgliedstaaten. Die Entwicklung des Konzepts einer
sozialen Verantwortung der Unternehmen stellt einen weiteren interessanten Aspekt des
Berichts dar. Obwohl es sich durchaus um ein sinnvolles Konzept handelt, basiert es auf
einer freiwilligen Teilnahme, weswegen es noch Möglichkeiten zur Verbesserungen gibt.
Und wenn wir dieses Konzept bereits auf verschiedene Bereiche ausdehnen und diese
SVU-Dimension in unsere Handelspolitik aufnehmen, warum sollte das dann nicht auch
eines Tages verpflichtend sein? Über diese politische Botschaft hinaus wäre dies ein großer
Schritt in Richtung des Erreichens unserer sozialpolitischen Ziele.

Sergio Berlato (PPE),    schriftlich. – (IT) Die außenpolitische Dimension der Sozialpolitik
umfasst die Initiativen der EU zur Förderung der arbeits- und sozialrechtlichen Standards
in Drittstaaten. Mit der Festlegung von arbeitsrechtlichen Standards fördert die Europäische
Union Möglichkeiten für Bürgerinnen und Bürger, eine menschenwürdige und produktive
Arbeit in einem Umfeld der Freiheit, Gleichheit, Sicherheit und Würde zu finden. Vor dem
Hintergrund der derzeitigen Globalisierung bilden internationale arbeitsrechtliche Standards
die Grundlage für die Gewährleistung dessen, dass das Wachstum der Weltwirtschaft allen
zugute kommt. China, Indien und andere asiatische Schwellenländer gewinnen als
Wirtschaftsakteure bei Auslandsinvestitionen immer mehr an Bedeutung. Diese Entwicklung
ist aber auch mit der Gefahr verbunden, dass diese Länder und ihre Unternehmen niedrigere
arbeitsrechtliche Standards in die Europäische Union exportieren. Aus diesem Grund bin
ich der Ansicht, dass die Europäische Union bei den Ländern wachsam sein sollte, die
Handelsabkommen mit uns abschließen möchten.

Die KMU Europas haben vorgemacht, wie die sozialrechtlichen Standards in der Praxis
umgesetzt werden. Ich bin der Ansicht, dass es von entscheidender Bedeutung ist, eine
klare und eindeutige Definition für die soziale Verantwortung der Unternehmen festzulegen,
damit nicht mehr wie bisher unterschiedlichste Auslegungen vorkommen und damit es
Möglichkeiten gibt, ihre Einhaltung zu überwachen.-

Mara Bizzotto (EFD),    schriftlich. – (IT) Ich habe mich dazu entschlossen, für den Bericht
von Herrn Falbr zu stimmen, in dem auf der einen Seite die strategische Bedeutung der
sozialen Verantwortung der Unternehmen als ein stimulierendes Instrument für die
Förderung des Wirtschaftswachstums erfasst wird und auf der anderen Seite darin
unterstrichen wird, dass diese Angelegenheit jedoch nur auf einer freiwilligen Basis
angegangen werden kann. Ich habe auch Herrn Falbrs kritischen Ansatz zugestimmt, das
scheinheilige Verhalten der Europäischen Union zu missbilligen, die einerseits ein
Sozialmodell fördert, mit dem die sozialen Rechte unterstützt werden, während sie
andererseits gleichzeitig Handelsabkommen mit Ländern eingeht, in denen die
Arbeitnehmer nicht respektiert oder geschützt werden.

Vilija Blinkevičiūtė (S&D),    schriftlich. – (LT) Ich habe für diesen Bericht gestimmt, weil
es immer noch Fälle gibt, bei denen die Übereinkommen und Abkommen der
Internationalen Arbeitsorganisation nicht ordnungsgemäß oder nur teilweise umgesetzt
werden, und bei denen gegen die Grundsätze der sozialen Verantwortung der Unternehmen
verstoßen wird. Internationale arbeitsrechtliche Standards sollten in erster Linie die Rechte
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der Arbeitnehmer sichern, weil Arbeit Teil unseres Alltags und maßgebend für die Würde,
das Wohlergehen und die Entwicklung eines Menschen ist. Ebenso wie die sozialrechtlichen
Standards sollte auch die soziale Verantwortung der Unternehmen zu einem nachhaltigen
Wachstum beitragen, aber die Unternehmen sollten dabei nicht den Dialog mit den
Angestellten vermeiden, und sie müssen menschenwürdige Beschäftigungsverhältnisse
fordern, die Arbeitnehmerbeteiligung durch Anhörung und Unterrichtung sowie durch
Kollektivverhandlungen fördern, berufliche Qualifikationen und lebenslanges Lernen für
die Arbeitnehmer entwickeln, die Normen für die Sicherheit am Arbeitsplatz einhalten,
die Gleichbehandlung von Männern und Frauen fördern, ein geeignetes Umfeld schaffen,
damit die Sozialpartner Veränderungen auf dem Arbeitsmarkt wie Umstrukturierungen
abschätzen und bewältigen können und die Qualität von Arbeitsplätzen sowie die
Einbeziehung und den Schutz schutzbedürftiger Arbeitnehmergruppen wie junger und
älterer Menschen, Behinderter und Migranten verbessern. Die Europäische Union sollte
deshalb auch weiterhin den auf Sanktionen basierenden Ansatz im Rahmen bilateraler
und regionaler Abkommen verfolgen, um sicherzustellen, dass die Sozialvorschriften der
EU effektiv umgesetzt werden. Darüber hinaus ist es sehr wichtig, dass sich die Regierungen
nicht selbst von ihrer Verantwortung für die Beibehaltung des europäischen Sozialmodells
zurückziehen, da dann die Privatisierung des Arbeitsrechts und der
Sozialversicherungssysteme und -dienste droht.

Sebastian Valentin Bodu (PPE),    schriftlich. – (RO) Die außenpolitische Dimension der
Sozialpolitik umfasst Aktivitäten und Initiativen der EU zur Förderung der arbeits- und
sozialrechtlichen Standards in Drittstaaten. Obwohl der Sozialpolitik in der
Lissabon-Strategie und in der Strategie „Europa 2020“ mehr Bedeutung denn je beigemessen
wurde bzw. wird, haben Fragen der Wettbewerbsfähigkeit und Wirtschaftsfaktoren nach
wie vor Vorrang vor sozialen Anliegen. Die arbeitsrechtlichen Kernstandards in den acht
IAO-Übereinkommen betreffen vor allem die Vereinigungsfreiheit und das Recht auf
Kollektivverhandlungen sowie die Abschaffung von Zwangsarbeit, von Diskriminierungen
am Arbeitsplatz und von Kinderarbeit.

Wenn die EU mit Drittstaaten verhandeln soll, müssen diese all diese Aspekte achten. Dies
ist eine Grundbedingung, damit Verhandlungen mit Drittstaaten überhaupt stattfinden
können. Die Handelspolitik darf sich nicht über die Missachtung von Arbeitnehmerrechten
hinwegsetzen, deshalb kann sich die Gesellschaft nur dann weiterentwickeln, wenn diese
Missstände beseitigt sind.

Die EU genießt hohes Ansehen, wenn es um den internationalen Dialog zu sozialen Fragen
geht. Sie gilt in diesem Bereich als verständnisvoller und vertrauenswürdiger Partner. Dies
muss man nutzen, um ehrgeizigere Ziele der EU zu erreichen.

Zuzana Brzobohatá (S&D),    schriftlich. – (CS) Der Bericht konzentriert sich auf ein
Thema, das auf der heutigen Welt von enormer Bedeutung ist. Es ist das Problem der
Arbeitnehmerrechte. Das so genannte Sozialdumping stellt eine große Gefahr für die
Arbeitnehmer dar, da dadurch ihre Rechte auf grundlegende Art und Weise untergraben
werden. Internationale Unternehmen sind die wichtigsten Akteure bei der Umsetzung
sozialrechtlicher Standards. Deshalb ist unbedingt eine klare und eindeutige Definition für
die soziale Verantwortung der Unternehmen vonnöten, damit nicht mehr wie bisher
unterschiedlichste Auslegungen vorkommen und damit es Mindestanforderungen an die
SVU und eine Möglichkeit gibt, ihre Einhaltung zu überwachen. Viele Unternehmen machen
sich in bestimmten Regionen nur ansässig, um einen zeitweiligen finanziellen Vorteil
auszunutzen, der vor allem auf billigen Arbeitskräften beruht. In der Regel weigern sich
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diese Unternehmen, langfristige Beziehungen zu einer Region herzustellen, und somit
auch einen Teil der gemeinsamen Verantwortung für diese Region zu tragen. In dem Bericht
wird eine Stärkung der vereinbarten grundlegenden Beschäftigungsstandards gefordert,
die in den Übereinkommen der Internationalen Arbeitsorganisation verankert sind, wie
vor allem die Vereinigungsfreiheit und das Recht auf Kollektivverhandlungen sowie die
Abschaffung von Zwangsarbeit, von Diskriminierungen am Arbeitsplatz und von
Kinderarbeit. In ihm werden Veränderungen im globalen Verwaltungssystem und innerhalb
der EU verlangt, um die Arbeitnehmerrechte und die Beschäftigungsbedingungen besser
schützen zu können. Es ist den Berichterstattern gelungen, in dem vorgelegten Bericht eine
eindeutige soziale Dimension zu verteidigen, und aus diesem Grund habe ich für den
Bericht gestimmt.

John Bufton (EFD),    schriftlich. – Ich habe gegen den Antrag auf eine außenpolitische
Dimension der Sozialpolitik, die Förderung von arbeits- und sozialrechtlichen Standards
und die soziale Verantwortung der Unternehmen gestimmt. Denn meiner Meinung nach
sollte die EU davon Abstand nehmen, Drittländern soziale Vorrechte vorzuschreiben, wie
vernünftig und positiv sie ihr auch immer erscheinen mögen. Während ich einerseits die
Bedeutung einer Förderung humaner Methoden bei der Behandlung von Arbeitskräften
akzeptiere, so hat doch andererseits die Sozialpolitik der EU einer Reihe von Institutionen
des Vereinigten Königreiches stets einen verheerenden Schaden zugefügt, und dies sollte
nicht noch weiter verstärkt werden. In Bezug auf die Sozialpolitik ist deshalb ein hohes
Maß an Flexibilität und Freiheit notwendig, denn die Methode, eine Lösung für alle geltend
zu machen, kann sich bei der Umsetzung auf einheimischer Ebene als sehr kontraproduktiv
erweisen. Aus diesem Grund sollte die EU nicht danach streben, überhaupt irgendwelche
Kompetenzen im Bereich der Sozialpolitik zu erwerben.

Maria Da Graça Carvalho (PPE),    schriftlich. – (PT) Ich begrüße die Aktivitäten und
Initiativen der EU zur Förderung der arbeits- und sozialrechtlichen Standards in Drittstaaten,
mit denen vor dem Hintergrund der derzeitigen Globalisierung gewährleistet wird, dass
das Wachstum der Weltwirtschaft allen zugute kommt. Aus diesem Grund unterstütze
ich die Auflagen, die Drittstaaten auferlegt werden, um überhaupt Verhandlungen mit der
EU führen zu können, die auf sozialen Werten und der menschlichen Würde basieren. Dies
ist genau diese Form der Union, die es uns ermöglichen wird, eine erfolgreiche Außenpolitik
zu betreiben, um die Situation auf der Welt zu verbessern.

Mário David (PPE),    schriftlich. – (PT) Die Internationale Arbeitsorganisation (IAO) spielt
eine Schlüsselrolle in dem internationalen System, da sie dazu beiträgt, Einigkeit in Bezug
auf arbeitsrechtliche Standards zu erarbeiten. So wird auch ein Großteil dieses wichtigen
Besitzstandes von allen Mitgliedstaat der EU anerkannt. Es gibt jedoch nach wie vor noch
Unterschiede in Bezug auf das Arbeitsrecht zwischen den Industrieländern und den
Entwicklungsländern. Meiner Meinung nach ist es für die EU zwingend erforderlich, diese
Standards mit denen der Drittstaaten in Übereinstimmung zu bringen, was vor allem für
die größten Handelspartner gilt, um auf diese Weise für ein Grundmaß an Gleichheit im
internationaler Handel zu sorgen. In dem Bericht wird diese Ansicht geteilt, und es werden
einige Strategien für diese Länder aufgeführt, damit sie dieselben Grundsätze in
arbeitsrechtlicher Hinsicht achten wie die EU. Die Einführung fairer Standards für
Arbeitsbedingungen ist eine entscheidende Voraussetzung für eine lang anhaltende und
nachhaltige Entwicklung, und sie wird auch dazu beitragen, die
Millenniums-Entwicklungsziele zu erreichen. Aus diesem Grund bin ich der Ansicht, dass
dieser Bericht einen sehr wertvollen Beitrag zu der Entwicklung eines internationalen
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Handelssystems leistet, das auf Beziehungen zwischen den Sozialpartnern basiert, die von
Land zu Land und von Handelsblock zu Handelsblock sehr unterschiedlich sind. Ich möchte
anführen, dass durch die Förderung dieser Politik der Verantwortung für die
Arbeitsbedingungen ein Europa deutlich wird, das aufmerksam und sorgfältig ist, und das
sich danach richtet, universelle Werte zu verteidigen, an die es glaubt.

Luigi Ciriaco De Mita (PPE),    schriftlich. – (IT) Eines der großen Ziele der Europäischen
Union ist es, die menschliche und gesellschaftliche Entwicklung mit der wirtschaftlichen
Entwicklung zu verknüpfen. Wenn sich diese beiden Faktoren im Gleichgewicht befinden,
bedeutet dies einerseits, dass die Menschen ihre Arbeit verrichten können und dafür eine
angemessene Entlohnung bekommen, die der menschlichen Würde und der beruflichen
Qualität entspricht, während andererseits Unternehmer die Möglichkeit haben, ihre
Unternehmen den Prinzipien des Marktes entsprechend zu entwickeln, wenn auch unter
Rücksichtnahme auf das menschliche Umfeld, in der diese Entwicklung stattfinden muss.
Diese Perspektive – die von manchen Menschen auch als soziale Marktwirtschaft bezeichnet
wird – stellt eigentlich ein neues Paradigma dar, das über die Wohlfahrtsökonomie
hinausgeht und stattdessen dahin zurückkehrt, den Menschen an sich in den Mittelpunkt
zu stellen. Solch ein Paradigmenwechsel bedingt natürlich eine konsequente Unterstützung
der Sozialpolitik, einschließlich der Förderung entsprechender Standards und der damit
verbundenen unternehmerischen Verantwortung. Dieser Ansatz oder diese Vision können
und dürfen sich jedoch nicht nur in ihren Auswirkungen auf die EU beschränken, sondern
sie müssen so oft wie möglich auch auf außenpolitische Tätigkeiten bezogen werden,
insbesondere während der Verhandlungen über Abkommen. Dabei sind die Achtung der
Standards der Internationalen Arbeitsorganisation, die in der Europäischen Sozialcharta
festgelegten Grundsätze sowie der soziale Dialog nur einige der Aspekte, die bei solchen
Gelegenheiten angesprochen werden können. Ich bin der Meinung, dass in dem von uns
angenommene Bericht eine solide Unterstützung dieser Ziele geliefert wird.

Proinsias De Rossa (S&D),    schriftlich. – Die außenpolitische Dimension der Sozialpolitik
umfasst Aktivitäten und Initiativen der EU zur Förderung der arbeits- und sozialrechtlichen
Standards in Drittstaaten. Die Nichteinhaltung der auf internationaler Ebene vereinbarten
grundlegenden internationalen Sozialstandards stellt eine Form des Sozial- und
Umweltdumpings dar, die zu Lasten der Unternehmen und der Arbeitnehmer und
Bürgerinnen und Bürger in Europa geht. Vor dem Hintergrund der derzeitigen
Globalisierung von Industrie und Dienstleistungen bilden internationale arbeitsrechtliche
Standards die Grundlage für die Gewährleistung dessen, dass das Wachstum der
Weltwirtschaft allen zugute kommt. In diesem Bericht wird eine Änderung der Global
Governance und innerhalb der EU gefordert, um die Arbeitnehmerrechte und die
Verbesserung der Arbeitsbedingungen besser umsetzen zu können, indem die
arbeitsrechtlichen Kernstandards in den acht IAO-Übereinkommen gestärkt werden, die
vor allem die Vereinigungsfreiheit und das Recht auf Kollektivverhandlungen sowie die
Abschaffung von Zwangsarbeit, von Diskriminierungen am Arbeitsplatz und von
Kinderarbeit betreffen.

Marielle De Sarnez (ALDE),    schriftlich. – (FR) Die außenpolitische Dimension der
Sozialpolitik umfasst Aktivitäten und Initiativen der EU zur Förderung der arbeits- und
sozialrechtlichen Standards in Drittstaaten und die Bekämpfung von Sozialdumping, das
oftmals ein Ergebnis der Globalisierung und des internationalen Handels ist. Die Union
kann nicht länger Dumping bei Sozialleistungen, Gesundheit und Umwelt tolerieren, ohne
darauf zu reagieren, da dies direkt dafür verantwortlich ist, dass viel zu viel
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Produktionsverlagerung aus Europa heraus stattfindet. So dürfen die lächerlich niedrigen
Arbeitskosten und die verabscheuungswürdigen Arbeitsbedingungen von der Kommission
nicht länger als „natürliche Wettbewerbsvorteile“ angesehen werden. In diesem Punkt
bestehe ich darauf, dass die Kommission ihre Vorgehensweise ändert.

Christine De Veyrac (PPE),    schriftlich. – (FR) Ich habe für den Falbr-Bericht gestimmt,
weil ich vor dem Hintergrund der Tatsache, dass die Rolle der Internationalen
Arbeitsorganisation (IAO) vor kurzem abgewertet wurde, der Meinung bin, dass wir nicht
die Bedeutung vergessen dürfen, die die Achtung der sozialen Rechte der Arbeitnehmer
auf der Welt hat. So sollte die Europäische Union auf der Weltbühne eine Führungsrolle
übernehmen, indem sie andere Länder dazu zwingt, die internationalen Standards im
Arbeitsrecht zu achten und damit den unkontrollierten Rausch beim Sozialdumping zu
begrenzen. Es ist jedoch wichtig, dass alle europäischen Akteure sich an der Umsetzung
dieser Politik beteiligen, seien es die Regierungen durch den Abschluss internationaler
Abkommen oder die europäischen Unternehmen, die ihre Geschäfte auf Drittstaaten
ausweiten.

Anne Delvaux (PPE),    schriftlich. – (FR) Die außenpolitische Dimension der Sozialpolitik
zielt darauf ab, arbeits- und sozialrechtlichen Standards in Drittstaaten zu fördern, um die
von den Vereinten Nationen vorgegebenen Millenniums-Entwicklungsziele zu erreichen,
und um sicherzustellen, dass die Arbeitnehmer durch die Einhaltung internationaler
arbeitsrechtlicher Standards geschützt sind. Die EU ist weit davon entfernt, sich selbst zu
übertreffen, und deshalb sollte sie ihre Glaubwürdigkeit und ihren „guten Ruf“ dahingehend
nutzen, soziale Bündnisse mit den Haupthandelspartnern zu schließen und diese bei der
Welthandelsorganisation (WTO) und der Internationalen Arbeitsorganisation (IAO) zu
unterstützen. Bevor wir es zulassen, dass sich diese Drittstaaten an einem gemeinsamen
Verhandlungstisch mit der EU setzen, müssen wir darauf bestehen, dass sie sich auch zu
denselben internationalen arbeitsrechtlichen Standards bekennen wie die EU.

Diogo Feio (PPE),    schriftlich. – (PT) Die Auslandsdimension der europäischen Politik
beschränkt sich nicht darauf, Abkommen abzuschließen oder Auslandshilfen zu gewähren.
Sie ist mehr als das. Dies bedeutet nämlich auch, Drittstaaten die europäischen Werte zu
vermitteln, und zwar nicht nur in Bezug auf eine Demokratisierung und die Achtung der
Grundrechte, sondern auch in Bezug auf die Förderung aktiver politischer Strategien zum
Schutze der Umwelt, der Rechte von Frauen und Kindern und der arbeitspolitischen Rechte,
mit denen die menschliche Würde und die Entwicklung des Einzelnen geachtet wird. Und
Gleiches kann auch in Bezug auf die Förderung der sozialen Verantwortung für
Unternehmen in Drittstaaten gesagt werden.

José Manuel Fernandes (PPE),    schriftlich. – (PT) Dieser Bericht von Herrn Falbr betrifft
die außenpolitische Dimension der Sozialpolitik, Förderung von arbeits- und
sozialrechtlichen Standards und soziale Verantwortung der Unternehmen. Die Europäische
Union ist bisher ein Bollwerk gewesen, wenn es darum ging, die sozialen Rechte der
Arbeitnehmer zu verteidigen, deren Achtung eine conditio sine qua non für die Verhandlungen
mit Drittstaaten ist. Ungeachtet der acht Übereinkommen der Internationalen
Arbeitsorganisation (IAO) wird laut IAO mehr als 50 % der Arbeitnehmer diese sozialen
Rechte vorenthalten, was vor allem für Immigranten, Frauen und Kinder gilt. Es liegt im
Interesse der EU, die Würde des Einzelnen und die Achtung der soziale Rechte in allen
Mitgliedstaaten zu fördern und zu diesem Zwecke einen Mechanismus einzurichten, um
herauszufinden, wer diese Rechte seinen Arbeitnehmern vorenthält und dann die
entsprechenden Sanktionen zu verhängen. Ich begrüße diesen Bericht, und ich stimme für
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ihn. Während in ihm einerseits für die Bedeutung von Werten in einer globalisierten Welt,
die in zunehmenden Maß von Wirtschaften dominiert wird, argumentiert wird, wird in
ihm andererseits für die persönliche Würde plädiert, die Ausnutzung des Einzelnen
abgelehnt, das Wohlergehen des Einzelnen und die individuelle Entwicklung gefördert und
die Einhaltung der IAO-Standards durch die EU gefordert.

João Ferreira (GUE/NGL),    schriftlich. – (PT) Es handelt sich hierbei lediglich um eine
weitere Kundgebung von Bedenken und Kritik, die leider nicht den Kern dieser Probleme
trifft und aus diesem Grund am Ende größtenteils inkonsequent ist.

In ihrem Bericht über die weltweite soziale Sicherheit der IAO von 2010 heißt es, dass
über 50 % aller Beschäftigten über keinerlei soziale Absicherung verfügen. Und vor genau
diesem Hintergrund wird von der Europäischen Union eine Handelspolitik umgesetzt, die
auf dem eifrigen Verfechten des Freihandels basiert, der durch Verhandlungen und
Abschlüsse zahlreicher bilateraler und regionaler Abkommen erreicht wird. Diese
Abkommen sind jedoch weit davon entfernt, die „soziale Verantwortung der Unternehmen“
zu fördern, die in der Praxis nicht existent ist, sie dienen nur zum Schutz der Gewinne
großer Unternehmen und Finanzinstitutionen, und in ihnen werden die Arbeitsrechte, die
Bedeutung der Kollektivverhandlungen und die Vereinigungsfreiheit sowie die Abschaffung
von Diskriminierungen am Arbeitsplatz, von Zwangsarbeit, von unsicheren und schlecht
bezahlten Arbeitsplätzen sowie von Kinderarbeit nur unzureichend berücksichtigt.

Dabei ist dies nur ein Beispiel für eine Thematik, die in dem Bericht weitaus intensiver hätte
behandelt werden können und müssen. Es ist wichtig gewesen, die Europäische Kommission
zur Verantwortung zu ziehen, und zu fordern, dass sie bei Politik und Handeln sowie bei
einer Reihe von effektiven Maßnahmen zur Förderung von sozialen und arbeitsrechtlichen
Standards Konsistenz zeigt.

Ilda Figueiredo (GUE/NGL),    schriftlich. – (PT) Dieser Bericht enthält einige positive
Aspekte: Die Verurteilung der konstanten Missachtung der Arbeitnehmerrechte und
menschenwürdiger Arbeit durch multinationale Unternehmen sowie der Bedarf an einer
horizontalen integrierten Sozialpolitik in der gesamten Europäischen Union, einschließlich
der so genannten sozialen Verantwortung der Unternehmen (SVU).

Diese positiven Aspekte werden jedoch durch den Mangel geschwächt, die Umsetzung
alternativer politischer Strategien zu fordern, mit denen die Unternehmen effektiv dazu
verpflichtet werden, ihrer SVU auch nachzukommen.

Wir bedauern es deshalb, dass die Forderung, Punkt 31 („unterstreicht mit Nachdruck, dass
auf der EU-Ebene keine Richtlinie zur Regelung der SVU und zur Durchsetzung ihrer
Einhaltung angenommen werden sollte“) zu entfernen, abgelehnt worden ist.

Das Parlament sollte mehr tun, als die Kommission lediglich „zu bitten“ oder „zu ermutigen“,
eine entsprechende Haltung einzunehmen und die Einführung eines Rechtsrahmens für
die SVU mit Mindeststandards zur Förderung der arbeitsrechtliche Kernstandards der
Internationalen Arbeitsorganisation (IAO) in multinationalen Unternehmen sowie innerhalb
der EU selbst zu fordern, und menschenwürdige Arbeitsplätze und Sozialklauseln sowohl
in allen bilateralen Handelsabkommen, die die Europäische Union eingeht, als auch
innerhalb der Welthandelsorganisation (WTO) selbst darin mit einzuschließen. Aus all
diesen Gründen haben wir gegen diesen Bericht gestimmt.

Monika Flašíková Beňová (S&D),    schriftlich. – (SK) Die außenpolitische Dimension der
Sozialpolitik ist eine der vorrangigen Prioritäten der Fraktion der Progressiven Allianz der
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Sozialisten & Demokraten im Europäischen Parlament. Es ist von entscheidender Bedeutung,
die Beschäftigungsstandards, wie die Vereinigungsfreiheit, das Recht auf
Kollektivverhandlungen sowie die Abschaffung von Zwangsarbeit, von Diskriminierungen
am Arbeitsplatz und von Kinderarbeit, zu stärken. Das Ziel und das Bestreben in Bezug
auf die internationalen Beschäftigungsstandards sollte deshalb darin bestehen, vor allem
die wirtschaftliche Entwicklung in die Richtung zu lenken, das Leben und die Würde der
Menschen insgesamt zu verbessern, und nicht nur Bedingungen und Rechte für
Arbeitnehmer einzuführen.

Bruno Gollnisch (NI),    schriftlich. – (FR) Die Globalisierung dient letztendlich nur dazu,
die Arbeitnehmer in allen Ländern in einem unfairen Wettbewerb gegeneinander antreten
zu lassen, sei es durch Standortverlagerungen, die Zuwanderung von Arbeitssuchenden
oder das berühmt-berüchtigte Allgemeine Abkommen über den Handel mit
Dienstleistungen, Mode 4. Das Problem dabei ist jedoch, dass die Europäische Union eine
Reihe guter Gespräche zu diesem Thema gehabt hat, die jedoch am Ende zu nichts geführt
haben. Wann sind von uns jemals praktische und gezielte Maßnahmen als Reaktion auf
Situationen ergriffen worden, in denen es um nicht hinnehmbare Ausbeutung gegangen
ist? Wann haben solche Situationen jemals dazu geführt, dass Verträge mit einem Land
dann eben nicht unterzeichnet worden sind? Nie. Denn während Sie sich noch um
ausländische Arbeitnehmer sorgen, werden die europäischen Arbeitnehmer aus diesem
Szenario ausgeschlossen. Oder wie der Berichterstatter – der ebenfalls dieser Ansicht ist –
herausstellt, dass den internationalen Institutionen entsprechend „arbeitsrechtliche
Standards nicht zu protektionistischen Zwecken verwendet werden dürfen“! Durch welche
Grundsätze, welche Werte und welche Überlegungen könnte vor diesem Hintergrund dann
jemals die absolute Macht des Marktes überhaupt erschüttert werden? Sie reden viel über
die soziale Verantwortung der Unternehmen, die sich im Grunde genommen doch nur an
die Vorschriften halten, die Sie eingeführt haben. Wann wird es endlich so weit sein, dass
die sehr große Verantwortung der politischen Entscheidungsträger der EU schließlich auch
einmal hier zur Sprache gebracht wird?

Catherine Grèze (Verts/ALE),    schriftlich. – (FR) Ich bin froh darüber, dass die Meinung
des Entwicklungsausschusses, für den ich die Berichterstatterin gewesen bin, in diesem
Bericht mit aufgenommen wurde. Während wir hier sprechen, findet gleichzeitig die 100.
Internationale Arbeitskonferenz statt, und wir alle wissen, dass die derzeitigen Vorschriften
nicht effektiv sind.

Vor dem Hintergrund der weltweiten Krise ist es von entscheidender Bedeutung, dass die
EU ein starkes Signal aussendet, indem sie eine neue Ära für soziale Gerechtigkeit fordert.
Die in dem Bericht von Herrn Falbr enthaltenen Vorschläge würden es uns ermöglichen,
wichtige Schritte in diese Richtung zu unternehmen. Wir können diese Politik der
Doppelmoral, wenn es darum geht, soziale Rechte anzuwenden, nur verurteilen. Was wir
brauchen, sind Mechanismen für die Umsetzung (mit Anreizen und Sanktionen), damit
die sozialrechtlichen Standards auch wirklich zur Anwendung kommen. Darüber hinaus
sollte allen EU-Handelsabkommen eine Sozialklausel hinzugefügt werden, die rechtlich
bindend ist. Lassen Sie mich auch noch mein Missfallen über die Tatsache äußern, dass in
Absatz 31 in dem Bericht betont wird, dass keine europäische Richtlinie zur Regelung der
sozialen Verantwortung der Unternehmen und zur Durchsetzung ihrer Einhaltung
angenommen werden sollte. Ich bestehe jedoch darauf, dass wir uns in Richtung einer
größeren sozialen Gerechtigkeit bewegen müssen und sicherstellen müssen, dass die
Arbeitnehmerrechte weltweit, insbesondere in unseren Geschäftsbeziehungen mit
Entwicklungsländern, geachtet werden.
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Nathalie Griesbeck (ALDE),    schriftlich. – (FR) Die Wirtschafts- und Finanzkrise, von der
Europa, aber auch die restliche Welt derzeit heimgesucht wird, steht in Zusammenhang
mit einer schweren sozialen Krise. Vor diesem schwierigen Hintergrund tragen die
Europäische Union und ihre Unternehmen eine wesentliche soziale Verantwortung für
die Beziehungen, die sie zu Drittländern unterhalten. Aus diesem Grund war es mir durch
meine Stimmabgabe ein Bedürfnis zu betonen, dass die Europäische Union sicherstellen
muss, dass die sozialrechtlichen Standards und die Arbeitnehmerrechte eingehalten werden,
wenn es darum geht, Abkommen mit diesen Ländern zu unterzeichnen. Die Europäische
Union muss durch die von ihr gewahrten Werte sicherstellen, dass die Standards, die ihrem
Arbeitsrecht zugrunde liegen, überall auf der Welt gefördert und verbreitet werden. Europa
hat die Pflicht, eine Vorbildrolle zu übernehmen. Aus diesem Grund habe ich auch für die
Bestimmungen gestimmt, in denen die soziale Verantwortung der Unternehmen
hervorgehoben wird.

Juozas Imbrasas (EFD),    schriftlich. – (LT) Ich habe dieses Dokument begrüßt, weil die
EU zur Jahrhundertwende ihre Strategie für die außenpolitische Dimension der Sozialpolitik
von einem unnachgiebigen zu einem flexiblen Ansatz geändert hat, d. h. sie verlagerte den
Schwerpunkt von der Verknüpfung sozialrechtlicher Standards mit Handelsabkommen
auf internationale Zusammenarbeit und Dialog. Die EU nutzt verschiedenartige Instrumente
zur Umsetzung sozialpolitischer Maßnahmen in Drittstaaten. Dabei handelt es sich um
„harte“, „weiche“ und finanzpolitische Instrumente. Der Einsatz dieser Instrumente ist ein
Beleg dafür, dass die EU in den Beziehungen zu ihren Handelspartnern ein bestimmtes
Verhalten erwartet. Der Stolperstein ist jedoch die Umsetzung dieser Instrumente und ihre
Durchsetzung in Partnerländern. Deshalb muss die EU ihre Anwendung und Durchsetzung
unbedingt mit mehr Nachdruck betreiben; das gilt vor allem für die IAO-Übereinkommen
und die SVU-Grundsätze. Oft steht die Rechtsordnung des betreffenden Landes im Wege,
doch spielen auch schwacher politischer Wille und wirtschaftlicher Druck eine Rolle. Ein
weiterer wichtiger Faktor ist die Unkenntnis von Arbeitnehmern über ihre Rechte.

Cătălin Sorin Ivan (S&D),    schriftlich. – Dem Bericht zufolge verfügt die EU über eine
einzigartige Verbindung von Wirtschaftsdynamik mit einem Sozialmodell. Dadurch werden
gleiche Bildungs-, Ausbildungs- und Beschäftigungschancen sowie einen gleichberechtigten
Zugang zu Sozialdienstleistungen geboten. In dem Bericht wird darüber hinaus die Tatsache
betont, dass es einen Bedarf an Umsetzung von Programmen zur Förderung einer Arbeit
in Würde auf der Grundlage von Vereinbarungen zwischen Arbeitgebern, Arbeitnehmern
und Regierungen gibt, wobei nationalen Erfordernissen und Prioritäten im Bereich der
Beschäftigungs- und Sozialpolitik Rechnung getragen wird. Dieser Aspekt ist vor dem
aktuellen Hintergrund besonders wichtig. Und das sind die verschiedenen Gründe, warum
ich diesen Bericht unterstütze.

Jarosław Kalinowski (PPE),    schriftlich. – (PL)Die Menschen sind am wichtigsten und
aus diesem Grund ist es so wichtig, Beschäftigungs- und sozialrechtliche Standards zu
fördern. Dies gilt vor allem für Menschen, die in ländlichen Gebieten wohnen, Frauen und
Jugendliche. So gehören die meisten landwirtschaftlichen Betriebe Männern. Ich bin der
Meinung, dass Frauen diesbezüglich unterstützt werden sollten, um sicherzustellen, dass
dieses Ungleichgewicht korrigiert wird. Meiner Meinung nach ist es darüber hinaus auch
wichtig, junge Landwirte zu fördern, die die Höfe von ihren Eltern übernehmen. Was die
Jugendlichen angeht, so sollte die Qualität der Bildung in ländlichen Gebieten verbessert
werden und den Jugendlichen sollte der Zugang zu nicht ländlich geprägten Möglichkeiten

08-06-2011Verhandlungen des Europäischen ParlamentsDE148



für Ausbildung und persönliche Entwicklung gewährleistet werden. Der nächste Kernpunkt
ist die soziale Verantwortung der Unternehmen.

Dies bedeutet, dass von den Unternehmen im Alltag in Eigenverantwortung und unabhängig
von jedweden gesetzlichen Vorschriften Maßnahmen zum Schutze der Gesellschaft und
der Umwelt ergriffen werden. Die Unternehmen sind damit nicht mehr nur auf das Erzielen
von Gewinn ausgerichtet. Sie werden seit kurzem auch durch ein immer größer werdendes
Bewusstsein für Angelegenheiten in Bezug auf den Schutz von Gesellschaft und Umwelt
charakterisiert.

Martin Kastler (PPE),    schriftlich. − Ich habe für diesen Bericht gestimmt, weil ich für
soziale Verantwortung im Unternehmen bin – gegenüber Mitarbeitern, Kunden, Umwelt
und Gesellschaft. Neudeutsch: Corporate Social Responsibility (CSR). Ein freiwilliges
Engagement – und so soll es auch bleiben. In unseren globalisierten Märkten verbirgt sich
dahinter längst mehr als die Spende an den örtlichen Fußballverein. Unternehmen, die
weltweit verantwortlich handeln, gestalten Außen- und Entwicklungspolitik.

Sie sind Botschafter Europas in der Welt, sie machen die europäischen Sozialstandards
weltweit sichtbar. Wir müssen CSR fördern, nicht regulieren. Europa ist in der Rolle des
Moderators, nicht des Regulators. Das muss gelten, wenn die Europäische Kommission
ernst macht und sich dem Thema CSR aufs Neue widmen will: Keine Überregulierung! Mit
diesem Bericht haben wir diesen Standpunkt unterstrichen.

Jan Kozłowski (PPE),    schriftlich. – (PL) Ich bin der Meinung, dass Herr Falbr einen guten
Bericht entworfen hat, und deshalb möchte ich erklären, warum ich mich dazu entschieden
habe, für seine Annahme zu stimmen. Die Förderung hoher arbeitsrechtlicher Standards,
sozialpolitischer Standards und der sozialen Verantwortung der Unternehmen stellt die
außenpolitische Dimension der Sozialpolitik vor eine große Herausforderung. Eines der
Probleme, die von dem Berichterstatter hervorgehoben werden, ist die Ineffizienz des für
die Beschäftigungspolitik zuständigen Verwaltungsapparates. Eine dauerhafte und
konstruktive Zusammenarbeit mit Drittstaaten, an der sowohl die Europäische Union als
Ganzes sowie die einzelnen Mitgliedstaaten beteiligt sind, kann dabei zu einer Quelle guter
Praktiken werden, was die Einrichtung geeigneter verwaltungstechnischer Kapazitäten
betrifft. Ich bin der Meinung, dass eine Zusammenarbeit auf regionaler und lokaler Ebene
und mit den Unternehmen ebenfalls zu guten Ergebnisse führen würde. So ist in den letzten
Jahren die Zusammenarbeit zwischen polnischen Regionen und den Ländern der Östlichen
Partnerschaft zu einem hervorragenden Beispiel für Partnerschaft, Unterstützung und dem
Austausch von Erfahrungen gewesen, das zu positiven Ergebnissen geführt hat.

Agnès Le Brun (PPE),   schriftlich. – (FR) Ich habe für die Entschließung über die
außenpolitische Dimension der Sozialpolitik der Europäischen Union gestimmt. Die
Europäische Union gilt weltweit vor allem wegen ihrer einzigartigen Verbindung von
Wirtschaftsdynamik mit einem Sozialmodell als attraktiver und sehr gefragter Partner.
Letzteres sollte von der EU in ihren Beziehungen zu anderen Ländern gefördert werden
und konsequente Maßnahmen zwischen den beiden Dimensionen, außenpolitisch wie
auch innenpolitisch, beinhalten. In der aktuellen Textversion wird darauf bestanden, vor
allem die soziale Verantwortung der Unternehmen zu fördern. Damit wird bedingt, dass
von Handelsunternehmen die sozialpolitischen und umweltpolitischen Dimensionen
berücksichtigt werden. In der Entschließung wird hervorgehoben, dass diese Förderung
nicht verpflichtend, sondern stattdessen das Ergebnis einer Interaktion zwischen den
Stakeholdern auf freiwilliger Basis sein sollte. Und schließlich wird auch noch darauf
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abgezielt, die Arbeitnehmerrechte, deren Verteidigung sich die Internationale
Arbeitsorganisation zur Aufgabe gemacht hat, bei internationalen Verhandlungen mit
einzubeziehen, und eine Global Economic Governance zu fördern, bei der diese Parameter
berücksichtigt werden.

David Martin (S&D),    schriftlich. − Ich begrüße diesen Bericht. Die arbeitsrechtlichen
Kernstandards in den acht IAO-Übereinkommen betreffen vor allem die Vereinigungsfreiheit
und das Recht auf Kollektivverhandlungen sowie die Abschaffung von Zwangsarbeit, von
Diskriminierungen am Arbeitsplatz und von Kinderarbeit. Nicht nur diese Übereinkommen,
sondern auch der Bericht der Weltkommission über die soziale Dimension machen deutlich,
dass statt der einseitigen Marktorientierung das allgemeinere Interesse am Menschen stärker
im Vordergrund stehen muss, d. h. das Hauptaugenmerk muss auf dem Schutz von
Arbeitnehmerrechten und der Einhaltung des Arbeitsrechts liegen. Wenn die EU mit
Drittstaaten verhandeln soll, müssen diese all diese Aspekte achten. Dies ist eine
Grundbedingung, damit Verhandlungen mit Drittstaaten überhaupt stattfinden können.
Die Handelspolitik darf sich nicht über die Missachtung von Arbeitnehmerrechten
hinwegsetzen, deshalb kann sich die Gesellschaft nur dann weiterentwickeln, wenn diese
Missstände beseitigt sind. Mit der Festlegung von arbeitsrechtlichen Standards fördert die
EU Möglichkeiten für Männer und Frauen, eine menschenwürdige und produktive Arbeit
in einem Umfeld der Freiheit, Gleichheit, Sicherheit und Würde zu finden. Vor dem
Hintergrund der derzeitigen Globalisierung bilden internationale arbeitsrechtliche Standards
die Grundlage für die Gewährleistung dessen, dass das Wachstum der Weltwirtschaft allen
zugute kommt.

Jiří Maštálka (GUE/NGL),    schriftlich. – (CS) Der Zweck und ein Großteil des Inhalts des
Berichts von Herrn Falbr sind aus meiner Sicht sehr positiv. Auch ich halte den Schwerpunkt
auf Beschäftigung und würdige Arbeitsbedingungen für ein Schlüsselelement für eine
nachhaltige Entwicklung, und dies nicht nur in den EU-Ländern. Und ebenso wie der
Berichterstatter bedauere auch ich es, dass es keine einheitliche Definition für eine
„Sozialklausel“ gibt, die nicht bei bilateralen Handelsabkommen, sondern auch bei der
Einführung würdiger Arbeitsbedingungen für Arbeitnehmer eingesetzt werden könnte.
Die Sozialmodelle einiger europäischer Länder könnten auch als gute Beispiele für
Entwicklungsländer gelten. Ich teile auch die Meinung in Bezug auf die gemeinsame
Bekämpfung der Kinderarbeit.

Trotz des oben Genannten habe ich mich der Stimme enthalten, weil es unmöglich ist,
soziale Forderungen in bilateralen Abkommen umzusetzen, wenn es keine eindeutige
Definition für die Achtung der Menschenrechte gibt. Dieses Kriterium darf nicht als ein
Argument gegen die Unterzeichnung von Abkommen benutzt werden.

Barbara Matera (PPE),    schriftlich. – (IT) „Der Geist der Neuerung, welcher seit langem
durch die Völker geht, musste, nachdem er auf dem politischen Gebiete seine verderblichen
Wirkungen entfaltet hatte, folgerichtig auch das volkswirtschaftliche Gebiet ergreifen.“
Dies sind die Worte des geliebten Papstes Johannes Paul II., der in seiner Enzyklika mit dem
Titel Centesimus Annus, die Themen wieder aufgegriffen hat, die von seinem Vorgänger,
Leo XIII., in der Enzyklika Rerum Novarum bereits angesprochen wurden. Es hat dies getan,
um die „Sozialfrage“ zu analysieren und zu ihrer Klärung beizutragen, die – heute wie auch
bereits 1991 – nur durch den Bezug auf die christliche Doktrin gelöst werden kann und
demzufolge nur durch die Anerkennung der absolut unterschiedslosen Würde des Menschen
und des Arbeitnehmers.
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Ich habe für den Bericht von Herrn Falbr gestimmt, weil er sich sehr genau auf die Bedeutung
der Wahrung der Menschenrechte und die Tatsache konzentriert, dass das europäische
Sozialmodell ein wichtiger Ausgangspunkt ist, auch was die Außenbeziehungen der Union
betrifft. Soziale Verantwortlichkeit muss in diese Richtung funktionieren und die
Europäische Union muss – in Funktion ihres Parlamentes – diese Grundsätze erneuern
und verstärken, vor allem im Umgang mit Drittstaaten, deren Bürgerinnen und Bürger die
Grundrechte verweigert werden. Als stellvertretende Vorsitzende des Ausschusses für die
Rechte der Frau und die Gleichstellung der Geschlechter fühle ich mich genötigt zu
unterstreichen, wie wichtig es ist, dass wir alle zusammenarbeiten, und zwar auch außerhalb
der EU, um die Diskriminierung und die Gewalt auf Grund des Geschlechts zu beenden,
so dass die soziale Würde von Frauen wieder hergestellt wird und ihr aktiver Beitrag zur
lokalen und übernationalen Wirtschaft wieder geleistet werden kann.--

Nuno Melo (PPE),    schriftlich. – (PT) Die Globalisierung der Wirtschaft und die
Standortverlagerung europäischer Unternehmen haben zu Bedenken in Bezug auf die
außenpolitische Dimension der Sozialpolitik geführt. Dies betrifft auch die Aktivitäten
und Initiativen der EU zur Förderung der arbeits- und sozialrechtlichen Standards in
Drittstaaten. Die arbeitsrechtlichen Kernstandards in den acht Übereinkommen der
Internationalen Arbeitsorganisation (IAO) betreffen vor allem die Vereinigungsfreiheit
und das Recht auf Kollektivverhandlungen sowie die Abschaffung von Zwangsarbeit, von
Diskriminierungen am Arbeitsplatz und von Kinderarbeit. Wenn die EU mit Drittstaaten
verhandeln soll, müssen diese all diese Aspekte achten. Dies ist eine Grundbedingung,
damit Verhandlungen mit Drittstaaten überhaupt stattfinden können. Die Handelspolitik
darf sich nicht über die Missachtung von Arbeitnehmerrechten hinwegsetzen, deshalb
kann sich die Gesellschaft nur dann weiterentwickeln, wenn diese Missstände beseitigt
sind. Mit internationalen arbeitsrechtlichen Standards wird dann sichergestellt, dass bei
der wirtschaftlichen Entwicklung die Verbesserung des Lebens und der Würde der Menschen
und nicht die Festlegung der Arbeitsbedingungen und Rechte von Arbeitnehmern im
Mittelpunkt stehen.

Alexander Mirsky (S&D),    schriftlich. – Die außenpolitische Dimension der Sozialpolitik
besitzt für meine Fraktion und mich eine wichtige Priorität. So haben wir vor kurzem eine
Entschließung angenommen, die das zukünftige Übereinkommen für Hausangestellte
betraf, das im Juni 2011 angenommen werden soll. In diesem Bericht wird in einem
allgemeineren Sinne gefordert, die arbeitsrechtlichen Kernstandards in den acht
IAO-Übereinkommen zu stärken, die vor allem die Vereinigungsfreiheit und das Recht auf
Kollektivverhandlungen sowie die Abschaffung von Zwangsarbeit, von Diskriminierungen
am Arbeitsplatz und von Kinderarbeit betreffen. Die S&D-Fraktion fordert eine Veränderung
der Global Governance und in der EU, um die Rechte und Arbeitsbedingungen der
Arbeitnehmer besser umsetzen zu können. Die Nichteinhaltung der vereinbarten
grundlegenden Sozialstandards innerhalb und außerhalb der EU stellt eine Form des Sozial-
und Umweltdumpings dar, die zu Lasten der Unternehmen und der Arbeitnehmer in
Europa geht. Ich habe dafür gestimmt.

Andreas Mölzer (NI),    schriftlich. − Ich unterstütze die im Bericht angeführten Grundsätze.
Ich weise jedoch darauf hin, dass hier hehre Ziele angestrebt werden, die in der Realität
kaum bis gar nicht durchgesetzt werden können. Es bestehen schon unzählige
Handelsabkommen, die keine Forderung nach Einhaltung von sozialen Standards vorsehen.
So lange diese offensichtliche Diskrepanz besteht, kann die Wirksamkeit und Sinnhaftigkeit
dieses Berichts nur beschränkt sein. Der Bericht fordert die Mitgliedstaaten auf,
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arbeitsrechtliche Kernstandards für Unternehmen in ihren eigenen Ländern umzusetzen.
Sollte dies nicht auch für außereuropäische Unternehmen gelten? Ferner erscheint mir,
dass der Bericht vorgibt, die negativen Auswirkungen der Globalisierung zu bekämpfen,
jedoch letztendlich dies mit den angesprochenen Maßnahmen nicht erreichen kann. Daher
habe ich mich der Stimme enthalten.

Franz Obermayr (NI),    schriftlich. − In diesem Bericht steckt sich die Europäische Union
selbst sehr hohe Ziele auf Basis wohldurchdachter Grundsätze. Die Mitgliedstaaten werden
aufgefordert, arbeitsrechtliche Kernstandards für Unternehmen in ihren eigenen Ländern
umzusetzen. Leider scheint dies zum jetzigen Zeitpunkt nicht für außereuropäische
Unternehmen zu gelten. Da ich einerseits die Grundsätze des Berichts unterstütze, seine
Folgerungen aber für absolut nicht zielsicher halte, habe ich mich der Stimme enthalten.

Wojciech Michał Olejniczak (S&D),    schriftlich. – (PL) Die außenpolitische Dimension
der Sozialpolitik der Europäischen Union, die sich an Länder richtet, die nicht der EU
beitreten wollen, sollte zuallererst kohärent, pragmatisch und einheitlich sein. So sollten
sowohl die innen- als auch die außenpolitische Dimension der Sozialpolitik arbeitspolitische
und sozialpolitische Standards fördern, die zu den wichtigsten Zielen der EU gehören.

In Zusammenhang mit dem oben Genannten sollten alle Mitgliedstaaten, die Abkommen
mit Drittländern abschließen, sicherstellen, dass ihre Haltung der des europäischen
Sozialmodells entspricht. Wir sollten fordern, dass von Ländern, die nicht der EU beitreten
wollen, die Vereinigungsfreiheit geachtet wird, und dass von ihnen Maßnahmen zur
Vermeidung von Diskriminierung auf Grund von Geschlecht oder Alter ergriffen werden.
Darüber hinaus sind die Abschaffung der Kinderarbeit und das Recht der Bürgerinnen und
Bürger auf eine Verbesserung ihrer beruflichen Qualifikationen ebenfalls wichtige Punkte.
Und was die Entwicklungshilfe angeht, so stehen der Europäischen Union genügend
Finanzmittel zur Verfügung, um ausreichende Strukturen auf dem Gebiet des
berufsbildenden Unterrichts und der Weiterbildung zu schaffen. Es ist absolut notwendig,
dass bei Verhandlungen über Partnerschaftsabkommen von der Europäischen Kommission
Anpassungen an die aktuelle Lage und die Realität des Lebens in dem entsprechenden Land
vorgenommen werden. Dem Europäischen Parlament sind seit dem Inkrafttreten des
Vertrags von Lissabon neue Befugnisse zugesprochen worden, und es sollte aktiv mit den
europäischen und internationalen Gewerkschaften zusammenarbeiten, um die soziale
Lage zu verbessern.

Georgios Papanikolaou (PPE),    schriftlich. – (EL) Ich habe für den Bericht über die
außenpolitische Dimension der Sozialpolitik, Förderung von arbeits- und sozialrechtlichen
Standards und soziale Verantwortung der Unternehmen gestimmt. Es ist unser Ziel, arbeits-
und sozialrechtlichen Standards und eine europäische soziale Verantwortung der
Unternehmen außerhalb der EU zu fördern. Dies ist zwar ein legitimes Ziel, jedoch habe
ich da so meine Bedenken, was das Erreichen dieses Zieles angeht. Die gemeinsamen
sozialpolitischen Standards, die von uns angeführt werden, stehen auf dem Spiel, und es
wird nun die Absicht deutlich, verschiedene sozial- und arbeitspolitische Standards
innerhalb der EU zu fördern. So sind die Standards in meinem Heimatland Griechenland
mit einer Arbeitslosenquote bei den 25-Jährigen von 36,1 % und in Spanien, das eine
entsprechende Quote von 43 % besitzt, sehr unterschiedlich im Vergleich zu den Standards,
die in den wirtschaftsstarken europäischen Ländern gelten. Mit diesem Bericht werden wir
daran erinnert, dass, wenn die EU danach strebt, eine Führungsrolle auf der Welt in Bezug
auf die Sozialpolitik zu übernehmen, von ihr dann aber auch die Kohäsion zwischen den
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sozialpolitischen Strategien, die in den einzelnen Mitgliedstaaten angewendet werden,
gewahrt werden muss.

Maria do Céu Patrão Neves (PPE),    schriftlich. – (PT) Ich habe für den Bericht über die
außenpolitische Dimension der Sozialpolitik, Förderung von arbeits- und sozialrechtlichen
Standards und soziale Verantwortung der Unternehmen gestimmt. Obwohl der Sozialpolitik
in der Lissabon-Strategie und in der Strategie „Europa 2020“ mehr Bedeutung denn je
beigemessen wurde bzw. wird, haben Fragen der Wettbewerbsfähigkeit und
Wirtschaftsfaktoren nach wie vor Vorrang vor sozialen Anliegen. Es ist von entscheidender
Bedeutung, unsere arbeitsrechtlichen Kernstandards in den acht IAO-Übereinkommen zu
verteidigen, die vor allem die Vereinigungsfreiheit und das Recht auf Kollektivverhandlungen
sowie die Abschaffung von Zwangsarbeit, von Diskriminierungen am Arbeitsplatz und
von Kinderarbeit betreffen. Das Hauptaugenmerk muss auf dem Schutz von
Arbeitnehmerrechten und der Einhaltung des Arbeitsrechts liegen. Wenn die EU mit
Drittstaaten verhandeln soll, müssen diese all diese Aspekte achten. Dies sollte eine
Grundbedingung sein, damit Verhandlungen mit Drittstaaten überhaupt stattfinden können.
Die Handelspolitik darf sich nicht über die Missachtung von Arbeitnehmerrechten
hinwegsetzen, deshalb kann sich die Gesellschaft nur dann weiterentwickeln, wenn diese
Missstände beseitigt sind.

Aldo Patriciello (PPE),    schriftlich. – (IT) Die außenpolitische Dimension der Sozialpolitik
der Europäischen Union zielt darauf ab, arbeits- und sozialrechtlichen Standards und
soziale Verantwortung der Unternehmen zu fördern, aber Fragen der Wettbewerbsfähigkeit
und Wirtschaftsfaktoren haben nach wie vor Vorrang vor sozialen und arbeitsrechtlichen
Anliegen. Es gibt derzeit acht Übereinkommen der Internationalen Arbeitsorganisation
(IAO), die von allen EU-Mitgliedstaaten ratifiziert worden sind. Diese sollten dazu führen,
ein Fundament aus internationalen Vorschriften, die von allen Mitgliedstaaten eingehalten
werden, zu schaffen.

In einem allgemeineren Sinn müssen wir uns nach wie vor auf den Menschen an sich
konzentrieren, was durch den Schutz der Arbeitnehmerrechte und des Rechts auf Arbeit
erreicht werden kann. Die IAO spielt auf der internationalen Bühne eine entscheidende
Rolle, wenn es um die Ausarbeitung, Förderung und Umsetzung dieser Standards in die
Praxis geht. Die Unternehmen müssen jedoch auch ihren Beitrag zu einer nachhaltigen
Entwicklung leisten, damit gute Arbeitsbedingungen für Arbeitnehmer gefördert werden,
wobei der Unterschied zwischen Industrie- und Entwicklungsländern nach wie vor durch
ihre Systeme des sozialer Schutzes gegeben ist. Ich stimme für diesen diskutierten Vorschlag
vor dem Hintergrund des oben Genannten und auch deshalb, um die arbeits- und
sozialrechtlichen Standards sowohl in den Mitgliedstaaten der EU als auch in Drittstaaten
und die Achtung der grundlegenden internationalen arbeitsrechtlichen Standards intensiver
zu fördern.-

Rovana Plumb (S&D),    schriftlich. – (RO) Die arbeitsrechtlichen Kernstandards in den
acht IAO-Übereinkommen betreffen vor allem die Vereinigungsfreiheit und das Recht auf
Kollektivverhandlungen sowie die Abschaffung von Zwangsarbeit, von Diskriminierungen
am Arbeitsplatz und von Kinderarbeit.

Demzufolge muss das Hauptaugenmerk auf dem Schutz von Arbeitnehmerrechten und
der Einhaltung des Arbeitsrechts liegen. Die rechtliche und soziale Stellung von Frauen
muss deutlich verbessert werden, um Diskriminierung zu verhindern und das Potenzial
von Frauen für die wirtschaftliche und gesellschaftliche Entwicklung zu nutzen. Ich fordere
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die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, das Recht darauf, nicht diskriminiert zu
werden, d. h., das Recht auf Arbeit und gleiche Behandlung, unabhängig von dem
Geschlecht, der ethnischen Herkunft, des Alters und einer Behinderung als ein Kernprinzip
in der Armutsbekämpfung, zu verstärken.

Ich fordere darüber hinaus die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, mit den
Partnerländern zusammenzuarbeiten, mit dem Ziel, in verstärktes Augenmerk auf die
Bekämpfung von Kinderarbeit legen, um stattdessen hochwertige, dauerhafte Arbeitsplätze
für Erwachsene zu schaffen und Kindern eine angemessene Schulbildung zu ermöglichen.
Die Vereinigungsfreiheit für Gewerkschaften und das Recht auf Kollektivverhandlungen
müssen ohne Ausnahme umgesetzt werden, um menschenwürdige Arbeitsbedingungen
zu verbessern und zu verteidigen.

Phil Prendergast (S&D),    schriftlich. – Von der Förderung arbeitsrechtlicher Standards
durch Verhandlungen zwischen der EU und Drittstaaten profitieren sowohl die
Mitgliedstaaten als auch die Drittstaaten. Durch die Förderung höherer Sicherheitsstandards
und eines besseren Lohns hilft die EU dabei, das Leben der Arbeitnehmer zu verbessern.
Durch das Bestehen auf einen besseren Lohn stellt die EU darüber hinaus sicher, dass es in
Drittstaaten einen Markt für Ausfuhren aus der EU gibt. Wenn wir Einfuhren nach Europa
aus Ländern zulassen, in denen eine faire Entlohnung nicht gewährleistet ist, verdrängen
wir mit dieser Art Preisgestaltung die europäischen Unternehmen vom Markt. Denn für
EU-Unternehmen ist es schwieriger mit Drittstaaten zu konkurrieren, in denen nicht
dieselben Sicherheitsstandards gelten und in denen den Arbeitnehmern viel niedrigere
Löhne gezahlt werden können. Es muss jedoch auf die Gefahren hingewiesen werden, die
sich aus den Ansätzen eines „nicht zwingenden Rechts“ in Bezug auf die arbeitsrechtlichen
Standards ergeben. Denn ebenso wie die Tatsache, dass solche Vorschriften nicht bindend
sind und dass es keine Sanktionen gibt, wenn gegen sie verstoßen wird, wird damit auch
riskiert, die traditionellen Kontrollsysteme zu Gunsten informeller Überwachungsverfahren
aufzugeben. Aus diesem Grund muss die EU wachsam sein und sicherstellen, dass die
Standards eingehalten werden, denn andernfalls müssen von ihr entsprechende Maßnahmen
ergriffen werden.

Paulo Rangel (PPE),    schriftlich. – (PT) In einer zunehmend globalisierten Welt ist es für
die EU von entscheidender Bedeutung, ihren internationalen Einfluss geltend zu machen,
um sicherzustellen, dass die Arbeitnehmerrechte in einem Modell geschützt werden, bei
dem die menschliche Würde geachtet wird. Vor diesem Hintergrund ergeben sich eine
Reihe von Aspekten, wie beispielsweise die Auswahl des geeigneten Instruments von der
EU für die Ausübung ihres Einflusses. Darüber hinaus darf nicht vergessen werden, wie
viel Macht die EU ausüben kann, wenn es um die Beziehungen zu einem Land geht, das
entweder der EU beitreten möchte oder das durch ein Hilfsprogramm der EU begünstigt
wird. Und schließlich vor dem Hintergrund der Tatsache, dass ein entscheidender Teil der
Wirtschaft von multinationalen Unternehmen abhängig ist, ist es notwendig, dass von
Organisationen auch soziale Verantwortung übernommen wird.

Raül Romeva i Rueda (Verts/ALE),    schriftlich. – Ich stimme dafür. Die außenpolitische
Dimension der Sozialpolitik umfasst Aktivitäten und Initiativen der EU zur Förderung der
arbeits- und sozialrechtlichen Standards in Drittstaaten. Obwohl der Sozialpolitik in der
Lissabon-Strategie und in der Strategie „Europa 2020“ mehr Bedeutung denn je beigemessen
wurde bzw. wird, haben Fragen der Wettbewerbsfähigkeit und Wirtschaftsfaktoren nach
wie vor Vorrang vor sozialen Anliegen. Die arbeitsrechtlichen Kernstandards in den acht
IAO-Übereinkommen betreffen vor allem die Vereinigungsfreiheit und das Recht auf
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Kollektivverhandlungen sowie die Abschaffung von Zwangsarbeit, von Diskriminierungen
am Arbeitsplatz und von Kinderarbeit. Nicht nur diese Übereinkommen, sondern auch
der Bericht der Weltkommission über die soziale Dimension machen deutlich, dass statt
der einseitigen Marktorientierung das allgemeinere Interesse am Menschen stärker im
Vordergrund stehen muss, d. h. das Hauptaugenmerk muss auf dem Schutz von
Arbeitnehmerrechten und der Einhaltung des Arbeitsrechts liegen. Wenn die EU mit
Drittstaaten verhandeln soll, müssen diese all diese Aspekte achten. Dies ist eine
Grundbedingung, damit Verhandlungen mit Drittstaaten überhaupt stattfinden können.
Die Handelspolitik darf sich nicht über die Missachtung von Arbeitnehmerrechten
hinwegsetzen, deshalb kann sich die Gesellschaft nur dann weiterentwickeln, wenn diese
Missstände beseitigt sind.

Licia Ronzulli (PPE),    schriftlich. – (IT) Ein Unternehmen kann von sich behaupten, soziale
Verantwortung zu übernehmen, wenn es sich zu einer stabilen Struktur bekennt, die es
ihm ermöglicht, nicht nur wirtschaftliche Ergebnisse, sondern auch soziale und
umweltpolitische Ergebnisse seiner Tätigkeiten zu berücksichtigen. So wird in der heutigen
Zeit nicht mehr nur darauf geachtet, wie die Unternehmen ihre wirtschaftlichen Ergebnisse
erreichen, sondern auch, wen sie einstellen und wie sie ihr Personal behandeln. Ein
verantwortungsbewusstes Unternehmen nimmt aktiv und achtsam an der sozialen
Wirklichkeit teil, die in seinem Geschäftsumfeld herrscht und es unterhält Beziehungen
zu allen Parteien, die in seine Tätigkeiten als Hauptursachen seines Erfolgs mit eingebunden
sind. Durch den heute angenommenen Bericht hat sich die Europäische Union selbst dazu
verpflichtet, eine weltweite Führungsrolle in der Sozialpolitik zu übernehmen, indem sie
ihre Ziele in einem globalen Maßstab fördert und damit die Bedeutung der Rolle unterstricht,
die dem Parlament durch den Vertrag von Lissabon zugesprochen worden ist.

Oreste Rossi (EFD),    schriftlich. – (IT) Ich stimme für diesen Initiativbericht, da er sich
mit der sozialen Verantwortung der Unternehmen als ein motivierendes Instrument auf
freiwilliger Basis beschäftigt, das dazu bestimmt ist, das Wirtschaftswachstum anzukurbeln.
Die europäischen Unternehmen sind der Motor der Wirtschaft der Europäischen Union,
und aus diesem Grund muss es ein größeres europäisches Engagement in Bezug auf den
Schutz der Unternehmen in der EU geben, die oftmals mit skrupellosen Geschäftspartnern
konkurrieren müssen. Darüber hinaus stimme ich der Bildung sozial verantwortlicher
Unternehmen zu, deren Kerngrundsätze der sozialer Schutz der Arbeitnehmer, der
Verbraucherschutz und die Einhaltung von Gesetzen in Bezug auf die Transparenz sind.

Tokia Saïfi (PPE),    schriftlich. – (FR)Ich habe für diese Entschließung gestimmt, weil in ihr
die zentrale Rolle, die die Europäische Union im Hinblick auf Drittstaaten, insbesondere,
wenn es um Handelspartner der EU geht, spielen möchte und sollte, hervorgehoben wird.
Die Nichteinhaltung der auf internationaler Ebene vereinbarten grundlegenden
Sozialstandards stellt eine Form des Sozial- und Umweltdumpings dar, die zu Lasten der
Unternehmen und der Arbeitnehmer in Europa geht. Dies ist einer der Punkte, auf den ich
eindringlich in diesem Zusammenhang im Namen des Ausschusses für internationalen
Handel, für den ich Berichterstatterin gewesen bin, aufmerksam machen wollte.

Die EU kann jedoch nicht alles alleine machen: Sie muss mehr mit den maßgeblichen
internationalen Organisationen (IAO, WTO, OECD) zusammenarbeiten, insbesondere
was das Phänomen der Freizonen angeht, da sie gegen das Sozialrecht verstoßen.

Darüber hinaus spielen europäische Unternehmen, ihre Tochtergesellschaften und ihre
Subunternehmen, selbst wenn die soziale Verantwortung der Unternehmen in Europa
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derzeit weit entwickelt ist, auf Grund ihres Gewichts im internationalen Handel bei der
Förderung und Verbreitung von sozial- und arbeitsrechtlichen Standards rund um den
Globus eine entscheidende Rolle. Die Kommission muss sie diesbezüglich unterstützen,
vor allem was die Ermittlung und Förderung bester Praktiken betrifft.-

Nikolaos Salavrakos (EFD),    schriftlich. – (EL) Ich habe für den Bericht von Herrn Falbr
gestimmt, weil ich der Ansicht bin, dass die Förderung der sozialen Verantwortung der
Unternehmen in Europa verstärkt werden muss, in der Absicht, direkt auf die Notwendigkeit
zu reagieren, die gemeinsamen Werte zu verteidigen und die Solidarität und die Kohäsion
zwischen den Europäern zu verstärken. Die soziale Verantwortung der Unternehmen muss
der Hauptaspekt des europäischen Sozialmodells sein, in der Absicht, Innovationen und
die Wettbewerbsfähigkeit zu fördern und zur Arbeitsmarktfähigkeit und der Schaffung
von Arbeitsplätzen zu einem Zeitpunkt beizutragen, an dem die Arbeitslosenquoten
drastisch steigen und junge Europäerinnen und Europäer, unser Kapital für die Zukunft,
sich nach Alternativen außerhalb Europas umschauen.

Søren Bo Søndergaard (GUE/NGL),    schriftlich. – (DA) Ich habe für den Falbr-Bericht
gestimmt, in dem angestrebt wird, arbeitsrechtliche und sozialrechtliche Standards bei den
Verhandlungen der EU mit Drittstaaten zu fördern. Grundlage dieses Berichts sind eine
Reihe von IAO-Übereinkommen und darauf aufbauend wird vorgeschlagen, dass die EU
die Arbeitnehmerrechte und das Arbeitsrecht schützen sollte, wenn sie beispielsweise
Handelsabkommen mit Drittstaaten abschließt. In dem Bericht wird darüber hinaus neben
anderen Dingen auch vorgeschlagen, dass Mindestanforderungen für die soziale
Verantwortung der Unternehmen in einem Rechtsrahmen festgelegt werden müssen, dass
der Terminus eindeutiger definiert werden und dass die Einhaltung der Anforderungen
besser überwacht werden muss. Gleichzeitig wird in dem Bericht der Mode 4-Prozess in
Handelsabkommen abgelehnt, mit dem es internationalen Unternehmen erlaubt wird, ihre
eigenen Arbeitskräfte zu importieren und damit die sozialen und Arbeitsbedingungen in
dem Gastland zu umgehen. Abgesehen von der Tatsache, dass damit dann die importierten
Arbeitskräfte noch schlechter dastehen als diejenigen des Gastlandes, wird so auch zu
einem Sozialdumping beigetragen. Die EU verfügt derzeit über die Macht,
Handelsabkommen mit Drittstaaten im Namen aller Mitgliedstaaten der EU abzuschließen.
Aber ich bin dagegen. Solange dies jedoch weiterhin so ist, wird es auch notwendig sein,
Anforderungen zu bestimmen, mit denen festgelegt wird, was genau in diesen
Handelsabkommen enthalten sein muss.

Catherine Stihler (S&D),    schriftlich. – Ich unterstütze diesen Bericht, der der Mitteilung
der Kommission über die SVU vorausgeht. Ich begrüße darüber hinaus auch die von meinem
Kollegen, Richard Howitt, bei der Prüfung im Ausschuss geleistete Arbeit, einen Bericht
zu erstellen, mit dem die positiven Auswirkungen, den die soziale Verantwortung der
Unternehmen auf europäischer Ebene haben kann, unterstützt werden.

Niki Tzavela (EFD),    schriftlich. – (EL) Europa ist ein Hauptakteur in globalisierten
Verfahren, und es trägt einen wichtigen Teil der Verantwortung, wenn es darum geht,
Ergebnisse zu erzielen, die zu zukunftsträchtigen Formen der Entwicklung beitragen. Die
Europäische Union steht bei der Förderung von Sozialpolitik auf weltweiter Ebene an der
Spitze, und sie appelliert an die Entwicklungsländer, die Verträge mit der WTO auch
einzuhalten. In dem Falbr-Bericht wird darüber hinaus auch auf die Bedeutung der sozialen
Verantwortung der Unternehmen und ihre entsprechende Einhaltung durch die
Unternehmen in der EU hingewiesen, vorausgesetzt, dass durch ihre Umsetzung der sozialen
Verantwortung der Unternehmen ein entscheidender Beitrag zur Förderung von sozialem
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Wohlstand und Umweltschutz sowie zur Armutsbekämpfung in Ländern, in denen sie
aktiv sind, geleistet wird. Aus diesem Grund habe ich für den Bericht gestimmt.

Derek Vaughan (S&D),    schriftlich. – Die Strategie „Europa 2020“ zeigt, dass Sozialpolitik
eine grundlegende Priorität in Europa besitzt. Es muss jedoch noch mehr getan werden,
um Verbesserungen auf diesem Gebiet zu erreichen, und aus genau diesem Grund habe
ich den Bericht unterstützt. So werden in dem Bericht die Abschaffung von Zwangsarbeit
und von Kinderarbeit gefordert, und es wird darin auch die Notwendigkeit betont, einen
größeren Schwerpunkt auf die Arbeitnehmerrechte zu legen. Von Drittländern müssen
dann solche Grundsätze eingehalten werden, wenn sie mit der EU zusammenarbeiten und
Handelsbeziehungen knüpfen wollen. Die Mitgliedstaaten müssen ebenfalls mit den
Partnerländern zusammenarbeiten, um den Schutz benachteiligter Gruppen sicherzustellen
und gegen Diskriminierung aufgrund des Geschlechts sowie Diskriminierungen aufgrund
der ethnischen Herkunft, der Religion, des Alters oder einer Behinderung vorzugehen. Ich
hoffe, dass von der Kommission einige konkrete Vorschläge ausgearbeitet werden, die zu
verbesserten arbeits- und sozialrechtlichen Standards führen werden, sowie Vorschläge,
die soziale Verantwortung der Unternehmen in ihren außenpolitischen Strategien fördern.

Angelika Werthmann (NI),    schriftlich. − Der Berichterstatter beklagt, dass im Bereich
der Sozialpolitik nach wie vor nicht der Mensch im Mittelpunkt steht, sondern der Faktor
Mensch nach wie vor gegenüber dem Faktor Wettbewerbsfähigkeit zurücktreten muss.
Wie der Bericht ausführt, genießt die EU weltweit einen sehr guten Ruf hinsichtlich einer
idealen Verknüpfung von Wirtschaftsdynamik und Sozialmodell – daraus erwächst auch
eine gewisse Verantwortung. Die EU soll und darf nicht mit zweierlei Maß rechnen, daher
stimme ich dem Berichterstatter umfassend zu.

Bericht: Nadja Hirsch (A7-0082/2011)

Luís Paulo Alves (S&D),    schriftlich. – (PT) Ich stimme für diesen Bericht, da die berufliche
Aus- und Weiterbildung in allen Lebensstadien zugänglich, verfügbar und möglich sein
sollte. Und zwar unabhängig von dem Status der Menschen auf dem Arbeitsmarkt oder
ihrem Einkommen.

Laima Liucija Andrikienė (PPE),    schriftlich. – (LT) Ich habe für diese Entschließung über
die europäische Zusammenarbeit in der beruflichen Aus- und Weiterbildung zur
Unterstützung der Strategie Europa 2020 gestimmt. Die Möglichkeit und Fähigkeit, in
einem internationalen Umfeld zu lernen und zu arbeiten, ist eine wichtige Voraussetzung
für ein erfolgreiches Berufsleben in einer globalisierten Wirtschaft. Es werden immer mehr
Arbeitskräfte benötigt, die mobil, flexibel und international erfahren sind. Gerade bei den
jungen Menschen gilt es, umgehend zu handeln: Die Jugendarbeitslosigkeit ist eine der
dringendsten Herausforderungen in Europa. Die Mitgliedstaaten müssen zielgerichtete
politische Strategien ergreifen, um die Armut zu bekämpfen, und dabei die jeweiligen
nationalen Besonderheiten und Bedürfnisse berücksichtigen. Ich bin mit der in der
Entschließung vorgesehenen Bestimmung einverstanden, dass die im Rahmen der Strategie
Europa 2020 genannten Ziele, den Anteil der Schulabbrecher auf unter 10 % pro Jahrgang
zu reduzieren und 40 % der jungen Menschen die Absolvierung einer Hochschulausbildung
zu ermöglichen, mit konkreten, kreativen und effizienten Maßnahmen angegangen werden
müssen. Angesichts des im Rahmen des demografischen Wandels zunehmenden
gesellschaftlichen Bedarfs an Weiterbildung und der Notwendigkeit, am lebenslangen
Lernen teilzunehmen, muss Arbeitnehmern ein Instrument an die Hand gegeben werden,
mit dem sie selbst ihren Weiterbildungsbedarf feststellen und planen können. Darüber
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hinaus müssen für Menschen in unterschiedlichen Lebensstadien sowie für spezifische
Personengruppen beim Zugang zu beruflicher Aus- und Weiterbildung erweiterte,
vereinfachte und leichter zugängliche Finanzierungsmöglichkeiten im Rahmen des
Programms für lebenslanges Lernen und durch die Einführung von Erasmus für
Jungunternehmer geschaffen werden. Wir müssen sicherstellen, dass die europäischen
Arbeitskräfte in der Lage sind, sich an die Anforderungen der Wirtschaft anzupassen.

Charalampos Angourakis (GUE/NGL),    schriftlich. – (EL) Dieser verachtenswerte Bericht
zeigt das strategische Ziel der EU auf, aus dem Wettbewerb um die Monopole mit anderen
imperialistischen Zentren als Sieger hervorzugehen, indem sie die Einbindung der Bildung
in die quantifizierbaren Ziele der reaktionären Strategie EU 2020, die in nationale Ziele
„umgesetzt“ werden müssen, fördert. Im Rahmen dieses globalen Plans wird der fachlichen
und beruflichen Ausbildung, welche die Bedürfnisse der möglichst billigen, entrechteten
Arbeitskräfte, die dem „Arbeitsmarkt“ und der „Wettbewerbsfähigkeit“ gerecht werden,
erfüllen soll, besondere Bedeutung beigemessen. Daher müssen Aus- und
Weiterbildungsprogramme sowohl die gegenwärtigen als auch die zukünftigen Bedürfnisse
des Arbeitsmarktes erfüllen. Die Unterwerfung unter die Entscheidungen und Pläne der
kapitalistischen Unternehmung müssen gestärkt werden, während die
Beschäftigungsfähigkeit und der Einstieg in den Arbeitsmarkt über eine Lehre, die Mobilität
in den Wirtschaftsbereichen und die sogenannte Barrierefreiheit zwischen den Aus- und
Weiterbildungsstufen vereinfacht werden müssen. Verlautbarungen über
„Chancengleichheit“ und „Entscheidungsfreiheit“ und über die Erfüllung der Bedürfnisse
junger Menschen verschleiern die Anpassung an die Bedürfnisse der kapitalistischen
Wirtschaft, das bedeutet, eine Politik der Klassenschranken im Bildungsbereich, die zu den
mittelalterlichen Arbeitspraktiken der „Memoranden“ und der Strategie EU 2020 passen.

Elena Oana Antonescu (PPE),    schriftlich. – (RO) Die Wirtschaftskrise hat den
Arbeitsmarkt der Europäischen Union völlig auf den Kopf gestellt. Es gibt keinen großen
Geschäftsbereich, der von den zerstörerischen Folgen dieser Krise, die sich in Form von
Arbeitsplatzunsicherheit, Arbeitslosigkeit und schlechten Bedingungen und Chancen, eine
neue Beschäftigung zu finden, auf die Bürgerinnen und Bürger ausgewirkt hat, unberührt
geblieben wäre. Die berufliche Aus- und Weiterbildung bietet in diesem Zusammenhang
eine neue Chance, eine neue Möglichkeit für die europäischen Bürgerinnen und Bürger,
ihr Leben wieder in normale Bahnen zu lenken. Mich beunruhigt die hohe
Jugendarbeitslosigkeitsquote. Ich glaube, dass es mit der richtigen Ausbildung und einer
kontinuierlichen Weiterbildung vielen junge Menschen in Europa gelingen wird, einen gut
bezahlten Arbeitsplatz zu finden, der zu ihrer beruflichen Ausbildung oder Fortbildung
passt. Ich gratuliere der Berichterstatterin zu diesem Dossier. Ich komme ebenso wie Nadja
Hirsch zu dem Schluss, dass berufliche Aus- und Weiterbildung eine klare
Lösungsorientierung haben müssen, wenn wir diese Anliegen erfüllen wollen. Es muss ein
großes Ziel für 2020 geben: jeder junge Mensch muss einen Arbeitsplatz haben.

Alfredo Antoniozzi (PPE),    schriftlich. – (IT) Die Angaben im Bericht von Frau Hirsch
sind alarmierend: Die Jugendarbeitslosenquote liegt jetzt bei 21 % und ist damit doppelt
so hoch wie die durchschnittliche Arbeitslosenquote auf EU-Ebene. Der Antrag beinhaltet
nützliche Ideen und sollte sicherlich positiv bewertet werden. Allerdings bin ich davon
überzeugt, dass wir angemessene finanzielle Mittel bereitstellen müssen, um die
Herausforderungen des Kopenhagen-Prozesses und der Strategie EU 2020 – zum Beispiel
mithilfe des Strukturfonds und insbesondere mithilfe des Europäischen Sozialfonds –
richtig angehen zu können. Mit Bedauern muss ich auch feststellen, dass es keinen
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ganzheitlichen und allumfassenden gemeinsamen Ansatz aller Mitgliedstaaten gibt. Ich
weiß nicht, wie wir es ohne eine koordinierte Initiative, welche die Bereiche berufliche
Ausbildung, Lehrgänge und Qualifikationen sowie lebenslanges Lernen mit dem
Arbeitsmarkt verknüpft, schaffen wollen sicherzustellen, dass wir die Ziele der Strategie
EU 2020 mit dem Titel „Agenda für neue Kompetenzen und neue
Beschäftigungsmöglichkeiten“ erreichen werden.

Sophie Auconie (PPE),    schriftlich. – (FR) Ich habe für den Bericht von Frau Hirsch
gestimmt, dessen Ziel es ist, Vergleiche zwischen und innerhalb von Bildungssystemen
anzustellen. Ich bin davon überzeugt, dass die Bildung besser auf die Bedürfnisse des
Arbeitsmarktes zugeschnitten sein sollte und Kreativität, Innovation und Unternehmergeist
fördern sollte. Dieser Bericht strebt daher eine Erleichterung der Mobilität von Lehrenden
und Lernenden und die Vereinfachung von Anerkennungsverfahren für ausländische
Berufsabschlüsse an, was von entscheidender Bedeutung ist.

Zigmantas Balčytis (S&D),    schriftlich. – (LT) Die Möglichkeit und Fähigkeit, in einem
internationalen Umfeld zu lernen und zu arbeiten, ist eine wichtige Voraussetzung für ein
erfolgreiches Berufsleben in einer globalisierten Wirtschaft. Es werden immer mehr
Arbeitskräfte benötigt, die mobil, flexibel und international erfahren sind. Die Strategie
Europa 2020 nennt die Schlüsselelemente für ein intelligentes Wachstum (Förderung von
Wissen, Innovation und Bildung sowie der digitalen Gesellschaft), nachhaltiges Wachstum
(ressourceneffizientere Produktion bei gleichzeitiger Steigerung unserer
Wettbewerbsfähigkeit) und integratives Wachstum (Erhöhung der Beschäftigungsquote,
Qualifizierung und Bekämpfung der Armut). Im Bereich der beruflichen Aus- und
Weiterbildung gilt es, konkrete Maßnahmen auf der Ebene der Union und der
Mitgliedstaaten zu ergreifen. Es muss umgehend gehandelt werden, gerade wenn es um
die Höhe der Jugendarbeitslosigkeit geht. Junge Arbeitnehmer sind nicht nur häufiger
arbeitslos als erwachsene Arbeitnehmer, sie arbeiten auch häufiger in
Zeitarbeitszeitverhältnissen mit geringeren Löhnen und schlechterer sozialer Absicherung.
Ich bin ebenfalls der Auffassung, dass die Gemeinschaftsorgane zwecks einer vollständigen
Umsetzung der Leitinitiative „Agenda für neue Kompetenzen und neue
Beschäftigungsmöglichkeiten“ innerhalb der Strategie 2020 eine pragmatischere,
umfassendere und weiter reichende Initiative in Angriff nehmen sollten, die von allen
Mitgliedstaaten unterstützt wird und deren Schwerpunkt auf der Verknüpfung der Bereiche
berufliche Ausbildung, Lehrgänge und Qualifikationen sowie lebenslanges Lernen mit dem
Arbeitsmarkt liegen sollte.

Regina Bastos (PPE),    schriftlich. – (PT) Die EU durchlebt gegenwärtig eine ernste
Wirtschafts-, Finanz- und Sozialkrise. Die Auswirkungen dieser Krise wurden in erster
Linie im Bereich der Beschäftigung spürbar. Derzeit sind 22,82 Mio. Menschen in der
Europäischen Union arbeitslos. Junge Menschen unter 25 Jahren sind weiterhin am
schlimmsten betroffen. In dieser Altersgruppe beträgt die Arbeitslosigkeit 21,3 %. Auf der
einen Seite werden Schätzungen zufolge bis zum Jahr 2020 fast 15,6 Mio. neue
Arbeitsplätze für hochqualifizierte Menschen geschaffen, auf der anderen Seite jedoch
werden 12 Mio. Arbeitsplätze für Menschen mit geringen oder ohne Qualifikationen
verloren gehen. Die Strategie Europa 2020 verfolgt das Ziel, Antworten auf diese neuen
Aussichten für die Arbeitswelt zu finden.

Dieser Bericht hebt die Notwendigkeit hervor, im Bereich der beruflichen Aus- und
Weiterbildung eine Zusammenarbeit auf europäischer Ebene zu entwickeln, um die
Transparenz zu erhöhen und die Vergleichbarkeit zwischen den jeweiligen
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Bildungssystemen zu vereinfachen. Dieser Bericht unterstreicht auch die Bedeutung der
Förderung der Umsetzung und Einführung von europäischen Rechtsvorschriften, um die
Mobilität von Lehrenden und Lernenden zu erleichtern sowie die Verfahren zur
Anerkennung für ausländische Berufsabschlüsse zu vereinfachen. Aus diesem Grund habe
ich für den Bericht gestimmt.-

Jean-Luc Bennahmias (ALDE),    schriftlich. – (FR) Während die Jugendarbeitslosigkeit in
der Europäischen Union gegenwärtig bei 21 % liegt und bei nahezu 25 % in meinem eigenen
Land, ist dies in einer Zeit, in der junge Europäerinnen und Europäer ohne Arbeit von
sozialer Ausgrenzung und Armut bedroht sind, zu einer großen Herausforderung für
Europa angewachsen. Die EU ist für diese Themen nur am Rande zuständig. Wenn sie
keine Lösungen bieten kann, so scheint sie jedoch zumindest interessante Denkanstöße
geben zu können: Für mich ist es offensichtlich, dass Aus- und Weiterbildung im Herzen
der politischen Prioritäten von heute und morgen stehen müssen. Der Bericht ruft die
Mitgliedstaaten dazu auf, empfehlenswerte Verfahren im Zusammenhang mit ihren
beruflichen Aus- und Weiterbildungssystemen in Kombination mit Berufserfahrung
untereinander auszutauschen, was in vielen Mitgliedstaaten – insbesondere in Frankreich
– ausgeweitet werden sollte. Diese Empfehlungen gehen in die richtige Richtung, hin zu
einer Verbesserung von Aus- und Weiterbildung in Verbindung mit dem Arbeitsmarkt,
um Arbeitslosigkeit und soziale Ausgrenzung zu verringern. Sie werden jedoch nicht
ausreichen, wenn die Mitgliedstaaten und die Kommission in einer Zeit, in der die
Jugendarbeitslosigkeit in vielen Mitgliedstaaten – insbesondere in meinem eigenen Land,
Frankreich – zur größten politischen Herausforderung wird, nicht ausreichend Bemühungen
unternehmen.

Sergio Berlato (PPE),    schriftlich. – (IT) In der heutigen globalisierten Wirtschaft, ist die
Möglichkeit und Fähigkeit, in einem internationalen Umfeld zu lernen und zu arbeiten,
für die europäischen Bürgerinnen und Bürger eine wichtige Voraussetzung für ein
erfolgreiches Berufsleben. Trotz der drastischen Auswirkungen der Wirtschaftskrise auf
den europäischen Arbeitsmarkt steigern der industrielle und technologische Wandel den
Bedarf an hoch- und mittelqualifizierten Arbeitskräften. Was die berufliche Aus- und
Weiterbildung betrifft, so müssen die in der Strategie Europa 2020 genannten
Schlüsselfaktoren für ein intelligentes, nachhaltiges und integratives Wachstum auf
europäischer Ebene in praktische Maßnahmen umgesetzt werden. Um diese Ziele zu
erreichen, muss die berufliche Aus- und Weiterbildung als gemeinsame und langfristige
politische Priorität betrachtet werden, die nur mit der Mitwirkung und dem Engagement
aller beteiligten Akteure, der Gemeinschaftsorgane und der lokalen und regionalen Akteure
verwirklicht werden kann.

An dieser Stelle möchte ich betonen, dass rasch Maßnahmen ergriffen werden müssen,
insbesondere dort, wo junge Menschen betroffen sind: Der Anstieg der
Jugendarbeitslosigkeit ist in der Tat eine der dringendsten Herausforderungen in Europa.
Die Zielsetzungen der Strategie Europa 2020 – nämlich den Anteil der Schulabbrecher
auf unter 10 % pro Jahrgang zu reduzieren und 40 % der jungen Menschen die Absolvierung
einer Hochschulausbildung zu ermöglichen – müssen mit effizienten und praktischen
Maßnahmen angegangen werden.-

Adam Bielan (ECR),    schriftlich. – (PL) Im Zeitalter eines Europas ohne Grenzen stellt die
Bildung eine grundlegende Etappe in der Planung des Berufslebens der Bürgerinnen und
Bürger dar, insbesondere auf internationaler Ebene. Junge Menschen müssen in der Lage
sein, die Chancen – Wissen zu erwerben und Erfahrung zu sammeln –, die ihnen die
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Mitgliedschaft ihres Landes in der Europäischen Union bietet, zu nutzen. Die immer größere
Nachfrage nach mobilen Arbeitskräften, die eine umfassende Ausbildung erhalten haben,
ist ein weiterer Faktor zugunsten dieser Lebensführung. In Anbetracht dessen bleibt die
Arbeitslosigkeit unter jungen Menschen ein besorgniserregendes Problem. Die Umsetzung
von Projekten, die auf die Bekämpfung dieses gefährlichen Phänomens abzielen, ist dringend
erforderlich. Jede Investition in Bildung trägt zu einer besseren Zukunft für junge Menschen
bei. Die Verwendung europäischer Finanzmittel für die Einführung konkreter Programme
im Bereich der beruflichen Bildung und Entwicklung ist daher besonders wichtig. Ich
stimme folglich der Notwendigkeit zu, Instrumente zur Förderung von „lebenslangem
Lernen“ oder anders gesagt, zur Förderung der regelmäßigen Verbesserung der
Qualifikationen zu entwickeln. Kreative und effiziente Bildungsprogramme müssen es
ermöglichen, eines der vorrangigen Ziele der Strategie Europa 2020 zu erreichen, nämlich
sicherzustellen, dass mindestens 40 % der Menschen eine Hochschulausbildung abschließen.

Mara Bizzotto (EFD),    schriftlich. – (IT) Ich beabsichtige nicht, den Initiativbericht von
Frau Hirsch zu unterstützen. Nicht so sehr aufgrund seiner Grundsatzerklärungen, die
lobenswert sind, da sie die Bedeutung einer Annäherung von Arbeitsmarkt und formaler
Ausbildung betonen. Sondern vielmehr, weil es uns wieder einmal an einem praktischen,
proaktiven Ansatz für das Problem fehlt, der über bloße Überlegungen hinausgeht und
konkrete Lösungen für die Behebung eines sozialen Notstands bietet, der nicht mithilfe
der Rhetorik behoben werden kann.

Vilija Blinkevičiūtė (S&D),    schriftlich. – (LT) Ich habe für diesen Bericht gestimmt, weil
auch ich der Meinung bin, dass demografische Veränderungen und eine höhere
Lebenserwartung bedeuten, dass die Arbeitsbiografie vielfältiger sein wird, und
Weiterbildung und die Teilnahme am lebenslangen Lernen sind bereits unerlässlich
geworden. Folglich lenkt der Bericht die Aufmerksamkeit auf die Notwendigkeit, sowohl
die berufliche Erstausbildung als auch die Weiterbildung zu modernisieren, schlägt vor,
die Grundbildung mit einer Bewertung der „beruflichen Eignung“ abzuschließen und betont
die Bedeutung einer Erstausbildung für Lehrer. Er betont auch, wie wichtig es auf lokaler
und regionaler Ebene ist, eine wirksame Zusammenarbeit zwischen Schulen,
Ausbildungseinrichtungen, Forschungszentren und Unternehmen zu fördern, um die nach
innen gerichteten Bildungssysteme und Inkongruenzen von Kenntnissen und
Qualifikationen in Bezug auf die Erfordernisse des Arbeitsmarktes zu überwinden. Ich
stimme darin überein, dass wir für die Modernisierung von Aus- und Weiterbildung die
Verbindung zwischen den potenziellen Arbeitgebern und den Schulen stärken müssen,
und daher wäre die Einbindung der Sozialpartner in die Entwicklung der Lehrpläne eine
weitere Etappe auf dem Weg zu mehr Beschäftigung in Europa.

Sebastian Valentin Bodu (PPE),    schriftlich. – (RO) Die Strategie Europa 2020 zeigt auf,
dass die Schlüsselelemente für ein intelligentes Wachstum nicht nur Förderung von Wissen,
Innovation und Bildung sowie Förderung der digitalen Gesellschaft lauten, sondern auch
nachhaltiges und integratives Wachstum. Der Schlüssel dazu ist in diesem Fall die berufliche
Aus- und Weiterbildung, für die alle Mitgliedstaaten die gleichen Standards einführen
müssen. Trotz der drastischen Auswirkungen der Wirtschaftskrise auf den europäischen
Arbeitsmarkt ist davon auszugehen, dass sich das Beschäftigungswachstum in Europa in
den nächsten zehn Jahren zumindest schrittweise erholen wird. Die Prognosen lassen
vermuten, dass der Anstieg der Nachfrage nach Kompetenzen anhalten wird. Der industrielle
und technologische Wandel bringt einen stärkeren Bedarf an hoch- und mittelqualifizierten
Arbeitskräften mit sich, allerdings zulasten der Geringqualifizierten.
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Einem klaren, lösungsorientierten Lernansatz kommt eine immer größere Bedeutung zu.
In einigen Mitgliedstaaten wurden bereits Reformen in den beruflichen Bildungssystemen
eingeführt. Hinsichtlich der Vergleichbarkeit der beruflichen Aus- und
Weiterbildungssysteme in den Mitgliedstaaten muss auf mehr Durchlässigkeit, Transparenz
und Vergleichbarkeit in und zwischen den verschiedenen Systemen geachtet werden.

Vito Bonsignore (PPE),    schriftlich. – (IT) Ich habe für diesen Bericht gestimmt, weil junge
Menschen, wie der Bericht klar aufzeigt, die tatsächliche Ressource der Zukunft darstellen.
Es ist daher unsere Pflicht sicherzustellen, dass sie alle Zugang zu beruflicher Aus- und
Weiterbildung haben. Die Wirtschaftskrise, die in den letzten Jahren in Europa und
anderswo zugeschlagen hat, hat die jungen Menschen am härtesten getroffen. Die
Arbeitslosigkeit ist in dieser Altersgruppe stark angestiegen, und diejenigen, die einen
Arbeitsplatz finden, müssen sich damit zufriedengeben, dass sie befristete Arbeitsverträge
bekommen und unterbezahlt sind.

Wir müssen effizient und zügig vorgehen, um diesen jungen Menschen, die arbeiten wollen,
und die vor allem Teil einer Welt werden wollen, in der sie wahrscheinlich nicht mit offenen
Armen aufgenommen werden, etwas von ihrer Würde zurückzugeben. Diese Ziele sind
auch in der Strategie Europa 2020 enthalten, in der die Verpflichtung festgelegt wird, den
Akzent auf intelligentes, nachhaltiges und integratives Wachstum zu legen. Im Großen
und Ganzen ist der Bericht von Frau Hirsch ein guter Ausgangspunkt für ein Thema, das
zu einer politischen Priorität des Parlaments und der gesamten Europäischen Union werden
muss.

John Bufton (EFD),    schriftlich. – Ich habe gegen die Maßnahme für die Zusammenarbeit
in der beruflichen Aus- und Weiterbildung zur Unterstützung der Strategie Europa 2020
gestimmt, da ich Institutionen fürchte, welche durch ihren Zugang und durch ihren Einfluss
auf die Meinungen polarisieren. Es gibt einen ausreichend großen Anteil der
EU-Bevölkerung, der sich als Euroskeptiker betrachtet. Es wird daher als unangemessen
erachtet, dass Brüssel an der Spitze von Aus- und Weiterbildung steht. Eine derartige
Aktivität könnte als Propaganda erachtet werden.

Cristian Silviu Buşoi (ALDE),    schriftlich. – (RO) Berufliche Aus- und
Weiterbildungsmaßnahmen sind absolut erforderlich, um den europäischen
Wirtschaftsraum in Übereinstimmung mit den Zielen der Strategie Europa 2020 in einen
wissensbasierten Wirtschaftsraum zu verwandeln. Daher befürworte ich die Empfehlungen
dieses Berichts, welche die Bedeutung von Investitionen in die berufliche Aus- und
Weiterbildung für die künftige Wettbewerbsfähigkeit der europäischen Wirtschaft
hervorheben, voll und ganz. Wir benötigen wirksame Maßnahmen, die sich auf
einzelstaatlicher und europäischer Ebene gegenseitig ergänzen, um unsere Ziele zu
erreichen. Es hat einen besorgniserregenden Anstieg bei der Jugendarbeitslosenquote in
der EU gegeben. Von diesem Bericht geht eine klare Botschaft aus: Die berufliche Aus- und
Weiterbildung sind Schlüsselfaktoren im Kampf gegen die Jugendarbeitslosigkeit. Um ihre
Einbindung in den Arbeitsmarkt zu vereinfachen, werden klare Strategien benötigt, welche
die Wechselbeziehung zwischen den Ausbildungsprogrammen und den Anforderungen
des Arbeitsmarktes fördern, damit dieser die Absolventen aufnehmen kann.

Der erforderliche Ansatz muss den Schwerpunkt auf spezifische Fähigkeiten legen, um die
Einbindung in den Arbeitsmarkt zu vereinfachen. Darüber hinaus haben die Arbeitgeber
aufgrund des fortwährenden technologischen Wandels immer größere Erwartungen im
Hinblick auf die Qualifikationen der Beschäftigten. Daher spielt die kontinuierliche
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Weiterbildung eine Schlüsselrolle, wenn es darum geht, die beruflichen Qualifikationen
ständig an die Anforderungen der Wirtschaft anzupassen. Damit können die Menschen
verhindern, dass sie im Laufe ihres Berufslebens vom Arbeitsmarkt ausgeschlossen werden.

Nikolaos Chountis (GUE/NGL),    schriftlich. – (EL) Der Bericht wird insgesamt von der
Philosophie geleitet, die berufliche Aus- und Weiterbildung mit den Bedürfnissen des
Marktes und der Unternehmen im Rahmen der Strategie EU 2020 zu verbinden. Diese
Strategie untergräbt das soziale Gefüge und die Rechte der Arbeitnehmer noch weiter.
Wenngleich er einige positive Hinweise auf allgemeine Grundsätze der „Humanisierung
der Arbeit“ und der Förderung von Kreativität und der Notwendigkeit zugänglicher
Übergangsmöglichkeiten von informellem zu formalem Lernen enthält, so handelt es sich
dabei doch nur um leere Worte, die einfach nur einen Bericht verschönern, der im Endeffekt
den Neoliberalismus bei jedem Vorgang und auf jeder Ebene der Aus- und Weiterbildung,
sogar auf der höchsten Ebene, fördert.

Er ruft die Mitgliedstaaten zum Beispiel dazu auf, Doktoranden- und
Postdoktorandenprogramme zu unterstützen, welche die Wettbewerbsfähigkeit stärken
und die „Mobilität der Arbeitskräfte“, die gemeinhin als Arbeitsplatzunsicherheit bezeichnet
wird, zu vereinfachen. Schließlich besteht einer der entscheidendsten Nachteile des Berichts
darin, dass er die Mitgliedstaaten dazu aufruft, die „wechselseitige Anerkennung von
Prüfungszeugnissen und Diplomen“ sicherzustellen. Dadurch wird Druck auf die
Mitgliedstaaten ausgeübt, damit diese Diplome von diversen griechischen oder
ausländischen Hochschulen als „gleichwertig“ mit einem Abschluss einer staatlichen
Universität anerkennen. Aus diesem Grund habe ich gegen den Bericht gestimmt.

Carlos Coelho (PPE),    schriftlich. – (PT) Gegenwärtig herrscht in zahlreichen
Mitgliedstaaten eine tragische Situation im Hinblick auf die Arbeitslosenquoten –
insbesondere unter den jungen Menschen. Für sie ist die gegenwärtige Arbeitslosenquote
doppelt so hoch ist wie die Quote der allgemeinen Arbeitslosigkeit in der EU. Dies ist somit
eines der dringendsten Probleme in Europa. Die Mitgliedstaaten müssen politische Strategien
entwickeln, die darauf abzielen, dieses Problem zu bekämpfen, und die auf den Zielen der
Strategie Europa 2020, den Anteil der Schulabbrecher auf unter 10 % pro Jahrgang zu
reduzieren und 40 % der jungen Menschen die Absolvierung einer Hochschulausbildung
zu ermöglichen, basieren. Dafür benötigen wir konkrete, kreative und effektive Maßnahmen.

Bedauerlicherweise muss ich sagen, dass die Ziele der Strategie Europa 2020 offensichtlich
nicht im Einklang mit den Haushaltsbeschränkungen stehen, welche die Mittel für die
wichtigsten EU-Programme im Bereich Bildung erheblich gekürzt haben. Ich begrüße die
Maßnahmen, die von der Kommission angenommen wurden, und die darauf abzielen, die
Zugänglichkeit, die Transparenz und die Vergleichbarkeit zum Zwecke des
Anerkennungsverfahrens in und zwischen den Bildungssystemen zu vereinfachen. Es ist
auch wichtig, dass die Mitgliedstaaten anfangen, ihre Systeme zu reformieren und die
berufliche Aus- und Weiterbildung auf die tatsächlichen Bedürfnisse des Arbeitsmarktes
auszurichten.

Lara Comi (PPE),    schriftlich. – (IT) In dem Bemühen, die europäische Zusammenarbeit
zur Unterstützung der Strategie Europa 2020 zu fördern, möchte ich drei Punkte, die in
diesem Bericht hervorgehoben werden, uneingeschränkt unterstützen. Erstens setze ich
mich ausdrücklich für die Verbesserung des Dialogs zwischen dem Arbeitsmarkt und dem
Bildungssystem mithilfe einer Erhöhung der Anzahl der in den Unternehmen verfügbaren
Praktikumsplätze ein, um es den Lernenden zu ermöglichen, aktiv in die Arbeitswelt

163Verhandlungen des Europäischen ParlamentsDE08-06-2011



einbezogen zu werden und auch, um die Beziehungen zwischen den Unternehmen und
den Einrichtungen der allgemeinen und beruflichen Bildung im Hinblick auf die berufliche
Ausbildung zu stärken. Ich halte es auch für eine gute Idee, die Bildungssysteme auf
internationaler Ebene verstärkt einzubeziehen, um erstens sicherzustellen, dass die
Qualifikationen der Menschen vollständig anerkannt werden und zweitens, um Projekte
für die grenzüberschreitende Mobilität zu fördern. Schließlich findet der Vorschlag des
Parlaments an die Kommission, die erforderlichen Anpassungen am Europäischen
Sozialfonds, an Erasmus und am Programm für lebenslanges Lernen vorzunehmen, meine
volle Zustimmung. Damit soll sichergestellt werden, dass Mittel für spezifische Aus- und
Weiterbildungsprojekte sowie für Projekte zur Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit
und der geschlechterspezifischen Diskriminierung zugewiesen werden können. Dabei
sollen mehr Frauen ermutigt werden, an diesen Projekten teilzunehmen.

Mário David (PPE),    schriftlich. – (PT) Dieser Bericht zielt darauf ab, durch die Förderung
der beruflichen Aus- und Weiterbildung, die gegenseitige Anerkennung genießt, qualitativ
besser ist, stärker auf die Bedürfnisse des Arbeitsmarktes ausgerichtet und für alle zugänglich
ist, Maßnahmen der Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten zu stärken. Dieser
Bericht erinnert uns auch daran, dass wir eine Strategie für die Zukunft der Bildung und
vor allem eine Orientierungshilfe für alle fachlichen Bedürfnisse, die Europa in naher
Zukunft haben wird, benötigen. Der Bericht macht insbesondere darauf aufmerksam, dass
eine stärkere Verbindung innerhalb des europäischen Aus- und Weiterbildungssystems
erforderlich ist. Es wird ein System benötigt, in dem Transparenz und die gegenseitige
Anerkennung von Kenntnissen und Fähigkeiten tatsächlich verwirklicht werden. Es erscheint
mir offensichtlich, dass die gegenseitige Anerkennung von Qualifikationen in einem immer
stärker geeinten Europa, in dem Mobilität zunehmend Wirklichkeit wird, absolut
unerlässlich ist. Dies erfordert jedoch die Umsetzung der gemeinschaftlichen
Rechtsvorschriften in diesen Bereichen, wie der Bericht hervorhebt. Angesichts dieser
neuen Situation in Europa werden Aus- und Weiterbildung zur Grundlage und zum
Instrument für eine erfolgreiche Zukunft. Die Förderung von Mobilität, Unternehmergeist,
Kreativität und Innovation ist eine objektive Notwendigkeit und sollte von der EU
unterstützt werden, wie im Bericht betont wird. Ich bin mit diesem Bericht einverstanden,
und ich habe dafür gestimmt.

Proinsias De Rossa (S&D),    schriftlich. – Ich unterstütze diesen Bericht, der die
Mitgliedstaaten dazu aufruft sicherzustellen, dass die Menschen in verschiedenen
Lebensstadien Zugang zu einer an ihre Bedürfnisse angepassten beruflichen Aus- und
Weiterbildung haben, die ihre Teilhabe am Arbeitsmarkt und an der Gesellschaft im
Allgemeinen erleichtern und verbessern wird. Berufliche Aus- und Weiterbildung sollte
in allen Lebensstadien zugänglich, verfügbar und erschwinglich sein, unabhängig vom
Status der Menschen auf dem Arbeitsmarkt oder ihrem Einkommen. Dieser Bericht fordert
die Mitgliedstaaten dringend dazu auf, Ausbildungsmöglichkeiten für spezifische
Personengruppen, wie arbeitslose Jugendliche, ethnische Minderheiten, schutzbedürftige
Frauen und Behinderte zu schaffen, um insbesondere eine bessere soziale Integration und
einen größeren sozialen Zusammenhalt zu erzielen. Der Bericht hebt auch hervor, dass
erweiterte, vereinfachte und leichter zugängliche Finanzierungsmöglichkeiten aus den
vorhandenen Mitteln des Europäischen Sozialfonds, des gesamten Programms für
lebenslanges Lernen sowie Erasmus für Jungunternehmer geschaffen werden müssen.

Marielle De Sarnez (ALDE),    schriftlich. – (FR) Der Kampf gegen die Jugendarbeitslosigkeit
ist eine der dringendsten Herausforderungen für Europa. Daher müssen die Mitgliedstaaten
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dringend gezielte Strategien einführen, welche die nationalen Besonderheiten und
Bedürfnisse berücksichtigen. Die Ausbildungsformen müssen flexibler und lebenslang
zugänglich sein. Wir müssen die Möglichkeiten, Auslandserfahrung zu sammeln, für alle
ausweiten. Auch Lehrgänge müssen besser anerkannt werden. Ausbildung und berufliche
Weiterbildung müssen als eine langfristige, gemeinsame politische Priorität behandelt
werden, damit die europäischen Arbeitnehmer die Möglichkeit haben, sich an die
Anforderungen einer im Wandel befindlichen Wirtschaft anzupassen.

Christine De Veyrac (PPE),    schriftlich. – (FR) In einer Zeit, in der die Jugendarbeitslosigkeit
in Europa doppelt so hoch ist wie die der erwerbstätigen Bevölkerung, sind die Vorschläge
aus dem Bericht von Frau Hirsch ein nützlicher Beitrag zu der Politik, die von den
Regierungen der 27 Mitgliedstaaten zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit verfolgt wird.

Angesichts der Herausforderungen einer alternden Bevölkerung und der Globalisierung
unserer Wirtschaft müssen wir die Entwicklung von Programmen für lebenslanges Lernen
insbesondere durch den Austausch empfehlenswerter Praktiken zwischen den
Mitgliedstaaten fördern und die Erstausbildung der jungen Europäerinnen und Europäer
durch die Förderung von Partnerschaften zwischen Universitäten, Forschungszentren und
Unternehmen verbessern.

Anne Delvaux (PPE),    schriftlich. – (FR) Gemäß Schätzungen zur künftigen
Beschäftigungsfähigkeit und zu den benötigten Abschlüssen gibt es innerhalb der EU
offenbar 15,6 Mio. neue Arbeitsplätze für Hochschulabsolventen und 3,7 Mio. für Menschen
mit mittlerem Bildungsabschluss (Quelle: Cedefop). Auf der anderen Seite werden 12 Mio.
Arbeitsplätze für Menschen mit einem geringeren Qualifikationsniveau entfallen!

In Anbetracht dieser unvermeidbaren Katastrophe müsste die Strategie 2020 darauf
abzielen, die Attraktivität der beruflichen Aus- und Weiterbildung zu steigern. Der Bericht
ruft dazu auf, einen ergebnisorientierten Ansatz im Hinblick auf Lehrstellen, die
Verbesserung der Anerkennung des formalen und informellen Lernens und die Einrichtung
von Beratungsstellen und -modellen für die Lernenden mit den größten Schwierigkeiten
zu entwickeln.

Diogo Feio (PPE),    schriftlich. – (PT) Vor dem Hintergrund eines Europas, das sich nach
der Krise erholt und wächst, sind die berufliche Aus- und Weiterbildung von großer
Bedeutung. Es ist wichtig, den jungen Europäerinnen und Europäern die Instrumente an
die Hand zu geben, die sie benötigen, um in einer globalisierten Welt wettbewerbsfähig
sein zu können, und um mit Hilfe ihrer Kenntnisse und Fähigkeiten in den Arbeitsmarkt
einsteigen zu können. Wir dürfen nicht vergessen, dass die Jugendarbeitslosenzahlen in
ganz Europa erdrückend sind. Wir sollten uns jedoch der Tatsache bewusst sein, dass mehr
Bildung häufig nicht mit größeren Chancen auf dem Arbeitsmarkt gleichgesetzt werden
kann. In der EU gibt es immer mehr Fälle von jungen Absolventen mit einer
Zusatzausbildung und mit einer postgraduierten Ausbildung, die jedoch keinen Arbeitsplatz
und auch keine Aussicht auf einen Arbeitsplatz haben. Die Ausbildung muss auf die
Bedürfnisse des Marktes ausgerichtet sein und junge Arbeitnehmer vorbereiten. Meiner
Meinung nach wird dieser Paradigmenwechsel von entscheidender Bedeutung sein, wenn
es darum geht, den Anstieg der Arbeitslosigkeit unter den jüngeren Menschen aufzuhalten
und ihnen eine Zukunft mit mehr Möglichkeiten zu bieten.

José Manuel Fernandes (PPE),    schriftlich. – (PT) Dieser Bericht von Frau Hirsch widmet
sich dem Problem der europäischen Zusammenarbeit im Bereich der beruflichen Aus- und
Weiterbildung zur Unterstützung der Strategie Europa 2020. Die Ziele der Strategie
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Europa 2020 – intelligentes, nachhaltiges und integratives Wachstums – müssen umgehend
berücksichtigt werden. Wenngleich die gegenwärtige wirtschaftliche und finanzielle
Situation nicht günstig zu sein scheint, so müssen wir doch in der Lage sein, weniger
günstige Situationen in Chancen zu verwandeln. In einer immer stärker globalisierten Welt
können wir uns nicht auf ein bestimmtes Gebiet zurückziehen, vielmehr müssen wir
Mobilität, Flexibilität und internationale Erfahrung fördern. Es ist von entscheidender
Bedeutung, dass die Erstausbildung qualitativ hochwertig ist und dass die jungen Menschen
in der Lage sind, in anderen Ländern Arbeit zu finden. Ich habe für den Bericht gestimmt,
weil ich mit seinen Vorschlägen einverstanden bin. Dabei möchte ich die Notwendigkeit
neuer und diversifizierter Konzepte für das lebenslange Lernen hervorheben, die ein
entscheidender Faktor für qualitativ hochwertigere Arbeit – insbesondere im
Zusammenhang mit Arbeitsplätzen – sind, sowie die Notwendigkeit, jungen Menschen,
Frauen und Behinderten besondere Aufmerksamkeit zu widmen, wie in der Strategie
Europa 2020 dargelegt ist.

João Ferreira (GUE/NGL),    schriftlich. – (PT) Dies ist schon wieder eine ermüdende
Wiederholung der üblichen Phrasen der Europäischen Kommission zu den Themen
lebenslanges Lernen und Förderung der Mobilität auf gemeinschaftlicher Ebene, was als
die beste Garantie für die Verbesserung der „Beschäftigungsfähigkeit“ und der
„Anpassungsfähigkeit“ der Arbeitnehmer erachtet wird. Die berufliche Bildung wird hier
als ein Mittel angesehen, das es ermöglicht, den „Unternehmergeist“ zu fördern und zur
„Schaffung eines Umfelds beizutragen, in dem Unternehmen erfolgreich tätig sein, sich
entwickeln und expandieren können“. Dabei wird darauf verwiesen, dass sie, „um
expandieren zu können, eine Verringerung der Steuerlast und eine gewisse Vorhersehbarkeit
benötigen, damit sie planen und Investitionen tätigen können“. Es wird auch davon
ausgegangen, dass sich die berufliche Weiterbildung und das lebenslange Lernen stärker
„an den Bedürfnissen des Arbeitsmarktes orientieren und den Zugang zum Arbeitsmarkt
und Mobilität auf dem Arbeitsmarkt ermöglichen“ müssen.

Der ideologische Rahmen des Berichts wird plötzlich klar: Das Beschäftigungsproblem ist
ein Problem für den Einzelnen und nicht vorrangig ein gesellschaftliches Problem. Somit
muss der Einzelne – und nicht die Gesellschaft – das Problem lösen, indem er entweder
seine „Beschäftigungsfähigkeit“ erhöht oder „Unternehmer“ wird; ein Steuerwesen, das
profitfreundlich ist und daher hauptsächlich Arbeitnehmern und Verbrauchern aufgebürdet
wird; und eine Aus- und Weiterbildung, die unter dem Diktat des Kapitals steht. Im Übrigen
geht der Bericht bei der Untersuchung der Gründe nicht in die Tiefe und strebt keine
Lösungen an.-

Ilda Figueiredo (GUE/NGL),    schriftlich. – (PT) Dieser Bericht wiederholt die üblichen
Phrasen der Europäischen Kommission zu den Themen lebenslanges Lernen und Förderung
der Mobilität auf gemeinschaftlicher Ebene, was als die beste Garantie gegen die
Arbeitslosigkeit erachtet wird, sowie die Anforderung an die Arbeitnehmer, ihre
„Beschäftigungsfähigkeit“ und „Anpassungsfähigkeit“ zu verbessern, um die Bereitstellung
von Bildung und Weiterbildung zu organisieren.

Der Bericht hebt jedoch hautsächlich die Rolle der beruflichen Bildung für die Förderung
des Unternehmergeistes sowie die Notwendigkeit hervor, zur „Schaffung eines Umfelds
beizutragen, in dem Unternehmen erfolgreich tätig sein, sich entwickeln und expandieren
können“. Dabei wird darauf verwiesen, dass sie, „um expandieren zu können, eine
Verringerung der Steuerlast und eine gewisse Vorhersehbarkeit benötigen, damit sie planen
und Investitionen tätigen können. Es wird auch davon ausgegangen, dass sich die berufliche
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Weiterbildung und das lebenslange Lernen stärker „an den Bedürfnissen des Arbeitsmarktes
orientieren und den Zugang zum Arbeitsmarkt und Mobilität auf dem Arbeitsmarkt
ermöglichen“ müssen. Anders gesagt unterstellt der Bericht die Aus- und Weiterbildung
voll und ganz dem Diktat des europäischen Kapitalismus.

Darüber hinaus erwähnt er nicht die sozialen Gründe, die zu einem vorzeitigen
Schulabbruch, zu einem mangelnden Zugang zur Hochschulbildung und zu
Jugendarbeitslosigkeit führen, um die Verantwortung der neoliberalen politischen Strategien,
die von den großen Firmen und Finanzinstitutionen gefördert werden, zu verschleiern.

Wir halten diesen Bericht daher für nicht hinnehmbar. Er geht bei der Untersuchung der
Gründe nicht in die Tiefe und strebt keine Lösungen an.

Monika Flašíková Beňová (S&D),    schriftlich. – (SK) Ich bin der festen Überzeugung,
dass die berufliche Aus- und Weiterbildung lebenslang verfügbar und erschwinglich sein
muss, unabhängig von dem Status der jeweiligen Person auf dem Arbeitsmarkt oder ihrem
Einkommen. Der Zugang zu beruflicher Bildung sollte auf die jeweiligen Bedürfnisse des
Einzelnen eingehen, und es ihm so erleichtern, einen Arbeitsplatz zu finden. Es müssen
Chancen für bestimmte Personengruppen in den Mitgliedstaaten der EU, wie zum Beispiel
arbeitslose junge Menschen, Angehörige ethnischer Minderheiten, schutzbedürftige Frauen,
Menschen mit Behinderungen und andere geschaffen werden, um eine bessere soziale
Integration sowie einen besseren sozialen Zusammenhalt zu erzielen. Nicht zuletzt würden
erweiterte, vereinfachte und leichter zugängliche Finanzierungsmöglichkeiten zweifellos
die erfolgreiche Umsetzung der oben genannten Ziele unterstützen.

Elisabetta Gardini (PPE),    schriftlich. – (IT) Mit diesem Bericht fügen wir der europäischen
Strategie im Bereich der Jugendpolitik ein weiteres Element hinzu. Es ist richtig, die
Internationalisierung der Ausbildung zusammen mit der Flexibilität im Bereich der
Beschäftigung unter jungen Arbeitnehmern auf einem immer wettbewerbsfähigeren
Arbeitsmarkt zu unterstützen. Die jungen Menschen in Europa müssen die Chance
bekommen, mit ihren Zeitgenossen aus allen Teilen der Welt in Wettbewerb zu treten.
Die Zahlen der Jugendarbeitslosigkeit dürfen uns nicht gleichgültig sein. Wir sollten diesen
Bericht, der die Bedeutung der in der Strategie Europa 2020 enthaltenen Ziele hervorhebt,
begrüßen. Dazu gehören die Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit mithilfe von effizienten
und wirksamen Maßnahmen, wie zum Beispiel die Verringerung des Anteils der
Schulabbrecher auf unter 10 % pro Jahrgang und die Zusicherung, dass mindestens 40 %
der jungen Menschen eine Hochschulausbildung absolvieren können. Dies sollte jedoch
keine Ziellinie, sondern vielmehr ein Ausgangspunkt sein: Die zukünftigen Prioritäten
sollten in der Schaffung von Verbindungen zwischen Universitäten und Unternehmen
sowie in der Wiedereinführung von obligatorischen Praktika/Ausbildungsplätzen bestehen,
die von öffentlicher oder privater Hand finanziert werden. Wir haben keine Zeit zu verlieren
und müssen jetzt handeln. Andernfalls werden wir den zukünftigen Generationen ein sehr
schwerwiegendes Vermächtnis hinterlassen.

Brice Hortefeux (PPE),    schriftlich. – (FR) Ich begrüße die Annahme dieses Berichts, der
die Herausforderungen der beruflichen Aus- und Weiterbildung wieder in eines der
Hauptanliegen der Europäischen Union und ihrer Mitgliedstaaten verwandelt. In einer Zeit
der Haushaltseinsparungen, die eine unmittelbare Folge der globalen Krise sind, die den
europäischen Arbeitsmarkt hart getroffen hat, müssen wir unsere Wachstums- und
Beschäftigungsstrategien, insbesondere für junge Menschen, überdenken, ohne dabei die
nationalen Unterschiede und Bedürfnisse aus den Augen zu verlieren.
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Junge Menschen fallen der Arbeitslosigkeit als Erste zum Opfer und neigen häufig dazu,
die Schule abzubrechen. Daher ist es wichtig, Lehrpläne und Weiterbildung zu
modernisieren, damit sie besser auf die Bedürfnisse unserer Unternehmen abgestimmt
sind. Diese Bemühungen sollten auch im Bereich des lebenslangen Lernens und der
Förderung der Mobilität unternommen werden. Diese Ziele können nur erreicht werden,
wenn alle beteiligten Akteure (die europäischen Institutionen, die Mitgliedstaaten, lokale
und regionale Akteure) ihre Kräfte bündeln.

Juozas Imbrasas (EFD),    schriftlich. – (LT) Ich begrüße dieses Dokument, weil Europa
umgehend handeln muss, insbesondere in den Bereichen, in denen junge Menschen
betroffen sind: Die steigende Jugendarbeitslosigkeit ist eine der dringendsten
Herausforderungen in Europa. Junge Arbeitnehmer sind nicht nur häufiger arbeitslos als
erwachsene Arbeitnehmer, junge Menschen arbeiten auch häufiger in unsicheren und
Zeitarbeitszeitverhältnissen mit geringeren Löhnen und schlechterer sozialer Absicherung.
Die Mitgliedstaaten müssen zielgerichtete politische Strategien ergreifen, um die Armut
zu bekämpfen, und dabei die jeweiligen nationalen Besonderheiten und Bedürfnisse
berücksichtigen. Die im Rahmen der Strategie Europa 2020 gesetzten Ziele, den Anteil
der Schulabbrecher auf unter 10 % pro Jahrgang zu reduzieren und 40 % der jungen
Menschen die Absolvierung einer Hochschulausbildung zu ermöglichen, müssen mit
konkreten, kreativen und effizienten Maßnahmen angegangen werden. Die berufliche Aus-
und Weiterbildung muss dauerhaft hohe politische und gemeinsame Priorität erhalten.
Für die Umsetzung sind die Mitwirkung und das Engagement aller beteiligten Akteure
unerlässlich: Ebenso wie die EU-Institutionen und die Mitgliedstaaten müssen auch die
lokalen und regionalen Akteure ihren Einfluss geltend machen. Wir müssen sicherstellen,
dass die europäischen Arbeitskräfte in der Lage sind, sich an die Anforderungen der
Wirtschaft anzupassen. Die politischen Entscheidungsträger müssen es den Menschen
ermöglichen, ihre Fähigkeiten zu verbessern und zu erweitern. Weiterqualifizierung darf
nicht auf den Zweck beschränkt werden, Menschen zu einem besseren Arbeitsplatz zu
verhelfen, sie muss ihnen vielmehr auch die Chance geben, die Arbeitsplätze der Zukunft
zu gestalten und auf diese Weise einen aktiven Beitrag zu einer innovativen Wirtschaft zu
leisten.

Lívia Járóka (PPE),    schriftlich. – Ich möchte diesen Bericht, der die Aufmerksamkeit auf
die erforderliche Erweiterung des Systems der beruflichen Aus- und Weiterbildung in der
EU lenkt, begrüßen, da der gleichberechtigte Zugang zu qualitativ hochwertigen
Programmen für lebenslanges Lernen bessere Chancen auf dem Arbeitsmarkt bedeutet
und damit zur Erfüllung der Ziele der Strategie EU 2020 beiträgt. Ein besonderer
Schwerpunkt muss hierbei die Vermeidung der Jugendarbeitslosigkeit sein. Dafür ist es
erforderlich, das Weiterbildungsangebot an die Bedürfnisse des Arbeitsmarktes anzupassen,
mittelfristige nationale und regionale Prognosen zu der erwarteten Nachfrage nach
Arbeitskräften zu erstellen und es den nationalen Bildungssystemen zu ermöglichen,
effektiver vorzugehen, wenn es darum geht, das Erzielen der Kenntnisse, die auf dem
Arbeitsmarkt aktiv gesucht werden, zu gewährleisten. Dem Europäischen Zentrum für die
Förderung der Berufsbildung (Cedefop) zufolge, haben wir einen Rückgang der Arbeitsplätze
für gering- oder unqualifizierte Arbeitskräfte in Höhe von 12 Mio. zu erwarten, was ein
steigendes Armutsrisiko für die am stärksten schutzbedürftigen Bevölkerungsgruppen
prophezeit. In vielen Fällen sind nicht einmal diejenigen, welche die Schule abgeschlossen
haben, in der Lage, in den Arbeitsmarkt einzusteigen und verrichten daher mit größerer
Wahrscheinlichkeit Gelegenheitsarbeit oder arbeiten in der Schattenwirtschaft. Folglich
sind sie nicht in der Lage, ein selbstbestimmtes Leben zu beginnen und werden häufig zu
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einer unerträglichen Belastung für die Haushalte. Dadurch entsteht ein Teufelskreis aus
mangelnder Bildung und Arbeitslosigkeit.

Jarosław Kalinowski (PPE),    schriftlich. – (PL) Der Entschließungsantrag lenkt die
Aufmerksamkeit insbesondere auf die Ausbildung junger Menschen und hebt die
Notwendigkeit der praktischen Weiterbildung hervor. Es ist unbedingt erforderlich, den
Zugang zu einer bedarfsgerechten Ausbildung und zu geeigneten Programmen zu
gewährleisten, um sicherzustellen, dass Menschen mit einer abgeschlossenen Schul-,
Hochschul- oder Berufsausbildung keine Probleme haben, in ihrem Fachgebiet einen
Arbeitsplatz zu finden. Wir sollten betonen, dass es sich dabei um Arbeitsplätze mit guten
Bedingungen und angemessener Entlohnung handeln muss.

Den Prognosen zufolge werden die wirtschaftlichen Probleme nichts an der Tatsache
ändern, dass die Beschäftigungsquoten in der EU steigen, und sie sollten keine Verringerung
der Mittel für die Finanzierung der Schlüsselprogramme der EU im Bereich der beruflichen
Aus- und Weiterbildung, wie zum Beispiel dem Programm für „Lebenslanges Lernen“,
hervorrufen. Diese Mittel sollten vielmehr erhöht werden, damit jede und jeder, unabhängig
von Alter, Geschlecht oder Standort, in Sachen beruflicher Bildung und Karriere die gleichen
Chancen hat.

Jan Kozłowski (PPE),    schriftlich. – (PL) Als Schattenberichterstatter für den Bericht von
Frau Hirsch zur europäischen Zusammenarbeit in der beruflichen Aus- und Weiterbildung
möchte ich gerne erläutern, warum ich für die Annahme dieses Berichts gestimmt habe.
In der gegenwärtigen Situation, in der auf der einen Seite die alternden Gesellschaften und
auf der anderen Seite eine alarmierend hohe Arbeitslosenquote unter jungen Menschen
dazu führen, dass Europa vor ernsthaften Herausforderungen steht, muss die berufliche
Aus- und Weiterbildung eine grundlegende Rolle spielen. Bei unseren Bemühungen, die
zukünftige Unterstützung für die berufliche Aus- und Weiterbildung sicherzustellen, sollten
wir daher gleichzeitig der Überwachung der Effektivität der Ausbildung und einem Ansatz,
der auf die Erreichung des Ziels steigender Beschäftigungsquoten und sozialer Integration
ausgerichtet ist, größte Bedeutung beimessen.

Ich glaube, dass berufliche Aus- und Weiterbildung eng mit dem Arbeitsmarkt verbunden
sein muss. Dieser zeichnet sich dadurch aus, dass er sich ständig an wirtschaftliche,
demografische und soziale Veränderungen anpasst. Meiner Meinung nach ist es äußerst
wichtig sicherzustellen, dass der ESF flexibler verwaltet wird, und dass dieser Fonds andere
europäische beschäftigungspolitische Instrumente und innerstaatliche Maßnahmen ergänzt.
Schließlich möchte ich die Berichterstatterin zu einem erfolgreichen und umfassenden
Bericht beglückwünschen und ihr für die ausgezeichnete Zusammenarbeit danken.

Agnès Le Brun (PPE),    schriftlich. – (FR) Zu den Zielen der Strategie EU 2020 gehört
insbesondere, den Anteil der Schulabbrecher auf unter 10 % pro Jahrgang zu senken und
40 % der jungen Generationen die Möglichkeit zu bieten, einen Abschluss zu erhalten.
Diese Ziele verfolgen das europäische Bestreben, das erstmals in der Strategie von Lissabon
dargelegt wurde, die Union zum wettbewerbsfähigsten wissensbasierten Wirtschaftsraum
zu machen. Aus diesem Grund ist der Kopenhagen-Prozess, der seit 2002 die Grundlagen
für eine engere Zusammenarbeit bei den politischen Strategien der Mitgliedstaaten im
Zusammenhang mit der beruflichen Aus- und Weiterbildung legt, von besonderer
Bedeutung. Ich habe für diese Entschließung gestimmt, weil sie ehrgeizige Ziele für die
Verbesserung der europäischen Aus- und Weiterbildungsprogramme festlegt.
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Constance Le Grip (PPE)  , schriftlich. – (FR) Ich habe für den Bericht von Frau Hirsch
gestimmt. Damit wir die wirtschaftspolitischen Herausforderungen des 21. Jahrhunderts
und insbesondere den wachsenden Wettbewerb mit unseren Handelspartnern meistern
können, müssen die europäischen Systeme für die berufliche Aus- und Weiterbildung
wirksamer, attraktiver und reaktiver sein, damit sie unsere Mitbürgerinnen und Mitbürger
besser auf die zu besetzenden Arbeitsplätze vorbereiten können.

Wir müssen daher darauf hinarbeiten, diese Systeme an die Bedürfnisse der Arbeitswelt
anzupassen. Ich halte es ebenfalls für erforderlich, den Zugang zu einer qualitativ
hochwertigen Berufserfahrung in Europa zu vereinfachen und daher die bestehenden
Programme, die auf die Steigerung der Mobilität der Auszubildenden ausgerichtet sind, zu
erhalten und zu stärken.

Die Einführung eines echten „Erasmus für Auszubildende“ – das ist die Verpflichtung, die
ich während der europäischen Wahlkampagne im Jahr 2009 eingegangen bin: Es handelt
sich dabei um ein Programm für junge und nicht mehr ganz junge Menschen, denen die
Möglichkeit geboten wird, innerhalb Europas zu reisen und in unmittelbaren Kontakt mit
den wirtschaftlichen Gegebenheiten unseres Binnenmarktes zu treten, während sie das
Berufsleben kennenlernen und Berufserfahrung sammeln.

Schließlich sollten wir auch das System der Anerkennung von Berufsqualifikationen in
Europa vereinfachen und verbessern, um den Binnenmarkt wieder zu beleben und unseren
Mitbürgerinnen und Mitbürgern eine größere berufliche Mobilität zu ermöglichen.

David Martin (S&D),    schriftlich. – Ich habe für diesen Bericht gestimmt. Die Strategie
Europa 2020 nennt die Schlüsselelemente für ein intelligentes Wachstum (Förderung von
Wissen, Innovation und Bildung sowie der digitalen Gesellschaft), nachhaltiges Wachstum
(ressourceneffizientere Produktion bei gleichzeitiger Steigerung unserer
Wettbewerbsfähigkeit) und integratives Wachstum (Erhöhung der Beschäftigungsquote,
Qualifizierung und Bekämpfung der Armut). Was im Hinblick auf die berufliche Aus- und
Weiterbildung benötigt wird, sind praktische Maßnahmen auf EU-Ebene und in den
Mitgliedstaaten, um der Strategie Leben einzuhauchen.

Jiří Maštálka (GUE/NGL),    schriftlich. – (CS) Die Ausbildung ist zweifellos ein komplexer,
langfristiger Prozess, dessen Qualität und insbesondere dessen Ergebnisse folglich die
künftige berufliche Laufbahn junger Menschen beeinflussen. Das sollten wir nicht vergessen.
In diesem Zusammenhang möchte ich sagen, dass die Nachfrage nach Fachkompetenz in
einer Reihe von Bereichen und Aktivitäten mit der Entwicklung moderner, neuer
Technologien und der Schaffung höherer Qualitäts- und Sicherheitsstandards ansteigen
wird. Dadurch wird eine stärker zielorientierte Weiterbildung für junge Menschen
erforderlich werden. Ich spreche jedoch von einer qualitativ hochwertigen Ausbildung,
die auf dem Konzept moderner Lehrelemente beruht, von einer Ausbildung, die auf
spezifische Weise attraktiv gestaltet wird und den Bedarf an einem bestimmten
Bildungsbereich im Hinblick auf andere Möglichkeiten, die Qualifikationen zu fördern,
aufzeigt. Der Bildungsprozess sollte professionell ausgebildete junge Menschen
hervorbringen, die eine klare Vorstellung von den Wachstumsaussichten haben, und die
in erster Linie ihre erworbenen Kenntnisse, ihr Fachwissen und ihre Fähigkeiten in dem
Bereich, für den sie ausgebildet wurden und eine Qualifikation erworben haben, in dem
Tätigkeitsbereich, den sie gemeistert haben und für den sie Neigungen gezeigt haben,
nutzen.

08-06-2011Verhandlungen des Europäischen ParlamentsDE170



Mario Mauro (PPE),    schriftlich. – (IT) Der Bericht zur europäischen Zusammenarbeit in
der beruflichen Aus- und Weiterbildung zur Unterstützung der Strategie Europa 2020
zeigt die Ziele, die wir uns vor einiger Zeit mit eben dieser Strategie gesetzt haben, in
zufriedenstellender Weise auf. Ein fortlaufender Dialog zwischen dem beruflichen Aus-
und Weiterbildungswesen und dem Arbeitsmarkt ist heutzutage wichtiger denn je. Die
größte Herausforderung besteht darin, sicherzustellen, dass der Arbeitsmarkt die Bedürfnisse
neuer Arbeitnehmer zunehmend erfüllt.

Nuno Melo (PPE),    schriftlich. – (PT) Die ordnungsgemäße Umsetzung der Strategie
Europa 2020 ist entscheidend, um in Europa wieder ein fortwährendes und nachhaltiges
Wirtschaftswachstum zu erlangen. Junge Menschen sind ein wichtiges Element für den
Erfolg der Strategie Europa 2020. Allerdings sind sie bekanntlich auch diejenigen, die
gegenwärtig am stärksten unter der Krise leiden, nicht zuletzt aufgrund der äußerst hohen
Arbeitslosigkeit: Die Arbeitslosenquote unter den jungen Menschen ist doppelt so hoch
wie aller anderen Arbeitslosen. Um dies zu erreichen, müssen im Bereich der beruflichen
Aus- und Weiterbildung erhebliche Investitionen getätigt werden.

Louis Michel (ALDE),    schriftlich. – (FR) In einer globalisierten Welt sind eine qualitativ
hochwertige Ausbildung und berufliche Weiterbildung die wichtigsten Schlüsselelemente,
über die alle jungen Menschen beim Eintreten in den Arbeitsmarkt verfügen sollten. Die
Weltwirtschaft erfordert Fachkenntnisse, Flexibilität, Verfügbarkeit und Sprachkenntnisse.
In Anbetracht dieser Anforderungen haben wir als Politiker die Pflicht, Strategien
einzuführen, die Folgendes gewährleisten: • Ergebnisorientiertes Lernen; • Unternehmergeist
vermitteln; • Menschen ohne Qualifikationen, die einen Arbeitsplatz finden möchten,
insbesondere durch eine maßgeschneiderte Ausbildung Hilfestellung bieten; Vereinfachung
der Verfahren zur Anerkennung ausländischer Berufsabschlüsse, um die Mobilität der
Arbeitnehmer zu fördern; • Schaffung eines europäischen Rahmens, der qualitativ
hochwertige Praktika in der gesamten EU bietet; • Lebenslanges Lernen, um es den
Arbeitnehmern zu ermöglichen, sich an die Bedingungen des Marktes und an die Bedürfnisse
der Unternehmen anzupassen. • Förderung von Kreativität und Informations- und
Kommunikationstechnologien. • Die Erwerbstätigkeit von Frauen fördern, indem man sie
dabei unterstützt, Arbeit und Familienleben miteinander zu vereinbaren.

Alexander Mirsky (S&D),    schriftlich. – Die berufliche Aus- und Weiterbildung sollte in
allen Lebensstadien zugänglich, verfügbar und erschwinglich sein, unabhängig von dem
Status der Menschen auf dem Arbeitsmarkt oder ihrem Einkommen. Es müssen
Weiterbildungsmöglichkeiten für bestimmte Gruppen, wie arbeitslose Jugendliche,
Angehörige ethnischer Minderheiten, schutzbedürftige Frauen, Menschen mit Behinderung,
usw. geschaffen werden, um eine bessere soziale Integration und einen größeren sozialen
Zusammenhalt zu erzielen. Die Finanzierungsmöglichkeiten sollten unter Verwendung
der derzeit vorhandenen Mittel des ESF und des Programms für lebenslanges Lernen
erweitert, vereinfacht und leichter zugänglich gemacht werden. Meines Erachtens ist diese
Initiative sehr wichtig und zeitgemäß. Ich habe dafür gestimmt.

Andreas Mölzer (NI),    schriftlich. − Mittlerweile hat sich die Berufswelt stark gewandelt.
War einst eine gute Ausbildung Garant für einen guten Job, kann heute ein Hochschul-
oder Uni-Abschluss viele vor allem junge Menschen nicht vor Arbeitslosigkeit bewahren.
Gerade der Berufseinstieg gestaltet sich immer schwieriger. Auf der anderen Seite wird von
den Unternehmern stetig über einen Fachkräftemangel gejammert und dieser angebliche
Mangel als Vorwand genommen, Billig-Fachkräfte lukrieren zu wollen. Die geforderte
völlige Flexibilität und Mobilität bei gleichzeitigen Schleuderpreisen am Arbeitsmarkt auch

171Verhandlungen des Europäischen ParlamentsDE08-06-2011



in Form neuer Arbeitsmodelle wie Mac-Jobs machen für viele die Gründung einer Familie
bzw. die Vereinbarkeit von Beruf und Familie unmöglich. Im Rahmen der Strategie Europa
2020 mag es sinnvoll sein, die gegenseitige Anerkennung von Aus- und Weiterbildung zu
unterstützen. Für den Erfolg der Strategie wird es aber auch darauf ankommen, sich um
diese problematischen Entwicklungen zu kümmern. In diesem Sinne ist der im Bericht
enthaltene Aufruf zum raschen Handeln bezüglich der Jugendarbeitslosigkeit
begrüßenswert, es fehlt jedoch die Konkretisierung. Ich habe mich der Stimme enthalten.

Franz Obermayr (NI),    schriftlich. − Auf Europas Arbeitsmarkt kommen große
Herausforderungen zu. Die heranwachsende Jugend steht vor der Schwierigkeit, dass allein
eine gute Ausbildung kein Garant mehr ist, einen guten Job zu bekommen. Schlimmer
noch, sie ist oft nicht einmal mehr Schutz vor Arbeitslosigkeit. Andererseits beklagen große
Unternehmen den steigenden Fachkräftemangel, oft eine willkommene Ausrede, Menschen
zu Dumping-Löhnen zu beschäftigen. Familiengründung oder Work-Life-Balance wird
dadurch zu einem Ding der Unmöglichkeit. Die gegenseitige Anerkennung von Aus- und
Weiterbildung ist ein erster richtiger Schritt. Auch der Aufruf des Berichts, im Bereich der
Jugendarbeitslosigkeit zu handeln, ist richtig. Aber nur Aufrufen nützt nichts, das ist zu
vage. Daher habe ich mich der Stimme enthalten.

Rolandas Paksas (EFD),    schriftlich. – (LT) Ich habe für diese Entschließung gestimmt,
weil die Zusammenarbeit auf der Ebene der Europäischen Union im Bereich der beruflichen
Bildung ein sehr wichtiger Faktor für die Erreichung der Ziele der Strategie Europa 2020
und die Verringerung der Jugendarbeitslosenquote darstellt. Ich bin mit dem Vorschlag
einverstanden, dass jeder Mitgliedstaat bei der Gestaltung eines Systems für die berufliche
Aus- und Weiterbildung Geringqualifizierten, Migranten, Menschen mit Behinderungen
und anderen sozial benachteiligten Gruppen besondere Aufmerksamkeit widmen sollte.
Die Ausbildungsprogramme sollten auf ihre Bedürfnisse und Fähigkeiten ausgerichtet sein.
Darüber hinaus müssen wir eine engere Zusammenarbeit zwischen den verschiedenen
Bildungssystemen der Mitgliedstaaten fördern, um die Integration der jungen Menschen
zu gewährleisten und lebenslanges Lernen und eine formale/informelle Weiterbildung zu
fördern. Um sicherzustellen, dass die berufliche Bildung die Bedürfnisse des Arbeitsmarktes
erfüllt, halte ich es für ratsam, Informationen über Veränderungen im Arbeitsmarkt in die
nationalen Bildungsstrategien und -programme einzubeziehen.

Die Kommission sollte hier eine Hauptrolle spielen, indem sie Informationen zu den
Fähigkeiten und Bedürfnissen einzelner Regionen und zu Veränderungen auf dem
Arbeitsmarkt der EU bereitstellt. Des Weiteren ist es sehr wichtig, günstige wirtschaftliche
Rahmenbedingungen für die Unternehmen zu schaffen, die an der Entwicklung und
Einführung von Programmen für die berufliche Bildung mitarbeiten.

Alfredo Pallone (PPE),    schriftlich. – (IT) Ich habe für den Bericht zur europäischen
Zusammenarbeit in der beruflichen Aus- und Weiterbildung gestimmt, weil dieses Thema
einen wichtigen Platz in der Strategie Europa 2020 einnimmt und darauf abzielt,
wirtschaftliche Entwicklung zu gewährleisten. Zusammenarbeit mit dem Ziel der
Verbesserung der beruflichen Aus- und Weiterbildung bedeutet, die Jugendarbeitslosenquote
zu verringern, den Arbeitnehmern kognitive Mittel an die Hand zu geben und erweiterte
und vereinfachte Finanzierungsmöglichkeiten bereitzustellen. Vor dem gegenwärtigen
sozioökonomischen Hintergrund ist die Fähigkeit erforderlich, in einem internationalen
Umfeld arbeiten zu können; wir müssen daher die Weiterbildungsmöglichkeiten verbessern
– auch in Anbetracht der Rolle der Unternehmen, die zunehmend Fachkräfte mit praktischer
Erfahrung suchen, die sie umgehend und effizient einsetzen können.
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Georgios Papanikolaou (PPE),    schriftlich. – (EL) Dieser Initiativbericht, in den der
zuständige Redaktionsausschuss zahlreiche Vorschläge vom Ausschuss für Kultur und
Bildung eingebunden hat, zielt darauf ab, die EU und die Mitgliedstaaten zur Erreichung
der Ziele der Strategie EU 2020, insbesondere in den Bereichen Beschäftigung und
Weiterbildung, zu veranlassen. Berücksichtigt werden spezifische Herausforderungen, wie
zum Beispiel: die Nachfrage nach ständig steigenden Qualifikationen auf dem Arbeitsmarkt,
welche Arbeitsplätze für Geringqualifizierte gefährdet, der schnelle Anstieg der
Jugendarbeitslosigkeit, die in einigen Mitgliedstaaten der EU – darunter auch in Griechenland
– bei über 30 % liegt, und das Unvermögen der Mitgliedstaaten, angemessene Maßnahmen
zu ergreifen, um die in der Strategie EU 2020 festgelegten Ziele (wie zum Beispiel die
Verringerung des Anteils der Schulabbrecher auf 10 % pro Jahrgang und die Erhöhung des
Anteils an jungen Menschen mit einer Hochschulausbildung auf 40 %) zu erreichen. Neben
dem sozialen Schutz für Bürgerinnen und Bürger mit geringeren Qualifikationen oder
einem niedrigen Bildungsniveau benötigen wir dringend Investitionen in neue Fähigkeiten,
insbesondere in diejenigen Fähigkeiten, die für Arbeitsplätze in für das Wachstum
strategischen Bereichen erforderlich sind. Dies ist ein wichtiger Punkt für Griechenland.

Maria do Céu Patrão Neves (PPE),    schriftlich. – (PT) Die europäische Zusammenarbeit
im Bereich der beruflichen Aus- und Weiterbildung ist für die Unterstützung der Strategie
Europa 2020 von grundlegender Bedeutung. Die Möglichkeit, in einem internationalen
Umfeld zu lernen und zu arbeiten, ist eine wichtige Voraussetzung für ein erfolgreiches
Berufsleben in einer globalisierten Wirtschaft. Es werden immer mehr Arbeitskräfte benötigt,
die mobil, flexibel und international erfahren sind. Ich stimme der Berichterstatterin zu,
dass die Strategie Europa 2020 mit Leben gefüllt werden muss. Dieser Vorgang sollte
unmittelbar mit praktischen Maßnahmen beginnen, die auf der Ebene der EU und in den
Mitgliedstaaten im Bereich der beruflichen Aus- und Weiterbildung eingeführt werden.
All diese Faktoren sind Gründe, weshalb ich für diesen Bericht stimme. Es ist in der Tat
unsere Pflicht, die europäischen Arbeitnehmer in die Lage zu versetzen, sich an die
Anforderungen der Wirtschaft anzupassen. Als politische Entscheidungsträger müssen
wir es den Menschen ermöglichen, ihre Fähigkeiten zu entwickeln und zu erweitern. Neben
der Unterstützung bei der Suche nach besseren Arbeitsplätzen muss es die
Weiterentwicklung der persönlichen Fähigkeiten den Menschen auch ermöglichen, die
zukünftigen Arbeitsplätze mitzugestalten und somit aktiv zu einer innovativen Wirtschaft
beizutragen.

Aldo Patriciello (PPE),    schriftlich. – (IT) In einer immer stärker globalisierten Welt ist es
für junge Menschen wichtig, ihre Aus- und Weiterbildung durch Mobilität ausweiten zu
können. Der Arbeitsmarkt benötigt immer mehr mobile, flexible Menschen mit
internationaler Erfahrung. Trotz der Wirtschaftskrise geht man davon aus, dass wir auf
dem europäischen Arbeitsmarkt in den nächsten 10 Jahren ein beständiges Wachstum
erleben werden. Daher hat die EU die Strategie Europa 2020 eingeführt. Diese zielt darauf
ab, der beruflichen Aus- und Weiterbildung mehr Aufmerksamkeit zu widmen.

Es müssen immer mehr Bemühungen unternommen werden, um mehr Durchlässigkeit
zu schaffen, die Transparenz zu vergrößern und die Vergleichbarkeit in und zwischen den
Bildungssystemen zu vereinfachen. Der Bildungssektor sollte die Bedürfnisse des
Arbeitsmarktes stärker berücksichtigen, eine Methode für die Beurteilung der Lernergebnisse
fordern und die Qualität seiner eigenen Standards verbessern, um professioneller zu werden.
Schließlich sollten Kreativität, Innovation und Unternehmergeist gefördert werden, damit
die jungen Menschen und Arbeitnehmer in Europa ihr Wissen erweitern und sich somit
an die Bedürfnisse der Wirtschaft anpassen können. Um diese Ziele zu erreichen und um

173Verhandlungen des Europäischen ParlamentsDE08-06-2011



sicherzustellen, dass die berufliche Aus- und Weiterbildung auch weiterhin eine langfristige
politische Priorität für alle sein wird, habe ich für den betreffenden Vorschlag gestimmt.

Rovana Plumb (S&D),    schriftlich. – (RO) Die Strategie Europa 2020 nennt die
Schlüsselfaktoren für ein intelligentes, nachhaltiges und integratives Wachstum (Erhöhung
der Beschäftigungsquote, Qualifizierung und Bekämpfung der Armut). Wir müssen im
Hinblick auf die berufliche Aus- und Weiterbildung praktische Maßnahmen auf EU-Ebene
und in den Mitgliedstaaten ergreifen, um die Strategie umzusetzen. Die europäischen
Arbeitnehmer müssen in der Lage sein, sich an die Anforderungen der Wirtschaft
anzupassen. Die politischen Entscheidungsträger müssen die Menschen in die Lage
versetzen, sich weiter und umfassender zu qualifizieren.

Ich fordere die Mitgliedstaaten auf, den Übergang vom Schul- ins Erwerbsleben durch die
Entwicklung integrierter Orientierungs- und Beratungsprogramme für den beruflichen
Werdegang zu erleichtern, um bessere Möglichkeiten für die Qualifizierung von Ausbildern
zu schaffen und die Grundlagen für eine fördernde Lernpartnerschaft zu legen, insbesondere
auf regionaler und lokaler Ebene.

Was die berufliche Aus- und Weiterbildung betrifft, so müssen die Mitgliedstaaten die
individuellen Bedürfnisse von Geringqualifizierten, Lernenden mit Migrationshintergrund,
Angehörigen ethnischer Minderheiten, Frauen, Arbeitslosen und Menschen mit Behinderung
berücksichtigen. Ich fordere die Mitgliedstaaten auf, innovative Tätigkeiten sowie
Doktoranden- und Postdoktorandenprogramme zu unterstützen, die der
Wettbewerbsfähigkeit und einem nachhaltigen Wirtschaftswachstum förderlich sein
werden.

Phil Prendergast (S&D),    schriftlich. – Eine der dringendsten Herausforderungen in der
gegenwärtigen Wirtschaftslage ist die Jugendarbeitslosigkeit. Die Arbeitslosenquote ist
unter den jungen Arbeitnehmern nicht nur höher als unter der übrigen Bevölkerung, junge
Arbeitnehmer arbeiten häufig auch in unsicheren Zeitarbeitsverhältnissen mit geringeren
Löhnen und schlechterer rechtlicher Absicherung. Es ist von entscheidender Bedeutung,
dass wir uns diesem Thema widmen. Die Wachstumsprognose des Europäischen Zentrums
für die Förderung der Berufsbildung (Cedefop), der zufolge die Anzahl neuer Stellen bis
zum Jahr 2020 auf 80 Millionen ansteigen wird, ist begrüßenswert. Es sollte erwähnt
werden, dass es eine Verlagerung hin zu industrieller und technologischer Entwicklung
und eine entsprechende Abkehr von geringqualifizierten Arbeitskräften geben wird. Für
diese neuen Arbeitsplätze werden hoch- und mittelqualifizierte Arbeitskräfte benötigt
werden. Es müssen dringend Maßnahmen ergriffen werden, um sicherzustellen, dass
entsprechend qualifizierte Arbeitskräfte zur Verfügung stehen, um diese Positionen zu
besetzen. In diesem Sinne müssen wir sicherstellen, dass unser Lernansatz ergebnisorientiert
ist. Wir müssen jungen Menschen einen Zugang zu lebenslangem Lernen und zu
Programmen mit praktischen Ausbildungskomponenten bieten, um es ihnen zu
ermöglichen, diese Stellen zu besetzen und sich in ihrer beruflichen Laufbahn
weiterzuentwickeln und Fortschritte zu machen. Ich denke, dass die Wirtschaft in allen
Mitgliedstaaten von diesen Veränderungen in der beruflichen Ausbildung profitieren wird.

Paulo Rangel (PPE),    schriftlich. – (PT) Einerseits gibt es in Europa immer mehr
Jugendarbeitslosigkeit, und die jungen Menschen haben gewöhnlich unsichere und zeitlich
befristete Stellen. Andererseits jedoch ist es auch offensichtlich, dass es den Unternehmen
an Fachkräften mangelt, deren Ausbildung auf die von ihnen zu erfüllenden Aufgaben
ausgerichtet ist. Daher ist es wichtig, dass man versucht, das Beschäftigungsangebot mit
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der Nachfrage in Einklang zu bringen, indem man Maßnahmen, wie zum Beispiel eine
unabhängige Berufsberatung, die Bereitstellung von Mitteln zur Unterstützung der
beruflichen Ausbildung und Wettbewerb zwischen Einrichtungen, die eine solche
Ausbildung anbieten, anwendet. Letzten Endes besteht das Ziel der Menschen darin, einen
besseren Arbeitsplatz finden zu können, aber auch darin – wie in der Begründung dargelegt
– die Chance zu haben, „die Arbeitsplätze der Zukunft zu gestalten“.

Crescenzio Rivellini (PPE),    schriftlich. – (IT) Heute haben wir während der Plenarsitzung
des Europäischen Parlaments in Straßburg über den Bericht über die europäische
Zusammenarbeit in der beruflichen Aus- und Weiterbildung zur Unterstützung der Strategie
Europa 2020 abgestimmt. Trotz der drastischen Auswirkungen der Wirtschaftskrise auf
den europäischen Arbeitsmarkt ist davon auszugehen, dass sich das
Beschäftigungswachstum in Europa in den nächsten 10 Jahren zumindest schrittweise
erholen wird. Was die berufliche Aus- und Weiterbildung betrifft, so müssen die in der
Strategie Europa 2020 genannten Schlüsselelemente für ein intelligentes, nachhaltiges und
integratives Wachstum auf der Ebene der Union und der Mitgliedstaaten in praktische
Maßnahmen umgesetzt werden. Wenn die in der Strategie Europa 2020 genannten Ziele
erreicht werden sollen, dann muss die berufliche Aus- und Weiterbildung als die oberste
Priorität der Institutionen der Europäischen Union und der auf lokaler und regionaler
Ebene beteiligten Institutionen betrachtet werden. Der Bericht von Frau Hirsch beinhaltet
die Maßnahmen der Kommission, die auf mehr Durchlässigkeit, Transparenz und
Vergleichbarkeit in und zwischen den verschiedenen Bildungssystemen abzielen und
betont, dass sichergestellt werden muss, dass sich die Bildung stärker an den Bedürfnissen
des Arbeitsmarktes orientiert, wodurch Kreativität und Innovation gefördert werden.

Robert Rochefort (ALDE),    schriftlich. – (FR) Die EU und die Mitgliedstaaten müssen
ihre Bemühungen zur Förderung der Beschäftigung junger Menschen verstärken und ihre
Arbeitslosenquote verringern, indem sie insbesondere die Abstimmung zwischen den
Bildungssystemen und den Bedürfnissen des Arbeitsmarktes verbessern. Durch die 12 Mio.
Arbeitsplätze für Geringqualifizierte, die in Europa bis zum Jahr 2020 entfallen werden,
und die erforderliche Verlängerung des Erwerbslebens zur Aufrechterhaltung unseres
sozialen Modells vor dem Hintergrund der demografischen Herausforderung, ist es
gleichzeitig auch wichtig, die Bemühungen zur Verbesserung der lebenslangen
Weiterbildung der Arbeitnehmer während ihrer beruflichen Laufbahn zu verstärken. In
diesem Sinne klingt die von Frau Hirsch in diesem Bericht vorgeschlagene Idee, den
Arbeitgebern Anreize zu gewähren, damit sie ihre Beschäftigten zur Teilnahme an
Weiterbildungsprogrammen ermutigen, interessant. Darüber hinaus ist es für die
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit unter den Geringqualifizierten sowie für die Förderung
der Beschäftigung der älteren Bürgerinnen und Bürger wichtig, die Anerkennung der
nationalen Qualifikationen zwischen den Mitgliedstaaten zu fördern und die Zertifizierung
zu fördern, indem Fähigkeiten und Fertigkeiten, die auf dem informellen Ausbildungsweg
erworben wurden, anerkannt werden.

Raül Romeva i Rueda (Verts/ALE),    schriftlich. – Ich stimme dafür. Die Möglichkeit und
Fähigkeit, in einem internationalen Umfeld zu lernen und zu arbeiten, ist eine Voraussetzung
für ein erfolgreiches Berufsleben in einer globalisierten Wirtschaft. Es werden immer mehr
Arbeitskräfte benötigt, die mobil, flexibel und international erfahren sind. Die Strategie
Europa 2020 nennt die Schlüsselelemente für ein intelligentes Wachstum (Förderung von
Wissen, Innovation und Bildung sowie der digitalen Gesellschaft), nachhaltiges Wachstum
(ressourceneffizientere Produktion bei gleichzeitiger Steigerung unserer
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Wettbewerbsfähigkeit) und integratives Wachstum (Erhöhung der Beschäftigungsquote,
Qualifizierung und Bekämpfung der Armut). Was im Hinblick auf die berufliche Aus- und
Weiterbildung benötigt wird, sind praktische Maßnahmen auf EU-Ebene und in den
Mitgliedstaaten, um der Strategie Leben einzuhauchen. Trotz der drastischen Auswirkungen
der Wirtschaftskrise auf den europäischen Arbeitsmarkt ist davon auszugehen, dass sich
das Beschäftigungswachstum in Europa in den nächsten zehn Jahren zumindest schrittweise
erholen wird. Wie die aktuelle Prognose des Cedefop zu Qualifikationsangebot und
-nachfrage in Europa zeigt, wird die Anzahl neuer Stellen bis zum Jahr 2020 auf 80
Millionen geschätzt.

Licia Ronzulli (PPE),    schriftlich. – (IT) Die Möglichkeit und Fähigkeit, in einem
internationalen Umfeld zu lernen und zu arbeiten ist eine Voraussetzung für ein
erfolgreiches Berufsleben in einer immer stärker globalisierten Wirtschaft. Die Industrie
benötigt immer mehr Aus- und Weiterbildungsangebote, die direkt mit den praktischen
Anforderungen verknüpft und lösungsorientiert sind. Wichtig ist, dass diejenigen, die eine
berufliche Aus- oder Weiterbildung abgeschlossen haben, ihre neu erworbenen Fähigkeiten
und Fertigkeiten in das Beschäftigungsumfeld einbringen.

Die Entschließung, die heute angenommen wurde, ist ein erster Schritt, der gewährleisten
soll, dass die europäischen Arbeitnehmer in die Lage versetzt werden, sich an die
Anforderungen der Wirtschaft anzupassen. Die Menschen müssen die Möglichkeit
bekommen, sich weiter und umfassender zu qualifizieren. Weiterqualifizierung darf nicht
auf den Zweck beschränkt werden, Menschen zu einem besseren Arbeitsplatz zu verhelfen,
sie muss ihnen vielmehr auch die Chance geben, die Arbeitsplätze der Zukunft zu gestalten
und auf diese Weise einen aktiven Beitrag zu einer innovativen Wirtschaft zu leisten.

Czesław Adam Siekierski (PPE),    schriftlich. – (PL) Ausbildung, berufliche Weiterbildung
sowie die universelle Vorstellung vom „lebenslangen Lernen“ sind die Bausteine für die
Zukunft der europäischen Integration, die im Zusammenhang mit der Unterstützung der
Strategie Europa 2020 vor immer neuen Herausforderungen steht. Wir müssen der Tatsache
ins Auge sehen, dass die Arbeitslosigkeit unter den jungen Menschen mit alarmierender
Geschwindigkeit zunimmt. Die Probleme im Zusammenhang mit der beruflichen Aus-
und Weiterbildung werden für uns zu einer Priorität. Menschen, die am Anfang ihrer
beruflichen Laufbahn stehen, sind möglicherweise der Meinung, dass die Arbeitslosigkeit
negative Auswirkungen auf ihre künftige Aktivität auf dem Arbeitsmarkt hat. Die berufliche
Aus- und Weiterbildung ermöglichen es, sich entsprechend der Veränderung der
wirtschaftlichen Situation und der Nachfrage in einem bestimmten Wirtschaftssektor
innerhalb des Arbeitsmarktes frei zu bewegen. Der Nutzen und die Verdienste der
bestehenden grenzübergreifenden Bildungsprogramme, die unsere Unterstützung verdienen,
sollten hervorgehoben werden. Dazu gehört zum Beispiel das Programm Da Vinci. Diese
Programme ermöglichen es dem Einzelnen, sich Eigenschaften anzueignen, die mobile
Arbeitskräfte auszeichnen.

Die Mobilität beseitigt die Schwierigkeiten, die infolge der natürlichen Vielfalt der jeweiligen
Arbeitsmärkte entstehen, und sie ermöglicht jungen Arbeitnehmern einen Zugang zu dem
riesigen europäischen Arbeitsmarkt, der voller neuer Herausforderungen und voller
Möglichkeiten steckt, die erworbene Erfahrung anzuwenden. Die Mitgliedstaaten stehen
vor der Aufgabe, die Überwachung und Unterstützung im Hinblick auf die Einführung
von Zusammenarbeit und Informationsaustausch zwischen Schulen,
Ausbildungseinrichtungen, Forschungszentren und Unternehmen zu vereinfachen. Junge
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Arbeitnehmer bringen neues Wissen, neue Fähigkeiten und Erfahrungen auf den
Arbeitsmarkt der EU.

Catherine Stihler (S&D),    schriftlich. – Ich befürworte diesen Bericht. Ich bin jedoch der
Meinung, dass das Ausmaß der drastischen Kürzungen am Programm für lebenslanges
Lernen und am Programm PEOPLE inakzeptabel ist.

Michèle Striffler (PPE),    schriftlich. – (FR) Der Kampf gegen die Jugendarbeitslosigkeit
muss für alle europäischen Regierungen eine Priorität sein. Wir müssen den jungen
Europäerinnen und Europäern ein vollständiges, attraktives und wettbewerbsfähiges Aus-
und Weiterbildungsangebot bieten, das es ihnen ermöglicht, leichter eine Stelle zu finden.
Insbesondere glaube ich, dass die berufliche Ausbildung und das lebenslange Lernen folglich
besser auf die Bedürfnisse des Arbeitsmarktes abgestimmt sein sollten. Darüber hinaus
sollte die Hochschulbildung mit der beruflichen Ausbildung kombiniert werden, indem
beispielsweise einer Mischung aus theoretischer und praktischer Ausbildung der Vorzug
gegeben wird. Daher habe ich für den Bericht von Frau Hirsch gestimmt.

Nuno Teixeira (PPE),    schriftlich. – (PT) Die Jugendarbeitslosigkeit in Europa liegt bei
21 % und betrifft derzeit mehr als 5,5 Millionen junge Europäerinnen und Europäer, die
Gefahr laufen, sozial ausgegrenzt zu werden, da ihnen wenig Chancen offenstehen und
sie gezwungen sind, unsichere Arbeit anzunehmen. Aus- und Weiterbildung sind die
wichtigsten Herausforderungen, mit denen die Europäische Union gegenwärtig konfrontiert
wird, und die in der Strategie Europa 2020 verankert sind. Die gesetzten Ziele bestehen
darin, den Anteil der Schulabbrecher auf unter 10 % pro Jahrgang zu senken und 40 % der
jungen Menschen bis 2020 einen Hochschulabschluss zu ermöglichen. Diese Ziele sind
ziemlich ehrgeizig, aber sie sind für das Wirtschaftswachstum und für die Steigerung der
Wettbewerbsfähigkeit der Mitgliedstaaten erforderlich, wodurch auch Arbeitsplätze
geschaffen werden.

Ich habe für diesen Bericht gestimmt, da es meiner Ansicht nach wichtig ist, eine langfristige
Strategie auf EU-Ebene zu haben, die auch die Bekämpfung der strukturellen Arbeitslosigkeit
und der Jugendarbeitslosigkeit ermöglicht. In diesem Sinne ist es meiner Ansicht nach
wichtig, weiterhin die kleinen und mittleren Unternehmen zu unterstützen, da sie 50 %
der Arbeitsplätze schaffen, und in kontinuierliches, lebenslanges Lernen zu investieren.
Schließlich möchte ich noch erwähnen, dass die beruflichen Qualifikationen anerkannt
werden müssen, wodurch eine größere Mobilität von Fachkräften und Lernenden vereinfacht
wird.--

Niki Tzavela (EFD),    schriftlich. – (EL) Die Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit ist eine
der wichtigsten Herausforderungen, mit denen die EU konfrontiert wird. Um dieses Problem
anzugehen, müssen wir verstärkt in die Aus- und Weiterbildung der jungen Menschen
investieren, damit sie für die zukünftigen Herausforderungen auf dem Arbeitsmarkt, der
immer anspruchsvoller wird, gerüstet sind. Der Bericht stellt auch zurecht fest, dass der
Europäische Sozialfonds einen größeren Beitrag zur Ausbildung der finanziell schwächer
gestellten Menschen leisten könnte. Besonders wichtig ist, wie ich persönlich mehrfach
erwähnt habe, der Vorschlag, die Mobilität der Arbeitskräfte innerhalb des Binnenmarktes
zu vereinfachen. In diesem Bereich wird eine europäische Zusammenarbeit bei der
Ausarbeitung einer einheitlichen politischen Strategie benötigt. Aus all diesen Gründen
habe ich den vorliegenden Bericht unterstützt.

Viktor Uspaskich (ALDE),    schriftlich. – (LT) Die Diskrepanz zwischen den Qualifikationen
der jungen Menschen und den Bedürfnissen des Arbeitsmarktes ist einer der Gründe,
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weshalb Litauen so eine furchtbar hohe Jugendarbeitslosenquote (34 %) hat. Im Jahre 2010
hatten 52 % aller arbeitslosen jungen Menschen (50 000), die beim litauischen Arbeitsamt
gemeldet waren, keinerlei berufliche Ausbildung. Das Unvermögen der jungen Menschen
in meinem Land, eine angemessene Arbeit zu finden, hat eine riesige Jugendemigrationswelle
verursacht. In den letzten Jahren waren 50 % der litauischen Emigranten zwischen 20 und
34 Jahren alt. Der Bedarf an mobilen und flexiblen Arbeitskräften steigt, und daher müssen
wir den europäischen Arbeitskräften helfen, sich an die Bedürfnisse der Wirtschaft
anzupassen, indem wir ihnen die Möglichkeit bieten, ihre Fähigkeiten zu verbessern und
ihr Wissen zu erweitern. Es ist wichtig, dass alle Menschen Zugang zu beruflicher Bildung
haben. Ich freue mich darüber, dass die Berichterstatterin dies auch so sieht. Die finanzielle
Unterstützung des ESF könnte außerordentlich wertvoll sein, da sie dazu beitragen würde,
vernachlässigten Gruppen in der litauischen Gesellschaft eine Ausbildung zu bieten. Es ist
für die EU nun auch an der Zeit, effektive und kreative Maßnahmen anzuwenden, um die
in der Strategie Europa 2020 genannten Ziele umzusetzen. Dazu gehört auch, den Anteil
der Schulabbrecher auf unter 10 % pro Jahrgang zu senken und 40 % der jungen Menschen
die Absolvierung einer Hochschulausbildung zu ermöglichen.

Derek Vaughan (S&D),    schriftlich. – Sowohl junge als auch ältere Menschen müssen
Zugang zu beruflicher Aus- und Weiterbildung haben. Beispielsweise schaffen sowohl das
Programm „Lebenslanges Lernen“ als auch das Programm PEOPLE unschätzbare
Möglichkeiten für diejenigen, die neue Fähigkeiten und Fertigkeiten erlernen und eine neue
Stelle finden möchten. Die gegenwärtigen Arbeitslosenquoten sind – insbesondere unter
den jungen Menschen – besorgniserregend, und es muss mehr unternommen werden, um
sicherzustellen, dass sich junge Menschen wichtige Fähigkeiten und Qualifikationen
aneignen können. Ich bin fest davon überzeugt, dass der ESF bei der Bildung und Ausbildung
der Menschen eine wichtige Rolle spielen muss. Menschen mit geringerem Einkommen
müssen finanzielle Unterstützung erhalten, damit sie an Weiterbildungen teilnehmen
können, welche ihnen wiederum größere Chancen bieten, sich vollständig in den
Arbeitsmarkt zu integrieren.

Angelika Werthmann (NI),    schriftlich. − Die Strategie 2020 soll für intelligentes,
integratives und nachhaltiges Wachstum sorgen. Auch hinsichtlich des Lernens ist
Ergebnisorientierung gefragt. Das „lebenslange Lernen“ ist für unsere BürgerInnen eine
absolute Priorität, der Zugang zu beruflicher Aus- und Weiterbildung muss daher auch
für uns zur Priorität werden.

Bericht: Gay Mitchell (A7-0187/2011)

Luís Paulo Alves (S&D),    schriftlich. – (PT) Ich stimme für diesen Bericht. Er bewertet das
Finanzierungsinstrument für die Entwicklungszusammenarbeit (DCI), aber ich erkenne
die Bedeutung des Mechanismus, der dieses Jahr folgen sollte. Ich stimme dem
Berichterstatter in der Hinsicht zu, dass die vom Europäischen Parlament durchgeführte
erhebliche Kontrolltätigkeit bei den Vertretern der Mitgliedstaaten im DCI-Ausschuss nicht
berücksichtigt wurde.

Laima Liucija Andrikienė (PPE),    schriftlich. – (LT) Ich habe für diese Verordnung (EG)
Nr. 1905/2006 zur Schaffung eines Finanzierungsinstruments für die
Entwicklungszusammenarbeit: Erkenntnisse und Ausblick auf die Zukunft gestimmt. 2011
ist ein strategischer Zeitpunkt, um die Lehren aus vier Jahren zu ziehen, seit denen die
Verordnung (EG) Nr. 1905/2006 zur Schaffung eines Finanzierungsinstruments für die
Entwicklungszusammenarbeit (DCI) in Kraft ist. Eine weitere Vereinfachung und die
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Anpassung an neue Herausforderungen wie den Klimawandel sowie eine Bestimmung der
Rolle der Außendimension der internen Politikbereiche der EU sind wichtige Aspekte, die
zu berücksichtigen sind. Ich stimme der in der Entschließung enthaltenen Bestimmungen
zu, dass das künftige Instrument für die Gewährung von EU-Entwicklungshilfe finanziell
angemessen ausgestattet werden muss. Die EU hat sich bis 2015 das kollektive Ziel gesetzt,
0,7 % ihres Bruttonationaleinkommens (BNE) für öffentliche Entwicklungshilfe (ODA,
Official Development Assistance) auszugeben. Um dieses Ziel zu erreichen, muss die
gegenwärtige europäische Hilfe erheblich aufgestockt werden. Koordinierung und
Arbeitsteilung, so müssen im Rahmen des neuen Entwicklungsinstruments die
Leitprinzipien der Programmplanung lauten. Dem Gedanken der europäischen
Strategiedokumente ist höchste Priorität einzuräumen und das Europäische Parlament
muss aktiv an diesem Prozess teilhaben. Dem Parlament muss die Möglichkeit eingeräumt
sein, den spezifischen Charakter der Entwicklungspolitik der EU im Instrument für die
Entwicklungszusammenarbeit für den Zeitraum nach 2013 zu verteidigen, indem es
Entscheidungen zur strategischen Programmplanung gleichberechtigt mit dem Rat prüft.

Elena Oana Antonescu (PPE),    schriftlich. – (RO) Das Instrument für die
Entwicklungszusammenarbeit (DCI) ist eines der außerordentlich selbstlosen Projekte der
Europäischen Union, das dem Zweck dient, Entwicklungsländern ohne Bedingungen und
verborgene Interessen Hilfe zukommen zu lassen. Da das Engagement der EU keinen
direkten Zweck verfolgt, müssen ihre Institutionen dazu gezwungen werden, die Mittel
viel gezielter einzusetzen und sie speziell auf die Beseitigung der Armut und das Erreichen
der Millenniums-Entwicklungsziele (MDG) zu konzentrieren.

Ich muss betonen, wie wichtig es ist, dass für sämtliche für diesen Zweck bereitgestellte
Mittel eine größere Transparenz vorherrscht und, was noch wichtiger ist, dass die
Abschätzung der Folgen des DCI für die Bevölkerung in diesen Ländern intensiviert wird.
Das liegt daran, dass diese Mittel von effektiven sozialen Strategien in den
Entwicklungsländern gestützt werden müssen. Diese Mittel müssen mittel- und langfristig
die „Angel“ darstellen, mit denen die entsprechenden Völker das „Fischen“ lernen und somit
ihre Eigenständigkeit erlangen.

Wir dürfen nicht vergessen, dass das Jahr 2010 das Europäische Jahr zur Bekämpfung von
Armut und sozialer Ausgrenzung war. Genau aus diesem Grund muss auch das Instrument
für die Entwicklungszusammenarbeit seinen Kampf in den Entwicklungsländern fortsetzen,
indem es einen spürbaren Beitrag dazu leistet, so vielen Bürgerinnen und Bürgern wie
möglich ein Leben in Würde zu garantieren.

Pino Arlacchi (S&D),    schriftlich. – Der Zweck dieses Berichts über die Schaffung eines
Finanzierungsinstruments für die Entwicklungszusammenarbeit besteht darin, rechtzeitig
einen Standpunkt des Parlaments zu diesem Thema vorzulegen. Dieser Standpunkt soll
auf den bei der Kontrolle der Umsetzung der Entwicklungszusammenarbeit gewonnenen
Erkenntnissen basieren.

Ich schätze die vom Berichterstatter verwendete Methode, die darin bestand, die
Auswirkungen und Modalitäten der EU-Zusammenarbeit für Entwicklung auszuwerten.
Der Berichterstatter sagt eindeutig aus, dass die Kommission selbst, trotz der konstruktiven
Natur des Dialogs mit der Kommission, ihr Verhalten in Bezug auf Fragen der Entwicklung
nicht geändert hat, wie es das Parlament empfohlen hatte. Der Standpunkt des Parlaments
fand nur sporadisch Eingang in Entwürfe von Durchführungsmaßnahmen, die die
Kommission dem DCI-Verwaltungsausschuss vorschlug.
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Teilweise ist dies nachvollziehbar. Der wichtigste Partner des Berichterstatters war die GD
RELEX, deren Aufgabe darin besteht, die Interessen der EU im Rest der Welt zu fördern.
Jedoch ist die die Entwicklungszusammenarbeit (neben der humanitären Hilfe) der einzige
Bereich des außenpolitischen Handelns ist, der nicht EU-Interessen, sondern der Wahrung
der Interessen der besonders Schutzbedürftigen dienen soll. Da der in diesem Bericht
enthaltene Standpunkt diese globale Bestrebung vollständig widerspiegelt, war es mir eine
Freude, dafür zu stimmen.

Sophie Auconie (PPE),    schriftlich. – (FR) Ich habe Herrn Mitchells Bericht unterstützt,
da ich der Meinung bin, dass wir die Beteiligung der Parlamente in den Entwicklungsländern
verstärken müssen, wenn wir Strategiepapiere für diese Länder ausarbeiten, wie
beispielsweise die Strategie für die Armutsbeseitigung. Außerdem muss die europäische
Entwicklungshilfe über eine angemessene Mittelausstattung verfügen. Die Europäische
Union hat sich verpflichtet, bis 2015 insgesamt 0,7 % ihres Bruttonationaleinkommens
(BNE) für die öffentliche Entwicklungshilfe (ODA) auszugeben, was bedeutet, dass die
gegenwärtige europäische Hilfe erheblich aufgestockt werden muss.

Liam Aylward (ALDE),    schriftlich. – (GA) Die Frist für die Millenniums-Entwicklungsziele
läuft während der Laufzeit des ersten Finanzierungsinstruments für die
Entwicklungszusammenarbeit ab. Daher muss die anhaltende Zusammenarbeit mit den
lokalen Behörden ausgeweitet werden und ihre Rolle im Kampf gegen Armut und Hunger,
für eine bessere Wasser- und Gesundheitsversorgung und für eine Förderung der lokalen
wirtschaftlichen Entwicklung weiterentwickelt werden. Die Sicherung der
Nahrungsmittelversorgung, die Herausforderungen für die Landwirtschaft und die
Futtermittelerzeugung und die Krise der Lebenshaltungskosten müssen im Zuge der
Entwicklung eines neuen Finanzierungsinstruments und einer weitreichenden Strategie
für die Zusammenarbeit und die Entwicklungszusammenarbeit berücksichtigt werden.
Ich begrüße, was in diesem Bericht über dieses Thema gesagt wird. Ich stimme zu, dass die
Kommission eine umfassende Auswertung der Budgethilfe im Allgemeinen vorlegen sollte,
die Details über die Unterstützung enthält, die bestimmten Sektoren, bestimmten Projekten
und lokalen Regierungen gewährt wird. Diese Informationen könnten in Zukunft bei dem
Versuch helfen, die Mittel und die Finanzierung besser zuzuteilen und somit wäre es
möglich, eventuelle Probleme im Verteilungssystem zu identifizieren. Die Folge wäre eine
beständigere Politik.

Zigmantas Balčytis (S&D),    schriftlich. – (LT) Das übergreifende Ziel der
Entwicklungszusammenarbeit besteht in der Beseitigung der Armut in den Partnerländern,
einschließlich des Erreichens der Millenniums-Entwicklungsziele (MDG). Um diese Ziele
erreichen zu können, benötigt die EU ein spezielles Finanzierungsinstrument für die
Entwicklungszusammenarbeit. Die Kommission hat sich dazu verpflichtet, im Laufe dieses
Jahres einen Legislativvorschlag für die Finanzierungsinstrumente für den Auswärtigen
Dienst vorzulegen und die Gesamtstruktur der Finanzierungsinstrumente für die Außenhilfe
möglicherweise zu überdenken, wenn über den nächsten mehrjährigen Finanzrahmen
(MFR) diskutiert wird. Ich habe für dieses Dokument gestimmt, das den Standpunkt des
Parlaments in Bezug auf ein neues Finanzierungsinstrument für die
Entwicklungszusammenarbeit der EU erklärt. Ich stimme zu, dass das künftige Instrument
für die Gewährung von EU-Entwicklungshilfe angesichts der Tatsache, dass die EU sich
verpflichtet hat, bis 2015 insgesamt 0,7 % ihres Bruttonationaleinkommens (BNE) für die
öffentliche Entwicklungshilfe auszugeben, finanziell angemessen ausgestattet werden
muss.
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Mara Bizzotto (EFD),    schriftlich. – (IT) Ich habe aufgrund des im Antrag enthaltenen
Wunsches in Bezug auf den Umgang mit der illegalen Einwanderung gegen den
Entschließungsantrag des Europäischen Parlaments über die Schaffung eines
Finanzierungsinstrument für die Entwicklungszusammenarbeit mit Entwicklungsländern,
-Gebieten und -Regionen gestimmt. Insbesondere wird der Standpunkt vertreten, dass die
im Bereich der Migration vorgesehenen Entwicklungshilfemittel nicht für die Stärkung des
Grenzschutzes und die Bekämpfung der illegalen Einwanderung verwendet werden dürfen.
Dieser Standpunkt ist nicht mit unserer politischen Vorgehensweise vereinbar, deren
wichtigste Prioritäten darin bestehen, Grenzen zu stärken und die illegale Einwanderung
zu bekämpfen, und daher würden wir argumentieren, dass zusätzliche Mittel in diese
Richtung investiert werden sollten. Daher habe ich beschlossen, gegen diesen Antrag zu
stimmen.

Vito Bonsignore (PPE),    schriftlich. – (IT) Das Thema der Entwicklungszusammenarbeit
ist eine der wichtigsten Grundlagen meiner Arbeit. Ich glaube, dass der ausgezeichnete
Bericht von Herrn Mitchell erfolgreich die Bereiche hervorhebt, in denen Europa eine
bessere Arbeit leisten könnte und sollte. Die Erfahrung in Bezug auf das
Finanzierungsinstrument für die Entwicklungszusammenarbeit (DCI) leistete einen
grundlegenden Beitrag zum Verständnis darüber, wie die Europäische Union im Hinblick
auf den nächsten mehrjährigen Finanzrahmen vorgehen sollte. Wenn wir die
Finanzierungsinstrumente effektiv gestalten möchten, müssen wir eine Finanzierung
einrichten, die von anderen Maßnahmen unabhängig ist, wir müssen die Quoten neu
berechnen und überprüfen, wie die Instrumente eingesetzt werden. Diese Überprüfung
muss auf einer Nachbarschaftspolitik basieren, die auf das Spektrum der Bedürfnisse ärmerer
Länder eingeht und nicht mehr nur auf die Interessen Europas. Ich bin der festen
Überzeugung, dass die Entwicklungspolitik der EU das Ergebnis der Arbeit des Parlaments
und des Rates sein muss und dass auch Artikel 290 des Vertrags über die Arbeitsweise der
Europäischen Union in diesem Fall anzuwenden ist. Diese Grundsätze wurden im besagten
Bericht klar zum Ausdruck gebracht, daher habe ich dafür gestimmt.

Philippe Boulland (PPE),    schriftlich. – (FR) Ich begrüße die Annahme von Herrn Mitchells
Bericht, der beabsichtigt, einen Standpunkt des Parlaments in Bezug auf das neue
Finanzierungsinstrument zu entwickeln, das darauf ausgelegt ist, die
Entwicklungszusammenarbeit der Europäischen Union auf Grundlage der Erfahrungen
bei der Umsetzung des Instruments für die Entwicklungszusammenarbeit (DCI, dem
Finanzierungsinstrument für die Entwicklungszusammenarbeit) zu regeln.

In dieser Hinsicht möchte ich anmerken, dass in den Entwicklungsländern, Gebieten und
Regionen nach wie vor ein hohes Maß an Armut vorherrscht, und daher müssen wir die
Mittel aufstocken, die im Zusammenhang mit der Armut, vor allem für die
Mangelernährung, gesundheitliche Probleme, Bildung und den Zugang zu Trinkwasser
eingesetzt werden, statt uns in Richtung von Systemen für die Regelung der Einwanderung
zu bewegen, die anderen Finanzierungssystemen unterliegen.

Die Entwicklungshilfe muss es den betroffenen Bevölkerungen ermöglichen, in ihren
geografischen Gebieten zu bleiben.

Die Regelung der Einwanderung muss durch ein anderes Finanzierungsinstrument
umgesetzt werden und zu einer Erhöhung der Mittel für FRONTEX führen.

Dies war die Logik hinter meiner Stimme für diesen Bericht.

181Verhandlungen des Europäischen ParlamentsDE08-06-2011



Maria Da Graça Carvalho (PPE),    schriftlich. – (PT) Zunächst möchte ich die Bemühungen
seitens der Europäischen Union begrüßen, die Armut in den Entwicklungsländern zu
beseitigen. Die internationale Zusammenarbeit, die darauf abzielt, die Selbstständigkeit
und Unabhängigkeit dieser Länder zu fördern, ist der richtige Weg für das Erreichen des
sozialen und politischen Friedens auf internationaler Ebene, was nicht einen entscheidenden
Einfluss auf die Empfänger der Hilfe ausüben, sondern auch zur Lösung der
Einwanderungsproblematik Europas führen wird. Daher unterstütze ich die Erhöhung der
europäischen Finanzmittel für diesen Zweck sowie die Schaffung eines
Finanzierungsinstruments, dass sich ausschließlich mit dieser Sache befasst.

Carlos Coelho (PPE),    schriftlich. – (PT) Im Zusammenhang mit der Debatte über den
nächsten mehrjährigen Finanzrahmen (MFR) für den Zeitraum nach 2013 ist es besonders
wichtig, die angenommenen Standpunkte des Parlaments über ein neues
Finanzierungsinstrument für die Entwicklungszusammenarbeit der EU (DCI) neu zu
definieren und zu bekräftigen, die auf den gewonnenen Erkenntnissen über die Umsetzung
des DCI in der Zeit von 2007 bis 2013 basieren. Zunächst halte ich es für unabdingbar,
dass dieses neue Instrument weiterhin vornehmlich auf das Erreichen der
Millenniums-Entwicklungsziele (MDG) ausgerichtet wird. Um dieses Ziel zu erreichen –
insbesondere die Beseitigung der Armut – ist es von entscheidender Bedeutung, dass ein
künftiges Instrument über eine realistische und angemessene Mittelausstattung verfügt.
Die Kommission sollte gewährleisten, dass die Hilfe der EU den auf internationaler Ebene
vereinbarten Entwicklungszielen entspricht. Ich möchte ebenfalls die Bedeutung der
Sorgfältigkeit wiederholen, mit der die Kriterien für die Förderfähigkeit der Länder geprüft
wird, die Finanzmittel aus diesem künftigen Instrument beziehen werden. Ich möchte
betonen, dass das neue DCI die Grundlage für eine gezielte und flexiblere Hilfe für Länder
in fragilen Lagen darstellen muss. Ich denke, es sollte eine angemessene Verknüpfung von
Soforthilfe, Wiederaufbau und Entwicklung gewährleisten. Abschließend möchte ich
Herrn Mitchell zum vorgelegten Bericht beglückwünschen, und ich unterstütze die darin
enthaltenen Vorschläge.

Lara Comi (PPE),    schriftlich. – (IT) In den vergangenen Jahrzehnten wurden in den
Entwicklungsländern zahlreiche Hilfsprogramme von vielen verschiedenen öffentlichen
und privaten Organisationen durchgeführt. Wie der Bericht zeigt, und diese Meinung teile
ich, führen die bislang geringen Erfolgsquoten, ein Mangel an Koordinierung in Bezug auf
die gemeinsamen Ziele (Weltgesundheitsorganisation) und ein Mangel an klaren Hinweisen
darauf, wie derartige Ziele erreicht werden sollten, zu der Notwendigkeit, ein neues
Finanzierungsinstrument für die Entwicklungszusammenarbeit zu entwickeln. Jedoch
muss dieses Instrument intelligent aufgestellt werden und so gestaltet sein, dass es die
aktuelle Lage verbessert, ohne zu einer zusätzlichen Verschwendung von Mitteln zu führen.
Wenn dieses Projekt wahrhaftig effektiv sein soll, muss an zweierlei Fronten gehandelt
werden: Zuerst müssen angesichts des Hauptziels der Armutsbeseitigung diesem Zweck
wirklich neue Mittel zugeführt werden: Die Mittel dürfen nicht von bereits laufenden
Projekten abgezogen werden. Zweitens bin ich der Meinung, dass die Europäische Union
sich diesem Projekt voll und ganz widmen muss. Koordination und Arbeitsteilung müssen
die leitenden Grundsätze für die orientierte Planung des neuen Entwicklungsinstruments
darstellen.

Mário David (PPE),    schriftlich. – (PT) Dieser Bericht dient dem Zweck, den vorläufigen
Standpunkt des Parlaments in Bezug auf ein neues Finanzierungsinstrument für die
Entwicklungshilfe der EU (DCI) auf Grundlage der vorherigen Verordnung zu erklären. Ich
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glaube, dass die Einbeziehung des Parlaments zu einer frühen Phase der Neustrukturierung
dieses Instruments einen deutlichen Mehrwehrt zu diesem Instrument beitragen wird und
daher unterstütze ich diese Initiative. Ich bin der Meinung, dass die Werte, die das Handeln
des Europäischen Parlaments prägen, nicht zuletzt die Förderung der Demokratie und die
Verteidigung der Menschenrechte, einen positiven Beitrag zur Entwicklung eines
Instruments leisten können, das kompakter, effektiv und umfassend ist. Es ist meine
Meinung, dass der Bericht die Thematik auf recht interessante Weise analysiert: Er schlägt
neue Vorgehensweisen vor, die nun in den kommenden Monaten diskutiert werden müssen,
vor allem im Hinblick auf die Notwendigkeit einer Hilfe für Entwicklungsländer, die die
Entwicklungsländer differenzierter betrachtet und in Gruppen aufteilt. Er zeigt außerdem
die Notwendigkeit einer zuverlässigen und konstanten rückwirkenden Analyse in diesem
Bereich auf, wobei ein neuer Ansatz zur Entwicklungshilfe verfolgt wird, der auf einer
stärkeren Differenzierung, der Einbeziehung der Zivilgesellschaft und strengen
Auswahlkriterien basiert.

Diogo Feio (PPE),    schriftlich. – (PT) Nun, da das Finanzierungsinstrument für die
Entwicklungszusammenarbeit (DCI) seit vier Jahren in Kraft ist, ist es an der Zeit, seine
Funktionsweise zu bewerten, um zukünftige Finanzierungsinstrumente in diesem Bereich
zu verbessern.

Es wurde klar, dass das Parlament an der demokratischen Kontrolle dieses
Finanzierungsinstruments und künftiger Instrumente festhalten muss; es wurde sogar noch
klarer, wie wichtig es für die nationalen Parlamente der Entwicklungsländer wird, an der
Entwicklung nationaler Strategiepapiere beteiligt zu sein, die in Verbindung mit der von
der Union bereitgestellten Unterstützung stehen.

Ich hoffe, dass das Maß an Unterstützung nicht sinken, sondern wo immer es möglich ist,
steigen wird, und dass Wege untersucht werden, wie sie den benachteiligsten Menschen
effektiv zugutekommen kann. Im Zuge dieses Verfahrens kann die entscheidende Rolle,
die der Zivilgesellschaft in den Entwicklungsländern zuteilwird, nicht ausreichend betont
werden. Die verschiedenen Lagen in den Entwicklungsländern sollten nicht alle auf dieselbe
Weise angegangen werden, sondern eher auf eine differenziertere Art und Weise, wobei
in Betracht gezogen werden muss, dass die herkömmliche Finanzhilfe in vielen Fällen an
Bedeutung verlieren könnte, beispielsweise im Fall der sogenannten Schwellenländer.-

José Manuel Fernandes (PPE),    schriftlich. – (PT) Dieser von Herrn Mitchell verfasste
Bericht behandelt die Verordnung (EG) Nr. 1905/2006 zur Schaffung eines
Finanzierungsinstruments für die Entwicklungszusammenarbeit: Erkenntnisse und Ausblick
auf die Zukunft. Die Verordnung (EG) Nr. 1905/2006 ist schon seit vier Jahren in Kraft,
und es ist an der Zeit, sie zu untersuchen und aus möglichen bestehenden Fehlern und/oder
Unzulänglichkeiten zu lernen, da die Kommission noch vor dem Sommer Vorschläge für
den mehrjährigen Finanzrahmen (MFR) für die Zeit nach 2013 vorlegen möchte. Ich
unterstütze die Vorschläge des Berichterstatters – nicht zuletzt das Erreichen der
Millenniums-Entwicklungsziele (MDG), die Beseitigung der Armut, die Bereitstellung von
20 % der Mittel für Gesundheit und elementare Bildung, das besondere Augenmerk auf
die Klima-Thematik, eine neue Vorgehensweise für die Hilfe in Entwicklungsländern, die
die Achtung der Menschenrechte voraussetzt und die wirksamere und effektivere Nutzung
knapper Ressourcen – also habe ich dafür gestimmt.

João Ferreira (GUE/NGL),    schriftlich. – (PT) Der Bericht bewertet das
Finanzierungsinstrument für die Entwicklungszusammenarbeit (DCI) vier Jahre nachdem
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die Verordnung, die dieses Instrument umsetzte, in Kraft getreten ist. Die durchgeführte
Bewertung ist von verschiedenen Gesichtspunkten aus von Bedeutung. Das DCI und die
Politik der Entwicklungszusammenarbeit der EU werden rechtzeitig und kritisch analysiert,
was wir für angemessen und notwendig halten.

Der Bericht gibt an, dass der Zweck der Entwicklungspolitik nicht darin besteht, die
Interessen der EU zu wahren, sondern die der Schutzbedürftigsten dieser Welt. Er weist
auf die übertriebene Konzentration auf Investitionen seitens des privaten Sektors hin sowie
auf die dem öffentlichen Sektor auferlegten Beschränkungen; er warnt davor, dass Mittel
nicht von bereits unterfinanzierten Bereichen abgezogen werden dürfen, wobei die
Unterstützung lokaler Behörden als Beispiel genannt wird; er kritisiert jeglichen Versuch,
die Finanzmittel des DCI und des Europäischen Entwicklungsfonds zu beschneiden; und
er betont noch einmal, dass in Bezug auf die Millenniums-Entwicklungsziele keine
ausreichenden Fortschritte erzielt wurden und dass eine Notwendigkeit besteht, die
öffentliche Entwicklungshilfe (ODA) aufzustocken.

Trotzdem sind wir der Meinung, dass der Bericht in Bezug auf jeden dieser Punkte weiter
hätte gehen können und müssen; dies trifft vor allem auf die Forderung nach einer
Übereinstimmung zwischen den im Politikbereich der Entwicklungszusammenarbeit
erwähnten Zielen und denen der verschiedenen Sektorstrategien der EU zu.

Ilda Figueiredo (GUE/NGL),    schriftlich. – (PT) Der Bericht bewertet das
Finanzierungsinstrument für die Entwicklungszusammenarbeit (DCI) vier Jahre nachdem
die Verordnung, die dieses Instrument umsetzte, in Kraft trat.

Die durchgeführte Bewertung ist von verschiedenen Gesichtspunkten aus von Bedeutung.
Das DCI und die Politik der Entwicklungszusammenarbeit der EU werden rechtzeitig und
kritisch analysiert, was wir für angemessen und notwendig halten.

Beispielsweise gibt der Bericht an, dass der Zweck der Entwicklungspolitik nicht darin
bestehen sollte, die Interessen der EU zu wahren, sondern die der Schutzbedürftigsten
dieser Welt. Er weist auf die übertriebene Konzentration auf Investitionen seitens des
privaten Sektors hin sowie auf die dem öffentlichen Sektor auferlegten Beschränkungen,
und er warnt davor, Mittel nicht von bereits unterfinanzierten Bereichen abzuziehen, wobei
die Unterstützung lokaler Behörden als Beispiel genannt wird. Er kritisiert jeglichen Versuch,
die Finanzmittel des DCI und des Europäischen Entwicklungsfonds zu beschneiden, und
er betont noch einmal, dass in Bezug auf die Millenniums-Entwicklungsziele (MDG) keine
ausreichenden Fortschritte erzielt wurden und dass eine Notwendigkeit besteht, die
öffentliche Entwicklungshilfe (ODA) aufzustocken.

Trotzdem sind wir der Meinung, dass der Bericht in Bezug auf jeden dieser Punkte weiter
hätte gehen können und müssen; dies betrifft vor allem die Forderung nach einer
Übereinstimmung zwischen den im Politikbereich der Entwicklungszusammenarbeit
erwähnten Zielen und denen der verschiedenen Sektorstrategien der EU.

Monika Flašíková Beňová (S&D),    schriftlich. – (SK) Der Bericht untersucht die Effektivität
des Instruments für die Entwicklungszusammenarbeit in Bezug zur Debatte über den
mehrjährigen Finanzrahmen. Eine Neubewertung der Gesamtstruktur der
Finanzierungsinstrumente für die Außenhilfe erscheint angemessen. Wichtige Aspekte,
die zu berücksichtigen sind, umfassen eine weitere Vereinfachung und die Anpassung an
neue Herausforderungen wie den Klimawandel sowie eine angemessene Rolle der
Außendimension der internen Politikbereiche der EU. Meiner Meinung nach ist es ebenso
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wichtig, Verfahren und Strukturen einzurichten, die die Entwicklungshilfe als autonomen
Politikbereich mit spezifischen Zielen schützen.

Pat the Cope Gallagher (ALDE),    schriftlich. – (GA) Ich begrüße Herrn Mitchells Bericht.
Der Zweck dieses Berichts besteht darin, den Standpunkt des Europäischen Parlaments in
Bezug auf die zukünftige Finanzierung der Entwicklungszusammenarbeit vor der
Veröffentlichung des mehrjährigen Finanzrahmens für die Zeit nach 2013 zu erklären.
Zukünftig müssen ausreichende Mittel für die Entwicklungszusammenarbeit der EU zur
Verfügung gestellt werden.

Bruno Gollnisch (NI),    schriftlich. – (FR) Die Politik der Entwicklungshilfe ist weder eine
selbstlose Verpflichtung, noch ein Mittel der ehemaligen Kolonialmächte, ihr Gewissen
dort zu beruhigen, wo es Kolonien gab. Sie ist ein selbstständiger Bereich der Außenpolitik;
jedoch sollte sie auch einen wichtigen Teil zu einer Strategie beitragen, um die
Flüchtlingsströme umzukehren, der es Menschen ermöglicht, in ihrem Herkunftsland zu
bleiben oder dorthin zurückzukehren und dort ein Leben in Würde und wachsendem
Wohlstand zu führen. Da diese beiden Bereiche in den Zuständigkeitsbereich der Staaten
fallen, sind die meisten institutionellen und finanziellen Anforderungen des Mitchell-Berichts
inakzeptabel.

Juozas Imbrasas (EFD),    schriftlich. – (LT) Ich begrüße den Bericht, da 2011 ein
strategischer Zeitpunkt ist, um die Lehren aus vier Jahren zu ziehen, seit denen die
Verordnung (EG) Nr. 1905/2006 zur Schaffung eines Finanzierungsinstruments für die
Entwicklungszusammenarbeit (DCI) in Kraft ist. Mit diesem Bericht soll ausgehend von
den bei der Kontrolle der Umsetzung des DCI gewonnenen Erkenntnissen der Standpunkt
des Parlaments zu dem neuen Finanzierungsinstrument für die
Entwicklungszusammenarbeit der EU rechtzeitig vorgelegt werden. Ich teilte die Auffassung,
dass ein differenziertes Herangehen an die uneinheitliche Gruppe der Entwicklungsländer
erforderlich ist und dass die herkömmliche Finanzhilfe für die Schwellenländer weniger
relevant werden könnte. Ich bin der Meinung, dass Hilfe für Entwicklungsländer zwar auch
das nachhaltige Wirtschaftswachstum fördern, sich jedoch weiterhin auf die Stärkung der
Finanzpolitik der Partnerländer konzentrieren und die Mobilisierung der inländischen
Einnahmen unterstützen muss, was zur Verringerung der Armut und der Abhängigkeit
von ausländischer Hilfe führen sollte. Wir müssen von Budgethilfe in den Ländern absehen,
in denen die Transparenz im Bereich der öffentlichen Finanzen nicht gewährleistet werden
kann. Die Budgethilfe muss immer von Maßnahmen des empfangenden Landes zur
Entwicklung parlamentarischer Kontroll- und Prüfkapazitäten und zur Verbesserung der
Transparenz und des Zugangs der Öffentlichkeit zu Informationen begleitet werden und
die Zivilgesellschaft ist in die Überwachung der Budgethilfe einzubeziehen.

Jan Kozłowski (PPE),    schriftlich. – (PL) Ich bin der Meinung, dass der Mitchell-Bericht,
den ich für einen außerordentlich guten Bericht halte, viele entscheidenden Elemente
anspricht und daher habe ich beschlossen, dafür zu stimmen. Ich denke, es ist bei der
Überlegung über die zukünftige Form der Finanzierungsinstrumente für die Entwicklung
von größter Bedeutung, zu bedenken, dass das vorrangige Ziel der Entwicklungspolitik
darin bestehen sollte, die Abhängigkeit von Unterstützung schrittweise abzubauen und
dem betroffenen Land schlussendlich dabei zu helfen, vollständig unabhängig zu werden.
In diesem Zusammenhang sollten Finanzierungsinstrumente so ausgelegt werden, dass in
den Entwicklungsländern ein langfristiges Wirtschaftswachstum gewährleistet wird.
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Das Erreichen dieses Ziels steht in engem Zusammenhang mit dem Grad der
Vorhersehbarkeit der Entwicklungshilfe, da Partnerländer nur auf Grundlage dieser Hilfe
und mit der Mobilisierung der inländischen Einnahmen in der Lage sind, angemessene und
wirksame Entwicklungsstrategien zu entwickeln. Meiner Meinung nach ist ein weiteres
entscheidendes Thema die Ausweitung der Kontrolle und des Einflusses des Europäischen
Parlaments auf den Europäischen Entwicklungsfonds. Ich glaube, dass die mangelnde
demokratische Kontrolle über diesen Fonds der Transparenz der Entwicklungspolitik
schadet.

Krzysztof Lisek (PPE),    schriftlich. – (PL) Ich habe für die Annahme dieses Berichts
gestimmt. Die Mittelausstattung für die Entwicklungszusammenarbeit bedarf wohl
überlegter Regelungen, und der Bericht beinhaltet eine Synthese dessen, wie unsere
Prioritäten lauten und wann wir diese annehmen sollten. Die Ziele, die die Europäische
Union bei der Schaffung dieses Instruments verfolgt, sollen die besondere Unterstützung
der EU für Entwicklungsländer gewährleisten. Angesichts unserer aktuell bestehenden
Schwierigkeiten im Zusammenhang mit der Finanzkrise treten die Probleme der ärmeren
Länder noch deutlicher zum Vorschein. Das Finanzierungsinstrument für die
Entwicklungszusammenarbeit zielt darauf ab, ärmeren Partnerländern in den Bereichen
Wirtschaftsverkehr und regionale Integration, Umwelt und der Umgang mit natürlichen
Ressourcen, Infrastruktur, Wasser und Energie, Entwicklung des ländlichen Raums,
Landwirtschaft und Ernährungssicherheit, menschliche Entwicklung und sozialer
Zusammenhalt zu helfen. Darüber hinaus wollen wir die Entwicklung der
Regierungssysteme, die Menschenrechte sowie wirtschaftliche und institutionelle Reformen
unterstützen, um Konflikten und einer Schwächung des Staates vorzubeugen.

Alle die zuvor genannten Ziele sind im Hinblick auf die Konsolidierung der Sicherheit in
ärmeren Regionen von größter Bedeutung. Es ist ein lobenswerter Plan, anderen Ländern
dabei zu helfen, stabile demokratische Strukturen in von Rechtsstaatlichkeit geprägten
Ländern zu errichten, in denen die Menschenrechte und das Recht auf Meinungsfreiheit
geachtet werden und die über ein solides Rechtssystem, eine territoriale Verteidigung und
eine Armee verfügen. Ich hoffe, dass es uns gelingen wird, diesen Plan noch weitreichender
in die Tat umzusetzen, wobei die Mittel noch wirksamer eingesetzt werden.

David Martin (S&D),    schriftlich. – Das künftige Instrument für die Gewährung der
EU-Entwicklungshilfe muss finanziell angemessen ausgestattet werden. Die EU hat sich
verpflichtet, bis 2015 insgesamt 0,7 % ihres BNE für ODA auszugeben. Um dieses Ziel zu
erreichen, muss die gegenwärtige europäische Hilfe erheblich aufgestockt werden.
Angesichts des Mehrwerts der Hilfe der Kommission sowie der neuen Rolle, die die
Kommission bei der Koordinierung der Entwicklungspolitik von Union und Mitgliedstaaten
spielt (Artikel 210 AEUV), sollte der Anteil der ODA, der über den EU-Haushaltsplan
bereitgestellt wird, zumindest stabil bleiben. Die jährlichen Mittel für das neue Instrument
der Entwicklungszusammenarbeit im nächsten MFR sollten effektiv erheblich aufgestockt
werden.

Nuno Melo (PPE),    schriftlich. – (PT) Nun, da es vor vier Jahren in Kraft getreten ist, ist es
an der Zeit, auszuwerten, wie das Finanzierungsinstrument für die
Entwicklungszusammenarbeit (DCI) eingesetzt wurde. Nur auf diese Weise werden wir in
der Lage sein, es zu verbessern, damit es in Zukunft noch effektiver eingesetzt werden
kann. Es ich wichtig, dass das Parlament im Hinblick auf die Kontrolle dieses und zukünftiger
Finanzierungsinstrumente ein Mitspracherecht besitzt. Trotz der Wirtschaftskrise, die wie
aktuell erleben, ist es wichtig, an diesem Instrumenten für die Unterstützung der
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Entwicklungsländer festzuhalten, damit diese in absehbarer Zukunft in der Lage sein
werden, ihren Wohlstand zu erhöhen, wobei die Lebensumstände der Menschen, die in
diesen sogenannten Schwellenländern leben, auf diese Weise verbessert werden.

Louis Michel (ALDE),    schriftlich. – (FR) Das künftige Instrument für die Finanzierung
der Entwicklungszusammenarbeit wird am Ende der Millenniums-Entwicklungsziele (MDG)
über ausreichende Mittel verfügen müssen. Die Geberländer sollten ihren Verpflichtungen
nachkommen, 0,7 % ihres BNE bis zum Jahr 2015 für die öffentlichen Entwicklungshilfe
(ODA) beiseitezulegen. Wie ich schon sagte, wäre eine Verringerung der Unterstützung
in keiner Weise zu rechtfertigen. Die öffentlichen Entwicklungshilfe beträgt aktuell mehr
als 120 Mrd. USD. Wir können mehr tun und erreichen. Jedoch beruht dieses mehr tun
und erreichen nicht nur auf einer Erhöhung der Mittel. Die Einbeziehung des Europäischen
Entwicklungsfonds (EEF) in das Budget würde einen deutlichen Fortschritt darstellen,
solange dies nicht zu einer Verringerung der gesamten Mittelausstattung auf Ebene der EU
führt. Ich befürworte auch „mehr“ Budgethilfe, ob allgemein oder sektorspezifisch, und
weniger Projekte, immer wenn es die makro-ökonomischen Kriterien und die der
Staatsführung zulassen. Zunächst möchte ich es ermöglichen, dass Finanzmittel schnell
mobilisiert werden können, um Staaten wiederaufzubauen oder zu festigen. Zweitens ist
dies die einzige Art von Hilfe, von der wir sicher ausgehen können, dass sie optimal
absorbiert wird. Abschließend bin ich der Meinung, dass wir den effektiveren Einsatz dieser
Hilfe gewährleisten müssen.

Alexander Mirsky (S&D),    schriftlich. – Der Grundsatz der EU, Entwicklungsländern,
die nicht vom Cotonou-Abkommen oder dem Europäischen Nachbarschafts- und
Partnerschaftsinstrument betroffen sind, Hilfe zukommen zu lassen, ist sehr wichtig. Im
Zuge dieses Finanzierungsinstruments ist es möglich, den AKP-Staaten (Staaten in Afrika,
im Karibischen Raum und im Pazifischen Ozean) finanzielle Hilfe zukommen zu lassen,
um die Zuckerproduktion wiederaufzubauen und finanzielle Unterstützung für fünf
geplante Programme bereitzustellen: Ernährungssicherheit; Umwelt und nachhaltige
Entwicklung natürlicher Ressourcen, einschließlich Energie; Migration und das Gewähren
von Asyl; Investition in menschliche Ressourcen; die Rolle der lokalen Behörden und
Nichtregierungsorganisationen bei Entwicklungsprozessen. Ich habe dafür gestimmt.

Andreas Mölzer (NI),    schriftlich. − Die Förderung von Wohlstand in so genannten
Entwicklungsländern ist eine notwendige Maßnahme, insbesondere um dem Ausufern der
Migrantenströme nach Europa vorzubeugen. Dies geschieht momentan schon im Rahmen
von verschiedenen Programmen. Ziel dieses Berichts ist jedoch die Ausweitung der
finanziellen Hilfe. Dieses Ziel kann nicht meine Zustimmung finden. Angesichts der
gegenwärtigen finanziellen Schwierigkeiten innerhalb der EU kann dieser Hilfeleistung
momentan nicht nachgekommen werden. Ferner sollten die Mitgliedstaaten und nicht die
EU über die Verwendung von Entwicklungsförderung verfügen.

Franz Obermayr (NI),    schriftlich. − Es ist absolut begrüßenswert den Entwicklungsländern
unter die Arme zu greifen und sie (auch) finanziell zu unterstützen. Humanitäre Grundsätze
und das Gleichgewicht der Welt sind plausible Gründe dafür. Die Europäische Union hilft
bereits im Rahmen verschiedener Programme. Der Bericht plant jedoch die Schaffung
weiterer Instrumente und somit die Ausweitung der Entwicklungshilfe.
Entwicklungshilfezahlungen sollten allerdings im Sinne der Subsidiarität in der Hand der
einzelnen Staaten liegen.
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Rolandas Paksas (EFD),    schriftlich. – (LT) Die Entwicklungszusammenarbeit ist der
einzige Bereich der Außenpolitik, der die Interessen der am stärksten benachteiligten
Randgruppen und der besonders Schutzbedürftigen in der Gesellschaft verteidigt. Die
Kommission muss alles in ihrer Macht stehende unternehmen und entsprechende und
ausreichende Finanzmittel zur Verfügung stellen, damit eine solche Förderung die
Entwicklung des einheimischen Privatsektors und von kleinen und mittleren Unternehmen
in einkommensschwachen Ländern effektiv ermöglicht. Vor allem der Migration muss
besondere Aufmerksamkeit gewidmet werden. Es ich wichtig, dass Geld, das für die
Bekämpfung der illegalen Einwanderung vorgesehen ist, wie geplant eingesetzt wird. Bei
der Schaffung eines neuen Finanzierungsinstruments, das nur für die Entwicklungsländer
zuständig ist, muss ebenfalls die Tatsache berücksichtigt werden, dass eine genaue
Auswertung der allgemeinen Ziele, der Prioritätsbereiche, der erwarteten Ergebnisse und
der Mittelzuweisungen durchgeführt wird.

Maria do Céu Patrão Neves (PPE),    schriftlich. – (PT) 2011 ist ein strategischer Zeitpunkt,
um die Lehren aus vier Jahren zu ziehen, seit denen die Verordnung (EG) Nr. 1905/2006
zur Schaffung eines Finanzierungsinstruments für die Entwicklungszusammenarbeit (DCI)
in Kraft ist. Die Kommission hat angekündigt, dass sie ihre Vorschläge für den mehrjährigen
Finanzrahmen (MFR) für die Zeit nach 2013 noch vor der parlamentarischen Sommerpause
unterbreiten will und die Legislativvorschläge für die Finanzierungsinstrumente für die
Außenbeziehungen im weiteren Verlauf des Jahres. Mit diesem Bericht – für den ich
stimme – soll ausgehend von den bei der Kontrolle der Umsetzung DCI im Laufe der
vergangenen vier Jahre gewonnenen Erkenntnissen der Standpunkt des Parlaments zu
einem neuen Finanzierungsinstrument für die Entwicklungszusammenarbeit der EU
rechtzeitig vorgelegt werden. Ich möchte die Notwendigkeit betonen, dass die folgenden
weitreichenden Bereiche gefördert werden: angemessene Mittelausstattung innerhalb der
verfügbaren Mittel; der Effekt der Armutsbeseitigung und der Kriterien der öffentlichen
Entwicklungshilfe (ODA); geografische und thematische Programme; Verfahren für die
Programmplanung im Bereich der EU-Hilfe mit besserer Koordinierung und Arbeitsteilung;
und die Überbrückung der Demokratielücke, wobei es in den Händen des Parlaments liegt,
am Entscheidungsprozess teilzunehmen.

Aldo Patriciello (PPE),    schriftlich. – (IT) Die Verordnung (EG) Nr. 1905/2006 zur
Schaffung eines Finanzierungsinstruments für die Entwicklungszusammenarbeit ist nun
seit vier Jahren in Kraft. Die Kommission wird demnächst ihre Vorschläge für den
mehrjährigen Finanzrahmen (MFR) für die Zeit nach 2013 unterbreiten und die
Legislativvorschläge für die Finanzierungsinstrumente für die Außenbeziehungen im
weiteren Verlauf des Jahres vorlegen. Mit diesem Bericht soll rechtzeitig der Standpunkt
des Parlaments bezüglich eines neuen Finanzierungsinstruments vorgelegt werden.

Der Bericht stellt die gewonnenen Erkenntnisse dar, wobei vor allem die bei der Kontrolle
der Umsetzung des Finanzierungsinstruments für die Entwicklungszusammenarbeit (DCI)
seitens des Europäischen Parlaments gewonnenen Erkenntnisse berücksichtigt werden.
Ein Teil dieses Berichts befasst sich mit dem Ausblick auf die Zukunft und schließlich
betrachtet der Bericht geografische und thematische Programme, besteht auf strenge
Auswahlkriterien für die Gewährung von Budgethilfe, betont die wichtige Rolle, die die
Zivilgesellschaft bei der Entwicklungszusammenarbeit spielt, sowie die Anwendung des
Verfahrens der delegierten Rechtsakte für die Entscheidungen, die die Kriterien von
Artikel 290 des Vertrags für die Funktionsweise der Europäischen Union (AEUV) erfüllen.
Ich habe für diesen Antrag gestimmt, damit das Europäische Parlament die Möglichkeit
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bekommt, Entscheidungen zur strategischen Programmplanung gleichberechtigt mit dem
Rat zu prüfen.

Paulo Rangel (PPE),    schriftlich. – (PT) Da nun vier Jahre vergangen sind, seit die
Verordnung (EG) Nr. 1905/2006 in Kraft getreten ist, und da die Kommission bereits
ankündigte, dass sie ihre Vorschläge für den mehrjährigen Finanzrahmen für die Zeit
nach 2013 vorlegen wird, besteht die Notwendigkeit, eine kurze Auswertung der erreichten
Ergebnisse seit dieser Zeit vorzunehmen und die zukünftigen Maßnahmen der Entwicklung
zu betrachten.

An erster Stelle muss betont werden, dass dies „der einzige Bereich des außenpolitischen
Handelns ist, der nicht EU-Interessen, sondern der Wahrung der Interessen der am stärksten
benachteiligten Randgruppen und der besonders Schutzbedürftigen dienen soll“. In diesem
Sinne sollte das Parlament eine wichtigere Aufgabe übernehmen, nicht nur, da somit auf
vielfältige Art und Weise die demokratische Legitimität übermittelt wird, sondern auch
aufgrund dessen, was es materiell und verfahrenstechnisch zu bieten hat. Es sollte ebenfalls
betont werden, dass die Ziele in der Armutsbeseitigung im Hinblick auf die „soziale
Grundversorgung“ sowie in der Linderung der extrem verwundbaren Lage der am stärksten
benachteiligten Gruppen bestehen.

Raül Romeva i Rueda (Verts/ALE),    schriftlich. – Dafür. 2011 ist ein strategischer
Zeitpunkt, um die Lehren aus vier Jahren zu ziehen, seit denen die Verordnung (EG)
Nr. 1905/2006 zur Schaffung eines Finanzierungsinstruments für die
Entwicklungszusammenarbeit (DCI) in Kraft ist. Die Kommission hat angekündigt, dass
sie ihre Vorschläge für den mehrjährigen Finanzrahmen (MFR) für die Zeit nach 2013 noch
vor der parlamentarischen Sommerpause unterbreiten will und die Legislativvorschläge
für die Finanzierungsinstrumente für die Außenbeziehungen im weiteren Verlauf des
Jahres. Mit diesem Bericht soll ausgehend von den bei der Kontrolle der Umsetzung des
DCI gewonnenen Erkenntnissen der Standpunkt des Parlaments zu dem neuen
Finanzierungsinstrument für die Entwicklungszusammenarbeit der EU rechtzeitig vorgelegt
werden.

Licia Ronzulli (PPE),    schriftlich. – (IT) Der Zweck des heute angenommenen Berichts
besteht darin, ausgehend von den bei der Kontrolle der Umsetzung des Instruments für
die Entwicklungszusammenarbeit (DCI) gewonnenen Erkenntnissen den Standpunkt des
Parlaments zu dem neuen Finanzierungsinstrument für die Entwicklungszusammenarbeit
der Europäischen Union rechtzeitig vorzulegen. Im Gegensatz zum Parlament haben sich
die Mitgliedstaaten offensichtlich nicht darauf konzentriert, die Übereinstimmung der
Kommissionsvorschläge mit den Rechtsvorschriften des DCI zu prüfen.

Daher sollte klargestellt werden, dass die Entwicklungszusammenarbeit der einzige Bereich
des außenpolitischen Handelns ist, der nicht den Interessen der Europäischen Union,
sondern der Wahrung der Interessen der am stärksten benachteiligten Randgruppen und
der besonders Schutzbedürftigen dienen soll, indem die Armut gelindert wird und eine
nachhaltige menschliche, soziale und wirtschaftliche Entwicklung geschaffen wird – kurz
gesagt, ein Recht auf ein Leben in Würde für alle Menschen.

Das Parlament erkennt die Bedeutung dieser Tätigkeiten eindeutig an und fordert ein
Instrument, das es der Europäischen Union ermöglicht, solche Maßnahmen aus anderen
Quellen als dem DCI zu finanzieren.
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Nikolaos Salavrakos (EFD),    schriftlich. – (EL) Ich habe für den Bericht von Herrn Mitchell
gestimmt, da er grundlegende und richtige Richtungsangaben für die zukünftige Annahme
und den Betrieb des Finanzierungsinstruments für die Entwicklungszusammenarbeit
definiert, indem Erkenntnisse aus dem Einsatz des bestehenden Mittels für die
Entwicklungszusammenarbeit gezogen werden. EU-Finanzmittel für die
Entwicklungszusammenarbeit sind ein wahrhaftiger Mechanismus für die Bekämpfung
der Armut und die Förderung der Demokratisierung und Entwicklung in den
Entwicklungsländern. Entsprechend des Vertrags von Lissabon verfügt die EU über
erweiterte Befugnisse der internationalen Vertretung, und sie ist aufgefordert, auf
Herausforderungen wie den Klimawandel, die Armutsbekämpfung, und die Übertragung
der Rechtsstaatlichkeit und demokratischer Werte auf Entwicklungsländer zu reagieren.
Ich stimme dem Berichterstatter zu, dass die demokratische Rechenschaftspflicht der
gesamten EU-Entwicklungspolitik und die aktive Rolle, die das Parlament im Verfahren
für die Bewilligung von Mitteln entsprechend Artikel 290 des Vertrags von Lissabon
einnehmen muss, ausgeweitet werden müssen.

Catherine Stihler (S&D),    schriftlich. – Ich unterstütze diesen Bericht, der sich auf die
Leistung des Instruments, die Kontrolle und die Förderung einer besseren Verwendung der
Entwicklungsgelder in der Zukunft bezieht.

Michèle Striffler (PPE),    schriftlich. – (FR) Ich habe für den Mitchell-Bericht gestimmt, da
wir unsere Erkenntnisse aus den vergangenen vier Jahren lernen müssen, seitdem die
Verordnung (EG) Nr. 1905/2006 zur Schaffung eines Finanzierungsinstruments für die
Entwicklungszusammenarbeit (DCI) in Kraft ist. Wir sollten diese Gelegenheit nutzen, die
Ziele und den Wirkungsbereich der Entwicklungshilfe genau zu definieren.

Die Migration stellt einen Bereich dar, in dem wir die Kohärenz und die Strategien zur
Förderung der Entwicklung vorranging behandeln sollten. Daher sollte die Entwicklungshilfe
Projekte finanzieren, die darauf abzielen, die tiefgreifenden Gründe für die Migration
anzugehen (die Bekämpfung der Armut), aber sie sollte nicht verwendet werden, um
Grenzkontrollen zu verbessern oder die illegale Einwanderung zu bekämpfen.-

Iva Zanicchi (PPE),    schriftlich. – (IT) Ich habe für den von Herrn Mitchell vorgelegten
Text gestimmt. Auch angesichts der aus der Umsetzung des Instruments für die
Entwicklungszusammenarbeit gewonnen Erkenntnisse muss dem Parlament vor der
Einführung des neuen Instruments für die Zeit nach 2013 die Möglichkeit eingeräumt
werden, den spezifischen Charakter der Entwicklungspolitik der EU zu verteidigen, indem
es Entscheidungen zur strategischen Programmplanung gleichberechtigt mit dem Rat
prüft. Außerdem ist es besonders wichtig, dass Entscheidungen zu den allgemeinen Zielen,
den vorrangigen Bereichen sowie zu Mittelzuweisungen, entsprechend Artikel 290 AEUV
durch Anwendung des Verfahrens der delegierten Rechtsakte getroffen werden.

Bericht: Angelika Niebler (A7-0159/2011)

Luís Paulo Alves (S&D),    schriftlich. – (PT) Ich stimme für diesen Bericht, da die von der
Fraktion der Progressiven Allianz der Sozialisten & Demokraten im Europäischen Parlament
eingebrachten Änderungsanträge in den Kompromisstext eingearbeitet wurden. Diese
umfassen entscheidende Punkte wie die allgemeinen Leitlinien, das Verbesserungspotential
auf der Ebene der Europäischen Kommission und das Verbesserungspotential auf der Ebene
des Europäischen Parlaments.
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Laima Liucija Andrikienė (PPE),    schriftlich. – (LT) Ich habe für diese Entschließung über
die Gewährleistung unabhängiger Folgenabschätzungen gestimmt. Ich stimme zu, dass
Folgenabschätzungen (FA) ein zentrales Instrument der Gesetzgebung sind, derer sich der
europäische Gesetzgeber in Zukunft verstärkt bedienen sollte. FA zeigen dem Gesetzgeber
mögliche Konsequenzen seiner Handlungsoptionen auf und helfen bei der Entscheidung.
Damit können sie in erheblichem Maße zu einer besseren Rechtsetzung beitragen. Allerdings
ersetzen FA in keiner Weise den politischen Diskurs und den demokratischen legitimierten
Entscheidungsprozess des Gesetzgebers. Es sollte angemerkt werden, dass FA lediglich der
fachlichen Vorbereitung des Inhalts einer politischen Entscheidung dienen. FA müssen
vor allem in völliger Unabhängigkeit und in transparenter Weise erfolgen und außerdem
sollten die besonderen Folgen für kleine und mittlere Unternehmen entsprechend
berücksichtigt werden. Das Parlament kann sich bereits heute eigener FA bedienen und
die FA der Kommission einer grundlegenden Überprüfung unterziehen. Bislang wurde
jedoch nur selten von diesem Verfahren Gebrauch gemacht. Ich stimme dem in der
Entschließung vorgebrachten Standpunkt zu, dass das Europäische Parlament stärker von
seinen Befugnissen in diesem Bereich Gebrauch machen sollte.

Sophie Auconie (PPE),    schriftlich. – (FR) Ich bin davon überzeugt, dass
Folgenabschätzungen denjenigen helfen würden, die politische Entscheidungen vorbereiten.
Deswegen habe ich Frau Nieblers Bericht über die notwendigen Änderungen an
Folgenabschätzungen unterstützt, vor allem in Bezug auf die Einführung eines unabhängigen
Mechanismus. Die Mitglieder des Ausschusses für Folgenabschätzung (Impact Assessment
Board – IAB) würden vom Europäischen Parlament und dem Rat kontrolliert. Somit würden
sie nicht mehr den Anweisungen des Präsidenten der Kommission unterstehen.

Zigmantas Balčytis (S&D),    schriftlich. – (LT) Ich habe für diesen Bericht gestimmt.
Folgenabschätzungen (FA) sind ein zentrales Instrument der Gesetzgebung. Sie zeigen dem
Gesetzgeber mögliche Konsequenzen seiner Handlungsoptionen auf und helfen bei der
Entscheidung, und der europäische Gesetzgeber sollte sie in Zukunft verstärkt einsetzen.
FA können in erheblichem Maße zu einer besseren Rechtsetzung beitragen. Auch ich halte
die Einbindung externer Experten aus allen betroffenen Politikbereichen sowie aller
involvierten Gruppen in den Prozess der Folgenabschätzung für notwendig, um
Unabhängigkeit und Objektivität zu gewährleisten.

Regina Bastos (PPE),    schriftlich. – (PT) Folgenabschätzungen (FA) sind ein zentrales
Instrument der Gesetzgebung. Die Sorgfalt erfordert die Beschaffung konkreter Fakten für
die politische Entscheidungsfindung und eine Garantie dafür, dass sämtliche strategische
Möglichkeiten bei der Lösung eines bestimmten Problems untersucht werden.
Folgenabschätzungen sollten auf sämtliche Legislativvorschläge angewendet werden, einer
klaren Methodik folgen und in völliger Unabhängigkeit und in transparenter Weise erfolgen.
FA sollten auch die Option des Nichthandelns bewerten sowie die besonderen Folgen für
kleine und mittlere Unternehmen.

Trotz der in diesem Bereich erreichten Verbesserungen könnten die FA der Europäischen
Kommission und des Europäischen Parlaments noch verbessert werden. Dieser Bericht,
für den ich gestimmt habe, fordert eine engere Einbindung der Ausschüsse des Europäischen
Parlaments und eine detaillierte Begründung, wenn die Kommission auf die Ausstellung
einer FA verzichtet. Abschließend werden die Ausschüsse des Parlaments aufgefordert, FA
vermehrt einzusetzen, um die Qualität ihrer Rechtsetzung zu verbessern.
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Mara Bizzotto (EFD),    schriftlich. – (IT) Ich habe für den Entschließungsantrag über die
Gewährleistung unabhängiger Folgenabschätzungen gestimmt. An erster Stelle unterstreicht
der Antrag die Notwendigkeit, bei einer Folgenabschätzung zu beachten, wie sich eine
neue Regelung auf die Klein- und Mittelbetriebe auswirkt und wie ihre Belastung durch die
Reglementierung verringert werden kann. Dieses Hervorheben der Bedürfnisse der KMU
war ein entscheidender Faktor für mich, dafür zu stimmen. Zweitens stellt der Antrag einen
weiteren sehr wichtigen Faktor hervor, nämlich die spezielle Natur der nationalen
Volkswirtschaften. Um ihre Interessen zu wahren, sollte die Kommission sich mit den
einzelnen Mitgliedstaaten und den Offiziellen und Vertretern der verschiedenen nationalen
Behörden für die Abschätzung beraten, damit sichergestellt wird, die die Interessen der
einzelnen nicht dem Interesse der Gemeinschaft untergeordnet wird. Schließlich fordert
der Antrag mehr Transparenz und Effizient im Verwaltungsprozess der Europäischen
Union, wobei die Kommission dringend dazu aufgefordert wird, dem Parlament über ihre
Arbeit Rechenschaft abzulegen. Angesichts der zuvor beschriebenen Punkte, sah ich es als
meine Pflicht an, dafür zu stimmen.

Vilija Blinkevičiūtė (S&D),    schriftlich. – (LT) Ich habe für diesen Bericht gestimmt, da
ich ebenfalls der Meinung bin, dass es von großer Bedeutung ist, die Qualität der
Rechtsetzung der EU kontinuierlich zu verbessern und dieser Bericht enthält konkrete
Vorschläge für die Verbesserung der Gesetzgebung innerhalb des Europäischen Parlaments
sowie innerhalb der Kommission. Schon seit einiger Zeit werden von der Kommission
Folgenabschätzungen angefertigt, bevor sie dem Europäischen Parlament und dem Rat
einen Legislativvorschlag vorlegt, aber der Bericht gibt an, dass diese Verfahren der
Folgenabschätzung noch deutlich verbessert werden müssen. Beispielsweise sollten wir
die Unabhängigkeit des Ausschusses für Folgenabschätzung (IAB) stärken, der momentan
dem Präsidenten der Kommission untersteht. Der Bericht fordert das Europäische Parlament
und seine Ausschüsse auf, das Mittel der Folgenabschätzung für Gesetzentwürfe häufiger
einzusetzen und die von der Kommission durchgeführten Folgenabschätzungen genauer
zu prüfen, die häufig der Rechtfertigung eines Legislativvorschlags dienen, anstatt eine
objektive Betrachtung der Fakten zu ermöglichen. Diese vorläufigen Folgenabschätzungen
für Legislativvorschläge der EU wurden vom Vertrag von Lissabon noch gestärkt, der
Bestimmungen über die obligatorische Abschätzung der Folgen für den sozialen Bereich
und die Umwelt sämtlicher vorgeschlagenen Rechtsvorschriften einführte.

Maria Da Graça Carvalho (PPE),    schriftlich. – (PT) Durchsetzungsfähige und erfolgreiche
Rechtsvorschriften bedürfen nicht nur einer politischen Aussprache und einer gemeinsamen
Anstrengung, die zu Zusammenarbeit und Übereinstimmung führt, sondern ebenfalls
einer verlässlichen fachlichen Grundlage, die die gesetzgebenden Körperschaften leitet,
indem sie den Zusammenhang und die Folgen der besagten Strategien bewertet. Genau
aus diesem Grund begrüße ich die von den europäischen Institutionen an den Tag gelegten
Initiativen, die Qualität und Zuverlässigkeit von Folgenabschätzungen zu gewährleisten,
was ebenfalls die Garantie ihrer Unabhängigkeit und Transparenz beinhalten wird.

Nessa Childers (S&D),    schriftlich. – Da ich auf Ausschussebene bereits an diesem Bereich
gearbeitet habe, fühle ich mich verpflichtet, zu betonen, dass Folgenabschätzungen ohne
Einmischung von außen durchgeführt werden müssen und dass ihre Unabhängigkeit auf
allen Ebenen gewahrt bleiben muss.

Derek Roland Clark (EFD),    schriftlich. – Ich habe gegen den Niebler-Bericht über
Folgenabschätzungen gestimmt. UKIP unterstützt das Konzept der Folgenabschätzungen,
aber nur, wenn sie wirklich unabhängig durchgeführt werden, tatsächlichen Einfluss
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besitzen (so, dass die Kommission sie beachten muss) und wenn sie auf nationaler Ebene
durchgeführt werden, damit keine schmeichelnde Einheitslösung entsteht, die es den
einzelnen Regierungen nicht ermöglicht, die Folgen für ihre Länder mit ausreichender
Genauigkeit abzuschätzen. Leider erfüllt der Niebler-Bericht diese Kriterien nicht.

Carlos Coelho (PPE),    schriftlich. – (PT) Eines der vorrangigen Ziele der Politik der
Europäischen Union sollte die Einführung eines transparenten, klaren, wirksamen und
qualitativ hochwertigen Regelungsumfeldes sein. Wir kritisierten die Probleme bei der
Umsetzung und Durchführung des geltenden Gemeinschaftsrechts der EU, die häufig auf
mangelhaft verfasste Rechtstexte zurückzuführen sind. Daher liegt es in der Verantwortung
der Rechtsetzungsorgane Europas, sich diesem Problem zu stellen. Folgenabschätzungen
(FA) stellen eine systematische Bewertung der wahrscheinlichen Folgen von
Rechtsvorschriften im Hinblick auf Gesundheit, Grundrechte, Soziales, Wirtschaft, Umwelt
usw. dar, wodurch sie zu einem Abbau der Bürokratie beitragen und die Kohärenz der
EU-Politik gewährleisten können. Ich stimme für diese Initiative, die anerkennt, dass FA
eine Schlüsselrolle bei der Unterstützung des Entscheidungsfindungsprozesses zuteilwird.
Sie müssen von vollständiger Unabhängigkeit und Transparenz geprägt sein, einer klaren
Methodik folgen und zu einer begründeten und objektiven Bewertung der möglichen
Folgen führen, die stets von einer Kosten-Nutzen-Analyse begleitet wird. Dies wird dazu
beitragen, dass gut durchdachte Entscheidungen auf Grundlage aller Informationen getroffen
werden, die zu qualitativ hochwertigeren Rechtsvorschriften, zu einer ordnungsgemäßeren
Umsetzung, Anwendung und Beaufsichtigung und einer schnelleren Gesetzgebung führen.

Anne Delvaux (PPE),    schriftlich. – (FR) Folgenabschätzungen sind Hilfsmittel, die sich
besonders für die Verbesserung der Qualität gesetzgebender Tätigkeiten eignen
(beispielsweise politische Vorschläge). Jedoch müssen diese Folgenabschätzungen angepasst
werden: in der Tat sind neue Anpassungen von Nöten, vor allem durch die Schaffung eines
unabhängigen Mechanismus, da die von der Europäischen Kommission vorgelegten
Folgenabschätzungen vom qualitativen Aspekt betrachtet oft inkonsistent sind und im
Allgemeinen eher der Rechtfertigung eines Legislativvorschlags als einer objektiven
Abwägung der Fakten dienen.

Ich freue mich sehr, dass der Bericht, über den heute abgestimmt wurde, besagt, dass
Folgenabschätzungen vollständig unabhängig durchgeführt werden sollen; dass
Folgenabschätzungen eine größere Anzahl von Kriterien berücksichtigen
(sozio-ökonomisch, umweltspezifisch usw.); und dass ebenfalls die größtmögliche
Transparenz gewährleistet wird, vor allem wenn Experten einbezogen werden. Dies ist
eine Thematik, die in dieser Kammer immer wieder auftaucht, aber dennoch ist es eine
außerordentlich wichtige Angelegenheit!

Diogo Feio (PPE),    schriftlich. – (PT) Folgenabschätzungen (FA) sind ein zentrales
Instrument der Gesetzgebung, da sie die möglichen Folgen der Umsetzung einer bestimmten
Rechtsvorschrift berücksichtigen und somit genau aus diesem Grund bei der
Entscheidungsfindung helfen. Unabhängigkeit und Transparenz sind Werte, die in jeder
Demokratie gewahrt und gefördert werden sollten, da sie der Öffentlichkeit objektive
Bewertungen, von Verhältnismäßigkeit geprägte Entscheidungen und rechtliche Verfahren
garantieren. Daher stimme ich im Allgemeinen dem in diesem Bericht enthaltenen Vorschlag
des Parlaments zu.

José Manuel Fernandes (PPE),    schriftlich. – (PT) Dieser von Frau Niebler entworfene
Bericht befasst sich mit dem Problem der „Gewährleistung unabhängiger
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Folgenabschätzungen“. Folgenabschätzungen (FA) sind von entscheidender Bedeutung,
damit die von uns getroffenen Entscheidungen die richtigen sind. Ohne den demokratischen
Prozess der Entscheidung über die legislative Gewalt zu ersetzen, stellen sie dennoch das
Rückgrat desselben Prozesses dar.

Ich stimme für diesen Bericht, da ich die Auffassung der Berichterstatterin teile, dass FA
für uns in unserer Aufgabe als Gesetzgeber von entscheidender Bedeutung sind. Je mehr
wir über einen bestimmten Sektor wissen, desto besser wird unser Entscheidungsprozess
in Bezug auf diesen Sektor sein. Darüber hinaus und trotz der Schaffung eines Ausschusses
für Folgenabschätzung (IAB) durch die Europäische Kommission und trotz der bereits
erreichen positiven Ergebnisse, ist es meiner Meinung nach auch notwendig, eine autonome
Struktur für Folgenabschätzungen des Europäischen Parlaments zu schaffen.

João Ferreira (GUE/NGL),    schriftlich. – (PT) Folgenabschätzungen (FA) können eine
wichtige Unterstützung für die Gesetzgebung darstellen. Um diese Aufgabe zu erfüllen,
müssen sie im gesamten Prozess der Politikgestaltung die wirtschaftlichen, sozialen,
ökologischen und gesundheitsbezogenen Konsequenzen der beabsichtigten politischen
Entscheidungen untersuchen, sowie die Auswirkungen auf die Grundrechte der Bürger.
Die Bewertung sollte nicht nur ex ante, sondern auch ex post erfolgen.

Jedoch weist das aktuell bestehende FA-Verfahren zahlreiche Unzulänglichkeiten auf, wie
der Bericht bestätigt. Oftmals beabsichtigen sie nur, eine angebliche fachliche Legitimität
von Maßnahmen darzulegen, die das Ergebnis politischer Entscheidungen und Abwägungen
sind, die oftmals praktischerweise im Verborgenen bleiben. Zahlreiche Fragen in Bezug
auf die im Einzelfall angewendete Methodik bleiben offen. An wem oder was werden die
Auswirkungen gemessen? Was ist der Anwendungsbereich der Abschätzung? Welche
Alternativen müssen analysiert werden?

Auch diese Entscheidungen hängen im Normalfall von politischen Entscheidungen und
Abwägungen ab. Deswegen ist es sehr wichtig, sicherzustellen, dass Folgenabschätzungen
unabhängig durchgeführt werden. In der Praxis ist dies jedoch angesichts der Vielzahl an
Variablen und beteiligten Interessen schwierig. Transparenz, Offenheit, Konsultation und
die Teilnahme der Öffentlichkeit sowie Kontrolle im Hinblick auf die Abschätzungen und
ihre Ergebnisse sind von entscheidender Bedeutung, um die Unabhängigkeit und Qualität
dieser Abschätzungen so weit wie möglich zu garantieren.

Ilda Figueiredo (GUE/NGL),    schriftlich. – (PT) Folgenabschätzungen (FA) können in
Bezug auf die bessere Rechtsetzung eine deutliche Hilfe darstellen, wenn sie im gesamten
Prozess der Politikgestaltung die wirtschaftlichen, sozialen, ökologischen und
gesundheitsbezogenen Konsequenzen der beabsichtigten politischen Entscheidungen
untersuchen, sowie die Auswirkungen auf die Grundrechte der Bürger.

Jedoch sind die Kriterien, die in diesen Folgenabschätzungen herangezogen werden, ein
Teil der Problematik, die bei den FA auftritt. Wir wissen, dass es eine Reihe von Kriterien
neben der Kosten-Nutzen-Rechnung gibt und selbst in diesem Fall müssen wir wissen, wer
die Kosten trägt und wer vom Nutzen profitiert.-

Deswegen ist es sehr wichtig, dass gewährleistet wird, dass Folgenabschätzungen unabhängig
sind, allerdings ist dies angesichts der Vielzahl an Variablen und beteiligten Interessen eine
schwierige Aufgabe.

Die Methodik einiger Abschätzungen und Experten wird unabhängiger sein als andere.
Jedoch dienen FA oftmals nur der Rechtfertigung der zu treffenden Entscheidungen, statt
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sich wirklich mit sämtlichen Folgen der Rechtsvorschriften zu befassen, die angenommen
werden sollen.

Monika Flašíková Beňová (S&D),    schriftlich. – (SK) Folgenabschätzungen (FA) sind ein
zentrales Instrument der Gesetzgebung, das der europäische Gesetzgeber in Zukunft
vollständig einsetzen sollte. Auch wenn sie in keiner Weise den politischen Diskurs und
den demokratischen legitimierten Entscheidungsprozess des Gesetzgebers ersetzen und
nur eine vorbereitende Grundlage für politische Entscheidungen darstellen, so richten sie
die Aufmerksamkeit des Gesetzgebers auf die möglichen Folgen ihrer Politik aus einer
spezialisierten Sichtweise, und sie helfen dabei, Entscheidungen zu treffen. Auf diese Weise
können sie einen beträchtlichen Beitrag zur besseren Rechtsetzung leisten.

Lidia Joanna Geringer de Oedenberg (S&D),    schriftlich. – (PL) Der Niebler-Bericht stellt
einen wichtigen Beitrag zur Debatte darüber dar, wie das Gesetzgebungsverfahren der EU
verbessert werden kann, indem sichergestellt wird, dass neue Rechtsvorschriften den
Bürgerinnen und Bürgern dienen und wirklich notwendig sind. Unglücklicherweise gab
es Vorwürfe, dass Regelungen auch aus der reinen Absicht heraus geschaffen werden, die
Gemeinschaftsorgane bekannter zu machen, oder infolge der Tätigkeit der Lobbyisten.
Das bedeutet, dass wir diese Verfahren, die sich darauf beziehen, was wir als
Folgenabschätzung für einen bestimmten Rechtsakt kennen, stetig verbessern müssen. Da
ich in den vergangenen Jahren häufig Berichterstatterin für das Thema der besseren
Rechtsetzung war, möchte ich verschiedene Aspekte dieses Problems ansprechen. Zuerst
sollten wir die Notwendigkeit anerkennen, dass am institutionellen Gleichgewicht im
Vertrag festgehalten wird, im Zuge dessen die Europäische Kommission Gesetze vorschlägt
und das Parlament und der Rat sie annehmen.

Die Unabhängigkeit der Folgenabschätzungen ist außerordentlich wichtig, aber sie darf
nicht auf Kosten der demokratischen Kontrollfunktion des Parlaments erreicht werden.
Meiner Meinung nach ist der Vorschlag, Folgenabschätzungen nach dem Einbringen von
Änderungsanträgen durch das Parlament anzupassen, sehr wichtig, und ich stimme ebenfalls
all denjenigen zu, die der Meinung sind, dass wir einheitliche Kriterien für die
Folgenabschätzungen in allen Institutionen anwenden sollten. Gleichzeitig möchte ich
darauf hinweisen, dass der wichtigste Aspekt der Gesetzgebung der politische Wille ist,
ein bestimmtes Problem zu lösen und eine Folgenabschätzung, die im Zuge eines
bestimmten Projekts vorbereitet wird, kann nur objektive Informationen beitragen.

Bruno Gollnisch (NI),    schriftlich. – (FR) Ich hatte bereits die Gelegenheit, in diesem Haus
sagen zu können, dass es in der Tat an der Zeit ist, dass Folgenabschätzungen nicht nur
systematisch, sondern vor allem glaubwürdig werden. Dass wir die Folgen einer
Rechtsvorschrift objektiv bewerten sollten, bevor sie vorangebracht wird, anstatt zu
versuchen, sie mit allen Mitteln zu rechtfertigen. Und dass es nicht den Dienststellen der
Kommission, Richtern, Parteien und Folterknechten gleichermaßen zusteht, diese Bewertung
zu leiten. Ich weiß nicht, ob die von der Berichterstatterin vorgebrachten Lösungen die
richtigen sind. Andererseits weiß ich, dass ich ihrer Diagnose zustimme und dass einige
ihrer Beobachtungen von besonderer Bedeutung sind. Die Mitgliedstaaten müssen daher
eng in diese Abschätzungen eingebunden werden, da sie in der besseren Position sind, die
nationalen Auswirkungen der von Brüssel vorgegebenen Initiativen abzuschätzen. Diese
Abschätzungen müssen die Entscheidungen und Überlegungen der nationalen Parlamente
leiten, die von nun an die Wächter der Einhaltung des Subsidiaritätsprinzips sind. Diese
Abschätzungen sollten zu einem Verzicht seitens der Kommission führen, wenn ihre
Handlungen sich als sinnlos, überflüssig oder kostspielig erweisen. Schließlich sollten wir
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in der Lage sein, schnell Konsequenzen aus einer Rechtsvorschrift zu ziehen, deren
Umsetzung mehr Probleme schafft als sie löst. Aus diesen Gründen, auch wenn ich mir
keine Illusionen über die Umsetzung mache, habe ich für den Bericht von Frau Niebler
gestimmt.

Juozas Imbrasas (EFD),    schriftlich. – (LT) Ich habe diesen Bericht begrüßt, da
Folgenabschätzungen (FA) ein zentrales Instrument der Gesetzgebung sind, derer sich der
europäische Gesetzgeber in Zukunft verstärkt bedienen sollte Die Vorteile von FA sind
offensichtlich. FA zeigen dem Gesetzgeber mögliche Konsequenzen seiner
Handlungsoptionen auf und helfen bei der Entscheidung. Damit können sie in erheblichem
Maße zu einer besseren Rechtsetzung beitragen. Allerdings ersetzen FA in keiner Weise
den politischen Diskurs und den demokratischen legitimierten Entscheidungsprozess des
Gesetzgebers. FA dienen lediglich der fachlich inhaltlichen Vorbereitung einer politischen
Entscheidung. Dieser Bericht ist in vier Abschnitte unterteilt. Zunächst stellt der Bericht
die allgemeinen Anforderungen an FA auf europäischer Ebene dar. Der zweite Abschnitt
befasst sich mit den FA der Kommission und zeigt das Verbesserungspotenzial auf. Der
dritte Abschnitt ist den vom Europäischen Parlament durchgeführten FA gewidmet. Der
vierte und letzte Abschnitt enthält die Forderung nach einer autonomen FA-Struktur des
Europäischen Parlaments, von der alle Ausschüsse des Parlaments Gebrauch machen
sollten, um die Qualität der Gesetzgebung weiter zu verbessern und Synergien zu nutzen.

Cătălin Sorin Ivan (S&D),    schriftlich. – Ich habe mehrere Gründe, diese Entschließung
zu unterstützen. Zunächst wird betont, dass eine Folgenabschätzung in keiner Weise einen
Ersatz für den politischen Diskurs und den Entscheidungsprozess des Gesetzgebers
darstellen kann, sondern lediglich der fachlichen Vorbereitung einer politischen
Entscheidung dient. Auf diese Weise würde der Entscheidungsprozess sicherlich verbessert.
Zweitens müssen Folgenabschätzungen eine Vielzahl von Kriterien berücksichtigen, um
dem Gesetzgeber ein umfassendes Bild zu präsentieren. Nur auf diese Weise kann der
Gesetzgeber seiner Arbeit effizienter nachgehen.

Edvard Kožušník (ECR),    schriftlich. – (CS) Das Verfahren der Folgenabschätzung einer
Regelung trägt deutlich zu einer Verringerung der bürokratischen Belastung bei, die mit
der gesetzmäßigen Regelung einhergeht. Ein spezieller Ausschuss für Folgenabschätzung
wurde auf Ebene der Kommission schon vor einiger Zeit eingerichtet, der Bewertungen ex
ante und ex post vornimmt. Die Kommission führt außerdem öffentliche Konsultationen
über ihre legislativen Pläne durch. Das Europäische Parlament verfügte bislang nicht über
eine Einrichtung für die Folgenabschätzung. Daher freue ich mich sehr darüber, dass der
Bericht die Schaffung einer Infrastruktur fordert, die es ermöglicht, die Folgen von
Vorschlägen und Vorhaben zu bewerten, die im Parlament formuliert werden.

Ich möchte auch die Kommission dazu aufrufen, sich bei der Durchführung von
Folgenabschätzungen intensiver auf die Transparenz des Bewertungsverfahrens zu
konzentrieren, sich stärker für seine Unabhängigkeit einzusetzen und in ihren Vorschlägen
für die Lösung eines Problems nicht nur auf eine Lösung abzuzielen, sondern verschiedene
Lösungen für eine Situation unabhängig voneinander zu berücksichtigen. Ich fordere
ebenfalls die Vereinfachung des Verfahrens der öffentlichen Konsultationen und eine
Fristverlängerung für das Einreichen konkreter Vorschläge, einschließlich der Möglichkeit,
Vorschläge in allen Amtssprachen der Union einreichen zu können.

Giovanni La Via (PPE),    schriftlich. – (IT) Ich habe Frau Nieblers Bericht über die
Gewährleistung unabhängiger Folgenabschätzungen unterstützt. Folgenabschätzungen
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sind ein zentrales Instrument der Politik der besseren Rechtsetzung, das das Ziel verfolgt,
neue und bestehende Rechtsvorschriften zu verbessern und zu vereinfachen.
Folgenabschätzungen sind in der Tat ein angemessenes Instrument, um die Folgen der
Annahme neuer Gesetze zu bewerten sowie die Folgen der Vereinfachung und Neufassung
bestehender Gesetze. Jedoch bin ich der Meinung, dass die Anerkennung ihres Nutzens
stets von der Einhaltung einiger wesentlicher Grundsätze, unter anderem Transparenz und
Unabhängigkeit, abhängen sollte. Daher stimme ich der Berichterstatterin zu, wenn sie die
Tatsache unterstreicht, dass die Kommission vor kurzem die Qualität ihrer
Folgenabschätzungen verbessert hat, wobei sie auch anmerkt, dass es weiteren
Verbesserungen bedarf. Abschließend freue ich mich sehr über die Entscheidung, eine
autonome Struktur für Folgenabschätzungen des Europäischen Parlaments zu schaffen,
um die Qualität der Gesetzgebung der Europäischen Union noch weiter zu verbessern.

David Martin (S&D),    schriftlich. – Ich habe für diesen Bericht gestimmt.
Folgenabschätzungen (FA) sind ein zentrales Instrument der Gesetzgebung, und der
europäische Gesetzgeber sollte es in Zukunft häufiger anwenden. Die Vorteile von FA sind
offensichtlich. Sie zeigen dem Gesetzgeber mögliche Konsequenzen seiner
Handlungsoptionen auf und helfen bei der Entscheidungsfindung. Damit können sie in
erheblichem Maße zu einer besseren Rechtsetzung beitragen. Allerdings ersetzen sie in
keiner Weise den politischen Diskurs und den demokratischen legitimierten
Entscheidungsprozess des Gesetzgebers. Sie dienen lediglich der fachlich inhaltlichen
Vorbereitung einer politischen Entscheidung.

Jiří Maštálka (GUE/NGL),    schriftlich. – (CS) Das von der Berichterstatterin vorgestellte
Instrument der Folgenabschätzungen ist ein guter Weg, um die Qualität der Rechtsetzung
auf Europäischer Ebene zu verbessern. Die gegenseitige Bewertung sollte jedoch nicht nur
die finanziellen Folgen berücksichtigen, sondern auch andere Bereiche, wie wirtschaftliche,
ökologische und soziale Aspekte. Als Arzt möchte ich vor allem die Auswirkungen auf
die Gesundheit der Menschen betonen. Wir dürfen nicht die überaus wichtige Rolle der
Mitgliedstaaten bei der Folgenabschätzung vergessen, da sie die vorgeschlagenen
Rechtsvorschriften in ihre Rechtssysteme integrieren müssen.

Clemente Mastella (PPE),    schriftlich. – (IT) Folgenabschätzungen sind ein zentrales
Instrument der Gesetzgebung, derer sich der europäische Gesetzgeber in Zukunft verstärkt
bedienen sollte, da sie mögliche Konsequenzen von Handlungsoptionen aufweisen. Wir
sollten nicht außer Acht lassen, dass sie lediglich der fachlich inhaltlichen Vorbereitung
einer politischen Entscheidung dienen. Wir glauben, dass die von den europäischen
Institutionen verwendeten Folgenabschätzungen bestimmten Grundsätzen entsprechen
müssen. An erster Stelle sollten sie absolut unabhängig und transparent sein. Sie sollten
alle Kategorien von Legislativvorschlägen umfassen, einer klaren Methodik folgen und
stets an aktuelle Entwicklungen im laufenden Gesetzgebungsprozess angepasst werden.
Wir sind ebenfalls der Meinung, dass die Kommission dem Parlament eine detaillierte
Begründung zukommen lassen muss, wenn sie bei einzelnen Gesetzgebungsvorschlägen
auf eine Abschätzung der Folgen verzichten möchte. Schließlich bekräftigen wir die
Bedeutung der Schaffung einer autonomen Struktur der Folgenabschätzung innerhalb des
Europäischen Parlaments, um die Qualität seiner Gesetzgebung weiter zu verbessern und
Synergien zu nutzen.

Jean-Luc Mélenchon (GUE/NGL),    schriftlich. – (FR) Ich begrüße diesen Text, der die
Voreingenommenheit der Europäischen Kommission verurteilt. Es ist schade, dass er nicht
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die Tatsache verurteilt, dass allein die Europäische Kommission über das legislative
Initiativrecht verfügt.

Nuno Melo (PPE),    schriftlich. – (PT) Folgenabschätzungen (FA) sind ein sehr wichtiges
Instrument der Gesetzgebung, dass in Zukunft gefördert werden sollte. FA weisen deutliche
Vorteile auf: Sie machen den Gesetzgeber auf die Folgen ihrer Handlungsmöglichkeiten
aufmerksam und tragen zu einer besseren und bewussteren Entscheidungsfindung bei.
Daher tragen sie spürbar zu einer herausragenden Qualität der Rechtsetzung bei.

Alexander Mirsky (S&D),    schriftlich. – Ich habe den Bericht sehr präzise geprüft und
seine Kernaussagen zusammengefasst: (1) der Geltungsbereich grundlegender
Überprüfungen (nicht nur eine Kosten-Nutzen-Analyse, sondern ein integrierte Ansatz);
(2) die Einbeziehung der Beteiligten aller Politikbereiche, wobei die Methodik und die
abschließende Qualitätskontrolle in den Aufgabenbereich der europäischen Institutionen
fallen und die Frist für Konsultationen von 8 auf 12 Wochen verlängert wird; (3) die
Überarbeitung des gemeinsamen Interinstitutionellen Ansatzes auf dem Gebiet der
Folgenabschätzungen, um ein gemeinsames methodisches Vorgehen aller europäischen
Institutionen im Hinblick auf FA zu fördern. Verbesserungspotential auf der Ebene der
Europäischen Kommission: (1) eine verbesserte Möglichkeit der grundlegenden Überprüfung
des Ausschusses für Folgenabschätzungen durch das Europäische Parlament und den Rat;
(2) die systematische Ex-Post-Evaluierung der bestehenden Rechtsvorschriften und eine
Analyse der einschlägigen Rechtsprechung des EuGH. Verbesserungspotential auf der
Ebene des Europäischen Parlaments: Das Hauptaugenmerk liegt auf der Schaffung einer
autonomen Struktur innerhalb des Europäischen Parlaments unter Leitung eines
Aufsichtsrat, der von Abgeordneten besetzt ist und möglicherweise am Anfang einer
Legislaturperiode ernannt wird, wobei sowohl die bestehenden Ressourcen als auch
abgeordnete Beamte herangezogen werden. Ich habe mich bei dieser Abstimmung enthalten,
da ich nicht verstehe, wie die Kriterien für die Ernennung des Aufsichtsrats lauten und über
welche Befugnisse er verfügen wird. Ich kann den Bericht nicht unterstützen.

Maria do Céu Patrão Neves (PPE),    schriftlich. – (PT) Ich habe für diesen Bericht gestimmt,
da ich der Meinung bin, dass Folgenabschätzungen (FA) ein zentrales Instrument der
Gesetzgebung sind, derer sich der europäische Gesetzgeber in Zukunft verstärkt bedienen
sollte.

Die Vorteile von FA sind offensichtlich. FA zeigen dem Gesetzgeber mögliche Konsequenzen
seiner Handlungsmöglichkeiten auf und helfen, eine Entscheidung zu treffen. Damit können
sie in erheblichem Maße zu einer besseren Rechtsetzung beitragen. Allerdings ersetzen sie
in keiner Weise den politischen Diskurs und den demokratischen legitimierten
Entscheidungsprozess des Gesetzgebers, sondern sie dienen lediglich der fachlichen
Vorbereitung einer politischen Entscheidung.

Die Europäische Kommission hat insbesondere durch die Gründung des
kommissionseigenen Impact Assessment Boards (IAB) die Qualität ihrer FA gesteigert.
Jedoch denke ich angesichts des Jahresberichts des Europäischen Rechnungshofs, dass die
FA der Kommission verbessert werden können. Ich stimme zu, dass eine engere Einbindung
der Ausschüsse des Europäischen Parlaments bei dieser Arbeit zur Verbesserung der Qualität
von FA beitragen könnte.

Aldo Patriciello (PPE),    schriftlich. – (IT) Folgenabschätzungen leisten einen deutlichen
fachlichen Beitrag zur besseren Rechtsetzung, indem sie dem Gesetzgeber mögliche

08-06-2011Verhandlungen des Europäischen ParlamentsDE198



Konsequenzen seiner Handlungsoptionen aufzeigen. Sie sind ein zentrales Instrument der
Gesetzgebung in Europa.

Der Berichtentwurf unterteilt diese Bewertungen in vier Abschnitte: Der erste Abschnitt
vertritt die Auffassung, dass die von den europäischen Institutionen genutzten
Folgenabschätzungen bestimmten Prinzipien gerecht werden und in völliger Unabhängigkeit
und in transparenter Weise erfolgen müssen. Der zweite Abschnitt behandelt die
Folgenabschätzungen der Kommission und hebt das Verbesserungspotenzial hervor. Der
dritte Abschnitt ist den vom Europäischen Parlament durchgeführten Folgenabschätzungen
gewidmet, indem seine Ausschüsse dazu aufgefordert werden, häufiger von diesen Gebrauch
zu machen, um die Rechtsetzung noch weiter zu verbessern. Der vierte und letzte Abschnitt
fordert eine autonome Struktur für Folgenabschätzungen des Europäischen Parlaments,
derer sich die Ausschüsse bedienen sollten, um Synergien besser zu nutzen. Im Hinblick
auf das soeben genannte und angesichts der Tatsache, dass Folgenabschätzungen in keiner
Weise den politischen Diskurs und den demokratischen legitimierten Entscheidungsprozess
des Gesetzgebers ersetzen können, sondern lediglich der fachlich inhaltlichen Vorbereitung
einer politischen Entscheidung dienen, habe ich für diesen Antrag gestimmt.

Rovana Plumb (S&D),    schriftlich. – Folgenabschätzungen (FA) sind ein zentrales
Instrument der Gesetzgebung und eines, derer sich der europäische Gesetzgeber in Zukunft
verstärkt bedienen sollte. Die Vorteile von FA sind offensichtlich. Sie zeigen dem
Gesetzgeber mögliche Konsequenzen seiner Handlungsoptionen auf und helfen bei der
Entscheidung. Damit können sie in erheblichem Maße zu einer besseren Rechtsetzung
beitragen. Allerdings ersetzen sie in keiner Weise den politischen Diskurs und den
demokratischen legitimierten Entscheidungsprozess des Gesetzgebers. Sie dienen lediglich
der fachlich inhaltlichen Vorbereitung einer politischen Entscheidung. Die von den
europäischen Institutionen verwendeten FA sollten bestimmten Prinzipien entsprechen.
An erster Stelle müssen sie in völliger Unabhängigkeit und in transparenter Weise erfolgen,
alle Kategorien von Legislativvorschlägen umfassen und einer klaren Methodik folgen. Die
aufgezeigten Handlungsoptionen sollten auch die Option des Nichthandelns bewerten.
Die besonderen Folgen für kleine und mittlere Unternehmen gilt es entsprechend zu
berücksichtigen, und sie müssen stets an aktuelle Entwicklungen im laufenden
Gesetzgebungsprozess angepasst werden. Kernforderung des Parlaments ist die Schaffung
einer autonomen Struktur der Folgenabschätzung innerhalb des Parlaments, um die Qualität
seiner Gesetzgebung weiter zu verbessern und Synergien zu nutzen, wobei langfristig über
die Möglichkeit eines gemeinsamen Mechanismus aller Institutionen der EU nachzudenken
ist.

Phil Prendergast (S&D),    schriftlich. – Ich begrüße diesen Bericht, da ich der Auffassung
bin, dass Folgenabschätzungen ein zentrales Instrument der Gesetzgebung darstellen. Der
europäische Gesetzgeber sollte dieses Mittel häufiger einsetzen, da es die Gesetzgebung
durch das Aufzeigen möglicher Folgen seines Handelns verbessern kann. Gesetzgeber
dürfen nicht davor zurückschrecken, bei der Betrachtung möglicher Auswirkungen
ungeschminkte Wahrheiten auszusprechen. Folgenabschätzungen sollten nicht nur die
Möglichkeiten aufzeigen und dem Gesetzgeber Empfehlungen unterbreiten, sondern sie
müssen auch bereit sein, zu empfehlen, dass nicht gehandelt werden sollte, wenn dies als
angemessenste Vorgehensweise erachtet wird. Die Rechtsvorschriften, die Europa erlässt,
wirken sich massiv auf das Leben derjenigen aus, die innerhalb seiner Grenzen leben, und
wir müssen jede Möglichkeit ergreifen, um sicherzustellen, dass diese Rechtsvorschriften
so gerecht und ausgewogen wie möglich sind.
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Fiorello Provera (EFD),    schriftlich. – (IT) Europäische Rechtsvorschriften sind oftmals
zu komplex, unverständlich und schwer anzuwenden. Deswegen können
Folgenabschätzungen einen spürbaren Beitrag dazu leisten, die Qualität der Gesetzgebung
in der EU zu verbessern, vor allem in Bezug auf die Verringerung des zeitlichen und
finanziellen Aufwands des Gesetzgebungsverfahrens. Ich unterstütze diese Maßnahme,
da es möglich sein wird, die möglichen sozialen, ökologischen, finanziellen und
wirtschaftlichen Auswirkungen eines Rechtsakts bewerten zu können, indem die
Anforderungen der Mitgliedstaaten stärker berücksichtigt werden. Folgenabschätzungen
müssen auch in völliger Unabhängigkeit und in transparenter Weise erfolgen und in den
frühen Phasen des Gesetzgebungsverfahrens angewendet werden.

Paulo Rangel (PPE),    schriftlich. – (PT) Aufgrund ihrer Bedeutung für den
Entscheidungsprozess muss vor allen Dingen die Unabhängigkeit von Folgenabschätzungen
gewährleistet sein. Auf diese Weise können sie entscheidend zur Formulierung einer
politischen Lösung beitragen, auch wenn sie die Entscheidung darüber nicht ersetzen, ob
eine bestimmte Lösung angenommen wird oder nicht.

Daher ist es unbedingt notwendig, jegliche Maßnahme anzunehmen, die zu einer stärkeren
Garantie dafür führt, dass FA transparent und unabhängig sind, da auf diese Weise die
Rolle dieses Instruments als Hilfe im Entscheidungsprozess maximiert werden kann und
eine Garantie für die Qualität und Nachhaltigkeit der Handlungen der Gemeinschaftsorgane
gegeben wird.

Raül Romeva i Rueda (Verts/ALE),    schriftlich. – Wir haben uns enthalten. Außerdem
legten wir eine alternative Entschließung vor, mit der wir die Rolle von Folgenabschätzungen
und externen Experten im Verfahren der Folgenabschätzungen klarstellen wollten.
Folgenabschätzungen können nur eine unterstützende Aufgabe in der politischen
Entscheidungsfindung übernehmen, und sie sollten niemals die politischen Entscheidungen
im demokratischen Entscheidungsfindungsprozess ersetzen.

Licia Ronzulli (PPE),    schriftlich. – (IT) Folgenabschätzungen (FA) sind ein zentrales
Instrument der Gesetzgebung. Die Vorteile liegen auf der Hand: Sie tragen zu einer deutlich
besseren Rechtsetzung bei. Jedoch sind sie kein Ersatz für den demokratischen legitimierten
Entscheidungsprozess des Gesetzgebers. Der heute angenommene Bericht unterstreicht
die Auffassung des Parlaments, dass die von den europäischen Institutionen durchgeführten
Folgenabschätzungen absolut unabhängig und transparent sein sollten. Sie sollten alle
Kategorien von Legislativvorschlägen umfassen und einer klaren Methodik folgen. Das
Parlament fordert auch die Schaffung einer autonomen Struktur der Folgenabschätzung
innerhalb des Europäischen Parlaments, um die Qualität seiner Gesetzgebung weiter zu
verbessern und Synergien zu nutzen.

Catherine Stihler (S&D),    schriftlich. – Ich begrüße die Änderungsanträge der S&D in
diesem Ausschussbericht, die eine größere Transparenz in der Gesetzgebung darstellen
und dazu führen, dass der Zugang für KMU und NRO durch die Veröffentlichung von
Fahrplänen und einen erweiterten Zeitraum für Konsultationen erleichtert wird.
Folgenabschätzungen sind so wichtig für unsere Arbeit im Parlament und ihnen sollte
einen größere Bedeutung beigemessen werden, weshalb ich diesen Bericht unterstützt
habe.

Nuno Teixeira (PPE),    schriftlich. – (PT) Die von der Europäischen Union durchgeführten
Folgenabschätzungen (FA) kommen allen Europäerinnen und Europäern zugute, da sie
durch die unabhängige Analyse potenzieller und möglicher Maßnahmen auf europäischer
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Ebene zu einer besseren Rechtsetzung beitragen. Die Berichterstatterin zeigt, dass die
wirtschaftlichen, sozialen, ökologischen und gesundheitsbezogenen Konsequenzen der
politischen Entscheidungen der Union besser und wirksamer untersucht werden müssen.
FA spielen im gesamten Prozess der Politikgestaltung eine Schlüsselrolle, und sie sind
ebenfalls notwendig für qualitativ hochwertige Rechtsvorschriften sowie für deren
Anwendung und Umsetzung.

Daher unterstütze ich die vom Parlament vorgeschlagenen Kriterien, die bei der
Durchführung von FA berücksichtigt werden müssen. Diesbezüglich möchte ich betonen,
dass diese FA so früh wie möglich durchgeführt werden müssen, damit die möglichen
negativen Auswirkungen minimiert werden können und die größtmögliche Anzahl an
institutionellen, wirtschaftlichen und zivilen Beteiligten berücksichtigt wird.

Jedoch müssen sie nicht nur im Vorfeld einer Rechtsvorschrift gefördert werden (ex ante),
sondern auch nach Annahme dieser Rechtsvorschrift (ex post). FA müssen in völliger
Unabhängigkeit und in transparenter und objektiver Weise erfolgen. Sie sollten
Legislativvorschläge begleiten und innerhalb des Europäischen Parlaments einem
gemeinsamen System und einer einheitlichen Methodik folgen.

Angelika Werthmann (NI),    schriftlich. − Folgenabschätzungen sind ein wertvolles
Gesetzgebungsinstrument; sie dienen der wissensbasierten Vorbereitung politischer
Entscheidungen und können so zu einer besseren Rechtssetzung beitragen. Transparenz,
ein durchgängiges Qualitätsniveau und die Darlegung der Vor- und Nachteile einer
ausreichenden Zahl politischer Optionen sind Voraussetzung und Notwendigkeit für
zuverlässige Folgenabschätzungen – ich habe daher dem Alternativvorschlag der Fraktion
der Grünen mein positives Votum gegeben.

Bericht: Diana Wallis (A7-0164/2011)

Luís Paulo Alves (S&D),    schriftlich. – (PT) Ich stimme für diesen Bericht, aber meines
Erachtens kann ein potenzielles optionales System den Verbrauchern und KMU zugute
kommen, wenn die Kommission konkrete Daten vorlegt, die die Notwendigkeit weiterer
Fortschritte belegen, damit die von der Kommission vorgenommene Konsultation
transparent bleibt.

Laima Liucija Andrikienė (PPE),    schriftlich. – Ich habe für diese Entschließung über das
Grünbuch der Kommission über Optionen für die Einführung eines Europäischen
Vertragsrechts für Verbraucher und Unternehmen gestimmt. Vertragsrecht regelt und
organisiert Transaktionen innerhalb des Binnenmarktes; sein Potenzial für die Behinderung
oder Erleichterung dieser Transaktionen ist daher offensichtlich. Das richtige weitere
Vorgehen im Bereich des Vertragsrechts zu wählen, kann einen bedeutenden Beitrag zur
Verbesserung des Funktionierens des Binnenmarktes und zur Eröffnung seines vollen
Potenzials für Unternehmen, insbesondere für KMU, und Verbraucher leisten. Der
potenzielle Nutzen des europäischen Vertragsrechts für den Binnenmarkt ist seit vielen
Jahren diskutiert worden. Das Parlament selbst äußerte sich erstmals im Jahr 1989 zu
diesem Thema, und diese Entschließung, die das Parlament heute angenommen hat, soll
auf das jüngste Grünbuch der Kommission zum europäischen Vertragsrecht reagieren und
die Prioritäten des Parlaments in diesem Bereich darlegen. Ich schließe mich der Ansicht
der Berichterstatterin an, dass für das europäische Vertragsrecht die Möglichkeit des
optionalen Instruments mittels einer Verordnung zu bevorzugen ist. Es könnte durch ein
Instrumentarium für Kommission und Rechtsetzungsorgane ergänzt werden, das mit einer
Interinstitutionellen Vereinbarung umgesetzt werden sollte.
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Elena Oana Antonescu (PPE),    schriftlich. – (RO) Die wichtigsten Hindernisse für
Verbraucher und KMU im Zusammenhang mit dem Binnenmarkt sind die Komplexität
der Vertragsbeziehungen, unlautere Vertragsbedingungen sowie unangemessene, nicht
ausreichende und zeitaufwändige Verfahren, Sprachbarrieren, unterschiedliche
Steuersysteme, Zuverlässigkeit von Online-Händlern, demografische Zusammensetzung
der Bevölkerung der einzelnen Mitgliedstaaten, Bedenken hinsichtlich des Schutzes der
Privatsphäre, Behandlung von Beschwerden und das Recht des geistigen Eigentums.
Europäisches Vertragsrecht bestimmt und regelt Transaktionen innerhalb des Binnenmarkts
und soll Probleme im Zusammenhang mit dem Binnenmarkt lösen, die aus verschiedenen
Gründen entstanden sind, auch durch unterschiedliche Vertragsrechtssysteme.

Daher erscheint es wichtiger denn je, ein kohärentes europäisches Vertragsrecht vorzulegen,
um das volle Potenzial des Binnenmarkts auszuschöpfen, und somit dazu beizutragen,
unsere Ziele der Strategie Europa 2020 zu erreichen. Das richtige weitere Vorgehen im
Bereich des Vertragsrechts zu wählen, kann einen bedeutenden Beitrag zur Verbesserung
des Funktionierens des Binnenmarktes und zur Eröffnung seines vollen Potenzials für
Unternehmen, insbesondere für KMU, und Verbraucher leisten. Aus diesem Grund habe
ich für diesen Bericht gestimmt.

Sophie Auconie (PPE),    schriftlich. – (FR) Der potenzielle Nutzen des europäischen
Vertragsrechts für den Binnenmarkt ist in den letzten Jahren wiederholt diskutiert worden.
Ich denke daher, wir müssen die Einführung eines optionalen Instruments mittels einer
Verordnung unterstützen, damit dieses parallele System nicht nationalen Systemen
entgegenwirkt. Diesen Ansatz wählt Frau Wallis in ihrem Bericht, und ich habe ihn daher
unterstützt.

Zigmantas Balčytis (S&D),    schriftlich. – (LT) Ich habe für diesen Bericht gestimmt. Infolge
der weltweiten Finanzkrise ist es sehr wichtig, das volle Potenzial des Binnenmarkts
auszuschöpfen und somit dazu beizutragen, unsere Ziele der Strategie Europa 2020 zu
erreichen. Gegenwärtig ist der Binnenmarkt aus vielen Gründen, einschließlich der
mangelnden Umsetzung bestehender Binnenmarktvorschriften, nach wie vor zersplittert.
Die Verbraucher haben kein Vertrauen in grenzüberschreitenden Handel, und Unternehmen
stehen vor immensen administrativen und juristischen Schwierigkeiten, wenn sie ihre
Tätigkeiten in andere Mitgliedstaaten der EU ausweiten wollen. Unterschiede zwischen
den Vertragsrechtsregelungen auf nationaler Ebene führen zu zusätzlichen
Transaktionskosten, Rechtsunsicherheit für Unternehmen und mangelndem Vertrauen
der Verbraucher in den Binnenmarkt. Auch deshalb vermeiden Verbraucher und
Unternehmen, insbesondere kleine und mittlere Unternehmen (KMU) mit begrenzten
Mitteln, grenzüberschreitende Transaktionen, was das Entstehen eines wettbewerbsfähigen
Binnenmarkts verhindert. Ich schließe mich der Aufforderung im Bericht an, Maßnahmen
zu ergreifen und Methoden zur Harmonisierung der Vertragsrechtspraktiken auf Ebene
der EU zu schaffen, was ein effizientes Mittel für Konvergenz und gleiche
Ausgangsbedingungen für Marktteilnehmer sein könnte.

Regina Bastos (PPE),    schriftlich. – (PT) Verträge sind die entscheidenden Verbindungen
in den Beziehungen zwischen Unternehmen und Verbrauchern. Der Binnenmarkt der
Europäischen Union gründet auf einer Vielzahl von durch unterschiedliches nationales
Recht geregelten Verträgen. Diese Unterschiede im Vertragsrecht halten Unternehmen,
und insbesondere kleine und mittlere Unternehmen (KMU), davon ab, sich dem
grenzüberschreitenden Handel zu widmen, und verhindern so ihren Zugang zu den neuen
Chancen und Einnahmen, die der Binnenmarkt bietet. Darüber hinaus werden Verbraucher
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wegen schwachem grenzüberschreitendem Wettbewerb durch begrenzte Auswahl, hohe
Preise und schlechtere Qualität benachteiligt. Es sei beispielsweise darauf hingewiesen,
dass nur 8 % der Verbraucher Online-Käufe in anderen Mitgliedstaaten tätigen. Dieser
Bericht, für den ich mich ausgesprochen habe, befürwortet die Verabschiedung eines
optionalen Instruments für Vertragsrecht auf europäischer Ebene in Form einer Verordnung.

Dies wird es Verbrauchern ermöglichen, einen besseren Schutz unter dem Dach des
europäischen Vertragsrechts und mehr Sicherheit bei grenzüberschreitenden Transfers zu
genießen. Für Unternehmen – insbesondere KMU – wird es leichter und kostengünstiger,
Verträge unter dem Dach eines gemeinsamen europäischen Vertragsrechtssystems
abzuschließen.-

Slavi Binev (NI),    schriftlich. – (BG) Ich habe gegen den Bericht von Frau Wallis gestimmt,
da das beabsichtigte optionale Instrument in Form einer Verordnung im Grunde den ersten
Schritt hin zur Harmonisierung des Vertragsrechts in den Mitgliedstaaten darstellt. Ich
denke, eine solche Harmonisierung, auch in minimalem Umfang, ist zum jetzigen Zeitpunkt
in Anbetracht der unterschiedlichen Art und Weise, in der vertragliche Beziehungen in
den Mitgliedstaaten geregelt sind, undenkbar. Da ist beispielsweise der Effekt des dinglichen
Rechts, der im deutschen Recht nicht vorkommt. Abgesehen davon würde die
Harmonisierung des Vertragsrechts die Diskrepanzen in anderen Bereichen, die den
transnationalen Handel in der EU beeinflussen, nicht verhindern. Es gibt keinen formalen
Beweis, dass es diese rechtlichen Unterschiede sind, die den Abschluss von Transaktionen
mit ausländischen Unternehmen und Verbrauchern verhindern. Verträge mit einem
internationalen Bezug werden derzeit aufgrund internationalen Privatrechts und auf
EU-Ebene aufgrund von Verordnung (EG) Nr. 593/2008 abgeschlossen. Ein zusätzliches
Instrument würde zu unnötiger Verwirrung führen. Hinsichtlich vertraglicher Beziehungen
ohne jeden internationalen Bezug muss jeder Mitgliedstaat meines Erachtens weiterhin
sein eigenes nationales Recht anwenden, gemäß seiner Rechtstradition und bewährten
Verfahren.

Mara Bizzotto (EFD),    schriftlich. – (IT) Ich habe gegen einen Bericht gestimmt, der ein
optionales Rechtsinstrument für Vertragsrecht vorschlägt, das im Endeffekt den Grundstein
für ein künftiges europäisches Zivilrecht legt, das Vorrang vor nationalem Zivilrecht hat.
Dies würde das Ende der nationalen Rechtstraditionen und der Gesetze, die jeder
Mitgliedstaat zu so sensiblen Themen wie Zivil- und Vertragsrecht erlassen hat, bedeuten.
Auch wenn das Ziel der Einführung eines optionalen Instruments darin besteht, den
grenzüberschreitenden Handel unter gebührender Berücksichtigung der Bedürfnisse der
Verbraucher und Unternehmen zu erleichtern, darf keinesfalls vergessen werden, dass das
bestehende EU-Recht den Bedürfnissen der verschiedenen beteiligten Akteure bereits
gerecht wird. Das wirkliche Ziel des Berichts scheint somit über die Schaffung eines
europäischen Zivilrechts hinauszugehen, dem ich nicht zustimmen kann.

Vito Bonsignore (PPE),    schriftlich. – (IT) Ich beglückwünsche die Berichterstatterin zu
der von ihr geleisteten Arbeit, für die ich mich in der Abstimmung ausgesprochen habe.
Dieser Bericht trägt den Bedürfnissen der Verbraucher und KMU Rechnung, die, im
Gegensatz zu anderen Akteuren, die größere wirtschaftliche Einheiten vertreten,
offensichtliche Schwierigkeiten beim Zugang zum Binnenmarkt haben aufgrund der hohen
Kosten, die sie tragen müssen. Dadurch tendieren sowohl KMU als auch die Verbraucher
dazu, Transaktionen auf dem heimischen Markt durchzuführen, auf dem es häufig weitaus
weniger Wettbewerb gibt, und begeben sich nicht auf den grenzüberschreitenden Markt,
auf dem Produkte häufig mindestens 10 % günstiger sind als die heimischen Angebote.
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Die Unterschiede im Vertragsrecht müssen aufgehoben werden, und die Einführung eines
optionalen Instruments für europäisches Vertragsrecht in Form einer Verordnung, welches
das nationale Vertragsrecht der Mitgliedstaaten eher flankieren als ersetzen würde, ist eine
optimale Lösung, die den Parteien die Freiheit geben würde, das für ihre Bedürfnisse am
besten geeignete Rechtsinstrument zu wählen.

John Bufton (EFD),    schriftlich. – Ich habe gegen die Einführung eines europäischen
Vertragsrechts gestimmt, da Brüssel meines Erachtens nicht gesetzgeberisch tätig werden
sollte, wo bereits nationale Gesetze bestehen. Durch die Einführung eines europäischen
Vertragsrechts und Schaffung der Möglichkeit für Unternehmen, entweder nationales oder
europäisches Recht zu wählen, macht Brüssel das System undurchsichtig und schafft
rechtliche Überschneidungen, die zu teuren Gerichtsverfahren führen können. Es ist auch
wahrscheinlich, dass europäisches Vertragsrecht die Sozial- und Beschäftigungspolitik der
Union, wie die Arbeitszeitverordnung, begünstigen wird, die sich sowohl als in höchstem
Maße unpopulär erwiesen hat als auch eine Reihe wichtiger Industrien und Dienstleistungen
in Großbritannien zerstört hat. Ferner ist davon auszugehen, dass Rechtsvorschriften, die
zunächst diskretionär sind, später von der EU verbindlich vorgeschrieben werden.

Alain Cadec (PPE),    schriftlich. – (FR) Der Wallis-Bericht enthält ehrgeizige Ziele im
Hinblick auf denkbare Maßnahmen zur Einführung eines europäischen Vertragsrechts für
Verbraucher und Unternehmen. Die anstehenden Fragen sind von wesentlicher Bedeutung,
da es darum geht, das Funktionieren des Binnenmarkts durch stärkere Einbeziehung von
Unternehmen und Verbrauchern zu verbessern. Einerseits müssen wir die Unterschiede
im Vertragsrecht abschaffen, um die Hindernisse, vor denen die Unternehmen stehen, zu
beseitigen. Andererseits müssen wir ein hohes Schutzniveau für die europäischen
Verbraucher gewährleisten.

Maria Da Graça Carvalho (PPE),    schriftlich. – (PT) In Anbetracht des großen Einflusses
des Vertragsrechts auf Finanztransaktionen und somit auf den Binnenmarkt begrüße ich
alle Anstrengungen der Kommission und des Europäischen Parlaments für eine
Harmonisierung ihrer Parameter innerhalb der EU und deren Anpassung an den
Binnenmarkt. Ich stimme für den zu diesem Thema vorgelegten Bericht.

Nessa Childers (S&D),    schriftlich. – Viele Ereignisse der jüngsten Zeit haben uns die
Bedeutung des Verbrauchervertrauens gezeigt, und dieses entsteht zum Teil durch geeignete
Gesetze zum Schutz der Verbraucher auf dem Markt. Dieses Thema muss daher auf
europäischer Ebene angepackt werden.

Christine De Veyrac (PPE),    schriftlich. – (FR) Der Wallis-Bericht ist ein wichtiger Schritt
zur Umsetzung der Binnenmarktakte, und ich begrüße die Annahme dieses Berichts. Zu
einer Zeit, da Unterschiede in den nationalen Rechtssystemen den grenzüberschreitenden
Handel wesentlich beeinträchtigen, insbesondere für KMU, ist die Einführung eines Rahmens
für ein europäisches Vertragsrecht ein wirklicher Schritt nach vorn, den wir unterstützen
sollten. Durch die Regelung von sowohl Unternehmerverträgen als auch
Verbraucherverträgen könnte die Einführung eines optionalen Instruments zusammen
mit einem Instrumentarium einen besseren Verbraucherschutz in Europa gewährleisten.

Diogo Feio (PPE),    schriftlich. – (PT) Das Vorhandensein eines europäischen Vertragsrechts,
das innerhalb der Institutionen umfassend diskutiert wurde, könnte Unternehmen,
Verbrauchern viele Vorteile bringen und dem einwandfreien Funktionieren des
Binnenmarkts zugute kommen. Wir stehen daher dem mit einem gemeinsamen System
von allgemeinen Standards und Grundsätzen für das Vertragsrecht verbundenen Potenzial
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im Hinblick auf eine Verstärkung grenzüberschreitender Transaktionen, der Regulierung
des elektronischen Handels und einer Verbesserung des Zugangs der Verbraucher zu
Produkten nicht gleichgültig gegenüber. Ich denke jedoch, und schließe mich hier der
Berichterstatterin an, dass ein optionales Instrument für ein Vertragsrecht auf EU-Ebene,
das neben den nationalen Rechtsvorschriften steht, diese jedoch nicht ersetzt, eine geeignete
Wahl darstellt.

José Manuel Fernandes (PPE),    schriftlich. – (PT) Dieser Bericht von Frau Wallis befasst
sich mit Handlungsoptionen für Fortschritte hin zu einem Vertragsrecht auf EU-Ebene für
Verbraucher und Unternehmen. Eine korrekte Option in Form eines europäischen
Vertragsrechts könnte dem Binnenmarkt, kleinen und mittleren Unternehmen und den
Verbrauchern zum Vorteil gereichen. Dieses Thema wurde im Europäischen Parlament
seit 1989 diskutiert, was die Kommission dazu veranlasst hat, 2003 einen Aktionsplan
vorzulegen. Die Kommission hat 2008 einen Vorschlag für eine Richtlinie über die Rechte
der Verbraucher unterbreitet, zwei Fortschrittsberichte erstellt und nun eine Reihe von
Aktionen auf diesem Gebiet in der Form eines Grünbuchs vorgeschlagen, auf das dieser
Bericht eingehen soll.

Da die unterbreiteten Vorschläge – nach zehn Jahren Studien – dazu beitragen werden, die
ermittelten Mängel zu beseitigen, die im Wesentlichen mit Verträgen zu tun haben, und
der Binnenmarkt durch die Beseitigung von Hemmnissen gefördert werden muss, stimme
ich für diesen Bericht, der ein optionales Instrument einführt, das durch ein Instrumentarium
zur Lösung der Probleme im Zusammenhang mit Verträgen ergänzt werden könnte.

João Ferreira (GUE/NGL),    schriftlich. – (PT) Der Bericht präsentiert sich mit Rhetorik
zur Verteidigung der Verbraucher und KMU. Sein Kontext beinhaltet jedoch Gefahren für
beide: Verbraucher und KMU. Die Vorstellung der Berichterstatterin ist deutlich neoliberal,
wie die Betonung auf Maßnahmen zeigt, „die die verschiedenen Hindernisse für diejenigen,
die grenzüberschreitende Geschäfte im Binnenmarkt abschließen wollen, beseitigen, und
ist der Ansicht, dass das Vorhaben „Europäisches Vertragsrecht“ zusammen mit anderen
Maßnahmen nützlich für die Verwirklichung des vollen Potenzials des Binnenmarktes sein
könnte“. Die Liberalisierungen und Vertiefung des Binnenmarkts, die die EU durchgeführt
hat, zeigen, dass vor allem Großunternehmen davon profitieren. Die gegenwärtige Dynamik
legt nahe, dass Vorschläge für die Harmonisierung von Verträgen – die jetzt noch optional
ist – mit denselben Interessen im Vordergrund umgesetzt werden.

Diese Vorbehalte gründen auf Aussagen im Bericht, beispielsweise dass das optionale
Instrument „ein sehr hohes Niveau des Verbraucherschutzes vorsehen muss, um
Verbraucher für den Schutz zu entschädigen, den sie normalerweise nach den Regeln ihres
einzelstaatlichen Rechts genießen würden“. Der Bericht betont ferner, dass das auf EU-Ebene
vorgeschlagene Instrument, das für alle Verträge in der Europäischen Union gleichermaßen
gilt, auch in sehr allgemeiner Form dargestellt ist.

Ilda Figueiredo (GUE/NGL),    schriftlich. – (PT) Dies ist ein eindeutig neoliberaler Bericht,
der sich an den Interessen der Unternehmen – insbesondere großer Unternehmen –
orientiert, da es in einem völlig liberalisierten Binnenmarkt die Mächtigen sind, die am
meisten gewinnen, trotz der Propaganda über den Schutz der kleinen und mittleren
Unternehmen und Verbraucher. All dies ist jedoch ein Versuch, das Produkt schön
darzustellen, um seine wahren Gefahren vor der Wählerschaft zu verbergen. Daher stimmen
wir nicht für diesen Bericht.
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Er befürwortet auch ein Instrument auf EU-Ebene, wenn auch optional, das für alle Verträge
in der Europäischen Union gleichermaßen gilt, und das auch in sehr allgemeiner Form
dargelegt ist.-

Im Bericht heißt es unter anderem:

– „unterstützt Maßnahmen, die die verschiedenen Hindernisse für diejenigen, die
grenzüberschreitende Geschäfte im Binnenmarkt abschließen wollen, beseitigen und ist
der Ansicht, dass das Vorhaben „Europäisches Vertragsrecht“ zusammen mit anderen
Maßnahmen nützlich für die Verwirklichung des vollen Potenzials des Binnenmarktes sein
könnte“;-

- „ist der Ansicht, dass sowohl Unternehmerverträge als auch Verbraucherverträge erfasst
werden sollten; betont, dass das optionale Instrument ein sehr hohes Niveau des
Verbraucherschutzes vorsehen muss, um Verbraucher für den Schutz zu entschädigen,
den sie normalerweise nach den Regeln ihres einzelstaatlichen Rechts genießen würden;
fordert weitere Erklärungen, wie dies erreicht werden könnte“.----

Monika Flašíková Beňová (S&D),    schriftlich. – (SK) Vertragsrecht regelt und organisiert
Transaktionen innerhalb des Binnenmarktes. Das richtige weitere Vorgehen im Bereich
des Vertragsrechts zu wählen, kann einen bedeutenden Beitrag zur Verbesserung des
Funktionierens des Binnenmarktes und zur Eröffnung seines vollen Potenzials für
Unternehmen (insbesondere für KMU) und Verbraucher leisten. Bedenkt man, dass jede
Initiative im Bereich des Vertragsrechts sich klar an den tatsächlichen Bedürfnissen und
Problemen von Unternehmen und Verbrauchern orientieren muss, vertrete ich die
Auffassung, dass jede Rechtfertigung auf diesem Gebiet auf praktische Beweise in Bezug
auf die gegenwärtige Situation im Vertragsrecht und etwaiger Schwierigkeiten, die
Unternehmen und Verbraucher, insbesondere in grenzüberschreitenden Transaktionen,
erfahren, gestützt werden muss. Die breite und ausgeglichene Einbeziehung der
Interessengruppen ist von grundlegender Bedeutung. Dies wird im Legislativverfahren,
dessen Inklusivität und Transparenz mit allen Mitteln gesichert werden muss, wesentlich
sein. Wir benötigen eine umfassende und breitgefächerte Folgenabschätzung, die ein breites
Spektrum politischer Optionen prüft und sich auf praktische Aspekte des Funktionierens
eines optionalen Instruments konzentriert.

Bruno Gollnisch (NI),    schriftlich. – (FR) Der Vorschlag von Frau Wallis bedeutet nichts
anderes als die Schaffung eines 28. Rechtssystems, zusätzlich zum nationalen Recht, das
es in der Praxis ersetzen will; die Worte „Harmonisierung“ und „Standardisierung“ der
Rechtsvorschriften sind jetzt im europäischen politischen Kontext gefürchtet. Dieses neue
europäische Recht soll Hindernisse für den grenzüberschreitenden Handel beseitigen, die
aus den Unterschieden zwischen den nationalen Rechtssystemen entstehen. Das Problem
ist, das nichts in Frau Wallis' Bericht das objektive Vorhandensein derartiger Hindernisse
und somit eines Problems, das gelöst werden muss, beweist. Infolgedessen rechtfertigt
nichts, mit Ausnahme des Willens, eine neue Methode zur Aufzwingung supranationaler
Rechtsvorschriften einzuführen, einen solchen Standpunkt. Außerdem würde ein solches
Recht die reale Gefahr laufen, dazu benutzt zu werden, nationale Schutzbestimmungen
zu umgehen, insbesondere in Bezug auf Verbraucherrechte. Aus diesem Grund habe ich
gegen diesen Bericht gestimmt.

Juozas Imbrasas (EFD),    schriftlich. – (LT) Ich habe mich bei der Abstimmung über diesen
Bericht enthalten, da der Berichterstatterin zufolge die Komplexität der Vertragsbeziehungen
eines der wichtigsten Hindernisse für Verbraucher und KMU im Zusammenhang mit dem
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Binnenmarkt ist. Daher der Vorschlag, ein gemeinsames europäisches Vertragsrecht
einzuführen, das den Verbrauchern nützen würde und dabei helfen würde, eine Steigerung
des grenzüberschreitenden Handels im Binnenmarkt zu gewährleisten. Der Berichterstatterin
zufolge sollte es allen Parteien, sei es in Unternehmer-Unternehmer-Transaktionen (B2B)
oder in Unternehmer-Verbraucher-Transaktionen (B2C) freigestellt sein, das optionale
Instrument als Alternative zu einzelstaatlichem oder internationalem Recht zu wählen
oder abzuwählen (opt-in). Es muss darauf geachtet werden, dass sichergestellt ist, dass das
optionale Instrument den Verbrauchern und KMU in Anbetracht ihrer Position als
schwächerer Handelspartner Schutz bietet, und dass jedwede Verwirrung bei der Rechtswahl
vermieden wird. Ich habe mich der Stimme enthalten, da die EU vor kurzem die
Rom-I-Verordnung angenommen hat, die diesen Bereich regelt und die Verbraucherrechte
gut verteidigt, während dieser Vorschlag rein auf der Situation in Großbritannien basiert
und nur zu Verwirrung und mehr Bürokratie führen würde.

Edvard Kožušník (ECR),    schriftlich. – (CS) Ich unterstütze den Vorschlag zur Schaffung
eines völlig neuen Rechtsinstruments in Form eines europäischen Vertragsrechts nicht.
Die Einführung dieses Instruments ist der erste Schritt zur Einführung eines europaweiten
Zivilrechts, welches das Vertragsrecht der einzelnen Mitgliedstaaten nach und nach ersetzen
würde. Das vorgeschlagene Konzept mag von der freiwilligen Anwendung dieses
Instruments sprechen, dennoch weist vieles klar darauf hin, dass die Freiwilligkeit nur eine
Art Vorstufe zu einer anschließenden verbindlichen Anwendung in grenzüberschreitenden
Vertragsbeziehungen ist. Wenn dieses Instrument geschaffen wird, werden wir einen völlig
neuen Typ supranationalen Rechts einführen, der im Grenzbereich zwischen EU-Recht
und internationalem Privat- und Handelsrecht angesiedelt sein wird, ganz zu schweigen
davon, dass das Mandat zur Schaffung eines europäischen Vertragsrechts für Verbraucher
und Unternehmen keine ausreichende Grundlage im Primärrecht der Union hat. Wir sollten
uns daher an ein Standardinstrument halten, für das es eine ausreichende Rechtsgrundlage
im Primärrecht in der Form von Harmonisierung gibt.

Agnès Le Brun (PPE),    schriftlich. – (FR) Wenn es um die Umsetzung des gemeinsamen
Marktes geht, sollten wir uns nicht damit begnügen, die eindeutigen Hindernisse zwischen
den Mitgliedstaaten der Union zu beseitigen. Um die Früchte eines effektiven integrierten
Markts zu genießen, müssen auch die indirekten Ursachen angegangen werden, welche
die grenzüberschreitenden Bestrebungen unserer Mitbürger dämpfen. Neben einer Reihe
administrativer Schwierigkeiten stehen europäische Unternehmer allzu oft vor dem
Problem, dass in den Mitgliedstaaten sehr unterschiedliche vertragliche Regelungen gelten.
Diese Hindernisse sind insbesondere für KMU schwer zu überwinden, die dennoch das
wirksamste Werkzeug zur Förderung des Wachstums sind. Daher hat die Europäische
Kommission ein Grünbuch zu dem Thema vorgelegt und eine umfassende öffentliche
Konsultation durchgeführt. Ich habe für diese Entschließung des Parlaments gestimmt, da
es mit dem Vorschlag eines Instruments, das neben nationalem Recht steht und
grenzüberschreitenden Handel erleichtern würde, einen vernünftigen Ansatz gewählt hat.
Dieser „europäische Vertrag“ wäre optional, würde einhergehen mit einem Instrument zur
Erläuterung der Verwendung, und er würde einen stärkeren Schutz der Verbraucher fördern.

David Martin (S&D),    schriftlich. – Ich habe gegen diesen Bericht gestimmt.

Clemente Mastella (PPE),    schriftlich. – (IT) Unterschiede im europäischen Vertragsrecht
führen dazu, dass Unternehmen davon abgehalten werden, sich im grenzüberschreitenden
Handel zu betätigen, und verhindern, dass sie von Chancen und Gewinnen, die der
Binnenmarkt bietet, profitieren. Folglich werden die Verbraucher auch durch eine begrenzte
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Produktauswahl, höhere Preise und geringere Qualität aufgrund schwachen
grenzüberschreitenden Wettbewerbs benachteiligt. In diesem Zusammenhang möchten
wir einige Neuerungen einführen, einschließlich Unternehmerverträge und
Verbraucherverträge, die durch ein optionales Instrument geregelt werden, das den Parteien
eine größere Auswahl verschafft, und die Einführung eines Mechanismus zur Überwachung
und Überarbeitung, um zu gewährleisten, dass das optionale Instrument mit den
Bedürfnissen des Marktes und mit rechtlichen und wirtschaftlichen Entwicklungen Schritt
hält. Die Einfachheit und Anwendungsbereitschaft sollte ein Kernziel sein. Bestimmungen
zum Verkauf beweglicher Sachen und die Erbringung von Dienstleistungen sollten Vorrang
genießen. Schließlich würde eine Form von Vertrauenssiegelsystem ein gesteigertes
Vertrauen der Verbraucher gewährleisten. Das richtige weitere Vorgehen im Bereich des
Vertragsrechts zu wählen, kann einen bedeutenden Beitrag zur Verbesserung des
Funktionierens des Binnenmarktes und zur Eröffnung seines vollen Potenzials für
Unternehmen, insbesondere für KMU, und Verbraucher leisten.

Miguel Portas (GUE/NGL),    schriftlich. – (PT) Obwohl ich denke, dass noch eine Menge
in Sachen KMU und Verbraucherrechten zu tun ist, ist dieser Bericht ein erster Schritt zur
Vereinfachung des grenzüberschreitenden Handels zwischen KMU.

Arlene McCarthy (S&D),    schriftlich. – Europäische Labour-Abgeordnete wollen
Verbesserungen im Binnenmarkt sehen und grenzüberschreitende Transaktionen für
Verbraucher und kleine Unternehmen vereinfachen. Verbraucher- und
Unternehmensverbände haben jedoch Frau Wallis' Vorschlag für ein optionales Instrument
des Vertragsrechts geschlossen abgelehnt. Sie behaupten, dass Regeln des nationalen
Vertragsrechts kein Faktor sind, der die Einstellung der Verbraucher zum Kaufen in einem
anderen Mitgliedstaat beeinflusst. Es gibt in der Tat andere wirkliche Hindernisse für
grenzüberschreitenden Handel, wie administrative und kulturelle Unterschiede und einen
Mangel an effektiven Rechtsbehelfen für Verbraucher. Frau Wallis hat keinen überzeugenden
Beweis für den Bedarf an einem optionalen Instrument erbracht. Ein solcher Vorschlag
könnte allerdings sogar bestehende Verbraucherrechte untergraben.

Wir müssen uns Zeit nehmen und die sieben Optionen im Grünbuch bewerten und eine
auf Nachweisen beruhende Entscheidung auf der Grundlage klarer Folgenabschätzungen
treffen. Ebenso können wir den Instrument-gestützten Ansatz der EKR nicht akzeptieren
ohne ausreichenden Nachweis und Folgenabschätzung um zu beweisen, dass dies der beste
Weg ist, die Verbraucher zu schützen und die Unternehmen zu unterstützen. Wir sind es
unseren Verbrauchern und Unternehmen schuldig, die richtige Entscheidung für sie zu
treffen und zu gewährleisten, dass jede Veränderung im Recht, die ihre Rechte betrifft,
gründlich durchdacht ist.

Nuno Melo (PPE),    schriftlich. – (PT) Vertragsrecht regelt und organisiert Transaktionen
innerhalb des Binnenmarktes, sein Potenzial für die Behinderung oder Erleichterung dieser
Transaktionen ist daher offensichtlich. Das richtige weitere Vorgehen im Bereich des
Vertragsrechts zu wählen, kann einen bedeutenden Beitrag zur Verbesserung des
Funktionierens des Binnenmarktes und zur Eröffnung seines vollen Potenzials für
Unternehmen, insbesondere für KMU, und Verbraucher leisten.

Es ist darauf hinzuweisen, dass das Parlament in seinen verschiedenen Entschließungen in
dieser Angelegenheit wiederholt den Nutzen eines verbesserten Rahmens des Vertragsrechts
für den Binnenmarkt anerkannt hat, darüber hinaus die Idee eines Gemeinsamen
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Referenzrahmens begrüßt und auf der engen Einbeziehung seiner selbst und der betroffenen
Interessengruppen bestanden hat.

Alexander Mirsky (S&D),    schriftlich. – Am 1. Juli 2010 hat die Kommission ein Grünbuch
zu Optionen für die Einführung eines europäischen Vertragsrechts für Verbraucher und
Unternehmen vorgelegt. Die Optionen beinhalten nicht zwingende Optionen, eine
28. Regelung genannte Opt-in-Regelung, die (wegen des Widerstands des Rats und der
Unmöglichkeit der plötzlichen Verschmelzung nationaler Rechtstraditionen)
unwahrscheinliche Angleichung nationaler Rechtsnormen und die Option der Schaffung
eines eigenständigen europäischen Zivilgesetzbuchs. Ich unterstütze den Bericht
uneingeschränkt, insbesondere im Zusammenhang mit Menschenrechtsverletzungen in
der Republik Lettland. Ich habe dafür gestimmt.

Andreas Mölzer (NI),    schriftlich. − Ein europäisches Vertragsrecht soll für einen besser
funktionierenden Binnenmarkt sorgen, wobei im vorliegenden Bericht insbesondere auf
das Potential für KMU und Verbraucher hingewiesen wird. Die diesbezüglichen
Bemühungen, einen gemeinsamen Rechtsrahmen zu finden, laufen seit 1989. 2008 wurde
seitens der EU-Kommission ein Vorschlag für die Richtlinie über die Rechte der Verbraucher
unterbreitet. Weitaus wichtiger ist für Europas Verbraucher, dass der Verbraucherschutz
auf EU-Ebene verbessert wird. Und zwar nicht in Form von entmündigenden Aktionen
wie einst im Rahmen des Überziehungsrahmens beim Konto vorgesehen, sondern
insbesondere hinsichtlich unlauterer Geschäftspraktiken, Abzocke und Co.

Ob ein europäisches Vertragsrecht einen besseren Zugang für kleine Unternehmen schafft,
darf bezweifelt werden, da ja Untersuchungen zufolge sich vor allem mittlere bis große
Einzelhandelsunternehmen am grenzüberschreitenden Einzelhandel beteiligen, was neben
dem bürokratischen Aufwand auch an den Kosten liegt. Im grenzüberschreitenden
Online-Handel bestehende Probleme werden wohl noch länger existieren. Auch ist nicht
eindeutig belegt, dass tatsächlich eine Vereinheitlichung notwendig ist. Ich stimme im
Zweifel für das Subsidiaritätsprinzip, also gegen den Bericht Wallis.

Franz Obermayr (NI),    schriftlich. − Europa als Europa der Bürger kann nur als Europa
der Vaterländer, der Subsidiarität und der nationalen Souveränität funktionieren. Bisher
scheint ein europäisches Vertragsrecht nicht notwendig zu sein, und wenn eine Regelung
nicht notwendig ist, soll sie auch nicht getroffen werden. Zudem halte ich diesen Bericht
für ein Ablenkungsmanöver, da davon abgelenkt werden soll, dass der wesentlich wichtigere
EU-weite Verbraucherschutz leider immer noch verbesserungsbedürftig ist. Daher stimme
ich gegen diesen Bericht.

Rolandas Paksas (EFD),    schriftlich. – (LT) In der Europäischen Union muss ein einheitliches
Vertragsrechtssystem gelten. Vor allem würden dadurch Hindernisse, denen Verbraucher
und KMU im Binnenmarkt im Zusammenhang mit der Komplexität von
Vertragsbeziehungen häufig gegenüberstehen, beseitigt. Außerdem würde ein gemeinsames
europäisches Vertragsrecht mehr grenzüberschreitenden Handel im Binnenmarkt
gewährleisten. Die derzeit geltende Rom-I-Verordnung ist ein geeignetes Rechtsinstrument,
das für ein hohes Maß an Schutz der schwächeren Vertragspartei sorgt. Die Bestimmungen
dieser Verordnung schützen die Verbraucher, wenn sie Unternehmen in anderen
Mitgliedstaaten, mit denen sie einen Vertrag abgeschlossen haben, in Regress nehmen
möchten. Da in diesem Bereich in der Europäischen Union bereits ein gut funktionierender
gesetzlicher Regulierungsmechanismus in Kraft ist, unterstütze ich diese Entschließung
zu Optionen für die Einführung eines Europäischen Vertragsrechts für Verbraucher und
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Unternehmen nicht, die ein neues optionales Instrument schaffen würde, das bei
Unternehmerverträgen und Verbraucherverträgen anzuwenden wäre. Es ist darauf
hinzuweisen, dass die neue Verordnung zu großer Verwirrung und einem Mangel an
Klarheit auf diesem Gebiet führen würde. Darüber hinaus würde ihre Umsetzung zusätzliche
Mittel und mehr Bürokratie erfordern.

Alfredo Pallone (PPE),    schriftlich. – (IT) Unterschiede im Vertragsrecht in den
Mitgliedstaaten schaffen strukturelle Probleme, die Unternehmen und Verbraucher
abschrecken. Frau Wallis' Entschließungsantrag befürwortet die Schaffung eines optionalen
Instruments für europäisches Vertragsrecht für Verbraucher und Unternehmen mittels
einer allgemeinen Verordnung, und daher habe ich für den Text gestimmt. Außerdem
würde das Instrument nicht das Vertragsrecht der Mitgliedstaaten ersetzen, sondern nur
dabei helfen, eine bessere Auswahl von Vertragsmodellen zwischen den Parteien mit Hilfe
von auf allgemeinen Grundsätzen, Definitionen und Musterregelungen sowohl für
Unternehmer- als auch für Verbraucherverträge basierenden Beispielen zu gewährleisten,
ohne gegen die Grundsätze der Subsidiarität und der Verhältnismäßigkeit zu verstoßen.

Georgios Papanikolaou (PPE),    schriftlich. – (EL) Ich habe für den Bericht über die
Schaffung eines europäischen Vertragsrechts für Verbraucher und Unternehmen gestimmt,
das dabei helfen wird, grenzüberschreitende Transaktionen zu erleichtern und den
Binnenmarkt zu stärken, insbesondere für KMU und Verbraucher. Die Unterschiede im
Vertragsrecht zwischen den verschiedenen Mitgliedstaaten bremsen KMU, die
grenzüberschreitende Transaktionen tätigen wollen. Wir müssen ein flexibles Verfahren
verabschieden, das KMU und Verbrauchern Sicherheit verschafft und dabei hilft, die Rechte
der Parteien zu schützen. Daher ist die Schaffung eines optionalen Instruments, das als
Standard für KMU neben nationalen Rechtsvorschriften eingesetzt wird und die Optionen
der Parteien erweitert, die richtige Strategie.

Maria do Céu Patrão Neves (PPE),    schriftlich. – (PT) Ich habe für diesen Bericht über
Optionen für die Einführung eines Europäischen Vertragsrechts für Verbraucher und
Unternehmen gestimmt. Vertragsrecht regelt und organisiert Transaktionen innerhalb des
Binnenmarktes, sein Potenzial für die Behinderung oder Erleichterung dieser Transaktionen
ist daher offensichtlich.

Das richtige weitere Vorgehen im Bereich des Vertragsrechts zu wählen, kann einen
bedeutenden Beitrag zur Verbesserung des Funktionierens des Binnenmarktes und zur
Eröffnung seines vollen Potenzials für Unternehmen, insbesondere für KMU, und
Verbraucher leisten. Ich möchte die Notwendigkeit einer breiten und ausgeglichenen
Einbeziehung der Interessengruppen betonen. Die gegenwärtige Arbeitsmethode der
Kommission mit der Einbeziehung einer Gruppe von Experten und Interessenvertretern
gewährleistet bereits die Mitwirkung von betroffenen Parteien. Es ist jedoch wichtig zu
betonen, dass die Konsultationsphase des Verfahrens noch nicht beendet ist, und das
Legislativverfahren als solches noch nicht begonnen hat. Die Einbeziehung der
Interessengruppen wird im Legislativverfahren, dessen Inklusivität und Transparenz mit
allen Mitteln gesichert werden muss, von wesentlicher Bedeutung sein.-

Phil Prendergast (S&D),    schriftlich. – Die EU kann nicht behaupten, ein Binnenmarkt
zu sein, wenn es noch immer Handelshemmnisse gibt. Die immensen Kosten im
grenzüberschreitenden Handel stellen ein ernsthaftes Hindernis dar. Mit Rechtskosten,
Übersetzungskosten und Durchführungskosten kann es ein Unternehmen 15 000 EUR
kosten, sich auf den Markt für elektronischen Handel nur eines Mitgliedstaats zu begeben.
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Einer 2008 durchgeführten Befragung für das Flash Eurobarometer zufolge sehen bis
zu 60 % der Einzelhändler dieses Hindernis als großes Problem. Wenn Gesetze zur Regelung
von Verbrauchertransaktionen EU-weit harmonisiert würden, würden KMU und
Verbraucher in allen Mitgliedstaaten davon profitieren. Die Beseitigung dieser Hindernisse
würde mehr KMU ermutigen, das Potenzial des elektronischen Handels zu nutzen. KMU
sind in zahlreichen Mitgliedstaaten von entscheidender Bedeutung für den wirtschaftlichen
Aufschwung. Irlands Rückkehr zum Wachstum ist exportgestützt. Die Beseitigung von
Hindernissen beim Zugang zum EU-Markt ist ein zentraler Faktor. Die Ergebnisse und
Empfehlungen dieses Berichts zeigen auch das Potenzial für großen Nutzen für die
Verbraucher. Wenn der grenzüberschreitende Handel zunimmt, erhalten die Verbraucher
eine größere Auswahl an Produkten und wettbewerbsfähigere Preise.

Paulo Rangel (PPE),    schriftlich. – (PT) Eine der dringendsten Fragen im EU-Recht betrifft
die Harmonisierung des Vertragsrechts. Einerseits besteht offenbar Bedarf an einer größeren
inneren Kohärenz, damit Unternehmen vom Potenzial des gemeinsamen Markts profitieren
können ohne befürchten zu müssen, dass es Regelungen in einem bestimmten ausländischen
Rechtssystem geben kann, die sie nicht in Erwägung gezogen hatten und auf die sie nicht
vorbereitet waren, was ein wirkliches Problem war. Andererseits besteht jedoch bei
Mitgliedstaaten ein gewisser Widerstand, ihre gesetzlichen Regelungen aufzugeben, was
kaum überraschend ist, da diese über Jahrhunderte hinweg entstanden sind und in der
jeweiligen Bevölkerung allgemein bekannt sind.

Mithin hat die Kommission in ihrem Grünbuch vom 1. Juli 2010 verschiedene Lösungen
für rechtliche Modelle von nicht zwingenden Rechtsinstrumenten bis hin zu einem
europäischen Zivilgesetzbuch vorgelegt. Von den verschiedenen Hypothesen befürwortet
das Europäische Parlament die Schaffung eines optionalen Instruments in Form einer
Verordnung, das in erster Linie grenzüberschreitende Transaktionen regelt und das
potenziell auch für interne Verträge genutzt werden kann, wenn auch optional. Dies halte
ich ebenfalls für eine vernünftige Lösung, daher habe ich dafür gestimmt.-

Raül Romeva i Rueda (Verts/ALE),    schriftlich. – Ich stimme dafür. Dieser Bericht soll
auf das jüngste Grünbuch der Kommission zum europäischen Vertragsrecht reagieren und
die Prioritäten des Parlaments in diesem Bereich darlegen. Der potenzielle Nutzen des
europäischen Vertragsrechts für den Binnenmarkt ist im interinstitutionellen Rahmen und
mit der breiten Öffentlichkeit seit vielen Jahren diskutiert worden. Das Parlament selbst
äußerte sich erstmals im Jahr 1989 zu diesem Thema. Die Kommission hat die Diskussion
durch die Veröffentlichung ihrer Mitteilung von 2001 ausgeweitet, die sich auf mögliche
Probleme, die aus unterschiedlichen Vertragsrechtsregimen im Binnenmarkt entstehen
könnten, und auf mögliche Handlungsoptionen konzentriert. Auf der Grundlage der
Antworten auf diese Anhörung hat die Kommission im Jahr 2003 einen Aktionsplan
vorgelegt, der unter anderem die Erarbeitung eines Gemeinsamen Referenzrahmens mit
Begriffsbestimmungen, gemeinsamen Grundsätzen und Mustervorschriften vorschlägt,
um die Qualität und Kohärenz des europäischen Vertragsrechts zu verbessern. In einer
weiteren Mitteilung von 2004 hat die Kommission das weitere Vorgehen in Bezug auf den
Aktionsplan festgelegt und auch die Überprüfung des gemeinsamen Besitzstands der
Europäischen Union in diesem Bereich vorgeschlagen. 2008 hat sie einen Vorschlag für
die Richtlinie über die Rechte der Verbraucher unterbreitet.

Nikolaos Salavrakos (EFD),    schriftlich. – (EL) Meines Erachtens müssen wir das
Funktionieren des Binnenmarkts verbessern und jeden Weg prüfen, der Unternehmen,
insbesondere KMU, und Verbrauchern zugute kommt. In diesem Rahmen ist der Bericht
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von Frau Wallis ein Schritt in die richtige Richtung: Er befasst sich mit den negativen
Auswirkungen der Unterschiede im Vertragsrecht im Binnenmarkt auf Verbraucher und
Unternehmen und mit dem Nutzen eines verbesserten Rahmens des Vertragsrechts für
den Binnenmarkt. Um dies zu erreichen müssen wir einen benutzerfreundlichen, flexiblen,
klaren Rechtsakt schaffen, der soweit möglich für die Mitgliedstaaten verbindlich ist und
der Rechtssicherheit für Vertragsparteien erleichtert und schafft, ohne in nationales Recht
einzugreifen und ohne den finanziell Schwächeren zu benachteiligen.

Catherine Stihler (S&D),    schriftlich. – Ich bin enttäuscht, dass dieser Bericht vom
Parlament angenommen wurde. Ich konnte ihn nicht unterstützen, da er in Reaktion auf
ein Grünbuch der Kommission zu viele Optionen für die Zukunft eines europäischen
Vertragsrechts ausgeschlossen hat und es unterlassen hat, eine Folgenabschätzung der
vollen Kosten und Auswirkungen jeder einzelnen Option der Kommission zu fordern.

Marc Tarabella (S&D),    schriftlich. – (FR) Bisher gibt es kein europäisches Vertragsrecht,
obwohl die Option eines solchen Rechts seit über 20 Jahren in den europäischen
Institutionen diskutiert wird. Die Kommission beabsichtigt nun, mittels einer Verordnung
die Einführung eines optionalen Instruments vorzuschlagen, allgemein als „28.
Rechtssystem“ bezeichnet, das grenzüberschreitende Verträge regeln könnte.

Auch wenn die Intention, das Vertragsrecht zu vereinfachen und grenzüberschreitenden
Handel auszuweiten, lobenswert ist, so bezweifle ich doch die Zweckmäßigkeit dieses
Ansatzes. Es besteht nämlich ein hohes Risiko, dass nationale Rechtsvorschriften, die für
ein Höchstmaß an Schutz für den Verbraucher sorgen, umgangen werden. Daher habe ich
entschieden, mich bei der Abstimmung über diesen Eigeninitiativbericht zu enthalten, bis
der Vorschlag der Kommission für eine Verordnung zu diesem Thema vorliegt.

Nuno Teixeira (PPE),    schriftlich. – (PT) Eine Folge der Umsetzung des Binnenmarkts ist
eine zunehmende Zahl von potenziellen Verbrauchern in der Europäischen Union. Bis
heute hat jedoch keine Harmonisierung der Vorschriften für Verträge für Verbraucher und
Unternehmen auf EU-Ebene stattgefunden. Dies führt zu ständigen Hemmnissen für die
volle Umsetzung des Binnenmarkts aufgrund von Unterschieden im Recht auf nationaler
Ebene und aufgrund der Uneinheitlichkeit des Verbraucherrechts selbst.

Der Vorschlag des Berichts geht dahin, die Durchführbarkeit eines optionalen Instruments
in diesem Bereich, das mit einer Verordnung formalisiert und um ein Instrumentarium
ergänzt wird, zu analysieren, das es ermöglichen würde, Rechtssicherheit und Sicherheit
zu gewährleisten. Mit einem solchen Instrument würde der Binnenmarkt reibungsloser
funktionieren, es würde Unternehmen und Verbrauchern zugute kommen und von Vorteil
für die Rechtssysteme der Mitgliedstaaten selbst sein.

Aus diesen Gründen habe ich für diesen Bericht gestimmt, und ich unterstütze einen
Vorschlag der Europäischen Kommission zu diesem Thema, der künftig das Europäische
Parlament und auch Betroffene aus Wirtschaft und Zivilgesellschaft einbezieht.-

Rafał Trzaskowski (PPE),    schriftlich. – (PL) Die Tatsache, dass wir 27 Rechtssysteme
haben, gehört zu den größten Hindernissen für Unternehmer und Verbraucher in der EU,
die die Vorteile des Binnenmarkts nutzen wollen. Die laufenden Arbeiten zur Einführung
eines alternativen europäischen Vertragsrechts erfüllen mich mit Optimismus, insbesondere
im Zusammenhang mit der Digitalen Agenda der EU und dem Potenzial des elektronischen
Handels für den Binnenmarkt.

08-06-2011Verhandlungen des Europäischen ParlamentsDE212



Angelika Werthmann (NI),    schriftlich. − Die Berichterstatterin spricht sich für ein
optionales Instrument aus. Verbraucherschutzorganisationen äußern sich bereits sehr
skeptisch über die Bearbeitung der Thematik in der EU. Zum einen wird der ursächliche
Zusammenhang zur Basis des künftigen Vertragsrechtes in Frage gestellt, aber vorrangig
wird die eine zusätzliche Verkomplizierung des rechtlichen Umfeldes befürchtet. Eine
'Toolbox' wird zum derzeitigen Zeitpunkt bevorzugt, da diese der derzeitigen Notwendigkeit
genügen würde und spezielle Bestimmungen zu den häufigsten Vertragsarten eine
tatsächliche Hilfe für die Verbraucher darstellen würden. Allerdings sollten zum
gegenwärtigen Zeitpunkt alle Optionen offen gehalten und geprüft werden.

Iva Zanicchi (PPE),    schriftlich. – (IT) Ich habe für den von Frau Wallis vorgelegten Bericht
gestimmt. Die aus den Unterschieden im Vertragsrecht der Mitgliedstaaten entstehenden
Probleme schrecken Unternehmen, insbesondere KMU, davon ab, sich am
grenzüberschreitenden Handel zu beteiligen, und verhindern, dass sie von den Chancen
und Vorteilen, die der Binnenmarkt bietet, profitieren. Der Text, über den heute abgestimmt
wurde, zielt darauf ab, ein optionales Instrument für ein europäisches Vertragsrecht in
Form einer Verordnung zu schaffen. Dieses optionale Instrument würde neben dem
jeweiligen Vertragsrecht der Mitgliedstaaten stehen als alternative Option, für die sich die
Vertragsparteien frei entscheiden können.

Tadeusz Zwiefka (PPE),    schriftlich. – (PL) Sechzig Prozent der Internet-Transaktionen
innerhalb der Europäischen Union schlagen fehl, vor allem weil die an solchen
Transaktionen beteiligten Parteien Angst vor den ihnen nicht vertrauten Rechtssystemen
anderer Mitgliedstaaten haben. Vor diesem Hintergrund werden zahlreiche Bürgerinnen
und Bürger der EU der Möglichkeit beraubt, den Online-Markt zu nutzen. In diesem Fall
beeinträchtigen die Unterschiede zwischen den Rechtssystemen der Mitgliedstaaten das
reibungslose Funktionieren des Binnenmarktes. Ich bin daher ebenfalls der Ansicht, dass
ein optionales Instrument, oder ein „28. Rechtssystem“, gute Chancen hat, die Erschließung
des Potenzials des europäischen Binnenmarkts im Bereich elektronischer Handel und die
Ausweitung des Marktes für Unternehmer zu unterstützen, während ein gleicher Zugang
zu Gütern und Dienstleistungen für Verbraucher gewährleistet wird.

Bericht: Anna Rosbach (A7-0175/2011)

Luís Paulo Alves (S&D),    schriftlich. – (PT) Ich stimme für diesen Bericht, da er eine Reihe
von Bedenken enthält, die von der Fraktion der Progressiven Allianz der Sozialisten &
Demokraten im Europäischen Parlament (S&D) hervorgehoben wurden, indem er die
Grenzen des Bruttoinlandsprodukts (BIP) und die Notwendigkeit anerkennt, zusätzliche
Indikatoren zur Messung des mittel- und langfristigen wirtschaftlichen und sozialen
Fortschritts miteinzubeziehen. Des Weiteren möchte ich die Aufmerksamkeit auf die
Einführung eindeutiger und messbarer Indikatoren lenken, die den Klimawandel, die
biologische Vielfalt, die effiziente Nutzung von Ressourcen und die soziale Eingliederung
berücksichtigen, was zu einer integrativeren, auf Wissen basierenden Gesellschaft und zu
geringeren Kohlenstoffemissionen führen könnte.

Laima Liucija Andrikienė (PPE),    schriftlich. – (LT) Ich habe für diese Entschließung über
„Das BIP und mehr – Die Messung des Fortschritts in einer Welt im Wandel‟ gestimmt.
Das BIP ist ein Indikator der wirtschaftlichen Marktaktivität, der zu einem Standard-Maßstab
geworden ist, der von politischen Entscheidungsträgern weltweit eingesetzt wird. Es muss
hervorgehoben werden, dass das BIP ein Maßstab für die Produktion ist und
Umweltverträglichkeit, Ressourceneffizienz, soziale Eingliederung oder sozialen Fortschritt
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im Allgemeinen nicht widerspiegelt. Darüber hinaus kann es insofern irreführend sein,
dass Abhilfemaßnahmen infolge bestimmter Ereignisse, wie z. B. Unfälle und
Naturkatastrophen, als Beihilfen statt als Kosten behandelt werden. Daher begrüße ich die
in der Entschließung dargelegte Bestimmung, dass wir zusätzliche Indikatoren zur Messung
des mittel- und langfristigen wirtschaftlichen und sozialen Fortschritts erarbeiten und
eindeutige und messbare Indikatoren etablieren müssen, die Informationen über den
Klimawandel, die biologische Vielfalt, die Ressourceneffizienz und die soziale Eingliederung
liefern. Des Weiteren müssen wir Indikatoren erarbeiten, die die Haushaltsebene genauer
widerspiegeln: Einkommen, Verbrauch und Wohlstand. Daher ist es wichtig, ein Instrument
zur Ergänzung des BIP zu erarbeiten. Es sollte so erarbeitet werden, dass es auf praktische
Art und Weise angewandt werden kann, wobei eindeutig festgelegte Indikatoren verwendet
werden und auf qualitativ hochwertige Daten vertraut wird.

Roberta Angelilli (PPE),    schriftlich. – (IT) Das Bruttoinlandsprodukt ist der bekannteste
Maßstab für die gesamtwirtschaftliche Aktivität. Es wurde in den 1930ern entwickelt und
von politischen Entscheidungsträgern in Diskussionen als ein Indikator für das Wachstum
in deren Ländern verwendet. Angesichts des immer stärker ansteigenden Grades der
gegenseitigen Abhängigkeit zwischen wirtschaftlichen, sozialen und
Umweltangelegenheiten mangelt es dem BIP heutzutage an vielem, da es wichtige soziale
Faktoren, wie z. B. Wohlergehen, soziale Eingliederung, Klimawandel oder
Ressourceneffizienz nicht erfasst. Daher besteht in einem Kontext, in dem der
Zusammenhang zwischen einer Reihe nichtmarktbestimmter Maßnahmen und dem BIP
nicht mehr automatisch hergestellt wird, die Notwendigkeit, zusätzliche eindeutige und
messbare, mittel- und langfristige Indikatoren zu erarbeiten, die die Vergleichbarkeit von
Ländern und Regionen gewährleisten und die dazu genutzt werden können, künftige
Entwicklungen zu planen und Strategien zu entwerfen.

Elena Oana Antonescu (PPE),    schriftlich. – (RO) Ich möchte die Annahme eines klar
definierten Messsystems unterstützen, das über das BIP hinausgehen wird, indem es das
BIP im Zusammenhang des Treffens und Bewertens von Entscheidungen in gewisser
Hinsicht ergänzt. Das BIP ist ein Indikator der wirtschaftlichen Marktaktivität, der zu einem
Maßstab geworden ist, der von politischen Entscheidungsträgern eingesetzt wird. Die
Notwendigkeit, Daten und Indikatoren zur Ergänzung des BIP als Teil der Bewertung der
allgemeinen Entwicklung der Gesellschaft zu verbessern, wird von allen internationalen
Institutionen immer mehr anerkannt. Dieser Bericht betont die Notwendigkeit des Messens
der Lebensqualität in den Gesellschaften. Das Erzielen und Aufrechterhalten einer guten
Lebensqualität beinhaltet wichtige Faktoren, wie z. B. Gesundheit, Bildung, Kultur,
Beschäftigung, Wohnraum und Umweltbedingungen. Ich unterstütze die Einführung eines
soliden Rechtsrahmens für europäische umweltökonomische Gesamtrechnungen und
bestätige die Notwendigkeit, zuverlässige, harmonisierte Statistiken zu erarbeiten.

Pino Arlacchi (S&D),    schriftlich. – Ich habe für diesen Bericht gestimmt, da er die
Bedeutung betont, sich bezüglich der Einrichtung eines kohärenten, „über das BIP
hinausgehenden Systems“, auf einen systemischen Ansatz zu einigen, um zu einer
verbesserten politischen Analyse beizutragen. Das BIP ist ein Indikator der wirtschaftlichen
Aktivität, der zu einem Standard-Maßstab geworden ist, der von politischen
Entscheidungsträgern weltweit eingesetzt wird. Aber das BIP ist lediglich ein Maßstab für
die Produktion. Umweltverträglichkeit, Ressourceneffizienz, soziale Eingliederung und
sozialer Fortschritt im Allgemeinen werden davon nicht gemessen. Daher kann es
irreführend sein.
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Wir müssen die Lebensqualität in den Gesellschaften messen. Wir müssen berücksichtigen,
dass das Erreichen einer guten Lebensqualität und deren Aufrechterhaltung wichtige,
konsensuelle Faktoren, wie z. B. Gesundheit, Bildung, Kultur, Beschäftigung, Wohnraum,
Umweltbedingungen usw. umfasst. Aus diesen Gründen verdient es dieser Bericht, den
höchstmöglichen Grad an Beachtung zu erhalten. Er ist der Ansicht, dass Indikatoren, die
solche Faktoren messen, eine wichtigere Rolle spielen sollten.

Sophie Auconie (PPE),    schriftlich. – (FR) Wie der Stiglitz-Ausschuss 2008-2009 in
Frankreich gezeigt hat, müssen wir über neue, dem BIP hinzuzufügende
Entwicklungsindikatoren nachdenken. Obwohl es bisher, trotz der Gefahr, dass es zu
möglichen Bewertungsfehlern führt (z. B. wird der Wiederaufbau infolge von
Naturkatastrophen als wirtschaftlicher Fortschritt erfasst), eine Schlüsselreferenz war, wird
das BIP alleine nicht länger ausreichen. Ich habe für den Bericht von Frau Rosbach gestimmt,
da er an die Kommission appelliert, ihre Untersuchungen auf diesem Gebiet fortzusetzen,
indem sie den Unwillen der Konservativen hinterfragt, die der Meinung sind, dass nur das
BIP zuverlässig ist, und die Illusionen eines Teils der Linken, die möchten, dass wir
eigentlich...Glück messen! Die Arbeit der Kommission wird genau beobachtet werden
müssen, da sie zu einer wichtigen Entwicklung führen könnte: einem neuen,
angemesseneren Verfahren zur Berechnung dessen, wie europäische Finanzmittel den
Regionen (Regionalpolitik) zugewiesen werden. Bisher wurden Finanzmittel auf der Basis
des BIP pro Person in den betreffenden Regionen gewährt.

Zigmantas Balčytis (S&D),    schriftlich. – (LT) Das Bruttoinlandsprodukt (BIP) ist ein
Indikator der wirtschaftlichen Aktivität, der zu einem Standard-Maßstab geworden ist, der
von politischen Entscheidungsträgern weltweit eingesetzt wird und am besten als ein
Maßstab für die gesamtwirtschaftliche Aktivität bekannt ist. Das BIP spiegelt die
gegenwärtige Umweltverträglichkeit, die Ressourceneffizienz, die soziale Eingliederung
oder den sozialen Fortschritt im Allgemeinen nicht wider. Ich stimme dem Vorschlag der
Kommission zu, zusätzliche Indikatoren zur Messung des mittel- und langfristigen
wirtschaftlichen und sozialen Fortschritts zu erarbeiten und eindeutige und messbare
Indikatoren zu etablieren, die Informationen über den Klimawandel, die biologische Vielfalt,
die Ressourceneffizienz und die soziale Eingliederung liefern.

Jean-Luc Bennahmias (ALDE),    schriftlich. – (FR) Über viele Jahre hinweg war das BIP
der wichtigste Index für die Bewertung der Wirtschaft, aber seine Defizite werden immer
offenkundiger, wenn es um die Bewertung von Fortschritten im sozialen oder im
Umweltbereich geht. Daher die Bedeutung dieser Entschließung, die auf die Notwendigkeit
der Annahme weiterer Indikatoren zusätzlich zum BIP seitens der Europäischen Union
besteht, um Punkte wie u. a. den Klimawandel, die biologische Vielfalt oder gar die soziale
Eingliederung besser berücksichtigen zu können, da es sich dabei um wichtige politische
Herausforderungen handelt, die mir am Herzen liegen. Ich habe für diesen Bericht gestimmt,
da die Festlegung und Umsetzung einer neuen Reihe von Indikatoren eine wichtige
Herausforderung zur genaueren Messung der Lebensqualität der Bürgerinnen und Bürger
Europas sowie der Verbesserung der politischen Antworten ist, die nicht ausschließlich
auf der Basis des BIP erarbeitet werden können. Ich glaube, dass diese Initiative der erste
ermutigende Schritt in Richtung dessen ist, dass Sozial- und Umweltangelegenheiten in
europäischen öffentlichen Strategien mehr Beachtung finden. Damit diese jedoch
uneingeschränkt nützlich und effektiv sein kann, muss ihr die wirkliche Einführung einer
neuen Reihe von Indikatoren sowie deren effektive und kohärente politische Nutzung
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folgen, damit diese nicht zu Lachnummern werden, sondern zu wirklich wahrhaftigen
Hilfsmitteln, die die Entscheidungsfindung unterstützen.

Sergio Berlato (PPE),    schriftlich. – (IT) Das Bruttoinlandsprodukt ist der beste bekannte
Maßstab für die gesamtwirtschaftliche Aktivität. Es wurde in den 1930ern entwickelt und
hat seither nach und nach die Rolle eines umfassenden Indikators für die
gesamtgesellschaftliche Entwicklung und den Fortschritt im Allgemeinen übernommen.
Eine Reihe internationaler Initiativen hat die weitreichende Unterstützung seitens politscher
Entscheidungsträger und Experten aus den Bereichen Wirtschaft, Umweltschutz und
Zivilgesellschaft für die Erarbeitung von Indikatoren zur Ergänzung des BIP betont, die
umfassendere Informationen zur Unterstützung politischer Entscheidungsträger liefern
sollen. Das BIP bietet keine zuverlässige Basis für politische Debatten. Insbesondere misst
es die Umweltverträglichkeit oder die soziale Eingliederung nicht. Bei der seit Jahren
andauernden politischen und wissenschaftlichen Diskussion ist das Problem meiner
Meinung nach vielmehr die Frage, wie dieser Ansatz mittels eindeutig festgelegter und
quantifizierbarer Indikatoren erzielt werden kann. Auf europäischer und auf Ebene der
Mitgliedstaaten gab es zahlreiche Initiativen, um die Lücken in diesen Bereichen zu schließen.
Leider gibt es lediglich teilweise Anzeichen für eine kohärente Vorgehensweise. Daher
appelliere ich, während ich die Bedeutung der Annahme eines eindeutig festgelegten
Systems zur Messung des BIP anerkenne, an die Kommission, zunächst einmal eine
abgestufte Strategie vorzulegen, die aufzeigt, wie der neue „BIP und mehr“-Ansatz bei der
tagtäglichen politischen Arbeit genutzt werden kann.

Slavi Binev (NI),    schriftlich. – (BG) Ich begrüße den Rosbach-Bericht, da er das BIP
eindeutig als einen Indikator der wirtschaftlichen Aktivität des Marktes und der Produktion
im relevanten Land definiert, jedoch einen, der die Umweltverträglichkeit, die
Ressourceneffizienz, die soziale Eingliederung und den sozialen Fortschritt nicht misst.
Ein hohes BIP, selbst bei einer Berechnung pro Kopf, kann irreführend sein, da das BIP
nicht gleichmäßig über die Bevölkerung verteilt ist, weshalb es kein guter Indikator für die
Lebensqualität in einer Gesellschaft ist. Damit wir mit den gegenwärtigen und zukünftigen
Problemen fertig werden können, müssen neue Indikatoren erarbeitet werden, die das BIP
ergänzen und weiterentwickeln. Dies wird uns nicht nur ermöglichen die Lebensqualität
genauer zu definieren, sondern diese Indikatoren werden des Weiteren eine zuverlässigere
Wissensgrundlage schaffen, die zu einer besseren Analyse der Strategien in verschiedenen
Bereichen beitragen wird.

Mara Bizzotto (EFD),    schriftlich. – (IT) Der Bericht von Frau Rosbach ist eine kritische
Analyse der Mitteilung der Kommission „Das BIP und mehr - Die Messung des Fortschritts
in einer Welt im Wandel“. Während das Ziel der Kommission - ein Messsystem einzuführen,
das über das Bruttoinlandsprodukt hinausgeht, um ein umfassenderes Bild des Fortschritts
und der Entwicklung eines Landes, einschließlich z. B. der Umweltverträglichkeit und der
sozialen Eingliederung zu schaffen - wichtig und nicht umstritten ist, stellt die
Berichterstatterin die Strategie in Frage, die die Kommission zu dessen Erreichung vorschlägt.
Die vorgeschlagenen Initiativen sind vielmehr nicht Teil einer abgestuften, pragmatischen
Strategie, die aufzeigt, wie der neue „BIP und mehr“-Ansatz genutzt werden sollte. Ich teile
diese Ansicht, und habe daher für den Bericht von Frau Rosbach gestimmt.

Vito Bonsignore (PPE),    schriftlich. – (IT) Ich habe für diesen Bericht gestimmt, da ich
glaube, dass wir uns nur mittels des Einsatzes der richtigen Instrumente einen realistischen
Überblick über die Situation verschaffen können und somit unser Bestes geben, um diese
falls nötig zu ändern. Das Bruttoinlandsprodukt, oder BIP, ist ein Instrument, um den
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gesamten Mehrwert aller auf Geld basierenden wirtschaftlichen Aktivitäten anzugeben.
Man kann leicht erkennen, weshalb ein auf überholten Parametern basierender
Wohlstandsindikator heutzutage, 2011, anachronistisch ist.

Ich bin der Meinung, dass wir neue Indikatoren zur Messung des BIP, wie z. B. die
Umweltverträglichkeit und die soziale Eingliederung, einführen sollten, damit die gesamten
Informationen, aus denen sich das BIP zusammensetzt, ein wahrheitsgemäßeres Bild des
Landes oder der Region zur Verfügung stellen, auf das oder die es sich bezieht. Sich der
Zeit anzupassen bedeutet, all die wichtigen Variablen zu berücksichtigen, ohne in die Falle
zu tappen, ein übermäßig künstliches System zu schaffen, das schwierig anzuwenden wäre.
Ich glaube, dass die Arbeit mit Hilfe eindeutig festgelegter Indikatoren auf bestmögliche
Art und Weise ausgeführt werden kann.

Maria Da Graça Carvalho (PPE),    schriftlich. – (PT) Obwohl das Bruttoinlandsprodukt
(BIP) ein für die wirtschaftliche Marktaktivität nützlicher Maßstab für die Produktion ist,
berücksichtigt es die Nachhaltigkeit der nachgewiesenen Entwicklung sowie Umwelt- und
soziale Aspekte usw. nicht. Daher begrüße ich die Initiative „Das BIP und mehr - die Messung
des Fortschritts in einer Welt im Wandel“, die darauf abzielt, die Nutzung anderer,
ergänzender BIP-Indikatoren bei der Bewertung und Erörterung von Strategien zu fördern
und das Bewusstsein dafür zu schärfen. Ich glaube, dass dieses auf der Erhärtung
verschiedener Studienparameter basierende Messsystem zu politischen Entscheidungen
führen wird, die sich besser für die Anforderungen der Gesellschaft und der Wirtschaft im
Allgemeinen eignen.

Nessa Childers (S&D),    schriftlich. – Während Wissenschaftler sich über die bestmögliche
Art und Weise zur Messung des Fortschritts streiten werden, müssen wir als die europäischen
Gesetzgeber auf das von uns gewählte Verfahren vertrauen und sicherstellen, dass es sich
in Diskussionen sowohl heute als auch in Zukunft behauptet.

Lara Comi (PPE),    schriftlich. – (IT) In der ökonomischen Fachliteratur wird seit Jahren
gefragt, ob es nötig ist, die Wachstumsrate des BIP weiterhin als einen Indikator des
Fortschritts zu verwenden, den eine geographische Region über einen festgelegten Zeitraum
hinweg erzielt. Ich glaube, dass es gegenwärtig keinen anderen Indikator gibt, der so präzise
oder vollständig ist. Wir können unseren Bürgerinnen und Bürgern, die mit ihren eigenen
Alltagsproblemen beschäftigt sind, keine nüchterne Akte vorlegen, die den Zustand der
Wirtschaft beschreibt. Zugleich können wir nicht ausschließlich auf rein wirtschaftliche
Indikatoren beharren, die soziale Phänomene nicht immer erfassen können.

Daher stimme ich der allgemeinen Zielsetzung des Berichts zu. Wir sollten uns mit der
internationalen wissenschaftlichen Gemeinschaft zusammentun und versuchen, das BIP
weiterzuentwickeln. Es gibt zahlreiche Beispiele weltweit, vom Index der menschlichen
Entwicklung der Vereinten Nationen bis hin zum Index des Bruttonationalglücks Bhutans.
Es ist nötig, die prioritären Ziele zu ermitteln und deren Erreichung strengstens, genau und
auf eine Art und Weise zu messen, die nicht durch persönliche Interessen verzerrt werden
kann. Wir müssen daran denken, dass es nicht wichtig ist, wie viele Uhren wir haben,
sondern wie wir unsere Zeit nutzen.

George Sabin Cutaş (S&D),    schriftlich. – (RO) Ich habe für diesen Bericht gestimmt, da
ich der Meinung bin, dass Indikatoren gefunden werden müssen, um das BIP zu ergänzen
und uns dabei zu unterstützen, Faktoren wie z. B. den Klimawandel, die biologische Vielfalt
oder die Ressourceneffizienz zu messen.
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Wie Joseph Stiglitz es so gut ausgedrückt hat, ist das BIP nicht nur ein Instrument, das
unzulänglich ist, um den Wohlstand von Bürgerinnen und Bürgern widerzuspiegeln,
sondern ist des Weiteren auf das Messen der wirtschaftlichen Marktaktivität beschränkt.
Ich hoffe, dass die europäische Exekutive spezifische Vorschläge bezüglich zusätzlicher,
umfassenderer und nachhaltiger Indikatoren machen wird, um die gegenwärtigen Mängel
zu beheben.

Luigi Ciriaco De Mita (PPE),    schriftlich. – (IT) Indikatoren sind eine präzise Art und
Weise, ein bestimmtes Phänomen zu interpretieren. Einfache Phänomene können mittels
einfacher Indikatoren interpretiert werden, wohingegen komplexe Phänomene komplexe
Indikatoren erfordern. Das Bruttoinlandsprodukt ist ein einfacher Indikator, wohingegen
Entwicklung ein komplexes Phänomen ist. Vielmehr hat die wirtschaftliche Entwicklung
einer Region verschiedene Dimensionen die das BIP nicht umfasst, welches eine
Momentaufnahme eines bestimmten Zeitpunkts liefert. Andere Interpretationselemente,
wie z. B. Investitionen in immaterielle Infrastruktur, einschließlich Know-how (Menschen,
Verfahren und Produkte, um nur einige Beispiele zu nennen), und Investitionen in materielle
Infrastruktur, einschließlich Kommunikations- und Transportnetzwerke (wie z. B.
IKT-Netzwerke sowie Straßen- und Schienennetze), werden dabei vollständig vernachlässigt.
Darüber hinaus eignet sich das BIP nicht einmal zur Ermittlung von Regionen, die von der
kohäsionsorientierten Regionalpolitik der EU unterstützt werden. Aus diesen Gründen
sollten die Bemühungen der Europäischen Kommission gelobt werden, über das BIP
hinauszugehen und eine Reihe von Daten zu erheben und Indikatoren zu schaffen, die
dessen Fähigkeit zur Interpretation von Phänomenen verbessern und dazu beitragen
werden, Strategien und die Zuweisung von Finanzmitteln besser festzulegen. Der von uns
angenommene Bericht scheint sich in diese Richtung zu bewegen.

Proinsias De Rossa (S&D),    schriftlich. – Das BIP (Bruttoinlandsprodukt) ist der gesamte
Mehrwert aller auf Geld basierenden wirtschaftlichen Aktivitäten. Es ist der bekannteste
und am öftesten benutzte Maßstab für die gesamtwirtschaftliche Aktivität. Gewissermaßen
ist das BIP zum wichtigsten Indikator für die gesamtgesellschaftliche Entwicklung und den
Fortschritt im Allgemeinen geworden. Die Unzulänglichkeit des BIP als Indikator des
sozialen Fortschritts, der sozialen Eingliederung, der Umweltverträglichkeit und der
Ressourceneffizienz wird international immer mehr anerkannt. Ich unterstütze diesen
Bericht, der die Erarbeitung eindeutiger und messbarer Indikatoren fordert, die den
Klimawandel, die biologische Vielfalt, die Ressourceneffizienz und die soziale Eingliederung
berücksichtigen. Des Weiteren unterstreicht er die Notwendigkeit, die Lebensqualität in
Gesellschaften zu messen, da das Erreichen und Aufrechterhalten einer guten Lebensqualität
wichtige konsensuelle Faktoren, wie z. B. Gesundheit, Bildung, Kultur, Beschäftigung,
Wohnraum und Umweltbedingungen umfasst. Darüber hinaus unterstützt er die Einführung
eines soliden Rechtsrahmens für europäische umweltökonomische Gesamtrechnungen
als einen positiven Schritt im „BIP und mehr“-Prozess und begrüßt die Initiative der
Kommission, zusammen mit dem BIP einen Index für die Umweltbelastung vorzulegen.

Diogo Feio (PPE),    schriftlich. – (PT) Trotz all unserer mehr oder weniger subjektiven
Auslegungen ist es so, dass wir uns durch die Analyse mithilfe des Bruttoinlandsprodukts
(BIP) ein zuverlässiges Bild des Entwicklungstandes und des Fortschritts der Gesellschaften
machen können. Daher ist das BIP der wichtigste, zu berücksichtigende Wirtschaftsindikator
und sollte dies auch bleiben. Es sollte jedoch, je nach Erfordernis, durch andere Indikatoren
ergänzt werden, die untersucht und schrittweise eingeführt werden sollten.
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José Manuel Fernandes (PPE),    schriftlich. – (PT) 2007 organisierte das Europäische
Parlament, zusammen mit der Kommission, dem Club of Rome, dem World Wildlife Fund
(WWF) und der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD)
eine Konferenz mit dem Thema „BIP und mehr“, auf der die Beteiligten die Notwendigkeit
der Erarbeitung weiterer Indikatoren zur Ergänzung des Bruttoinlandsproduktes (BIP)
hervorhoben. Dieser Bericht von Frau Rosbach basiert auf einer von der Kommission am
28. September 2009 vorgelegten Mitteilung, mit dem Titel „Das BIP und mehr – Die
Messung des Fortschritts in einer Welt im Wandel“, und er spiegelt diese Notwendigkeit,
Politikern und Wissenschaftlern umfassendere Daten zur Verfügung zu stellen, wider.

Während der vergangenen Jahrzehnte war das Bruttoinlandsprodukt (BIP) der am häufigsten
benutzte Maßstab zur Messung der Gesamtwirtschaft und wird seit einiger Zeit auch als
Indikator für die soziale Entwicklung eingesetzt. Eine Reihe von Soziologen hat kürzlich
eingewandt, dass dies nicht der beste Indikator ist, da er Aspekte wie z. B. Nachhaltigkeit
oder soziale Eingliederung nicht berücksichtigt. Da ich der Auffassung der Berichterstatterin
zustimme, habe ich für den Bericht gestimmt, aber ich bin der Meinung, dass der Vorschlag
verbessert werden kann und verbessert werden muss, indem eine Strategie vorgelegt wird,
die umfassender ist und schrittweise vorgeht.-

João Ferreira (GUE/NGL),    schriftlich. – (PT) Die von der EU umgesetzten neoliberalen
Leitlinien und Strategien haben den sozialen Fortschritt gefährdet und den europäischen
Bürgerinnen und Bürgern schwere Schläge versetzt. Die Zunahme der sozialen
Ungleichheiten in den Ländern der EU, die gegenwärtig besorgniserregende Ausmaße
annimmt, ist ein vielsagendes Beispiel dafür. Daran sollten wir bei der Analyse von
Entwicklungs- und Fortschrittsindikatoren denken, so wie dieser Bericht dies tut.

Das Bruttoinlandsprodukt (BIP) wird häufig als Basis für die Bewertung dieser beiden
Faktoren - Entwicklung und Fortschritt - verwendet, und es ist ein statistischer Indikator
mit natürlichen Mängeln. Wenn man nur die wirtschaftliche Aktivität - die Schaffung von
Wohlstand - und den damit einhergehende Nutzen für die Ermittlung des
Wirtschaftswachstums berücksichtigt, deckt es so wichtige Parameter wie z. B. die Verteilung
des Wohlstands, soziale Ungleichheiten, die Qualität von Gütern und Dienstleistungen,
nichtkommerzielle Transaktionen oder sogar nicht vom Markt erfasste Ergebnisse nicht
ab. Diese sind jedoch zur Bewertung von Entwicklung und Fortschritt unerlässlich. In
vielerlei Situationen kann das BIP sich erhöhen, während die Mehrheit der Bürgerinnen
und Bürger eines Landes ärmer wird, da das BIP den Grad der Ungleichheit in einer
Gesellschaft nicht berücksichtigt.-

Aus all diesen Gründen wird es nötig sein, weitere Indikatoren zu berücksichtigen, die
diese Mängel eventuell beseitigen könnten, um das Messen des sozialen Fortschritts so
vollständig, glaubwürdig und realitätsnah wie möglich zu gestalten.

Ilda Figueiredo (GUE/NGL),    schriftlich. – (PT) Es gibt immer größer werdende
wirtschaftliche Unterschiede und soziale Ungleichheiten, die von den neoliberalen Leitlinien
und Strategien der EU und der immer unfairer werdenden Auf- und Verteilung des
Nationaleinkommens, sowohl auf Ebene der EU als auch auf nationaler Ebene verursacht
werden.

Daher wird es immer strittiger, das Bruttoinlandsprodukt (BIP) als Basis für die Arbeit mit
sozialer Entwicklung und sozialem Fortschritt, sowie als statistischen Indikator zu deren
Messung zu verwenden. Es ist ein statistischer Indikator mit vielen Mängeln, da es nur die
wirtschaftliche Aktivität berücksichtigt und andere wichtige Faktoren, wie z. B. die
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Verteilung des Wohlstands, soziale Ungleichheiten, die Qualität von Gütern und
Dienstleistungen, nichtkommerzielle Transaktionen oder sogar nicht vom Markt erfasste
Ergebnisse, beiseite lässt. Das bedeutet, dass sich das BIP in vielen Situationen erhöhen
kann, während die Mehrheit der Bürgerinnen und Bürger eines Landes ärmer wird, da das
BIP den Grad der Ungleichheit in einer Gesellschaft nicht berücksichtigt.-

Daher können wir uns vorstellen, andere Indikatoren zu berücksichtigen, die diese Mängel
eventuell ausgleichen könnten, um das Messen des sozialen Fortschritts so vollständig,
glaubwürdig und realitätsnah wie möglich zu gestalten.

Monika Flašíková Beňová (S&D),    schriftlich. – (SK) Das BIP ist zu einem Indikator der
sozialen Entwicklung und des sozialen Fortschritts im Allgemeinen geworden. Es ist jedoch
kein Maßstab für die Umweltverträglichkeit oder die soziale Eingliederung. Bezüglich der
Notwendigkeit zur Verbesserung dieser Daten und der Indikatoren hat die Kommission
eine Mitteilung mit dem Titel „Das BIP und mehr – Die Messung des Fortschritts in einer
Welt im Wandel“ herausgegeben. In dieser Mitteilung schlägt sie z. B. vor, umfassende
Indikatoren zu schaffen, die eine zuverlässigere Wissensgrundlage bieten würden. Ich
glaube dass es nötig ist, ein Instrument zu schaffen, das das BIP ergänzen kann, wobei die
Tatsache berücksichtigt werden muss, dass es eine praktische Anwendung haben, eindeutig
festgelegte Indikatoren verwenden und sich auf qualitativ hochwertige Daten stützen muss.

Lorenzo Fontana (EFD),    schriftlich. – (IT) Das Ziel der Kommission, über das
Bruttoinlandsprodukt hinauszugehen und ein anderes Messsystem zu finden (das das BIP
nach wie vor miteinbeziehen würde), wird in dem parlamentarischen Bericht zu Recht
kritisiert, der die Tatsache betont, dass die Aussprache, falls die Kommission die Umstellung
oder die genauen Indikatoren bisher noch nicht definiert hat, verschoben werden muss.
Daher habe ich für den Antrag gestimmt.

Elisabetta Gardini (PPE),    schriftlich. – (IT) Das Bruttoinlandsprodukt ist der bekannteste
Maßstab für die gesamtwirtschaftliche Aktivität und wird bei der politischen Analyse und
in Diskussionen weltweit zur Angabe der sozialen Entwicklung verwendet. Obwohl es
weithin eingesetzt wird, wird man sich nun zunehmend der Tatsache bewusst, dass sich
das wirtschaftliche und soziale Gefüge in Europa tiefgreifend verändert hat. Heute
beeinflussen weitere, mit der Umwelt zusammenhänge Indikatoren, zusätzlich zu
Informationen über Einkommen und Wohlstand, die Lebensqualität in einem Land, und
diese können nicht mehr länger ignoriert werden. Daher unterstütze ich den Bericht von
Frau Rosbach, in dem neue Indikatoren erarbeitet wurden, die wichtige Bereiche der
Umweltpolitik, wie z. B. Energienutzung, biologische Vielfalt, Wassernutzung und
Abfallerzeugung, berücksichtigen. Die Herausforderung liegt in der Einbindung vorhandener
Indizes in andere Faktoren, die politisch relevant und empirisch messbar sind und die
zuverlässige Statistiken über die zukünftige Entwicklung von Ländern liefern. In diesem
Sinne bin ich der Meinung, dass der neue Text durch die Eliminierung subjektiver Faktoren
wie z. B. persönliches Glück, die nicht als Indikatoren betrachtet werden können, einen
guten Kompromiss erzielt hat. Abschließend hoffe ich, dass sowohl Eurostat als auch das
Eurobarometer eine wichtige Rolle bei diesem innovativen Prozess spielen werden. Vielen
Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

Juozas Imbrasas (EFD),    schriftlich. – (LT) Ich habe den Bericht begrüßt, da das BIP ein
Indikator der wirtschaftlichen Marktaktivität ist, der zu einem Standard-Maßstab geworden
ist, der von politischen Entscheidungsträgern weltweit eingesetzt wird. Das BIP ist jedoch
ein Maßstab für die Produktion und spiegelt Umweltverträglichkeit, Ressourceneffizienz,
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soziale Eingliederung oder sozialen Fortschritt im Allgemeinen nicht wider. Darüber hinaus
kann es irreführend sein, da Abhilfemaßnahmen infolge bestimmter Ereignisse, wie z. B.
Unfälle und Naturkatastrophen, als Beihilfen statt als Kosten behandelt werden. Wir müssen
zusätzliche Indikatoren zur Messung des mittel- und langfristigen wirtschaftlichen und
sozialen Fortschritts erarbeiten. Ich denke, dass wir eindeutige und messbare Indikatoren
etablieren müssen, die Informationen über den Klimawandel, die biologische Vielfalt, die
Ressourceneffizienz und die soziale Eingliederung liefern, sowie Indikatoren, die die
Haushaltsebene genauer widerspiegeln: Einkommen, Verbrauch und Wohlstand. Des
Weiteren besteht die Notwendigkeit, die Lebensqualität in Gesellschaften zu messen, da
zur Gewährleistung des Erreichens und Aufrechterhaltens einer guten Lebensqualität
wichtige konsensuelle Faktoren, wie z. B. Gesundheit, Bildung, Kultur, Beschäftigung,
Wohnraum, Umweltbedingungen usw., berücksichtigt werden müssen. Indikatoren, die
derartige Faktoren messen, sollte eine wichtigere Rolle beigemessen werden. Die weitere
Erarbeitung qualitativer und quantitativer Metriken sollte auf den Indikatoren der
europaweiten Erhebung zur Lebensqualität (EQLS) basieren und die Kernbereiche der
Lebensqualität abdecken.

Giovanni La Via (PPE),    schriftlich. – (IT) Ich stimme der Analyse der Berichterstatterin
in dem Bericht, über den heute abgestimmt wurde, zu. Das Bruttoinlandsprodukt scheint
den wachsenden wirtschaftlichen und politischen Anforderungen nicht länger gerecht zu
werden. Ich glaube, dass es nötig ist, ein komplementäres System zu finden, das durch den
Einsatz eindeutiger ergänzender Indikatoren zur Messung des mittel- und langfristigen
wirtschaftlichen und sozialen Fortschritts zu einer verbesserten Strategieanalyse und zu
Diskussionen beitragen könnte. Dies wird angesichts der heiklen Natur der Angelegenheit
sowie der potenziellen Auswirkungen in diesem Zusammenhang getroffener
Entscheidungen sicherlich keine einfache Aufgabe sein. Die Herausforderung, auf deren
Annahme wir uns vorbereiten, liegt darin, zuverlässige Indikatoren zu finden, die theoretisch
konsistent, politisch relevant und empirisch messbar sind.

Petru Constantin Luhan (PPE),    schriftlich. – (RO) Das BIP ist das effektivste Instrument
zur Messung der gesamtwirtschaftlichen Aktivität, während es zugleich als ein indirekter
Indikator für die soziale Entwicklung und den sozialen Fortschritt dient. Jedoch kann es
nicht Informationen zu allen Themenbereichen politischer Debatten liefern, wie z. B. über
die Umwelt und die soziale Eingliederung.

Dieser Indikator untermauert viele der politischen Entscheidungen und Instrumente der
Europäischen Union. Ich glaube, dass wir unsere Anstrengungen zur Bereitstellung von
Indikatoren, die den Anforderungen aller Bürgerinnen und Bürger gerecht werden,
verstärken müssen. Insbesondere müssen sie den beim Erreichen wirtschaftlicher, sozialer
und umweltpolitischer Ziele erzielten Fortschritt auf nachhaltige Art und Weise messen.
Zusammenfassend gesagt müssen zukünftige europäische Strategien auf vollständigen,
aktuellen Daten basieren, die alle entscheidenden Aspekte abdecken.

David Martin (S&D),    schriftlich. – Ich begrüße diesen Bericht, der betont, dass das BIP
ein Indikator der wirtschaftlichen Marktaktivität ist, der zu einem Standard-Maßstab
geworden ist, der von politischen Entscheidungsträgern weltweit eingesetzt wird. Er hebt
hervor, dass das BIP ein Maßstab für die Produktion ist und Umweltverträglichkeit,
Ressourceneffizienz, soziale Eingliederung und sozialen Fortschritt im Allgemeinen nicht
misst. Er unterstreicht darüber hinaus, dass es dahingehend irreführend sein kann, dass
Abhilfemaßnahmen infolge bestimmter Vorkommnisse, wie z. B. Unfällen und
Naturkatastrophen, als Beihilfen statt als Kosten behandelt werden. Er merkt an, dass es
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neben dem Messen der wirtschaftlichen Entwicklung und der Produktivität auch noch
andere Indikatoren gibt, die die Lebensstandards in einem Land beeinflussen und erklären
und die bisher noch nicht quantifiziert wurden, obwohl relevante Indikatoren vorhanden
sind. Er betont die Notwendigkeit zur Erarbeitung zusätzlicher Indikatoren zur Messung
der vollständigen Auswirkungen der wirtschaftlichen Aktivität.

Clemente Mastella (PPE),    schriftlich. – (IT) Das Bruttoinlandsprodukt ist heutzutage kein
ausreichender, angemessener Indikator mehr, um den Fortschritt zu messen, und es ist
daher nötig, umfassendere Indikatoren zu erarbeiten, die in einer Welt im Wandel eine
zuverlässigere Wissensgrundlage bieten würden. Es fehlen oftmals eindeutig definierte
Informationen, Daten und Indikatoren. Auf europäischer, sowie auf Ebene der
Mitgliedstaaten, gab es vielerlei Initiativen, um die aufgezeigten Lücken zu schließen.
Obwohl es schwierig ist, ein Verfahren zu entwickeln, das zugleich kohärent ist, glauben
wir, dass ein umfassendes Konzept erforderlich ist, das bereits vorhandene Maßnahmen
berücksichtigt, die in die Praxis umgesetzt werden können. Es ist wichtig, ein neues
Hilfsmittel zu erarbeiten, das das BIP ergänzen kann und in der Praxis Verwendung findet,
das auf eindeutig festgelegten Indikatoren basiert und das sich auf qualitativ hochwertige
Daten stützt. Wir stimmen der Berichterstatterin zu, dass es nötig ist, eine abgestufte
Strategie vorzulegen, die aufzeigen sollte, wie der neue Ansatz bei der tagtäglichen
politischen Arbeit pragmatisch genutzt werden kann.

Barbara Matera (PPE),    schriftlich. – (IT) Ich habe für den Bericht „Das BIP und mehr - Die
Messung des Fortschritts in einer Welt im Wandel‟ von Frau Rosbach gestimmt, da ich
glaube, dass das Bruttoinlandsprodukt heutzutage kein ausreichender, angemessener
Indikator mehr ist, um den Fortschritt in einer Welt im Wandel zu messen und es daher
nötig ist, umfassendere Indikatoren zu erarbeiten, die eine zuverlässigere Wissensgrundlage
bieten würden. Es sollte daran gedacht werden, dass das BIP ein Maßstab für die Produktion
ist und z. B. die Umweltverträglichkeit nicht misst. Es ist nötig andere Indikatoren zu
erarbeiten, die dazu beitragen werden zu erläutern, welche Faktoren die Lebensstandards
in einem Land beeinflussen.

Daher bin ich für die Schaffung zusätzlicher Indikatoren, um z. B. den mittel- und
langfristigen sozialen und wirtschaftlichen Fortschritt zu messen, Indikatoren, die
Klimawandel, biologische Vielfalt, Ressourceneffizienz und soziale Eingliederung
berücksichtigen. Die Erarbeitung dieser neuen Indikatoren wird dazu beitragen, die
Lebensqualität in Gesellschaften zu verstehen und zu messen. Daher kann die Entwicklung
eines Mitgliedstaates oder einer Region nicht ausschließlich mittels eines wirtschaftlichen
Indikators wie dem BIP bewertet werden: Die Lebensqualität, die von Faktoren wie z. B.
Gesundheit, Bildung, Kultur, Beschäftigung, Wohnraum und Klima, sowie von
Umweltbedingungen bestimmt wird, muss ebenfalls berücksichtigt werden.

Marisa Matias (GUE/NGL),    schriftlich. – (PT) Als Berichterstatterin für die Stellungnahme
des Ausschusses für Industrie, Forschung und Energie glaube ich, dass das Erreichen und
die Aufrechterhaltung einer guten Lebensqualität wichtige, miteinander verbundene
Faktoren wie z. B. Gesundheit, Bildung, Kultur, Arbeitsplätze, Wohnraum und
Umweltbedingungen umfasst. Daher glaube ich, dass die Indikatoren, die diese Faktoren
messen, ebenso wichtig sind und dass ihnen mehr Bedeutung beigemessen werden sollte.
Ich habe dafür gestimmt, da dieser Bericht ein Schritt, wenn auch ein zögerlicher, in
Richtung der Verbesserung und Ergänzung des Bruttoinlandsprodukts (BIP) als ein
Instrument zur Messung und Bewertung der sozialen und wirtschaftlichen Leistung, und
somit des Fortschritts von Gesellschaften ist.
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Nuno Melo (PPE),    schriftlich. – (PT) Wir sind uns alle einig, dass die Notwendigkeit besteht,
die Daten und Indikatoren zur Ergänzung des Bruttoinlandsproduktes (BIP) zur Messung
der gesamtgesellschaftlichen Entwicklung zu verbessern. Die Initiative „Das BIP und mehr –
Die Messung des Fortschritts in einer Welt im Wandel“ ist ein ergänzendes Instrument, das
zur Verbesserung von Analysen und politischen Debatten beitragen kann.

Das BIP ist ein Indikator für die marktwirtschaftliche Aktivität, der zum
Standard-Bezugspunkt für Entscheidungsträger weltweit geworden ist. Das BIP ist ein
Maßstab für die Produktion, der Umweltverträglichkeit, Ressourceneffizienz, soziale
Eingliederung und sozialen Fortschritt im Allgemeinen nicht misst. Daher stimme ich zu,
dass in Zukunft andere Arten von Instrumenten untersucht werden sollten, die eine größere
Anzahl zuverlässiger Daten zur Messung einer Welt im Wandel liefern.

Alexander Mirsky (S&D),    schriftlich. – Es ist bekannt, dass das BIP (Bruttoinlandsprodukt)
den gesamten Mehrwert aller auf Geld basierenden wirtschaftlichen Aktivitäten darstellt.
Das BIP ist der Ausdruck einer auf Produktion/Verbrauch basierenden Gesellschaft und
berücksichtigt Veränderungen und Vermögenswerte in wichtigen Bereichen nicht. Unter
Berücksichtigung der Notwendigkeit für verbesserte Daten und Indikatoren zur Ergänzung
des BIP wurden verschiedene Maßnahmen vorgeschlagen, die eine zuverlässigere
Wissensgrundlage bieten würden. Es müssen dringend zusätzliche Indikatoren zur Messung
des mittel- und langfristigen wirtschaftlichen und sozialen Fortschritts erarbeitet werden.
Ich habe dafür gestimmt.

Wojciech Michał Olejniczak (S&D),    schriftlich. – (PL) Das Europäische Parlament hat
heute eine Entschließung über „Das BIP und mehr - Die Messung des Fortschritts in einer
Welt im Wandel“ - angenommen.

Das Bruttoinlandsprodukt ist ein häufig eingesetzter Index zur Messung der sozialen
Entwicklung und des wirtschaftlichen Fortschritts. Seine Universalität wirft jedoch Zweifel
auf, ob es nicht doch eine Reihe von Indikatoren, die für die Lebensqualität in einem
bestimmten Land entscheidend sind, eventuell unberücksichtigt lässt. Des Weiteren gibt
es einige bedeutende Parameter, die falsch ausgelegt werden. Die Kommission hat darauf
hingewiesen, dass ein Indikator erarbeitet werden muss, der die Situation des jeweiligen
Landes deutlich darstellt und der darüber hinaus die Situation von Haushalten und
Einzelpersonen widerspiegelt, sowie die Effizienz, mit der die Ressourcen des Landes
genutzt werden, und der den Zustand der Umwelt darstellt. Die Kommission erwartet im
Hinblick auf die Systematisierung der Erforschung der Qualität des öffentlichen Lebens
eine bessere Beteiligung der Mitgliedstaaten, wodurch es möglich werden würde, eindeutige
Vergleiche zwischen Ländern anzustellen. Eine kohärente Strategie würde dazu führen,
dass es einfacher wäre, Forschungsergebnisse zu analysieren, sowie es zu ermöglichen, die
potenzielle Langzeitentwicklung von Ländern zu prognostizieren.

Rolandas Paksas (EFD),    schriftlich. – (LT) Ich habe für diese Entschließung über das BIP
und andere Indikatoren gestimmt, die auf die Messung des Fortschritts und der allgemeinen
Entwicklung der Gesellschaft abzielen. Das BIP ist ein Indikator der wirtschaftlichen
Marktaktivität, der zu einem Standard-Maßstab geworden ist, der von politischen
Entscheidungsträgern weltweit eingesetzt wird. Dieser Indikator ist jedoch nicht umfassend.
Er spiegelt Umweltverträglichkeit, Ressourceneffizienz, soziale Eingliederung oder sozialen
Fortschritt nicht wider. In bestimmten Fällen kann das BIP sogar falsche und irreführende
Informationen liefern. Folglich müssen wir alle erdenklichen Anstrengungen unternehmen,
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um zusätzliche mittel- und langfristige Indikatoren zur Messung der erwähnten Faktoren
sowie der Haushaltsebene zu erarbeiten.

Ich begrüße den Vorschlag, dass Bereichen wie Gesundheit, Bildung, Kultur, Beschäftigung,
Wohnraum und anderen ähnlichen Faktoren, die sich auf die Kernbereiche der
Lebensqualität beziehen, bei der Messung der Lebensqualität für die Gesellschaft viel
Aufmerksamkeit zuteil werden sollte. Daher müssen wir Wege zur Erarbeitung eines
angemessenen und effektiven Hilfsmittels zur Ergänzung des BIP finden, das auf praktische
Art und Weise angewandt werden könnte, das sich eindeutig festgelegter Indikatoren
bedient und sich auf qualitativ hochwertige Daten stützt.

Alfredo Pallone (PPE),    schriftlich. – (IT) „Das BIP und mehr – Die Messung des Fortschritts
in einer Welt im Wandel“ ist ein Bericht, der auf die Bewertung der Niveaus des Fortschritts
in der Europäischen Union mittels des Bruttoinlandsprodukts abzielt, das die Rolle eines
umfassenden Indikators für die soziale und wirtschaftliche Entwicklung übernommen hat.
Leider bietet es heutzutage keine zuverlässige Basis für poltische Diskussionen mehr, da
es Umweltverträglichkeit oder soziale Eingliederung nicht misst. Man wird sich der
Notwendigkeit für verbesserte Daten und Indikatoren zur Ergänzung der Kriterien für die
Bewertung des Fortschritts immer mehr bewusst. Aus diesem Grund habe ich für einen
Text gestimmt, der versucht, die Entwicklung in der Europäischen Union mit neuen sozialen
Indikatoren zu verbinden, sowie nach einem eindeutig festgelegten Messsystem sucht, das
über das BIP hinausgeht und es im Zusammenhang mit der Entscheidungsfindung ergänzt.

Maria do Céu Patrão Neves (PPE),    schriftlich. – (PT) Ich habe für diesen Bericht mit dem
Titel „Das BIP und mehr – Die Messung des Fortschritts in einer Welt im Wandel“ gestimmt.
Wie der Bericht zu Recht anmerkt, hat das Bruttoinlandsprodukt (BIP), das von politischen
Entscheidungsträgern weltweit genutzt und auf das in öffentlichen Diskussionen Bezug
genommen wird, auch die Rolle eines umfassenden Indikators für die
gesamtgesellschaftliche Entwicklung und den Fortschritt im Allgemeinen übernommen.
Es bietet jedoch keine zuverlässige Basis für politische Debatten über jede beliebige
Angelegenheit. So misst das BIP z. B. Umweltverträglichkeit oder soziale Eingliederung
nicht.

In der Mitteilung der Kommission über „Das BIP und mehr – die Messung des Fortschritts
in einer Welt im Wandel“ werden verschiedene Maßnahmen als geeignete Wege zur
Ergänzung des BIP vorgeschlagen. Sie konzentriert sich insbesondere auf die Erarbeitung
umfassenderer Indikatoren, die eine zuverlässigere Wissensgrundlage bieten würden. Ich
möchte meine Unterstützung für die Absicht der Kommission zum Ausdruck bringen, ein
eindeutig festgelegtes Messsystem anzunehmen, das über das BIP hinausgehen würde,
indem es das BIP im Zusammenhang mit der Entscheidungsfindung und der Bewertung
durch die Nutzung eindeutig festgelegter und quantifizierbarer Indikatoren ergänzt.

Aldo Patriciello (PPE),    schriftlich. – (IT) Das Bruttoinlandsprodukt ist der weltweit
bekannteste Maßstab. Es hat nach und nach die Rolle eines umfassenden Indikators für die
gesamtgesellschaftliche Entwicklung und den Fortschritt im Allgemeinen übernommen,
berücksichtigt oder misst Umweltverträglichkeit oder soziale Eingliederung jedoch nicht.
Es besteht die Notwendigkeit für verbesserte Daten und Indikatoren zur Ergänzung des
BIP, da es andernfalls keine zuverlässige Basis für politische Debatten bietet.

Diese Angelegenheit wurde bereits in vorangegangenen Jahren, und insbesondere 2007,
diskutiert, als das Europäische Parlament und die Kommission, zusammen mit
verschiedenen Stellen und Verbänden, eine Konferenz mit dem Titel „Das BIP und mehr“
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abhielten. Auf dieser Konferenz erwog die Kommission, dass das BIP kein geeignetes
langfristiges Messsystem ist, genauso wie der wirtschaftliche und soziale Fortschritt nicht
ausreichend sind, um Angelegenheiten wie Klimawandel, Ressourceneffizienz und
persönliches Wohlergehen zu bewerten. Folglich wurden neue Indikatoren zur Messung
des Fortschritts beim Erreichen sozialer, wirtschaftlicher und umweltpolitischer Ziele
vorgeschlagen. Aus oben genannten Gründen, und um eine Reihe eindeutiger und
umfassender Indikatoren erarbeiten zu können, die zugleich konsistent, relevant und
objektiv messbar sind, habe ich für den diskutierten Antrag gestimmt.

Rovana Plumb (S&D),    schriftlich. – (RO) Die Mitteilung der Kommission „Das BIP und
mehr – Die Messung des Fortschritts in einer Welt im Wandel“ konzentriert sich auf die
Erarbeitung umfassenderer Indikatoren zur Ergänzung des BIP, die eine zuverlässigere
Wissensgrundlage bieten. Das BIP hat nach und nach die Rolle eines umfassenden Indikators
für die allgemeine Entwicklung der Gesellschaft und den Fortschritt übernommen, bietet
jedoch keine zuverlässige Basis für politische Debatten über jede beliebige Angelegenheit.
Insbesondere misst das BIP den Grad der Umweltverträglichkeit oder der sozialen
Eingliederung nicht.

Ich habe für diesen Bericht gestimmt, da es wichtig ist, dass wir ein Hilfsmittel erarbeiten,
das das BIP ergänzen kann, wobei zu berücksichtigen ist, dass dies auf eine Art und Weise
geschehen muss, die basierend auf eindeutig festgelegten Indikatoren und qualitativ
hochwertigen Daten praktische Anwendung findet. Dieser Bericht appelliert an die
Kommission, eine abgestufte Strategie für den „BIP und mehr“-Ansatz vorzulegen, die
erläutern sollte, wie der neue Ansatz bei tagtäglichen politischen Aktivitäten pragmatisch
genutzt werden kann.

Miguel Portas (GUE/NGL),    schriftlich. – (PT) Ich glaube, dass das Erreichen und die
Aufrechterhaltung einer guten Lebensqualität wichtige, miteinander verbundene Faktoren
wie z. B. Gesundheit, Bildung, Kultur, Arbeitsplätze, Wohnraum und Umweltbedingungen
umfasst. Daher glaube ich, dass die Indikatoren, die diese Faktoren messen, ebenso wichtig
sind und dass ihnen mehr Bedeutung beigemessen werden sollte. Ich habe dafür gestimmt,
da dieser Bericht ein Schritt, wenn auch ein zögerlicher, in Richtung der Verbesserung und
Ergänzung des Bruttoinlandsprodukts (BIP) als ein Instrument zur Messung und Bewertung
der sozialen und wirtschaftlichen Leistung und somit des Fortschritts von Gesellschaften
ist.

Paulo Rangel (PPE),    schriftlich. – (PT) Das Bruttoinlandsprodukt (BIP) ist der
standardmäßig eingesetzte gesamtwirtschaftliche Indikator, der in der Regel für die Messung
der Wirtschaften verschiedener Staaten verwendet wird. Trotzdem ist es lediglich ein
Indikator des Wohlstands, mit weniger Potenzial für den Vergleich der sozialen Entwicklung.
Der Erfolg des BIP ist größtenteils seiner Einfachheit bezüglich der Kosten, und somit der
Vollständigkeit der erzielten Ergebnisse zuzuschreiben. Es wäre daher nützlich, neue
Indikatoren zu erarbeiten, die es ermöglichen, andere Aspekte der Realität zu ermitteln,
um einen besseren Gesamtüberblick über die Entwicklung von Ländern zu erhalten. Dies
ist ein komplexer Prozess, in den Experten aus allen Bereichen miteinbezogen werden
sollten, um einen weitreichenderen und vollständigeren Indikator zu erhalten.

Raül Romeva i Rueda (Verts/ALE),    schriftlich. – (FR) Ich unterstütze dies. Wie meine
Kollegin, Frau Bélier, sagte: Obwohl der Bericht bezüglich der Ziele und Leitlinien, die er
festlegen hätte können, weitreichender hätte sein können, stellt er einen ersten Schritt dar
und sendet eine überzeugende Botschaft an den Rat und die Kommission, dass Europa die
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Überarbeitung der Wohlstands- und Entwicklungsindikatoren vorantreiben muss, damit
sie die Umwelt- und die sozialen Realitäten sowie die Einschränkungen, mit denen wir
konfrontiert werden, genauer darstellen.

Mit dieser Entscheidung erkennen die Abgeordneten die Notwendigkeit an, über ein
überholtes Modell, das soziale Ungleichheiten mit sich bringt und das natürliche Erbe
zerstört, hinauszugehen und es abzuschaffen, um mit einem neuen wirtschaftlichen Modell
auf europäischer Ebene zu beginnen. Sie ebnet den Weg für die Anerkennung neuer
Indikatoren, die fairer sind und die es uns ermöglichen werden, den ökologischen und
sozialen Übergang unserer Gesellschaften in Angriff zu nehmen.

Licia Ronzulli (PPE),    schriftlich. – (IT) Dieser Bericht schlägt die Annahme eines eindeutig
festgelegten Messsystems vor, das das Bruttoinlandsprodukt als Indikator der allgemeinen
sozialen Entwicklung ergänzen würde. Das ergänzende Hilfsmittel sollte einen praktischen
Nutzen haben und auf eindeutig festgelegten Indikatoren und zuverlässigen Daten basieren.
Nur so kann das BIP ausreichend zur politischen Debatte und zur Entscheidungsfindung
beitragen. Die Kommission ist daher dazu aufgefordert, eine umfassende, abgestufte
Strategie vorzulegen, die zeigen sollte, wie der neue Ansatz bei der tagtäglichen politischen
Arbeit pragmatisch genutzt werden kann.

Oreste Rossi (EFD),    schriftlich. – (IT) Der Bericht über die Mitteilung der Kommission
vom 20. August 2009 über „Das BIP und mehr – Die Messung des Fortschritts in einer
Welt im Wandel“ hebt die Bedeutung des Bruttoinlandsprodukts als einen umfassenden
Indikator der sozialen Entwicklung und des Wirtschaftswachstums hervor. Das Ziel ist die
Annahme eines neuen, eindeutig festgelegten und quantifizierbaren Messsystems, das auf
zuverlässigen, genauen Daten basiert, aber die Mitteilung der Kommission weist nicht auf
die abgestufte Strategie für dessen Einführung hin. Ich habe für den Bericht gestimmt, da
ich glaube, dass es wichtig ist, sozioökonomische Analysen durchzuführen und dazu
angemessene Hilfsmittel zu verwenden, die das BIP ergänzen.

Catherine Stihler (S&D),    schriftlich. – Ich unterstütze diesen Bericht, der mehrere
konkrete Maßnahmen vorschlägt, einschließlich der Schaffung eines Umweltindex, der
zeitnaheren Veröffentlichung von Umwelt- und Sozialdaten, einer genaueren
Berichterstattung im Hinblick auf soziale Ungleichheiten und der Ausweitung des Systems
volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen, um Umwelt- und Sozialangelegenheiten
miteinzubeziehen.

Nuno Teixeira (PPE),    schriftlich. – (PT) In der Mitteilung der Kommission an das
Europäische Parlament und den Rat mit dem Titel „Das BIP und mehr – Die Messung des
Fortschritts in einer Welt im Wandel“ (KOM(2009) 433 endg.) wird anerkannt, dass das
„BIP inzwischen als stellvertretender Indikator für die gesamtgesellschaftliche Entwicklung
und den Fortschritt im Allgemeinen“ betrachtet wird, jedoch „die Umweltverträglichkeit
oder die soziale Eingliederung nicht misst“. In einer Welt, in der die Lebensqualität der
Menschen immer öfter mittels anderer, nicht wirtschaftlicher Faktoren gemessen wird,
untersuchen verschiedene internationale Institutionen, wie z. B. die Vereinten Nationen
(UN), die Weltbank und die Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung (OECD), gegenwärtig die Festlegung neuer Indikatoren, um den
wirtschaftlichen und sozialen Fortschritt zu messen und zu analysieren.

Daher habe ich für diesen Bericht gestimmt, da ich glaube, dass es wichtig ist, dass die
Europäische Union einen systematischen Ansatz umsetzt, um den Sozialschutz in all seinen
Aspekten zu messen und dabei Wirtschafts- und Umweltfaktoren und der Verbesserung
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der Lebensqualität mittel- und langfristig besondere Aufmerksamkeit zu schenken. Ich
glaube, dass die zuvor erwähnten Indikatoren bei der Festlegung der künftigen
Kohäsionspolitik strategische Bedeutung erlangen und somit zu einem intelligenten,
nachhaltigen und integrativen Wachstum beitragen werden, im Einklang mit den in der
Strategie Europa 2020 verankerten Grundsätzen.

Niki Tzavela (EFD),    schriftlich. – (EL) Ich habe aus folgenden Gründen für den Bericht
über „Das BIP und mehr – Die Messung des Fortschritts in einer Welt im Wandel“ gestimmt.
Jeder weiß, dass das BIP ein Indikator ist, der zur Messung der gesamtwirtschaftlichen
Aktivität verwendet wird und nicht dazu genutzt werden kann, andere Aspekte zu messen.
Folglich müssen neue Indikatoren erarbeitet werden, und genau dies tut der Bericht von
Frau Rosbach. Ich betrachte das BIP als einen eingeschränkten Indikator und bin der
Meinung, dass Indikatoren erarbeitet werden sollten, die es ergänzen. Der Bericht befasst
sich mit den obigen Angelegenheiten, was ich als sehr wichtig betrachte und denke, dass
eine sofortige Lösung nötig ist, weshalb ich für diesen speziellen Bericht gestimmt habe.

Giommaria Uggias (ALDE),    schriftlich. – (IT) Ich habe für die Ermittlung neuer Parameter
gestimmt, die den Fortschritt eines Landes besser darstellen, und nicht nur dessen Verbrauch,
obwohl ich der Meinung bin, dass mehr getan werden sollte. Der betreffende Bericht hat
einen langen und schwierigen Weg zurückgelegt und hat es nun endlich bis in die
Plenartagung geschafft, wobei er unterwegs einen Großteil seiner Inhalte verloren hat. Das
Parlament hätte einen Vorschlag vorlegen sollen, der Faktoren wie Bildung, Gesundheit,
und persönliche Aktivitäten berücksichtigt, aber es beschränkte sich darauf, die
Notwendigkeit zur Etablierung neuer Parameter hervorzuheben und delegierte die Aufgabe
deren Definition an die Kommission.

Das Bruttoinlandsprodukt ist ein überholter Indikator, der auf wirtschaftlichen Grundsätzen
basiert, die durch die Herabsetzung von Qualität zu Quantität die Bedeutung von Dingen
und das individuelle und gemeinschaftliche Wohlergehen übersehen, Arbeit selbst, im
Vergleich mit dem Produktionsgegenstand, unterbewerten und nur die Produktion neuer
Dinge, nicht jedoch Instandhaltung, berücksichtigen.

Viktor Uspaskich (ALDE),    schriftlich. – (LT) Wenn wir einen Blick auf den Umfang des
BIP (die EU liegt an erster Stelle, Litauen an 82.) des Internationalen Währungsfonds (IWF)
werfen, sehen wir, dass das BIP nicht die ganze Geschichte erzählt. Das BIP spiegelt die
komplexe sozioökonomische Realität nationaler und regionaler Herausforderungen nicht
ausreichend wider. Obwohl das BIP ein starker gesamtwirtschaftlicher Indikator ist, spiegelt
es die größten sozialen Probleme Litauens, wie z. B. Arbeitslosigkeit, die Bildungsqualität
und die Gesundheitssysteme sowie die Ungleichheiten bei der Einkommensverteilung,
nicht wider. In Litauen, und auf Ebene der EU, fehlt es oftmals an eindeutigen Informationen,
Daten und Indikatoren, weshalb ich den Vorschlag der Berichterstatterin unterstütze, einen
besseren Bericht bezüglich sozialer Indikatoren vorzulegen. Ich hoffe, dass dies
umfassendere Informationen für die Erarbeitung von Strategien liefern wird.

Heutzutage liegen Politikern solche Informationen oftmals leider nicht vor. Die Erarbeitung
von EU-Strategien sollte nicht bloß auf abstrakten Statistiken basieren. Darüber hinaus
sollte die Politik der EU am Fortschritt gemessen werden, der bei der Verbesserung des
Wohlergehens der Europäerinnen und Europäer erzielt wird. Das in diesem Bericht erwähnte
„BIP und mehr“-Verfahren könnte sich als sehr nützlich erweisen. Bevor wir es jedoch
umsetzen, sollten wir mehr über die Möglichkeiten im Hinblick auf die Anpassung des
neuen Verfahrens im Alltagsleben in Erfahrung bringen.
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Bericht: Vladimír Remek (A7-0165/2011)

Luís Paulo Alves (S&D),    schriftlich. – (PT) Ich stimme für diesen Bericht, da er eine
gründliche Bewertung der bisherigen Vorgehensweise und Umsetzung darstellt und eine
Diskussion über die künftige Verwaltung, Nutzung und Finanzierung der Entscheidung
zur Schaffung globaler Satellitennavigationssysteme und anderer autonomer europäischer
Systeme eröffnet. Dies bezieht sich auf alle kommerziellen Aspekte der Nutzung und die
rechtlichen, vertragsrechtlichen und finanziellen Strukturen der verschiedenen
Nutzungsmodelle, mit denen die Einrichtung eines stabilen Verwaltungsmodells
gewährleistet wird.

Sophie Auconie (PPE),    schriftlich. – (FR) Das Satellitennavigationsprogramm Galileo ist
im Bereich der Spitzentechnologien von herausragender Bedeutung für die Europäische
Union. Leider ist Galileo derzeit von weiteren Verzögerungen und zusätzlichen Kosten
betroffen. Angesichts dieser Situation müssen wir uns intensiv bemühen, neue Lösungen
zu finden. Aus diesem Grund habe ich Herrn Remeks Bericht unterstützt, da er die
Zielsetzung verfolgt, alle über den EU-Haushalt hinaus denkbaren Finanzierungsquellen
zu prüfen.

Zigmantas Balčytis (S&D),    schriftlich. – (LT) Das von der EU entwickelte GNSS besteht
aus Galileo und EGNOS (Geostationärer Navigations-Ergänzungsdienst für Europa), ein
Ergänzungssystem, mit dem die Genauigkeit und Zuverlässigkeit des Global Positioning
System (GPS) der Vereinigten Staaten verbessert wird. Am Ende wird es voraussichtlich
27 Satelliten, die in einer Umlaufbahn in Höhe von ungefähr 23 000 km um die Erde
kreisen, und Ersatzsatelliten in angemessener Anzahl sowie circa 40 Bodenstationen in
der ganzen Welt umfassen. Die EU hat sich vor allem aus zwei Gründen für die Einrichtung
eines eigenen globalen Satellitennavigationssystems entschieden: zum einen, um die
Unabhängigkeit Europas von anderen globalen Navigationssystemen und seine Autonomie
sicherzustellen, zum anderen, um sich einen Anteil an diesem rasch wachsenden weltweiten
Hochtechnologiemarkt zu sichern, der zurzeit weitgehend von den USA dominiert wird.
Auch ich bin der Meinung, dass eine breit angelegte, umfassende Debatte auf politischer
Ebene über die gewünschte Reichweite der Ziele (und damit den Umfang der bereitgestellten
Dienste) und die verfügbaren finanziellen Ressourcen geführt werden sollte (wobei eine
politische Entscheidung zwischen einem ausschließlich von der EU finanzierten Programm
und einem Programm, bei dem auch nationale oder private Beiträge möglich sind, getroffen
werden müsste). Die Ergebnisse dieser Debatte werden sich auf die politischen Optionen
für die künftige Verwaltung und Steuerung der GNSS-Systeme auswirken.

Mara Bizzotto (EFD),    schriftlich. – (IT) Das Projekt der Umsetzung eines europäischen
Satellitennnavigationsprogramms ist eine enorme Herausforderung für die Zukunft der
Technik in Europa, doch die Kosten- und Investitionsschätzungen der europäischen
Behörden für dieses Projekt sind bisher weder klar noch transparent. In einigen Jahren
werden zu den ursprünglich für das Programm geplanten Kosten neue Ausgaben
hinzukommen, und ich halte es für wahrscheinlich, dass noch weitere Summen erforderlich
sein werden, um das Projekt abzuschließen. Ich habe mich daher bei der Schlussabstimmung
über diesen Initiativbericht enthalten.

Rachida Dati (PPE)  , schriftlich. – (FR) Mit Wohlwollen habe ich für diesen Bericht gestimmt,
der den Höhepunkt einer tiefgreifenden politischen Entscheidung bildet, insbesondere in
Bezug auf die Umsetzung von Galileo. Das autonome europäische
Satellitennavigationssystem muss unbedingt so schnell wie möglich in Auftrag gegeben
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werden und zwar – wie der Bericht ja hervorhebt – mit langfristigen Finanzierungsgarantien.
Der Wettbewerb mit den Vereinigten Staaten und deren Global Positioning System (GPS)
verlangt von uns eine rasche Einführung von Galileo, denn wir müssen uns darüber im
Klaren sein, was in wirtschaftlicher, technischer, politischer und strategischer Hinsicht auf
dem Spiel steht.

Christine De Veyrac (PPE),    schriftlich. – (FR) Die Europäische Union hat sich zum Ziel
gesetzt, mit den Programmen EGNOS (Geostationärer Navigations-Ergänzungsdienst für
Europa) und Galileo weltweit führend im Bereich der globalen Satellitennavigationssysteme
zu werden und damit ihre technische Unabhängigkeit vom amerikanischen GPS zu sichern.
Angesichts der beträchtlichen wirtschaftlichen Auswirkungen solcher Programme habe
ich für den Bericht Remek gestimmt, der die Kommission und die Mitgliedstaaten dazu
aufruft, eine ausreichende Finanzierung sicherzustellen, um einen Abschluss dieser Projekte
bis 2018 gewährleisten zu können und sich damit als glaubwürdige Konkurrenten des
amerikanischen Systems zu behaupten.

Diane Dodds (NI),    schriftlich. – In einer Zeit, wo die Kommission und natürlich auch
dieses Parlament gehalten sind, Einsparungsvorschläge zu formulieren und einzubringen,
bekommen wir diesen Bericht vorgelegt, der dafür wirbt, für zusätzliche 1,9 Mrd. EUR
innerhalb des nächsten mehrjährigen Finanzrahmens das Satellitennavigationssystem
Galileo abzuschließen. Zur Hintergrundinformation erinnere ich daran, dass das
Satellitenprojekt Galileo einst mit einem Budget von 7,7 Mrd. EUR begonnen wurde, die
Kosten aber mittlerweile auf 22,6 Mrd. EUR geschätzt werden. Einen solchen Vorschlag
lehne ich katgeorisch ab. Die für dieses Projekt derzeit geltenden Haushaltslinien sind für
dessen Abschluss vollkommen ausreichend, aber dennoch wird erwartungsgemäß dazu
aufgefordert, noch mehr auszugeben. Ich bin mir sicher, dass meine Wähler schon jetzt
wenig begeistert davon sind, Galileo zu finanzieren, geschweige denn, diese Finanzierung
noch zu erhöhen. Ich appelliere daher nochmals an alle Abgeordneten und an die
Kommission, realistisch zu sein und umsichtig mit unserem Geld umzugehen, das wir
doch zum größtmöglichen Nutzen unserer Wähler einsetzen sollten.

Diogo Feio (PPE),    schriftlich. – (PT) Die europäischen Satellitennavigationssysteme haben
immer wieder Verzögerungen und zusätzliche Kosten verursacht; das sollte den
Verantwortlichen zu denken geben, was die Vorgehensweise bei der Umsetzung dieser
Programme angeht. Zu einem Zeitpunkt, wo Länder wie Portugal die anderen
Mitgliedstaaten um Hilfe bitten und Europa insgesamt von einer ernsten Wirtschafts- und
Finanzkrise bedroht ist, die seine Stabilität gefährdet, sollte man alles daransetzen,
Kostenüberschreitungen und übermäßige Ausgaben zu vermeiden.

Ich stelle die strategische Bedeutung dieser Projekte zwar nicht in Frage, gebe aber dennoch
zu bedenken, dass sie bisher hinter den Erwartungen zurückgeblieben sind. Ich stimme
zu, dass sowohl Galileo als auch der Geostationäre Navigations-Ergänzungsdienst für
Europa (EGNOS), da sie europäische Programme sind und damit ein gemeinsames
öffentliches Interesse der Europäischen Union bedienen, in erster Linie über den EU-Haushalt
finanziert werden sollten, halte es aber dennoch für sinnvoll, auch andere mögliche
Finanzierungsquellen, unter anderem auch innovative Finanzierungsformen, zu prüfen.

José Manuel Fernandes (PPE),    schriftlich. – (PT) Der vorliegende Bericht von Herrn Remek
hat die europäischen Satellitennavigationsprogramme zum Gegenstand. Er enthält eine
Halbzeitbilanz dieser Programme und befasst sich auch mit der Bewertung ihrer Umsetzung
sowie mit den künftigen Herausforderungen und Finanzierungsperspektiven.
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Seit der Bereitstellung des Dienstes Global Positioning System (GPS) im Jahr 2000 ist dieser
Sektor exponentiell gewachsen (124 Mrd. EUR im Jahr 2008), wobei sich die Prognose für
den Binnenmarkt im Jahr 2025 auf insgesamt 230 Mrd. EUR beläuft. 2008 beschloss die
EU, ein eigenes Satellitennavigationssystem zu entwickeln (Verordnung (EG) Nr. 683/2008),
bestehend aus Galileo und dem Geostationären Navigations-Ergänzungsdienst für Europa,
EGNOS, um Europas Unabhängigkeit und Autonomie sicherzustellen, seinen Marktanteil
zu erhöhen und die Industrie in diesem strategischen und rasch wachsenden Markt
wettbewerbsfähig zu machen.-

Ich habe trotz der erwähnten Mehrkosten, die die Durchführung des Projekts verursachen
wird, für die Vorschläge des Berichterstatters gestimmt, da die EU meiner Ansicht nach bei
der Erforschung und Entwicklung von Spitzentechnologien führend sein sollte,
insbesondere, wenn ebendiese Technologie einen wissenschaftlichen und wirtschaftlichen
Gewinn für die EU darstellt.-

João Ferreira (GUE/NGL),    schriftlich. – (PT) Wie wir bereits bezüglich des Einsatzes eines
Europäischen globalen Satellitennavigationssystems für den Verkehr festgehalten haben,
könnte die Nutzung dieser Technologie einen wichtigen Beitrag zur Entwicklung,
Modernisierung und Diversifizierung öffentlicher Dienste, zur Schaffung neuer Chancen
für eine Zusammenarbeit, zum Fortschritt in der Wissenschaft und deren
Anwendungsgebieten und für den Austausch und die Zugänglichkeit von Informationen
darstellen, unter Achtung der Rechte, Freiheiten und Garantien der Bürgerinnen und Bürger.
Problematisch ist auch nicht die Existenz eines globalen Satellitennavigationssystems für
Europa, das nichtmilitärischen Zwecken dient und nicht in die Sicherheitskonzepte der
EU eingebunden ist.

Das Problem ist vielmehr, dass dieses System auch für militärische und offensive Zwecke
genutzt werden kann. Besonders beunruhigend ist die Tatsache, dass dieses
Satellitennavigationssystem in Konkurrenz zum Global Positioning System (GPS) der USA
entwickelt wurde, von dem die EU abhängig ist und das bekanntermaßen unter militärischer
Kontrolle steht und über US-Militärprogramme finanziert wird. Wir bekräftigen daher
unsere Vorbehalte gegenüber den Einschränkungen für die potenziellen Einsatzzwecke
dieser Programme, da unseres Erachtens hier von einer Konkurrenz zwischen der EU und
den USA in Bezug auf die Funktionalitäten und Wirkungen dieser Systeme auszugehen
ist.-

Ilda Figueiredo (GUE/NGL),    schriftlich. – (PT) Problematisch ist nicht die Existenz eines
globalen Satellitennavigationssystems für Europa, das nichtmilitärischen Zwecken dient
und nicht in die Sicherheitskonzepte der EU eingebunden ist, sondern vielmehr, dass dieses
System auch für militärische und offensive Zwecke genutzt werden kann.

Seine nichtmilitärische Nutzung könnte einen wichtigen Beitrag für die Bereitstellung
öffentlicher Dienste leisten, wobei auch Möglichkeiten einer Zusammenarbeit gegeben
wären, ebenso für den Fortschritt in Wissenschaft und Praxis und für den Austausch und
die Zugänglichkeit von Informationen, natürlich unter Einhaltung der Rechte, Freiheiten
und Garantien der Bürgerinnen und Bürger.-

Beunruhigend allerdings ist die Tatsache, dass dieses Satellitennavigationssystem in
Konkurrenz zum Global Positioning System (GPS) der USA entwickelt wurde, von dem
die EU abhängig ist und das bekanntermaßen unter militärischer Kontrolle steht und über
US-Militärprogramme finanziert wird.

08-06-2011Verhandlungen des Europäischen ParlamentsDE230



Von daher haben wir nach wie vor ernste Vorbehalte gegenüber den Einschränkungen für
den potenziellen Einsatz dieser Programme in einem Wettbewerbskontext, sowohl bezüglich
der Funktionalitäten und Wirkungen dieser Systeme als auch zwischen der EU und den
USA.

Monika Flašíková Beňová (S&D),    schriftlich. – (SK) Die Europäische Union hat mit ihrer
politischen Entscheidung aufgrund der Verordnung (EG) Nr. 683/2008 den wichtigen
Schritt unternommen, ein autonomes globales Satellitennavigationssystem (GNSS)
einzuführen, das sich im Eigentum der Union befindet und von ihr verwaltet wird. Die
Kommission sollte eine umfassende Analyse vornehmen, um präzisere Vorstellungen über
die möglichen Szenarien und Mittel für den Betrieb und die Nutzung nach 2013 zu erhalten.
Dies bezieht sich auf alle kommerziellen Aspekte der Nutzung und die rechtlichen,
vertragsrechtlichen und finanziellen Strukturen der verschiedenen Nutzungsmodelle, mit
denen die Einrichtung eines stabilen Verwaltungsmodells gewährleistet wird.

Jacqueline Foster (ECR),    schriftlich. – Galileo, Europas eigenes globales
Satellitennavigationssystem, ist von großer Bedeutung für Europa und insbesondere für
das Vereinigte Königreich. Dieses Projekt, das ich uneingeschränkt befürworte, hat eine
beachtliche öffentliche Finanzierung erhalten, aber auch die Privatwirtschaft in der gesamten
EU investiert Geld, Zeit und Fachkompetenz in die Entwicklung dieses Systems.

Obwohl ich mir darüber im Klaren bin, dass wir hier Fortschritte machen müssen, habe
ich mich jedoch bei der Schlussabstimmung enthalten. Laut Herrn Remeks Bericht wird
für den Abschluss des Galileo-Programms eine zusätzliche Finanzierung von bis zu
1,9 Mrd. EUR innerhalb des nächsten mehrjährigen Finanzrahmens erforderlich sein.
Angesichts der gegenwärtigen angespannten Finanzlage muss ich diese Kostenerhöhung
ablehnen, vor allem, wenn man bedenkt, dass das Programm ohnehin bereits eine
Budgetüberschreitung von 60 % aufweist. Ich bin der Meinung, dass das derzeitige für
Galileo vorgesehene Budget ausreichen muss.

Wir sollten überlegen, wie wir das jetzige System mit den vorhandenen Mitteln verbessern
könnten. Ich möchte die Kommission dringend ersuchen, sich um ein besseres
Projektmanagement und um Einsparungen zu bemühen. Zu diesem Zweck muss die
Kommission eine gründliche und umfassende Folgenabschätzung durchführen, so dass
wir eine fundierte Entscheidung über die künftige Finanzierung des Programms treffen
können.

Juozas Imbrasas (EFD),    schriftlich. – (LT) Ich begrüße diesen Bericht, weil er eine Antwort
darstellt auf die Mitteilung der Kommission zur Halbzeitbilanz des autonomen europäischen
globalen Satellitennavigationssystems (GNSS), bestehend aus Galileo und EGNOS, in der
die bisherige Vorgehensweise und Umsetzung bewertet und eine Diskussion über die
künftige Verwaltung, Nutzung und Finanzierung des Systems eröffnet werden. Die EU hat
sich vor allem aus zwei Gründen für die Einrichtung eines eigenen globalen
Satellitennavigationssystems entschieden: zum einen, um die Unabhängigkeit Europas
von anderen globalen Navigationssystemen und seine Autonomie sicherzustellen, zum
anderen, um sich einen Anteil an diesem rasch wachsenden weltweiten
Hochtechnologiemarkt zu sichern, der zurzeit weitgehend von den USA dominiert wird.
Der indirekte Nutzen des Programms wird auf ungefähr 60 Mio. EUR pro Jahr geschätzt
(einschließlich nach- und vorgelagerter Märkte und öffentlichen Nutzens). Das GNSS gilt
als eine Technologie mit epochemachender Wirkung und einem hohen
Innovationspotenzial, die zum Aufbau einer Wissensgrundlage im Hochtechnologiebereich
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und zu Produktivitätssteigerungen in zahlreichen Sektoren beitragen dürften. Schätzungen
zufolge werden sich die Wachstumsraten für GNSS-kompatible Produkte auf über 10 %
belaufen. Die Kommission sollte auf der Grundlage der Ergebnisse der Debatte eine
umfassende Analyse vornehmen, um präzisere Vorstellungen über die möglichen Szenarien
und Mittel für den Betrieb und die Nutzung nach 2013 zu erhalten. Dies bezieht sich auf
alle kommerziellen Aspekte der Nutzung und die rechtlichen, vertragsrechtlichen und
finanziellen Strukturen der verschiedenen Nutzungsmodelle, mit denen die Einrichtung
eines stabilen Verwaltungsmodells gewährleistet wird.

Ville Itälä (PPE),    schriftlich. – (FI) Die Systeme EGNOS und Galileo werden, wenn sie
eines Tages abgeschlossen sind, durch den Einsatz bestimmter Anwendungen die
Verkehrssicherheit verbessern. Diese Anwendungen repräsentieren auch die wachsenden
globalen Märkte, von denen die EU finanziell profitieren wird. Die Weiterentwicklung
dieser Systeme wird entscheidend zur Entwicklung des europäischen Luftverkehrs und zu
einem wirtschaftlicheren und effizienteren Schienen- und Straßentransportnetz beitragen.
Ein Problem für die Entwicklung dieser Anwendungen und für die planmäßige Fertigstellung
der Systeme stellt möglicherweise der Mangel an Finanzmitteln dar. Es ist wichtig, sich die
Vorteile klarzumachen, die entsprechende Investitionen und die Weiterentwicklung der
Systeme für die Mitgliedstaaten bringen würden, damit die Programme termingemäß zum
Abschluss gebracht werden können.

Giovanni La Via (PPE),    schriftlich. – (IT) Ich habe für den Bericht von Frau Ţicău gestimmt,
weil das Projekt, das hier untersucht wird, viele Erwartungen jener erfüllt, die den
wissenschaftlichen und technischen Fortschritt optimistisch betrachten. EGNOS und
Galileo sind Projekte, die durch größere Sicherheit im Straßen- und im Luftverkehr, weniger
Luftverschmutzung und Pestizidverbrauch, neue Arbeitsplätze und öffentliche Sicherheit
einen indirekten sozialen und wirtschaftlichen Nutzen in Höhe von ca. 60 Mrd. EUR
erwirtschaften werden und in Bezug auf das Kosten-Nutzen-Verhältnis sehr gut abschneiden.
Daher muss, bevor beim nächsten mehrjährigen Finanzrahmen ein Beschluss für eine
weitere finanzielle Beteiligung aus dem EU-Haushalt gefasst wird, von der Kommission
eine klare Bewertung aller in Frage kommenden technischen Optionen sowie der damit
verbundenen Kosten und Vorteile vorgelegt werden.

Agnès Le Brun (PPE),    schriftlich. – (FR) Vor zehn Jahren brachte die Europäische Union
zwei Satellitennavigationsprogramme auf den Weg: Galileo und EGNOS (Geostationärer
Navigations-Ergänzungsdienst für Europa). Das erste System wird 2014 den Betrieb
aufnehmen und eine Genauigkeit von unter einem Meter bieten, während GPS eine
Genauigkeit von mehreren Metern aufweist. Dieser technische Fortschritt wird die
Innovationsfähigkeit europäischer Unternehmen stärken und es ihnen ermöglichen, sich
an der Spitze der durch die globale Ortung ermöglichten Dienste zu positionieren. Allerdings
hat Galileo auch eine strategische Dimension. Derzeit ist Europa vom amerikanischen GPS
abhängig. Wenn Galileo den Betrieb aufnimmt, wird die Europäische Union in diesem
Bereich nicht nur unabhängig, sondern sogar überlegen sein. Damit liegt die Bedeutung
der Anwendungen auf der Hand. Die zivilen und militärischen Ressourcen der
Mitgliedstaaten werden dadurch wesentlich effektiver. Ich habe für diese Entschließung
des Parlaments gestimmt, die dem Wohlwollen über den technischen Erfolg Ausdruck
verleiht, zugleich aber die Europäische Kommission daran erinnert, in welchen Punkten
das Programm noch verbesserungswürdig ist: Finanzierung, öffentliche Wahrnehmung
und Einbeziehung unserer internationalen Partner.
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David Martin (S&D),    schriftlich. – Die Hauptherausforderung in Bezug auf die
internationalen Tätigkeiten der GNSS-Programme wird darin bestehen, die Kompatibilität
und Interoperabilität mit Galileo und den Zugang zu weltweiten GNSS-bezogenen
Ressourcen zu gewährleisten, weltweite Normen aufzustellen, die Sicherheit des
Weltraumsegments und Bodenstationsnetzes zu garantieren, gleichzeitig aber auch eine
strengere Kontrolle über sensible GNSS-Technologien, die mit europäischen Mitteln
entwickelt wurden, auszuüben sowie an den internationalen Anstrengungen zur
Entwicklung innovativer Anwendungen und spezialisierter Anwendungen von
überregionalem Interesse mitzuwirken. Ein wichtiges Ziel dürfte die Schaffung von
Marktchancen für europäische GNSS-Technologie- und -Anwendungsanbieter sein.

Clemente Mastella (PPE),    schriftlich. – (IT) Wir sind der Ansicht, dass das aus den
Programmen Galileo und EGNOS bestehende globale Satellitennavigationssystem (GNSS)
der EU ein wichtiger Schritt für Europa ist; zum einen gewährleistet es Autonomie und
Unabhängigkeit von anderen globalen Navigationssystemen und zum anderen ermöglicht
es Europa, sich einen Anteil an diesem weltweit boomenden Hochtechnologiemarkt zu
sichern. Ein ganz zentraler Punkt ist jedoch, dass gewährleistet wird, dass das System
ununterbrochen zur Verfügung steht, da eine (vorübergehende) Einschränkung oder
Unterbrechung der GPS-Signale massive Auswirkungen auf Wirtschaft und Gesellschaft
hätte, wenn keine anderen GNSS-Systeme zur Verfügung stünden. Um die Vorteile von
Galileo uneingeschränkt ausschöpfen zu können, muss allerdings die volle Betriebsfähigkeit
erreicht werden, und dies erfordert zusätzliche Investitionen. Im Augenblick ist die
finanzielle Situation wenig erfreulich. Diesbezüglich sollte eine breit angelegte und
umfassende politische Debatte über die gewünschte Reichweite der Ziele und die
verfügbaren finanziellen Ressourcen geführt werden. Schließlich halten wir daran fest,
dass eine umfassende Analyse vorgenommen werden muss, um präzisere Vorstellungen
über die möglichen Szenarien und Mittel für den Betrieb und die Nutzung nach 2013 zu
erhalten. Dies bezieht sich auf alle kommerziellen Aspekte der Nutzung und die rechtlichen,
vertragsrechtlichen und finanziellen Strukturen der verschiedenen Nutzungsmodelle, mit
denen die Einrichtung eines stabilen Verwaltungsmodells gewährleistet wird.

Nuno Melo (PPE),    schriftlich. – (PT) Die europäischen Satellitennavigationsprogramme
Galileo und EGNOS (Geostationärer Navigations-Ergänzungsdienst für Europa) werden –
was sehr wichtig ist – Europa zu Autonomie und strategischer Unabhängigkeit von anderen
Wirtschaftsblöcken verhelfen, sie werden dazu beitragen, das tägliche Leben der
europäischen Bürgerinnen und Bürger zu vereinfachen und sich darüber hinaus mittelbar
und unmittelbar vorteilhaft auf die europäische Wirtschaft auswirken. Die
Finanzierungsprobleme, die mit diesen Programmen verbunden sind, könnten jedoch zu
erheblichen Verzögerungen bei ihrer Umsetzung führen, ebenso die ihnen anhaftenden
Nachteile.

Wir müssen eine Strategie für die mittel- bis langfristige Finanzierung der
Satellitennavigationsprogramme verfolgen, damit das nötige Vertrauen in den Markt
entsteht und infolgedessen Anreize für Investitionen und für den Erwerb von Anwendungen
und Diensten geschaffen werden. Nur ein voll einsatzfähiges Galileo- und EGNOS-System
wird für die EU in all ihren Politkbereichen ein Gewinn sein, insbesondere auf den Gebieten
Verkehr, Landwirtschaft, Bekämpfung des Klimawandels, Verhinderung von
Naturkatastrophen und von durch Menschen verursachten Katastrophen sowie im Bereich
Wissenschaft, Technik und Innovation.--
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Louis Michel (ALDE),    schriftlich. – (FR) Das Europäische Parlament hat das durch die
Programme Galileo und EGNOS (Geostationärer Navigations-Ergänzungsdienst für Europa)
umgesetzte globale Satellitennavigationssystem (GNSS) der Europäischen Union stets
befürwortet. Leider ist die Europäische Union derzeit abhängig vom Global Positioning
System (GPS) der Vereinigten Staaten.

Nichtsdestoweniger bietet Galileo Vorteile gegenüber GPS. Darüber hinaus wird EGNOS
bereits tagtäglich von 80 000 Landwirten angewandt und wurde kürzlich für die
Zivilluftfahrt zugelassen; seine Zulassung für den Einsatz im Seeverkehr wird in naher
Zukunft erwartet. Die Weltraumpolitik und das GNSS-Programm sind von strategischer
Bedeutung und mit ihnen sollte ein greifbarer Nutzen für die Bürgerinnen und Bürger und
Unternehmen verbunden sein.

Dementsprechend muss die Kommission die Kompatibilität und Interoperabilität von
Galileo mit anderen Satellitennavigationssystemen gewährleisten. Schließlich müssen wir
alles daransetzen, dass diese europäischen Programme die Finanzierung bekommen, die
für ihre Verwirklichung notwendig ist.

Alexander Mirsky (S&D),    schriftlich. – Die EU hat mit dieser politischen Entscheidung
einen wichtigen Schritt unternommen. Der Bericht zieht eine Halbzeitbilanz dieser
Leitinitiative, bewertet dabei die bisherige Vorgehensweise und Umsetzung und eröffnet
eine Diskussion über ihre künftige Verwaltung, Nutzung und Finanzierung. Ich halte es
für erforderlich, eine umfassende Analyse vorzunehmen, um präzisere Vorstellungen über
die möglichen Szenarien und Mittel für den Betrieb und die Nutzung nach 2013 zu erhalten.
Ich unterstütze den Bericht von Vladimír Remek voll und ganz und habe dementsprechend
dafür gestimmt.

Andreas Mölzer (NI),    schriftlich. − Das Satellitennavigationssystem GNSS, also Galileo
und EGNOS, hat sich mittlerweile ähnlich wie das Großprojekt Schengener
Informationssystem II zu einem Fass ohne Boden entwickelt. Nach wie vor scheinen die
Folgekosten nicht konkret abschätzbar zu sein, fest steht nur, dass Einsparungen nötig
sind, um eine endgültige Kostenexplosion der bereits jetzt ausufernden Projektkosten zu
verhindern. Problematisch ist in diesem Zusammenhang jedoch, wenn die Einsparungen
bei den damit in Zusammenhang stehenden Diensten einzig die europäischen Bürger und
Bürgerinnen als Steuerzahler trifft und rein Dienste zur militärischen Verwendung übrig
bleiben. In diesem Zusammenhang sind noch weitere Diskussionen über die bisherige
Vorgehensweise und Umsetzung und über ihre künftige Verwaltung, Nutzung und
Finanzierung nötig.

Dass künftig in diesem Bereich ein vermehrter Einsatz der Privatwirtschaft finanzielle
Erleichterung bringt, steht jedenfalls nicht zu erwarten. Mit Spannung erwartet werden
darf jedenfalls die Evaluierung der Kommission. Die Galileo-Idee ist grundsätzlich zu
befürworten, allerdings müssen die Kosten in den Griff bekommen werden. Ich habe das
bei meinem Abstimmungsverhalten berücksichtigt.

Franz Obermayr (NI),    schriftlich. − Erneut schafft es die EU, ein Projekt (wie auch ITER)
so lang hinauszuzögern, bis die Kosten unabschätzbar werden. Das gilt für die Folgekosten
des Satellitennavigationssystems GNSS (Galileo und EGNOS) genauso wie seinerzeit für
das Schengener Informationssystem II. Und es sind nicht nur die Folgekosten, sondern
auch die ganz "normalen" Projektkosten, die explodiert sind. Hier versucht man nun, mittels
Einsparungen Schadensbegrenzung zu betreiben. So weit, so notwendig. Leider sieht es
danach aus, als würden diese Einsparungen ausschließlich den europäischen Steuerzahler
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treffen, da man darunter Einsparungen bei den Diensten versteht. GNSS wird wohl rein
militärisch verwendbar sein, zahlen dürfen es dennoch die Bürger - durch wohl entstehende
Folgekosten nun auch doppelt. Das grundsätzlich begrüßenswerte Projekt GNSS wird
durch diese Umstände tief ins Zwielicht gezogen. Daher habe ich mich der Stimme
enthalten.

Georgios Papanikolaou (PPE),    schriftlich. – (EL) Ich habe für den Bericht über die
Halbzeitbilanz der europäischen Satellitennavigationsprogramme gestimmt. Das ehrgeizige
Unterfangen der EU, ein europäisches Satellitennavigationssystem zu entwickeln, das auf
einem System aus 30 Satelliten basiert und hochwertige globale Ortungsdienste bietet,
garantiert der Europäischen Union Autonomie und Unabhängigkeit von anderen globalen
Navigationssystemen sowie einen Anteil am weltweiten Hochtechnologiemarkt, der zurzeit
weitgehend von den USA und Japan dominiert wird. Darüber hinaus wird Galileo die
Implementierung früherer Verkehrsmanagementsysteme für alle Verkehrsarten (Straßen-,
Luft-, Seeverkehr usw.) ermöglichen, was zu einer Steigerung der Effizienz und zu einer
Reduzierung der Umweltbelastung führen wird. Im Landwirtschaftssektor wird Galileo zu
Verbesserungen in der Agrarproduktion beitragen, da es eine effizientere Nutzung von
Land und Wasser gewährleistet und somit den Düngemittel- und Pestizidverbrauch senkt.
Die offenen Fragen sind – ebenso wie meine bereits im letzten Jahr an die Kommission
gerichtete Anfrage (E-0339/10) – bis jetzt allerdings unbeantwortet geblieben. Um genau
zu sein, waren die Kosten für die Umsetzung des Programms ursprünglich auf
3,33 Mrd. EUR geschätzt worden (davon sollten 1,8 Mrd. EUR von der öffentlichen Hand
gezahlt werden). Diese Schätzung wurde dann auf 5,58 Mrd. EUR aufgestockt, die nun
gänzlich aus öffentlichen Mitteln gedeckt werden sollen, und dies in einer für die Wirtschaft
äußerst schweren Zeit.

Maria do Céu Patrão Neves (PPE),    schriftlich. – (PT) Ich habe für diesen Bericht gestimmt.
Die EU hat eine wichtige politische Entscheidung getroffen, als sie in der Verordnung (EG)
Nr. 683/2008 festlegte, ein autonomes Europäisches globales Satellitennavigationssystem
(GNSS), bestehend aus Galileo und EGNOS (Geostationärer Navigations-Ergänzungsdienst
für Europa), einzurichten, das sich im Eigentum der EU befindet und von ihr verwaltet
wird. Die Mitteilung, auf die sich dieser Bericht bezieht, stellt eine Halbzeitbilanz zu dieser
Leitinitiative dar, in der die bisherige Vorgehensweise und Umsetzung bewertet und eine
Diskussion über ihre künftige Verwaltung, Nutzung und Finanzierung eröffnet wird.

Angesichts der gegenwärtigen Wirtschaftslage ist es dringend erforderlich, eine breit
angelegte und umfassende politische Debatte über die gewünschte Reichweite der Ziele
und damit über den Umfang der bereitgestellten Dienste sowie über die verfügbaren
Ressourcen zu führen, wobei eine politische Entscheidung zwischen einem ausschließlich
von der EU finanzierten Programm und einem Programm, bei dem auch nationale oder
private Beiträge möglich sind, getroffen werden muss. Die Ergebnisse dieser Debatte werden
sich auf die politischen Optionen für die künftige Verwaltung und Steuerung der
GNSS-Systeme auswirken.-

Fiorello Provera (EFD),    schriftlich. – (IT) Das Galileo-System wird die Genauigkeit und
Zuverlässigkeit des Global Positioning System (GPS) der Vereinigten Staaten verbessern.
Wir brauchen dieses neue System, um die Unabhängigkeit Europas von anderen globalen
Navigationssystemen und Europas Autonomie sicherzustellen, aber auch, um uns einen
Anteil an diesem exorbitant wachsenden weltweiten Hochtechnologiemarkt zu sichern.
Wie wir wissen, wird das Programm vollständig aus dem Unionshaushalt finanziert und
verfügt bis 2014 über Haushaltsmittel in Höhe von 3,4 Mrd. EUR. Wir wissen auch, dass
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der indirekte Nutzen des Programms auf ungefähr 60 Mio. EUR pro Jahr geschätzt wird,
aber die Kommission hat eingeräumt, dass zusätzliche Mittel erforderlich sein werden, um
die volle Einsatzfähigkeit zu erreichen. Da nunmehr klar ist, dass das Galileo-System den
Steuerzahler noch einiges kosten wird, habe ich mich bei der Abstimmung über diese
Maßnahme enthalten, nicht zuletzt, um die Kommission zum wiederholten Male dazu
aufzufordern, die zu erwartenden Kosten des Projekts offenzulegen.

Paulo Rangel (PPE),    schriftlich. – (PT) Das Galileo-Programm, das zusammen mit dem
Geostationären Navigations-Ergänzungsdienst für Europa (EGNOS) ein globales
Satellitennavigationssystem (GNSS) bilden soll, steht im Einklang mit einer strategischen
Entscheidung der Europäischen Union: Es bestätigt sowohl den Eintritt der EU in diesen
globalen Markt, der zurzeit von den USA dominiert wird, als auch ihre Bemühungen, sich
auf diesem Markt durchzusetzen, und es ist wichtig für die Ankurbelung der europäischen
Wirtschaft an sich. Wir dürfen nicht vergessen, dass laut den Aussagen des Berichts 7 %
des BIP der EU von der Verfügbarkeit von GPS abhängig sind. Dies unterstreicht die
Notwendigkeit eines autonomen Satellitennavigationssystems.

Momentan ist geplant, eine umfassende Analyse des Projekts durchzuführen. Unter anderem
sollte in den entsprechenden Schlussfolgerungen hervorgehoben werden, dass die Kosten
für den Betrieb dieser Programme auf rund 800 Mio. EUR pro Jahr geschätzt werden und
dass die Einnahmen erst 2030 den Betrag von 80 Mio. EUR pro Jahr erreichen werden.
Nichtsdestotrotz wird andererseits der indirekte Nutzen des Programms auf ungefähr
60 Mio. EUR pro Jahr geschätzt. Vor diesem Hintergrund schließe ich mich dem Vorschlag
des Berichterstatters an, eine Debatte über die Struktur dieses Programms und die künftigen
Möglichkeiten, daraus Gewinne zu erwirtschaften, zu eröffnen und stabile und sichere
Lösungen für die Zukunft Europas zu erarbeiten.

Zuzana Roithová (PPE)   , schriftlich. – (CS) Ich befürworte das europäische globale
Satellitennavigationssystem uneingeschränkt und stimme der Annahme aller Maßnahmen
zu, die für die Erreichung der vollen Einsatzfähigkeit dieses Systems von Bedeutung sind.
Dies ist auch die vorherrschende Auffassung im Europäischen Parlament, was man daran
erkennen kann, dass zu diesem Bericht keine Änderungsanträge eingereicht wurden. In
dem Bericht von Herrn Remek wird die Europäische Kommission aufgefordert, eine Lösung
für die entstandenen Probleme zu erarbeiten und eine Finanzierung für das Programm
sicherzustellen, so dass es bis 2018 die volle Betriebsfähigkeit erreichen kann. Damit der
Wettbewerbsvorteil der EU ausgeschöpft werden kann, darf es keine Verzögerung für den
Start des GNSS geben, ansonsten würden uns Länder wie China, Indien und Japan überholen.

Raül Romeva i Rueda (Verts/ALE),    schriftlich. – Dies war eine verheerende Niederlage
für die Grünen. Wir haben gegen die beiden gesonderten Abstimmungen (Ziffern 19
und 20) gestimmt, doch beide wurde angenommen; wir haben in der Schlussabstimmung
mit „Nein“ gestimmt, doch der Entwurf wurde angenommen. Unsere Vorbehalte richten
sich mehrheitlich gegen das Tempo, das einige bei der Verfolgung dieser Angelegenheit
vorlegen, obwohl noch so viele Fragen offen sind.

Licia Ronzulli (PPE),    schriftlich. – (IT) Ich habe für diesen Bericht gestimmt, weil auch
ich das Galileo-Projekt als Teil eines europäischen globalen Satellitennavigationssystems
für sehr bedeutend halte. Es wird die Autonomie und Unabhängigkeit der Europäischen
Union von anderen globalen Navigationssystemen ermöglichen und damit der EU einen
Anteil an diesem exorbitant wachsenden weltweiten Hochtechnologiemarkt sichern. Da
zum einen unsere Wettbewerber stärker geworden sind und große Fortschritte erzielen
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und zum anderen Galileo, um seine Vorteile voll ausschöpfen zu können, die volle
Betriebsfähigkeit erreichen muss, wird das Projekt – so der Berichterstatter – zusätzliche
Investitionen erfordern.

Catherine Stihler (S&D),    schriftlich. – Ich begrüße diesen Bericht, der die Kommission
auffordert, eine umfassende Analyse vorzunehmen, um präzisere Vorstellungen über die
möglichen Szenarien und Mittel für den Betrieb und die Nutzung nach 2013 zu erhalten.
Dies bezieht sich auf alle kommerziellen Aspekte der Nutzung und die rechtlichen,
vertragsrechtlichen und finanziellen Strukturen der verschiedenen Nutzungsmodelle, mit
denen die Einrichtung eines stabilen Verwaltungsmodells gewährleistet wird. Der Bericht
wurde im Ausschuss mit überwältigender Mehrheit angenommen (44 gegen 4 Stimmen).

Nuno Teixeira (PPE),    schriftlich. – (PT) Die europäische Initiative zur Umsetzung der
Programme Galileo und EGNOS (Geostationärer Navigations-Ergänzungsdienst für Europa)
wird nicht nur die Autonomie und die strategische Unabhängigkeit Europas von anderen
Wirtschaftsblöcken ermöglichen, sondern vor allem auch Verbesserungen im Alltag der
europäischen Bürgerinnen und Bürger und direkten und indirekten Nutzen für die
europäische Wirtschaft mit sich bringen.

Damit die realen Vorteile des Programms auch ausgeschöpft werden können, muss jedoch
eine mittel- und langfristige Strategie für eine Finanzierung und ein ordnungspolitisches
Umfeld geschaffen werden, die die Durchführung der wichtigsten Maßnahmen ermöglichen.
Nur so wird das nötige Vertrauen in den Markt entstehen können, das wiederum
Investitionen sichert und zum Kauf von Anwendungen und Diensten motiviert.-

Erst bei voller Betriebsfähigkeit werden durch Galileo und EGNOS konkrete Vorteile für
alle Politikbereiche der Europäischen Union entstehen, insbesondere für den Verkehr, die
Landwirtschaft, die Bekämpfung des Klimawandels, die Verhinderung von
Naturkatastrophen und von durch Menschen verursachten Katastrophen und für den
Bereich Wissenschaft, Technologie und Innovation. Um eine breitere Unterstützung für
diese Projekte zu erzielen, ist es überaus wichtig, die Kommunikation zwischen den
Entscheidungsträgern und der Öffentlichkeit zu verbessern und so den europäischen
Bürgerinnen und Bürgern einen direkten Bezug zu diesen Initiativen zu ermöglichen.
Darüber hinaus halte ich eine geeignete finanzielle Struktur für die Realisierung und den
Einsatz dieses Systems für erforderlich.

Derek Vaughan (S&D),    schriftlich. – Dieser Bericht geht auf die Fortschritte ein, die auf
dem Weg hin zu einem europäischen globalen Satellitennavigationssystem – bzw. Galileo
– gemacht wurden, und behandelt Fragestellungen zum künftigen ordnungspolitischen
Rahmen der Initiative. Bei voller Einsatzfähigkeit wird Galileo eine Konkurrenz für das
amerikanische GPS darstellen, allerdings mit einem größeren und präziseren System aus
Satelliten und Bodenstationen auf der ganzen Welt. Trotz des beachtlichen technischen
Fortschritts sieht der Bericht die finanzielle Situation des Projekts eher kritisch. Er benennt
Fragen, die geklärt werden müssen, und empfiehlt Vorgehensweisen, mit denen die baldige
Erreichung der vollen Einsatzfähigkeit (Full Operating Capacity – FOC) des Satellitensystems
und damit eine bessere Kapitalrendite ermöglicht werden, und dieser Bericht dient als
Grundlage dafür, wie die Kommission dies am besten erreichen kann.

Bericht: Salvador Garriga Polledo (A7-0193/2011)

Luís Paulo Alves (S&D),    schriftlich. – (PT) Ich stimme für diesen Bericht, der dem
Parlament in legislativer und haushaltspolitischer Hinsicht angemessene politische
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Prioritäten für den mehrjährigen Finanzrahmen präsentiert. Einige Prioritäten, die von der
Fraktion der Progressiven Allianz der Sozialisten & Demokraten im Europäischen Parlament
eingebracht wurden und die ich hervorheben möchte, sind beispielsweise: 1) Investition
für Beschäftigung und Wachstum; 2) der soziale Aspekt und die Rechte und
Arbeitsbedingungen der Arbeitnehmer; 3) Nachhaltigkeit; 4) Europäischer Zusatznutzen;
5) die vorgeschlagene Struktur und Dauer.

Ich erkenne an, dass Regionen in äußerster Randlage, Regionen, die unter schweren und
dauerhaften natürlichen oder demografischen Benachteiligungen leiden, wie den
nördlichsten Regionen mit sehr geringer Bevölkerungsdichte sowie Inseln und den Grenz-
und Bergregionen, besondere Aufmerksamkeit gewidmet werden muss; denn die in diesen
Gebieten vorhandenen Ressourcen und Kapazitäten können eine maßgebliche Rolle für
die künftigen Wettbewerbsfähigkeit der Europäischen Union spielen.-

Marta Andreasen (EFD),    schriftlich. – Ich habe gegen den Garriga-Polledo-Bericht des
SURE-Ausschusses gestimmt, da er den Haushalt der EU für den Zeitraum 2014-2020 um
5 % erhöhen möchte. Ich konnte nicht für den Änderungsantrag der Konservativen Partei
stimmen, den Haushalts auf dem Niveau von 2013 einzufrieren, da ich der festen
Überzeugung bin, dass eine Senkung von Nöten ist, und ihr Standpunkt stellt eine schlechte
Ausgangsposition für Verhandlungen dar.

Ich habe einen Änderungsantrag eingebracht, der vorschlägt, den Haushalt um 2,8 % zu
senken, da dieser Wert die durchschnittliche Quote an Unregelmäßigkeiten in Bezug auf
den EU-Haushalt darstellt, wie sie vom Europäischen Rechnungshof berichtet wird. Unter
den Änderungen und Innovationen, gegen die ich mich ausgesprochen habe, war auch ein
Änderungsantrag für die Einrichtung einer informellen und machtlosen
Überwachungsgruppe im Europäischen Parlament, die Programme eingehend prüfen soll.

Laima Liucija Andrikienė (PPE),    schriftlich. – Ich habe für diese wichtige Entschließung
über die Investition in die Zukunft: ein neuer mehrjähriger Finanzrahmen (MFR) für ein
wettbewerbsfähiges, nachhaltiges und inklusives Europa gestimmt. Ich unterstütze den
Berichterstatter in seiner Meinung, dass mit der Ablehnung der Möglichkeit des Einfrierens
der Ressourcen, wie es von fünf Regierungschefs im Dezember 2010 vorgeschlagen wurde
(Frankreich, das Vereinigte Königreich, die Niederlande, Deutschland und Finnland), ein
starkes Signal vom Europäischen Parlament für die Verhandlungen zwischen den
27 Mitgliedstaaten ausgesendet wird, die nach der offiziellen Vorstellung des Vorschlags
der Europäischen Kommission beginnen werden, was voraussichtlich am 29. Juni sein
wird. Es muss beachtet werden, dass für die endgültige Entscheidung Einstimmigkeit
zwischen den Mitgliedstaaten bestehen und das Europäische Parlament seine Zustimmung
erteilen muss; dies wird nicht vor Juni 2012 erwartet. Wir, das Europäische Parlament,
fordern eine Anhebung der Haushaltsmittel um mindestens 5 % im Vergleich zum
Haushaltsplan 2013. Es sollte ebenfalls beachtet werden, dass das Europäische Parlament
die Einführung einer neuen Struktur des Finanzrahmens unter einer einzigen Rubrik mit
dem Titel „Europa 2020“ vorschlägt, und es fordert einen fünf-, oder fünf-plus-fünfjährigen
Rahmen ab 2021.

Roberta Angelilli (PPE),    schriftlich. – (IT) Nach ungefähr einem Jahr Arbeit stellte der
Sonderausschuss zu den politischen Herausforderungen und den Haushaltsmitteln
schließlich die zukünftigen Entscheidungen vor, die die Ausgaben-Prioritäten für den
effizienten und effektiven Einsatz von Mitteln der Europäischen Union für die Umsetzung
von ergebnisorientierten Politiken bestimmt. Dabei sollte man bedenken, dass der Haushalt
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der Europäischen Union an erster Stelle ein Investitionshaushalt ist, der weitere Investitionen
aus öffentlichen oder privaten Quellen anregen kann, und es muss möglich sein, ihn
angemessen an sich verändernde Anforderungen oder Umstände anzupassen.

Die Entscheidung, den mehrjähriger Finanzrahmen (MFR) um 5 % zu erhöhen, wird die
Stabilität bestehender Planungszyklen und neue Investitionen in Bereiche wie die
europäischen Energie- und Verkehrsnetze sicherstellen, was Europa die Möglichkeiten
geben wird, seine Wettbewerbsfähigkeit zu verteidigen und die Weichen für langfristiges
Wirtschaftswachstum zu stellen. Diese Bereiche sind auch in der Strategie Europa 2020
enthalten, die das Ziel verfolgt, intelligentes, nachhaltiges und inklusives Wachstum durch
Wissen, Innovation und die Förderung der sozialen und territorialen Kohäsion zu schaffen.

Pino Arlacchi (S&D),    schriftlich. – Der Bericht über einen neuen mehrjährigen
Finanzrahmen (MFR) für ein wettbewerbsfähiges, nachhaltiges und inklusives Europa ist
ein wertvolles Dokument der gemeinschaftlichen Analyse über die zukünftige
Zusammenstellung des EU-Haushalts. Er veranschlagt die finanziellen Mittel, die die
Europäische Union benötigt, um in der Zeit ab 1. Januar 2014 ihre Zielsetzungen zu
verwirklichen und ihre Politikansätze umzusetzen. Der entscheidende Aspekt ist die
Forderung nach einer Erhöhung des Gesamthaushalts der EU um mindestens 5 % für 2013
und die Forderung nach einer eigenständigen Finanzierungsquelle.

Der Bericht stellt sehr deutlich heraus, dass ohne ausreichende zusätzliche Ressourcen im
MFR nach 2013 die Union nicht in der Lage sein wird, die bestehenden politischen
Prioritäten zu verwirklichen, wie sie insbesondere mit der Strategie Europa 2020 verknüpft
sind, und die neuen Aufgaben wahrzunehmen, wie sie im Vertrag von Lissabon verankert
sind, ganz zu schweigen von der Reaktion auf unvorhergesehene Ereignisse. Ich habe für
diesen Bericht gestimmt, auch weil er ein transparenteres, einfacheres und faireres
Finanzierungssystem für die Europäische Union fordert.

Sophie Auconie (PPE),    schriftlich. – (FR) Ich habe für diesen ausgezeichneten Bericht
meines Kollegen Herrn Garriga Polledo gestimmt, da er sehr gut darstellt, was für einen
Haushaltsplan die Europäische Union nach 2013 benötigen wird, um sich den politischen
Herausforderungen zu stellen, die ihr bevorstehen werden. Wenn Europa die in den
europäischen Verträgen festgelegten Strategien wirklich umsetzen möchte, einschließlich
der jüngsten Strategien, muss es über die finanziellen Mittel verfügen, um diese Ziele erfüllen
zu können. Daher habe ich für die Erhebung von „Eigenmitteln“ und die Einführung einer
„Finanztransaktionssteuer“ gestimmt, um den Haushalt der Europäischen Union zu
finanzieren. Diese notwendige Erhöhung des europäischen Haushalts muss von deutlichen
Einsparungen durch optimierte (zusammengelegte) Ausgaben begleitet werden. Darüber
hinaus sollten die Gemeinsame Agrarpolitik (GAP), die entscheidend zur
Ernährungssicherheit und Unabhängigkeit unseres Kontinents beiträgt, und die
EU-Regionalpolitik, gestärkt durch eine Zwischenkategorie von Regionen, die ermöglicht,
dass weitere finanzielle Unterstützung zu den Regionen gelangt, in denen das Pro-Kopf-BIP
zwischen 75 % und 90 % des europäischen Durchschnitts liegt, wie beispielsweise die
Auvergne und das Limousin, den Freiraum genießen können, der ihnen zusteht. Daher
lässt dieser Bericht den Bürgerinnen und Bürgern unschätzbar viel Unterstützung
zukommen!

Liam Aylward (ALDE),    schriftlich. – (GA) Der europäische landwirtschaftliche Sektor
ist von sozio-ökonomischer Bedeutung, vor allem in Bezug auf die Sicherung der
Nahrungsmittelversorgung und im Hinblick auf die Förderung ländlicher Gemeinden und
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der Umwelt. Daher muss der GAP ein starker Haushalt und angemessene Mittel zur
Verfügung stehen, damit diese Ziele erreich werden können. Ich unterstütze uneingeschränkt
die Aussagen des Berichts in Bezug auf die breite Ausrichtung und die Ziele der GAP und
dass es in der Finanzierung der GAP für 2013 keine Einschnitte geben darf, damit sie diese
weitreichenden Anforderungen erfüllen kann.

Die Erwartungen an den mehrjährigen Finanzrahmen sind hoch im Hinblick auf das
Erreichen der Ziele der Strategie Europa 2020, die Förderung der Forschung und Innovation,
das Bestehen der Herausforderungen in Bezug auf die Umwelt, das Erreichen der Ziele der
Europäischen Sozial-, Kohäsions- und Regionalfonds und die Förderung von Bildung,
Mobilität, Weiterbildung und lebenslangem Lernen. Der EU müssen entsprechende Mittel
und ein starker mehrjähriger Finanzrahmen zur Verfügung stehen, damit sie diese Ziele
erreichen kann und den Bedürfnissen der Menschen der Union gerecht wird.

Zigmantas Balčytis (S&D),    schriftlich. – (LT) Ich habe für diesen Bericht gestimmt. Die
Europäische Union steht vor enormen Herausforderungen und sie wird erhebliche
finanzielle Mittel benötigen, um diese zu bewältigen. Es ist klar, dass das aktuelle
Ressourcensystem des EU-Haushaltsplans nicht in der Lage sein wird, die Umsetzung aller
gemachten Zusagen zu gewährleisten. Ich stimme zu, dass die haushaltspolitischen
Grundsätze überprüft werden müssen, sodass die Mittel des EU-Haushalts zukünftig aus
Eigenmitteln finanziert werden. Wir müssen ebenfalls dringend innovative
Finanzierungsmechanismen in Betracht ziehen, wie eine Finanztransaktionssteuer, die
einen erheblichen Beitrag zur Finanzierung des EU-Haushalts leisten würde.

Bastiaan Belder (EFD),    schriftlich. – (NL) Ich kann den Bericht von Herrn Garriga Polledo
nicht unterstützen. Der Grund dafür ist, dass ich mich grundsätzlich dagegen ausspreche,
dass die Beiträge der Mitgliedstaaten durch eine EU-Finanzierung, also eine EU-Steuer,
ersetzt werden. Schließlich sollte die Union den Mitgliedstaaten dienen, und das sollte aus
den finanziellen Zusammenhängen ersichtlich sein. In Bezug auf den Inhalt habe ich
Probleme damit, dass die Strategie Europa 2020 als Leitlinie für den mehrjährigen
Finanzrahmen herangezogen wird. Die Ziele dieser Strategie betreffen die Sozial- und
Beschäftigungspolitiken, die in den Zuständigkeitsbereich der einzelnen Mitgliedstaaten
fallen. Die misslungene Strategie von Lissabon zeigt, wie die Sache ausgehen wird, wenn
unsere Strategie auf Themenbereichen beruht, in denen die EU kein Mitspracherecht hat.
Der Bericht beabsichtigt ebenfalls, die Schulden zu senken, indem die Zahlungen erhöht
werden. Wenn Projekte nicht reibungslos umgesetzt werden, wäre es das Vernünftigste,
weniger vertragliche Vereinbarungen einzugehen.

Kurz gesagt, enthält dieser Bericht angesichts der enormen wirtschaftlichen Schwierigkeiten,
denen sich die europäischen Volkswirtschaften stellen müssen, keinen Funken Verständnis
für die besonnene Haushaltsführung. „Strecke dich nach deiner Decke“ ist ein besserer
Vorschlag als diese unerwünschte Forderung nach mehr und neuen Mitteln. Auf diese
Weise wiederholen wir auf europäischer Ebene die Fehler, die mehrere Staaten in den
letzten Jahren gemacht haben.

Slavi Binev (NI),    schriftlich. – (BG) Der Polledo-Bericht befasst sich vornehmlich mit den
zahlreichen Herausforderungen, die der Europäischen Union bevorstehen, aber vor allem
damit, dass die normalen Bürgerinnen und Bürger davon überzeugt werden müssen, dass
die europäischen Institutionen und die Europäische Union ihren Werten und Interessen
dienen. Deswegen unterstütze ich den kommenden mehrjährigen Finanzrahmen, der dabei
helfen wird, die Bürgerinnen und Bürger Europas davon zu überzeugen, dass die Union in
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der Lage ist, zu denken und zu handeln, um ihre langfristigen Interessen zu wahren und
effektive Ergebnisse zu erzielen, die zu stabilem Wachstum und innerem Zusammenhalt
führen. Auch wenn ich einigen Entscheidungen nicht vollständig zustimme, dient der
Bericht, als Ganzes betrachtet, den Interessen Bulgariens, und ich habe dafür gestimmt,
ihn anzunehmen.

Mara Bizzotto (EFD),    schriftlich. – (IT) Ich habe gegen Herrn Garriga Polledos Bericht
gestimmt, da es einige Punkte im zur Wahl gestellten Antrag gibt, die meiner Meinung
nach von entscheidender Bedeutung sind. Auch wenn ich einige Absätze unterstütze, wie
beispielsweise die Beschränkung auf einen Sitz des Europäischen Parlaments, so hofft der
Bericht, dass eine tatsächliche europäische Steuer erhoben wird, um die Tätigkeiten der
Europäischen Union zu finanzieren. Er diskutiert die Finanzierung von
Roma-Gemeinschaften, ein Thema, das meine Partei stets ablehnte, und die Bereitstellung
einer hohen Finanzierung für eine weitere Runde der Erweiterung der Europäischen Union
in Richtung des westlichen Balkans, was ein weiterer Punkt ist, dem ich nicht zustimme.
Abschließend wurden auch europäische Finanzmittel verpfändet, um Entwicklungsländer
im Kampf gegen den Klimawandel zu unterstützen, was abgesehen von der
umweltpolitischen Propaganda sicherlich nicht die Zukunft des Ökosystems verändern
wird.

Vilija Blinkevičiūtė (S&D),    schriftlich. – (LT) Ich habe für diese Entschließung gestimmt,
da ich der Meinung bin, dass der Beitrag des Europäischen Parlament zur Debatte über die
zukünftige Verteilung (2014-2020) des EU-Haushalts und darüber, welche Bereiche
finanziert werden sollten, um Europa dabei zu helfen, sich infolge der weltweiten Krise zu
erholen, von besonderer Bedeutung ist. Im Anschluss an die Aussprache kritisierte die
angenommene Entschließung die von einigen Mitgliedstaaten vorgebrachte Idee, den
EU-Haushalt angesichts der finanziellen Schwierigkeiten, die viele Länder der EU in der
letzten Zeit erlebten, auf dem Niveau von 2013 einzufrieren. Stattdessen wurden wir bei
der Entscheidung über die Finanzielle Vorausschau der EU für die Jahre 2014-2020 dringend
dazu aufgefordert, die notwendige Finanzierung für Bereiche zu garantieren, die das
Wirtschaftswachstum und die erfolgreiche Entwicklung fördern. Diese Bereiche umfassen
Forschung und die Förderung der Innovation, den Kampf gegen Arbeitslosigkeit, Armut
und Ausgrenzung, eine angemessene Vorbereitung auf den demografischen Wandel, den
verantwortungsvollen Umgang mit natürlichen Ressourcen, die innere und äußere
Sicherheit, die Regional- und Landwirtschaftspolitik und die Entwicklung der Energie- und
Verkehrsinfrastruktur.

Vito Bonsignore (PPE),    schriftlich. – (IT) Ich gratuliere dem Berichterstatter zu seiner
Arbeit, die ich unterstützt habe. Europa muss den kommenden mehrjähriger Finanzrahmen
(MFR) nutzen, um den Bürgerinnen und Bürgern eine endgültige Antwort zu geben, die
schon zu lange unter der Wirtschaftskrise leiden, und um langfristiges Wachstum zu
gewährleisten. Bislang ist die Europäische Union hinter ihren Erwartungen und Ambitionen
zurückgeblieben. Wir werden uns sehr komplexen Herausforderungen stellen müssen
sowie der Wirtschaftskrise, dem demografische Defizit und der Energieknappheit. Die
Reaktion auf diese Herausforderungen wird in der Strategie Europa 2020 gesucht werden
müssen, die als politische Referenz für den nächsten MFR dienen sollte. Wir müssen eine
Reihe von Schlüsselprioritäten für den nächsten MFR bestimmen, wie beispielsweise
Wachstum und Beschäftigung, nachhaltige Entwicklung, Kohäsion für Wachstum und
Beschäftigung, Bürgerschaft und das globale Europa.
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Der nächste MFR muss daher so entwickelt werden, dass er Flexibilität gewährt und somit
die Defizite des aktuellen MFR vermeidet. In der Tat sollte auch eine Halbzeitüberprüfung
eingeplant werden, um die Möglichkeit zu bieten, Obergrenzen zu überarbeiten. Schließlich
ist es von entscheidender Bedeutung, das gegenwärtige System der Flexibilitätsinstrumente
außerhalb des Haushaltsrahmens zu verstärken, indem ihr Einsatz weiter vereinfacht wird
und sie mit genügend Finanzmitteln ausgestattet werden. Im nächsten MFR sollte das
richtige Gleichgewicht zwischen Stabilität, mittelfristiger Planungssicherheit und Flexibilität
geschaffen werden, ein Grundsatz, der weiterhin von zentraler Bedeutung sein sollte.

Philippe Boulland (PPE),    schriftlich. – (FR) Am Mittwoch, den 8. Juni, habe ich für eine
Erhöhung des Haushalts 2014-2020 gestimmt. Wie wir alle wissen, stellt der Haushalt
den Ausgangspunkt jeder politischen Handlung dar. Ohne Haushalt gibt es kein Projekt.
Der EU-Haushalt muss daher die Wachstumsstrategie der EU und ihre Ziele für die
Bürgerinnen und Bürger widerspiegeln. Die Mitgliedstaaten haben aus zwei Gründen das
Einfrieren des EU-Haushalts vorgeschlagen: Einerseits stammt das Geld aus
Beitragszahlungen der Staaten und andererseits bedeutet ein stabiler Haushaltsplan für die
Jahre 2014-2020, dass alle großen Projekte der EU, das Wachstum wiederherzustellen
und in die Zukunft zu investieren, gefährdet sind. Die Mitgliedstaaten möchten, dass die
EU eine entscheidende Rolle einnimmt, wenn es darum geht, Risiken einzugehen, aber sie
üben Kritik, wenn dieser Fall eintritt. Daher habe ich, wie die Mehrheit meiner Kolleginnen
und Kollegen – mit Ausnahme der Euroskeptiker – für eine Erhöhung des Haushaltsplans
um 5 % gestimmt, um zukünftige Großprojekte zu finanzieren. Uns ist inzwischen allen
bekannt, dass die Staaten nicht in der Lage sind, die eigenen durch die Globalisierung
ausgelösten Probleme zu lösen. Der nächste Schritt wird darin bestehen, die EU mit einem
Haushalt auf Grundlage der „Eigenmittel“ auszustellen, um damit unsere Abhängigkeit
vom „bösen“ Willen der Staaten zu verringern.

Cristian Silviu Buşoi (ALDE),    schriftlich. – (RO) Die Befugnisse der EU wurden in den
letzten Jahren erweitert, vor allem durch das Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon. Jedoch
wuchs der Haushalt nur sehr langsam. Unser Ziel ist ein wettbewerbsfähiges, nachhaltiges
und inklusives Europa. Wenn wir dieses hoch gesteckte Ziel erreichen wollen, müssen die
Finanzmittel der EU meiner Meinung nach ebenso hoch gesteckt werden.

Deswegen glaube ich, dass eine Erhöhung des Haushaltsplans um mindestens 5 % für den
nächsten MFR angestrebt werden muss. Die EU muss ebenfalls eine tiefgreifende Diskussion
über das Thema der Eigenmittel ins Leben rufen, an der sowohl Vertreter der europäischen
Institutionen als auch der nationalen Parlamente teilnehmen, damit ein Konsens über ein
System der Eigenmittel erreicht werden kann, der die effektive Umsetzung der Europapolitik
gewährleistet. Ich unterstütze die im Bericht vorgebrachte Idee, Mittel vornehmlich für
Maßnahmen einzusetzen, die darauf ausgerichtet sind, die Ziele der Strategie Europa 2020
zu erfüllen.

Ich stimme ebenfalls uneingeschränkt der Notwendigkeit zu, die Kohärenz und
Komplementarität zwischen den zahlreichen Instrumenten zu gewährleisten, die aktuell
für die Unterstützung der Forschung, Entwicklung und Innovation bestehen. Schließlich
muss ein glaubwürdiger Haushaltsplan kohärent sein und über eine wirkungsvolle
Ausgabenseite verfügen, indem doppelte Posten für den Einsatz der Mittel vermieden
werden.

Françoise Castex (S&D),    schriftlich. – (FR) Ich habe für diesen Bericht gestimmt. Die
große Stärke dieses Berichts liegt darin, dass die Mobilisierung der gesamten Haushaltsmittel
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der EU auf kohärente Art und Weise angestrebt wird, auch um die Ziele der
Strategie Europa 2020 zu erreichen, und er nimmt einen Standpunkt ein, der dem genauen
Gegenteil der eingeschränkten Vorgehensweise der Mitgliedstaaten entspricht. Während
diese Mitgliedstaaten Europa auf den kleinsten gemeinsamen Nenner ihrer Beiträge, die
sie gerne senken würden, und ihrer finanziellen Erträge, die nach Möglichkeit steigen
sollten, reduzieren, setzt sich dieser Bericht für starke, integrierte Gemeinschaftsstrategien
ein, sowohl im Hinblick auf seit Langem bestehenden Strategien als auch im Hinblick auf
die durch den Vertrag von Lissabon übertragenen neuen Befugnisse.

Nessa Childers (S&D),    schriftlich. – Wir müssen den EU-Haushalt auf das 21. Jahrhundert
vorbereiten. Der Haushalt muss unseren Zielen gerecht werden. Um die Wertschöpfung
auf europäischer Ebene deutlich anzuregen, werden neue paneuropäische Investitionen
benötigt, die als Katalysator für weitere private Investitionen dienen und Größenvorteile
schaffen. Große umweltverträgliche Investitionen werden beispielsweise im Bereich der
erneuerbaren Infrastruktur benötigt, wobei wir im Norden mehr Windparks und im Süden
mehr Solarenergie benötigen. So lohnen sich irische Investitionen in die Windenergie
beispielsweise nur, wenn eine europäische Infrastruktur existiert, um diese Energie nach
Großbritannien oder Frankreich zu exportieren. Angesichts der steigenden Ölpreise und
der wachsenden Umweltschäden wissen wir, dass die EU sich jetzt in Richtung einer
nachhaltigen Gesellschaft entwickeln muss, indem sie energieeffizienter wird, mehr
erneuerbare Energien einsetzt, in öffentliche Verkehrsmittel investiert und sicherstellt, dass
unsere Kinder in einer sauberen und gesunden Umwelt leben können. Der langfristige
Haushaltsplan der EU sollte ebenfalls die vereinbarten Ziele der sogenannten Strategie
Europa 2020 verfolgen, vor allem unsere international verbindlichen Klimaziele. Die GAP
sollte reformiert werden, damit Landwirte für die Bereitstellung öffentlicher Güter bezahlt
werden, wie beispielsweise eine ansehnliche Landschaft mit großer Artenvielfalt. Wir
müssen den Haushalt der GAP bewahren, um diese entscheidenden
Umwelt-Dienstleistungen zu gewährleisten, die in Irland und ganz Europa bereitgestellt
werden.

Philip Claeys (NI)  , schriftlich. – (NL) Der Bericht über den mehrjährigen Finanzrahmen
der EU berücksichtigt in keiner Weise die Frustration der Mitgliedstaaten, der Wähler und
der Steuerzahler in ganz Europa. Wir hören die andauernden Forderungen nach höheren
Einnahmen für die Europäische Union zu einer Zeit, in der alle anderen Verwaltungsebenen
gezwungen sind, Einsparungen vorzunehmen. Die Unfähigkeit, diese Tatsache zu
berücksichtigen, ist ein Beweis für unsere ausgesprochene Arroganz und Entfremdung
von der Welt. Europa muss sich nach seiner Decke strecken, sich auf seine Kernaufgaben
beschränken und selbst zahlreiche Einsparungen vornehmen. Nur auf diese Weise werden
wir in der Lage sein, das Vertrauen der Wähler zurückzugewinnen.

George Sabin Cutaş (S&D),    schriftlich. – (RO) Ich habe für den Bericht über den
mehrjährigen Finanzrahmen gestimmt, da er die Möglichkeit der Einführung einer
Finanztransaktionssteuer auf europäischer Ebene enthält. Auf diese Weise würde eine
Steuer auf spekulative Finanztransaktionen erhoben, um vor diesen Praktiken
abzuschrecken, und sie würde zu Mehreinnahmen für die Mitgliedstaaten der Europäischen
Union führen.

Christine De Veyrac (PPE),    schriftlich. – (FR) Die Europäische Union trägt durch ihre
Förderung von Forschung und Innovation sowie ihre Unterstützung für die Landwirtschaft
und die regionale Entwicklung sehr spürbar zur Stärkung der europäischen
Volkswirtschaften bei. Aus diesem Grund unterstütze ich uneingeschränkt die heute vom
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Parlament angenommenen Vorschläge für die Festlegung des Haushaltsplans der
Europäische Union für die kommenden sieben Jahre. Um den Bedürfnissen der Bürgerinnen
und Bürger gerecht zu werden, schlug das Parlament vor, im Zusammenhang mit den
Strukturfonds eine neue Kategorie der Regionen zu schaffen, in denen das Pro-Kopf-BIP
zwischen 75 % und 90 % des BIP der Union liegt. Diese Regionen erhalten dadurch
Finanzhilfen auf Grundlage von Kriterien, die eher ihrer Situation entsprechen. Ich
unterstütze diesen Vorschlag uneingeschränkt, der beispielsweise den Menschen in meinem
Wahlkreis, Languedoc-Roussillon, direkt zugutekommen wird.

Philippe de Villiers (EFD),    schriftlich. – (FR) Das Europäische Parlament hat wieder
einmal eine Aussprache über den europäischen Haushalt durch den mehrjährigen
Finanzrahmen geführt, einer Art Fünf-Jahres-Plan der EU.

Nun fordert die EU von den Mitgliedstaaten etwas, das als sehr hohes Opfer betrachtet
werden kann, ohne dabei die Anwendung dieses guten Ratschlags auf sich selbst in Betracht
zu ziehen. Die in diesem Text enthaltenen Vorschläge sind unrealistisch und könnten eher
als betäubende Mantras bezeichnet werden; Verschwendung und Bürokratie stehen goldene
Zeiten bevor.

Noch schlimmer ist, dass das Parlament, um der „Erpressung“ durch die Mitgliedstaaten
zu entkommen, die einer Erhöhung ihrer ohnehin schon hohen Beiträge skeptisch
gegenüberstehen, wieder einmal das Thema der Eigenmittel der EU zur Sprache bringt,
also kurz gesagt, einer europäischen Steuer. ”Tut was ich sage, nicht was ich tue“ könnte
das neue europäische Motto werden.

Karima Delli (Verts/ALE),    schriftlich. – (FR) Ich begrüße die Tatsache, dass im Zuge der
Annahme dieses Berichts Änderungsantrag 74 beibehalten wurde, der für den nächsten
Programmplanungszeitraum 2007-2013 der Kohäsionspolitik die Schaffung einer
Zwischenkategorie der Regionen befürwortet und somit einer gerechteren Verteilung der
Struktur- und Kohäsionsfonds entspricht.

Lena Ek (ALDE),    schriftlich. – (SV) Ich stehe der Tatsache positiv gegenüber, dass der
Bericht sich auf die gemeinsamen Herausforderungen, denen Europa sich stellen muss,
konzentriert. Er befasst sich mit den Themen Klima und Umwelt als Bestandteil aller
Politikbereiche, mit dem Kampf für die Demokratie, Frieden und Freiheit auf globaler Ebene
und der dringenden Notwendigkeit der Forschung, Innovation und Infrastruktur. Die
Strategie Europa 2020 und Investitionen in Initiativen mit europäischem Zusatznutzen
waren bei den Debatten im Zuge der Vorbereitung des Berichts die vorherrschenden
Themen. Jedoch bin ich zutiefst besorgt darüber, dass wir dem Rat die Befugnis erteilt
haben, Prioritäten zu setzen. Das Europäische Parlament hätte den Mut haben sollen, selbst
Prioritäten zu setzen. Auch wenn alle Voraussetzungen für ein inklusives, nachhaltiges
und wettbewerbsfähiges Europa im Bericht enthalten sind, besteht dennoch nicht die
geringste Möglichkeit, dass dies alles gleichzeitig durch den EU-Haushalt finanziert werden
kann. Ich möchte eine realistische und umsetzbare Verhandlungsstrategie und dies wurde
nicht erreicht, da in diesem Bericht keine klaren Prioritäten gesetzt wurden. Ich habe mich
daher in der Schlussabstimmung enthalten.

Diogo Feio (PPE),    schriftlich. – (PT) Zu einer Zeit, in der die EU bereits verstanden hat,
dass sowohl eine stärkere Koordinierung der Wirtschaftspolitik als auch eine stärkere
Kontrolle der Haushaltspolitik von Nöten sind, erscheint mit die Idee, dass ein mehrjähriger
Finanzrahmen (MFR) die Wirtschaftspolitik unterstützen sollte, extrem wichtig.
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Neben dieser Idee finde ich zahllose Gründe für Bedenken in diesem Bericht, die bearbeitet
und untersucht werden sollten. Ich erachte das Vorhaben, den MFR in den Dienst des
Erreichens der Ziele der Strategie Europa 2020 zu stellen und die Absicht, den Haushalt
der Gemeinsamen Agrarpolitik zumindest beizubehalten und am Zwei-Säulen-System
festzuhalten, als positiv. Jedoch möchte ich wieder einmal anmerken, dass die Forderung
nach einer Finanztransaktionssteuer schon wieder in einem Bericht aufgetaucht ist, der
sich nicht direkt mit der Ausrichtung der Finanzpolitik befasst, was ich nicht für eine
transparente Vorgehensweise halte.-

José Manuel Fernandes (PPE),    schriftlich. – (PT) Ich möchte dem Berichterstatter zu
seiner ausgezeichneten Arbeit gratulieren, die zu einem Bericht geführt hat, der es uns
ermöglicht, mit der Ausarbeitung des nächsten mehrjährigen Finanzrahmens für die Zeit
nach 2013 zu beginnen, was für die Kommission und den Rat eine Herausforderung
darstellt.

Die Strategie Europa 2020 ist einvernehmlich, ihre Prioritäten sind klar und ihre Ziele
messbar. An ihr werden die kommenden Finanziellen Vorausschauen ausgerichtet. Jedoch
wird die Strategie nur von Erfolg gekrönt sein, wenn sie über einen Haushalt verfügt, der
ihren Handlungen und Zielen gerecht wird. In diesem Sinne ist es notwendig, die Höhe
des MFR an die Ansprüche und Zusagen anzugleichen, die in der Strategie Europa 2020
enthalten sind. Die Kohäsionspolitik ist ein Ergebnis des Solidaritätsprinzips. Es ist wichtig,
dass die Kohäsion wirtschaftlicher, sozialer und territorialer Natur ist und die ärmsten
Regionen unterstützt. Ich halte es für äußerst wichtig, dass die Finanzierung der
Kohäsionspolitik zumindest auf demselben Niveau beibehalten wird.

Die Gemeinsame Agrarpolitik (GAP) war ein Erfolg. Daher sollte auch an den an die
Landwirtschaft gezahlten Summen festgehalten werden, und sie sollten gerechter verteilt
werden. Es ist wichtig, dass wir uns in Richtung eines MFR bewegen, dessen Einnahmen
nicht mehr als 80 % von den nationalen Haushalten abhängig sind. Deswegen besteht also
die dringende Notwendigkeit, die Debatte über neue Eigenmittel fortzusetzen.

João Ferreira (GUE/NGL),    schriftlich. – (PT) Der Berichterstatter sagte, dass die Zeit
gekommen sei, den lauten Absichtsbekundungen, die nicht mit ausreichenden finanziellen
Mitteln ausgestattet sind, um die angekündigten Ziele auch erreichen zu können, ein Ende
zu bereiten. Dieser Bericht ist das perfekte Beispiel für dieses Vorgehen. Indem er praktisch
vorschlägt, dass der EU-Haushalt bis zur Überprüfung im Jahr 2020 mit einer Resterhöhung
von 5 % eingefroren wird, gefährdet er viele der auf den 40 Seiten vorgebrachten Ziele,
vor allem in den Bereichen der sozialen und wirtschaftlichen Kohäsion.

Angesichts einer ernsten Wirtschafts- und Sozialkrise, die von der EU-Politik noch verschärft
wird, werden die von dieser Finanziellen Vorausschau ermöglichten Haushaltspläne ihrer
Möglichkeit beraubt, eine umverteilende Funktion zu erfüllen, die für die effektive
Umsetzung des Grundsatzes der Kohäsion entscheidend ist. Wir haben zahllose Vorschläge
über die Notwendigkeit einer Erhöhung des EU-Haushalts für die Unterstützung der
wirtschaftlichen und sozialen Kohäsion eingebracht, sowie für eine Abschwächung der
zwanghaften Natur der nationalen Beiträge, die auf einen Höchstwert von 10 % der
Gesamtkosten für ein eingereichtes Projekt begrenzt werden sollen, vor allem im Fall der
Länder mit den größten finanziellen Schwierigkeiten. Darüber hinaus betonten wir die
Notwendigkeit, Investitionen in öffentliche Dienstleistungen zu fördern, die Produktion
zu unterstützen, Arbeitsplätze mit Rechten zu schaffen, die Armut zu beenden und die
soziale Ungleichheit zu bekämpfen.
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Der in diesem Bericht vorgeschlagene Weg ist ein anderer; ein ganz anderer. Deswegen
haben wir dagegen gestimmt.

Ilda Figueiredo (GUE/NGL),    schriftlich. – (PT) Trotz der gelegentlichen positiven Aspekte
empfiehlt dieser Bericht keinen Bruch mit der Politik der Europäischen Union in Bezug
auf die Finanzmittel und einer Veränderung dieser Politik. Deshalb haben wir dagegen
gestimmt.

Besonders ernst zu nehmen ist die Tatsache, dass er sich nicht als absolute Priorität mit der
Reaktion auf die schwerwiegenden sozialen Probleme befasst, die durch die Wirtschafts-
und Sozialkrise ausgelöst wurden, indem eine deutliche Erhöhung des EU-Haushalts für
die Unterstützung der wirtschaftlichen und sozialen Kohäsion umgesetzt wird in
Verbindung mit einer Senkung der unfreiwilligen nationalen Beiträge auf maximal 10 %
des eingereichten Projekts. Vor allem in den Ländern mit den größten finanziellen
Schwierigkeiten sollte in die öffentlichen Dienstleistungen investiert werden, in die
Unterstützung der Produktion, in die Schaffung von Arbeitsplätzen mit Rechten, in das
Ende der Armut und in den Kampf gegen die soziale Ungleichheit und alle Arten der
Diskriminierung, vor allem die geschlechterspezifische Diskriminierung.

Außerdem ist es notwendig, den Frieden, die Entwicklungszusammenarbeit und -Hilfe zu
fördern und eine deutliche Kürzung der militärischen Ausgaben und der Auslandseinsätze
vorzunehmen.

Leider beschränkt sich der Bericht darauf, eine Resterhöhung des aktuellen EU-Haushalts
um 5 % vorzuschlagen, auch wenn man sich gegen das Einfrieren des EU-Haushalts für die
Zeit nach 2013 ausgesprochen hatte, wie es von einigen Mitgliedstaaten vertreten wurde.
Jedoch bedeutet diese vorgeschlagene Erhöhung, dass der nächste mehrjährige
Finanzrahmen (Finanzielle Vorausschau) 2014-2020 nur 1,11 % des
Bruttonationaleinkommens (BNE) der EU ausmacht, im Gegensatz zur für das Jahr 2013
geschätzten Summe von 1,06 %.--

Monika Flašíková Beňová (S&D),    schriftlich. – (SK) In einer Situation, in der viele
Mitgliedstaaten strenge Sparmaßnahmen ergreifen, muss der EU-Haushalt besser
gerechtfertigt sein als je zuvor. Er muss den höchstmöglichen Zusatznutzen für Europa
garantieren, er muss umsichtig verwaltet werden, und er muss so weit wie möglich
öffentliche und private Ressourcen unterstützen. Die Struktur des zukünftigen mehrjährigen
Finanzrahmens (MFR) sollte realistisch sein, die Kontinuität der Planung erleichtern und
die Defizite des gegenwärtigen MFR, insbesondere den Mangel an Flexibilität innerhalb
der Rubriken, vermeiden. Im Hinblick auf die Entwicklung eines Systems der Eigenmittel
für die EU, das schrittweise vom System der Beiträge der Mitgliedstaaten ersetzt wird und
daher als schwere Belastung für die öffentlichen Finanzen der Mitgliedstaaten betrachtet
wird, ist die Reform dieses Systems notwendiger als je zuvor.

Meiner Meinung nach würde ein besseres System, das Gerechtigkeit, Transparenz und
ausreichende Haushaltseinnahmen gewährleistet, es gestatten, dass sich der
Beschlussfassungsprozess im Bereich des Haushalts auf Schlüsselprioritäten der Union
konzentrieren kann. Vor allem die aktuell bestehenden Ausnahmen und
Korrekturmechanismen sollten schrittweise abgeschafft werden, da dies einen
entscheidenden Schritt in Richtung Fairness und Transparenz des EU-Haushalts darstellen
würde.
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Pat the Cope Gallagher (ALDE),    schriftlich. – Der EU-Haushalt für den Zeitraum
nach 2013 muss in der Lage sein, die Wettbewerbsfähigkeit aufrechtzuerhalten, das
Wirtschaftswachstum zu stärken und gegen die hohe Arbeitslosigkeit in Europa vorzugehen.
Ich denke, dass die Landwirtschaft und eine starke, gut finanzierte Gemeinsame Agrarpolitik
im Kern dieses Ziels stehen. Ich unterstütze die im Bericht enthaltene Forderung danach,
die Landwirtschaft mit der Strategie Europa 2020 zu verknüpfen, da ich der festen
Überzeugung bin, dass der Landwirtschafts- und Nahrungsmittelsektor einen wertvollen
Beitrag zum künftigen Wirtschaftswachstum Irlands und ganz Europas leisten kann.
Deswegen ist es von entscheidender Bedeutung, dass an den rund 1,7 Mrd. EUR festgehalten
wird, die Irland jährlich im Zuge der GAP erhält. Eine solide finanzierte Gemeinsame
Agrarpolitik wird die Ernährungssicherheit Europas schützen, einen Beitrag zu unseren
Klimaschutzzielen leisten und die Beschäftigung in unseren ländlichen Gemeinden
bewahren. Ich freue mich, dass der Bericht die Bedeutung der Bereiche Fischerei und
Aquakultur anerkennt, die sie für die Bewahrung der Beschäftigung in Küsten-, Insel- und
entlegenen Regionen besitzen. Ich bin der Meinung, dass wir diesen Gemeinden mehr
Finanzmittel entsprechend dem Europäischen Fonds für die Fischerei im Zeitraum
nach 2013 zukommen lassen müssen. Der Friedensprozess in Irland hat sehr stark vom
EU-Haushalt profitiert. Ich bitte alle Mitglieder inständig, die Beibehaltung dieser wichtigen
Programme zu unterstützen.

Bruno Gollnisch (NI),    schriftlich. – (FR) Um es kurz zu fassen und trotz der
außergewöhnlichen Länge des Textes, fordert das Parlament für den Zeitraum nach 2013
die Anpassung des Europäischen Haushaltsplans in seiner Gesamtheit und Verteilung an
die Kompetenzen und eine sehr große Anzahl Prioritäten der Europäischen Union, wie sie
vom Text definiert werden.

Daher fordert er die Erhöhung dieses Haushalts – um zunächst mindestens 5 %. Wie wird
das finanziert? Natürlich durch eine europäische Steuer! Wem versuchen sie hier was
vorzumachen? Europa kostet bereits jetzt sehr viel. Was war das Ergebnis? Machtlosigkeit
im Angesicht der Krise, Schaden durch den Euro, die Handelsabkommen und das
Schengener Abkommen, nutzloses Getue, Einmischungen und Hindernisse in anderen
Bereichen.

Zu einer Zeit, in der die Mitgliedstaaten aufgefordert werden, ihre Haushalte drastisch zu
kürzen, in der Menschen beschworen werden, ihren Gürtel enger zu schnallen, in der die
Systeme der sozialen Sicherheit von Arbeitslosigkeit und Einwanderung unterhöhlt werden,
in der die Verantwortlichen für die Krise weiterhin ihre Taschen vollstopfen und die Märkte
weiterhin spekulieren, ist es obszön, dass diese Versammlung unter einer Decke mit Brüssel
auch nur einen Cent mehr fordert, um diese Politik weiter zu verfolgen und sie noch
schlimmer zu machen.

Estelle Grelier (S&D),    schriftlich. – (FR) Mit der Annahme des Garriga-Berichts über die
politischen und haushaltspolitischen Herausforderung, die der Europäischen Union in der
Zeit nach 2013 bevorstehen, greift das Parlament, meiner Meinung nach viel zu zaghaft,
der bevorstehenden Debatte über die zukünftigen finanziellen Aussichten der Union vor.
Dieser Bericht wiederholt seine Ablehnung dagegen, die verschiedenen Politikbereiche,
die in den Verantwortungsbereich der EU fallen, gegeneinander auszuspielen, und er besteht
auf die Notwendigkeit, entsprechend der Strategie Europa 2020 ausreichend finanzielle
Mittel zu mobilisieren. Den Mitgliedstaaten wird eine klare Botschaft übermittelt: Wir
wollen eine starke integrierte Politik unterstützen und dies durch eine Erhöhung des
Haushalts um mindestens 5 % erreichen. Darüber hinaus müssen wir im Zusammenhang
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dessen, dass die Bürgerinnen und Bürger Sparmaßnahmen unterworfen sind, eine starke
Kohäsionspolitik aufrechterhalten. Das ist es, was in diesem Bericht vorgeschlagen wird,
sowie die Unterstützung für den Plan, eine Zwischenkategorie von Regionen einzurichten,
die eine Verteilung der Strukturfonds ermöglicht, die eher den tatsächlichen wirtschaftlichen
und sozialen Situationen unserer Gebiete entspricht. Schließlich muss die Union sich selbst
die finanziellen Mittel gewähren, die ihren Ansprüchen entsprechen. Daher haben wir
unserem Wunsch nach der Einführung einer Finanztransaktionssteuer erneut Ausdruck
verliehen, einem Projekt, das von der Öffentlichkeit weitreichend unterstützt wird und
eine größere Unterstützung ihrerseits für das europäische Projekt anregen würde.

Roberto Gualtieri (S&D),    schriftlich. – (IT) Durch die Abstimmung für den
Garriga-Polledo-Bericht verlieh das Europäische Parlament seiner Stimme über die Zukunft
des europäischen Haushalts Ausdruck und legte einen ehrgeizigen Vorschlag für den
nächsten mehrjährigen Finanzrahmen vor. Die Forderung, den EU-Haushalt für den
Zeitraum nach 2013 um 5 % zu erhöhen und somit das Gesamt-Bruttonationaleinkommen
der Europäischen Union von 1,06 % auf 1,11 % anzuheben, entspricht dem Wunsch,
Verpflichtungen einzuhalten, um Wachstum und Beschäftigung zu unterstützen und vor
allem die Strategie Europa 2020, wofür angemessene Mittel erforderlich sind. Es ist in der
Tat wichtig, den Zusatznutzen des europäischen Haushalts zu bedenken, der neben den
nationalen Haushalten als treibende Kraft für Wirtschaftswachstum, Forschung und
Entwicklung und Beschäftigung dienen kann, vor allem für junge Menschen.

Der Bericht bekräftigt auch den Standpunkt des Parlaments und spricht sich für neue
Finanzierungsinstrumente aus, wie beispielsweise die Finanztransaktionssteuer und
Eurobonds, die für die Wirtschaft Europas eine Chance darstellen. Es liegt nun in den
Händen der Kommission, sich den Bestrebungen des Parlaments anzunehmen, ihren
Vorschlag für den nächsten europäischen Finanzrahmen vorzulegen und nicht der
restriktiven Haushaltpolitik der Mitgliedstaaten zum Opfer zu fallen.

Sylvie Guillaume (S&D),    schriftlich. – (FR) Ich habe für diesen Bericht gestimmt, da er
dazu aufruft, eine starke, integrierte EU-Politik zu schaffen. Zwei weiteren wichtigen
Punkten wurde meine Unterstützung zuteil. Erstens die Schaffung einer Zwischenkategorie
für Regionen innerhalb der Kohäsionspolitik, damit sichergestellt wird, dass die Verteilung
der Strukturfonds eher den tatsächlichen wirtschaftlichen und sozialen Situationen der
Gebiete entspricht; und zweitens die erneute Forderung nach der Erhebung einer
Finanztransaktionssteuer als neue Einnahmequelle, um die wirtschaftlichen Strategien
Europas zu schützen. In einer Zeit der Sparmaßnahmen, in der die ungezügelte
Finanzspekulation weiter existiert, ist es gerecht, vom Finanzsektor zu verlangen, dass er
seinen Beitrag zum Neustart einer Wirtschaft leistet, die durch sein verantwortungsloses
Verhalten übel zugerichtet wurde.

Małgorzata Handzlik (PPE),    schriftlich. – (PL) Die vom Europäischen Parlament
angenommene Entschließung stellt unseren ersten Beitrag zur Debatte über die künftige
Finanzielle Vorausschau dar. Ich unterstütze aus voller Überzeugung den Vorschlag, den
Haushalt der Europäischen Union im Zuge der kommenden Finanzplanung zu erhöhen.
Ich bin der Meinung, dass die Europäische Union einen ehrgeizigen Haushaltsplan benötigt,
der den uns bevorstehenden Herausforderungen entspricht. Eine Senkung oder ein Einfrieren
des europäischen Haushalts, wie es von einigen Mitgliedstaaten vorgeschlagen wurde, stellt
für die europäische Wirtschaft keine gute Lösung dar. Der europäische Haushalt muss ein
Haushalt sein, der die Mitgliedstaaten unterstützt, während sie den Weg aus der Krise finden
und der auch in der Lage ist, auf Unvorhergesehenes flexibler zu reagieren. Ich begrüße
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auch die Unterstützung des Parlaments für die Idee, einige Gebiete einer Zwischenkategorie
zuzuordnen, damit sichergestellt wird, dass die weitere Entwicklung dieser Gebiete gefördert
wird, obwohl sie das aktuell verbindliche Kriterium von 75 % des BIP der Europäischen
Union überschreiten. Die Einführung einer neuen Kategorie wird Regionen unterstützen,
die noch mit zahlreichen Herausforderungen der Entwicklung zu kämpfen haben, obwohl
sie über dem EU-Durchschnitt liegen, und dies wird zukünftig auch polnische Gebiete
betreffen.

Anna Hedh (S&D),    schriftlich. – (SV) Ich bin der Meinung, dass dem EU-Haushalt
ausreichend finanzielle Mittel zur Verfügung gestellt werden müssen, um ihm die
Möglichkeit zu geben, die beschlossenen Verpflichtungen zu finanzieren. Gleichzeitig
möchte ich betonen, dass die EU, soweit es möglich ist, versuchen sollte, eine zurückhaltende
Haltung einzunehmen und diese Mittel durch eine Umverteilung innerhalb des bestehenden
EU-Haushalts bereitzustellen. Ich bin nicht der Ansicht, dass der Gesamtumfang des
Haushaltsplans vergrößert werden sollte. Ich würde eine Kürzung des
Landwirtschafts-Haushalts zugunsten der Prioritäten Forschung und Entwicklung und
dem Wandel hin zur umweltverträglichen Energie usw. begrüßen, die in der Strategie
Europa 2020 enthalten sind. Daher bin ich ebenfalls nicht der Meinung, dass das Niveau
des Landwirtschafts-Haushalt von 2013 beibehalten werden sollte, sondern ich würde es
begrüßen, wenn die Verteilung der Unterstützung für die Landwirtschaft gleichwertig
zwischen den Mitgliedstaaten aufgeteilt würde.

Ich bin ebenfalls der Meinung, dass es sehr wichtig ist, die Effizienz der Verwaltungsausgaben
der EU zu verbessern und ein Weg, dies zu tun, ist eine höhere Transparenz des Verfahrens
für die Verteilung und Verwendung dieser Ausgaben.

Ich glaube nicht, dass die Obergrenze der Eigenmittel überarbeitet werden muss, da es
möglich sein sollte, die Politik der EU mit den bestehenden Einnahmenobergrenzen zu
finanzieren. Auch die Überarbeitung des Systems der Eigenmittel der EU halte ich für
notwendig Das bestehende System ist sehr kompliziert und wenig transparent. Die
Rückzahlungen haben das System keinesfalls fairer gemacht, sondern nur dazu beigetragen,
dass eine Reihe von neuen Ausnahmen und Korrekturen eingeführt wurden. Allerdings
verleiht eine Systemänderung der EU nicht das Recht, Steuern zu erheben, da der Vertrag
eine derartige Kompetenz für die Union nicht vorsieht. Jegliche Änderung des Systems der
Eigenmittel erfordert für das Inkrafttreten auch das Einverständnis aller Mitgliedstaaten.

Gunnar Hökmark (PPE),    schriftlich. – (SV) Bei der Abstimmung über den Bericht über
den langfristigen Haushaltsplan der EU in Straßburg am 8. Juni 2011 haben wir, die
Schwedischen Konservativen im Europäischen Parlament, uns entschieden, gegen den
Vorschlag zu stimmen. Der Grund dafür ist, dass der Vorschlag keine Prioritäten für wichtige
und weniger wichtige Ausgaben enthält, die wir für notwendig erachten. Statt
Führungsqualitäten an den Tag zu legen und sich auf Aspekte zu konzentrieren, die Europa
Wachstum und Wettbewerbsfähigkeit bieten, fordert der Bericht eine Erhöhung des
Haushaltsplans um 5 %, um die Notwendigkeit, Prioritäten zu setzen, zu umgehen. Zu
einer Zeit, in der die Mitgliedstaaten der EU gegen massive Haushaltsdefizite und wachsende
Staatsschulden kämpfen, beschließt das Europäische Parlament, mehr Geld von den
Mitgliedstaaten der EU zu fordern. Diese Vorgehensweise können wir nicht unterstützen.
Stattdessen sollten wir die Subventionen für die Gemeinsame Agrarpolitik (GAP) und die
Strukturfonds schrittweise abschaffen, aber unglücklicherweise wurde der Vorschlag
gewählt, der in die entgegengesetzte Richtung geht. Auch wenn wir gegen den Bericht als
Ganzes gestimmt haben, begrüßen wir den Wortlaut des Vorschlags für eine „beträchtliche
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Aufstockung“ der Zuwendungen für Wissenschaft und Forschung. Dies ist etwas, für das
wir hart gearbeitet haben, und es ist ein Schritt in die richtige Richtung, dass dies integriert
wurde.

Juozas Imbrasas (EFD),    schriftlich. – (LT) Bei der Ausarbeitung der Finanziellen
Vorausschau der EU für die Jahre 2014-2020 ist es notwendig, die angemessene
Finanzierung der Bereiche zu gewährleisten, die das Wirtschaftswachstum und die
erfolgreiche Entwicklung anregen. In anderen Worten bedeutet dies die Konzentration auf
Forschung und die Förderung der Innovation, den Kampf gegen die Arbeitslosigkeit, Armut
und Ausgrenzung, eine angemessene Vorbereitung auf demografische Veränderungen,
den verantwortungsvollen Umgang mit natürlichen Ressourcen, die innere und äußere
Sicherheit, die Regional- und Landwirtschaftspolitik und die Entwicklung der Energie- und
Verkehrsinfrastruktur. Ich habe mich bei der Abstimmung über dieses Dokument meiner
Stimme enthalten, da wir die Gemeinsame Agrarpolitik grundlegend überarbeiten müssen,
die ein faires und einheitliches System der Direktzahlungen garantieren muss, und viele
andere bedeutende Bereiche, ohne die wir nicht in der Lage sein werden, ein
wettbewerbsfähiges und starkes Europa zu erschaffen.

Cătălin Sorin Ivan (S&D),    schriftlich. – (RO) Dieser Bericht ist möglicherweise einer der
wichtigsten dieser Legislaturperiode. Ich hatte die Möglichkeit, der Berichterstatter für den
Ausschuss für Kultur und Bildung zu sein, und ich glaube, dass die erreichte Einigung,
wenn sie auch nicht perfekt ist, wohl die bestmögliche ist, die wir im aktuellen
wirtschaftlichen Klima erreichen konnten. Ich habe voller Zuversicht dafür gestimmt und
hoffe, dass er dem Rat eine klare Botschaft übermittelt, der den Standpunkt des Europäischen
Parlaments berücksichtigen wird.

Sandra Kalniete (PPE),    schriftlich. – (LV) Ich habe für diese Entschließung gestimmt, da
diese Stellungnahme die wichtigsten Probleme und Prioritäten der EU im neuen
mehrjährigen Finanzrahmen identifiziert. Vor allem möchte ich die in der Entschließung
enthaltene Aufforderung an die Kommission betonen, Vorschläge für eine effektive und
effiziente Gemeinsame Agrarpolitik (GAP) der EU vorzulegen, die die Direktzahlungen
zwischen Mitgliedstaaten und Landwirten gerechter aufteilt und die Verknüpfung zwischen
der Bereitstellung öffentlicher Güter für die Gesellschaft und der Finanzhilfe für die
Landwirte verstärkt. Ich unterstütze uneingeschränkt die Forderung danach, dass die für
die GAP für das Haushaltsjahr 2013 vorgesehenen Mittel auch für den nächsten
Programmplanungszeitraum auf demselben Niveau verbleiben, damit die GAP ihre
erweiterten Ziele und Aufgaben erfüllen kann. Das neue Finanzierungssystem der EU muss
transparenter, einfacher und fairer sein. Deswegen unterstütze ich die Vorschläge, das
System der nationalen Beiträge, das sich unverhältnismäßig stark auf die Nettosalden
zwischen den Mitgliedstaaten konzentriert, anstatt auf den Grundsatz der europäischen
Solidarität, langsam durch ein System der Eigenmittel der Union zu ersetzen, die die Union
direkt und unabhängig der nationalen Haushalte einziehen würde.

Krišjānis Kariņš (PPE),    schriftlich. – (LV) Auch wenn der Bericht des Europäischen
Parlaments über die Investition in die Zukunft: ein neuer mehrjähriger Finanzrahmen
(MFR) für ein wettbewerbsfähiges, nachhaltiges und inklusives Europa viele Ideen enthält,
die unterstützt werden sollten, habe ich diesen Bericht trotzdem nicht unterstützt, da ich
der Meinung bin, dass er dem Ansehen, das die Menschen in Europa der Europäischen
Union entgegenbringen, schadet. Der Bericht schlägt eine Erhöhung der Steuerbelastung
für die Bürgerinnen und Bürger Europas vor, und dem kann ich nicht zustimmen. Man
kann sich darüber einig werden, dass Europa seine eigenen Finanzen benötigt und das dies
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durch die Erhebung einer Steuer umgesetzt werden kann. Jedoch würde dies die Schaffung
eines föderalen Europas voraussetzen, was durch offene Aussprachen erreicht werden
sollte und nicht durch die Hintertür der Steuerpolitik. Wenn wir weiterhin in diese Richtung
arbeiten möchten, müssen wir zunächst sicherstellen, dass die Mitgliedstaaten sich zunächst
darauf einigen, zum Wohle der Europäischen Union auf ihre Steuereinnahmen zu
verzichten; nur auf diese Weise wäre es möglich, einen selbst finanzierten gemeinsamen
Haushaltsplan zu entwickeln. Um eine derartige Entscheidung zu fällen, müssen die
europäischen Politiker die Gesellschaft einbeziehen, was in diesem Fall nicht geschehen
ist.

Giovanni La Via (PPE),    schriftlich. – (IT) Ich möchte Herrn Garriga Polledo für seine
ausgezeichnete Arbeit danken, die er im Hinblick auf das wichtige Thema der künftigen
Finanziellen Vorausschau geleistet hat. Herr Garriga Polledo präsentierte dem Haus eine
effektive Zusammenfassung, die die Standpunkte der verschiedenen nationalen
Delegationen und der einzelnen Fraktionen umfasst. Ich unterstütze die Entscheidung sehr,
im nächsten mehrjährigen Finanzrahmen eine Erhöhung der Finanzmittel von mindestens
5 % zu fordern. Darüber hinaus möchte ich in meiner Funktion als Verfasser der
Stellungnahme des Ausschusses für Landwirtschaft und ländliche Entwicklung den Teil
des Berichts hervorheben, der sich mit der Gemeinsamen Agrarpolitik befasst. Ich
unterstütze daher uneingeschränkt die Entscheidung, den bestehenden Haushaltsplan für
die Landwirtschaft zumindest beizubehalten und möchte gleichzeitig daran erinnern, dass
die GAP die einzige wirklich europäische Politik ist, die in einem strategischen Bereich eine
wichtige Rolle spielen kann, der öffentliche Güter und einen wirklichen Zusatznutzen für
Europa erbringt. Schließlich möchte ich die Abstimmung über die Kohäsionspolitik
hervorheben, im Zuge derer erfolgreich eine Absicherungs-Klausel für den Fall hinzugefügt
wurde, dass Zwischenkategorien eingeführt werden, um zu verhindern, dass Finanzmittel
für Regionen gestrichen werden, die unter dem Ziel der Konvergenz, Wettbewerbsfähigkeit
und Zusammenarbeit zum Erhalt dieser Mittel berechtigt sind. Dies bedeutet, dass
zusätzliche Mittel für die Finanzierung eines neuen Ziels benötigt werden.

Olle Ludvigsson, Marita Ulvskog und Åsa Westlund (S&D),    schriftlich. – (SV) Wir
sind der Meinung, dass dem EU-Haushalt ausreichend finanzielle Mittel zur Verfügung
gestellt werden müssen, um ihm die Möglichkeit zu geben, die beschlossenen
Verpflichtungen zu finanzieren. Gleichzeitig möchten wir betonen, dass die EU, soweit es
möglich ist, versuchen sollte, eine zurückhaltende Haltung einzunehmen und diese Mittel
durch eine Umverteilung innerhalb des bestehenden EU-Haushalts bereitzustellen. Wir
würden eine Kürzung des Landwirtschafts-Haushalts zugunsten der Prioritäten Forschung
und Entwicklung und dem Wandel hin zur umweltverträglichen Energie usw. begrüßen,
die in der Strategie Europa 2020 enthalten sind. Daher sind wir ebenfalls nicht der Meinung,
dass das Niveau des Landwirtschafts-Haushalt von 2013 beibehalten werden sollte, sondern
wir würden es begrüßen, wenn die Verteilung der Unterstützung für die Landwirtschaft
gleichwertig zwischen den Mitgliedstaaten aufgeteilt würde.

Wir sind ebenfalls der Meinung, dass es sehr wichtig ist, die Effizienz der
Verwaltungsausgaben der EU zu verbessern und ein Weg, dies zu tun, ist eine höhere
Transparenz des Verfahrens für die Verteilung und Verwendung dieser Ausgaben.

Wir glauben nicht, dass die Obergrenze der Eigenmittel überarbeitet werden muss, da es
möglich sein sollte, die Politik der EU mit den bestehenden Einnahmenobergrenzen zu
finanzieren. Auch die Überarbeitung des Systems der Eigenmittel der EU halten wir für
notwendig. Das bestehende System ist sehr kompliziert und wenig transparent. Die
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Rückzahlungen haben das System keinesfalls fairer gemacht, sondern nur dazu beigetragen,
dass eine Reihe von neuen Ausnahmen und Korrekturen eingeführt wurden. Allerdings
verleiht eine Systemänderung der EU nicht das Recht, Steuern zu erheben, da der Vertrag
eine derartige Kompetenz für die Union nicht vorsieht. Jegliche Änderung des Systems der
Eigenmittel erfordert für das Inkrafttreten auch das Einverständnis aller Mitgliedstaaten.

Petru Constantin Luhan (PPE),    schriftlich. – (RO) Dieser Antrag für eine Entschließung
des Europäischen Parlaments über die Investition in die Zukunft: ein neuer mehrjähriger
Finanzrahmen (MFR) für ein wettbewerbsfähiges, nachhaltiges und inklusives Europa ist
sowohl im Hinblick auf das Erreichen der EU 2020-Ziele (bezüglich der Wiederherstellung
und der Gewährleistung eines langfristigen Schutzes der Niveaus des Wirtschaftswachstums)
als auch hinsichtlich des Vorbeugens gegenüber einer Wiederholung der gegenwärtigen
Wirtschaftskrise wichtig.

Dieser Bericht besagt, dass die Strategie Europa 2020 die Strategien des neuen MFR festlegen
sollte, da die (EU 2020)-Ziele nur durch die optimale Nutzung der (durch die maßgeblichen
Strategien etablierten) vorhandenen Ressourcen erreicht werden können.

Daher wird das Verfahren zur Festlegung der wichtigsten Prioritäten für den zukünftigen
MFR, wie z. B. Wissen für Wirtschaftswachstum, Kohäsion für Wirtschaftswachstum und
Beschäftigung, Bewirtschaftung der natürlichen Ressourcen und nachhaltige Entwicklung,
Bürgerschaft und ein globales Europa, dazu beitragen sicherzustellen, dass die vorhandenen
Finanzmittel entsprechend zugeteilt und optimal genutzt werden. Die Ausarbeitung eines
neuen MFR gemäß dem Bericht wird dazu beitragen, einen langfristigen Aktionsplan zu
entwerfen, der definitiv zu Ergebnissen führt und über das Potenzial verfügt,
Wirtschaftswachstum für die EU zu gewährleisten.

Astrid Lulling (PPE),    schriftlich. – (FR) Ich habe den Bericht von Herrn Garriga Polledo
unterstützt, da ich dessen allgemeine Inhalte angesichts der Herausforderungen, mit denen
die Europäische Union im Laufe der kommenden Jahre konfrontiert werden wird,
gerechtfertigt fand. Es ist nicht realistisch, Europa neue Verantwortlichkeiten zu übertragen,
ohne die Finanzmittel zu erhöhen, derer es sich bedienen kann.

Ich hätte mir jedoch gewünscht, dass das Europäische Parlament über den Schritt legitimer
Forderungen hinausgeht und eine gewisse Anzahl an Prioritäten festlegt. Der „immer
mehr“-Refrain einer Reihe meiner Kolleginnen und Kollegen ist eine zu unbedachte
Reaktion. Was wir benötigen, ist hinsichtlich der Effektivität europäischer Ausgaben im
Vergleich zu nationalen Ausgaben überzeugend zu sein. Darüber hinaus ist die qualitative
Dimension von Ausgaben mindestens so wichtig wie die quantitative. Abschließend stellt
die Übertragung auf Ebene der Europäischen Union nicht ausgegebener Mittel auf den
EU-Haushaltsplan, statt diese an die Mitgliedstaaten zurückzusenden, eine Quelle erheblicher
„Einsparungen“ dar.

Was die Einführung eines Systems von Eigenmitteln anbelangt, bin ich hinsichtlich der
unilateralen Einführung einer Steuer auf Finanztransaktionen ohne eine ersthafte
Folgenabschätzung nach wie vor zurückhaltend. Eine derartige Maßnahme zu unterstützen,
ohne sich über deren Auswirkungen im Klaren zu sein, zeigt, dass die Mehrheit des
Europäischen Parlaments auf dem Holzweg ist.

David Martin (S&D),    schriftlich. – Ich habe schweren Herzens gegen diese Entschließung
gestimmt. Obwohl ich glaube, dass es sinnvoll ist, wenn 27 Mitgliedstaaten ihre Ressourcen
zusammenlegen, konnte ich nicht für eine 5%ige Erhöhung des EU-Haushaltsplans nach
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2013 stimmen, wenn wir die gegenwärtigen Ausgaben noch nicht gründlich auf die
Vermeidung von Überschüssen und Redundanzen hin untersucht haben. Der
EU-Haushaltsplan nach 2013 muss Wachstum und die Schaffung von Arbeitsplätzen
priorisieren.

Clemente Mastella (PPE),    schriftlich. – (IT) Der Haushaltsplan der Europäischen Union
sollte den höchstmöglichen Grad europäischen Mehrwerts bieten, gut verwaltet werden
und so viele öffentliche und private Mittel wie möglich wirksam einsetzen. Um auf die
bevorstehenden Herausforderungen zu reagieren, unterstützen wir die Ziele der Strategie
Europa 2020, einer Strategie, die Europa helfen sollte, sich von der Krise zu erholen und
gestärkt aus ihr hervorzugehen, durch die Schaffung von Arbeitsplätzen sowie durch
intelligentes, nachhaltiges und integratives Wachstum. Es ist die Strategiereferenz für den
nächsten mehrjährigen Finanzrahmen (MFR), die so ehrgeizig wie möglich sein sollte. Vor
diesem Hintergrund sind wir der Meinung, dass die wichtigsten Prioritäten für den nächsten
MFR um die folgenden Themen herum angeordnet werden sollten: Wissen für Wachstum
und Beschäftigung, nachhaltige Entwicklung, Kohäsion für Wachstum und Beschäftigung,
Bürgerschaft und ein globales Europa. Die Struktur des nächsten MFR sollte realistisch
sein, die Planungskontinuität erleichtern und die Fehler des gegenwärtigen MFR vermeiden.
Er sollte insbesondere das richtige Gleichgewicht zwischen Stabilität, mittelfristiger
Prognostizierbarkeit und Flexibilität finden. Abschließend sind wir der Meinung, dass die
vorhandenen Ausnahmen- und Ausgleichsmechanismen, um den Haushaltsplan der
Europäischen Union gerechter und transparenter zu gestalten, nach und nach abgeschafft
werden sollten.

Iosif Matula (PPE),    schriftlich. – (RO) Der Garriga-Bericht ist ein Test, um zu sehen, wie
effizient die EU-Strategien für den zukünftigen Programmplanungszeitraum funktionieren.
Der Berichterstatter stellt uns einer großen Herausforderung gegenüber. Diese beinhaltet
die Zufriedenstellung nationaler Interessen, die derart vielfältig sind, während zugleich der
europäische Mehrwert verbessert werden soll, der sich im mehrjährigen Finanzrahmen
widerspiegelt.

Ich glaube, dass die europäischen Bürgerinnen und Bürger die Ziele der Kohäsionspolitik
besser verstehen müssen. Ein starkes Europa, also ein Europa, das mit dem globalen
konkurrenzbetonten Umfeld fertig wird, wird erreicht, indem die Kohäsionspolitik als ein
Schlüsselelement der EU-Strategien beibehalten wird, die auf das Erzielen einer
ausgewogenen Entwicklung in allen Regionen abzielen. Ich bestehe darauf, einen
maßgeblichen Anteil der zukünftigen Finanzplanung für die Kohäsionspolitik beizubehalten.
Die Verringerung der wirtschaftlichen und sozialen Unterschiede innerhalb der EU muss
auch in Zukunft deren wichtigste Priorität bleiben.

Um die vorgeschlagenen Ergebnisse zu erzielen, müssen wir die wichtigsten Kriterien für
die Zuweisung von Finanzmitteln weiterhin am Entwicklungsstand und der Konvergenz
zwischen den Regionen der EU orientieren. Ich unterstütze diesen Bericht, da ich der
Meinung bin, dass eine Aufstockung des mehrjährigen Finanzrahmens nach 2013 eine
praktikable Lösung ist, die im Rahmen derer Änderungen an der gegenwärtigen Struktur
vorgenommen werden muss. Zusätzlich zur Bereitstellung von Finanzmitteln für Forschung
und Entwicklung sowie Energie und Transport, müssen wir Investitionen in den Bereichen
Kohäsion und Landwirtschaft in Erwägung ziehen.

Mario Mauro (PPE),    schriftlich. – (IT) Der Bericht von Herrn Garriga Polledo „Investition
in die Zukunft: ein neuer mehrjähriger Finanzrahmen (MFR) für ein wettbewerbsfähiges,
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nachhaltiges und inklusives Europa“ ist ein sehr wichtiger Schritt im Rahmen der
institutionellen und wirtschaftlichen Umgestaltung der Europäischen Union infolge des
Inkrafttretens des Vertrags von Lissabon. Wir alle wissen, dass der neue Vertrag danach
verlangt, dass neue Kompetenzbereiche im nächsten MFR widergespiegelt werden. Dies
wird uns sicherlich dabei helfen, uns den neuen globalen Herausforderungen zu stellen.
Ich habe dafür gestimmt.

Arlene McCarthy (S&D),    schriftlich. – Die Abgeordneten der Labour Party im
Europäischen Parlament glauben, dass der Schwerpunkt und die Priorität der Ausgaben
der EU die Finanzierung wirtschaftlicher Investitionen und der Forschung sein müssen,
die die Wirtschaft ankurbelt und Arbeitsplätze schafft. Zielgerichtete EU-Ausgaben sind
eine Art und Weise, auf die wir die lokalen Wirtschaften ankurbeln und Arbeitsplätze in
unseren Gemeinschaften schaffen können. Angesicht von Sparmaßnahmen der öffentlichen
Haushalte stellt die EU entscheidende Finanzmittel für die Regionen im Vereinigten
Königreich zur Verfügung. Die Steuerzahler wünschen sich jedoch, mehr für ihr Geld zu
sehen. Daher haben die Abgeordneten der Labour Party im Europäischen Parlament gegen
eine 5%ige Erhöhung des Haushaltsplans gestimmt. Einsparungen können und müssen
auf anderen Gebieten gemacht werden, insbesondere bei der gemeinsamen Agrarpolitik,
einschließlich abträglicher landwirtschaftlicher Ausfuhrsubventionen und
Tabaksubventionen, um die wirtschaftlichen Prioritäten Europas zu finanzieren.

Die Aussprache über den nächsten mehrjährigen Finanzrahmen ist eine Gelegenheit für
grundlegende Reformen, und sie muss ergriffen werden. Eine „Business as usual“-Politik
ist keine Alternative in einem Europa, das Mittel für Arbeitsplätze und Wachstum benötigt.
Die Abgeordneten der Labour Party im Europäischen Parlament sind der Meinung, dass
Familien nicht weiterhin die gesamten Kosten des Beitrags Großbritanniens zum Haushalt
tragen sollten. Daher befürworten wir eine Aussprache über alternative Möglichkeiten zur
Finanzierung der EU, eine Kürzung des Anteils aus MwSt-Einnahmen und den nationalen
Haushalten, mittels Möglichkeiten wie z. B. koordinierter Maßnahmen, die auf den zu
gering besteuerten Finanzsektor abzielen.

Jean-Luc Mélenchon (GUE/NGL),    schriftlich. – (FR) Dieser Bericht macht Europa 2020
zu dem Rahmen des zukünftigen europäischen Haushaltsplans. Er befürwortet das
Europäische Semester, den Europäischen Stabilitätsmechanismus und den Euro-Plus-Pakt.
Es wird kein einziges Wort im Zusammenhang mit der nuklearen Frage verloren. Sollte es
dafür einen Haushaltsplan geben? Ich glaube nicht.

Nuno Melo (PPE),    schriftlich. – (PT) Gegenwärtig nehmen viele Mitgliedstaaten schwierige
Haushaltsanpassungen vor, daher sollte die Verteidigung des EU-Haushaltsplans absolut
gerechtfertigt sein. Der EU-Haushaltsplan sollte den höchstmöglichen Grad europäischen
Mehrwerts bieten, eine stabile Verwaltung an den Tag legen und sollte dazu dienen, den
größtmöglichen Anreiz für öffentliche und private Mittel zu schaffen.

Die Strategie Europa 2020 ist die Reaktion der EU auf derartige Herausforderungen. Sie
ist eine Strategie, die Europa helfen sollte, sich durch die Schaffung von Arbeitsplätzen
und intelligentes, nachhaltiges und inklusives Wachstum von der Krise zu erholen und
gestärkt daraus hervorzugehen. Ich stimme dem Berichterstatter zu, wenn er sagt, dass „
die Strategie Europa 2020 die wichtigste politische Bezugsgröße für den nächsten MFR
sein sollte“ und dass dieser die Ziele der Strategie widerspiegeln sollte. Die Prioritäten für
den nächsten MFR sollten um die folgenden Themen herum angeordnete sein: Wissen für
Wachstum und Arbeitsplätze, Bewirtschaftung der natürlichen Ressourcen und nachhaltige
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Entwicklung, Kohäsion für Wachstum und Arbeitsplätze, Bürgerschaft und ein globales
Europa.

Alexander Mirsky (S&D),    schriftlich. – Der Bericht des Sonderausschusses zu den
politischen Herausforderungen und den Haushaltsmitteln legt die politischen Prioritäten
des Parlaments für den mehrjährigen Finanzrahmen nach 2013 fest. Ein wichtiger Punkt
des Berichts ist die Forderung nach der Einführung eines oder mehrerer wirklicher
Eigenmittel(s), um das gegenwärtige, auf dem BNE basierende System zu ersetzen und ein
unabhängiges, faireres, transparenteres, einfacheres und angemesseneres
Finanzierungssystem zu erzielen. Um eine missbräuchliche Nutzung von Zahlen bei der
Rechnungslegung zu verhindern, ist es nötig, diesen Bericht zu unterstützen. Ich habe
dafür gestimmt.

Andreas Mölzer (NI),    schriftlich. − Seit dem Fiasko mit dem Euro-Rettungsschirm werden
die Nettozahler doppelt und dreifach zur Kassa gebeten. In den nächsten Jahren fließt statt
Garantien wirklich bares Geld in diese Rettungsmechanismen. Und die müssen die
Nettozahler, also die fleißigen deutschen, französischen, italienischen, niederländischen
und österreichischen Bürger aus ihren nationalen Budgets finanzieren, aus denen bereits
jetzt starke Einschnitte schmerzhaft spürbar sind. In dieser angespannten Situation
Budgeterhöhungen zu fordern, ist geradezu eine Unverschämtheit. Wir brauchen kein
aufgeblähtes EU-Budget, das vielleicht bis zu zehnmal höher ist, und schon gar nicht ein
aus EU-Steuern finanziertes, bei dem jeglicher Sparwille gänzlich abhanden kommt, das
die Brüsseler Bürokratie noch mehr aufbläht und Nettozahler bis aufs Unterhemd auszieht.
Stattdessen sind Einsparungspotentiale konsequent zu nutzen.

Die Agrarförderungen als größter und umstrittenster Etatposten sind zu renationalisieren.
Das entlastet das EU-Budget und die Mitgliedstaaten können besser auf die Besonderheiten
ihrer jeweiligen Landwirtschaften eingehen. Den Bericht Garriga Polledo habe ich daher
aufs schärfste abgelehnt.

Rareş-Lucian Niculescu (PPE),    schriftlich. – (RO) Ich habe gegen Änderungsantrag 39
in diesem Bericht und im Weiteren für Änderungsantrag 62 gestimmt. Ich denke, dass für
Regionen für die Dauer des nächsten Programmplanungszeitraums eine Zwischenkategorie
nötig ist, wobei die einzige Bestimmung sein sollte, dass die Zuweisung von Finanzmitteln,
die für diese Regionen bestimmt sind, sich nicht auf die Zuweisungen auswirkt, die zum
Erreichen der Ziele im Hinblick auf Konvergenz und Wettbewerbsfähigkeit vorgesehen
sind.

Sławomir Witold Nitras (PPE),    schriftlich. – (PL) Heute, während der Abstimmung über
den Garriga Polledo-Bericht über die Investition in die Zukunft: ein neuer mehrjähriger
Finanzrahmen (MFR) für ein wettbewerbsfähiges, nachhaltiges und inklusives Europa habe
ich mich bei der Abstimmung über die von der Fraktion der Progressiven Allianz der
Sozialisten und Demokraten im Europäischen Parlament, der Fraktion der Grünen/Freie
Europäische Allianz und der Konföderalen Fraktion der Vereinigten Europäischen
Linken/Nordische Grüne Linke vorgelegten Änderungsanträge bezüglich des Weiterleitens
von Vorschlägen im Hinblick auf die Einführung einer Steuer auf Finanztransaktionen an
die Europäische Kommission enthalten. Ich konnte diese Vorgehensweise nicht
unterstützen, obwohl ich ein leidenschaftlicher Befürworter einer Steuer bin, die der EU
ihre eigenen Einnahmen verschaffen würde. Eine europäische Steuer wird garantieren,
dass die Ziele der EU ohne die von den Haltungen der Mitgliedstaaten auferlegten
Einschränkungen erreicht werden können, die zu oft die Interessen der EU bezüglich
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kurzfristiger Ziele opfern. Ich glaube jedoch, dass es unklug ist, die Einführung einer Steuer
auf Finanztransaktionen lediglich in der Europäischen Union vorzuschlagen. Wir sehen
uns der Herausforderung gegenüber, die europäische Wirtschaft zur wettbewerbsfähigsten
weltweit zu machen, und meiner Meinung nach ist es inakzeptabel, eine Belastung zu
schaffen, die zum Kapitalabfluss aus Europa führen wird. Gleichermaßen glaube ich, dass
Versuche eine Kohlenstoffsteuer als Alternative zur FTS einzuführen äußerst nachteilig
sind.

Franz Obermayr (NI),    schriftlich. − Europas leistungstragende Bürger zahlen mehr und
mehr ein. Nach dem katastrophalen Euro-Rettungsschirm, der kurz formuliert ein "Kopf
hinhalten" der Nettozahler für Misswirtschaft und Korruption in einigen südlichen Staaten
ist, will man die ohnehin schon stark belasteten Bürger der Nettozahlerstaaten nochmals
zur Kasse bitten. Anstatt Einsparungspotentiale auszunutzen, bläht man die Posten noch
weiter auf. Nicht be-, sondern entlasten muss das Ziel sein! Daher habe ich gegen diesen
Antrag gestimmt.

Rolandas Paksas (EFD),    schriftlich. – (LT) Wir müssen einen mehrjährigen Finanzrahmen
(MFR) etablieren, der die transparente und effiziente Finanzierung von EU-Politiken
gewährleisten sowie eine Wiederholung der Krise verhindern würde. Die Strategie
Europa 2020 sollte die Umsetzungsreferenz für den MFR sein. Darüber hinaus sollte ein
neues System zur Finanzierung des Haushaltsplans die Belastung der Staatskassen und die
Steuerbelastung für Bürgerinnen und Bürger nicht erhöhen. Um die Unzufriedenheit der
Bürgerinnen und Bürger der EU mit den gegenwärtigen Ausgaben zu verringern, ist es
nötig, die Qualität der Umsetzung und des Einsatzes von Ausgaben zu verbessern. Wir
müssen die Transparenz bei der Zuweisung und Nutzung von Mitteln erhöhen und
Verwaltungskosten und Bürokratie verringern. Der Verringerung von Armut und
Arbeitslosigkeit, der Industrie und Energie, sowie der Schaffung einer wissensbasierten
Gesellschaft sollte erhebliche Aufmerksamkeit geschenkt werden. Wir müssen großangelegte
Forschungs- und Entwicklungsprojekte angemessen finanzieren. Angesichts der Bedeutung
kleiner und mittelständischer Unternehmen (KMU), müssen die entsprechenden
Finanzmittel für die Verbesserung deren Betriebsbedingungen eingesetzt werden. Ich
stimme dem Vorschlag, die der gemeinsamen Agrarpolitik zugeteilten Finanzmittel in
Zukunft zu verringern, nicht zu, da die Landwirtschaft ein besonders empfindlicher Sektor
ist. Eine geringere Finanzierung wird sich auf Landwirte in allen EU-Ländern besonders
negativ auswirken. Der Europäische Sozialfonds sollte zu einer politischen Priorität werden,
um Sozial- und Umweltziele zu erreichen. Wir müssen die Systeme zur Überwachung und
Bewertung der Umsetzung der Kohäsionspolitik verbessern. Da wir uns einer neuen Phase
der EU-Erweiterung annähern, muss der MFR dafür sorgen, dass Ausgaben richtig
ausgewogen sind.

Alfredo Pallone (PPE),    schriftlich. – (IT) Ich habe für den Bericht von Herrn Garriga Polledo
gestimmt, da ich glaube, dass Finanzinstrumente in Zukunft effizient sein, die Kohäsion
stärken und die Europäische Union auf die Herausforderungen des globalen Marktes
vorbereiten sollten. Ich stimme dem Inhalt des Textes zu, obwohl er zwei Punkte enthält,
denen ich nicht zustimmte und die ich ablehnte: die Steuer auf Finanztransaktionen und
die Änderungen zur Einführung der „Zwischenkategorie“. Ich bin der Meinung, dass dieser
Bericht keinen Verweis auf die Finanztransaktionssteuer enthalten sollte. Eine Aussprache
über diese Steuer ist wichtig, erfordert jedoch eine detaillierte Analyse. Andererseits würde
die Hinzufügung einer Zwischenkategorie den horizontalen Ansatz für Ziel-2-Regionen,
der sich in den vergangenen Jahren als effektiv erwiesen hat, das Phasing-out-System und
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die Finanzmittel für Ziel-1-Regionen kompromittieren. Dies würde italienischen Regionen
zum Vorteil von Regionen in den neuen Mitgliedstaaten schaden, von denen letztere im
Zuge der jüngsten Erweiterungen bereits einen großen Anteil der Finanzmittel erhalten
haben.

Maria do Céu Patrão Neves (PPE),    schriftlich. – (PT) Der neue mehrjährige Finanzrahmen
(MFR) ist entscheidend, um die Strategie Europa 2020 richtig umsetzen zu können, und
allgemein gesagt, um die Bedingungen für eine stabile Entwicklung zu schaffen, die sowohl
auf die Probleme reagieren kann, denen sich die zahlreichen Völker Europas
gegenübersehen, als auch auf deren Erwartungen im Hinblick auf Verbesserungen in deren
Alltagsleben. In diesem Zusammenhang lobe ich den Verfasser des Berichts für den
Vorschlag eines siebenjährigen MFR, im Einklang mit der Strategie Europa 2020, abhängig
von der Halbzeitüberprüfung, wobei er für folgende Punkte als Mindestanforderung plädiert:
die Beibehaltung des EU-Haushaltsplans, mit besonderem Schwerpunkt auf der
gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) und der Kohäsionspolitik, eine größere Flexibilität, die
mit zunehmendem Greifen der finanziellen Einschränkungen nötiger wird und auch eine
größere demokratische Verantwortlichkeit, damit europäische Finanzmittel tatsächlich
Entwicklungsprojekte fördern können, die zur Nachhaltigkeit fähig sind.

In diesem Zusammenhang ist es wichtig, dass die Regionen, die Ziel-1 bereits hinter sich
gelassen haben, dazu in der Lage sind, in eine Zwischenphase einzutreten, in der die
Entwicklung, zu der sie sich bereits selbst als fähig erwiesen haben, verstärkt wird, statt
dass sie plötzlich aufgegeben und so die Fortschritte gefährdet werden, die in der
Zwischenzeit bereits erreicht wurden.

Marit Paulsen, Olle Schmidt und Cecilia Wikström (ALDE),    schriftlich. – (SV) Wir
betrachten die Konzentration des Berichts auf die gemeinsamen Herausforderungen, denen
wir uns gegenübersehen, als positiv: Klima- und Umweltangelegenheiten, der Kampf für
Demokratie, Frieden und Freiheit auf globaler Ebene und die dringende Notwendigkeit
von Forschung, Innovation und Infrastruktur. Die Strategie Europa 2020 und Investitionen
in Initiativen mit europäischem Mehrwert haben die Aussprachen während der Arbeit an
dem Bericht durchzogen.

Wir machen uns jedoch große Sorgen über die Tatsache, dass wir die Befugnis zur Festlegung
von Prioritäten an den Rat übergeben haben. Dies ist sehr bedauerlich für das Europäische
Parlament. Obwohl alle Anforderungen für ein inklusives, nachhaltiges und
wettbewerbsfähiges Europa umfasst werden, ist es unmöglich, alles auf einmal aus dem
EU-Haushalt zu finanzieren. Wir wünschen uns eine realistische und praktikable
Verhandlungsstrategie, aber da dieser Bericht keine eindeutigen Prioritäten festlegt, haben
wir das Gefühl, dass dieses Ziel nicht erreicht wurde. Unsere Vorschläge, den Agrarhaushalt
zu modernisieren, wurden nicht in das endgültige Dokument mit aufgenommen. Wir
haben uns bei der Schlussabstimmung u. a. aus diesen Gründen enthalten.

Vincent Peillon (S&D),    schriftlich. – (FR) Ich habe im Namen des Sonderausschusses zu
den politischen Herausforderungen und den Haushaltsmitteln für eine nachhaltige
Europäische Union nach 2013 für den von Herrn Garriga Polledo vorgelegten Bericht
gestimmt. In einem Kontext, in dem Populismus zunimmt, werden die Effektivität und
sogar die Relevanz von EU-Politiken regelmäßig in Frage gestellt. Trotzdem brauchen wir
angesichts gegenwärtiger Krisen, egal ob Finanz-, Wirtschafts-, Sozial- oder Umweltkrisen,
nicht weniger sondern eher mehr Europa. Dieser Bericht schlägt daher endlich vor, der EU
die Mittel zur Verfügung zu stellen, um ihren Ambitionen gerecht zu werden, indem er
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sich für eine erhebliche Erhöhung des EU-Haushaltsplans um mindestens 5 % und eine
Bereitstellung der Haushaltsmittel der Union zum Nutzen der Strategie EU 2020 ausspricht.
Dank des Eingreifens der Fraktion der Progressiven Allianz der Sozialisten & Demokraten
im Europäischen Parlament spricht das Europäische Parlament sich in diesem Bericht des
Weiteren für zwei solide Maßnahmen aus: bezüglich der Einnahmen für eine gründliche
Reform der Eigenmittel, insbesondere durch die Schaffung einer Steuer auf
Finanztransaktionen (Tobin-Steuer), und bezüglich der Ausgaben für die Schaffung einer
Kategorie von „Zwischenregionen“, um die Solidarität zwischen den Gebieten der EU zu
erhöhen und eine fairere Verteilung der Strukturfonds der Regionalpolitiken zu
gewährleisten.

Rovana Plumb (S&D),    schriftlich. – (RO) Die Kombination von weniger Erwerbstätigen
und einem größeren Anteil an Rentnern wird Sozialfürsorgesysteme und die wirtschaftliche
Wettbewerbsfähigkeit zusätzlich belasten, wodurch es aufgrund der großen Anzahl älterer
Frauen und gegenwärtiger Unterschiede beim sozialen Schutz zu immer bedeutenderen
Problemen im Hinblick auf Geschlechterarmut kommt.

Die Bedeutung der Berücksichtigung des Gleichstellungsaspekts bei der Haushaltsplanung
als ein gutes Verwaltungsinstrument muss betont werden, um Effizienz und Fairness, die
ordnungsgemäße Überwachung der Auswirkungen von Zuweisungen von Haushaltsmitteln
auf die wirtschaftlichen und sozialen Möglichkeiten von Männern und Frauen und die
Flexibilität zur Umstrukturierung jener zu verbessern, die sich negativ auf das Erreichen
der Gleichstellung der Geschlechter auswirken.

Es müssen spezielle Maßnahmen zur Förderung der technischen und wissenschaftlichen
Fertigkeiten junger Frauen in den europäischen Investitionsplan für Beschäftigung,
Umweltschutz und Innovation mit aufgenommen werden, um deren Qualifikationen und
deren Beschäftigungsfähigkeit zu verbessern, insbesondere in Sektoren mit strategischem
Wachstum, in denen sie unterrepräsentiert sind.

Der Europäische Sozialfonds (ESF) sollte angemessene Mittel für Maßnahmen zur Verfügung
stellen, die darauf abzielen, den Zugang zum Arbeitsmarkt zu verbessern, sowie
Arbeitslosigkeit und soziale Ausgrenzung zu bekämpfen. Zugleich appelliere ich an die
Europäische Kommission, mittels des Europäischen Landwirtschaftsfonds für die
Entwicklung des ländlichen Raums (ELER) aktive Maßnahmen vorzuschlagen, um die
Beschäftigung von Frauen im ländlichen Raum zu unterstützen.

Phil Prendergast (S&D),    schriftlich. – Eine erneute Verhandlung des EU-Haushaltsplans
wird sich darauf auswirken, wie die Union in den kommenden Jahren arbeitet, sowie auf
die Programme, die sie sich leisten kann. Der Haushaltsplan als prozentualer Anteil des
Bruttonationaleinkommens der EU sollte die beschlossenen Prioritäten der Europäischen
Union widerspiegeln. Die Verhandlungen müssen jedoch auch die Bedürfnisse der
Mitgliedstaaten angesichts der Konsolidierungsanstrengungen widerspiegeln, die in vielen
Ländern, einschließlich Irland, gegenwärtig unternommen werden. Das Ziel, Beschäftigung,
Produktivität und sozialen Zusammenhalt in der Europa 2020-Wachstumsstrategie
anzukurbeln, darf nicht aufgrund der gegenwärtigen Finanzprobleme verworfen werden.
Produktivitätssteigernde Strategien, insbesondere jene in den Bereichen grüne Energie und
Forschung und Entwicklung, müssen als treibende Kräfte der wirtschaftlichen Zukunft der
EU anerkannt werden. Eine weitere sehr wichtige Angelegenheit, nicht nur für Irland,
sondern für die EU als Ganzes, ist die gemeinsame Agrarpolitik. Es ist anerkannt, dass nach
2013 bedeutende Veränderungen auf uns zukommen, jedoch sollten Veränderungen bei
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Zahlungen im Rahmen der GAP nach und nach eingeführt werden, damit Landwirte sich
an die neuen Regelungen gewöhnen können. Zugleich muss der GAP-Haushaltsplan
europäischen Landwirten dabei helfen, sich an die neuen Herausforderungen und
Möglichkeiten anzupassen.

Paulo Rangel (PPE),    schriftlich. – (PT) Der mehrjährige Finanzrahmen der EU stellt eine
Möglichkeit dar, strategische Entscheidungen für die Zukunft zu treffen. Vielmehr stellt
die Erhöhung von EU-Haushalten in Zeiten schwerer Zerknirschung bei staatlichen
Maßnahmen einen Beweis des Vertrauens in das gemeinsame Projekt sowie der Bekräftigung
der auf supranationaler Ebene unternommenen Maßnahmen dar. Die Mitgliedstaaten
stehen einer Reihe von Herausforderungen gegenüber, deren richtige Lösungen nur auf
EU-Ebene zu finden sind.

Frédérique Ries (ALDE),    schriftlich. – (FR) Mehr mit weniger Geld zu tun, wie bestimmte
Mitgliedstaaten dies vorschlagen, ist eine unmögliche Aufgabe. Daher ist der Bericht über
den neuen mehrjährigen Finanzrahmen nach 2013, der heute Nachmittag angenommen
wurde, wichtig. Er liefert Richtlinien, die es der Europäischen Union ermöglichen, wirklich
in einen Zeitraum der Wettbewerbsfähigkeit, Solidarität und guten Verwaltung einzutreten.
Er weist darauf hin, dass Europa, wenn es die Zuweisung der im Rahmen des zusätzlichen
Haushaltsplans zur Verfügung stehenden Mittel nicht grundlegend umorganisiert, niemals
in der Lage sein wird, die ihm unter dem Vertrag von Lissabon neu zugewiesenen Missionen
zu erfüllen oder den Weg in Richtung eines nachhaltigen Wachstums zu beschreiten.

Es gibt jedoch sehr viele Bereiche, die zu Synergien oder größenbedingten Kostenvorteilen
beitragen können: der Europäische Auswärtige Dienst, humanitäre Hilfe und Zivilschutz,
die Zusammenlegung von Ressourcen bei der Verteidigung, Forschung und Innovation,
große Infrastrukturprojekte (insbesondere in den Bereichen Energie und Transport).

Ein weiterer Plan, der weitreichend sein könnte, ist die schrittweise Abschaffung
umweltschädlicher Subventionen, analog zu dem was die Kommission bezüglich Tabak
unternommen hat. Des Weiteren freue ich mich, dass das Europäische Parlament seine
Unterstützung für Eigenmittel erneut bekräftigt hat, da es nur rechtens ist, dass die Union
ihren eigenen Haushalt verwaltet.

Crescenzio Rivellini (PPE),    schriftlich. – (IT) Ich habe gegen die Änderungsanträge zu
Herrn Garriga Polledos Bericht gestimmt, die die Einführung von Zwischenkategorien von
Regionen, oder Regionen mit einem pro-Kopf-Bruttoinlandsprodukt zwischen 75 % und
90 % des BIP der Europäischen Union, für den nächsten Finanzplanungszeitraum fordern.
Diese Innovation ist offensichtlich eine der Offenheit und einer größeren finanziellen
Flexibilität, aber zu einer Zeit von Sparmaßnahmen und Haushaltsbeschränkungen, in der
wir uns gegenwärtig befinden, wird sie unweigerlich zu Kürzungen bei der Finanzierung
anderer Regionen führen, insbesondere von Ziel-1 (Konvergenz)-Regionen, die im Speziellen
die Regionen Süditaliens umfassen. Ich stelle mit Bedauern fest, dass meine Kolleginnen
und Kollegen diesen Aspekt nicht aufgegriffen haben und sich von Argumenten beeinflussen
ließen, die gegen die Grundsätze europäischer Solidarität verstoßen. Glücklicherweise
unterstreicht Änderungsantrag 64, der angenommen wurde, dass diese
Übergangsmaßnahmen sich nicht negativ auf die derzeitigen Konvergenzregionen (Ziel
1), die derzeitigen Wettbewerbsregionen (Ziel 2) und das Ziel der Europäischen territorialen
Zusammenarbeit (Ziel 3) auswirken.

Robert Rochefort (ALDE),    schriftlich. – (FR) Unsere Reaktionen auf die
Herausforderungen, denen wir uns gegenübersehen - die Wirtschaftskrise, das rasche
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Aufstreben von Schwellenländern, der Klimawandel, turbulente demographische
Veränderungen usw. -, können nur dann effektiv sein, wenn diese gemeinsam, auf
europäischer Ebene erarbeitet werden. Ich bin absolut davon überzeugt, dass wir uns in
Richtung einer stärkeren Beteiligung der Europäischen Union bewegen sollten. Während
der EU-Haushaltsplan ein wichtiger politischer Hebel ist, blieb die Obergrenze der
Eigenmittel der EU seit 1993 unverändert. Diese Entschließung fordert, dass dem
europäischen Haushaltsplan Mittel zugewiesen werden, die den Zielen der EU entsprechen.
Ich stimme diesem Vorschlag voll und ganz zu und unterstütze ihn. Ich persönlich bin
insbesondere dafür, die europäische Steuer auf Finanztransaktionen so schnell wie möglich
umzusetzen, wenn wir auf globaler Ebene nicht zu einer Übereinkunft gelangen können.
Obwohl ich der Zuweisung der auf diese Art und Weise freigesetzten Mittel zum
Haushaltsplan der Union nicht gänzlich zustimme, da ich der Meinung bin, dass die
Millenniums-Entwicklungsziele zumindest teilweise davon profitieren sollten, wollte ich
für Absatz 171 stimmen, um der Kommission und dem Rat bezüglich der Umsetzung
dieser Steuer ein positives Signal zu übermitteln.

Raül Romeva i Rueda (Verts/ALE),    schriftlich. – Ich stimme dafür. Wie mein Kollege,
Bas Eickhout, bereits sagte, ist das Einfrieren oder die Verringerung des EU-Haushaltsplans
nach 2013 kein glaubwürdiger Ansatz, wenn die EU und ihre Mitgliedstaaten ernsthaft
die politischen Prioritäten erzielen wollen, die sie sich, insbesondere im Rahmen der
Strategie Europa 2020, gesetzt haben. Die Koordinierung von EU-Finanzierung und
Maßnahmen ist, im Gegensatz zu individuellen Maßnahmen, eindeutig eine bessere Art
und Weise, um unsere gemeinsamen Ziele zu erreichen. Wir begrüßen die Tatsache, dass
die Abgeordneten vor der bevorstehenden Aussprache über die zukünftige Finanzierung
der EU eindeutig dieser Ansicht sind. Die EU benötigt ein einwandfreies und
prognostizierbares System zur Finanzierung ihres eigenen Haushaltsplans, um die
andauernden, schädigenden Streitereien bezüglich nationaler Beiträge zum
EU-Haushaltsplan beizulegen. Die Einführung eines echten und sinnvollen
„Eigenmittel“-Systems zur Finanzierung des EU-Haushaltsplan ist die einzige Art und Weise,
dies zu erreichen, und wir freuen uns, dass das EP dieser seit langem bestehenden Priorität
der Grünen den Rücken stärkt.

Licia Ronzulli (PPE),    schriftlich. – (IT) Ich glaube, dass das Europäische Parlament mit
der heutigen Abstimmung ein starkes und eindeutiges Signal an die Mitgliedstaaten gesandt
hat, den Haushaltsplan der Europäischen Union für 2014-2020 einzufrieren. Diese
erhebliche Verringerung von Mitteln ist vielmehr keine zulässige Wahl für jene, die an ein
wirklich wettbewerbsfähiges Europa glauben, und die Länder die diesen Ansatz verfolgen,
sollten eindeutig angeben, welche prioritären Projekte aufgegeben werden müssen, um
diese Kürzungen zu ermöglichen.

Die schlechte Angewohnheit, politische Verpflichtungen einzugehen, ohne die nötigen
Finanzmittel zur Verfügung zu haben, muss abgelegt werden, da sie die Planung und die
Glaubwürdigkeit des gesamten europäischen Systems unterminiert. Die Verringerung
langfristiger Haushaltspläne könnte sowohl die Erhöhung von Ausgaben für Forschung
und Innovation als auch Investitionen in Infrastruktur, Außenpolitik und Erweiterung
gefährden. Darüber hinaus hätte deren Verringerung zu diesem Zeitpunkt ernsthafte
Konsequenzen für die Zukunft aller Mitgliedstaaten.

Tokia Saïfi (PPE),    schriftlich. – (FR) Im Rahmen der Abstimmung über die „Investition
in die Zukunft: ein neuer mehrjähriger Finanzrahmen (MFR) für ein wettbewerbsfähiges,
nachhaltiges und inklusives Europa“ habe ich für die Schaffung einer Zwischenkategorie
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von Regionen mit einem pro-Kopf-BSP zwischen 75 % und 90 % des BSP der Union
gestimmt. Zehn französische Regionen, einschließlich Nord-Pas-de-Calais und Picardie,
sollten von der Schaffung dieser neuen Kategorie profitieren.

Die Schaffung dieser dritten Kategorie von Regionen wird es ihnen ermöglichen, von
Finanzmitteln für Beschäftigung, nachhaltiges Wachstum und Wettbewerbsfähigkeit zu
profitieren. Ein weiterer wichtiger Punkt in diesem Bericht ist, dass er die Schaffung eines
Systems zur Finanzierung des europäischen Haushaltsplans unterstützt, das transparent,
einfacher und gerechter ist. Unter den von der Kommission vorgeschlagenen Maßnahmen
findet sich die Schaffung einer Steuer auf Finanztransaktionen. Das Parlament spricht sich
regelmäßig dafür aus, und ich unterstütze diese Maßnahme voll und ganz, die die
Funktionsweise des Marktes verbessern wird, indem Spekulationen verringert werden, zur
Finanzierung globaler Kollektivgüter und zur Verringerung von Haushaltsdefiziten
beigetragen wird.

Antolín Sánchez Presedo (S&D),    schriftlich. – (ES) Während ich mir einen ehrgeizigeren
Ausgang gewünscht hätte, ist der Garriga Polledo-Bericht über die finanzielle Vorausschau
ab 2014 ein Schritt nach vorne, das Ergebnis eines weitreichenden politischen
Kompromisses innerhalb des Sonderausschusses, der zum ersten Mal im Parlament ins
Leben gerufen wurde, bevor die Kommission ihren Vorschlag vorlegt.

Der Bericht räumt die Notwendigkeit für die Bereitstellung weiterer Mittel ein, um die Ziele
der Strategie Europa 2020 zu erreichen, europäische Strategien zu entwickeln und den
Verpflichtungen gerecht zu werden, die sich im Rahmen der Erweiterung und des Vertrags
von Lissabon ergeben. Er plädiert für neue Eigenmittel, die Öffnung der Tür für einen
Finanzausgleich und eine Steuer auf Finanztransaktionen, die auf den Rest der Welt
ausgeweitet werden sollte. Er schlägt ab 2020 5-Jahres-Zeiträume (oder Zeiträume von
fünf-plus-fünf Jahren) vor, die in besserem Einklang mit dem Mandat der Institutionen
stehen.

Ich betrachte die Unterstützung von Maßnahmen im Zusammenhang mit dem Meer und
der Schaffung einer neuen Kategorie für Regionen, die zwischen 75 % und 90 % des
pro-Kopf-Einkommens der EU haben, als sehr positiv für Galicien. Dies ist nötig, um zu
verhindern, dass der Fluss von EU-Mitteln unterbrochen wird und um einen Übergang in
Richtung einer verbesserten Wettbewerbsfähigkeit und der Förderung der Konvergenz auf
dem Weg einer nachhaltigen Entwicklung zu schaffen.

Alf Svensson (PPE),    schriftlich. – (SV) Als das Europäische Parlament am Mittwoch, den
08. Juni, über die Investition in die Zukunft: ein neuer mehrjähriger Finanzrahmen (MFR)
für ein wettbewerbsfähiges, nachhaltiges und inklusives Europa abstimmte, habe ich mich
entschieden, gegen den Bericht zu stimmen. Zu einem Zeitpunkt, zu dem die
EU-Mitgliedstaaten sich unter einem ernsthaften Haushaltsdruck befinden, enttäuscht es
mich zu sehen, dass das Europäische Parlament, statt Prioritäten zu setzen, sich dazu
entscheidet, den Haushaltsplan um mindestens 5 % zu erhöhen. Das Europäische Parlament
stimmte dafür, dass Zuwendungen in Bereichen fortgesetzt werden, die die europäische
Wirtschaft in ihrer bisherigen Form festhält, indem u. a. Beträge für die gemeinsame
Agrarpolitik zugewiesen werden, die zumindest der Höhe jener des Haushaltsjahres 2013
entsprechen. Des Weiteren bin ich gegen den Vorschlag des Europäischen Parlaments, die
Finanzierung der EU durch die Einführung eines Eigenmittelsystems umzugestalten. Einige
dieser Mittel sollen von einer geplanten Finanztransaktionssteuer (FTS) kommen.
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Keith Taylor (Verts/ALE),    schriftlich. – Ich werde eine Änderung in dem Bericht über
den mehrjährigen Finanzrahmen (MFR) unterstützen, die die EU-Beiträge von
Mitgliedstaaten auf die Inflationsrate (gegenwärtig 3,2 %) oder weniger beschränken, wie
von den Staats- und Regierungschefs des Vereinigten Königreichs, Frankreichs,
Deutschlands, der Niederlande und Finnlands vorgeschlagen wurde. Der
MFR-Garriga-Bericht strebt die Erhöhung der Finanzierung durch die Mitgliedstaaten für
den Zeitraum 2014-2020 um 5 % an, und dies kann ich zu einem Zeitpunkt, zu dem die
Menschen im Vereinigten Königreich aufgrund der gefährlichen und sozial spaltenden
Sparmaßnahmen der Regierung äußerste Not leiden, nicht unterstützen. Ich unterstütze
viele der in dem Bericht und in den Änderungsanträgen der Grünen vorgeschlagenen
Maßnahmen, insbesondere um den Green New Deal, das Ende nationaler Rabatte und
Eigenmittel für die EU herum, und ich weiß, dass ein Teil der über der Inflation liegenden
Erhöhung nötig ist, um den Verpflichtungen durch den Vertrag von Lissabon gerecht zu
werden. Im MFR verbleiben jedoch viele teure Haushaltslinien, die nicht unterstützt werden
sollten, und dabei denke ich, um nur ein Beispiel zu nennen, an die 6,6 Mrd. EUR, die für
Kernfusion ausgegeben werden sollen. Meiner Meinung nach sollten dann, wenn nach
einer Erhöhung der Beiträge von Mitgliedstaaten um lediglich die Inflationsrate nicht
genügend Finanzmittel zur Verfügung stehen, Wege gefunden werden sollten, um
Haushaltslinien neu zuzuweisen, damit Defizite ausgeglichen werden können.

Nuno Teixeira (PPE),    schriftlich. – (PT) Europa 2020 ist die europäische Strategie, die
darauf abzielt, auf die neuen globalen Herausforderungen für die EU und ihre verschiedenen
Mitgliedstaaten zu reagieren, daher ist es wichtig die wirtschaftlichen und finanziellen
Bedingungen zu strukturieren, die deren Anwendung im Zeitraum 2014-2021 leiten
werden. Dieser Bericht zielt darauf ab, dazu beizutragen, den mehrjährigen Finanzrahmen
(MFR) für die Zeit nach 2013 festzulegen, wobei eine 5%ige Erhöhung der Haushaltsmittel
im Vergleich zum gegenwärtigen MFR, die Beibehaltung der Finanzierung von Kohäsion
und Landwirtschaft und eine finanzielle Stärkung der Bereiche Forschung, Entwicklung
und Innovation, sowie Energie und Transport befürwortet wird.

Ich habe für den Bericht gestimmt, da ich den strategischen Inhalt als positiv betrachte,
und allgemein, da der Haushaltsplan im Einklang mit den in der Strategie Europa 2020
verankerten Zielen steht.

Die Stärkung der Economic Governance und die Bedeutung der Kohäsionspolitik sind
einige der Bereiche, die ich beim Streben nach einem intelligenteren, nachhaltigeren und
inklusiveren Europa betonen möchte. Ich betrachte es als wichtig, eine Zwischenkategorie
für Regionen zu schaffen, deren pro-Kopf-Bruttoinlandsprodukt (BIP) zwischen 75 % und
90 % des BIP der EU beträgt, und so zu mehr Gleichheit auf regionaler Ebene beizutragen.
Ich möchte jedoch betonen, dass diese neue Kategorie sich im Hinblick auf die Zuweisung
von EU-Finanzmitteln nicht nachteilig auf die weniger begünstigten Regionen auswirken
sollte.

Georgios Toussas (GUE/NGL),    schriftlich. – (EL) Die Abgeordnete der Kommunistischen
Partei Griechenlands (KKE) haben gegen diesen Bericht gestimmt, da er auf ganz klare Art
und Weise die strategischen Politiken und wirtschaftlichen Prioritäten des Monopolkapitals
zum Ausdruck bringt, zu dessen Dienst und Umsetzung im Laufe der kommenden Jahre
die EU aufgerufen wird, auf dem Rücken der sich entfaltenden kapitalistischen Krise. Die
dem gegenwärtigen Finanzrahmen entstammenden Informationen verdeutlichen, dass die
im Rahmen des den Euroraum umspannenden Haushaltsplans zur Verfügung stehenden
Finanzmittel, statt zur Zufriedenstellung von Bedürfnissen an der Basis gegen diese gerichtet
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werden, um die Rentabilität der Monopolgruppen zu unterstützen. Es ist eine schlimme
Lüge, dass das grundlegende Merkmal dieses Berichts die Forderung des Europäischen
Parlaments ist, dass die Ausgaben im Rahmen des EU-Haushaltsplans nach 2013 um 5 %
erhöht werden. Sein vorherrschendes Merkmal ist, dass er nicht nur diese Erhöhung fordert,
sondern auch, dass alle Ausgaben im Rahmen des EU-Haushaltsplans in Richtung der
Förderung der von Kapital, der EU und den kleinbürgerlichen Regierungen freigesetzten,
barbarischen Maßnahmen ausgerichtet werden, die sich gegen die Arbeiterklassen und das
Proletariat in allen Mitgliedstaaten richten. Er fordert, dass das Geld der Arbeitnehmer der
Mitgliedstaaten, das den EU-Haushaltsplan finanziert, dazu verwendet wird, kapitalistische
Umstrukturierungen zu fördern, Arbeitnehmerrechte hinwegzufegen, die Rentabilität von
den Euroraum umspannenden Monopolen zu unterstützen, die Mechanismen der
„Memoranda“ zu konsolidieren und Kreditgeber in den verschuldeten Mitgliedstaaten
abzusichern, sowie repressive Mechanismen und imperialistische Eingriffe seitens der EU
zu unterstützen.

Rafał Trzaskowski (PPE),    schriftlich. – (PL) Ich habe heute für die Schaffung von
„Zwischenregionen“ gestimmt, und ich freue mich, dass diese Haltung vom Parlament
insgesamt angenommen wurde. Diese Entscheidung bedeutet, dass relativ wohlhabende
Gebiete ärmerer Mitgliedstaaten (wie z. B. Mazovia und Warschau) nach wie vor
Unterstützung erhalten.

Die heute vom Parlament angenommene Haltung ist der erste Sieg im Kampf hinsichtlich
der Gestaltung der neuen finanziellen Vorausschau für den Zeitraum 2014-2020. Für
Polen, und auch für Warschau, werden der Grad der Finanzierung und die im Rahmen des
Kohäsionsfonds festgelegten Prioritäten ein wichtiger Faktor sein.

Thomas Ulmer (PPE),    schriftlich. − Im Bericht Garriga Polledo ist die Zwischenkategorie
für die Regionalförderung im Bereich 75 - 90 % angenommen worden. Dieser Bereich ist
für mich inakzeptabel, da er auch im Westen der EU wenig förderwürdigen Gebieten
Zahlungen in Aussicht stellt. Damit wird das eigentliche Ziel der Regionalförderung, die
Stärkung der Schwächsten, konterkariert.

Viktor Uspaskich (ALDE),    schriftlich. – (LT) Der nächste mehrjährige Finanzrahmen
(MFR) ist eine perfekte Gelegenheit, um den Bürgerinnen und Bürgern Europas zu zeigen,
dass die Union langfristige Ziele, wie z. B. die Ankurbelung starken Wachstums und den
inneren Zusammenhalt, erreichen kann. Wir dürfen solch eine Gelegenheit nicht verpassen.
Ich freue mich, dass der Berichterstatter die Bedeutung der Kohäsionspolitik für Wachstum
und Beschäftigung betont. Für die Litauerinnen und Litauer ist es äußerst wichtig, dass die
im nächsten MFR für die Kohäsionspolitik vorgesehenen Summen nicht geringer sind, als
jene des gegenwärtigen Finanzierungszeitraums. Die Europäische Kohäsionspolitik spielt
bei der Verringerung erheblicher sozialer und wirtschaftlicher Unterschiede zwischen den
Mitgliedstaaten auch weiterhin eine wichtige Rolle. So ist z. B. das BIP Litauens pro Kopf
nach wie vor niedrig (als wir der EU beitraten, betrug es 48 % des Durchschnitts der Union).
Man geht jedoch davon aus, dass das BIP Litauens 2020 um mindestens 50 % höher sein
wird, als es ohne die Unterstützung durch die Kohäsionspolitik sein würde.

Das Ziel Litauens der Verbesserung der Transportinfrastruktur und der Erreichbarkeit
(23 % der Gesamtzuweisung der Gelder aus Strukturfonds), der F&E-Kapazität (22 %) und
der Unterstützung von Unternehmensgründungen, hängt von der Kohäsionspolitik ab.
Eine Verringerung der Mittel der Kohäsionspolitik wird unsere Wirtschaft weiter
verschlechtern. Dies dürfen wir nicht zulassen. Das Vertrauen in die EU wird nur dann
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zurückkehren, wenn unsere Bürgerinnen und Bürger davon überzeugt sind, dass die Union
ihren Werten und Interessen dient.

Geoffrey Van Orden (ECR),    schriftlich. – Durch die Annahme dieses Berichts über den
neuen mehrjährigen Finanzrahmen mit 468 zu 134 Stimmen (bei 54 Enthaltungen),
bestätigt das Parlament, dass es in einer anderen als der Welt der harten wirtschaftlichen
Realität unserer Zeit lebt. Wenn derartige wirtschaftliche Entscheidungen zu Hause gefällt
werden, (...) ist es inakzeptabel, dass die EU nichts unternimmt, um Kosten zu senken und
Verschwendung auszumerzen (...). Das Parlament entschied, das Schreiben des britischen
Premierministers, (...), sowie der Staats- und Regierungschefs Frankreichs, Deutschlands,
der Niederlande und Finnlands zu ignorieren, dass der EU-Haushaltsplan (...) nicht erhöht
werden darf. Vielmehr wünschen sich viele von uns Haushaltskürzungen und eine
Verringerung des übermäßig hohen Beitrags (...). Großbritanniens. Die britische
Öffentlichkeit (...) wird von der EU auferlegte Steuern nicht akzeptieren, ebenso wie die
Bürgerinnen und Bürger der anderen (...) Länder dies nicht tun würden, wenn Sie realisieren
würden, was vor sich geht (...). Eine fundierte Meinung im Hinblick auf die Wirtschaft wird
Ihnen sagen, dass niedrigere Steuern der beste Anreiz für Wirtschaftswachstum und die
Schaffung von Arbeitsplätzen sind. Dieser Bericht zielt darauf ab, die finanziellen
Grundsteine für den EU-Superstaat zu legen, den ich und meine Wähler (...) ablehnen. Ich
habe mich meinen konservativen Kolleginnen und Kollegen angeschlossen und gegen
diesen Bericht gestimmt.

(Schriftliche Erklärung gemäß Artikel 149 gekürzt)

8. Berichtigungen des Stimmverhaltens und beabsichtigtes Stimmverhalten: siehe
Protokoll

(Die Sitzung wird um 13.45 Uhr unterbrochen und um 15.00 Uhr wieder aufgenommen)

VORSITZ: Roberta ANGELILLI
Vizepräsidentin-

9. Zusammensetzung des Parlaments: siehe Protokoll

10. Genehmigung des Protokolls der vorangegangenen Sitzung: siehe Protokoll

11. Überarbeitete ungarische Verfassung (Aussprache)

Die Präsidentin.   – Der nächste Tagesordnungspunkt sind die Erklärungen des Rates und
der Kommission zur überarbeiteten ungarischen Verfassung.

Enikő Győri,    amtierende Präsidentin des Rates. – Frau Präsidentin, Frau Kommissarin,
meine Damen und Herren Abgeordneten, durch den Vertrag wurde dem Rat keinerlei
Befugnis erteilt, sich mit den nationalen Verfassungen der Mitgliedstaaten zu befassen.
Entsprechend Artikel 4 Absätze 1 und 2 des Vertrags der Europäischen Union liegt die
Annahme einer Verfassung ausschließlich im Verantwortungsbereich des jeweiligen
Mitgliedstaats. Daher hatte der Rat nicht das Recht, eine Diskussion über die kürzlich
angenommene Verfassung Ungarns anzustoßen.
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Viviane Reding,    Vizepräsidentin der Kommission. – Frau Präsidentin, auf Wunsch
Herrn Barrosos wende ich mich heute zum Thema der ungarischen Verfassung an dieses
Haus.

Von Anfang an betonte Präsident Barroso mehrfach, dass die Kommission keine politischen
Urteile über die grundsätzlichen verfassungsmäßigen und institutionellen Entscheidungen
eines Mitgliedstaats fällt. Die Annahme einer neuen Verfassung in einem Mitgliedstaat ist
die Angelegenheit seines Volkes, seiner Institutionen in Übereinstimmung mit dem
relevanten nationalen Recht und, wenn zutreffend, dem Unionsrecht und dem
internationalen Recht.

Die Kommission kann die Verfassung jedoch – wie sie es mit jedem Rechtsakt eines
Mitgliedstaates machen kann – vom Gesichtspunkt der Übereinstimmung mit dem
Unionsrecht aus überprüfen. Selbstverständlich sollte die Verfassung eines jeden
Mitgliedstaats die europäischen Werte der Freiheit, Demokratie, Gleichberechtigung,
Rechtsstaatlichkeit, Menschenwürde und der Achtung der Menschenrechte widerspiegeln
und sich an diese halten, einschließlich der Rechte von Personen, die Minderheiten
angehören, frei von Diskriminierung, wie es in Artikel 2 des Vertrags geschrieben steht.

Die neue ungarische Verfassung wird am 1. Januar 2012 in Kraft treten und eine Reihe
von Durchführungsmaßnahmen werden angenommen werden müssen. Daher kann die
Kommission zu diesem Zeitpunkt nur eine vorläufige Analyse vornehmen, da die genaue
Betrachtung der Wechselwirkung der Verfassung mit dem Unionsrecht und die rechtlichen
Folgen erst vollständig bewertet werden können, wenn die darauf basierenden rechtlichen,
verwaltungsrechtlichen und gerichtlichen Umsetzungsmaßnahmen berücksichtigt worden
sind.

Die Kommission verfolgt ebenfalls die Arbeit der Venedig-Kommission des Europarats zu
diesem Thema und wir erwarten einen Bericht am 17.-18. Juni. Ich weiß auch, dass
Thomas Markert, der Generalsekretär der Venedig-Kommission am 25. Mai im Ausschuss
für Bürgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres zugegen war, und ich habe die von ihm
verfassten Kommentare mit großem Interesse gelesen.-

Wie ich bereits erklärte, stehen sämtliche zur damaligen Zeit diskutierten Themen in
Verbindung mit der nationalen Verantwortung. Unsere Kompetenz beginnt erst, wenn
derartige Themen in Rechtsvorschriften übertragen werden.

Ich möchte mir nun anhören, was Sie, die Abgeordneten des Parlaments, zu diesem Thema
zu sagen haben, um den Standpunkt des Europäischen Parlaments zu diesem Thema
nachvollziehen zu können.

József Szájer,    im Namen der PPE-Fraktion. – (HU) Frau Präsidentin, bitte erachten Sie
meine Einstellung nicht als unhöflich, aber ich möchte mich an die Linken in diesem Haus
richten: die Mehrheit, die aus Grünen, Kommunisten, Sozialsten und Liberalen besteht,
die das Hinzufügen dieses Themas zur heutigen Tagesordnung erzwungen haben und das
gegen den Willen der EVP und der konservativen Fraktionen. Ich möchte Ihnen einige
Fragen stellen.

Finden Sie, dass es mit dem Verbot der Diskriminierung aufgrund der Herkunft vereinbar
ist, dass es in der Europäischen Union Mitgliedstaaten wie Spanien, Belgien oder Schweden
gibt, in denen Bürgerinnen und Bürger aufgrund des Geburtsrechts hochrangige staatliche
Posten besetzen dürfen, wie beispielsweise den Posten des Monarchen? Die neue Verfassung
meines Landes enthält keine derartige Diskriminierung. Finden Sie es akzeptabel, dass es
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in der Union Mitgliedstaaten gibt, beispielsweise das Vereinigte Königreich, die über keine
einheitliche schriftliche Verfassung verfügen? Die neue Verfassung meines Landes ist eine
demokratische, schriftliche Verfassung.

Finden Sie es akzeptabel, dass es in der Union Mitgliedstaaten gibt, beispielsweise Frankreich,
deren Verfassung einige Grundrechte nicht enthält? Die neue Verfassung meines Landes
enthält nicht nur Grundrechte, sie ist auch die erste Verfassung in der Europäischen Union,
die die Europäische Charta der Grundrechte als Maßstab betrachtet. Finden Sie es akzeptabel,
dass es in der Union Mitgliedstaaten ohne Verfassungsgericht gibt, oder, wenn es eines
gibt, dieses nur wenig Einfluss besitzt? Die neue Verfassung meines Landes ist stolz darauf,
einen starken Schutz der Verfassung zu garantieren.

Sie behaupten, im Geiste eines gemeinsamen Europas zu handeln, wenn Sie die neue
ungarische Verfassung hierher zerren, um sie zu sezieren. Tatsächlich verraten Sie allerdings
einen der wichtigsten Grundsätze des Vertrags von Lissabon, nämlich Artikel 4 Absatz 2:
„Die Union achtet die Gleichheit der Mitgliedstaaten vor den Verträgen und ihre jeweilige
nationale Identität, die in ihren grundlegenden politischen und verfassungsmäßigen
Strukturen einschließlich der regionalen und lokalen Selbstverwaltung zum Ausdruck
kommt.“ Wenn Sie keine Aussprachen über die soeben von mir genannten Staaten
organisiert haben oder organisieren werden, oder wenn Sie hier, im Europäischen Parlament
vergessen haben, dass die sozialistische Regierung Ungarns im Jahr 2006 unverhohlen das
Recht auf Versammlungsfreiheit ignoriert hat, dann, meine Damen und Herren, kann dies
als Doppelmoral Ihrerseits bezeichnet werden. „Warum siehst du den Splitter im Auge
deines Bruders, aber den Balken in deinem Auge bemerkst du nicht?“ Erkennen Sie nicht,
dass Sie mit dieser Einstellung nicht die europäische Zusammenarbeit unterstützen, sondern
Konflikte zwischen den Staaten Europas provozieren? Auf diese Weise offenbaren sich
Ihre parteiischen Vorurteile.

Ich würde Ihnen vorschlagen, dass Sie in Ihren Ländern dem Beispiel der neuen ungarischen
Verfassung folgen. Eine Eindämmung der Verschuldung durch die Verfassung, um eine
weitere Griechenland-, Irland- oder Portugal-Krise zu verhindern. Ich schlage vor, dass Sie
mithilfe der Verfassung die Rechte zukünftiger Generationen sichern und die Nachhaltigkeit
der Umwelt, des Haushalts und der Bevölkerung auf das Niveau verfassungsmäßiger
Grundsätze anheben, wie es in der ungarischen Verfassung der Fall ist.

Schützen Sie Ihre Nationalitäten und Minderheiten, wie beispielsweise die Roma, durch
starke, kollektive Rechte, wie es bei der ungarischen Verfassung der Fall ist, was in Europa
einzigartig ist. Sie wiederholen ungerechtfertigte Änderungen, obwohl wir diese widerlegt
haben und unseren Standpunkt immer wieder belegt haben, aber ich möchte es Ihnen
noch einmal sagen: Die neue ungarische Verfassung verbietet nicht die Abtreibung. Die
neue ungarische Verfassung steht der Religionsfreiheit und der Gewissensfreiheit nicht
voreingenommen gegenüber. Die neue ungarische Verfassung beschneidet nicht die Rechte
von Homosexuellen. Der Wirkungsbereich der neuen ungarische Verfassung reicht nicht
über die geografischen Grenzen des Landes hinaus, und sie bietet allen Nationalitäten in
ihrem Wirkungsbereich einen noch nie dagewesenen starken rechtlichen Schutz. Die neue
ungarische Verfassung schwächt nicht den Grundsatz der Gewaltenteilung, sondern sie
stärkt ihn. Die neue ungarische Verfassung ist im Geiste eine europäische Verfassung, die
der Grundidee der Gewährleistung aller grundlegenden Menschenrechte für ihre
Bürgerinnen und Bürger entsprang sowie der Zusammenarbeit und der Einheit der Nationen.
In unserer Verfassung gibt es 18 Verweise auf Europa, und wir bezogen sogar den Leitsatz
der Europäischen Union, „In Vielfalt geeint“, mit ein.
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Meine Damen und Herren, wir in Ungarn mögen Freiheit und Demokratie. Wir müssen
uns nicht von denjenigen über die Demokratie unterrichten lassen, denen in ihrem eigenen
Haus noch eine Menge Arbeit bevorsteht.

Juan Fernando López Aguilar,    im Namen der S&D-Fraktion. – (ES) Frau Präsidentin, die
Europäische Union ist eine Werteunion und eine Union des Rechts. Sie ist definiert als eine
Verkörperung der supranationalen Integration von Mitgliedstaaten, von denen jeder ein
achtbarer konstitutioneller Staat ist. Jedoch besitzt auch die Europäische Union selbst eine
konstitutionelle Dimension, insofern, dass nicht nur die Architektur ihrer Institutionen
dem Recht unterliegen, sondern dass sie auch im Recht verankerte Garantien leistet, die
Stellung des Einzelnen in Bezug auf die Regierungsbehörden in Europa zu schützen, und
es besteht ein Grundprinzip, nämlich das der Demokratie, das den Pluralismus fördert.

Das ist sicherlich der Grund dafür, dass die ungarische Verfassung vom Europäischen
Parlament diskutiert wird und von zwei der Ausschüsse dieses Hauses näher betrachtet
wurde, genauer gesagt dem Ausschuss für konstitutionelle Fragen (AFCO) und dem
Ausschuss für bürgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres (LIBE).

Ich denke, die Hauptsorge kann durch den zugrundeliegenden Eindruck zusammengefasst
werden kann, dass eine sehr große politische Mehrheit, eine Zweidrittelmehrheit, die
dennoch als unwesentliche Mehrheit im ungarischen Parlament bezeichnet werden kann,
es geschafft hat, eine Verfassungsreform zu erzwingen, die die Errungenschaften des
Pluralismus einschränkt und somit auch die Möglichkeit, zwischen verschiedenen
politischen Projekten zu wechseln, für die dasselbe Regelwerk gilt. Ich denke, aus diesem
Grund sind Bedenken über diese Verfassung aufgetreten, in Bezug auf ihre Übereinstimmung
mit den in Artikel 2 und 3 des Vertrags der Europäischen Union festgelegten Grundsätzen
und die politische Dimension der in der Charta der Grundrechte der Europäischen Union
verankerten Rechte.

Niemand beabsichtigte, ein voreiliges Urteil über die ungarische Verfassung oder über ihre
praktische Anwendung zu fällen und selbstverständlich wird sie der Gewaltenteilung des
Verfassungs-Systems unterliegen sowie der verfassungsmäßigen Ausgewogenheit der
ungarischen Verfassung selbst und der Tatsache, dass Ungarn von supranationalen
Körperschaften wie dem Europarat und der Europäischen Union abhängig ist, die über
Grundrechte Bescheid wissen.

Ich muss mich jedoch darauf beziehen, was ich soeben über den Schutz von Minderheiten
in der spanischen Verfassung gehört habe, die als Beispiel im Vergleich zu anderen von
Herrn Szájer erwähnten Verfassungen herangezogen wurde. Ich kann nicht darüber
hinwegsehen. Bei allem gebotenen Respekt muss ich Herrn Szájer darüber informieren,
dass die spanischen Verfassung nicht den Hauch von Diskriminierung aufgrund der
Herkunft oder der Geburt enthält. Niemand möchte dem Ausgang des Umsetzungsprozesses
der ungarischen Verfassung vorgreifen, aber ich denke, dass dieses Parlament Bedenken
darüber hegt, dass sich die ungarische Verfassung auch an die Norm des Akzeptierens des
politischen Pluralismus halten muss sowie an die Möglichkeit, zwischen verschiedenen
politischen Projekten zu wechseln, für die dasselbe Regelwerk gilt. Diese und die
vorangegangenen Aussprachen zeugen von diesen Bedenken.

Renate Weber,    im Namen der ALDE-Fraktion. – Frau Präsidentin, das neue Grundgesetz
Ungarns – man könnte es als viel zu kontrovers für eine Verfassung bezeichnen – wurde
nach nur einem Monat der öffentlichen Konsultationen im Eilverfahren durch das ungarische
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Parlament gebracht. Die ungarische Zivilgesellschaft und die Venedig-Kommission äußerten
ernsthafte Bedenken bezüglich der Dauer und Transparenz dieses Verfahrens.

Manchmal wurde denjenigen, die diesen Text in Frage stellen, vorgeworfen, dass sie dies
aus rein politischen Beweggründen machen würden. Eigentlich könnte man davon
ausgehen, dass 20 Jahre nach dem Ende des kommunistischen Regimes und zu einer Zeit,
in der Ungarn den Ratsvorsitz der Europäischen Union innehat, die ungarische Verfassung
ganz und gar die geachtetsten Werte er EU wiederspiegeln würde. Handelt es sich dabei
um rein politische Werte? Ich gebe zu, dass ich als Liberale darüber besorgt bin, wenn eine
Regierung die zivilen Freiheiten und die demokratische Kontrolle untergräbt. Ich mache
mir Sorgen darüber, wenn die Rechtsvorschriften im Hinblick auf die Vielfalt ein Auge
zudrücken, und ich bin davon überzeugt, dass nicht alle Bürgerinnen und Bürger Ungarns
sich mit dem konservativen Bild, das diese Verfassung darstellt, identifizieren können.

Wie kann ich einem Text über Pluralismus und die Konzentration der Macht in
Aufsichtsbehörden gleichgültig gegenüberstehen, wie denjenigen die im noch jungen
ungarischen Mediengesetz zu finden sind? Wir alle sollten uns um die Demokratie sorgen,
wenn eine Regierungspartei Gesetze erlässt, die ihre Macht noch weit über das Ende ihrer
Regierungszeit festigt und die Bedeutung zukünftiger Wahlen schmälert und wenn politische
Führungskräfte so weit gehen, ein Grundgesetz zu schreiben oder zu ändern, das nur ihrem
politischen Credo oder ihrer Wirtschaftspolitik entspricht. Und ja, ich mache mir Sorgen
darüber, dass diese Muster sich über die Grenzen Ungarns hinaus verbreiten.

Die Führungspersönlichkeiten meines Landes ließen sich von diesen Aktionen inspirieren
und einige Anträge auf Änderungen unserer Verfassung scheinen direkt abgeschrieben
worden zu sein. Sie werden nicht angenommen werden, aber der Versuch ist zu beobachten.
Die europäischen Institutionen dürfen in solchen Zeiten nicht schüchtern sein. Wir müssen
danach streben, dass allen Bürgerinnen und Bürgern das Gefühl vermittelt wird, dass sie
sich nicht darum sorgen müssen, sondern zuversichtlich sein können, dass unsere Werte
im Kern unserer Gesetzgebung stehen und dort auch bleiben werden.

Timothy Kirkhope,    im Namen der ECR-Fraktion. – Frau Präsidentin, Frau Kommissarin,
diese Aussprache befasst sich mit der Einschätzung der Situation in Bezug auf die neue
ungarische Verfassung, nicht mit dem allgemeinen Recht des Vereinigten Königreichs, das
unseren Bürgerinnen und Bürgern seit fast 900 Jahren Schutz bietet. Gemäß den Verträgen
und dem erst vor einigen Monaten gestellten Antrag des Parlaments unterliegt es der
Kommission, sich mit diesen Themen zu befassen und dementsprechend zu handeln.

Dieses Haus hoffte, die Kommission fragen zu können, wie ihre Schlussfolgerungen lauten
und welches weitere Vorgehen sie vorschlägt, und wir erwarten noch immer, dass Sie uns
die Richtung weisen, jedoch scheint es, als ob wir noch ein wenig länger warten müssen.
Dies ist eine Union der unterschiedlichen Kulturen und der verschiedenen Prioritäten.
Jedoch teilen wir alle die gemeinsamen Werte der Freiheit, Gerechtigkeit und
Gleichberechtigung jedes Menschen in jedem der Mitgliedstaaten. Was wir nicht hinnehmen
sollten, ist die Intoleranz.

Wir bitten nun darum, dass Sie, Frau Kommissarin, diesem Haus so bald wie möglich eine
eindeutige Antwort darüber geben, ob diese ungarische Verfassung den europäischen
Rechtsvorschriften und den Grundrechten entspricht. Was folgt, wenn dem nicht so ist?
Auch wenn dem so ist, Frau Kommissarin, müssen wir wissen, was zu tun ist, so schnell
es geht.
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Judith Sargentini,    im Namen der Verts/ALE-Fraktion. – (NL) Frau Präsidentin, ich danke
dem Herren Abgeordneten der Europäischen Volkspartei (Christdemokraten), der hier mit
uns eine Debatte über die ungarische Verfassung anstoßen möchte. Dies ist lobenswert,
denn da ich die Vertreterin des Europarats sagen hörte, „Dies haben wir im Rat nicht
besprochen“ und da Kommissarin Reding sagte, dass „die Verfassung eines Landes
ausschließlich in der Verantwortung dieses Landes liegt und wir uns auf europäischer Ebene
nicht einmischen sollten“, bin ich froh, dass wir hier im Europäischen Parlament tatsächlich
diese Debatte unter uns führen können.

Sollten wir uns wirklich nicht einmischen? Ist dies eine rein ungarische Angelegenheit?
Das würde ich nicht sagen. Der Zustand der Demokratie in einem Mitgliedstaat der EU
geht die anderen Mitgliedstaaten etwas an. Wenn ein Land sich entschließt, eine gerechte
Wahl und eine Zweidrittelmehrheit zu verwenden, um eine Alleinherrschaft einzurichten,
so haben wir übrigen das Recht, darüber schockiert zu sein und zu versuchen, uns dagegen
zu wehren. Ich möchte an dieser Stelle György Konrád zitieren, der sagte: „In Ungarn weiß
die sogenannte Mehrheit, wie man auf demokratischem Wege ein autokratisches Regime
errichtet.“ Das ist wahr. Wenn man ein Gesetz durch das ungarische Parlament bringt und
erlässt, dass es von nun an nur noch mit einer Zweidrittelmehrheit geändert werden kann,
dann ist davon auszugehen, dass es nach den Wahlen nicht einfach sein wird, es wieder zu
ändern. Derartige Ereignisse untergraben die Funktion von Wahlen als demokratisches
Instrument. Es ist das Recht einer Nation, alle vier Jahre sagen zu können, „dies hat uns
gefallen und jenes nicht“, und dann Änderungen vorzunehmen. Wenn eine demokratisch
gewählte Regierung es allerdings so arrangiert, dass danach viele Jahre lang keine
Änderungen vorgenommen werden können, ist dies ungesund und falsch. Wenn wir in
Europa unsere Augen abwenden und sagen: „Dies ist eine rein ungarische Angelegenheit“,
wenn 26 Mitgliedstaaten nicht bereit sind, zu sagen: „Freunde, so behandeln wir die
Menschen in unserer Gesellschaft nicht“, und wenn die Europäische Kommission dasselbe
sagt, was sollten wir als Gruppe zu den Ländern sagen, in denen die Situation noch
schlimmer ist? Was sollen wir den Ungarn sagen, die nicht Teil dieser Zweidrittelmehrheit
sind? „Es tut uns wirklich leid, aber ihr werdet nicht die Möglichkeit haben, diese Gesetze
zu ändern, auch nicht nach den nächsten zwei Wahlen.“ Ich finde es ganz und gar
entsetzlich, dass wir alle in Europa unseren Blick abwenden und nicht in der Lage sind, zu
handeln.

Rui Tavares,    im Namen der GUE/NGL-Fraktion. – (PT) Frau Präsidentin, im Zuge dieser
Aussprache über die ungarische Verfassung führen wir eigentlich zwei Debatten: Die eine
Debatte befasst sich mit dem Inhalt der Verfassung und die andere Debatte handelt von
der Debatte. In anderen Worten darüber, ob es gerechtfertigt sei, sich zum Inhalt der
ungarischen Verfassung in diesem Parlament oder irgendeiner anderen Institution außerhalb
Ungarns zu äußern, oder nicht.

Bezüglich der Debatte über den Inhalt wissen wir, das es viele Teile gibt, die unter anderem
uns im Parlament, die speziellen Ausschüsse, die dieses Dokument besprochen haben,
oder die Venedig-Kommission etwas angehen. Das Thema der Nicht-Diskriminierung ...
Herr Szájer erklärte uns, dass es nicht wahr sei, dass die Diskriminierung gegenüber
beispielsweise geschlechtlicher oder sexueller Minderheiten nicht erwähnt wird, weil Bezug
auf allen Formen der Diskriminierung genommen wird. Was mich betrifft, so finde ich
diesen Bezug zu vage, und er lässt zu viel Spielraum für nachfolgende Gerichtsurteile, die
ihm widersprechen können. Es sollte in der Verfassung festgesetzt werden, wie es in allen
europäischen Ländern der Norm entspricht und sogar in den meisten entwickelten und
fortschrittlichen Demokratien.-
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Das gleiche gilt für den Fötus, den Schutz des Fötus oder beispielsweise die Gewaltenteilung
in der Republik Ungarn. Allerdings wäre da noch die Debatte über die Debatte und auch
die Debatte darüber, ob das Parlament dazu berechtigt ist, sich über dieses Thema zu äußern,
muss ganz klar geführt werden. Das liegt daran, dass Verfassungen erstens nicht wasserdicht
sind. Es muss erwähnt werden, dass die 500 Millionen Bürgerinnen und Bürger eine
Erklärung von den europäischen Institutionen erwarten, wenn es zu Verletzungen der
Grundrechte kommt. Ob diese Verletzungen durch ein Gesetz, eine Verfassung oder eine
Verordnung verursacht werden, ist dabei nebensächlich: Jegliche Verletzung der
Grundrechte ist gemäß der Verträge nicht zulässig.

Zweitens ist die Erklärung, dass eine Verfassung aufgrund von kulturellen Unterschieden,
sagen wir, nicht kritisiert werden kann, reiner konstitutioneller Relativismus. Dem darf
nicht so sein. Die Tatsache, dass eine Verfassung den Geist und den Wortlaut der Verträge
verletzt, wenn es denn so wäre, würde bedeuten, dass die Souveränität der anderen
26 Staaten verletzt wird, die sich geeinigt haben, gemeinsam mit dem Land, das die Verträge
verletzen konnte, der Europäischen Union beizutreten. Daher betrifft dieses Thema die
Souveränität all dieser Länder.

Ich möchte diese Gelegenheit nutzen, um nur eines zu sagen: Die Zweidrittelmehrheit –
die oftmals hier vorgebracht wird und die eigentlich von 50 % der Stimmen der Bürgerinnen
und Bürger Ungarns stammen und nicht von zwei Dritteln, da sie zwei Drittel des
ungarischen Parlaments ausmachen aber nur 50 % der Stimmen – dient allerorts dem einen
Zweck: der Verfassung eine breite gesellschaftliche Zustimmung zu verleihen. Diejenigen,
die an Ungarn an der Macht sind, haben die Zweidrittelmehrheit für das genaue Gegenteil
genutzt: die Opposition auszuschließen und dafür zu sorgen, dass die Verfassung in ihrer
Gesellschaft extrem kontrovers betrachtet wird. Damit befolgen sie vielleicht den Wortlaut
der Zweidrittel-Regelung, aber sie verletzen ihre Grundidee.---

(Der Redner erklärt sich damit einverstanden, auf eine „Blue-Card“-Frage gemäß Artikel 149
Absatz 8 zu antworten)

Dimitar Stoyanov (NI).   – (BG) Herr Tavares, ich habe eine kurze Frage an Sie. Wer erteilte
Ihnen die Befugnis, im Namen aller 500 Millionen Bürgerinnen und Bürger Europas zu
sprechen? Ich meine nur, da Sie in ihrem Namen sehr kühne Aussagen vorbringen. Jedoch
bin ich der Meinung, dass die Aussagen der Bürgerinnen und Bürger Europas, wenn wir
sie befragen würden, nicht exakt dem entsprechen würden, was Sie soeben gesagt haben.
Jeder im Parlament vertritt verschiedene Ansichten und vertritt unterschiedliche Segmente
der Bürgerinnen und Bürger Europas. Daher frage ich, wer Ihnen die Befugnis erteilt hat,
im Namen aller zu sprechen?

Rui Tavares,    im Namen der GUE/NGL-Fraktion. – (PT) Frau Präsidentin, Herr Stoyanov,
ich würde Ihnen nahelegen, die Verträge der Union und die Geschäftsordnung dieses Hauses
zu lesen, die besagen, dass wir von den Bürgerinnen und Bürgern Europas gewählt werden,
um unsere eigenen Mitgliedstaaten und unsere Bürgerinnen und Bürger sowie die
500 Millionen Bürgerinnen und Bürger der Europäischen Union insgesamt zu vertreten.
Uns wird das Mandat zuteil, diese Bürgerinnen und Bürger zu achten und andere dazu zu
bringen, die grundlegenden Verträge der Europäischen Union zu achten, die die Rechte
ihrer Bürgerinnen und Bürger schützen. Es ist ganz einfach: Während wir ein solches
Mandat innehaben, haben Herr Stoyanov und ich dasselbe Recht wie jeder andere, in diesem
Haus im Namen der 500 Millionen Bürgerinnen und Bürger Europas zu sprechen, das den
Bürgerinnen und Bürgern gehört.
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Jaroslav Paška,    im Namen der EFD-Fraktion. – (SK) Frau Präsidentin, die überarbeitete
ungarische Verfassung von April dieses Jahres wird zu Recht von der gesamten
demokratischen Gesellschaft Europas kritisiert. Durch die Verfassung wurden
Bestimmungen in das ungarische Rechtssystem eingebracht, die internationales Recht
ignorieren und in direktem Konflikt mit den eingegangenen internationalen Verpflichtungen
der Republik Ungarn stehen.

Die regierende Fidesz-Partei brachte Textfassungen in die Verfassung ein, mit denen sie
sich dem Recht bemächtigt, über den Status, die Rechte und die politische Organisation
aller Ungarisch sprechenden Bürgerinnen und Bürger in den benachbarten Staaten
entscheiden zu können. Sie sicherte sich ebenfalls das Recht, all diese Bürgerinnen und
Bürger in den Nachbarstaaten, die keinerlei Verbindung zu Ungarn haben, mit der
ungarischen Staatsbürgerschaft auszustatten, mit dem Wahlrecht in Ungarn, mit dem
Recht auf soziale Absicherung oder Bildung entsprechend der ungarischen Vorschriften
und mit umfassendem ungarischen diplomatischen Schutz.

Entsprechend internationalem Recht ist die Organisation eines politischen Systems eine
souveräne Angelegenheit souveräner Staaten, daher können wir die Bestimmungen der
ungarischen Verfassung, gemäß derer Ungarn sich das Recht vorbehält, über die
Organisation des Lebens der Bürgerinnen und Bürger in anderen Staaten zu entscheiden,
als nichts anderes betrachten als einen primitiven und plumpen Angriff auf die friedliche
Koexistenz in Europa.

Die Idee einer Nation, eines Reiches und so weiter ist nicht neu. Dieser düstere kleine Hitler,
der sie das letzte Mal in seinem Streben nach Macht und Ruhm in Europa missbraucht hat,
wurde schon vor langer Zeit von der anständigen, zivilisierten und demokratischen Welt
verurteilt.

Daher möchte ich gerne glauben, dass die demokratischen politischen Kräfte im ungarischen
Parlament all diese Fehler in einem anderen gesetzgebenden Verfahren korrigieren und die
Verfassung ändern werden, damit sie internationalem Recht und den internationalen
Verpflichtungen Ungarns entspricht.

Dimitar Stoyanov (NI).   – (BG) Frau Präsidentin, ich denke, dass das Parlament sich bei
der Kommissarin dafür entschuldigen sollte, das sie in diese Aussprache hineingezogen
wurde. Dies liegt daran, dass allen in diesem Plenarsaal infolge ihrer Aussagen ganz
offensichtlich klar wurde – zumindest ist es das für mich, aber ich bin nicht sicher, ob es
allen anderen ebenso klar ist –, dass die neuen Rechtsvorschriften, die die ungarische
Verfassung umsetzen, noch angenommen werden müssen, und anschließend wird sich
herausstellen, ob die Rechte irgendwelcher Personen verletzt werden.

Wir befinden uns mal wieder in einer Situation, in der hier im Parlament eine Debatte
stattfindet, die darauf abzielt, einen Mitgliedstaat für etwas zu verurteilen, was er noch gar
nicht getan hat. Meine Damen und Herren Abgeordneten, in welchen Ihrer Mitgliedstaaten
werden Menschen nach etwas beurteilt, das sie noch nicht getan haben? Oder für etwas
verurteilt, dass sie nicht getan haben? In keinem. Dieses Vorgehen widerspricht
demokratischen Werten.

Die Menschen, die diese Aussprache eingeleitet haben, müssen sich nicht nur bei der
Kommissarin entschuldigen, sondern bei allen Bürgerinnen und Bürgern Europas, denn
es ist genau ein solches Verhalten seitens des Parlaments, dass zu mangelndem Interesse
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der Bürgerinnen und Bürger Europas an seiner Tätigkeit führt sowie zu Enttäuschung und
einer geringen Wahlbeteiligung bei den Wahlen zum Europäischen Parlament.

Simon Busuttil (PPE).   – Frau Präsidentin, diese Aussprache über die ungarische Verfassung
ist aus zwei wesentlichen Gründen fehlerhaft. Sie greift sich einen der 27 Mitgliedstaaten
heraus, und sie befasst sich mit einem nationalen Thema, das der Souveränität des
Mitgliedstaats unterliegt. Wenn wir über den Inhalt einer Verfassung sprechen möchten,
sollten wir zunächst nicht eine Verfassung eines Mitgliedstaates herausgreifen. Wir sollten,
wenn überhaupt, die Verfassungen jedes einzelnen Mitgliedstaats diskutieren. Einige
Bestandteile, die beanstandet werden, sind tatsächlich auch in einer Reihe anderer
Verfassungen in anderen Mitgliedstaaten zu finden, und trotzdem diskutieren wir nur über
eine Verfassung eines Mitgliedstaats. Das ist falsch.

Zweitens muss die Frage gestellt werden, welche Macht, welche Befugnis uns zusteht, dass
wir dieses Thema einer nationalen Verfassung überhaupt vor das Europäische Parlament
bringen können? Den Mitgliedstaaten wird die souveräne Zuständigkeit zuteil, ihre eigenen
nationalen Verfassungen einzusetzen und in diesem Fall sollten wir das Recht des
ungarischen Volkes achten, seine eigene Verfassung zu bestimmen, die von ihrem
demokratisch gewählten nationalen Parlament angenommen wurde.

Diese Debatte, die wir hier heute über den Inhalt der Verfassung führen, sollte, wenn
überhaupt, vom ungarischen Volk geführt werden und nicht in diesem Haus. Ob es uns
gefällt oder nicht, ob wir dieser Verfassung nun zustimmen oder nicht, wir müssen die
Souveränität und die Rechtshierarchie respektieren, anderenfalls würden wir einen
gefährlichen Präzedenzfall schaffen.

Wenn wir also einen einzelnen Mitgliedstaat herausgreifen und versuchen, jenseits unserer
Zuständigkeit zu handeln, senden wir ein falsches Signal aus. Man würde uns die politische
Instrumentalisierung vorwerfen und wir würden das Vertrauen unserer Bürgerinnen und
Bürger in unsere eigene Institution untergraben. Diesen gefährlichen Weg sollten wir nicht
einschlagen.

Monika Flašíková Beňová (S&D).   – (SK) Frau Präsidentin, im Namen der Fraktion der
Progressiven Allianz der Sozialisten & Demokraten im Europäischen Parlament möchte
ich unmissverständlich erklären, dass wir das Recht jedes Mitgliedstaats der EU anerkennen,
seine eigenen Gesetze zu erlassen und daher möchten wir weder Ungarn noch speziell das
ungarische Volk kritisieren. Unsere Anmerkungen und Bedenken zielen nicht auf eine
Kritik an Ungarn oder dem ungarischen Volk ab aber wir sind der festen Überzeugung,
dass die Verteidigung der Grundrechte, der zivilen Freiheiten, unserer gemeinsamen
europäischen Werte, des Friedens, der Sicherheit und des menschenwürdigen
Zusammenlebens einen ausreichenden Grund darstellt, die heutige Diskussion zu führen.

Wir hoffen auch, dass die Diskussion und das Vorbringen unserer Fragen und Bedenken
zu einer Verbesserung und einer besseren Vorbereitung der zuvor genannten
Rechtsvorschriften für die Umsetzung führen können. Frau Kommissarin, genau wie Sie
möchten wir uns an die Vorgehensweise halten, um sicherzustellen, dass dieses gesamte
Verfahren korrekt abgehalten wird, und wir warten auf die endgültige Stellungnahme der
Venedig-Kommission, auch wenn aus den vorläufigen Schlussfolgerungen, die im Ausschuss
für bürgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres vom Generalsekretär der Venedig-Kommission,
Herrn Markert, klar ersichtlich wurde, dass die aktuelle ungarische Verfassung in Bezug
auf eine Reihe von Punkten zumindest als kontrovers zu bezeichnen ist. Nicht nur der
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Ausschuss für bürgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres, sondern auch der Ausschuss für
konstitutionelle Fragen erkannte einige Schwachstellen in der ungarischen Verfassung.

Wenn wir die romantischen, fast monarchischen Ideen ignorieren, die die Geisteshaltung
der Präambel bestimmen, möchte ich einige Bereiche anmerken, die wir, im Gegensatz zu
unseren Kolleginnen und Kollegen der Fidesz, die ebenfalls Abgeordnete des Europäischen
Parlaments sind, als sehr heikel erachten. Ein Beispiel ist das zuvor genannte Prinzip der
Annahme der Verfassung. Es ist in einem demokratischen Land nicht normal, dass das
Verfahren der Konsultation nur fünf Wochen dauert. Es ist nicht normal, dass die Opposition
nicht daran teilnimmt und trotz der Tatsache, dass Fidesz über die notwendige Mehrheit
verfügt, muss angemerkt werden, dass Gewinner dazu verpflichtet sind, ein wenig
Bescheidenheit an den Tag zu legen.

Die Beschränkung des Einflusses des Verfassungsgerichts wurde bereits erwähnt und im
Namen unserer Fraktion möchte ich außerdem die diskriminierende Haltung der Verfassung
in Bezug auf Angehörige sexueller Minderheiten erwähnen, da die Diskriminierung aufgrund
der sexuellen Ausrichtung nicht verboten wird.

Der Schutz der ungarischen Minderheiten im Ausland, worauf sich Artikel D direkt bezieht,
betrifft auch Menschen ungarischer Volkszugehörigkeit, die in benachbarten Staaten leben.

Meine Damen und Herren, die Aufgabe der Europäischen Union besteht für uns mit
Sicherheit darin, als Nationen und Staaten der Europäischen Union in Frieden,
Zusammenarbeit und gegenseitigem Respekt miteinander leben zu können. Wie sollten
wir, die direkt davon betroffenen Länder, diese Verfassung betrachten? Wie können Sie
von uns erwarten, dass wir sie akzeptieren?

Anders als Sie, haben wir Ihnen stets die Hand in Freundschaft gereicht, und wir wollten
immer das friedliche Zusammenleben, und daher würden wir uns wünschen, dass die
Rechtsvorschriften für die Umsetzung Ihrer Verfassung die Souveränität der Nachbarstaaten
in der Region achten.

Sarah Ludford (ALDE).   – Frau Präsidentin, es ist nicht haltbar, zu sagen, dass die
Verfassung eines Mitgliedstaats eine rein innere Angelegenheit ist. Die Verträge besagen
in Artikel 6 und 7 ganz eindeutig, dass die Union und die Mitgliedstaat nicht nur bestimmte
Werte teilen, sondern dass die Kommission dazu verpflichtet ist, die Einhaltung dieser
Werte zu überwachen.

Ich schließe mich den Worten meiner Kollegin, Renate Weber an, die redegewandt sagte:
Ich finde es geht ein bisschen weit, wenn diejenigen, die derselben politischen Überzeugung
sind wie die Fidesz-Partei in Ungarn, den Kritikern dieser Verfassung vorwerfen, politische
Motive zu verfolgen. Viele der Bestimmungen dieser Verfassung sind sehr parteiisch geprägt,
wie der fehlende Schutz der Homosexuellen vor Diskriminierung und die Erteilung
zusätzlicher Wahlstimmen für Mütter.

Aber ich möchte Ihnen ein gutes Beispiel für eine Schwachstelle der Verfassung nennen,
die die Forderung der Verträge nach Rechtsstaatlichkeit untergräbt: Und zwar, dass die
Verfassung von 1949 für ungültig erklärt wird. Sie wird nicht einfach widerrufen, sondern
für ungültig erklärt. Auf diese Weise entsteht eine große Rechtsunsicherheit, da Gesetze,
die unter der alten Verfassung erlassen wurden, in der Schwebe gehalten werden und
offenbar ihre Gültigkeit verlieren, einschließlich der Gesetze, die den Beitritt Ungarns zur
EU betreffen.
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Aus diesem Grund sollte die Kommission sie auf die Übereinstimmung mit dem Recht der
EU überprüfen, und dies könnte deutliche Auswirkungen auf andere Mitgliedstaaten haben.

Lajos Bokros (ECR).   – Frau Präsidentin, die neue ungarische Verfassung reißt die Säulen
der auf Rechtsstaatlichkeit basierenden Demokratie ein und öffnet der Alleinherrschaft
Tür und Tor. Dies ist ein deutlicher Rückschritt auf dem Weg zum Wandel. Das Verfahren
der Vorbereitung und Annahme der neuen Verfassung ist kaum als rechtmäßig zu
bezeichnen. Die Präambel besitzt ausschließenden Charakter und präsentiert eine verzerrte
Interpretation der Geschichte. Der Haupttext stellt ein Eindringen in das Privatleben dar,
die grundlegenden Menschen- und Bürgerrechte werden eng definiert, soziale Rechte
werden durch staatliche Ziele ersetzt. Die Gewaltenteilung wird geschwächt, vor allem die
Unabhängigkeit der Rechtsprechung.

Der Europarat, das Europäische Parlament und die Kommission können diese Verletzungen
der europäischen Werte nicht hinnehmen, da dies einen negativen Präzedenzfall für andere
nicht liberale Regime in der Zukunft darstellen könnte. Trotzdem erwarten die Demokraten
in Ungarn nicht, dass Abhilfe von außen kommen wird. Wenn dem so wäre, würde nur
der ungarische Premierminister in seiner Ansicht unterstützt, der den Vergleich der EU
mit der Sowjetunion anstellte. Die Lösung kann nur von den Bürgerinnen und Bürgern
Ungarns kommen, die diese Verfassung ablehnen werden, sobald ihnen klar wird, dass ein
auf Alleinherrschaft beruhendes System nicht in der Lage ist, hohe Lebensstandards und
mehr Freiheit zu bieten. Vor einundzwanzig Jahren mussten wir nicht für unsere Freiheit
kämpfen. Jetzt müssen wir es tun. In der Zwischenzeit sollte Europa sein wachsames Auge
auf Ungarn richten und die ungarischen Demokraten dazu auffordern, die Initiative
zurückzuerlangen.

Ulrike Lunacek (Verts/ALE).   – Frau Präsidentin, ich möchte all denjenigen deutlich
widersprechen, die gesagt haben, dass wir die Souveränität nicht achten, wenn wir hier
über eine Verfassung eines Mitgliedstaates debattieren und diese kritisieren, oder dass dies,
wie jemand sagte, als gefährlicher Präzedenzfall diene und ein Handeln außerhalb der
Kompetenzen Europas darstelle.

Die Verfassungen der Mitgliedstaaten müssen den europäischen Werten entsprechen,
unserer Wertegemeinschaft, die wir definiert haben. Es gibt mindestens zwei Dinge, die
ich erwähnen möchte und die diesen Werten nicht entsprechen. Andere haben andere
Punkte genannt.

Das erste ist, dass die Diskriminierung aufgrund der sexuellen Ausrichtung nicht enthalten
ist und zukünftig enthalten sein muss. Auch die dort definierten ehelichen und familiären
Werte reichen weit über die Realität der in Europa und Ungarn lebenden Menschen hinaus
und dies entspricht nicht die Regel der Vielfalt, die bei uns existiert.

Eine andere Sache befasst sich mit dem sogenannten Grünen Bürgerbeauftragten für die
Rechte zukünftiger Generationen auf Umwelt und Nachhaltigkeit. Dieser Posten wird nun
dem allgemeinen Bürgerbeauftragten untergeordnet, so wie andere Bürgerbeauftragte
auch, und verliert somit an Bedeutung. Dies ist auch ein Bereich, in dem Kompetenzen aus
einem vorher existierenden Gebilde von Regelungen herausgelöst werden, und dies zeigt
eindeutig, dass dem Thema der Nachhaltigkeit, des Umweltschutzes und der Rechte
zukünftiger Generationen – auch ein Teil der europäischen Werte – das von Bedeutung
sein muss, weniger Bedeutung beigemessen wird als vorher.
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Ein letzter Punkt: es gab auch einen Bürgerbeauftragten für Datenschutz. Dieser Posten
wurde gänzlich abgeschafft, sodass die Transparenz im Hinblick auf Informationen über
den Staat, beispielsweise das öffentliche Auftragswesen, nicht mehr vorhanden ist. Dies
ist etwas, was von meiner Fraktion und mir heftig kritisiert wird.

(Die Rednerin erklärt sich damit einverstanden, auf eine „Blue-Card“-Frage gemäß Artikel 149
Absatz 8 zu antworten)

Kinga Gál (PPE).   – (HU) Frau Lunacek, ich möchte Sie fragen, ob Sie die Mitgliedstaaten
der Europäischen Union aufzählen können, deren Verfassung das Amt eines
Bürgerbeauftragten oder eines Kommissars für die Rechte zukünftiger Generationen enthält.
Wie viele Mitgliedstaaten verfügen über ein solches Amt wie das in Ungarn, das tatsächlich
funktioniert und in der ungarischen Verfassung erwähnt wird? Können Sie außerdem
andere Verfassungen nennen, die mehr und weitreichendere Artikel über den Umweltschutz
und zukünftige Generationen enthalten als die ungarische, wobei ich annehme, dass Sie
die aktuelle ungarische Verfassung, die neue im April angenommene ungarische Verfassung,
gelesen haben? Ich fordere Sie heraus, diese zu nennen.

Ulrike Lunacek (Verts/ALE).   – Frau Präsidentin, meine Antwort an Frau Gál lautet wie
folgt: Dieses Thema war kein Vergleich mit den Verfassungen anderer Mitgliedstaaten. Das
Thema war: Was ist ein europäischer Wert? Was ist Teil unserer Grundrechte? Was ist in
den gemeinsamen Werten verankert, die Sie, so hoffe ich, ebenfalls teilen?

Im Hinblick auf die Rechte zukünftiger Generationen, ist die Nachhaltigkeit der Umwelt
etwas, das in den Rechten unserer gemeinsamen Europäischen Union verankert ist. Einige
Mitgliedstaaten haben dies und andere nicht, aber es ist eine Tatsache, dass die ungarische
Regierung diesen symbolischen Bürgerbeauftragten in der neuen Verfassung abgeschafft
hat. Es gibt nun nur noch den einen Bürgerbeauftragten und der symbolische Wert, der
schriftlich festgehalten war, existiert nicht mehr. Auch Sie wissen, wie wichtig Symbole in
der Politik sind. Dies bedeutet, dass Sie diese symbolische Vertretung nicht mehr haben
möchten, entweder auf der politischen Ebene oder der des Bürgerbeauftragten.

(Die Rednerin erklärt sich damit einverstanden, auf eine „Blue-Card“-Frage gemäß Artikel 149
Absatz 8 zu antworten)

József Szájer (PPE).   – Frau Präsidentin, vielleicht war die Frage nicht verständlich, aber
ich möchte sie noch einmal einfacher stellen. Frau Lunacek, gibt es in Ihrem Land – ich
weiß, Sie kommen aus Österreich – einen Grünen Bürgerbeauftragten? In Ungarn gab es
schon vor vielen Jahren einen Grünen Bürgerbeauftragten und es wird auch in Zukunft
einen geben, wie die neue Verfassung besagt. Gibt es in Ihrem Land einen Grünen
Bürgerbeauftragten? Ja oder nein?

Ulrike Lunacek (Verts/ALE).   – Frau Präsidentin, ich muss Herrn Szájer sagen: Es tut mir
leid, das ist nicht das Problem. Ungarn hatte einen Grünen ...

(Lachen)

Na gut, lachen Sie, wenn Sie möchten. Es macht mir nichts aus, wenn gelacht wird, ich
mag Humor, aber das Thema ist, dass in der neuen Verfassung Ungarns der Grüne
Bürgerbeauftragte abgeschafft und sein Amt untergeordnet wurde. Die vier Männer oder
Frauen, die als Bürgerbeauftragte tätig waren, wurden einem allgemeinen Amt des
Bürgerbeauftragten untergeordnet. Das Thema der Nachhaltigkeit zukünftiger Generationen
ist nicht so sichtbar, wie es vorher war, und das ist die Kritik meinerseits.
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In meinem Land gibt es ein solches Amt nicht. Natürlich würde ich als Grüne mich dafür
einsetzen, aber Sie haben eine neue schriftliche Verfassung und diese schafft einen
symbolischen und politischen Wert ab, der ihnen anscheinend wichtig war, wie sie jetzt
sagen. Wieso haben Sie ihn dann abgeschafft? Wieso haben Sie ihn nicht beibehalten, damit
jeder einen Grünen Bürgerbeauftragten sehen kann, der sich für die Rechte zukünftiger
Generationen, die Umwelt und Nachhaltigkeit einsetzt? Das, meine Kolleginnen und
Kollegen Abgeordneten, haben Sie nicht erklärt.

Mario Mauro (PPE).   – (IT) Frau Präsidentin, Frau Kommissarin, meine Damen und Herren,
ich bin vom instrumentalen Tonfall dieser Debatte wirklich erstaunt.

Wenn ich an die kürzlich gemachten Aussagen von Frau Lunacek denke, möchte ich einige
Themen, wie beispielsweise das Thema der Diskriminierung aufgrund der sexuellen
Ausrichtung, nicht ansprechen. In der Verfassung meines Landes wird dieses Thema nicht
erwähnt, wird also das Europäische Parlament eine Aussprache über die italienische
Verfassung abhalten? Außerdem ist dies etwas seltsam, da die einzige Partei in meinem
Land, die die Verfassung ändern möchte, die Mitte-Rechts-Partei von Herrn Berlusconi ist.
Seit 15 Jahren antworten die Linken darauf, dass wir die Verfassung nicht ändern dürfen,
oder es wäre das Ende der Demokratie.

Seien Sie also achtsam, denn wenn wir eine Debatte darüber beginnen, was Verfassungstexte
enthalten oder nicht enthalten, sollten wir vielleicht zunächst ein Missverständnis klären.
Sind wir wirklich der Meinung, dass die Tatsache, dass die Verfassung die Rechte des
ungeborenen Kindes erwähnt, ein Risiko für die Modernität darstellt? Sind wir wirklich
der Meinung, dass die Tatsache, dass die christlichen Wurzeln des Landes in der Verfassung
erwähnt werden, die Identität in Gefahr bringt?

Was mich betrifft, so denke ich, dass wir uns alle ein wenig mehr mit dem Text der
Europäischen Verfassung beschäftigen sollten, die nicht wirklich zustande kam, die aber
dem Leitsatz „In Vielfalt geeint“ folgte, und wir sollten versuchen, der Tatsache, dass wir
alle unterschiedlich sind, mit ein wenig mehr Toleranz zu begegnen. In anderen Worten
müssen wir momentan verstehen, dass eine große Übereinstimmung in Ungarn die
Bedürfnisse eines Volkes hervorgehoben hat, und um zu verhindern, dass sich diese
Bedürfnisse in Form von Nationalismus manifestieren, muss es von einem starken Europa
unterstützt werden, das die Rechte und Pflichten aller anerkennt.

Kinga Göncz (S&D).   – (HU) Frau Präsidentin, der Vertrag über die Europäische Union
besagt, dass die Europäische Union auf der Achtung der Freiheit, Demokratie,
Rechtsstaatlichkeit und der Menschenrechte basiert. Diese Werte teilen die Mitgliedstaaten.
Die Kopenhagener Kriterien basieren auf diesen Werten, die ebenfalls einen Teil der
Beitrittskriterien darstellen.

Die europäischen Institutionen sind auch dafür verantwortlich, sicherzustellen, dass die
Mitgliedstaaten auch nach dem Beitritt diesen Grundsätze folgen. Ich möchte Sie alle an
diese Verantwortung erinnern, vor allem den Präsidenten der Kommission und die
Kommissarin, die in dieser Hinsicht die Hauptverantwortung tragen. Weder die Inhalte
der neuen ungarischen Verfassung noch die Umstände ihrer Ausarbeitung entsprechen
diesen Grundsätzen. Daher können die Fragen zu diesem Thema durchaus als europäisches
Thema betrachtet werden, nicht als nationales.

Eine einzige Partei nahm diese Verfassung an, ohne öffentliche oder professionelle
Konsultationen und die Zeichner dieser Verfassung besitzen eine zweifelhafte demokratische
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Legitimität. Die demokratischen Oppositionsparteien baten um rechtlich verbindliche
Zusagen, dass die neue Verfassung auf einem breiten öffentlichen Konsens basieren würde
und zogen sich aus dem Verfassungsverfahren zurück, als diese nicht gegeben wurden.
Die beiden Hauptaufgaben der Verfassung bestehen darin, die Menschenrechte zu
gewährleisten sowie das angemessene Funktionieren des Staates. Jedoch ist der Rahmen
für das angemessene Funktionieren des Staaten problematisch. Gemäß der neuen Verfassung
können Änderungen am Steuerwesen, dem Rentenwesen und dem System der
Unterstützung für Familien nur von einer Zweidrittelmehrheit angenommen werden. Dies
wird die Kandidaten bei nachfolgenden Wahlen daran hindern, Änderungen in diesen
Bereichen zu versprechen und es wird die Wähler davon abhalten, frei an Wahlen
teilzunehmen.-

Außerdem verleiht die Verfassung dem Haushaltsrat, einer nicht direkt gewählten
Institution, das Vetorecht über Haushaltsentscheidungen des Parlament, was wiederum
dazu führen könnte, dass das Parlament aufgelöst wird und Neuwahlen ausgerufen werden,
wodurch die stabile Regierungsführung bedroht ist. Das Maß an Schutz der Menschenrechte
wurde gesenkt. Die Menschenrechte werden weniger effektiv durchgesetzt, da der
Einflussbereich des Verfassungsgerichts beschränkt wurde.

Der wichtigste Besitzstand der EU besteht darin, dass sie mithilfe ihrer Werte Konflikte
lösen konnte, die zuvor nur in Verbindung mit schwerem menschlichen Leid in einen
demokratischen, auf Rechtstaatlichkeit basierenden Rahmen gebracht werden konnten.
Die EU bietet und fordert von ihren Mitgliedstaaten einen klaren Rahmen für die
Rechtsstaatlichkeit, verfassungsmäßige Garantien, eine Gewaltenteilung der Institutionen
und verhandelte Lösungen. Diese Werte sollten bewahrt werden.

Sophia in 't Veld (ALDE).   – Frau Präsidentin, in diesem Haus haben wir darüber diskutiert,
dass die Freiheit der Medien in Italien, der Slowakei und Ungarn unter Druck steht. Wir
haben über die Verletzung der LGBT-Rechte in Litauen, Ungarn und Polen diskutiert. Wir
haben über die Ausweisung und Diskriminierung der Roma-Gemeinschaft in Frankreich
und Italien diskutiert und es gab noch viele weitere Beispiele von Aussprachen darüber,
dass Grundrechte in dem einen oder anderen Mitgliedstaat unter Druck geraten sind.

Jedes einzelne Mal hörte ich die EVP sage, dass dies keine parteipolitische Angelegenheit
sei und dass wir keine einzelnen Mitgliedstaaten herausgreifen sollten. Es geht nicht um
Mitgliedstaaten, es geht um Grundrechte. Grundrechte betreffen nicht die Subsidiarität.
Bei den Grundrechten geht es um das Fundament der Europäischen Union. Um dies zu
demonstrieren, möchte ich Sie daran erinnern, dass wir Kandidatenländer dazu auffordern,
nicht nur ihre Gesetze anzupassen sondern auch ihre Verfassungen, damit sie als Mitglieder
der europäischen Union zugelassen werden können.

Ganz eindeutig, meine Kolleginnen und Kollegen, gibt es objektive Bedenken, die nicht
nur von den politischen Parteien zum Ausdruck gebracht wurden, sondern auch von der
Venedig-Kommission und es bestehen zumindest Zweideutigkeiten. Statt diese sehr
erbitterte Debatte zu führen, sollten wir versuchen, das Thema zu klären.

Noch eine letzte praktische Empfehlung an die ungarische Regierung. Wenn Sie Ihr äußerst
starkes Engagement für den Schutz und die Förderung der LGBT-Rechte demonstrieren
wollen, würde ich Sie einladen, am 18. Juni an der Gay-Pride-Parade in Budapest
teilzunehmen.
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Manfred Weber (PPE). -   Frau Präsidentin! Ja, liebe Kolleginnen und Kollegen,
fundamentale Menschenrechte sind universal und deshalb auch überall anzuwenden. Aber
ich höre jetzt in die Runde und höre die Debatte. Keiner der bisherigen Redner – auch nicht
die anwesenden Kritiker – hat bisher die Verfassung zitiert, hat bisher ein Zitat angeführt,
das ihm ganz konkret nicht passt. Der Kollege López Aguilar spricht davon, dass man den
Eindruck habe, es würde etwas falsch laufen, andere werfen Unterstellungen in den Raum,
was alles mit dieser Verfassung passieren könnte. Keiner zitiert aus dieser Verfassung. Das
ist das Problem, das wir in dieser Diskussion haben: Wo sind die wirklichen Vorwürfe?
Wenn ich mir heute vorstelle, wie Ungarn auf diese Debatte reagieren, nämlich auf die
Vorwürfe, die hier teilweise von Kollegen kommen, ohne Untermauerung mit Zitaten,
dann kann ich mir gut vorstellen, dass manche es als äußerst arrogant empfinden, wie hier
über die Ungarn und über die ungarische Entwicklung gesprochen wird. Wir als Europäer
sollten darauf achten, dass uns das nicht unterstellt wird.

Ich möchte auch zum Ausdruck bringen, dass viele, die heute in Ungarn Verantwortung
tragen, Menschen sind, die auf der Straße gegen den Kommunismus und für die Freiheit
gekämpft haben. Diesen Menschen dauernd zu unterstellen und den Eindruck zu erwecken,
sie hätten heute Probleme mit der Freiheit, ist schlicht inakzeptabel! Das hat nichts mit
Parteipolitik zu tun, sondern das sind die Fakten.

Wenn ich schon den Vorwurf erhebe, dass nicht zitiert wird, dann darf ich ein Zitat aus
der neuen ungarischen Verfassung herausnehmen, nämlich: „Wir sind stolz, dass unser
Land seit 1 000 Jahren Teil des christlichen Europas ist, und wir sind uns der Rolle des
Christentums bei der Erhaltung unserer Nation bewusst.“ Ich freue mich, dass solche Thesen
in einer Verfassung stehen. Das mag nicht jedem im Haus gefallen. Ich freue mich, dass
dieser Bezug zum Christentum enthalten ist, und ich würde mir auch wünschen, dass er
im Lissabon-Vertrag stünde und in der Europäischen Verfassung. Es ist meine Position als
Vertreter der EVP, dass das gut ist.

Zita Gurmai (S&D).   – Frau Präsidentin, wir diskutieren im Europäischen Parlament nicht
einfach innenpolitische Probleme. Die europäischen Werte werden in der neuen ungarischen
Verfassung in Frage gestellt. Daher müssen wir darüber diskutieren und es muss jetzt
geschehen. Noch dauert es einige Zeit, bevor die Grundlagengesetze angenommen werden.
Ich hoffe, dass jeder zustimmen wird, dass die Verfassung ausgewogen, bürgernah, auf
allgemein anerkannten Werten und Grundsätzen basierend und parteineutral sein sollte.
Leider erfüllt die ungarische Verfassung diese Kriterien nicht.

Sogar die Annahme des Dokuments ist fragwürdig. Es gab keine oder nur sehr begrenzte
soziale Konsultation. Der Text wird nur von einer politischen Partei unterstützt und viele
bedeutende Verfassungsexperten sprechen sich dagegen aus. Die neue Verfassung wirft
auf internationaler Ebene Fragen auf. Beispielsweise wird in den abschließenden
Bestimmungen nur unzureichend Bezug auf das EU-Recht genommen. Wir können klare
Abweichungen erkennen und im Vergleich zum Text der Charta der Grundrechte weist
der Text Widersprüche und unterschiedliche Werte und Grundsätze auf. Der Grundsatz
der verantwortungsvollen Regierungsführung ist in diesem Dokument ebenfalls nicht
vorherrschend. Die Verfassung enthält keine EU-konforme, moderne Verwaltungsstruktur.

Die zuvor erwähnten Grundlagengesetze sind äußerst gefährlich. Sie sorgen dafür, dass
das Regieren in diesem Land für jede zukünftige Regierung beinahe unmöglich wird. Wir
haben den Eindruck, wie es einer unserer Kollegen sagte, dass die Regierung sich wie eine
Fußballmannschafft verhält, die während eines Spiels versucht, die Regeln zu ändern und
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den Schiedsrichter auszutauschen. So behandelt man seine politischen Kontrahenten nicht
und es ist sicherlich nicht die Art und Weise, wie Demokratie im 21. Jahrhundert
funktioniert.

Alexander Alvaro (ALDE). -   Frau Präsidentin! Ich habe vielfach Sympathie für die
Positionen der EVP in anderen Bereichen. Wir arbeiten eng zusammen in wirtschaftlichen
Fragen, doch in dieser speziellen Frage muss man deutlich machen, dass es nicht um
Parteipolitik geht. Und man muss vor allem betonen, dass es eine Schande ist, wenn man
hier kritisiert, dass eine Verfassung – und das könnte jeder andere Mitgliedstaat sein –
kritisiert wird.

Es gibt Mitgliedstaaten – u.a. schaue ich den Kollegen Busuttil an, weil er das sehr deutlich
angesprochen hat –, die die Hilfe der Europäischen Union dann beanspruchen, wenn sie
Probleme haben, und es ist Ausdruck europäischer Solidarität, dass wir helfen, wenn z. B.
Malta ein Problem mit Flüchtlingen hat. Aber Solidarität fußt auf gemeinsamen Werten,
und diese zu erhalten, ist Aufgabe aller Fraktionen in diesem Haus.

Die Grundrechtecharta bindet zwar nur die europäische Gesetzgebung und deren
Implementierung, aber Artikel 2, 6 und 7 der Verträge binden alle Mitgliedstaaten. In der
ungarischen Verfassung wurde eine Zweidrittelmehrheit zementiert, so dass eine zukünftige
Regierung realistischerweise keine Gesetze mehr ändern kann. Das ist eine Unterlaufung
des Prinzips des demokratischen Parlamentarismus. Die Beschneidung des
Verfassungsgerichts ist einmalig und gefährdet das Prinzip der Gewaltenteilung. Die
Verletzung des Völkerrechts im Zusammenhang mit sträflichen Maßnahmen ist nicht
auszuschließen.

Es gäbe so viel zu sagen, aber eine Sache möchte ich hier auf jeden Fall festhalten: Die EU
und auch die Europäische Kommission haben hier nicht nur das Recht, sondern die Pflicht,
sich laut und deutlich zu melden. Europa hat in der Vergangenheit zu oft geschwiegen,
wenn es darum ging, Missstände in Mitgliedstaaten – schon lange bevor die Europäische
Union existierte – zu kritisieren. Mein Land und auch andere Ländern haben damit
Erfahrungen gemacht. Wenn die Politik schweigt, dann werden sich irgendwann die Bürger
melden, und dann sollte man sich fragen, ob es nicht zu spät ist und wir nicht versagt
haben.

(Der Redner ist damit einverstanden, eine Frage nach dem Verfahren der „blauen Karte“ zu
beantworten (Artikel 149 Absatz 8 GO).)

Ildikó Gáll-Pelcz (PPE).   – (HU) Herr Alvaro, das ist wahr, nur ein Satz dazu. Wir stimmen
dem zu. Diese Kritik ist beschämend. Meine Frage lautet: Worauf basiert Ihre Meinung,
dass ein Grundgesetz, das von einer Zweidrittelmehrheit angenommen wurde, in einem
demokratischen Land nicht geändert werden kann? Bislang konnte es geändert werden.
Es kann auch in anderen Ländern geändert werden. Bitte fassen Sie sich genauer. Welches
sind die gemeinsamen Werte, die gemeinsamen europäischen Werte, die die ungarische
Verfassung ausschließt, ablehnt, oder mit denen sie in Konflikt steht? Denn was Sie sagen,
ist zu allgemein gehalten.

Alexander Alvaro (ALDE). -   Herzlichen Dank für die Frage. Also man kann mir durchaus
vorwerfen, in einer Minute allgemein zu sein, ich kann aber durchaus auch konkreter
werden. Die europäischen Werte sind eine Sache, aber zu den europäischen Werten gehört
z. B. auch, dass ein Mitgliedstaat ein Rechtsstaat ist, und zu einem Rechtsstaat gehören u.a.
die Gewaltenteilung und das Demokratieprinzip. Wenn z. B. ein Verfassungsgericht in
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Budget- und Steuerfragen keine Kompetenz mehr hat, dann ist das in diesem Fall eine
Beschneidung der Gewaltenteilung und durchaus ein fragwürdiger Zustand. Insofern glaube
ich durchaus, dass man das ansprechen kann.

Was die anderen Fragen betrifft, z. B. die Zweidrittelmehrheit: Inwieweit ist es vereinbar
mit der parlamentarischen Demokratie, wenn zukünftige Regierungen keinen
Handlungsspielraum mehr haben? Man kann sich durchaus die Frage stellen, ob lebenslange
Strafen ohne die Möglichkeit einer Berufung oder einer Revision vor dem höchsten Gericht
mit dem Demokratie- und Rechtsstaatsprinzip der Europäischen Union vereinbar sind.
Das sind Fragen, die man aufwerfen darf, und ich glaube, das sind Dinge, die Kommission
zu prüfen hat.

(Der Redner ist damit einverstanden, eine Frage nach dem Verfahren der „blauen Karte“ zu
beantworten (Artikel 149 Absatz 8 GO).)

József Szájer (PPE).   – (HU) Herr Alvaro, ich möchte Sie fragen, ob Sie sich darüber im
Klaren sind, dass die vorherige ungarische Verfassung 27 Gesetze enthielt, die nur mit einer
Zweitdrittelmehrheit geändert werden konnte, während die neue Verfassung nur noch
26 enthält. Wo liegt hier das Problem? Eine vor Kurzem durchgeführte akademische
Auswertung führte zu dieser Zahl; diese Berechnung habe nicht ich angestellt.

Alexander Alvaro (ALDE). -   Ich glaube, man darf mir nicht verübeln, eine Wissensfrage,
die auf einer subjektiven Meinung beruht, mit einer subjektiven Meinung zu beantworten.
Nein, ich glaube nicht, dass sie die modernste ist.

(Der Redner ist damit einverstanden, eine Frage nach dem Verfahren der „blauen Karte“ gemäß
Artikel 149 Absatz 8 Geschäftsordnung zu beantworten.)

Manfred Weber (PPE). -   So, lieber Alexander, kann man die Redezeit auch verlängern,
indem man viele Fragen gestellt bekommt. Doch darf ich Dich mit der Frage konfrontieren,
ob Dir bewusst ist, dass die Regelungen zum ungarischen Verfassungsgericht – ich weiß
nicht, ob Du die ungarische Verfassung insgesamt gelesen hast – nahezu identisch mit den
Regelungen sind, die wir in Deutschland zum Verfassungsgericht haben. Deswegen frage
ich Dich, ob denn das deutsche Verfassungsgericht genauso undemokratisch und genauso
kritikwürdig ist wie das ungarische Verfassungsgericht. Darauf hätte ich gerne von Dir eine
Antwort.

Alexander Alvaro (ALDE). -   Da Du eben gesagt hast, dass sie nur in Teilbereichen
identisch ist, ist es ja wohl klar, dass es durchaus auch Teilbereiche gibt, in denen man im
Zweifelsfall in Frage stellen könnte, ob es denn mit dem Prinzip der Gewaltenteilung
vereinbar ist, dass die ungarische Verfassung zum Beispiel die Gerichtsbarkeit des
Verfassungsgerichts in Steuerfragen genau eben wie auch in Budgetfragen beschneidet.

Wenn Du mir jetzt erklärst, dass das Bundesverfassungsgericht nicht in der Lage wäre, über
Steuerfragen zu entscheiden, nach einem ergangenen BGH-Urteil zum Beispiel, oder wenn
eine Prüfung des Budgetrechts durch das Bundesverfassungsgericht zum Beispiel im Wege
der Organklage etwa einer Partei des Deutschen Bundestags nicht möglich wäre, würde
ich Dir zustimmen. Aber die deutsche Verfassung lässt das eben zu, genau wie auch die
Klagemöglichkeit beim Bundesverfassungsgericht in diesen Fragen besteht.

(Der Redner ist damit einverstanden, eine Frage nach dem Verfahren der „blauen Karte“ gemäß
Artikel 149 Absatz 8 Geschäftsordnung zu beantworten.)
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Vytautas Landsbergis (PPE).   – Frau Präsidentin, ich möchte mich auf etwas beziehen,
was zuvor erwähnt wurde; die Rechte zukünftiger Generationen. Es erscheint in der
ungarischen Verfassung sehr einzigartig zu sein: etwas, das in der ungarischen Verfassung
verankert ist und scheinbar auch hier anerkannt wird.

Dies wirft eine Frage auf, die ich gerne stellen möchte und die sich mit dem Grundrecht
dieser möglichen Angehörigen zukünftiger Generationen befasst – dem Recht, geboren zu
werden. Ist die Sorge um die Zukunft menschlicher Wesen ein europäischer Wert – oder
nicht? Vielleicht kein europäischer, sondern nur ein ungarischer? In diesem Fall sollte
Europa dankbar auf Ungarn blicken, da es von diesem Land an einige Grundlagen erinnert
wurde.

Alexander Alvaro (ALDE). -   Ich schätze den Kollegen Landsbergis sehr. Ich kann
allerdings in seinem Wortbeitrag nicht die Frage erkennen. Wenn das keine Frage war,
dann nutze ich die Zeit für eine Stellungnahme.

Das Recht für zukünftige Generationen ist meines Wissens in keiner Verfassung
festgeschrieben. Darum geht es auch nicht. Es geht um die Frage der Würde des Menschen
– wir finden das u.a. in der deutschen, aber auch in anderen Verfassungen –, und da steht
in der ungarischen Verfassung nun auch nichts anderes. Darin sehe ich auch keinen
Widerspruch. Es ist die Frage, ob das in Zukunft eingeschränkt oder ausgestaltet wird.

Aber wie gesagt, ich habe Ihre Frage nicht ganz verstanden. Nachhaltigkeit, der Schutz
zukünftiger Generationen, der Anspruch auf eine gesunde Umwelt und Natur, der Schutz
der Lebensbedingungen, das ist etwas, das sich, wenn ich mich nicht irre, aus den
Verfassungsprinzipien aller Mitgliedstaaten herauslesen lässt und dem in vielen
höchstrichterlichen Urteilen entsprochen wurde. Ich glaube, auch zu Ihrer Zeit als Präsident
ist dies bei Ihnen nicht in Frage gestellt worden.

Kinga Gál (PPE).   – (HU) Frau Präsidentin, ich möchte meinen Kolleginnen und Kollegen
sowie Herrn Alvaro versichern, dass Ungarn ein Staat ist, in dem die Rechtsstaatlichkeit
noch vorherrscht. Ich möchte Frau in't Veld, Frau Göncz und Frau Benova versichern, dass
Ungarn immer noch die Grundrechte, die Menschenrechte und die Werte der Europäischen
Union achtet.

Ungarische Gesetze und die im April angenommene Verfassung entsprechen den Gesetzen
und Grundwerten der Europäischen Union. Ungarn hält sämtliche internationalen
rechtlichen Verpflichtungen und Zusagen ein und dies steht in der Tat sogar eindeutig im
Text der Verfassung, und wenn dem nicht so wäre, würde die Kommission sie vor den
Gerichtshof in Luxemburg bringen, um sie in einem formellen Verfahren anzufechten;
aber wir alle in dieser Kammer wissen, dass dies nicht der Fall ist. Meine Damen und Herren
Abgeordneten, die Frage danach, was in der Verfassung eines Landes enthalten ist und was
in einem bestimmten Mitgliedstaat auf einer anderen Ebene der Gesetzgebung behandelt
wird, ist ziemlich eindeutig eine Angelegenheit, die der nationalen Souveränität unterliegt.

In einer Demokratie, die auf der Volksvertretung beruht, liegt die Entscheidung darüber,
was auf der Verfassungsebene und was auf Ebene der allgemeinen Gesetzgebung geregelt
wird, in den Händen der im Zuge freier Wahlen gewählten Abgeordneten.

Was ich bis jetzt nicht an dieser Debatte verstanden habe ist, dass wir gelernt haben, dass
Gesetze, die nur von einer Zweidrittelmehrheit geändert werden können, deswegen
existieren, weil sie garantiert nicht missbraucht werden können. Wir brauchen eine
Verfassung mit Zweidrittelmehrheit, da dies eine Regelung ist, die Garantien gewährt. Jetzt
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müssen wir uns anhören, dass von Vielen Einwände gegen die Zweidrittelmehrheit
vorgebracht werden, die sie zuvor als Garantie betrachtet haben. Ich persönlich finde, dass
Sie nicht in der Lage sind, die Spielregeln der Demokratie anzuerkennen. Darüber hinaus
bezieht sich, wie mein Kollege bereits erwähnte, die neue ungarische Verfassung auf die
Charta der Grundrechte, was ein neues Verfassungselement darstellt und sie betrachtet die
Minderheiten Ungarns als integralen Bestandteil der politischen Gemeinschaft Ungarns.
Die Kommissarin des Ungarischen Parlaments für zukünftige Generationen sagte, dass sie
den Umweltschutz und die Verantwortung für zukünftige Generationen auf ein
herausragendes Maß anhebt. So wie wir über diese Verfassung sprechen, könnten wir auch
über jede andere europäische Verfassung sprechen. Sie sprechen immer nur über
Unterschiede, und wenn etwas einen anderen Wert vertritt, bedeutet dies nicht, dass es
besser oder schlechter wäre. Es ist eben anders und als Ungarin würde ich es begrüßen,
wenn Sie dies im Sinne des Grundsatzes „In Vielfalt geeint“ respektieren könnten.--

(Die Rednerin erklärt sich damit einverstanden, auf eine „Blue-Card“-Frage gemäß Artikel 149
Absatz 8 zu antworten)

Vladimír Maňka (S&D).   – (SK) Frau Präsidentin, ich habe heute eine Einladung für die
Ausstellung „Bridges Between Nations“, also Brücken zwischen den Nationen, erhalten,
die Ihr Kollege organisiert hat. In dieser Einladung verwendete er den Grundsatz des
Gründers der EU, Jean Monnet, der sagte, dass die Union von Menschen errichtet wurde.
Frau Gál, Verfassungen und Brücken müssen ebenfalls von Menschen errichtet werden.
Ich möchte Sie fragen, warum die Koalition in Ungarn nicht möchte, dass die Opposition
an der Ausarbeitung der Verfassung beteiligt wird.

Kinga Gál (PPE).   – (HU) Die Opposition hatte die Möglichkeit, an der Arbeit des
Parlaments teilzunehmen. Die Opposition beschloss, nicht an dieser Arbeit teilzunehmen,
und wir respektieren ihre Entscheidung. Stattdessen möchten die Angehörigen der
Opposition, wie wir sehen können, diese Debatte hier führen, was die ungarische
Öffentlichkeit nicht wirklich nachvollziehen kann.

(Die Rednerin erklärt sich damit einverstanden, auf eine „Blue-Card“-Frage gemäß Artikel 149
Absatz 8 zu antworten)

Alexander Alvaro (ALDE). -   Nein, im Grunde genommen ist das ganz einfach. Nachdem
ich jetzt auch schon von anderen gehört habe, dass andere Mitgliedstaaten vor ihrer Haustür
kehren und die Verfassungen überprüfen sollten, kann mir ja vielleicht die Kollegin Gál –
weil sie so explizit gesagt hat, dass andere Mitgliedstaaten vor ihrer Haustür kehren sollten
– einen Verfassungsartikel aus einem Mitgliedstaat der Europäischen Union zitieren, den
sie unter diese Kategorie "vor der eigenen Haustür kehren" subsumieren würde. Wo ist also
die konkrete Kritik an der Verfassung eines anderen Mitgliedstaats, die hier angesprochen
werden müsste? Dann müssen wir uns dieser Diskussion natürlich auch stellen.

Kinga Gál (PPE).   – (HU) Auf konstitutioneller Ebene wird nicht ausgesagt, dass jeder vor
seiner eigenen Haustür kehren sollte. Herr Alvaro, ich sagte auch Ihnen, als liberalen
Abgeordneten, dass diejenigen, die das Recht, in allen Bereichen verschieden zu sein, achten
und betonen, auch akzeptieren können sollten, dass dieses verschieden sein auch in der
Geisteshaltung, der Auswahl der Werte und dem Aufbau der Verfassungen auftreten kann.
Das ist es, was ich sagen wollte. Dies bedeutet nicht, dass wir die Grundwerte der EU nicht
achten oder nicht vollständig die Voraussetzungen des europäischen oder internationalen
Rechts erfüllen.
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(Die Rednerin erklärt sich damit einverstanden, auf eine „Blue-Card“-Frage gemäß Artikel 149
Absatz 8 zu antworten)

Csaba Sándor Tabajdi (S&D).   – (HU) Frau Gál, ich möchte Ihnen eine Antwort dazu
geben, warum die Regelung, dass Verfassungsänderungen nur mit der Unterstützung einer
Vierfünftelmehrheit der Abgeordneten vorgenommen werden konnten, geändert werden
musste. Diese Regelung, die von einer parlamentarischen Mehrheit verabschiedet wurde,
die in den Jahren 1994 bis 1998 72 % der Stimmen erhielt, schützte die Rechte politischer
Minderheiten und der Opposition, und sie wurde von Fidesz abgeschafft. Worin lag der
Grund dafür? Infolge dieser fehlenden Garantie beteiligte sich die Opposition nicht an der
Arbeit; es ging nicht darum, dieses Rechts beraubt worden zu sein, da diese Regelung
geändert wurde. Kommissarin Reding, ich möchte Ihre Aufmerksamkeit darauf richten.

Kinga Gál (PPE).   – (HU) Herr Tabajdi, ich bin erst seit 1990 Mitglied des Ungarischen
Parlaments aber meine Kolleginnen und Kollegen, die damals Abgeordnete waren, oder
sogar damalige Fraktionsvorsitzende und Sprecher des Hauses sagen aus, dass eine solche
Regelung nicht bestand. Das stimmt nicht. Ich denke, Sie sollten diese Debatte im
ungarischen Parlament führen; dies liegt völlig außerhalb des Geltungsbereich der Debatten,
die im Europäischen Parlament geführt werden.

Boris Zala (S&D).   – (SK) Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, die neue ungarische
Verfassung ist möglicherweise die reaktionärste Verfassung Europas.

Dies ist die eine Seite der Medaille, aber auf der anderen Seite stellt sie auch eine Gefahr auf
internationaler Ebene dar. Einige Damen und Herren Abgeordneten sagten, dass dies eine
souveräne Angelegenheit Ungarns wäre. Das ist wahr, aber diese Verfassung verletzt die
Souveränität anderer Staaten. Frau Kommissarin, dies ist eine äußerst dringliche
Angelegenheit. Sie untergräbt die Friedensvereinbarung in Europa. Sie untergräbt die
Grenzen zwischen den Staaten. Sie macht sich offenkundig die Minderheiten in
Nachbarstaaten zunutze, um extrem nationalistische Zwecke zu erreichen. Sie ist voll vom
Geiste Großungarns. Im Zusammenhang mit der Erteilung der Staatsbürgerschaft aus rein
ethnischen Gründen, unabhängig vom Wohnort, der Beschäftigung oder der
Familienzugehörigkeit, wird eine Büchse der Pandora des extremen Nationalismus geöffnet,
wie wir ihn seit dem Ende des Zweiten Weltkriegs nicht mehr gesehen haben. Das ist noch
nicht alles. Die Verfassung macht es möglich, dass Ungarn, die permanent in Nachbarstaaten
leben, das Wahlrecht erteilt wird. Können Sie sich vorstellen, dass ungarische Parteien
einen Wahlkampf in einem anderen Land unternehmen? Kurz gesagt, wird die ungarische
Verfassung zur vollkommenen Destabilisierung Mitteleuropas führen. Sie bringt den Geist
des Balkankrieges nach Mitteleuropa. Der Sprecher des Ungarischen Parlaments, László
Kövér, sagte erst kürzlich in Verbindung mit dem Gabčíkovo-Nagymaros-Damm, dass ein
militärischer Einsatz der ungarischen Seite nötig wäre und dass die Friedensverträge von
Paris nicht für die Slowakei gelten würden; er zweifelte darüber hinaus im Einklang mit
der geistigen Haltung dieser Verfassung die Grenzen der Slowakei an.

Ich denke, dass sowohl für die Europäische Union als auch für das Europäische Parlament
die Zeit gekommen ist, dieser gefährlichen nationalistischen Politik ein entschiedenes
„Nein“ entgegenzubringen, solange noch Zeit ist.

Nathalie Griesbeck (ALDE).   – (FR) Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, dies ist
eine faszinierende Debatte und dennoch sollte ich sagen, vielleicht ein wenig direkt, dass
wir dieses Thema nicht durcheinanderbringen sollten. Heute Nachmittag habe ich den
Eindruck, dass wir uns ein wenig von der politischen Scheinheiligkeit wegbewegen, da es
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nicht darum geht, die Verfassung eines Mitgliedstaats der Europäischen Union wie Ungarn
in Frage zu stellen, das selbstverständlich mit seinem Volk allein für seine Souveränität
zuständig ist. Jedoch ist dies in diesem Parlament eine Frage, und in meinem Fall eine Sorge,
die das Rechtssystem der EU betrifft, also eine Frage nach der Übereinstimmung im Hinblick
auf unsere gemeinsamen Werte und den Aufbau Europas, das durch die Grundgesetze der
Mitgliedstaaten und andere nationalen Gründungstexte erschaffen wurde.

Jedoch bestehen Widersprüche in Bezug auf die Nicht-Diskriminierung, den Respekt für
Minderheiten, Probleme mit dem Pluralismus und in Bezug auf die Opposition, die
herausgefordert erscheint. Daher wird, meine Damen und Herren, wenn alles ohne
Komplikationen verläuft, wie einige der Rednerinnen und Redner an diesem Nachmittag
zu sagen scheinen, das exekutive Kollegium darüber entscheiden, ob die ungarische
Verfassung den fundamentalen Grundlagen unserer EU vereinbar ist und diesen rechtlich
entspricht, und somit werden sich die Dinge klären. Die Glaubwürdigkeit des Rechtssystems
der EU und somit auch der Europäischen Union hängt davon ab.

Seán Kelly (PPE).   – Frau Präsidentin, dies ist eine leidenschaftliche, belebende, wenn
auch eine etwas kontroverse Debatte, aber dennoch genieße ich diesen Ausdruck der
Demokratie. Es muss gesagt werden, dass wir dazu berechtigt sind, dieses Thema zu
diskutieren, da Ungarn ein Teil der Europäischen Union ist.

Aber Ungarn ist ebenfalls dazu berechtigt, eine Verfassung zu besitzen und diese ist mit
Sicherheit besser als die alte Verfassung von 1949, die von den Kommunisten eingebracht
wurde. Es ist ein wahrhaftiger Versuch, moderne Werte im europäischen Zusammenhand
widerzuspiegeln. Während die Menschen über einige Bestandteile dieser Verfassung streiten
werden, muss gesagt werden, dass eine Verfassung jederzeit durch ein Referendum geändert
werden kann und wenn wir auf der Ebene der Europäischen Union finden, dass einige
Aspekte nicht den europäischen Gesetzen und Werten entsprechen, kann dies gemacht
und die Änderungen übernommen werden.

Es muss ebenfalls gesagt werden, dass diese Verfassung am 18. April mit 262 Stimmen
dafür und 44 Stimmen dagegen angenommen wurde und das ist ein Ausdruck der
Demokratie. Die Menschen haben sich gegen einige Aspekte dieser Verfassung
ausgesprochen, beispielsweise gegen die Bezugnahme auf das Christentum und Gott, aber
das ist nichts neues. Diese finden sich auch in der deutschen, der polnischen und der irischen
Verfassung. Als Christdemokrat freue ich mich außerordentlich darüber, dass ein Bezug
zu Gott und dem Christentum genommen wird, da dies ein grundlegender Teil unserer
Kultur und Geschichte ist, und dich denke, dass es viel besser ist, dies einzubeziehen, statt
es auszuschließen und eine gottlose Gesellschaft zu erschaffen.

Die Menschen haben sich ebenfalls dagegen ausgesprochen, dass die Staatsbürgerschaft
an Menschen verliehen wird, die außerhalb Ungarns leben, aber auch bei uns in Irland gab
es die Möglichkeit, Menschen Pässe auszustellen, die offiziell in Nordirland leben, das ein
Teil des Vereinigten Königreichs ist. Dies kam der Situation eher zugute, als ihr zu schaden,
und nun sind unsere Beziehungen mit dem Vereinigten Königreich besser als je zuvor, wie
sich durch den Besuch von Queen Elizabeth vor zwei Wochen zeigte.

Die Menschen sprachen sich gegen die Definition der Ehe, des Lebens und so weiter aus,
aber wie ich schon sagte, wenn es Schwachstellen gibt, werden diese im Zuge eines
Referendums behandelt. Schließlich muss Ungarn dafür gelobt werden, dass eine
Obergrenze für die Staatsverschuldung eingebracht wurde, die sehr wichtig ist. Wenn wir
so etwas in unserer irischen Verfassung gehabt hätten, wären wir vielleicht nicht in den
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aktuellen finanziellen Schwierigkeiten. Also gibt es wirklich viel Gutes in dieser Verfassung,
und wenn wir in Betracht ziehen, uns eine neue Verfassung zuzulegen, können wir viel
davon lernen, was Ungarn getan hat.

Glenis Willmott (S&D).   – Frau Präsidentin, in Bezug auf diese Verfassung gibt es eine
Reihe von Problemen, aber ich möchte mich auf ein Kernelement konzentrieren. Ich beziehe
mich darauf, dass die vorgeschlagene Verfassung keinerlei Schutz vor Diskriminierung auf
Grundlage der sexuellen Ausrichtung bietet. Die einzig anerkannte Art von Ehe wäre die
zwischen einem Mann und einer Frau. Wir haben in ganz Europa einen langen Kampf für
die LGBT-Rechte geführt, und wir dürfen nicht zulassen, dass Ungarn diesen Schritt zurück
unternimmt.

Die Rechte der Homosexuellen sind durch die Charta der Grundrechte der EU geschützt.
Aber darüber hinaus sollten gleichgeschlechtliche verheiratete Paare in der Lage sein, sich
frei in Europa zu bewegen und ihre Partnerschaft rechtlich anerkennen zu lassen, egal, wo
sie sich befinden. Ja, die Ungarn dürfen über die ungarische Verfassung entscheiden. Jedoch
wird jedem Mitgliedstaat die Verantwortung zuteil, die europäische Gemeinschaft zu
respektieren, zu der er gehört. Der Schutz der LGBT-Gemeinschaft ist ein Grundsatz der
Europäischen Union, und Ungarn kann dies nicht außer Acht lassen.

Eduard Kukan (PPE).   – (SK) Frau Präsidentin, das heutige Europa basiert auf Werten, die
uns vereinen und uns die Möglichkeit geben, zusammenzuarbeiten und einander zu
respektieren. Wir möchten ebenfalls betonen, dass jeder Staat das Recht besitzt, seine
eigene Verfassung durch demokratisch gewählte Vertreter anzunehmen. Die neue
ungarische Verfassung berührt allerdings Themen, die seine davon betroffenen Nachbarn
für heikel erachten. Ich spreche, beispielsweise, über Artikel 23. Dieser sieht die Möglichkeit
vor, dass Mitgliedern der ungarischen Minderheit in den Nachbarstaaten das Wahlrecht
erteilt wird, solange sie bereit sind, die ungarische Staatsbürgerschaft anzunehmen. Genau
hier liegt das Problem. Die ungewöhnlichen Kriterien für das Erlangen der ungarischen
Staatsbürgerschaft, in anderen Worten ohne eine natürliche Verbindung zu Ungarn, eröffnet
die Möglichkeit, dass politische Verbindungen zwischen einem Staat und seinen Bürgern
entstehen, die keine wirkliche Verbindung zu diesem Staat haben.

Ich sehe ebenfalls Probleme bei der Formulierung in Abschnitt D. Es wird viel geredet über
eine einheitliche ungarische Nation, gemeinsame Rechte, die Unterstützung der
Selbstregierung in anderen Ländern auf Grundlage der Volkszugehörigkeit und die
Verantwortung Ungarns für alle Ungarn. Daher gibt es in Absatz 4 Spielraum für
extra-territoriale Auswirkungen dieser Verfassung.

Die slowakische Regierung bemüht sich um eine friedliche, geschäftsmännische Diskussion
über dieses Thema auf bilateraler Ebene. Jedoch werden diese Bemühungen von der
ungarischen Seite abgelehnt. Da die Verfassung noch nicht in Kraft getreten ist, denke ich
also, dass dies die richtige Zeit ist, um darüber zu diskutieren und zu erklären, wie ihre
negativen Auswirkungen aussehen könnten.

Eine Sache möchte ich noch sagen: Im Zuge unserer aktuellen Politik der EU-Erweiterung
versuchen wir, die nachbarschaftlichen Beziehungen zwischen den zukünftigen Staaten
auf Grundlage unserer europäischen Werte zu klären. Meine Damen und Herren, stellen
Sie sich einmal vor, wie die Union reagieren würde, wenn Serbien sich beispielweise heute
entschließen würde, Bürgern in Bosnien und Herzegowina massenhaft Staatsbürgerschaften
auszustellen, oder wenn Albanien den Bürgerinnen und Bürgern von Mazedonien die
Staatsbürgerschaft gewähren würde. Ich möchte noch einmal sagen, dass wir nur in einer
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Situation des gegenseitigen Respekts für Werte und Zusammenarbeit in der Lage sind, die
Gespräche über die gemeinsame zukünftige Entwicklung der Europäischen Union
fortzusetzen.

Kinga Göncz (S&D).   – (HU) Frau Präsidentin, ich habe Sie schon drei Mal gebeten, mir
das Wort zu erteilen, und ich bin froh, dass Sie mir das Wort infolge meines dritten Ersuchs
erteilen konnten. Zunächst möchte ich etwas richtigstellen. Es kam die Frage danach auf,
ob die Verfassung diese spezielle Vierfünftelmehrheit enthielt oder nicht. Sie war in der
Geschäftsordnung des Parlaments enthalten, wurde aber auf den Vorschlag von Fidesz hin
abgeschafft. Ich möchte Herrn Kukan gerne Folgendes fragen: Als Herr Markert von der
Venedig-Kommission hier war und die Zweidrittelmehrheit angesprochen wurde – die
auch hier immer wieder erwähnt wird – bestätigte er, dass die Zweidrittelmehrheit existiert.
In solchen Fällen würde man unbedingt Zurückhaltung erwarten, aber davon kann ich
nichts erkennen. Also lautet meine Frage an Herrn Kukan, ob er die angesprochenen
Themen bereits mit den Parteimitgliedern der Fidesz im Europäischen Parlament besprochen
hat. Ist seiner Meinung nach die Absicht erkennbar, diese Punkte in der Verfassung zu
ändern?

Eduard Kukan (PPE).   – Frau Präsidentin, ist diese Frage an mich gerichtet? Meine ehrliche
Antwort lautet: Ich kann Ihre Frage nicht beantworten.

Sylvie Guillaume (S&D).   – (FR) Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, der neuen
von der Orbán-Regierung erarbeiteten Verfassung mangelt es nicht an verblüffenden
Artikeln, wie meine Kolleginnen und Kollegen bereits anmerkten.

Das Kapitel über das Privatleben scheint der Höhepunkt einer Verfassung zu sein, die, wie
wir feststellten, ausschließlich auf christlich-religiösen Verweisen und traditionellen
Familienwerten beruht. Es scheint so, als ob dieser Text ebenfalls die Beschränkung des
Rechts auf Abtreibung zulässt, indem gesagt wird, und ich zitiere, „dass das Leben des Fötus
vom Zeitpunkt der Empfängnis an geschützt wird“. Die ungarische Regierung ließ in diesem
Bereich ihren Worten Taten folgen, indem eine Anti-Abtreibungs-Kampagne ins Leben
gerufen wurde, die scheinbar immer noch Finanzmittel des europäischen
PROGRESS-Programms einsetzt (Gemeinschaftsprogramm für Beschäftigung und soziale
Solidarität).

In einer Zeit, in der die Europäische Union sich dem Fortschritt und der Gleichberechtigung
der Geschlechter als Grundwerte verschrieben hat, ist es irgendwie überraschend, dass
europäische Finanzmittel für eine derartige Kampagne eingesetzt werden. Ich möchte
daher die Möglichkeit dieser Aussprache nutzen, die Kommission in Bezug auf die
Bestätigung der Finanzierung für diese Kampagne im Zuge des PROGRESS-Programms
zu befragen.

(Der Redner erklärt sich damit einverstanden, auf eine „Blue-Card“-Frage gemäß Artikel 149
Absatz 8 zu antworten)

Ildikó Gáll-Pelcz (PPE).   – (HU) Frau Guillaume, ich möchte Ihnen eine Frage stellen.
Inwiefern haben sich Ihrer Meinung nach die Bestimmungen in Bezug auf das Konzept der
Abtreibung und die Regelungen zum Thema Abtreibung in der neuen Verfassung im
Vergleich zur vorherigen Verfassung geändert?

Sylvie Guillaume (S&D).   – (FR) Frau Präsidentin, ich möchte die Kommission dazu
auffordern, eine Reaktion zum besagten Programm abzugeben. Ich habe diese Frage bereits
an die Kommission gerichtet und warte auf eine Antwort, um herauszufinden, on diese
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tatsächlich bestätigen kann, dass diese Mittel wirklich für diese Kampagne verwendet
wurden.

Victor Boştinaru (S&D).   – (RO) Frau Präsidentin, ich möchte Ihre Aufmerksamkeit
speziell auf die Bestimmungen der überarbeiteten ungarischen Verfassung richten, die sich
auf die kollektiven Rechte der im Ausland lebenden ungarischen ethnischen Minderheiten
beziehen und auf die ausdrückliche Erklärung, in diesem Fall des Grundsatzes der
Extraterritorialität, die beide unverhohlen die OSZE-Standards verletzen sowie die
Beurteilungen der Venedig-Kommission, die in ähnlichen Fällen wiederholt abgegeben
wurden. Ich beziehe mich zugunsten von Herrn Weber auf Artikel D.

Dies ist inakzeptabel, und ich möchte Sie daran erinnern, dass dies bereits Auswirkungen
hat. Letzte Woche hielt Herr Tőkés, der Vizepräsident des Europäischen Parlaments, die
offizielle Eröffnung eines Amtes für die Vertretung der Székely-Region im ungarischen
Haus der Regionen ab, das in Rumänien nicht existiert.

Ich bin der festen Überzeugung, dass der Bericht der Venedig-Kommission bestätigen wird,
dass diese Verletzungen stattgefunden haben. Ich möchte Ihnen also folgende Frage stellen:
Was wird die Europäische Kommission in dieser Sache unternehmen wollen und können?
Schließlich möchte ich folgende Frage stellen, vor allem an die deutschen und französischen
Abgeordneten, die hier in Straßburg, dem Symbol der historischen Versöhnung zwischen
Deutschland und Frankreich, anwesend sind, auf der unsere Europäische Union aufgebaut
wurde: Können Sie es erlauben, dass die Dämonen des Nationalismus auf Europa losgelassen
werden, ohne unserer Projekt der Europäischen Union zu zerstören?

(Der Redner erklärt sich damit einverstanden, auf eine „Blue-Card“-Frage gemäß Artikel 149
Absatz 8 zu antworten)

József Szájer (PPE).   – (HU) Herr Boştinaru, ich habe zwei Fragen, die ich Ihnen gerne
stellen würde: Erlauben die Gesetze Rumäniens, dass Personen rumänischer
Staatsangehörigkeit die Staatsbürgerschaft erteilt wird, auch wenn diese nicht auf
rumänischem Boden leben? Das ist meine erste Frage. Meine zweite Frage ist: Gibt es ein
Gesetz, das besagt, dass diese rumänischen Bürgerinnen und Bürger, die außerhalb
Rumäniens leben, an den Wahlen für die Nationalversammlung und den Senat teilnehmen
können?

Victor Boştinaru (S&D).   – (RO) Sehr geehrter Herr Abgeordneter, ich möchte Sie daran
erinnern, dass ich mich ausschließlich auf europäische Normen und Grundsätze bezogen
habe, die allgemein anerkannt werden, und nicht auf irgendwelche rechtlichen oder
verfassungsrechtlichen Bestimmungen in Rumänien. Jedoch möchte ich Ihre Frage
beantworten, indem ich sage, dass es keinen Rechtsakt in Rumänien gibt, der den Grundsatz
der Extraterritorialität und kollektive Rechte verfügt. Ich habe mich darauf bezogen, als
ich die Uneinigkeit mit der Beurteilung der Europäischen Kommission erwähnte. Wenn
in einem der Mitgliedstaaten der EU eine Verletzung dieser Werte erkannt wird, unterliegt
es der Europäischen Union, eine entschiedene Antwort zu geben, egal, um welchen Staat
es sich handelt. So lautet meine Antwort.

Debora Serracchiani (S&D).   – (IT) Frau Präsidentin, die neue ungarische Verfassung
beschränkt die Möglichkeit des Eingreifens durch Aufsichtsbehörden wie dem
Verfassungsgericht, und sie weitet die Macht der Exekutive aus, wodurch das normale
System der Gewaltenteilung in Frage gestellt wird.
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Die sozialen Rechte wurden vernachlässigt und die Bedürftigen werden nur unterstützt,
wenn sie sich dazu bereit erklären, gemeinnützige Arbeit zu verrichten. Schließlich wurde
das Recht auf Selbstverteidigung gewährt und Waffen können selbst ohne Lizenz zu Hause
aufbewahrt werden. Das Recht auf Abtreibung wurde abgeschafft und hochgradig
diskriminierende Gesetze gegenüber Homosexuellen wurden eingeführt.

All dies steht im Widerspruch mit der Richtlinie 2000/78/EG, die einen allgemeinen
Rahmen für den Kampf gegen Diskriminierung darstellt. Ich frage die Kommissarin daher,
welche Vorgehensweise sie beabsichtigt, angesichts der Tatsache, dass die in der neuen
ungarischen Verfassung enthaltenen Grundrechte wohl kaum mit denen der Europäischen
Union und denen der Charta der Grundrechte der Europäischen Union vereinbar sind.

Emine Bozkurt (S&D).   – (NL) Frau Präsidentin, ich freue mich, dass Kommissarin Reding
an dieser Aussprache teilnimmt, die sich damit befasst, wie die europäischen Werte der
Demokratie am besten verteidigt werden können. Ihre Abwesenheit war während der
vorhergehenden Debatten über das ungarische Mediengesetz spürbar, als dieselben Werte
auf dem Spiel standen. Was die Verfassung angeht, so hat jeder Staat das Recht die Vertreter
der eigenen Regierung zu wählen. Die Regierung ist dafür verantwortlich, sich für die
Interessen ihres Volkes einzusetzen, ihres gesamten Volkes.

Im Fall Ungarn trifft die Mehrheitspartei Fidesz die Entscheidungen über den Inhalt einer
neuen Verfassung. Indem die Verfassung auf diese Weise geändert wird, ohne die anderen
Parteien oder Organisationen der Zivilgesellschaft einzubeziehen, untergräbt sie den
demokratischen Prozess, entzieht dem Ganzen die Dynamik und droht, das Exklusivrecht
einer einzigen Partei durchzusetzen. Die Mehrheit auf Kosten der Minderheit. Eine wahre
Demokratie wird daran bemessen und beurteilt, wie sie die Minderheiten in ihrem Land
behandelt. Speziell eine Minderheit, die LGBT-Gemeinschaft, wird besonders von einer
Verfassung betroffen sein, die im 21. Jahrhundert zu einem Schritt zurück in antiquierte
Lebensweisen führt. Dies bedeutet, zurück in die Zeit zu reisen und nicht mit der Zeit zu
gehen. Vom EU-Ratsvorsitz erwarten wir Besseres.

( (Die Rednerin erklärt sich damit einverstanden, auf eine „Blue-Card“-Frage gemäß Artikel 149
Absatz 8 zu antworten)

József Szájer (PPE).   – (HU) Meine Damen und Herren, entschuldigen Sie bitte, dass ich
so oft das Wort ergreife, aber ich war persönlich an der Ausarbeitung dieser Verfassung
beteiligt, und es beunruhigt mich ungemein, Missverständnisse zu hören, seien sie nun
absichtlicher oder versehentlicher Natur. Genau aus diesem Grund möchte ich Frau Bozkurt
Folgendes fragen, nachdem sie behauptet hat, dass es zu diesem Thema keine Konsultation
gegeben habe: Wussten Sie, dass 917 000 ungarische Bürgerinnen und Bürger den
Fragebogen mit zwölf Fragen beantwortet haben, mit dem Ungarn und die ungarische
Regierung mit den Bürgerinnen und Bürgern über die wichtigen Themen in der Verfassung
beraten haben? Direkt mit den ungarischen Bürgerinnen und Bürgern; in der Tat haben
sich 10 % der Gesamtbevölkerung an der Befragung beteiligt. Kennen Sie zufällig irgendeine
andere europäische Verfassung, der so umfassende Befragungen vorausgegangen sind?

Emine Bozkurt (S&D).   – (NL) Frau Präsidentin, diese Dinge werden ständig
heruntergespielt. Können Sie mir dennoch erklären, warum es hier so viel Widerstand
gegeben hat, warum Abgeordnete aller Fraktionen behaupten, dass dies falsch ist? Warum
haben wir dann diese Aussprache?
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Ich glaube nicht, dass diese Aussprache stattfinden würde, wenn alles gut gelaufen wäre.
Können Sie sagen, welcher Partei die Leute angehören, die diese 17 000 Formulare verschickt
haben? An wen wurden sie weitergegeben? Ich möchte gerne einige Antworten von Ihnen
hierzu hören.

Ildikó Gáll-Pelcz (PPE).   – (HU) Frau Präsidentin, Frau Bozkurt, um Ihre Frage zu
beantworten: Alle haben dieses Schreiben erhalten, in dem sie ihre Meinung äußern konnten.
Danke für diese Gelegenheit zu einer Aussprache, denn auf diesem Wege kann ich Ihnen
sagen, wie sehr ich mich über die Entstehung der ungarischen Verfassung gefreut habe. Es
ist eine schmerzliche Tatsache, dass die 20 Jahre, die seit dem Niedergang des Kommunismus
vergangen sind, nicht ausreichend waren, um eine neue Verfassung zu schaffen. Wir haben
diese Übergangszeit jetzt beendet und eine neue Verfassung eingeführt, die auf nationaler
Einigkeit beruht. Unsere neue Verfassung ist die Zusammenstellung unserer gemeinsamen
Werte; sie beginnt mit unserem wunderschönen nationalen Glaubensbekenntnis, das auch
die Bedeutung unserer gemeinsamen europäischen Werte betont, und verleiht unseren
christlichen Wurzeln und der Familie – unseren Grundwerten – die gebührende
Wertschätzung. Es ist mehr als beruhigend, dass in der neuen Verfassung der ungarische
Staat die Verantwortung für sein Bürgerinnen und Bürger sowohl innerhalb als auch
außerhalb der Grenzen übernimmt und nicht zulässt, dass die Staatsverschuldung überhand
nimmt; unter anderem legt sie die Verantwortung der Eltern für ihre Kinder fest.

Ádám Kósa (PPE).   – (HU) Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, ich freue mich,
dass ich zum Abschluss der Aussprache das Wort ergreifen kann, denn leider muss ich
sagen, dass ich zum Ende des Tages keine gezielte Kritik von Ihnen gehört habe. Zweitens
können wir Abgeordnete in einem Bereich von nationaler Kompetenz kein Mitspracherecht
haben. Aber jetzt, da mir das Wort erteilt wurde, möchte ich lieber keine Kritik äußern,
sondern im Namen von 80 Millionen Menschen, die mit Behinderungen leben, eine
Empfehlung aussprechen. Die ungarische Verfassung ist die einzige europäische Verfassung,
die spezielle Vorkehrungen und Hilfsmaßnahmen für Menschen mit Behinderungen enthält.
Ich würde demnach vorschlagen, dass Sie ähnliche Bestimmungen in die Verfassung Ihres
jeweiligen Landes aufnehmen. Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit.

Monika Smolková (S&D).   – (SK) Frau Präsidentin, die beispiellose Erklärung des
zweithöchsten Vertreters der ungarischen Republik, des ungarischen Parlamentspräsidenten
László Kövér, der den Pariser Vertrag und die Grenzen in Frage gestellt hat, bestätigt nur
das Maß an Revisionismus, das in der ungarischen Politik Anwendung findet.

Es ist bedauernswert, dass die Regierung von Iveta Radičová in der Slowakei unter dem
Vorwand der Nichtkonfrontation ihre eigene Unfähigkeit verbirgt, sich zu der doppelten
Staatsbürgerschaft, zur Verfassung der ungarischen Republik, zu den Wahlrechten der
Ungarn, die in den Nachbarländern leben, und zu den Erklärungen des ungarischen
Parlamentspräsidenten zu äußern.

Ich bin über die Ungeschicklichkeit unserer Regierung besorgt, aber das Schweigen der
europäischen Institutionen ist ebenfalls erstaunlich, so als ob sie diesen Verstoß gegen das
europäische Recht seitens des Landes, das den Ratsvorsitz innehat, nicht sehen wollten.

Ich hoffe, dass die Vertreter der europäischen Institutionen aufmerksam zuhören werden
und die Situation in Ungarn überwachen, und dass sie sehr bald eine kompromisslose
Erklärung zu der Untergrabung der Grenzen und des Pariser Friedensvertrags und zu einer
ungarischen Verfassung abgeben werden, in der die Unterstützung für die kollektiven
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Rechte ungarischer Minderheiten und die Schaffung kollektiver Bereiche mit
Selbstverwaltung verankert sind.

Csaba Sándor Tabajdi (S&D).   – (HU) Frau Präsidentin, Frau Kommissarin Reding, ich
wende mich an Sie. Es ist offensichtlich, dass die ungarische Verfassung an sich keine solch
umfassende europäische Debatte hervorgerufen hätte, aber leider steht Ungarn nach sechs
Monaten wieder auf der Tagesordnung, als wir uns das Mediengesetz angeschaut haben.
In der Tat ist es nicht die Verfassung an sich, sondern die antidemokratischen Praktiken,
die sich in Ungarn etabliert haben: Richter, Polizisten und Menschen, die in private
Rentenfonds einzahlen, werden ihrer erworbenen Rechte enthoben. Frau Kommissarin,
welchen Grund gibt es dafür, dass dem Verfassungsgericht und den Bürgerbeauftragten
ihre erworbenen Rechte genommen werden? Sie gefährden die Unabhängigkeit der Gerichte;
sie haben bereits die Unabhängigkeit der Medien an sich gerissen. Dies sind alle äußerst
wichtige und äußerst gefährliche Elemente. Frau Kommissarin, ich würde Ihnen gerne die
30-seitige Kritik der Venedig-Kommission überreichen. Dieses Gremium hat eine äußerst
ernste Kritik formuliert, und ich hoffe inständig, dass die Europäische Kommission und
Sie insbesondere endlich ihre Aufgabe ernst nehmen wird, denn Sie sollten die Hüterin der
europäischen Verträge sein. Bitte machen Sie Ihre Arbeit!

Ivo Vajgl (ALDE).   – (SL) Frau Präsidentin, der ungarische Ratsvorsitz überraschte uns
ganz zu Anfang mit einem ungewöhnlichen Geschenk, einer Karte von Groß-Ungarn,
einer Karte eines Traums, der offensichtlich nur in einem vereinten, demokratischen Europa
Wirklichkeit werden kann und der nicht die Vergangenheit heraufbeschwört.

Die heutige Aussprache ist Zeugnis dieses Nationalismus, und überzogener Nationalismus
noch dazu ist einer der Gründe für Aufspaltungen. In der Region, aus der ich stamme,
haben wir den letzten Jahrzehnten sehr viele Probleme wegen des Nationalismus gehabt.

Ich fordere die ungarischen Abgeordneten und die Vertreter der ungarischen Behörden
auf, mit den nationalistischen Spielchen aufzuhören und nicht mit Friedensverträgen
herumzuspielen, die nicht realisiert werden und die sie als ungerecht empfinden. Ansonsten
wird der Vertrag von Trianon für uns alle etwas symbolisieren, das nicht gut ist.

Sophia in 't Veld (ALDE).   – Frau Präsidentin, ich würde die Kolleginnen und Kollegen
auf dieser Seite des Parlaments gerne um eine Klarstellung bitten, denn während der
Aussprache haben Sie fest darauf bestanden, dass jeder Mitgliedstaat das Recht hat, Gesetze
zu erlassen, die er für geeignet ansieht, sofern es dafür eine demokratische Mehrheit gibt,
und dass diese Gesetze von anderen Ländern anerkannt werden sollten. Könnte ich vielleicht
Herrn Szájer, im Namen der EPP-Fraktion, um eine Antwort auf die Frage bitten, ob das
bedeutet, dass Ungarn und die anderen vertretenen Länder ab jetzt auch das niederländische
Ehegesetz anerkennen werden, das die Eheschließung gleichgeschlechtlicher Paare zulässt?

Jacek Olgierd Kurski (ECR).   – (PL) Frau Präsidentin, diese Aussprache erinnert mich an
eine andere Aussprache, die vor mehreren Monaten zu den Mediengesetzen in Ungarn
stattfand. Sowohl die damalige Aussprache als auch diese sind lediglich ein Vorwand, um
Ungarn anzugreifen. Die europäische politische Korrektheit kann nicht die Tatsache tragen,
dass es ein Land gibt, in dem der Konservatismus siegt, dass es ein Land in Europa gibt, in
dem die nationalen Interessen effektiv protegiert werden und dass es ein Land in Europa
gibt, das zu echten Werten zurückkehrt. Dies ist ein Angriff auf die ungarische Regierung,
weil sie nach einem halben Jahrhundert durch korrupte kommunistische Regierungen und
deren politischen Nachkommen das Land erfolgreich gerettet hat. Jetzt ist die Verfassung
an der Reihe. Während die europäische politische Korrektheit sich eindringlich von den
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christlichen Wurzeln distanziert, haben die Ungarn es gewagt, diese mit Stolz in ihrer
Verfassung zu verankern. Während Brüssel Weltbürgertum vorantreibt, hebt Budapest
seine heroische nationale Vergangenheit hervor. Die Ungarn konzentrieren sich auf ihre
nationale Identität, ihren eigenen Staat und gesunden Menschenverstand. Die Welt ist
endlich wieder auf der Seite der Rechte. Der Kommunismus wird als Tyrann beschrieben,
und eine Ehe ist schließlich eine Beziehung zwischen Mann und Frau. Ich hoffe, dass die
zukünftigen Generationen der Ungarn stolz auf diese gute Verfassung sein werden.

Csaba Sógor (PPE).   – (HU) Frau Präsidentin, in der heutigen Aussprache scheint es, als
ob die Venedig-Kommission zu einer Art Oberstem Europäischen Gerichtshof geworden
wäre. Eben diese Venedig-Kommission hat ernsthafte Kritik, gerechtfertigte Kritik gegen
das slowakische Sprachengesetz erhoben, das immer noch in Kraft ist, und ich habe nicht
gehört, dass irgendjemand meiner slowakischen Kolleginnen und Kollegen jemals dieses
Sprachengesetz erwähnt hätte. Mein Kollege Herr Boştinaru ist nicht mehr im Plenarsaal,
also kann er nicht antworten, aber ich möchte Herrn Szájer die Antwort geben, dass ich
als rumänischer Staatsbürger weiß, dass rumänische Staatsbürger, die außerhalb des
Hoheitsgebiets Rumäniens leben, wählen können und Reisepässe haben können, und
ähnlich wie in der slowakischen Verfassung legen viele europäische Verfassungen die
Rechte ihrer Bürgerinnen und Bürger fest, die außerhalb der Landesgrenzen leben. Ich sehe
nichts Verwerfliches daran. Worüber ich eher nachdenken würde, ist der Grund, warum
Ungarn es als notwendig erachtet, dies in die Verfassung aufzunehmen – der Grund ist,
dass die Ungarn, die außerhalb der Landesgrenzen leben, in Ländern, in denen die ungarische
Verfassung heftig kritisiert wird, immer noch diskriminiert werden.

Sophia in 't Veld (ALDE).   – Frau Präsidentin, ich glaube, ich habe Herrn Szájer eine sehr
konkrete und klare Frage gestellt. Ich hoffe, er möchte darauf antworten.

Die Präsidentin.   – Wir verwenden das „Catch-the-Eye”-Verfahren, das
„Blue-Card“-Verfahren ist daher nicht zulässig.

Edit Bauer (PPE).   – (HU) Frau Präsidentin, als slowakische Staatsbürgerin möchte ich
gerne meine Meinung zu dem äußern, was heute hier vor sich geht. Ich gehöre zu
denjenigen, die keine ungarische Massenstaatsbürgerschaft erhielten, denn diese wird nur
jenen gewährt, die ihren Antrag einzeln eingereicht haben. Der Grund, warum ich gebeten
habe, dass mir das Wort erteilt wird, ist der feindliche Ton, den einige Kolleginnen und
Kollegen angeschlagen haben. Ich bin äußerst besorgt über die Tatsache, dass die ungarische
Verfassung beurteilt wird, als ob sie ein Angriff gegen das friedliche Zusammenleben in
Europa wäre. Ich glaube, dass diese Reden, die in äußerst schlechter Laune gehalten werden
und einen sehr aggressiven Ton anklingen lassen, der dem Europäischen Parlament nicht
angemessen ist, aufgrund vollkommen missverstandener oder schlecht übersetzter Texte
– zum Beispiel in Bezug auf das Wahlrecht, das in der Verfassung nicht enthalten ist –
stattfinden.

János Áder (PPE).   – (HU) Frau Präsidentin, die sozialistische Initiative lässt sich durch
drei wesentliche Merkmale beschreiben: sie verstößt gegen das Gesetz, sie ist feige und sie
hat die Eigenschaften von Schauprozessen. Sie verstößt gegen das Gesetz, weil das
Europäische Parlament keine Genehmigung oder irgendeine Befugnis hat, die ungarische
Verfassung zu überprüfen. Es geht deutlich aus dem Schreiben von Herrn Barroso und der
Erklärung von Frau Reding hervor, dass dies der nationalen Souveränität unterliegt. Sie ist
feige, weil die Sozialisten sich an den Europäischen Gerichtshof in Luxemburg gewandt
hätten, wenn sie etwas gefunden hätten, was sie hätten anfechten können, und nicht hier
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debattieren würden. Das haben sie nicht getan, weil sie genau wissen, dass sie den Fall vor
Gericht verlieren würden. Und schließlich haben sowohl das Verfahren als auch die Initiative
die Eigenschaften von Schauprozessen, weil nur eine Sache im Hintergrund steht: dass
Fidesz letztes Jahr die Wahlen mit einer Zwei-Drittel-Mehrheit gewonnen hat. Die Sozialisten
– augenscheinlich nicht nur die ungarischen, sondern auch die europäischen Sozialisten
– haben die Entscheidung der ungarischen Bürgerinnen und Bürger noch nicht verdauen
können und ergreifen jetzt jede Gelegenheit, um die ungarische Regierung anzugreifen.

Zbigniew Ziobro (ECR).   – (PL) Frau Präsidentin, man muss sagen, dass die
Scheinheiligkeit und die Doppelmoral in dieser Aussprache und bei der Kritik an der
ungarischen Verfassung eklatant sind. Einerseits wurden Anschuldigungen gegen die
Verfassung erhoben, weil sie sich nicht auf Gott und das Christentum bezieht und weil sie
keinen Schutz für das bietet, was man unter gleichgeschlechtlichen Ehen versteht. Solche
Anschuldigungen ließen sich jedoch unschwer gegen eine Vielzahl europäischer
Verfassungen erheben, auch gegen die polnische Verfassung, zum Beispiel, da sie auch
solche Bestimmungen enthält bzw. im letzteren Fall keine Bestimmungen dieser Art enthält.
Dies ist genau so, wie es sein sollte, denn dies ist eine interne Angelegenheit, mit der Polen
sich befassen muss, wie es im EU-Vertrag verankert ist. Wir sollten nicht gegen unseren
eigenen Vertrag über die Europäische Union verstoßen.

Die Gestaltung der Verfassung wurde als undemokratisch bezichtigt, doch die Leute
übersehen die Tatsache, dass die große Mehrheit der Ungarn diese Verfassung befürwortet
haben. Die Scheinheiligkeit lässt sich auch daran erkennen, dass diejenigen, die heute so
laut gegen Ungarn und den ungarischen Ministerpräsidenten Herrn Orbán protestieren,
still blieben, als die vorherige sozialistische Regierung in Ungarn das Land praktisch an
den Rand des Ruins getrieben und mit Gewalt die Opposition zum Schweigen gebracht
haben, als diese bei demokratischen Kundgebungen und Versammlungen protestierten.
Das ist keine Angelegenheit, an der wir uns beteiligen sollten.

Kinga Göncz (S&D).   – (HU) Herr János Áder, nur eine zehnsekündige Berichtigung
dessen, was Sie eben sagten. Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte ist nicht in
Luxemburg. Er befindet sich in Straßburg.

Elmar Brok (PPE). -   Frau Präsidentin, Frau Vizepräsidentin, Frau Ratspräsidentin! Ich
verstehe diese Debatte nicht. Ich hätte die ungarische Verfassung in manchen Punkten
nicht so geschrieben, wie sie ist. Ich bin auch mit manchen Punkten in meinem eigenen
deutschen Grundgesetz nicht einverstanden und in manchen Punkten auch nicht mit der
französischen Verfassung. Aber es geht dieses Haus nichts an, dafür ist dieses Haus nicht
zuständig. Das ist der entscheidende Punkt. Es sei denn, es wird konkret nachgewiesen,
dass etwas gegen europäisches Recht verstößt. Wenn jemandem etwas nicht passt an einer
nationalen Verfassung, dann geht es dieses Haus nichts an, weil es Ausdruck nationaler
Identität und nationaler Zuständigkeit ist.

Wie die Kommission beim Medienrecht von Ungarn Veränderungen erzwungen hat, weil
einige Dinge nicht in Ordnung waren, so wird sie bzw. der Europäische Gerichtshof tätig
werden, wenn bei der Umsetzung der Verfassung Gesetze beschlossen werden, die gegen
europäisches Recht verstoßen. Beim Europäischen Gerichtshof kann man sogar klagen.

Deswegen halte ich das hier für eine politische Showveranstaltung. Wir haben nicht das
Recht, in die ungarische Verfassung einzugreifen. Ich hätte manches nicht so gemacht,
aber es ist das Recht der Ungarn, es so zu machen.
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András Gyürk (PPE).   – (HU) Frau Präsidentin, wir sind im Europäischen Parlament Zeuge
eines beispiellosen Ereignisses geworden. Hier wurde die Verfassung eines Mitgliedstaates,
eines der bedeutendsten Elemente nationaler Souveränität, von gewissen Abgeordneten
des Europäischen Parlaments angegriffen. Sie sollten sich darüber im Klaren sein, dass
diejenigen, die unverhohlen die nationale Souveränität missachtet haben, nicht nur Ungarn
Schaden zufügen, sondern Europa insgesamt. Dieser Fall hat einen Präzedenzfall geschaffen,
der die wahren Befürworter Europas schwächt und die Euroskeptiker stärkt. Dies ist ein
unverantwortliches Verhalten. Gleichzeitig waren die Worte der Kommission beruhigend.
Es schien selbstverständlich, und doch bin ich froh, dass diese Aussage hier im Plenum
getroffen wurde.

Die Europäische Kommission hat nicht die Absicht und nicht das Recht, sich in die
verfassungsrechtlichen Angelegenheiten der Mitgliedstaaten einzumischen. Demzufolge
ist es höchste Zeit, dass die Linken mit ihrer provokativen politischen Kampagne aufhören,
die auf falschen Anschuldigungen gegen die ungarische Regierung basiert. Die neue
ungarische Verfassung ist ein wichtiges Instrument, um die Trümmer aus dem Weg zu
schaffen, die nach acht Jahren korrupter und unfähiger sozialistischer Regierung
zurückgeblieben sind. Mit einer Zwei-Drittel-Mehrheit wurde Fidesz diese Aufgabe
übertragen. Die Linken müssen einfach akzeptieren, dass diese Entscheidung sich weder
in Brüssel noch in Straßburg ändern lässt.-

Jan Philipp Albrecht (Verts/ALE). -   Frau Präsidentin! Herr Brok, Ihr Beitrag hat mich
jetzt etwas irritiert. Deshalb habe ich mich zu Wort gemeldet.

Natürlich hat die Europäische Union Kompetenzen, mit denen die Vereinbarkeit nationalen
Rechts mit dem europäischen Recht überprüft werden kann. Sie sagen selber, dass etwas,
das gegen die europäischen Verträge verstößt, auch vor Gericht geklärt werden kann. Also
warum sollte dieses Haus über eine solche Situation nicht diskutieren können? Ist es nicht
vielmehr sogar notwendig, dass dieses Haus darüber diskutiert?

Ich finde, das offenbart hier eine Tendenz, die dahingeht, die nationalen Verfassungen als
Bereich zu sehen, der von einer politischen Debatte der europäischen Demokratien
ausgenommen ist.

Wenn wir uns in einer europäischen Demokratie befinden, dann müssen natürlich auch
die Kernbestandteile unserer Verfassungen gemeinsam vereinbart werden und müssten
den internationalen Verträgen, die wir alle unterschrieben haben, entsprechen. Dazu gehört
z. B. die Menschenrechtskonvention, aber auch z. B. die Verträge der Europäischen Union,
und das sollte man meiner Ansicht nach hier schon diskutieren können.

Viviane Reding,    Vizepräsidentin der Kommission. – Frau Präsidentin, ich hatte um eine
klare Linie seitens des Europäischen Parlaments gebeten. Nun, es gab keine klare Linie
seitens des Europäischen Parlaments. Ich habe zahlreiche unterschiedliche Meinungen
gehört, was an sich schon zeigt, wie komplex die Angelegenheit ist.

Lassen Sie mich daher noch einmal betonen, dass die Europäische Kommission den Vertrag
von Lissabon achtet und sich nicht in die Souveränität der Nationalstaaten einmischt. Im
Namen von Präsident Barroso möchte ich noch einmal unterstreichen, dass die Kommission
keine politischen Urteile über die grundlegenden verfassungsmäßigen und institutionellen
Entscheidungen fällt, die ein Mitgliedstaat trifft. Die Verabschiedung einer neuen Verfassung
in einem Mitgliedstaat ist eine Angelegenheit der Menschen und der Institutionen in diesem
Land.
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Wie ich bereits betonte, könnten wir zuständig werden, wenn die Verfassung mit
Auswirkungen auf die Gesetzgebung, die Verwaltung oder die Rechtsprechung in die Praxis
umgesetzt würde. Ich kann dem Parlament versichern, dass wir nicht einen Augenblick
zögern würden, in einem solchen Falle einzugreifen, wenn der Vertrag oder die Charta
verletzt würden oder wenn das Unionsrecht nicht eingehalten würde.

Um auf die Frage von Frau Guillaume zum Unionsrecht zurückzukommen: Wenn das
Unionsrecht auf dem Spiel steht, habe ich mich noch nie gescheut, einzugreifen. Die Frage,
die Frau Guillaume gestellt hat, betrifft eine Informationskampagne zum Thema
Work-Life-Balance, die durch das Programm PROGRESS gefördert wurde. Dies ist Teil der
Kampagne, die Werbematerial umfasst, das einen Fötus zeigt mit den Worten „Lasst mich
leben” und dem Logo der Kommission. Ich habe das klargestellt: Diese Kampagne steht
nicht im Einklang mit dem Programm PROGRESS, und sie entspricht nicht dem
Projektvorschlag, den die ungarischen Behörden bei den Kommissionsdiensten eingereicht
haben. Daher forderte die Kommission, dass dieser Teil der Kampagne ohne Verzögerung
eingestellt und alle vorhandenen Plakate entfernt werden. Wird dies nicht getan, werden
wir Verfahren einleiten, um das Basisabkommen zu beenden, und die notwendigen
Konsequenzen ziehen, auch in finanzieller Hinsicht.

Auf diese Weise antworten wir, wenn das europäische Recht auf dem Spiel steht.
Verfassungen gehören nicht zu unserem Zuständigkeitsbereich.

Enikő Győri,    amtierende Präsidentin des Rates. – Frau Präsidentin, zunächst möchte ich
dem Haus für die besondere Aufmerksamkeit danken, die es den Aktivitäten meiner
Regierung in den vergangenen sechs Monaten geschenkt hat. Der ungarische Ratsvorsitz
ist fest davon überzeugt, dass die kürzlich angenommene – nicht überarbeitete – ungarische
Verfassung vollkommen den Grundwerten und Grundsätzen entspricht, auf denen sich
die Europäische Union gründet.

Seit Beginn unseres Ratsvorsitzes haben wir all unsere Energie der Förderung der
gemeinsamen europäischen Agenda gewidmet und uns unermüdlich dafür eingesetzt. Ich
freue mich besonders, dass nicht einmal die Kritiker, die in der heutigen Aussprache erwähnt
wurden, die Bestimmtheit und die Ernsthaftigkeit des Engagements meiner Regierung in
Zweifel gezogen haben.

Judith Sargentini (Verts/ALE).   – Frau Präsidentin, eine Wortmeldung zur
Geschäftsordnung – und ich habe in der Hälfte der Aussprache versucht, dies vorzubringen,
aber Sie haben mir das Wort entzogen: Ich würde vorschlagen, dass Sie diese Aussprache
Revue passieren lassen und überprüfen, wie Sie Fragen gemäß Artikel 149 Absatz 8 GO
und Fragen nach dem „Catch-the-Eye”-Verfahren zugeteilt haben. Ich kann es
zusammenfassen: Zwei Fragen nach dem „Blue-Card“-Verfahren von mir wurden ignoriert,
während Fragen von Herrn Alvaro (zweimal), von Frau Göncz (dreimal) und von Herrn
Tavares (einmal) zugelassen wurden. Es ist Ihnen nicht gelungen, die Fragen ausgewogen
zu verteilen. Ich bitte Sie, beim nächsten Mal besser darauf zu achten, so dass eine
Ausgewogenheit erzielt wird.

Die Präsidentin.   – Ich versichere Ihnen, Frau Sargentini, dass wir 45 Minuten über die
zugewiesene Zeit gegangen sind. Alle Abgeordneten hatten die Gelegenheit, zu Wort zu
kommen. Ich habe ihnen gestattet, mindestens 15 Sekunden und in einigen Fällen sogar
eine Minute zu sprechen, und die Ausgewogenheit zwischen den politischen Fraktionen
wurde voll und ganz eingehalten. Sie haben jedoch das Recht, dies zu überprüfen und
natürlich sich zu beschweren.
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Die Aussprache wird geschlossen.

Schriftliche Erklärungen (Artikel 149)

Cătălin Sorin Ivan (S&D),    schriftlich. – (RO) Die ungarische Verfassung wurde am
18. April mit einem Verfahren angenommen, das die Demokratie an ihre Grenzen hat
stoßen lassen. Sie wird zu Beginn des nächsten Jahres in Kraft treten. Auch wenn wir nicht
die notwendigen Befugnisse haben, um einem Mitgliedstaat vorzuschreiben, welchen Inhalt
sein Grundgesetz haben sollte, können wir diesem antidemokratischen Missbrauch nicht
gleichgültig gegenüberstehen. Dies ist ein Fall, der bei allen Mitgliedstaaten und Regierungen,
unabhängig von ihrer politischen Überzeugung, die Alarmglocken zum Schrillen bringen
muss.

Noch ernster ist, dass die ungarische Regierung den EU-Ratsvorsitz nicht nutzt, um einen
Beitrag zum Aufbau eines vereinten Europas zu leisten, sondern um das Wiederaufleben
eines Nationalismus zu fördern, das wir für vergessen hielten.

In Bezug auf Staaten wie Rumänien und die Slowakei kann der Inhalt der Verfassung einen
Rahmen schaffen, der förderlich ist für gefährliche Situationen, da sie sich auf Kollektivrechte
für ungarische Volkszugehörige und auf das Prinzip der Extraterritorialität stützt.

Außerdem hat die ungarische Regierung ihre Unterstützung für die Einrichtung eines Büros
für die Region Székely in Brüssel gezeigt, was ein gravierender Affront gegen die Rumänen
und die territoriale Unversehrtheit Rumäniens ist.

Sławomir Witold Nitras (PPE),    schriftlich. – (PL) Ich glaube, dass das Europäische
Parlament das Recht hat, über die Gesetzgebungslösungen zu diskutieren, die in den
Verfassungen seiner Mitgliedstaaten verankert sind. Wir leben in einem Europa, und die
Bürgerinnen und Bürger unserer Länder haben das Recht, in jedem beliebigen Mitgliedstaat
ohne Grenzen zu leben. Wir müssen jedoch daran denken, dass die europäischen Nationen
ein Hoheitsrecht haben, um Grundrechte zu erlassen. Durch unterschiedliche Erfahrungen
wurden unterschiedliche Länder und unterschiedliche Nationalitäten geprägt. Die Ungarn
haben ebenfalls das Recht, eine Verfassung zu verabschieden, die keinen Bürgerbeauftragten
oder Datenschutzbeauftragten erwähnt. Wenn ich Abgeordneten des Europäischen
Parlaments zuhöre, die darüber sprechen, dass das ungarische Parlament gegen europäische
Grundsätze verstößt, dann werde ich das Gefühl nicht los, dass ich nicht die gleichen
Grundsätze habe, wie die, über die Sie sprechen. Vor allem möchte ich Ungarn zu seiner
neuen Verfassung beglückwünschen. Die Tatsache, dass die überwältigende Mehrheit der
Ungarn die neuen Rechtsvorschriften unterstützt, ist besonders beeindruckend und zeigt,
dass die ungarische Nation sich vollständig von der Tradition der kommunistischen
Verfassungen, in der noch die vorhergehende Verfassung formuliert wurde, entfernt hat.

József Szájer (PPE),    schriftlich. – (HU) Ungarn ist ein Mitglied der Europäischen Union
und befolgt korrekt die Bestimmungen des Clubs. Sollte jemand anderer Meinung sein,
hat der Club entsprechende Bestimmungen zur weiteren Vorgehensweise. Sollten sie Recht
haben, dann leiten Sie bitte ein Verfahren wegen Pflichtverletzung gegen uns ein. Dies ist
auch das Verfahren im Falle jedes anderen Landes, und wir Ungarn ersuchen nicht, von
diesem Verfahren befreit zu werden. Wir vertreten unseren Standpunkt in einer fairen
Aussprache, die auf der Wahrheit basiert, aber wir möchten uns nicht an einer politischen
Hexenjagd beteiligen. Während wir die Überbleibsel entfernen, die Ihre ungarischen
sozialistischen Kolleginnen und Kollegen zurückgelassen haben, mobilisieren wir ungeheure
Kräfte, um auf der Grundlage des verfassungsmäßigen Auftrags, den wir von den
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ungarischen Bürgerinnen und Bürgern in freien Wahlen erhalten haben, aus Ungarn ein
demokratisches, europäisches und freies Land zu machen. Aus diesem Grund haben wir
die neue Verfassung angenommen, die endlich die kommunistische Verfassung aus dem
Jahre 1949 ersetzen wird, die bei den Ungarn schlechte Erinnerungen weckte und das
Symbol für Tyrannei darstellte. Wir sind eine Nation, die Freiheit und Demokratie liebt.
Unsere Verfassung, die das Recht zum Widerstand gegen die Tyrannei seit der Goldenen
Bulle, der ungarischen Magna Charta von 1222, gewahrt hat, zum ersten Mal in Europa
kraft der Erklärung von Thorenburg die religiöse Toleranz enthielt, zu den ersten gehörte,
die im Jahre 1848 die Gleichheit vor dem Gesetz garantierte und auf eine der ältesten
parlamentarischen Traditionen in Europa zurückblickt, ist tausend Jahre alt. Wir brauchen
keine Vorlesung über Demokratie von denjenigen, die vor ihrer eigenen Haustür genug zu
kehren haben.

Marc Tarabella (S&D),    schriftlich. – (FR) Die Europäische Union ist auf wesentlichen
Grundsätzen wie der Gleichstellung von Frauen und Männern errichtet. Durch die Billigung
einer neuen Verfassung, die erklärt, dass der Fötus vom Augenblick der Zeugung zu schützen
ist, hat Ungarn, ein Mitgliedstaat, diese Werte mit Füßen getreten und zugelassen, dass das
Recht auf Abtreibung erneut in Frage gestellt wird.

Ich habe auch erfahren, dass die ungarische Regierung eine Werbekampagne gegen das
Recht auf Abtreibung gestartet hat, die von der Europäischen Union finanziert wurde und
deshalb den Anschein erweckt, von dieser genehmigt zu sein. Ich möchte an dieser Stelle
die Aufmerksamkeit auf die Tatsache lenken, dass das Recht auf Abtreibung ein Grundrecht
ist, für das Tausende von Frauen in Europa gekämpft haben und noch kämpfen, häufig
unter Einsatz ihres Lebens, dass dieses Recht von diesem Parlament und von den ungarischen
Bürgerinnen und Bürgern gestützt wird und dass es von 23 der 27 Mitgliedstaaten anerkannt
ist.

Außer sich von einer Politik dieser Art zu distanzieren, die sich gegen die Grundrechte der
Frauen richtet, muss die Europäische Kommission ihr Möglichstes tun, um zu gewährleisten,
dass die ungarische Regierung allen Kampagnen ein Ende setzt, die versuchen das Recht
auf Abtreibung in Zweifel zu ziehen. Hier geht es um den Schutz unserer gemeinsamen
Werte.

12. Europäischer Haftbefehl (Aussprache)

Die Präsidentin.   – Als nächster Punkt folgen die mündlichen Anfragen an den Rat und
die Kommission über den Europäischen Haftbefehl.

Jan Philipp Albrecht,    Verfasser . − Frau Präsidentin! Wir diskutieren heute über den
Europäischen Haftbefehl. Es ist an der Zeit, dass wir diese Diskussion führen. Wir haben
über die Fraktionen hinweg eine Anfrage eingereicht, in der wir die Reform des Europäischen
Haftbefehls und auch seine Anwendung zur Diskussion stellen und Kommission und Rat
darum bitten, mit Vorschlägen entgegenzukommen.

Der Europäische Haftbefehl war das Aushängeschild gegenseitiger Anerkennung im Justiz-
und Polizeibereich. Als der Europäische Haftbefehl als Rahmenbeschluss angenommen
wurde, hat das Europäische Parlament immer sehr deutlich gemacht, dass einerseits die
Voraussetzungen für die Anwendung des Europäischen Haftbefehls relativ streng sind, er
also nur für wirklich schwere Straftaten gelten soll, dass eine Verhältnismäßigkeit der
Anwendung gegeben ist und dass gleichzeitig die Verfahrensstandards in der Europäischen
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Union harmonisiert werden. Keine dieser Anforderungen ist wirklich hundertprozentig
umgesetzt worden. Die verhältnismäßige Anwendung ist in vielen Einzelfällen – das sehen
wir aus den jetzt vorliegenden Berichten – nicht der Fall. Wir brauchen also eine Anpassung
sowohl in der Praxis als auch in der Gesetzgebung. Bei der Harmonisierung der
Verfahrensstandards kommen wir jetzt nach zehn Jahren erstmals auch dank der Arbeit
von Vizepräsidentin Reding voran, aber es ist unbedingt notwendig, dass wir noch viele
weitere Fortschritte machen, auch bei den Haftbedingungen und bei der Frage individueller
Rechtsschutzstandards.

Es kann künftig nicht nur um die Kooperation von Polizei und Justizbehörden bei der
gegenseitigen Anerkennung gehen, sondern es muss auch um die Schaffung von
Verfahrensstandards gehen. Nichtsdestotrotz muss der Europäische Haftbefehl heute noch
angepasst werden, da die Anwendung offensichtlich nicht vereinbar ist mit den Standards,
die wir eingefordert haben, insbesondere hinsichtlich der Verhältnismäßigkeitsprüfung in
individuellen Fällen.

Simon Busuttil,    Verfasser. – (MT) Frau Präsidentin, der Europäische Haftbefehl hat sich
als sehr nützliches Instrument für das Streben nach Gerechtigkeit jenseits der nationalen
Grenzen erwiesen. Er hat uns dabei geholfen, nationale Grenzen zu öffnen, indem eine
klare Botschaft an Kriminelle ausgesandt wurde, dass sie nicht mehr in ein anderes Land
flüchten können, um sich der Verfolgung zu entziehen. Daher ist es wichtig, dass der
Europäische Haftbefehl als nützliches Instrument gesehen wird, das gute Ergebnisse erzielt
hat.

Er hat jedoch auch seine Nachteile, zum Beispiel wenn er für Straftaten erlassen wird, die
als zu geringfügig gelten, als dass er gerechtfertigt wäre. Ich erwarte nicht, dass ein
Europäischer Haftbefehl erlassen wird, weil jemand in einem anderen Land erwischt wird,
wie er zwei Autoreifen stiehlt, wie in der Vergangenheit geschehen ist. Die Bestrafung passt
nicht zum Vergehen und führt zu einem Verlust an Vertrauen in ein wichtiges und nützliches
Instrument.

Daher müssen wir uns die Mängel des Systems und seiner Anwendung anschauen, ohne
die Sinnhaftigkeit dieses Haftbefehls zu zerstören.

Aus diesem Grund stellen wir diese parlamentarische Anfrage an die Kommission, um uns
verstehen zu helfen, wie der Haftbefehl in den letzten Jahren eingesetzt wurde. Diese
Informationen werden uns dabei helfen zu entscheiden, ob wir ihn auf den neuesten Stand
bringen, so dass seine korrekte Anwendung gewährleistet ist.

Sarah Ludford,    Verfasser. – Frau Präsidentin, die liberale Fraktion im Europäischen
Parlament hat den Europäischen Haftbefehl wegen seiner Bedeutung im Kampf gegen die
grenzübergreifende Kriminalität stets unterstützt. Gleichzeitig hat meine Fraktion jedoch
stets darauf hingewiesen, dass das System des Europäischen Haftbefehls unvollständig
wäre, ohne verfahrensmäßige Verteidigungsrechte in Europa voranzubringen. Wir haben
ständig den Rat kritisiert, weil er diese Agenda auf der Grundlage des umfassenden
Vorschlags der Kommission nicht vorangebracht hat.

Jetzt ändern wir endlich die Situation in Bezug auf Verteidigungsrechte, und ich
beglückwünsche Frau Vizepräsidentin Reding für ihr Engagement für dieses Programm
im Rahmen des Fahrplans. Es stellt sich jedoch die Frage: Wird dies ausreichen, um die
Misserfolge des Europäischen Haftbefehls wiedergutzumachen? Ich glaube nicht. Wir
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müssen auch etwas an der Art und Weise ändern, wie das System des Europäischen
Haftbefehls funktioniert.

Stellen wir jedoch einfach die Erfolge fest: Zwischen den Jahren 2005 und 2009 hat der
Haftbefehl für die Auslieferung von beinahe 12 000 Drogenschmugglern, Kinderschändern,
Vergewaltigern und anderen gesorgt. Dazu zählt Hussain Osman, einer der Bombenleger
von London im Jahr 2005. Kein Londoner Einwohner könnte angesichts dessen dem
Europäischen Haftbefehl nicht dankbar sein. Er kam innerhalb von sechs Wochen aus
Italien zurück.

Zumindest im Vereinigten Königreich, und das werden wir später hören, ist der Europäische
Haftbefehl jedoch zum bevorzugten Schlagstock der Euroskeptiker geworden, mit dem
sie auf den guten Ruf der EU einschlagen. Deren Anliegen wurde durch eine Reihe
offenkundiger Fälle von Menschenrechtsverletzungen unterstützt. In der Tat erhält das
Vereinigte Königreich nach Deutschland die zweitgrößte Anzahl von Anträgen zur
Überstellung.

Sowohl die Kommission als auch Verteidigungsrechtsorganisationen wie Fair Trials
International – hieran habe ich als Förderin ein Interesse – und Justice, im Rat dieser
Organisation bin ich vertreten, haben Mängel am Haftbefehl präzise festgestellt. Probleme
damit, dass er für geringfügige strafbare Handlungen verwendet wird, keine Rechtsvertretung
in dem Land, in dem er erlassen wurde, lange Haftzeiten vor der Gerichtsverhandlung,
keine Kaution für Leute, die keine Staatsbürger des Landes sind, in dem er erlassen wurde
und schlechte Haftbedingungen werden alle aus gutem Grund genannt. Die Kommission
vertritt nicht die Auffassung, dass wir den Europäischen Haftbefehl neu gestalten müssen.
Ich glaube, dass wir das überdenken müssen.

Erstens brauchen wir eine solidere Basis für die Forderung einer
Verhältnismäßigkeitsprüfung, so dass geringfügige strafbare Handlungen nicht erfasst
werden. Zweitens brauchen wir in dem ausführenden Staat eine genaue Kontrolle der
Menschenrechte. Dies muss ausdrücklich gesagt werden und darf nicht stillschweigend
vorausgesetzt werden. Drittens muss erkannt werden, wann es nicht sinnvoll ist, einen
Europäischen Haftbefehl auszuführen, so dass niemand durch Ausschreibungen im
Schengener Informationssystem durch Europa verfolgt wird, obwohl seine Überstellung
bereits einmal aus guten Gründen verweigert wurde.

Wir müssen auch etwas an der Situation in Bezug auf die Kaution ändern, nicht zuletzt
indem der Rahmenbeschluss über die Überwachungsanordnung umgesetzt wird.

Es sind durchaus Änderungen am Europäischen Haftbefehl nötig, aber grundsätzlich war
er bisher ein Erfolg. Diejenigen, die ihn in Frage stellen, müssen sich selbst fragen, ob sie
zufrieden wären, wenn Straftäter Jahre außerhalb der Reichweite der Gerichte und des
Gerichtswesens zubringen könnten, weil die traditionelle Auslieferung zu lange dauert
und zu viel Verwaltungsaufwand birgt.

Birgit Sippel,    Verfasserin . − Frau Präsidentin! In der Debatte zur ungarischen Verfassung
wurde mehrfach kritisiert, dass dies eine politische Debatte sei. Ich wundere mich sehr
darüber, denn politische Debatten sind ausdrückliche Aufgabe des Parlaments, und deshalb
will ich auch mit einer politischen Einfassung des Themas beginnen.

Kriminalität und insbesondere organisierte Kriminalität haben sich noch nie von Grenzen
oder Grenzkontrollen behindern lassen. Deshalb ist es auch überhaupt nicht sinnvoll, in
Europa wieder Grenzen aufzubauen und das Zusammenwachsen unserer Völker zu

08-06-2011Verhandlungen des Europäischen ParlamentsDE298



beschränken. Vielmehr brauchen wir die konsequente Weiterentwicklung der
Zusammenarbeit unserer Mitgliedstaaten und die grenzüberschreitende Zusammenarbeit
von Polizei und Justiz.

Der europäische Haftbefehl hat sich in diesem Bereich vielfach als ein wichtiges und
erfolgreiches Instrument erwiesen. Doch zugleich gerät dieses Instrument in Verruf, wenn
etwa der europäische Haftbefehl für Fahrraddiebstähle oder lediglich für die Durchführung
von Befragungen verwendet wird. Leider mussten wir auch die Erfahrung machen, dass er
verwendet wird, wenn etwa der Beschluss gefasst wird, einen Haftbefehl nicht auszuführen,
weil er belegbar zu Unrecht ausgestellt worden ist, wobei dies dann vom ausstellenden
Mitgliedstaat nicht respektiert wird, was zu der unglückseligen Situation führt, dass die
betroffenen Bürgerinnen und Bürger wiederholt bei Grenzübertritten verhaftet werden.
Das trägt nicht zum Vertrauen in die europäischen Rechtssysteme bei.

Doch woran liegt das? Lässt der Text der Richtlinie zuviel Spielraum offen? Liegt es an der
falschen Implementierung in den Mitgliedstaaten oder an mangelnder Information? Diese
Punkte müssen geklärt werden, gegebenenfalls müssen die Mitgliedstaaten nachbessern
und die Kommission muss Maßnahmen ergreifen, mit denen diese Missstände verhindert
werden. Denn nur so können wir erreichen, dass ein erfolgreiches Instrument nicht
dauerhaft beschädigt wird und das Vertrauen in diese Maßnahmen nicht verlorengeht.

Darüber hinaus zeigen all diese Erfahrungen, wie wichtig es ist, dass wir endlich mit der
roadmap zu Verfahrensrechten vorankommen. Wir brauchen im Interesse von
Rechtssicherheit für alle Beteiligten europaweit gleiche Rechte für Beschuldigte und die
verpflichtende Information über diese Rechte.

Die Kommission ist gefordert, auch gegen mögliche Widerstände in all diesen Punkten
Druck auszuüben, und kann sich dabei sicherlich auch der Unterstützung des Parlaments
sicher sein.

(Der Redner ist damit einverstanden, eine Frage nach dem Verfahren der „blauen Karte“ zu
beantworten (Artikel 149 Absatz 8 GO).)

William (The Earl of) Dartmouth (EFD).   – Frau Präsidentin, Frau Sippel hat den
Europäischen Haftbefehl wie ein Baby beschrieben. Ist es denn nicht viel eher ein
Frankenstein-Monster? Sollte sie das nicht akzeptieren?

Birgit Sippel,    Verfasserin . − Ich weiß nicht, ob ich auf Ihre Frage antworten soll, die ja
eher eine polemische Anmerkung ist. Aber die Zahlen belegen, dass der Europäische
Haftbefehl ein geeignetes Instrument ist, in dem einheitlichen europäischen Raum
Verbrechen zu bekämpfen. Verbrechen ist nicht national, Verbrechen ist international und
grenzübergreifend. Deshalb müssen wir auch grenzübergreifend zusammenarbeiten. Die
Fehler in den Kinderschuhen dieses Europäischen Haftbefehls und die Missbräuche müssen
bekämpft werden. Aber das Instrument als solches ist unverzichtbar.

Gerard Batten,    Verfasser. – Frau Präsidentin, seit dem Jahr 2004 warne ich davor, dass
der Europäische Haftbefehl als Instrument der Unterdrückung gegen politische Dissidenten
eingesetzt werden könnte. Genau das passiert jetzt im Fall von Julian Assange. Es gibt viele
Unregelmäßigkeiten in dem schwedischen Fall gegen ihn. Herrn Assange wurde bisher
nicht einer bestimmten strafbaren Handlung angeklagt. Eine frühere Ermittlung gegen ihn
für etwas, was die Schweden als „geringfügige Vergewaltigung” bezeichnen, wurde durch
einen Oberstaatsanwalt in Stockholm etwa vier Monate vor Ausstellung des Europäischen
Haftbefehls eingestellt. Die wieder aufgenommene Ermittlung, die zum Europäischen
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Haftbefehl führte, stellte fest, dass der Oberstaatsanwalt versäumt hatte, Zeugen zu befragen,
wodurch Herr Assange entlastet werden könnte.

Eine unabhängige Rechtsumfrage in England stellte fest, dass die Anschuldigungen gegen
Herrn Assange unter englischem Recht keine Vergewaltigung darstellen würden. Der
Anwalt der Klägerin in Schweden hat Berichten zufolge angegeben, dass die Frauen selbst
nicht sagen könnten, ob die fraglichen Taten Vergewaltigungen darstellten, weil sie keine
Anwälte wären. Gleichwohl enthält das Kästchen zum Ankreuzen mit dem Hinweis
Vergewaltigung auf dem Europäischen Haftbefehl keine Definition oder Erklärung dessen,
was diese Straftat ausmacht.

Herr Assange blieb fünf Wochen in Schweden, um sich den Anschuldigungen zu stellen,
aber er wurde nicht befragt, als sich die Ermittlung über Gebühr verzögerte. Herr Assange
kam weniger als einen Monat später in Schweden an, nachdem WikiLeaks die
Afghanistan-Kriegsprotokolle verbreitet hatte und verkündete, dass noch viele weitere
Enthüllungen folgen würden. Hochrangige Vertreter in den USA haben gefordert, Herrn
Assange zu ermorden oder zu entführen und dass die US-Regierung handeln müsse, ganz
so, als ob sie sich im Krieg gegen WikiLeaks befände, die sie als terroristische Organisation
beschreiben.

All dies fällt mit der zeitlich passenden Ausstellung des Europäischen Haftbefehls gegen
ihn zusammen. Schweden hat eine enge Beziehung zu den USA in Bezug auf gemeinsame
Geheimdienstinformationen und Zusammenarbeit, was die vermeintliche Neutralität
Schwedens in Frage stellt. Warum würden die USA wollen, dass Herr Assange nach
Schweden ausgeliefert wird? Die Amerikaner tragen noch Beweismaterial gegen ihn
zusammen und wissen nicht, welcher Straftat sie ihn anklagen können, wenn überhaupt.
Ohne Anklage können die USA ihn nicht aus dem Vereinigten Königreich ausliefern, aber
sie müssen ihn irgendwo unter Verschluss halten, während sie diese ausarbeiten und ihn
daran hindern, nach Australien zurückzukehren.

Der Europäische Haftbefehl bietet den perfekten Ausweg. Wie ich bereits mehrfach in
diesem Plenarsaal gesagt habe, ist die Auslieferung – oder besser die Überstellung durch
die Justiz, um den korrekten Begriff zu verwenden – im Rahmen des Europäischen
Haftbefehls jetzt eine reine Formsache. Es gibt einfach keine echten Schutzbestimmungen.
Demnach lautet meine Frage an den Rat und die Kommission nicht: Wurde der Europäische
Haftbefehl für politische Zwecke missbraucht? Sondern: Kann er missbraucht werden?
Wenn der Rat und die Kommission ehrlich sind, so werden sie zugeben müssen, dass dies
der Fall sein kann. Würden Sie dies bitte tun? Meiner Ansicht nach belegen die Beweismittel,
dass dies mit großer Sicherheit im Falle von Julian Assange geschieht.

Cornelis de Jong,    Verfasser. – (NL) Frau Präsidentin, der Wortlaut der mündlichen
Anfragen mag vielleicht abstrakt und theoretisch erscheinen, aber der Europäische
Haftbefehl betrifft doch das Schicksal von Einzelpersonen, Menschenrechten und
Grundfreiheiten.

In den Niederlanden hat das Schicksal von Cor Disselkoen viel Aufmerksamkeit erregt. Im
Jahre 1997 wurde dieser niederländische Unternehmer angeklagt, gegen die polnischen
Steuerbestimmungen zu verstoßen. Er verbrachte deshalb zwei Monate unter entsetzlichen
Bedingungen im Gefängnis. Nach Zahlung eines hohen Geldbetrags als Kaution wurde er
freigelassen und hörte zwölf Jahre lang nichts mehr über diesen Fall. Letztes Jahr jedoch
forderte Polen plötzlich die Auslieferung dieses Unternehmers. Bei dieser Gelegenheit
setzte Polen den Europäischen Haftbefehl ein. Vor zehn Tagen wurde er nach Polen
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überstellt. Der Anwalt von Herrn Disselkoen sagt, dass er in einem Gefängnis saß, das
genauso schmutzig und überfüllt war wie das, in dem er im Jahr 1997 einsaß. Entgegen
aller Bestimmungen wurde die Beratung zwischen Herrn Disselkoen und seinem Anwalt
mit einer Videokamera aufgezeichnet. Außerdem kamen plötzlich vier neue Anklagen zu
seiner Akte hinzu. Der Richter deutete sogar an, dass diese neuen Anklagen zu einem neuen
Haftbefehl führen könnten. Herr Disselkoen hat wiederum einen hohen Geldbetrag als
Kaution gezahlt und ist zurück in den Niederlanden, aber dieser Fall zeigt, dass der
Europäische Haftbefehl zu entwürdigenden Situationen führen kann.

Die Kommission hat in ihrem Bericht dargelegt, dass sie sich der Probleme bewusst und
darüber besorgt ist. Daher setzt meine Fraktion ihre Hoffnungen in die Kommissarin. Frau
Kommissarin, können Sie persönlich eine Erklärung dazu abgeben, wie die Anforderungen
an die Verhältnismäßigkeit interpretiert werden sollten und dafür Sorge tragen, dass dies
vom Rat übernommen wird? Können Sie sicherstellen, dass die Menschen tatsächlich das
Recht haben werden, einem Haftbefehl sowohl in dem Mitgliedstaat, in dem er ausgestellt
wurde, als auch in dem Mitgliedstaat, das ihn ausführt, zu widersprechen. Stimmen Sie zu,
dass es möglich sein sollte, konsequent abzulehnen, Haftbefehle für Länder auszuführen,
in denen die Haftbedingungen immer noch unmenschlich sind, dass der Europäische
Haftbefehl einer Beurteilung im Hinblick auf Menschenrechte unterzogen wird und dass
Cor Disselkoen kein weiteres Leid befürchten muss?

Timothy Kirkhope,    Verfasser. – Frau Präsidentin, niemand kann die positive Auswirkung
des Europäischen Haftbefehls auf die grenzüberschreitende Kriminalität leugnen. Bisher
hat er zur Auslieferung von beinahe 12 000 Drogenschmugglern, Kinderschändern,
Vergewaltigern und Terroristen geführt und hat langwierige Auslieferungsverfahren
während des Prozesses verhindert. Die Geschwindigkeit dieses Instruments ist unbezahlbar
angesichts der Freiheit zur Grenzüberschreitung und angesichts der Zunahme von
grenzüberschreitender Kriminalität. Dieses Instrument war jedoch nie dafür gedacht,
geringfügige Straftaten zu verfolgen und zu bestrafen, wie den Diebstahl eines Schweins
oder eines Schokoladenriegels oder die Überziehung eines Bankkontos.

Was Sie heute sehen, kommt hier selten vor. Beinahe alle hier versammelten Fraktionen
und Nationalitäten sagen, dass jetzt die Zeit gekommen ist für eine Überprüfung, eine
Neubewertung und gegebenenfalls eine Abänderung. Verhältnismäßigkeit, Schutz und
Wiedergutmachung sind der Schlüssel zur Reform dieses Instruments.

Wir arbeiten zurzeit an der Europäischen Ermittlungsanordnung, einem Partner des
Europäischen Haftbefehls. Es ist sehr wichtig, dass wir nicht dieselben Fehler noch einmal
begehen. Wir müssen diese neuen Rechtsvorschriften auf der klaren Faktenbasis hinsichtlich
der Fehler und Hindernisse des Europäischen Haftbefehls verfassen.

Es hat einfach zu viele Beispiele für unzulängliche Haftbedingungen, zu viele zu Unrecht
ausgestellte Haftbefehle und viel zu wenig Entschädigung für diejenigen, die Opfer von
Fehlern geworden sind, gegeben. Ich fürchte, dass wir mit der Europäischen
Ermittlungsanordnung (EEA) fortschreiten, während deren Grundlagen und der Europäische
Haftbefehl, auf dem sie gründet, auf deutlich wackligen Füßen stehen. Wir müssen das
Vertrauen in dieses Instrument und seine Wertschätzung wieder aufbauen und es nur den
schlimmsten Straftaten vorbehalten, während wir für dessen Verwendung die höchsten
Standards garantieren und beibehalten.

(Der Redner erklärt sich damit einverstanden, auf eine „Blue-Card“-Frage gemäß Artikel 149 Absatz
8 zu antworten)
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Gerard Batten (EFD).   – Frau Präsidentin, ich möchte Herrn Kirkhope diese Frage stellen,
weil er die Ansicht teilt, dass der Europäische Haftbefehl einer Überprüfung und
Neubewertung bedarf – meine Meinung wäre wesentlich heftiger, aber das ist egal. Er
erwähnte die Europäische Ermittlungsanordnung, und ich glaube, er sagte, dies könne ein
Schritt zu weit sein.

Aber ist er sich darüber im Klaren, dass in seiner eigenen Regierung eine der ersten Taten
seiner Innenministerin Theresa May, als sie das Amt übernahm, darin bestand, sich für die
Europäische Ermittlungsanordnung auszusprechen, was bedeutet, dass wir uns jetzt nicht
einfach ausklinken können und das am Hals haben werden, was aus der
Gesetzgebungsmaschinerie herauskommt, denn dies wird einer Beschlussfassung mit
qualifizierter Mehrheit unterzogen werden und das Endergebnis ist etwas, das wir nicht
bestimmen können? Ist dies ein weiterer Fall für die Doppelmoral der Tories, die sich hier
gegen die Rechtsakte der Europäischen Union aussprechen, aber sie zu Hause im eigenen
Parlament befürworten?

Timothy Kirkhope (ECR).   – Frau Präsidentin, der Standpunkt der Regierung des
Vereinigten Königreichs in Bezug auf den Europäischen Haftbefehl sowie die Europäische
Ermittlungsanordnung ist der, dass sie eindeutig die Verpflichtung hat – ganz richtig –, das
zu tun, was für das Vereinigte Königreich in Bezug auf die grenzüberschreitende Kriminalität
am besten ist. Wir sind die Opfer einer Vielzahl von Straftaten und insbesondere von
Terrorismus gewesen, wie der Herr Abgeordnete weiß. Ich bin sicher, dass er unsere
Entschlossenheit zur Ausrottung dieses Verbrechens mit mir teilen würde und die
grenzüberschreitende Zusammenarbeit ist der beste Weg, um dies zu erreichen.

Natürlich bedarf die Europäische Ermittlungsanordnung einer sorgfältigen Umsetzung.
Aber diese Anordnung und ihr Konzept einfach zu befürworten, wie die Regierung es getan
hat, ist natürlich nicht der letzte Schrei. Wir müssen uns hier die Anordnung im Detail
anschauen; wir müssen sie effektiv umsetzen und dafür sorgen, dass sie neben dem
Haftbefehl gut funktioniert. Aber die Tatsache, dass wir uns dafür entschieden haben, ist
ein gutes Anzeichen dafür, dass wir entschlossen sind, die grenzüberschreitende Kriminalität
zu bekämpfen. Ich vertraue darauf, dass der Herr Abgeordnete unsere Wünsche
diesbezüglich teilt.

Enikő Győri,    amtierende Präsidentin des Rates. – Frau Präsidentin, der Europäische
Haftbefehl ist zu einem der erfolgreichsten Instrumente der gegenseitigen Anerkennung
geworden, die innerhalb der Europäischen Union angenommen wurden. Daher bin ich
Ihnen sehr dankbar, dass Sie diese Aussprache angeregt haben.

Der Rat hat diesem Thema viel Aufmerksamkeit gewidmet und dafür viel Energie
aufgewendet, nicht zuletzt durch eine gegenseitige vergleichende Analyse der praktischen
Anwendung dieses Instruments, die in allen Mitgliedstaaten in einem Zeitraum von drei
Jahren durchgeführt wurde. Die Vorteile des Europäischen Haftbefehls überwiegen bei
Weitem die möglichen Nachteile. Dank des Europäischen Haftbefehls ist es der Union
gelungen, Überstellungsfristen beträchtlich zu verkürzen, in vielen Fällen von einem oder
zwei Jahren auf ein oder zwei Monate. Das frühere Auslieferungssystems war schwerfällig
und nicht mehr zweckmäßig für die moderne Welt der offenen Grenzen und
schwerwiegende und organisierte grenzüberschreitende Kriminalität.

Auch wenn es einige weniger gravierende Fälle gegeben hat, für die ein Europäischer
Haftbefehl ausgestellt wurde, so ist zum Thema der Verhältnismäßigkeit zu sagen, dass es
letztendlich der Entscheidung der ausstellenden Behörde in jedem Mitgliedstaat obliegt,
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für welche strafbaren Handlungen ein Verfahren eingeleitet werden soll. Dies ist ein Ergebnis
der Tatsache, dass der Europäische Haftbefehl im Gegensatz zur Auslieferung in seiner
Gesamtheit ein Justizsystem ist. Ein Europäischer Haftbefehl basiert immer auf einer
richterlichen Entscheidung im ausstellenden Staat und die Entscheidung, ob ein Europäischer
Haftbefehl erlassen wird, obliegt der nationalen Justizbehörde. Wenn es ein Problem in
Bezug auf die Verhältnismäßigkeit gibt, ist dies nicht durch das Instrument bedingt oder
durch den Rahmenbeschluss für den Europäischen Haftbefehl; es ist eher das Ergebnis der
Strategien der Strafjustiz in den einzelnen Mitgliedstaaten. Der Rat hat sich sehr klar
dahingehend geäußert, dass der Europäische Haftbefehl in Fällen, in denen die Schutzhaft
unangemessen ist, nicht verwendet werden sollte.

Der Rat hat auch die praktischen Anwender des Instruments aufgefordert, Alternativen
zum Europäischen Haftbefehl in Erwägung zu ziehen und Rat über deren Nutzung
einzuholen. Unter Berücksichtigung der Gesamteffizienz der Strafverfahren könnten diese
Alternativen gegebenenfalls die weniger strengen Maßnahmen der gegenseitigen Rechtshilfe,
den Einsatz von Videokonferenzen für Verdächtige, die Ladung vor einen Richter durch
eine gerichtliche Vorladung, die Nutzung des Schengener Informationssystems zur
Feststellung des Wohnortes eines Verdächtigen oder die Nutzung des Rahmenbeschlusses
über die gegenseitige Anerkennung finanzieller Sanktionen umfassen.

Solche Einschätzungen sollten jedoch immer durch die ausstellende Behörde vorgenommen
werden. Die Europäischen Haftbefehle werden in Bezug auf Strafverfolgungen oder
abschließende Verurteilungen im ausstellenden Staat erlassen. Diese Gerichtsentscheidungen
basieren auf dem Material, das dem Richter oder dem Staatsanwalt im ausstellenden Staat
vorliegt.

Außerdem sollten wir auch die Opfer betrachten. In den meisten Fällen befinden sich die
Opfer der strafbaren Handlung im ausstellenden Staat, nicht im ausführenden Staat, so
dass die Rechte der Opfer durch die Verzögerung der Gerichtsverhandlung und der
Untersuchung des Falls auch geschwächt werden. Gerechtigkeit aufschieben heißt
Gerechtigkeit verweigern, nicht nur für Verdächtige, sondern auch für Opfer. Es liegt auch
im Interesse der Opfer, ein schnelles Gerichtsverfahren zu bekommen, damit ihre Rechte
gewahrt werden. Der Rat beabsichtigt eine Roadmap anzunehmen, die vom ungarischen
Ratsvorsitz vorgeschlagen wurde, um diese Rechte zu stärken. Die Lösung für den Grundsatz
der Verhältnismäßigkeit kann daher nicht darin bestehen, dass wir die Grundlagen des gut
funktionierenden Systems des Europäischen Haftbefehls ändern, der das vorherige
Auslieferungssystem radikal verbessert hat.

Bezüglich der Rechte der Verteidigung möchte ich zunächst anmerken, dass der Europäische
Haftbefehl im Gegensatz zur Auslieferung in seiner Gesamtheit ein Justizsystem ist, was
an sich bereits eine große Sicherheit darstellt. Ein Europäischer Haftbefehl basiert immer
auf einer Gerichtsentscheidung im ausstellenden Staat und kann in dem ausführenden
Staat nur durch eine Gerichtsentscheidung vollstreckt werden. Die Person wird stets in der
Lage sein, ihre Verteidigungsrechte im ausstellenden Mitgliedstaat, in dem das
Gerichtsverfahren in Bezug auf den Fall stattfindet, voll auszuüben. Dies entspricht
vollumfänglich dem Fallrecht des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte in
Straßburg.

Dies impliziert nicht, dass eine Person, gegen die ein Europäischer Haftbefehl erlassen
wurde, nicht in der Lage ist oder sein sollte, irgendwelche Rechte im ausführenden Staat
auszuüben. Die Richtlinie 2010/64 vom 20. Oktober 2010 sorgt für das Recht auf
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Dolmetschleistungen und Übersetzungen in Strafverfahren und gilt auch für die
Vollstreckung des Europäischen Haftbefehls.

Ferner begrüßen wir die Tatsache, dass ein kürzlich eingereichter Vorschlag der Kommission
für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates zum Recht auf Informationen
in Strafverfahren das Recht auf schriftliche Informationen in Verfahren des Europäischen
Haftbefehls festlegt.

Es wurden Bedenken geäußert, dass eine negative Entscheidung über einen Europäischen
Haftbefehl nicht automatisch zur Löschung der Alarmmeldung im Schengener
Informationssystem führt. Die Alarmmeldung des Schengener Informationssystems ist
jedoch ein Instrument zur Übermittlung des Europäischen Haftbefehls. Letztendlich kann
nur die ausstellende Behörde, die die Alarmmeldung eingetragen hat, diese zurückziehen.

Lehnt ein Mitgliedstaat infolge von Gerichtsverfahren die Vollstreckung eines Europäischen
Haftbefehls ab, wird die betreffende Person freigelassen. Ist die Ablehnung zur Vollstreckung
des Europäischen Haftbefehl endgültig, ist klar, dass die Person in diesem Mitgliedstaat
nicht mehr auf Grundlage dieses Instruments festgenommen werden kann. Eine Ablehnung
der Vollstreckung eines Europäischen Haftbefehls macht ihn jedoch nicht ungültig. Er
bleibt ein gültiger Titel für die Festnahme der betreffenden Person in dem ausstellenden
Mitgliedstaat und in der Tat in jedem anderen Mitgliedstaat. Dies hat nichts mit dem System
des Europäischen Haftbefehls an sich zu tun und ist zum Beispiel auch im
Auslieferungssystem der Fall.

Schließlich zu den Haftbedingungen: Diese können in manchen Fällen natürlich
verbesserungswürdig sein, aber dies ist kein Thema, das speziell mit der Umsetzung des
Europäischen Haftbefehls einhergeht. Es obliegt der Verantwortung der Behörden der
einzelnen Mitgliedstaaten, sicherzustellen, dass die Haftbedingungen dem Standard
entsprechen, unabhängig davon, ob Personen von anderen Mitgliedstaaten überstellt
wurden oder nicht.

Viviane Reding,    Vizepräsidentin der Kommission. – Frau Präsidentin, Sie wissen
möglicherweise, dass die Kommission am 11. April dieses Jahres einen Bericht über die
Umsetzung des Haftbefehls angenommen hat. Dieser Bericht konzentriert sich auf die
grundlegenden Aspekte der Umsetzung des Haftbefehls und unterstreicht zum ersten Mal
seit seinem Inkrafttreten im Januar 2004 nicht nur die Erfolge, sondern auch seine Mängel.

Es wurde bereits viel über die Erfolge gesagt. Lassen Sie mich nur hervorheben, dass im
Zeitraum von 2005 bis 2009 beinahe 55 000 Europäischer Haftbefehle erlassen wurden,
davon etwa 12 000 vollstreckt wurden und in diesem Zeitraum grob 60 % der gesuchten
Personen im Durchschnitt innerhalb von 14 bis 17 Tagen ihrer Überstellung zustimmten.
Die Zeit bis zur Überstellung von Personen, die nicht zustimmten, betrug durchschnittlich
48 Stunden, und dies steht in einem günstigen Gegensatz zu der Situation von
durchschnittlich einem Jahr für die Auslieferung gesuchter Personen im Vorfeld zum
Europäischen Haftbefehl und hat zweifelsohne den freien Personenverkehr verstärkt.

Deshalb ist der Haftbefehl ein wichtiges Instrument, um Straftäter zu stellen und unser
Strafverfolgungssystem effektiver zu machen, und ich glaube, dass alle in diesem Haus
zustimmen werden. Der Haftbefehl war entscheidend bei der Zerschlagung pädophiler
Ringe, beim Ergreifen von Mördern und Terroristen und genau dafür wurde er gemacht.

Wir stellen jedoch fest, dass in letzter Zeit, nämlich seit 2007, die Anzahl der erlassenen
Haftbefehle dramatisch gestiegen ist. In einigen Fällen wurde er in einer weniger als
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verhältnismäßigen Weise genutzt, um Personen auszuliefern, die nur geringfügiger Straftaten
verdächtig waren: des Diebstahls eines Fahrrads oder eines Ferkels. Dies ist unnötig und
kann die Rechtmäßigkeit dieses mächtigen EU-Instruments der gegenseitigen Anerkennung
beeinträchtigen. Deshalb fordert die Kommission Maßnahmen.

Zunächst fordert die Kommission die Mitgliedstaaten der EU auf, eine Prüfung der
Verhältnismäßigkeit vorzunehmen, wenn sie einen Haftbefehl beantragen, und die Lücken
zu füllen, wenn ihre Rechtsvorschriften dem Rahmenbeschluss über den Europäischen
Haftbefehl nicht umfassend entsprechen. Wir bitten also die Mitgliedstaaten, sicherzustellen,
dass Rechtspraktiker wie Staatsanwälte keinen Haftbefehl für geringfügige, strafbare
Handlungen erlassen.

Daher werden wir in einem Handbuch über den Haftbefehl die Maßnahmen darlegen, die
in dieser Phase zu ergreifen sind. Wir werden vor Ende des Jahres 2011 Vorschläge
vorbringen, um die Weiterbildung von Polizeibehörden, Justizbehörden und
Rechtspraktikern in Bezug auf den Haftbefehl zu intensivieren, um eine Beständigkeit und
Effektivität bei der Anwendung zu garantieren und das Bewusstsein für die neuen
Schutzmaßnahmen der EU für Verfahrensrechte zu schärfen.

Wenn wir über Schutzmaßnahmen für Verfahrensrechte sprechen, so geht es in dem
Bericht auch um die übergreifenden Bedeutung der Grundrechte und das gegenseitige
Vertrauen in die Rechtssysteme der Mitgliedstaaten. Daher hat die Kommission begonnen,
Verfahrensrechte für Personen festzulegen, die in Untersuchungshaft genommen werden.

Erstens, Mindestbestimmungen über das Recht auf Dolmetschleistungen und
Übersetzungen, die bereits im Jahre 2010 angenommen wurden. Zweitens, das Recht auf
Information über Rechte – die Erklärung der Rechte –, über das sehr bald eine Einigung
erzielt wird. Erst heute hat die Kommission den dritten Vorschlag über Verfahrensrechte
angenommen, den Vorschlag, den Zugang zu einem Anwalt sicherzustellen und das Recht,
dass eine dritte Person benachrichtigt wird, wenn eine Person ihrer Freiheit beraubt wird.
Für Fälle in Verbindung mit dem Europäischen Haftbefehl wird es eine Bestimmung für
den Zugang zu einem Anwalt sowohl im ausstellenden als auch im vollstreckenden Staat
geben.

All diese Verfahrensrechte gelten für den Haftbefehl. Diese Maßnahmen sollen vermeiden,
dass Beweise möglichweise durch Verletzung der Grundrechte von Verdächtigen erbracht
werden.

Ich möchte auch auf die speziellen Fragen antworten, die von den Verfassern aufgeworfen
wurden. Der Kommission sind keine Nachweise bekannt, dass die Anfrage von Schweden
an das Vereinigte Königreich zur Überstellung von Herrn Assange, damit er sich den
Anschuldigungen sexueller strafbarer Handlungen stellt, erkennen lässt, dass das System
des Europäischen Haftbefehls zweckentfremdet worden sei.

Die Überstellung im Zuge des Rahmenbeschlusses des Rates über den Europäischen
Haftbefehl ist in seiner Gesamtheit ein Rechtsverfahren, bei dem die Regierungen absolut
keine Möglichkeit haben, in den Prozess einzugreifen. In dem besonderen Fall, den das
Parlament erwähnte, wurde das Verfahren vom Vereinigten Königreich und den
schwedischen Justizbehörden ohne Eingriff der Regierungen abgewickelt.

In Bezug auf die andere Frage zu einer möglichen Auslieferung an die Vereinigten Staaten
möchte ich unterstreichen, dass uns bisher keine Anfrage für eine mögliche Auslieferung
an die Vereinigten Staaten vorlag. Gäbe es aber eine Anfrage, könnte dies nur mit der
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Zustimmung des überstellenden Staates erfolgen, in diesem Fall des Vereinigten Königreichs.
Denn laut Artikel 28 des Rahmenbeschlusses des Rates darf eine Person, die aufgrund eines
Europäischen Haftbefehls übergeben wurde, nicht ohne die Zustimmung der zuständigen
Behörde des Mitgliedstaates, der die Person übergeben hat, an einen Drittstaat ausgeliefert
werden. Dies soll nur die Rechtsgrundlage der Frage unterstreichen, aber natürlich ist die
ganze Frage eine „Was ist wenn”-Frage, weil noch nichts Konkretes vorliegt.

VORSITZ: Libor ROUČEK
Vizepräsident

Agustín Díaz de Mera García Consuegra,    im Namen der PPE-Fraktion. – (ES) Herr
Präsident, meiner Meinung nach ist der Haftbefehl ein grundlegendes Instrument im Kampf
gegen das organisierte Verbrechen, Terrorismus und andere Formen der Kriminalität. Es
ist ein bewährtes Instrument und gemäß dem Beschluss der Dreh- und Angelpunkt der
Zusammenarbeit sowie das erste konkrete Beispiel für den Grundsatze der gegenseitigen
Anerkennung auf dem Gebiet des Strafrechts.

Natürlich ist es ein sehr nützliches Instrument, wir müssen aber erwähnen, dass es auch
Schwächen hat. Die Schwächen wurden einwandfrei festgestellt, wie auch Kommissarin
Reding nicht nur im Kommissionsbericht von April 2011 feststellt, sondern wie auch die
Berichte von 2005 und 2006 ausgesagt haben. Diese Schwächen, die im Wesentlichen
von zwei grundlegenden und wesentlichen Voraussetzungen herrühren, können und
müssen natürlich korrigiert werden. Der Haftbefehl besteht aus zwei Komponenten:
Ausstellung und Ablehnung oder gegebenenfalls die Übergabe. Die Zahlen machen deutlich,
dass es ein nützliches Instrument ist: 54 000 Haftbefehle sind ausgestellt und 12 000
vollstreckt worden.

Hinsichtlich der Anfrage, welche Korrekturen notwendig sind, benötigen wir mehr und
bessere verfahrenstechnische Garantien für Ausstellung, Ablehnung und Übergabe. Das
Problem der Verhältnismäßigkeit oder dessen Mangel bei der Anwendung des Haftbefehls
ist entscheidend, ein Schlüsselproblem. Aus diesem Grund freue ich mich sehr über die
Aussage von Kommissarin Reding, dass die Mitgliedstaaten eine Prüfung der
Verhältnismäßigkeit werden durchführen und darauf achten müssen, keine Haftbefehle
bei minder schweren Straftaten auszustellen.

Herr Präsident, übrigens hat sich im Laufe dieser Anfragen eine bestimmte Frage
eingeschlichen, nämlich dass jeder Haftbefehl die öffentlichen Kassen 25 000 EUR kostet.
Das hat ein irischer Richter gesagt. Ich sage dem Richter, dass ich es nicht glaube und dass
er zeigen sollte, auf welcher Grundlage die Berechnungen gemacht wurden.

Folglich bin ich davon überzeugt, dass der Haftbefehl weiterhin in gestärkter Form und
mit besseren verfahrenstechnischen Garantien gültig bleiben sollte.

(Der Redner erklärt sich damit einverstanden, auf eine „Blue-Card“-Frage gemäß Artikel 149 Absatz
8 zu antworten)

William (The Earl of) Dartmouth (EFD).   – Herr Präsident, ist sich Herr Díaz de Mera
bewusst, dass 2003, lange vor dem Europäischen Haftbefehl, ein Abkommen über die
beschleunigte Auslieferung zwischen dem Vereinigten Königreich und Spanien
unterzeichnet worden ist, und wäre der Redner vielleicht der Meinung, dass dies ein besserer
Entwurf für den Umgang mit schweren Verbrechen ist, als der Europäische Haftbefehl mit
all den Problemen, von denen wir nun hören?
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Agustín Díaz de Mera García Consuegra (PPE).   – (ES) Nein, Herr Dartmouth. Ich bin
davon überzeugt, dass der Europäische Haftbefehl ein nützlicheres und vielseitigeres
Instrument für den Kampf gegen alle Formen des Verbrechens ist, auf die wir verwiesen
haben.

Kommissarin Reding hat Ihnen bereits gesagt – und ich betone diese Tatsache –, dass ein
Auslieferungsbefehl bis zu ein Jahr lang dauern kann, während ein Europäischer Haftbefehl
andererseits innerhalb von 40 Tagen verwirklicht werden muss.

Deswegen bin ich davon überzeugt, dass der letztere ein viel vielseitigeres und nützlicheres
Verfahren für den Kampf gegen Verbrechen, Fehlverhalten und Terrorismus ist.

Claude Moraes,    im Namen der S&D-Fraktion. – Herr Präsident, die Lage ist für unsere
Fraktion ganz klar. Wir haben einerseits vom Rat gehört, dass die Vorteile eines
Europäischen Haftbefehls dessen Nachteile überwiegen, wenn er ordentlich und effizient
und nicht in den vielen trivialen Fällen, die wir gesehen haben, durchgeführt wird.

Die Kommissarin hat einen glaubwürdigen – einen ernsthaften Bericht – vorgestellt, der
uns mitteilt, dass der Europäische Haftbefehl noch immer eine nützliche Möglichkeit dafür
sein kann, organisierte Schwerverbrecher zu fangen, wenn wir uns mit trivialen Fällen und
Unverhältnismäßigkeit sowie verfahrenstechnischen Garantien auseinandersetzen können.
Wir sollten die Ziffer 12 000 nicht vergessen – mir bedeutet es sehr viel, dass wir in meinem
Wahlkreis in London die Attentäter von Juli 2005 festgenommen haben. Wenn wir die
gravierende und symbolische Wirkung dieser Fälle begreifen, kann und sollte der
Europäische Haftbefehl funktionieren.

Die mündliche Anfrage unserer Fraktion heute ist sehr einfach. Wir gehen nun von den
Berichten zum Handeln über und befinden uns in einer Situation, in der wir zwei schwere
Fragen haben. Die eine besteht im Mangel an Verhältnismäßigkeit. Das wird nicht über
Nacht gelöst, und ich begrüße es, dass die Kommissarin (ich spreche von Justizfortbildung)
dafür sorgt, dass wir das Problem trivialer Fälle, die vorherrschen und für den Europäischen
Haftbefehl ein Glaubwürdigkeitsproblem verursachen, beheben können. Aber das setzt
auch voraus, dass uns der Rat (ich beziehe mich nicht nur auf Ungarn, sondern spreche
von den Mitgliedstaaten) dabei hilft, die verfahrenstechnischen Garantien und das Problem
inakzeptabler Dauer der Untersuchungshaft für viele Bürgerinnen und Bürger in meinem
eigenen Land voranzubringen.

Dies sind Situationen, die zu Problemen für ein Instrument führen, das effektiv sein könnte,
wenn es ordentlich angewandt wird. Aber das schwierigste Problem wird darin bestehen,
gleiche Bedingungen hinsichtlich der verfahrenstechnischen Verteidigungsrechte zu
schaffen. Deswegen nehmen wir in meiner Fraktion, die Informationen über bestehende
Rechte gefordert hat, sowohl die Qualität, als auch die Geschwindigkeit der
Rechtsvorschriften ernst, die wir brauchen, um dafür zu sorgen, dass der Europäische
Haftbefehl das effektive Instrument sein kann, das es sein sollte, um organisierte
Schwerverbrecher zu verhaften und dass seine Glaubwürdigkeit nicht von vielen trivialen
Fällen und ungleichen Bedingungen gemindert wird, die wir derzeit erleben.

Diese Haltung wünschen wir uns für unsere Fraktion, und wir sind davon überzeugt, dass
das Engagement vorhanden ist. Aber wir müssen insbesondere die Mitgliedstaaten
aufmerksam beachten, wenn sie fordern, dass der Europäische Haftbefehl effektiv sein soll,
aber andererseits nicht handeln, um uns dabei zu helfen, die Rechtsvorschriften zu erhalten
und diese gleichen Bedingungen zu schaffen.

307Verhandlungen des Europäischen ParlamentsDE08-06-2011



(Der Redner erklärt sich damit einverstanden, auf eine „Blue-Card“-Frage gemäß Artikel 149 Absatz
8 zu antworten)

Gerard Batten,    im Namen der EFD-Fraktion. – Herr Präsident, Claude Moraes hat von
einem Mangel an Verhältnismäßigkeit usw. gesprochen. Dem können wir alle zustimmen,
aber eines – das heiße Eisen in diesem Raum – über das heute Nachmittag niemand
gesprochen hat, besteht darin, dass der Gerichtshof den Anscheinsbeweis gegen eine
beschuldigte Person nicht betrachten kann und keinen Ermessensspielraum darüber hat,
ob sie ausgeliefert werden sollten oder nicht. Viele Wähler sind davon betroffen.

Der bemerkenswerteste Fall ist Andrew Symeou. Ich habe an den Terminen des
Berufungsgerichts teilgenommen und die Richter gehört. Ihr Gesichtsausdruck hat deutlich
gemacht, dass sie erkannt haben, dass es gegen diesen Jungen keine echten Beweise gab;
der Beweis war widersprüchlich, die Stellungnahmen waren anscheinend von der Polizei
fabriziert, und er hätte in keinem Fall ausgeliefert werden sollen. Wie würden Sie an dieses
Problem und die Tatsache herangehen, dass die Gerichte Anscheinsbeweise oder deren
Mangel gegenüber einer beschuldigten Person nicht berücksichtigen können?

Claude Moraes (S&D).   – Herr Präsident, für einen Haftbefehl muss es Anscheinsbeweise
geben. Man kann einen Haftbefehl nicht vollstrecken, ohne dass die Justiz den einfachen
Tatbestand des Falls versteht.

Im Fall von Andrew Symeou sage ich Gerard Batten, dass die eigentlichen Probleme
verfahrenstechnisch waren: die Haftdauer und das Rechtssystem nach der Vollstreckung
des Haftbefehls. Sie sprechen von dem Berufungsverfahren. Der Zeitraum nach der
Vollstreckung des Haftbefehls war problematisch, und das versuchen wir heute in dieser
Debatte zu beheben.

Nathalie Griesbeck,    im Namen der ALDE-Fraktion. – (FR) Herr Präsident, die
vorangegangene Debatte war leidenschaftlich und auch faszinierend und diese hier ist viel
einvernehmlicher. Ich gewinne den Eindruck, dass niemand die Effektivität der Auslieferung,
des Europäischen Haftbefehls, die Reduzierung der Verfahrensdauer und damit kurz gesagt
die Verbrechensbekämpfung in Frage stellt.

Die Art und Weise, wie das Mandat genutzt wurde, hat jedoch auch zu Missbrauch und
missbräuchlichen Praktiken geführt, wie wir alle gesagt haben: zu missbräuchlichen
Praktiken, wenn es für Kleinkriminalität verwendet wird, und hier spreche ich nicht von
den unzähligen absurden Fällen von Diebstählen von Fahrrädern, Ferkeln und ähnlichem,
sondern vielmehr von schwerwiegenderen missbräuchlichen Praktiken, wenn die
Inhaftierung unverhältnismäßig ist, wenn unschuldige Menschen eingesperrt werden und
wenn das Recht missbraucht wird, Berufung gegen diese Entscheidungen einzulegen.

Vor einigen Jahren hat die Fraktion, der ich angehöre, die Notwendigkeit verteidigt,
Sicherheitsklauseln zur Verwendung des Europäischen Haftbefehls einzuführen, und ich
freue mich, heute Nachmittag gehört zu haben, dass Sie, Frau Kommissarin, Verbesserungen
des Verfahrens durch die Schaffung von Handbüchern für die Mitgliedstaaten, sowie
Handbüchern für Häftlinge erwähnen. Ich begrüße dies, weil ich denke, dass der Europäische
Haftbefehl von unseren Mitbürgerinnen und Mitbürgern sehr gut verstanden wird, und es
ist ein entscheidender Test dafür, dass Europa zeigt, was es tun kann, um das Gerichtswesen
in Europa zu konsolidieren.

Zbigniew Ziobro,    im Namen der ECR-Fraktion. – (PL) Herr Präsident, die Mitgliedstaaten
der Europäischen Union brauchen wirksame Instrumente für die Verbrechensbekämpfung
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und insbesondere für den Kampf gegen das organisierte Verbrechen, das die schlimmste
Art davon ist. In dieser Hinsicht sollte gesagt werden, dass der Europäische Haftbefehl
insbesondere hinsichtlich der Tatsache auf einen Bedarf reagiert, dass nicht nur ehrbare
Bürgerinnen und Bürger die Vorteile der Freizügigkeit in der Europäischen Union nutzen,
sondern auch Verbrecher, die jedenfalls nicht ihr Recht auf Tourismus oder Reisen für
Geschäftszwecke ausüben, sondern für kriminelle Aktivitäten oder um es zu vermeiden,
in ihrem eigenen Land oder in dem Land, in dem sie das Verbrechen begangen haben, vor
Gericht gestellt zu werden.

Die Existenz und die Funktion dieses Instruments muss deswegen begrüßt werden, aber
wir sollten auch die Tatsache begrüßen, dass es überwacht wird. Jede neue juristische
Institution hat neben Verdiensten gewisse Schwachstellen, die zu identifizieren lohnenswert
ist, und es lohnt sich auch, darüber nachzudenken, wie man sie beheben kann. In diesem
Fall halte ich es für lohnenswert, die Einführung von Einschränkungen hinsichtlich der
Verwendung des EHB für Kleinverbrechen, beispielsweise jene, die mit bis zu zwei Jahren
Haft bestraft werden, in Erwägung zu ziehen. Dies sollte ernsthaft in Erwägung gezogen
werden.

(Der Redner erklärt sich damit einverstanden, auf eine „Blue-Card“-Frage gemäß Artikel 149 Absatz
8 zu antworten)

Sarah Ludford (ALDE).   – Herr Präsident, ich denke, ich habe Recht, wenn ich sage, dass
Herr Ziobro aus Polen ist. Ich stimme seinen letzten Anmerkungen, wie ich sie in der
Verdolmetschung gehört habe, zu. Es wird oft gesagt, dass Polen ein Beispiel für ein Land
ist, in dem es keinen Stufentest für die Ausstellung von Haftbefehlen gibt - weder im Inland,
noch für Europäische Haftbefehle.

Wurde eine Reform Ihres Strafrechtssystems in Erwägung gezogen, so dass Staatsanwälte
etwas Ermessensspielraum darüber haben, ob sie einen Haftbefehl ausstellen und nicht
jede einzelne Klage verfolgen müssen? So würden die berühmten geringfügigen Verstöße
wie das gestohlene Ferkel kein solches Problem sein.

Wir schätzen all die Polen im Vereinigten Königreich und insbesondere in London sehr,
und die meisten von ihnen sind natürlich keine Verbrecher. Aber weil es viele Polen im
Vereinigten Königreich gibt – die meisten sind herzlich willkommen –, gehen wir in
Haftbefehlen aus Polen unter.

Zbigniew Ziobro (ECR).   – (PL) Herr Präsident, ich möchte Frau Ludford sehr für ihre
Frage danken. Wir müssen uns in der Tat des Problems bewusst sein, auf das Sie mich
freundlicherweise aufmerksam gemacht haben. Polnische Gerichte gehen sehr streng an
diese Bestimmungen heran und wenden sie auch auf Fälle an, die manchmal trivial
erscheinen können. Hinsichtlich der Tatsache, dass viele unserer Landsleute beispielsweise
in London leben, werden manchmal Haftbefehle in fragwürdigen Fällen dieser Art
ausgestellt. Meiner Meinung nach wäre es deswegen vernünftig, dass die Kommission die
Einführung allgemeinerer Lösungen in Erwägung zieht, die möglicherweise auch auf andere
Länder anwendbar sind, um dafür zu sorgen, dass es nicht möglich sein wird, dass der
Haftbefehl für solche gänzlich trivialen Angelegenheiten von beispielsweise zwei Jahren
Haft ausgestellt wird, und stattdessen nur für schwere Strafen angewendet wird, für die er
gemacht war.

Judith Sargentini,    im Namen der Verts/ALE-Fraktion. – (NL) Herr Präsident, ich bin Frau
Ludford für diese Frage sehr dankbar, weil sie mir auch auf der Zunge lag. Vergangene
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Woche habe ich an Verfahren in Polen gegen Herrn Cor Disselkoen – sein Name ist heute
bereits gefallen – teilgenommen. Er ist ein niederländischer Staatsbürger, der auf Grundlage
eines Europäischen Haftbefehls für eine Angelegenheit nach Polen ausgeliefert worden ist,
die Mitte der 90er Jahre stattgefunden hat. In den wenigen Tagen, die er hinter Gitter
verbracht hat – denn die niederländischen und polnischen Richter haben sich geeinigt –
in jenen wenigen Tagen hat die Wache die Arzneimittel gestohlen, die er für seine
Herzkrankheit einnimmt.

Das Problem besteht nicht nur darin, wie der Europäische Haftbefehl ausgeführt wird,
sondern auch, dass die Haftbedingungen in verschiedenen Ländern in Europa derartig sind,
dass man Menschen nicht wirklich weiterhin dorthin schicken kann. Der Richter in dem
Land, an das der Antrag gerichtet wird, sollte den Ermessensspielraum haben, zu sagen:
„Ich werde keine Menschen in ein Land ausliefern, in dem die Hafteinrichtungen
unmenschlich sind und als Richter werde ich Artikel 3 der Europäischen
Menschenrechtskonvention achten.“ Ich stimme dem Rat zu, dass die Länder Fälle, bei
denen sie einen solchen Antrag ausstellen, diskret behandeln sollten, aber die Länder sollten
auch die Freiheit haben, zu sagen: „Das ist eine so geringfügige Straftat, dass ich dafür
niemanden ausliefere.“ Deswegen ist es für Polen sehr wichtig, die Art und Weise zu ändern,
wie es die Justiz verwaltet.

( Die Rednerin erklärt sich damit einverstanden, auf eine „Blue-Card“-Frage gemäß Artikel 149
Absatz 8 zu antworten)

Dimitar Stoyanov (NI).   – (BG) Ich nehme an, dass Sie von demselben Fall sprechen, der
vor Kurzem erwähnt worden ist. Der Kollege hat davon gesprochen, und ich wollte ihm
eine Frage stellen, mir wurde jedoch nicht das Wort erteilt. Wenn Sie von so spezifischen
Fällen sprechen, erwähnen Sie bitte die Namen der Personen, gegen deren Rechte verstoßen
worden ist, so dass wir sie hören können. Deswegen werde ich Sie nun bitten, den Namen
der Person zu nennen, über die Sie sprechen, weil wir die Menschen nennen müssen, gegen
deren Rechte verstoßen worden ist.

Judith Sargentini (Verts/ALE).   – (NL) Ich mache daraus kein Geheimnis, Herr Stoyanov.
Sein Name wurde auch zuvor erwähnt, es ist jedoch möglich, dass Ihr Dolmetscher ihn
nicht weitergegeben hat. Sein Name ist Herr Cor Disselkoen. Ich habe auch einen Fall mit
Bezug zu Herrn Hörchner, einen weitere Niederländer. Ich habe nun Herrn Disselkoens
Namen erwähnt, und er schämt sich gar nicht dafür, weil er begierig ist, dass der Europäische
Haftbefehl geändert wird, und er wird sich freuen, öffentlich darüber zu sprechen.

Kyriacos Triantaphyllides,    im Namen der GUE/NGL-Fraktion. – (EL) Herr Präsident, viel
kann über den Europäischen Haftbefehl und seine Anwendung durch die Mitgliedstaaten
gesagt werden; einiges davon wurde bereits von meinen Kolleginnen und Kollegen gesagt.

Ich möchte mich auf einen spezifischen und wichtigen Aspekt konzentrieren: die volle
Achtung von Menschen- und Verfahrensrechten. Verdächtige und Angeklagte haben
sowohl als Menschen, als auch als Verfahrensparteien Rechte. Diese werden jedoch oft
missachtet. Untersuchungshaft und Haftbedingungen, auf die sich Herr de Jong bezog,
sind typische Beispiele. Der Hauptgrund dafür liegt darin, dass davon ausgegangen wird,
dass Menschenrechte in ganz Europa dieselbe Achtung genießen. Das ist jedoch eindeutig
nicht der Fall, weil bestimmte Rechte von einem Mitgliedstaat zum anderen unterschiedlich
ausgelegt werden, wie das Schweigerecht, oder einfach weil sich bestimmte Verfahren
unterscheiden, wie die Dauer der Untersuchungshaft.
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Was wollen Sie daran ändern, Frau Kommissarin? Werden Sie spezifische Maßnahmen,
wie die Einführung einer besonderen Vorschrift über Menschenrechte vorschlagen, die es
Richtern erlauben wird, den Inhalt des Falls zu prüfen, wie es im Vereinigten Königreich
und Irland geschieht, oder werden sie weiterhin einfach in andere Mitgliedstaaten
weitergegebene Urteile abstempeln? Werden Sie Vorschriften dafür schaffen, dass der
Verdächtigte oder Beklagte angehört wird, damit der Richter entscheiden kann, ob er
zurück in das Land, in dem er gesucht wird, geschickt wird oder nicht, um Missbrauch,
wie die Auslieferung aufgrund von politischen Ansichten, zu verhindern? Haben Sie die
Absicht, solche Änderung im Rahmen des Fahrplans für Verfahrensrechte oder durch die
Änderung der Rechtsvorschriften über den Europäischen Haftbefehl vorzuschlagen?

William (The Earl of) Dartmouth (EFD).   – Herr Präsident, in der angloamerikanischen
Welt besteht der vorrangige Zweck des Gesetzes darin, die Menschen vor willkürlicher
Festnahme und willkürlichen Inhaftierungen zu schützen. Das Recht in Kontinentaleuropa,
insbesondere im ehemaligen Ostblock, hat diese Priorität einfach nicht, und es ist lächerlich,
etwas anderes vorzutäuschen.

Gemäß dem Europäischen Haftbefehl kann jeder in Großbritannien ausgeliefert werden –
beispielsweise gemäß bulgarischem Recht – und ein britischer Richter kann daran nicht
viel ändern. Mehr noch: Die britische Regierung hat sich an der Europäischen
Ermittlungsanordnung beteiligt, die ein weiterer Angriff auf die Freiheiten des britischen
Volks ist. Die Liberaldemokraten, die all das unterstützen, bezeichnen sich selbst als die
Partei der bürgerlichen Freiheiten. Das ist Unsinn! Das Engagement der Liberaldemokraten
für bürgerliche Freiheiten kommt in Calais völlig zum Erliegen.

(Der Redner erklärt sich damit einverstanden, auf eine „Blue-Card“-Frage gemäß Artikel 149 Absatz
8 zu antworten)

Sarah Ludford (ALDE).   – (Das Mikrofon ist fast bis zum Ende des ersten Satzes ausgestellt) ...
Liberaldemokrat. Ist sich der Earl of Dartmouth bewusst, dass es die Liberaldemokraten
mit Unterstützung der Konservativen im Oberhaus des britischen Parlaments geschafft
haben, in das Auslieferungsgesetz von 2003, das den Europäischen Haftbefehl umgesetzt
hat, die Befugnis für einen Richter einzufügen, sich zu weigern, gemäß dem Europäischen
Haftbefehl auszuliefern, wenn Grundrechte der Person verletzt werden würden? Ich blicke
auf Herrn Kirkhope, weil seine und meine Partei dabei zusammengearbeitet haben.

Die UKIP ruft nur unfähig als Zaungast, während wir weitermachen und aktiv dafür sorgen,
dass Grundrechte geschützt werden. Sie sollten Ihren Schwerpunkt darauf legen, dafür zu
sorgen, dass sich die Gerichte auf Artikel 21 des Auslieferungsgesetztes von 2003 berufen.
Ich war im Oberhaus und habe dabei geholfen, diesen Änderungsantrag einzubringen.

William (The Earl of) Dartmouth (EFD).   – Nichts von dem, was Sie sagen, hat die
bedächtige Kritik dessen entkräftet, was wir und andere nun sagen. Ich möchte auch sagen,
dass Sie sich völlig irren, wenn Sie denken, dass bessere Übersetzungsrechte überhaupt
irgendein Heilmittel für diese fehlerhaften Rechtsvorschriften sind, die das Leben von
Menschen ruinieren.

Andrew Henry William Brons (NI).   – Herr Präsident, die Verhandlungen über
Haftbefehle haben wenig mit den Auslieferungsanhörungen vor dem Gesetz von 2003
gemein. Sogar bei der Hauptverhandlung berücksichtigt das Gericht nicht die Beweise,
sondern nur 10 sogenannte rechtliche Schranken für die Auslieferung. Ein Mangel an
Beweisen ist kein Hindernis für die Auslieferung. Sogar Menschen, die einer Handlung
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beschuldigt werden, die im ausliefernden Land keine strafbare Handlung ist, können gemäß
dem Europäischen Haftbefehl übergeben werden, wenn es für die Straftat kein Gebot der
doppelten Strafbarkeit gibt.

Während die meisten schwere Gewalt-, Sexual- oder Unredlichkeitsdelikte sind, umfasst
die Liste auch nebulöse Meinungsdelikte, die in so vielen kontinentalen Ländern beliebt
sind, so dass die festgenommene Person zum Verfahren oder vielmehr zur automatischen
Verurteilung an einen dieser elenden Orte geschickt werden konnte.

Die Tatsache, dass solche Haftbefehle zur Verfolgung einer Person auf Grund ihrer
politischen Meinung ausgestellt werden, sollte eine rechtliche Schranke für die Auslieferung
darstellen, aber ich vermute, dass einige politische Meinungen weniger gleich sind als
andere. Uns wurde der Europäische Haftbefehl mit dem Versprechen verkauft, dass er
verwendet würde, um Terroristen vor Gericht zustellen, aber die Fehlgeburten der Justiz
im Fall von Garry Mann, Deborah Dark, Edmond Arapi, Andrew Symeou und vielen
anderen hatten überhaupt keine terroristischen Elemente.

Am schlimmsten waren die Fälle von Menschen, die ohne Anklage zur Befragung
ausgeliefert wurden. Wir müssen die Forderung wieder einführen, dass ein Gericht eine
Person nur dann ausliefern wird, wenn es zwingende Beweise gibt, dass ein gemäß den
Gesetzen des ausliefernden Landes schweres Verbrechen verübt worden ist.

Elena Oana Antonescu (PPE).   – (RO) Herr Präsident, der Europäische Haftbefehl ist ein
wirksames Instrument für die Bekämpfung und die Kontrolle von grenzüberschreitendem
Verbrechen auf EU-Ebene. Es hat sich bei der Beschleunigung des Transfers zwischen
Ländern der EU von Menschen als effektiv erwiesen, die eines schweren Verbrechens,
einschließlich des Terrorismus und des organisierten Verbrechens verdächtigt werden.
Allzu häufig hat es jedoch Fälle gegeben, in denen das Instrument genutzt worden ist, um
geringfügigere Verbrechen zu bearbeiten. Fälle, die in ihrer Schwere extrem unterschiedlich
waren, wurden gleich behandelt. Haftbefehle sind ausgestellt worden, wenn ihre
Verwendung sowohl unnötig, als auch unverhältnismäßig war. Dies hat nicht nur für die
Angeklagten zu ungerechten Situationen geführt, sondern auch eine ungerechtfertigte Last
für die Mittel des Staates verursacht, der den Haftbefehl vollstreckt.

Die unverhältnismäßige Verwendung dieses entscheidenden Instruments für die
Bekämpfung von grenzüberschreitendem Verbrechen trägt zur Unterwanderung des
Vertrauens in es bei. Dies wird einige Staaten veranlassen, eine Prüfung der
Verhältnismäßigkeit auf Grundlage ihrer eigenen Regeln durchzuführen, wenn sie sich
dafür entscheiden, einen Europäischen Haftbefehl zu vollstrecken. Dies wird dazu führen,
dass er inkonsequent und ungleichmäßig angewandt wird und deswegen einen Mangel an
Vertrauen in das Konzept der gegenseitigen Anerkennung ergeben.

Das Recht auf Rechtshilfe muss sowohl in dem Staat, der den Haftbefehl ausstellt, als auch
in dem Staat, der ihn vollstreckt, gewährleistet sein, damit das Recht auf Verteidigung
angemessen angewendet wird. Deswegen wollten wir der Kommission und dem Rat diese
Fragen stellen. Wir müssen eine Gewährleistung dafür haben, dass die Standards der
Strafjustiz und der Haftbedingungen in der Europäischen Union nicht zu einem Mangel
an Vertrauen unter den Justizsystemen in den Mitgliedstaaten führt. Schließlich möchte
ich auch Kommissarin Reding für all die Maßnahmen danken, die sie ergriffen hat, um die
Verfahrensrechte bei Strafverfahren zu stärken.
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Carmen Romero López (S&D).   – (ES) Herr Präsident, Frau Kommissarin Reding, es ist
eine Tatsache, dass der Missbrauch von Grundrechten zu den bedeutendsten Schwächen
gehört, wie wir hier den ganzen Nachmittag über gesagt haben.

Es wird jedoch noch nicht einmal möglich sein, diese Verfahrensrechte zu schützen, die
wir bereits debattiert haben und die wir als Teil des Pakets der Verfahrensrechte diskutieren
werden. Es wird unmöglich sein, bestimmte Probleme beispielsweise hinsichtlich der
Gefängnisse oder der Sicherungsverwahrung zu lösen, weil sie nicht von diesem
Verfahrensrechtepaket abgedeckt werden. Sie fallen eindeutig in die Zuständigkeit der
Mitgliedstaaten.

Hinsichtlich der Frage der Verhältnismäßigkeit und geringfügiger Straftaten möchte ich
Ihnen, Kommissarin Reding sagen, dass keines der Verbrechen, die heute Nachmittag
erwähnt wurden – Diebstahl von Krawatten, Ferkeln und Fahrrädern – vom Haftbefehl
abgedeckt wird. Die 32 inbegriffenen Verbrechen beziehen sich nur auf das organisierte
Verbrechen, es sei denn Ferkel oder Krawatten werden von bewaffneten und organisierten
kriminellen Banden gestohlen.

In anderen Worten können Sie mit Beispielen scherzen, von denen wir jetzt noch nicht
einmal etwas wissen, weil das Problem im Grunde darin besteht, dass wir kein gemeinsames
statistisches Instrument haben, mit dem wir das Problem wirklich bewältigen können.

(Der Präsident unterbricht die Rednerin)

Heidi Hautala (Verts/ALE).   – (FI) Herr Präsident, die ungarische Vertreterin sagt hier,
dass das Problem nicht in diesem Instrument – dem Europäischen Haftbefehl – selbst
besteht, sondern dass es sich auf die Strafjustizpolitik jeden Mitgliedstaats bezieht. Nun,
jetzt setzt sie ihre Kopfhörer auf. Nun ja, meiner Meinung nach sparen wir hier an der
Wahrheit, weil wir nun zugeben müssen, dass der Europäische Haftbefehl von Anfang an
ein Problem war, da wir so gehandelt haben, als würden alle Mitgliedstaaten bestimmte
rechtliche Normen und Mindeststandards für Strafverfahren umsetzen. Die Wahrheit ist
natürlich, dass wir erst gerade begonnen haben, sie nun mit dem Inkrafttreten des Vertrags
von Lissabon zu schaffen.

Ich möchte darauf hinweisen, dass der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte bereits
festgestellt hat, dass in Asylfällen niemand beispielsweise nach Griechenland
zurückgeschickt werden kann, weil die Haftbedingungen dort so schlecht sind. Ich frage
mich, wann man jemanden auf Grundlage des Europäischen Haftbefehls nicht mehr
ausliefern kann, weil die Bedingungen in den Gefängnissen in dem Land, das die
Auslieferung beantragt, so schrecklich sind. Meiner Meinung nach sollte die Kommission
darauf vorbereitet sein.

Rui Tavares (GUE/NGL).   – (PT) Herr Präsident, die Europäische Union ist ein Experiment,
das aus Experimenten besteht: Der Euroraum, dieses Parlament, in dem wir uns befinden,
das Schengen-Gebiet und eine Reihe weiterer Instrumente sind alle Experimente. Das
Problem besteht darin, dass Politiker oft weniger bescheiden sind, als Wissenschaftler.
Wissenschaftler sind die ersten, die es erkennen, wenn ein Experiment nicht so verlaufen
ist, wie sie gehofft hatten.

Im Fall des Europäischen Haftbefehls (EHB) wissen wir nun, dass er Probleme zeigt und
Zweifel hervorgerufen hat. Kommissarin Reding sollte zugute gehalten werden, dass sie
so ehrlich war, zu bestätigen, dass dieser Haftbefehl Probleme aufweist und Zweifel weckt,
und dass es Prüfungen der Verhältnismäßigkeit gibt, die bestanden werden müssen, wenn
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Haftbefehle ausgestellt werden und die nicht automatisch angewendet werden sollten,
ohne dass ein Richter sie bedächtiger und maßvoller betrachtet.

Deswegen sollte die Lösung nicht in der Abschaffung des EHB bestehen, der eindeutig
nützlich ist. Wir wollen, dass ein Vergewaltiger oder Mörder nicht die Grenze überschreiten
und frei sein kann. Der EHB sollte jedoch mit effektiven Instrumenten für den Schutz der
Beklagten mit der Präsenz eines Anwalts und dem Recht auf Übersetzung ergänzt werden,
was Baroness Ludford bereits in ihrem Bericht in Angriff genommen hat, aber auch – und
das ist ganz entscheidend – mit der Bewertung der Haftbedingungen in europäischen
Gefängnissen.

Machen wir uns auch nicht selbst etwas vor oder erliegen einer Illusion: Die Inhaftierung
in einem Gefängnis in Land A oder Land B ist nicht dasselbe wie eine Inhaftierung in Europa.
Es ist sehr wichtig, dass diese Bedingungen bewertet werden und dass die Europäische
Kommission sehr entschlossen arbeitet, um die Haftbedingungen zu bewerten, damit sie
harmonisiert werden können und damit der EHB so mit größerer Zuversicht angewendet
werden kann.

Dimitar Stoyanov (NI).   – (BG) Herr Präsident, ich habe auch zuvor die von den Kritikern
des Europäischen Haftbefehls vorgebrachten Argumente aus dem Munde anderer
Abgeordneter aus der nationalistischen Bewegung gehört. Unsere Argumente wurden
dabei jedoch als euroskeptisch präsentiert, als ob wir eine Art Feind des Fortschritts wären.
Dadurch ist dieser Haftbefehl in Kraft getreten.

Heute Abend habe ich jedoch etwas anderes Entsetzliches aus dem Munde von Frau Győri
gehört. Was sie nämlich sagte war, dass die Effektivität des Haftbefehls Rechtsverletzungen
gerechtfertigt hat. Frau Győri, ich kenne den Grundsatz im Strafrecht, demzufolge „Lieber
10 Schuldige freigesprochen werden, als dass ein Unschuldiger verurteilt wird“. Aus Sicht
unverhältnismäßiger Maßnahmen ist es jedoch normal, dass Polizisten das nutzen, was
ihnen in die Hände gelegt wurde, und sie werden jede Gelegenheit nutzen, die sie sich
leisten können.

Es gibt nur eine Antwort auf die alte Frage „Wer wird die Wachen bewachen?“: „Das Gesetz
bewacht die Wachen“. Wir müssen als Gesetzgeber zusammen mit der Kommission als
Initiator, dem Parlament und dem Rat als Mitgesetzgeber unser Bestes tun, um dafür zu
sorgen, dass das Gesetz tatsächlich die Wachen bewacht.

Salvatore Iacolino (PPE).   – (IT) Herr Präsident, der Europäische Haftbefehl ist
zweifelsohne ein grundlegendes Instrument für den Kampf gegen Terrorismus und
organisiertes Verbrechen. Ich denke, dass darüber bei allen Rednern, einschließlich dem
Ratsvorsitze und der Kommission Einigkeit und Zustimmung besteht.

Gleichzeitig ist dies eine Bestätigung, wie polizeiliche und justizielle Zusammenarbeit in
einem grenzüberschreitenden Ansatz an das Verbrechen wichtige Ziele erreichen kann.
Wartezeiten sind gelöst worden und die Kosten werden nun geprüft werden müssen – und
das muss eingehender betrachtet werden. Vertrauen zwischen den Mitgliedstaaten ist in
diesem Verfahren entscheidend, was zweifelsfrei positiv ist. Gleichzeitig ist es jedoch wichtig
dafür zu sorgen, dass das Instrument gleichmäßig in allen Mitgliedstaaten mit einer echten
Unterscheidung zwischen schweren Verbrechen, für die es gedacht und genehmigt ist, und
nichtschweren Verbrechen angewendet wird.

Es kann hilfreich sein – und hier wende ich mich an Kommissarin Reding – die Europäische
Staatsanwaltschaft einzubinden, die wenn sie einmal läuft irgendwie diese Urteile der
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Justizbehörden der Mitgliedstaaten, die zweifelsohne zusätzliche Weiterbildung benötigen
werden, prüfen und bewerten könnte. Es stimmt, dass die Haftbedingungen nicht in allen
Mitgliedstaaten gleich sind, aber wir sind zuversichtlich, dass die Kommission nächste
Woche die Mitteilung und ein Grünbuch über grundlegende Haftbedingungen
veröffentlichen wird, die weitere zu treffende Maßnahmen auflisten sollten.

Deswegen sind wir sicher, dass bei ordentlicher Anwendung des Haftbefehls,
Verhältnismäßigkeit, strenger Anwendung des Instruments, besserem
Informationsaustausch und Weiterbildung für Richter in europäischen Fragen die
gleichmäßige Anwendung dieses Instruments gänzlich erreicht werden kann.

Françoise Castex (S&D).   – (FR) Herr Präsident, Frau Kommissarin, wir können erkennen,
dass die Anwendung des Europäischen Haftbefehls die Frage der Haft aufwirft, die von
einem Mitgliedstaat zum anderen sehr ungleichmäßig behandelt wird. Einige Staaten zeigen
nachweisliche Laxheit bei der Achtung von Grundrechten im Strafvollzug.

Außerdem werden unter den 600 000 Häftlingen in der Europäischen Union immer mehr
in einem anderen Mitgliedstaat festgehalten, als ihrem eigenen, was gerade am Europäischen
Haftbefehl liegt. Folglich genießen sie nicht die von ihrem eigenen Herkunftsstaat gewährten
Grundrechte. Unter solchen Umständen bringt es nichts, einander zu beschimpfen;
Maßnahmen müssen ergriffen werden.

Deswegen haben mein Kollege Herr Lambrinidis und ich im vergangenen Januar eine
schriftliche Erklärung eingereicht, die eine Harmonisierung der Haftbedingungen in der
ganzen Europäischen Union und die Einführung eines unabhängigen nationalen
Prüfmechanismus fordert.

Ich hoffe, Frau Kommissarin, dass Sie in den Grünbüchern, die Sie vorschlagen werden,
an dieses Problem denken werden, und dass es bald eine gemeinsame Plattform der
Minimalrechte geben wird, die für alle Mitgliedstaaten gilt.

Axel Voss (PPE). -   Herr Präsident, sehr geehrte Frau Kommissarin Reding, sehr geehrte
Frau Ministerin Györi! Der Europäische Haftbefehl hat sich – wie von meinen Vorrednern
bereits einhellig festgestellt – in den vergangenen Jahren als nützliches Instrument zur
Verbrechensbekämpfung erwiesen. Den Straftätern in Europa steht es eben nicht mehr
frei, die offenen Grenzen so zu nutzen, wie sie das bisher vielleicht hätten machen können.

Doch trotz dieser zahlreichen vorhandenen Erfolge haben die sieben letzten Jahre auch
gezeigt, dass das System noch nicht perfekt ist und nicht so angewendet wird, wie es
ursprünglich einmal gedacht war. Einige dieser Schwachpunkte haben Sie ja auch in Ihrem
Bericht vor kurzem offengelegt. Etwa das mangelnde Recht auf anwaltlichen Beistand, die
teilweise unwürdigen Haftbedingungen, oftmals auch die extrem langen
Untersuchungszeiten. Der wesentliche Punkt, der auch schon oft angesprochen wurde, ist
die uneinheitliche oder auch die fehlende Prüfung der Verhältnismäßigkeit durch den
Ausstellungsstaat. Dieser Punkt liegt mir besonders am Herzen, weil hier nämlich oftmals
durch systematische Ausstellungen des Haftbefehls, häufig wegen geringfügiger Vergehen,
die eigentliche Intention des Europäischen Haftbefehls untergraben wird. So haben
beispielsweise in Polen – auch das kam schon zur Sprache –, wo die meisten Europäischen
Haftbefehle ausgestellt werden, die dortigen Justizbehörden schlichtweg nicht die Befugnis,
nationale Verfahren einzustellen, weil es hier zu einem Automatismus kommt. Das kann
meines Erachtens nicht Sinn der Sache sein. Deshalb sollte vor der Ausstellung eines
Europäischen Haftbefehls geprüft werden, wie schwer die Straftat ist, was das zu erwartende
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Strafmaß ist und ob es ein weniger aufwändiges Verfahren gibt, und letztlich sollte vielleicht
auch eine Kosten-Nutzen-Analyse vorgenommen werden, sodass geringfügige Vergehen
eben bei kostenträchtigen Verfahren nicht verfolgt werden.

Konsequenz muss aus meinem Verständnis eben auch sein, dass wir die bestehenden
Regelungen den Realitäten anpassen. Hierzu würde mich interessieren, welche Schritte Sie
da vornehmen möchten.

Georgios Papanikolaou (PPE).   – (EL) Herr Präsident, ich habe den Kommentaren meiner
Kolleginnen und Kollegen aufmerksam zugehört. Ich werde mit unserer gemeinsamen
Annahme beginnen, dass die Verbrechensbekämpfung nicht nur eine nationale
Angelegenheit ist; es ist auch ein europäisches Problem.

Der Europäische Haftbefehl hat einen wichtigen Fortschritt bei der Verbrechensbekämpfung
gekennzeichnet, indem er dabei half, einen europäischen Raum der Justiz zu schaffen und
grenzüberschreitendes Verbrechen und Terrorismus zu bekämpfen. Er stärkt auch die
Freizügigkeit von Personen innerhalb der Union, die wir kürzlich in Zusammenhang mit
dem Schengen-Abkommen ausführlich debattiert haben, indem er dafür sorgt, dass die
Öffnung der Grenzen sich nicht als Vorteil für jene herausstellt, die versuchen, sich der
Justiz zu entziehen.

Natürlich werden auch Stimmen zum Protest gegen seine oft unbefriedigende und
unverhältnismäßige Anwendung auf nationaler Ebene erhoben – und auch ich betätige
was Herr Voss und andere Abgeordnete gesagt haben. Wir haben auch die Kosten und die
Verhältnismäßigkeit und alles besprochen, was angewendet werden muss, um den
Haftbefehl zu stärken. Ich möchte das Plenum jedoch daran erinnern – damit waren wir
kürzlich in Griechenland in wichtigen Fällen konfrontiert –, dass es selbst jetzt Menschen
gibt, die wegen schwerer Betrugs- und Korruptionsverbrechen in einem Mitgliedstaat der
Union verfolgt werden und die verschwinden oder es schaffen auszusteigen und einer
Verhaftung zu entkommen, indem sie die verschiedenen Verfahrensvorschriften und
unterschiedlichen Bestimmungen in den verschiedenen nationalen Gesetzen ausnutzen.
Folglich denke ich, dass kein Zweifel am Wert des Europäischen Haftbefehls bestehen
kann.

Abschließend möchte ich betonen, dass Sie, Frau Kommissarin, Recht haben, wenn Sie
sagen, dass wir Interpol und aus dem Schengen-System verfügbare Informationen maximal
ausnutzen müssen. Wir brauchen die größtmögliche Harmonisierung zwischen den
Mitgliedstaaten, damit wir schließlich eine harmonisierte, moderne Politik haben, die den
Anforderungen der Aufgabe gerecht wird, wie es diese Zeiten verlangen.

Joanna Katarzyna Skrzydlewska (PPE).   – (PL) Herr Präsident, das Ziel des Europäischen
Haftbefehls besteht darin, das Recht durchzusetzen und für die Sicherheit der Bürgerinnen
und Bürger der Europäischen Union zu sorgen. Die Freizügigkeit des Personenverkehrs
darf es Kriminellen nicht erleichtern, die Rechenschaft für auf dem Gebiet eines anderen
Mitgliedstaats verübte Straftaten zu vermeiden. Es gab jedoch alarmierende Berichte
hinsichtlich der Verwendung des Haftbefehls, so wie den kürzlichen Kommissionsbericht
und die Erklärung von Kommissarin Reding, in der sie sagte, dass die Mitgliedstaaten dafür
sorgen sollten, dass der Haftbefehl korrekt angewendet wird und dass er nicht mechanisch
oder automatisch für relativ leichte Straftaten ausgestellt wird. Diese Erklärung zeugt vom
Missbrauchspotential des Haftbefehls durch die Justiz. Deswegen möchte ich, obwohl ich
das Streben nach maximaler Sicherheit für die Bürgerinnen und Bürger der EU befürworte,
die Kommissarin auffordern, den Haftbefehl zu kontrollieren und Schritte zur Verhinderung
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von Unregelmäßigkeiten während der Verwendung dieses Verfahrens durch Gerichte zu
ergreifen.

Graham Watson (ALDE).   – Herr Präsident, ich hatte die Ehre, Berichterstatter in diesem
Haus gewesen zu sein, als der Europäische Haftbefehl 2001 und 2002 angenommen wurde.
Kolleginnen und Kollegen, die zu dieser Zeit im Haus waren, werden sich daran erinnern,
dass wir die Kommission und den Rat gedrängt haben, mehr Sicherheiten für bürgerliche
Freiheiten in diese Rechtsvorschriften einzubauen, und wir haben von der Kommission
die Zusage erhalten, dass sie eine Richtlinie über die Rechte von Beklagten in strafrechtlichen
Verfahren entwerfen wird.

Nicht alle von uns geforderten Sicherheitsklauseln wurden eingefügt, und der
Richtlinienentwurf über die Rechte von Beklagten lag viele Jahre lang im Postfach des Rates.
Die Ergebnisse dieser Unterlassungen sind die tiefere Ursache dieser heutigen Debatte.
2002 hatte das Parlament in diesen Angelegenheiten keine Mitentscheidungsbefugnisse.
Trotzdem waren wir alles in allem davon überzeugt, dass der Haftbefehl der richtige Schritt
war. Wie viele Redner in dieser Debatte sagten, ist der Haftbefehl ein sehr wertvolles
Instrument im Kampf gegen grenzüberschreitendes Verbrechen. Es hat vielen Opfern zu
Gerechtigkeit verholfen. Wenn Probleme aufgetreten sind, stammten sie von schlechter
Umsetzung in nationales Gesetz, leichtfertiger Anwendung des Haftbefehls für
Kleinkriminalität und inakzeptablen Haftbedingungen.

All dies kann und muss bearbeitet werden. Ich würdige die Urheber der mündlichen
Anfragen heute mit Ausnahme jener, die gegen jedwede justizielle Zusammenarbeit ist,
weil sie den Verbesserungsprozess beschleunigen.

Charles Tannock (ECR).   – Herr Präsident, auch ich bin persönlich davon überzeugt,
dass diese ganze Debatte nun ein wenig Menschenverstand braucht.

Ich glaube noch immer, dass eine Art Europäischer Haftbefehl ein notwendiges Werkzeug
für den Kampf gegen Verbrechen und Terrorismus in der Union ist, insbesondere in
Anbetracht der großen Freizügigkeit von Personen, die sich nun zwischen den
Mitgliedstaaten bewegen und zu denen – leider – auch Kriminelle gehören. Ich glaube auch,
dass die Anzahl von Fehlern oder Fehlgeburten relativ klein ist – aber doch noch zu hoch.
Wir dürfen nun das Kind nicht mit dem Bade ausschütten, was einige der Kolleginnen und
Kollegen in diesem Plenum gern tun würden.

Wir müssen die Arbeit des Haftbefehls ernsthaft überprüfen, um nur eine begrenzte Liste
schwerer Verbrechen – die stets die Bedingung der beiderseitigen Strafbarkeit erfüllen –
als die einzigen einbeziehen, die gemäß dem Europäischen Haftbefehl justiziabel sind. Wir
müssen auch grundlegende Menschenrechte achten und Sicherheitsklauseln wie habeas
corpus einbinden.

Die große Mehrheit der vom Vereinigten Königreich ausgelieferten Individuen waren, wie
sich herausstellte, tatsächlich Migranten aus anderen Staaten der Europäischen Union, die
wegen Verbrechen – normalerweise schweren Straftaten und nicht wegen Kleinkriminalität
– angeklagt waren. Es ist ironisch, dass die UKIP, die zunächst gegen ihr Recht war, in das
Vereinigte Königreich zu kommen, nun versucht, es extrem schwer und für die britischen
Steuerzahler teuer zu machen, sie in ihre Länder zurückzuschicken, um sich vor Gericht
zu verantworten.

Franz Obermayr (NI). -   Herr Präsident! In den letzten Jahren kam es gerade bei trivialen
Vergehen zu europäischen Haftbefehlen, etwa für den Diebstahl von zwei Autoreifen oder
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den Diebstahl eines Jungschweins. Von der ursprünglichen Anwendung gegen Terror und
schwere Verbrechen ist keine Rede mehr.

Der europäische Haftbefehl steht für mich in klarem Widerspruch zum Subsidiaritätsprinzip.
Er hebt die wichtigste Funktion der Staatsbürgerschaft, nämlich die Schutzfunktion auf,
und die Mitgliedstaaten sind zur Auslieferung der eigenen Staatsbürger verpflichtet.
Aufgrund der unterschiedlichsten Rechtssysteme in der Union besteht die
Auslieferungspflicht teilweise auch unabhängig davon, ob die Tat im Auslieferungsstaat
strafbar ist.

Der europäische Haftbefehl symbolisiert für mich das Konzept eines europäischen Staates
und einer europäischen Unionsbürgerschaft zu Lasten der Souveränität der Mitgliedstaaten
und zu Lasten der Rechte der Staatsbürger.

Sonia Alfano (ALDE).   – (IT) Herr Präsident, Frau Kommissarin, der Europäische Haftbefehl
(EHB) ist das erste in der Europäischen Union umgesetzte Instrument, welches den
Grundsatz der gegenseitigen Anerkennung von Strafurteilen in die Praxis umsetzt. Dieses
Instrument ist nun von grundlegender Bedeutung und sollte es auch bleiben, insbesondere
für die Bekämpfung von Mafiagruppen und organisiertem Verbrechen.

Im Bericht über organisiertes Verbrechen, für den ich die Berichterstatterin des Ausschusses
für bürgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres bin, schlagen wir eine Reihe von Erwägungen
und Forderungen hinsichtlich des Europäischen Haftbefehls vor. Eine der Hauptforderungen
besteht darin, dass der EHB gestärkt und von den Mitgliedstaaten besser durchgesetzt wird,
wobei die Anforderungen und die spezifischen Eigenschaften des Kampfes gegen
organisiertes Verbrechen bedacht werden müssen.

Ich frage die Kommission deswegen, wie sie vorgehen will und ob sie die Absicht hat, einen
Vorschlag vorzulegen, um den Ermessensspielraum der Mitgliedstaaten bei der Umsetzung
der Artikel 3 und 4 des Rahmenbeschlusses hinsichtlich der Grundlagen für die zwingende
Nichtausführung und die fakultative Nichtausführung zu entfernen. Hinsichtlich der
Grundlagen für die fakultative Nichtausführung frage ich auch, ob es nicht angemessen
wäre, sie im Fall von Straftaten einzuschränken, die typischerweise dem organisierten
Verbrechen zurechenbar sind, einschließlich der strafbaren Handlung, sich mit einer
Mafiaorganisation zu verbünden, für die beiderseitige Strafbarkeit sowieso nicht angewendet
werden sollte.---

Viviane Reding,    Vizepräsidentin der Kommission. – Herr Präsident, es herrscht in diesem
Haus allgemeiner Konsens darüber, dass der Europäische Haftbefehl ein positives Werkzeug
ist und der Europäischen Union gut gedient und als eine Sicherheit agiert hat.

Die negativen Elemente liegen in der Umsetzung. Jene negativen Elemente müssen beseitigt
werden. Die Vorschläge, die die Kommission zu diesem Zweck auf den Tisch gelegt hat,
sind die Prüfung der Verhältnismäßigkeit, bei der wir die Schwere der strafbaren Handlung,
das Strafmaß, mit dem diese Straftat geahndet werden würde und die Kosten und Nutzen
der Vollstreckung eines solchen Haftbefehls betrachten müssen.

Um diese Prüfung der Verhältnismäßigkeit zu erleichtern, wird die Kommission ein
geändertes Handbuch als Leitlinie für die Anwendung der Prüfung der Verhältnismäßigkeit
vorlegen. Weiterbildung, die in den kommenden Wochen, Monaten und Jahren sehr weit
oben auf der Tagesordnung stehen wird, wird sehr wichtig sein, weil wir Richter,
Staatsanwälte und Anwälte in der Anwendung unserer europäischen Regeln ausbilden
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müssen. Die Minimalstandards für Verdächtigte und Beschuldigte, die gerade umgesetzt
werden, sind sehr wichtig, weil sie auch auf den Europäischen Haftbefehl anwendbar sind.

Ich stimme all jenen Parlamentariern zu, die das Problem der Haftbedingungen in Europa
betont haben. Ich möchte ihnen sagen, dass die Kommission nächste Woche ein Grünbuch
über Inhaftierung verabschieden wird. Nationale Regierungen sind für Haftprobleme und
die Gefängnisverwaltung zuständig, aber die Rolle der Kommission besteht darin, dafür
zu sorgen, dass justizielle Zusammenarbeit funktioniert und die Grundrechte aller
Bürgerinnen und Bürger geachtet werden. Deswegen wird das Grünbuch eine öffentliche
Anhörung anstoßen, die bis zum 30. November andauern und dabei helfen wird, die
Verbindungen zwischen Haftproblemen und dem Vertrauensverhältnis in Europas
Justizraum näher zu untersuchen.

Jeder in diesem Parlament weiß, dass die Haftbedingungen einen direkten Einfluss auf die
reibungslose Funktion der gegenseitigen Anerkennung von Gerichtsentscheidungen haben
und die Grundlage für die Zusammenarbeit zwischen Richtern in der EU sind. Aber das
System wird behindert, wenn sich die Richter – manchmal zu Recht – weigern, beschuldigte
Personen auszuliefern, weil die Haftbedingungen im antragstellenden Land schlecht sind.
Wir wissen alle von der Überbelegung von Gefängnissen und den Beschuldigungen
schlechter Behandlung von Häftlingen. Diese Faktoren untergraben das Vertrauen, das für
justizielle Zusammenarbeit notwendig ist. Die Zeit, die eine Person in Haft verbringen
kann, bevor sie vor Gericht gestellt wird sowie während des Gerichtsverfahrens schwankt
stark zwischen den Mitgliedstaaten.

Wir haben viel Arbeit vor uns, und ich weiß, ich kann auf das Parlament zählen. Ich hoffe,
ich kann auch auf die Mitgliedstaaten zählen.

Enikő Győri,    amtierende Präsidentin des Rates. – Herr Präsident, vielen Dank für diese
Debatte. Es ist klar, dass eine überwältigende Mehrheit sagt, dass es gut ist, dass wir ein
System der Zusammenarbeit für unsere Justiz, den Europäischen Haftbefehl haben. Das
System funktioniert. Es ist nicht perfekt. Es sollte weiter verbessert werden. Wir sind
natürlich für eine effizientere Nutzung und bessere Umsetzung offen. Ich stimme zu, dass
Fehler, die Verhaftung unschuldiger Menschen usw. vermieden werden sollte. Bessere
Umsetzung ist meiner Meinung nach in unser aller Interesse.

Ich möchte spezifischer auf zwei herausragende Fragen eingehen, die während der
Aussprache mehrmals angesprochen wurden.

Zunächst die Verhältnismäßigkeit: Nur um das klar zu machen, ein Europäischer Haftbefehl
kann ausgestellt werden, um strafbare Handlungen zu verfolgen, die mit mindestens 12
Monaten Haft strafbar sind, oder um ein Urteil von mindestens 4 Monaten Freiheitsstrafe
zu vollstrecken. Dies war in den vergangenen 50 Jahren standardmäßige Praxis in der
Auslieferung. Es genügt, die Auslieferungskonvention des Europarates von 1957 zu
erwähnen.

In der vierten Runde der gegenseitigen Begutachtungen zur praktischen Umsetzung des
Europäischen Haftbefehls in allen Mitgliedstaaten wurde herausgefunden, dass es nur in
wenigen Ländern Beispiele für die Ausstellung von Europäischen Haftbefehlen für relativ
geringfügige Straftaten gab. Es scheint, dass in jenen wenigen Ländern ein Europäischer
Haftbefehl immer dann ausgestellt wurde, wenn ein nationaler Haftbefehl ausgestellt wurde.
Allgemein gesprochen glaube ich, dass wir das kostspielige System des Europäischen
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Haftbefehls nur für schwerere Straftaten verwenden sollten. Ich denke, dass die, die das
erwähnten, Recht haben.

Hinsichtlich der Haftbedingungen: Die Mitgliedstaaten haben die allgemeine Pflicht dafür
zu sorgen, dass die Haftbedingungen den Grundprinzipien der Menschenwürde entsprechen
und nicht gegen das Verbot der unmenschlichen oder entwürdigenden Behandlung, wie
es aus Artikel 3 der Europäischen Menschenrechtskonvention hervorgeht, verstoßen.
Wenn Menschen bei einem Verstoß gegen ihre grundlegenden Menschenrechte inhaftiert
werden, können sie vor heimische Gerichte gehen und später vor den Europäischen
Gerichtshof für Menschenrechte ziehen. Es ist fraglich, ob Artikel 85 des Vertrags eine
rechtliche Grundlage für Gesetzgebungsmaßnahmen auf Ebene der EU hinsichtlich der
Haftbedingungen als solche bietet. Wir erwarten natürlich mit großem Interesse das
Grünbuch, das die Kommissarin gerade erwähnt hat.

Der Präsident.   – Die Aussprache wird geschlossen.

Schriftliche Erklärungen (Artikel 149)

Roberta Angelilli (PPE),    schriftlich. – (IT) Sieben Jahre nach dem Inkrafttreten (am 1.
Januar 2004) des Rahmenbeschlusses des Rates vom 13. Juni 2002 über den Europäischen
Haftbefehl (EUB) und die Übergabeverfahren zwischen den Mitgliedstaaten hat die
Kommission einige statistische Daten veröffentlicht, die zwischen 2005 und 2009 in den
Mitgliedstaaten gesammelt wurden. Vor der Einführung des Haftbefehls dauerte die
Auslieferung einer gesuchten Person im Durchschnitt ein Jahr, während es sich in diesen
vier Jahren, in denen der EHB angewendet wurde, herausgestellt hat, dass etwa 50 % der
gesuchten Personen ihrer Auslieferung nach etwa 15 Tagen zustimmten.

Es ist wesentlich, über die Umsetzung und die Arbeit des EHB nun Bilanz zu ziehen, da
Infrage gestellt wird, ob das Schengener Informationssystem ordentlich funktioniert und
ob es ausgesetzt werden sollte. Wir sollten nicht vergessen, dass die Effektivität des EHB
im Kampf gegen grenzüberschreitende Kriminalität, organisierte Kriminalität und
Terrorismus vom Grundsatz der gegenseitigen Anerkennung zwischen Mitgliedstaaten
abhängt, der Grundlage dafür ist, dass wir einen europäischen Rechtsraum haben und auch
dafür, dass das Schengen-Gebiet ordentlich funktioniert.

Es wäre ein Rückschritt, diese Situation aufs Spiel zu setzen; stattdessen sollten wir uns auf
die Verbesserung der Umsetzung des Rahmenbeschlusses, insbesondere hinsichtlich des
Schutzes von Grundrechten konzentrieren.

Nuno Teixeira (PPE),    schriftlich. – (PT) Der Europäische Haftbefehl (EHB) wurde mit
einem Beschluss von 2002 eingeführt und sich hat bisher als ein effektives Instrument im
Kampf gegen grenzüberschreitende Kriminalität, organisierte Kriminalität und Terrorismus
gezeigt, wie auch in einem neuen Bericht der Kommission betont wurde. Es gibt jedoch
Mängel bei der Funktionsweise des Systems: Es besteht die Möglichkeit, dass sein Ruf und
seine Effektivität von Nachrichten über seine Verwendung für Verhöre statt für
Anklagepunkte und Verfolgungen in Fällen von Kleinkriminalität untergraben wird. So
muss der Rat dringend Schritte ergreifen, um zu gewährleisten, dass die unverhältnismäßige
Verwendung des EHB in der Praxis eingeschränkt wird. Außerdem ist es ratsam dafür zu
sorgen, dass verfahrenstechnische Rechte tatsächlich geachtet werden: Das heißt, dass
Personen, die im Rahmen eines EHB gesucht werden, ein echtes Recht auf Rechtshilfe zu
ihrer Verfügung sowohl in dem Mitgliedstaat haben, der den Haftbefehl ausstellt, als auch
in dem Mitgliedstaat, in dem er vollstreckt wird. Es muss auch dafür gesorgt werden, dass
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Standards der Strafgerichtsbarkeit und der Haftbedingungen in der Europäischen Union
den Rechtssystemen der Mitgliedstaaten keinen Anlass geben, einander zu misstrauen.
Nur so werden wir von echter Effektivität und dem wahren Erfolg dieses Instruments auf
europäischer Ebene sprechen können.

13. Gipfel EU-Russland (Aussprache)

Der Präsident.   – Der nächste Punkt ist die Erklärung der Kommission im Namen der
Vizepräsidentin der Kommission/Hohen Vertreterin der Union für Außen- und
Sicherheitspolitik zum Gipfel EU-Russland.

Štefan Füle,    Mitglied der Kommission. – Herr Präsident, verehrte Abgeordnete, ich bin für
diese Gelegenheit dankbar, mit Ihnen den nächsten EU-Russland-Gipfel zu diskutieren,
der morgen in Nizhny Novgorod beginnen wird. Die Europäische Union wird von den
Präsidenten des Europäischen Rates und der Kommission vertreten sein. Die Hohe
Vertreterin und Vizepräsidentin Ashton wird daran teilnehmen, ebenso wie Kommissar
De Gucht.

Der Gipfel ist sorgfältig vom Europäischen Auswärtigen Dienst in enger Zusammenarbeit
mit der Kommission und den beiden Präsidenten vorbereitet worden. Die Vorbereitungen
bauen auf Debatten Ende 2010 und im Januar 2011 im Europäischen Rat und dem Rat
über Russland als strategischen Partner, auf Ergebnisse des vorherigen EU-Russland-Gipfels
und den Besuch der russischen Regierung bei der Kommission im Februar auf.

Insgesamt haben sich unsere Beziehungen in den vergangenen zwei Jahren verbessert. Wir
haben bilaterale Verhandlungen über den WTO-Beitritt Russlands abgeschlossen, dem
Ansatz zu einem möglichen zukünftigen Regime für visumfreies Reisen sowie der
Partnerschaft für die Modernisierung zugestimmt, die sich nun in ihrer Umsetzungsphase
befindet.

Es wird auch weiterhin im normalen Rahmen der vier gemeinsamen Räume und in all
seinen technischen Gesprächen gearbeitet. Unser Austausch ist recht intensiv. Lassen Sie
mich Sie daran erinnern, dass Russland der einzige externe Partner ist, mit dem die
Europäische Union zwei jährliche Gipfel durchführt. Der Besuch von Premierminister
Putin und eine noch nie so groß gewesene Delegation der russischen Regierung bei der
Kommission am 24. Februar war ein deutliches Zeichen für die russische Entschlossenheit,
engere Beziehungen und Zusammenarbeit zu suchen.

Dennoch bleiben viele bedeutende bilaterale Probleme ungelöst. Besondere Sorgen bereitet
die Lage hinsichtlich der demokratischen Entwicklung und der Menschenrechte in Russland.
Im Zusammenhang mit den anstehenden Duma- und Präsidentschaftswahlen wird den
Standards des Wahlverfahrens besondere Aufmerksamkeit gelten.

Nun möchte ich Ihre Aufmerksamkeit auf unsere Hauptziele für den Gipfel lenken, nämlich:

Erstens: Die Europäische Union wird danach streben, Russland zu ermutigen, die letzten
ausstehenden multilateralen Fragen zu lösen, um den WTO-Beitritt vor Ende 2011 zu
erleichtern, und dabei auf das 2004 und im vergangenen Dezember erreichte bilaterale
EU-Russland-Abkommen aufbauen. Russland kann noch immer den WTO-Beitritt vor
Ende 2011 erreichen, wenn es die notwendigen Entscheidungen trifft, um eine Handvoll
ungelöster Fragen auf multilateraler Ebene zu lösen. Der Gipfel kann Verhandlungen in
Genf nicht ersetzen, aber er kann Russland drängen, konstruktiv zu handeln.
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Zweitens: Die Europäische Union wird Russland vermitteln, dass bei der Zustimmung zu
wesentlichen Handels- und Investitionsbestimmungen, auch in Hinblick auf Energie, im
Rahmen des neuen EU-Russland-Abkommens mehr Fortschritt erzielt werden muss, um
für eine solide rechtliche Grundlage für vertiefte Wirtschaftszusammenarbeit in den
kommenden Jahren zu sorgen. Wir schließen es nicht aus, das Problem von Russlands
ungerechtfertigtem Verbot von Gemüseimporten aus der Europäischen Union auf dem
Gipfel anzusprechen, obwohl wir hoffen, dass wissenschaftliche Beweise schnell eine
Lösung auf Expertenebene ermöglichen werden.

Drittens: Wir werden Spitzenunterstützung für die Partnerschaft für Modernisierung als
ein wichtiges Instrument für die russischen Zusagen zu Reformen aufrechterhalten.

Viertens: Wir werden Menschenrechte und Rechtsstaatlichkeit in Russland fördern und

fünftens: Wir werden Russland ermutigen, die Zusammenarbeit in unserer gemeinsamen
Nachbarschaft zu vertiefen und den Dialog über andere aktuelle internationale Fragen, wie
beispielsweise den Nahen Osten oder Nordafrika fortsetzen. Tatsächlich wird der Fortschritt
in Moldawien/Transnistrien als ein wichtiger Testfall für engere außenpolitische
Zusammenarbeit dienen.

Schließlich sollten wir den Gipfel auch nutzen, um unser politisches Engagement für den
Fortschritt bei der Zusammenarbeit im Krisenmanagement erneut zu bestätigen –
vorausgesetzt, unsere Eigenständigkeit bei der Entscheidungsfindung ist in keiner Weise
beeinträchtigt.

Energie spielt auch eine wichtige Rolle bei unseren Beziehungen mit Moskau. Wir werden
die Notwendigkeit weiterer Reformen im russischen Strom- und Gassektor mit Hinblick
auf die Schaffung gleicher Wettbewerbsbedingungen betonen. Wir werden auch die
Notwendigkeit betonen, in der Bekämpfung des Klimawandels zusammenzuarbeiten.

Um unsere Ziele höchster Standards bei der Atomsicherheit zu verfolgen, interagieren wir
mit Russland sowohl auf bilateraler Ebene, als auch in multilateralen Foren, wie der
Internationalen Atomenergie-Organisation und den G8.

Wir werden unsere Einladung an Russland wiederholen, Verhandlungen über ein
umfassendes EURATOM-Russland-Abkommen aufzunehmen, das die höchsten Standards
für Atomsicherheit fördern sollte. Hinsichtlich des Unglücks von Fukushima wird die
Europäische Union auf die Gleichwertigkeit von Stresstestansätzen sowohl für existierende,
als auch für geplante Kernkraftwerk drängen.

Zu guter Letzt haben wir ein klares Verfahren für visumfreies Reisen aufgenommen. Die
Europäische Union hat ihren Vorschlag für die Liste gemeinsamer Schritte in Richtung der
möglichen Schaffung eines Regimes des visumfreien Reisens vorbereitet und ihr im März
zugestimmt. Im April haben wir tatsächlich Verhandlungen aufgenommen. Seitdem fand
ein Ständiger Partnerschaftsrat für Justiz und Inneres statt und deutliche Fortschritte wurden
erzielt. Aber die Verhandlungen über gemeinsame Schritte auf Expertenebene sind bisher
nicht beendet. Wir müssen bei dem Gipfel deutlich sagen, dass es keine politischen
Abkürzungen gibt.

Was Russland angeht, kann erwartet werden, dass sich die Hauptziele für den Gipfel auf
Visa, die WTO, Energie – einschließlich der Atomsicherheit – und
Sicherheitszusammenarbeit konzentrieren. Russland kommt vielleicht auf die Idee eines
Politischen und Sicherheitspolitischen Komitees auf Ministerebene zurück. Wir glauben,
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dass die notwendigen Strukturen für die Zusammenarbeit geschaffen sind; wir brauchen
politisches Engagement, um substanziellen Fortschritt zu erzielen.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit, und ich freue mich auf Ihre Kommentare.

Ria Oomen-Ruijten,    im Namen der PPE-Fraktion. – (NL) Herr Präsident, Herr Kommissar,
vielen Dank für die gute Zusammenarbeit, die Sie beim Entwurf der Entschließung gezeigt
haben. Ich werde nichts mehr über die Punkte sagen, die der Kommissar erwähnt hat, weil
sie von der Entschließung abgedeckt sind. Was die Europäische Volkspartei
(Christdemokraten) betrifft, muss die endgültige Erklärung des Gipfels nächste Woche
mehr sein, als nur schöne Worte. Russland ist unser größter Nachbar; Russland ist ein
wichtiger Partner. Wir hängen voneinander ab, und das Ausmaß der Abhängigkeit ist groß,
so dass wir nun echte Abkommen erwarten, die zu Ergebnissen führen werden.

Was hat für uns Vorrang? Zuallererst das Partnerschaftsabkommen. Wir müssen die
Verhandlungen in Bewegung setzen. Ich erwarte, dass die EU Präsident Medvedev
überzeugen wird, seinem Verhandlungsteam eine Vollmacht zu geben, um spezifische
Verpflichtungen einzugehen. Es ist höchste Zeit, dass die Akte über Handel und Investition
wieder in Bewegung kommt. Die Verhandlungen über das Energiekapitel ist auch hinterher.
Wir brauchen Abkommen über eine solide und transparente Energiepartnerschaft, die auf
Regeln basiert.

Ich möchte auch hören, wo wir uns im Absatz über Menschenrechte befinden. Für uns,
für das Parlament, ist dies ein entscheidender Teil der Partnerschaft. Ich sehe den
Modernisierungspakt als eine ergänzende Frage, ebenso wie es die gemeinsamen Räume
sind. Dies ist eine zweitrangige Frage, aber es würde helfen, wenn wir die WTO-Regeln
durchbekämen. Das würde dabei helfen, gleiche Wettbewerbsbedingungen zu schaffen,
während wir das Investitionsklima erleichtern.

Präsident Medvedev ist persönlich an der Verbesserung der Rechtsstaatlichkeit beteiligt,
aber das ist, wie Sie gerade sagten, nicht genug. Wir müssen sicher sein, dass Russland in
den anstehenden Wahlen den Verpflichtungen, die es im Europarat und in der OSZE
eingegangen ist, gerecht werden wird. Die Wahlen werden eine Feuerprobe sein. Das
bedeutet dann auch, dass es neuen Parteien gestattet sein muss, sich anzumelden. Russland
sollte sich geehrt fühlen, dass Wahlbeobachter weit im Voraus hinzugezogen wurden.
Schließlich ist der Importverbot von europäischem Gemüse (...)

(Der Präsident unterbricht die Rednerin)

Hannes Swoboda,    im Namen der S&D-Fraktion . – Herr Präsident, Herr Kommissar!
Russland ist sicherlich für die Europäische Union ein sehr wichtiger Partner, aber – wie der
Kommissar schon gesagt hat – ein sehr schwieriger Partner. Ich hoffe auf schnelle
Verhandlungen. Aber so schnell, wie sich Frau Oomen-Ruijten das vorstellt, wird es leider
nicht gehen. Dabei müssen wir den Dialog sowohl mit den offiziellen, gewählten Vertretern
führen als auch mit denen der Zivilgesellschaft, die uns oft in Fragen der Demokratie und
Menschenrechte näherstehen.

Die Idee einer Modernisierungspartnerschaft zwischen der Europäischen Union und
Russland ist gut. Aber Russland muss auch das Seine dazu tun. Wir brauchen mehr
Demokratie, weniger Korruption. Nach wie vor hören wir von vielen Investoren Klagen
über Rechtsunsicherheit, insbesondere bei den Steuern. Und vor allem brauchen wir – wie
der Kommissar schon erwähnt hat – die schnelle Vorbereitung auf den WTO-Beitritt und
die WTO-Mitgliedschaft. In der Energiepolitik brauchen wir das verpflichtende Bekenntnis
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Russlands zu den Grundsätzen einer transparenten und fairen Energiepolitik. Russland
kann sehr viel selbst tun, insbesondere was die Energieeffizienz betrifft, da gibt es ja nach
wie vor große Mängel.

Apropos Energie: Ich möchte ein Thema aufgreifen, das gerade seinen Nachbarn, unseren
gemeinsamen Nachbarn betrifft, nämlich die Ukraine. Gerade in diesen Tagen versucht
Russland wieder, die Energiefrage und die Energiepreise als politische Waffe zu verwenden.
Das müssen wir strikt ablehnen! Wir bekennen uns zur Freiheit der Ukraine sich zu
entscheiden, in welchen Märkten sie auftreten wollen, wo sie auch entsprechend aktiv sein
wollen. Wir wollen ja Handelsbeziehungen und einen Handelsvertrag mit der Ukraine.
Russland soll hier nicht die Ukraine unter Druck setzen, indem es anbietet, entweder der
Zollunion mit Kasachstan und Weißrussland beizutreten oder einen hohen Energiepreis
zu zahlen. Das lehnen wir ab!

Apropos Nachbarn: Wir erwarten auch von Russland, dass auch gegenüber Georgien die
vertraglichen Vereinbarungen eingehalten werden und sich die Truppen wieder auf jene
Gebiete zurückziehen, in denen sie vor dem Konflikt standen. Wir erhoffen auch von
Russland einen positiven Beitrag zum Nagorny-Karabach-Konflikt. Dabei geht es auf beiden
Seiten nicht um Waffenlieferungen, sondern um friedliche Vermittlung zwischen beiden
Seiten.

Der Herr Kommissar hat es bereits erwähnt: Die Visa-Liberalisierung ist eine wichtige Frage.
Gerade für die zwischenmenschlichen Beziehungen ist es wichtig, dass es hier einen
möglichst freien Personenverkehr zwischen Russland und der Europäischen Union gibt.
Ich hoffe, dass wir da bald zu Fortschritten kommen.

Eine entscheidende Frage wird allerdings sein, wie die nächsten Wahlen abgehalten werden.
Russland soll wissen, dass die Welt und insbesondere die demokratische Welt in Europa
genau beobachten wird, wie diese Wahlen abgewickelt werden, ob die Registrierung von
Parteien korrekt und fair vor sich geht oder ob hier gewisse Personen oder gewisse Parteien
von vorneherein ausgeschaltet werden. Das sollte man Russland gerade auch beim Gipfel
klar sagen. Wir wollen faire und korrekte Wahlen auch in Russland haben!

Russland hat noch viel zu tun, um wirtschaftlich aufzuholen. Aber Russland ist reif genug
für die Demokratie. Wir wollen die Demokratie in Russland sehen, genauso wie die Bürger
in Russland das selbst wollen. Das ist unser Wunsch und unsere Vorstellung. Russland soll
sich bewusst sein, Demokratie ist auch etwas Gutes für Russland!

Kristiina Ojuland,    im Namen der ALDE-Fraktion. – Herr Präsident, wir hoffen, dass
weiterer Fortschritt beim Gipfel in Nizhny Novgorod hinsichtlich des neuen und
umfassenden Partnerschafts- und Kooperationsabkommens erzielt werden wird.

Sowohl die EU, als auch Russland müssen daran denken, dass eine wahre Partnerschaft
nur in einer ehrlichen Beziehung bestehen kann. Im Namen der ALDE-Fraktion möchte
ich die Vertreter der EU auffordern, alle im Europäischen Parlament genannten Bedenken
mit ihren russischen Amtskollegen anzusprechen.

Die Europäische Union wird großen Schwierigkeiten bei den Beziehungen mit Russland
gegenüberstehen, wenn sich die beiden Partner nicht auf dieselben Werte und Grundsätze
verlassen. Wenn sich der Kreml noch weiter von Demokratie und Rechtsstaatlichkeit
entfernt, wird Russland jede Legitimität als Partner für die EU verlieren.
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Beispielsweise hat der Kreml eine Reihe politischer Parteien aus Verfahrensgründen daran
gehindert, sich für die Wahl der Staatsduma anzumelden, und die Liste wird wahrscheinlich
um die von Mikhail Kasyanov, Vladimir Milov, Boris Nemtsov und Vladimir Ryzhkov
geführte Partei der Volksfreiheit erweitert. Die zunehmende Unterdrückung der Opposition
muss auf dem Gipfel angesprochen werden und es muss den Oppositionsparteien erlaubt
werden, sich anzumelden.

Meine Damen und Herren, Russland ist nicht China. Russland ist ein Mitglied des
Europarates und der OSZE; deswegen müssen internationale Verpflichtungen geachtet
werden. Außerdem muss Russland an seiner eigenen Verfassung festhalten.

Russland muss die Souveränität und die territoriale Integrität seiner Nachbarn achten. Wir
bestehen darauf, dass es aufhört, die Ukraine zu bedrängen – wie meine Kollegin gerade
sagte – wie es beispielsweise Premierminister Putin gestern tat, als er den Premierminister
der Ukraine traf und sie drängte, der Zollunion mit Russland, Weißrussland und Kasachstan
beizutreten. Das können wir nicht akzeptieren. Wir erwarten von Russland, dass es seine
Truppen sofort aus Georgien auf Positionen von vor dem Konflikt zurückzieht.

Schließlich ist die ALDE-Fraktion sehr enttäuscht, dass Russland einen Tag vor dem Gipfel
ein unverhältnismäßiges Verbot von Gemüse aus der EU auferlegt hat.

Charles Tannock,    im Namen der ECR-Fraktion. – Herr Präsident, Russland ist für die EU
in vielerlei Hinsicht ein wichtiger Partner. Als ständiges Mitglied im UN-Sicherheitsrat übt
Russland einen möglicherweise entscheidenden Einfluss auf internationale Politik, von
unseren Beziehungen mit Nordkorea bis zu seiner Beteiligung am UN-Quartett, aus. Ich
begrüße auch jüngste Forderungen von Präsident Medvedev, dass der libysche Tyrann
Muammar Gaddafi die Macht abgibt. Ich hoffe auch, dass sich der Kreml dem Rest der
internationalen Gemeinschaft dabei anpassen wird, die Verbreitung von Kernwaffen im
Iran aufzuhalten.

Ich akzeptiere auch, dass Russland wirtschaftliche Interessen in den ehemaligen
Sowjetrepubliken hat, von denen nun einige –glücklicherweise – von Moskau weg zur EU
streben. Die EU sollte jedoch weiterhin darauf bestehen, dass es diese nun unabhängigen
Länder wie die Ukraine unterstützen und Gespräche führen und dafür sorgen wird, dass
ihnen hinsichtlich euro-atlantischer Ziele die Tür offen steht. In dieser Hinsicht hoffe ich,
dass die Vizepräsidentin/Hohe Vertreterin die Frage Georgien ansprechen wird, dessen
Territorium weiterhin annektiert und illegal von russischen Soldaten besetzt ist, und auch
Druck auf Russland ausüben wird, um die transnistrische Frage in der Republik Moldau
zu lösen. Ich akzeptiere auch, dass die Kommission nun vorschlägt, dass der
EU-Russland-Gipfel jährlich und nicht alle sechs Monate stattfinden sollte, was eine gute
Idee und zukunftsweisend ist.-

Russland ist keine reife liberale Demokratie. Noch ist es ein Land, dass über eine unabhängige
Judikative verfügt. Aber ob wir es mögen oder nicht, müssen wir uns doch mit dem Bären
einlassen.

Werner Schulz,    im Namen der Verts/ALE-Fraktion . – Herr Präsident, Herr Kommissar
Füle! Es mag auf den ersten Blick verständlich erscheinen, dass sich Russland gegen das
Eindringen des EHEC-Erregers abschirmt. Von einem WTO-Aspiranten ist allerdings
anderes zu erwarten als ein totales Einfuhrverbot für europäisches Gemüse. Auch darüber
wird man in Nizhny Novgorod sprechen müssen. Wichtiger ist allerdings der ehrliche
Befund zu den politischen Keimen, den schwachen Keimen von Demokratie und

325Verhandlungen des Europäischen ParlamentsDE08-06-2011



Rechtsstaatlichkeit. Hier sollten wir im Rahmen der Modernisierungspartnerschaft alles
tun, damit sich diese Ansätze in Russland ausbreiten und entwickeln können.

Präsident Medvedev hat erkannt, dass eine ökonomisch-technische Modernisierung ohne
eine grundlegende gesellschaftliche Modernisierung nicht zu haben ist. Jedoch sind seinen
starken Worten bisher nur sehr schwache Taten gefolgt. Deswegen sollten die
Repräsentanten der EU Präsident Medvedev eindringlich klarmachen, dass die bevorstehende
Duma-Wahl ein Test für die Glaubwürdigkeit seiner Reformpolitik ist.

Echte und korrekte Wahlen gehören zum Fundament der Demokratie. Wer Pluralismus
und politischen Wettbewerb will, der sollte dafür sorgen, dass die vom Europarat
deklarierten Wahlstandards eingehalten werden und dass eine frühzeitige und langfristige
Wahlbeobachtung durch die OSZE erfolgt.

Faire Wahlen beginnen schon bei der Zulassung von Parteien. Leider gibt es erste Hinweise,
dass die russische Staatsführung aus dem Urteil des europäischen
Menschenrechtsgerichtshofs zur unbegründeten Auflösung der Republikanischen Partei
nichts gelernt hat und offenbar die neugegründete Partei der Volksfreiheit nicht zulassen
will.

Doch weitere Kremlparteien und eine von Ministerpräsident Putin initiierte allrussische
Volksfront führen in eine politische Sackgasse. Dieser Scheinwettbewerb hat das Land in
die politische Apathie geführt und die Duma entwertet. Hier könnte Präsident Medvedev
einen Durchbruch schaffen und seine Präsidentschaft zumindest mit einem vorzeigbaren
Ergebnis abschließen.

Insbesondere im Fall von Chodorkowski und Magnitski sollte man nicht auf ein Urteil aus
Straßburg warten, sondern der juristischen Willkür ein Ende setzen. Die Überprüfung
dieser Fälle durch die Fedotow-Kommission ist ein richtiger und erster Schritt. Deren
Ergebnisse und Schlussfolgerungen sollten möglichst bald veröffentlicht werden.

Ein wichtiger Gesprächspunkt sollte die künftige Einbeziehung des unlängst in Prag
gegründeten zivilgesellschaftlichen Forums in die Gespräche und Verhandlungen zwischen
der EU und Russland sein. Denn gerade die Ereignisse in Nordafrika zeigen, dass wirksame
Reformen eine aktive Bürgergesellschaft brauchen. Hierzu sollte die russische Regierung
die Vermittlung im eigenen Land übernehmen und eine Modernisierungspartnerschaft mit
der Zivilgesellschaft anstreben.

Vladimír Remek,    im Namen der GUE/NGL-Fraktion. – (CS) Herr Präsident, Herr
Kommissar, ich habe erfolglos eine Antwort auf die Frage gesucht, warum wir eine
Entschließung über den Gipfel mit Russland am Vortag des Gipfels selbst debattieren und
darüber an dem Tag abstimmen, an dem der Gipfel in Nizhny Novgorod stattfindet.
Außerdem war das Thema zu Beginn vergangener Woche noch nicht einmal auf der
Tagesordnung des Plenums. All das hat den Beigeschmack schlechter Planung, und nun
ist es meiner Meinung nach eine Formsache. Außerdem wiederholen wir notorisch
Proklamierungen und Forderungen, die eindeutig keine Hoffnung auf Erfolg haben, anstatt
durch Verfahren mit hohen Grundsätzen nach einem neuen Abkommen über Beziehungen
mit Russland zu streben, das wir als einen wichtigen Partner anerkennen.

Wir sollten zu allererst auf den Fragen aufbauen, in denen Fortschritte erzielt werden
können. Ein Beispiel ist der Fortschritt bei Abkommen über die geplante erleichternde und
möglicherweise endgültige Entfernung gegenseitiger Visavereinbarungen mit Russland.
Stattdessen kritisieren wir die Position von Russland im Fall von Gemüseimporten aus der
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EU. Wie wirkt unser eigenes Verhalten jedoch außerhalb der Union? Wenn man die Quelle
der tödlichen Bakterie und den Mangel harter Beweise betrachtet, beschuldigen wir einander,
schränken Importe und Exporte von Waren ein und verlangen Entschädigung. Wir können
sicherlich unsere eigenen Schlüsse hinsichtlich des Vertrauensgrades ziehen, den wir
erwecken, und nicht nur in Russland.

Fiorello Provera,    im Namen der EFD-Fraktion. – (IT) Herr Präsident, der Dialog zwischen
der Europäischen Union und Russland muss so weit wie möglich auf verschiedene Gebiete
von der Wirtschaft bis zu Menschenrechten ausgedehnt werden, weil es keine Alternativen
zum Dialog gibt. Europa und Russland hängen tatsächlich sowohl wirtschaftlich, als auch
politisch voneinander ab.

Ich denke an ungelöste internationale Fragen wie die Sicherheit der Energieversorgung,
den Maghreb, Irans Atompotenzial, Terrorismus, den Kaukasus, Nagorny-Karabach, den
Klimawandel und andere. Russland ist für Europa ein strategischer Partner, nicht zuletzt
aufgrund der Synergien, die in Zukunft aufgebaut werden können. Wie es bereits
ansatzweise geschieht, kann Moskau uns mit Mineral- und Energiequellen versorgen und
bei militärischer Sicherheit sowie im Kampf gegen den Terrorismus und das organisierte
Verbrechen mit uns zusammenarbeiten. Europa kann mit Finanzmitteln, wissenschaftlichen
und technologischen Fähigkeiten und unserer langwährenden Erfahrung auf dem Gebiet
der Demokratie und der Menschenrechte Beiträge leisten.

Russlands Zukunft ist mit der von Europa verbunden und muss ausdauernd ohne
Selbstzufriedenheit und trotz der vielen Schwierigkeiten, die derzeit existieren, entwickelt
werden. In dieser Hinsicht ist der Abschluss des strategischen Partnerschaftsabkommens
zwischen der Europäischen Union und Russland von großer Bedeutung für unsere
gemeinsame Zukunft.

Béla Kovács (NI).   – (HU) Herr Präsident, in Zusammenhang mit dem anstehenden Gipfel
möchte ich die Aufmerksamkeit der Verhandlungsdelegation auf zwei Dinge lenken.
Zunächst möchte ich sie ermutigen, die Bedeutung der russischen Energieimporte zu
überdenken und zweitens das Partnerschaftsabkommen so zu erweitern, dass die Vertreter
der EU als Beobachter an den Wahlen, die im Dezember diesen Jahres sowie an den
Präsidentschaftswahlen im März 2013 teilnehmen könnten. Wie wir erkennen können,
werden die Energieimporte aus Russland wahrscheinlich zunehmen, da viele europäische
Kernkraftwerke nach der Durchführung der Stresstest stillgelegt werden.

Also beginnen wir erneut, uns Sorgen zu machen, dass wir in Zukunft von Russland wieder
abhängiger sein werden. Ich möchte Sie jedoch daran erinnern, dass die Medaille eine
zweite Seite hat. Russland ist genauso abhängig von der Europäischen Union, weil sie die
meisten ihrer Produkte an uns verkaufen. Wenn wir ihre Energieprodukte nicht kaufen,
wird die russische Wirtschaft in Zukunft ernste Stabilitätsprobleme erleben.

Elmar Brok (PPE). -   Herr Präsident, Herr Kommissar, meine Damen und Herren! Russland
und die Europäische Union sind Partner aus Interessenlagen und aus der geografischen
Lage heraus. Ob uns das passt oder nicht, es ist der Fall. Eine solche Partnerschaft muss
man positiv und konstruktiv gestalten. Deswegen ist es notwendig, dass wir mit den
Partnerschaftsabkommen und mit den Visafazilitäten weiterkommen, dass die
Modernisierungspartnerschaft wirklich mit Inhalt gefüllt wird, um dort weiterzukommen.

Wir müssen aber sehen, dass daraus auch gegenseitige Verpflichtungen entstehen, auch
einschließlich der WTO-Mitgliedschaft, dass man dann nämlich nicht mehr machen kann,
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was man will, sondern dass diese vereinbarten vertraglichen oder internationalen Regeln
jedermann binden und Willkürlichkeiten im gegenseitigen Umgang keinen Platz haben.
Das schließt beispielsweise auch aus, dass Energie als politische Waffe benutzt werden
kann.

Diese gemeinsame Interessenlage muss positiv und konstruktiv gestaltet werden, und im
außenpolitischen Bereich gehört natürlich auch dazu, dass Russland Verantwortung
übernehmen muss. Wir sehen in diesen Stunden gerade den Fall Syrien im Sicherheitsrat
der Vereinten Nationen. In solchen Fällen hat Russland einen konstruktiven Beitrag zur
Schaffung einer friedlichen internationalen Gesellschaft zu leisten. Das bedeutet aber auch,
dass die souveränen Rechte der Nachbarstaaten und deren Entscheidungen, Bündnisse
einzugehen, die sie eingehen wollen, akzeptiert werden. Außerdem muss Russland bei
frozen conflicts einen positiven Beitrag leisten und den rechtswidrigen Zustand in Abchasien
und Südossetien jetzt beenden.

Wir haben eine gemeinsame Verantwortung in der globalen Welt. Wir sehen, dass Russland
und die Europäische Union ein hohes Maß an gemeinsamen Interessen in dieser globalen
Ordnung haben und dass wir aus dieser Interessendefinition dafür sorgen müssen, dass
Russland erkennt, dass Demokratie und Rechtsstaat auch für die innere Entwicklung von
entscheidender Bedeutung sind. Nicht nur in der Beziehung zu uns allein bedarf es eines
bestimmten Maßes an Konditionalität, sondern ein Land, das kein Rechtsstaat ist, ist auch
kein guter Platz für Investitionen, weil es keine Rechtssicherheit gibt. Wer keinen Rechtsstaat
und keine Demokratie hat, kann auf Dauer auch nicht wirklich fortschrittlich sein zum
Wohle seiner eigenen Bürger. Wir wollen hoffen, dass die Modernisierungspartnerschaft
und andere Angelegenheiten dazu beitragen, hier einen gemeinsamen positiven Weg zu
finden.

Knut Fleckenstein (S&D). -   Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich will nur
auf zwei Punkte eingehen, weil Herr Swoboda für unsere Fraktion auf viele Punkte schon
eingegangen ist. Ja, Russland steht vor entscheidenden Weichenstellungen. Seine
innenpolitische Situation wird bestimmt durch die Duma-Wahlen im Dezember und die
Frage, wer 2012 als Staatspräsident die begonnene Modernisierung weiterführen wird.

Man kann es auch positiv ausdrücken. Es gibt keine bessere Gelegenheit, das internationale
Vertrauen in Russlands Entwicklung zu stärken. Voraussetzung dafür sind faire Wahlen,
faire Möglichkeiten der Registrierung und ein Zugang zu den Medien für die Kandidaten,
damit Chancengleichheit wenigstens ansatzweise gewahrt ist.

Der zweite Punkt ist die Partnerschaft für Modernisierung zwischen der EU und Russland.
Sie eröffnet neue Chancen für eine wirksame Zusammenarbeit. Wir dürfen deshalb die
Gelegenheit nicht verpassen, Russland tatkräftig bei dieser Modernisierung zu unterstützen,
und zwar nicht nur durch Investitionen in die Modernisierung der Wirtschaft, sondern
auch in seine Gesellschaft. Regierungen beschreiben Papier, und Papier ist bekanntlich
geduldig. Aber zu Recht ungeduldig werden Bürgerinnen und Bürger, wenn das, was auf
dem Papier steht, nicht umgesetzt wird.

Bürgerschaftliches Engagement und die Einbindung der Zivilgesellschaft, der Unternehmer,
der Forscher, der Jugend, der Künstler sind unabdingbare Voraussetzungen für eine
selbstbestimmte und solidarische Gesellschaft. Eine solche Modernisierung kann aber auch
mit unserer Unterstützung nur gelingen, wenn Menschen unkompliziert
zusammenkommen können, um voneinander zu lernen und Erfahrungen auszutauschen.
Aus diesen Gründen sollten die EU und Russland endlich eine Einigung darüber erzielen,

08-06-2011Verhandlungen des Europäischen ParlamentsDE328



welche gemeinsamen Schritte auf dem Weg zur Visafreiheit getan werden müssen und wie
man sie umsetzt, um möglichst schnell Ergebnisse zu erreichen.

Wir sprechen über die Menschen im Kaliningrader Gebiet, denken über Erleichterungen
nach. Wir haben vor einem Monat hier im Haus beschlossen, dass Kulturschaffende
Visaerleichterung erhalten sollten. Wir reden darüber, ob es vielleicht junge Menschen
sind, die besonders berücksichtigt werden sollen. Alles gute Möglichkeiten des Einstiegs,
aber kein Ersatz für eine umfassende Lösung. Deshalb meine Bitte an die Kommission:
Nehmen Sie Geschwindigkeit auf! Mit unserer Unterstützung, auch gegenüber einigen
zögerlichen Mitgliedstaaten können Sie jedenfalls fest rechnen.

(Beifall)

VORSITZ: Diana WALLIS
Vizepräsidentin

Alexander Graf Lambsdorff (ALDE). -   Frau Präsidentin! Man glaubt es ja kaum, unsere
Beziehungen zu Russland stehen auf der Grundlage eines Abkommens aus dem Jahr 1994.
Seither ist es nicht gelungen, etwas Neues zu beschließen. Kooperation und Konfrontation
mit Russland wechseln sich ab. In der Nachbarschaft bedauern wir den Krieg mit Georgien,
den Druck auf die Ukraine, die Anerkennung von Herrn Lukaschenka in Weißrussland,
die Spaltung der Republik Moldau durch den Transnistrien-Konflikt. Wir freuen uns aber
auch über die Zusammenarbeit mit Russland bei der Frage Libyen im Sicherheitsrat oder
bei dem Atomprogramm des Iran.

Wenn wir auf Russland selber schauen, dann ist das neue Paradigma die sogenannte
Modernisierungspartnerschaft. Aber was ist Modernität ohne Demokratie? In der
Prioritätenliste, die Sie, Herr Füle, gerade vorgetragen haben, kamen die Menschenrechte
nach den Gurken und die Rechtsstaatlichkeit nach den Tomaten. Erwarten wir überhaupt
nichts mehr auf diesem Gebiet? Erwarten wir nichts mehr bei der Demokratisierung
Russlands? Ich glaube, wir als Parlament müssen klarmachen, dass wir doch etwas erwarten,
z. B. faire Wahlen, da muss es Fortschritte geben.

Eines will ich allerdings auch deutlich sagen: Diese Fortschritte sind oft auf fachlicher Ebene
zu erreichen. Diese zwei Gipfel im Jahr sind überflüssig! Machen Sie einen Gipfel wie mit
den Amerikanern auch. Es gibt genug Austausch mit den Russen in den Fachgebieten,
sonst gibt es Gipfel ohne Inhalt, und das wäre auch nicht gut.

Adam Bielan (ECR).   – (PL) Frau Präsidentin, meiner Meinung nach sind die wichtigsten
Aspekte der Beziehungen mit Russland die Energiepolitik und die Menschenrechte. Russland
verfolgt das strategische Ziel, einzelne Länder durch Erpressungen bezüglich des Themas
Gas in der Außenpolitik unter seine Kontrolle zu bringen. Gerade in den vergangenen
Tagen haben die russischen Behörden die Ukraine dadurch erpresst, dass sie Änderungen
der Gaspreise davon abhängig machten, ob das Land sich der russischen Zollunion oder
einer Fusion zwischen Gazprom und Naftogaz anschließt. Die genannten Maßnahmen
beenden ziemlich offenkundig die Diskussionen um die Schaffung einer Freihandelszone
zwischen der EU und der Ukraine. Auch langfristige Abkommen betreffend Gaslieferungen
sind eine Möglichkeit, die Politiken der EU-Mitgliedstaaten zu beeinflussen. Daher sollten
wir die Position der Europäischen Kommission empfehlen, die bestätigt hat, dass das von
der polnische Regierung geschlossene Abkommen nicht im Einklang mit EU-Recht steht.
Die Preise für russisches Gas in Mitteleuropa liegen bereits fast doppelt so hoch wie in
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westeuropäischen Ländern. Russlands Diskreditierung der Projekte zur Schiefergasextraktion
ist ein weiterer Grund zur Besorgnis.

Das Menschenrechtsproblem wird im Fall Khodorkovsky am offensichtlichsten. Es steht
außer Frage, dass dieses Thema angesichts des vom Europäischen Gerichtshof für
Menschenrechte gefällten Urteils betreffend und Unrechtmäßigkeit der Festnahme und
Inhaftierung des russischen Geschäftsmannes im Rahmen des Gipfels angesprochen werden
muss.

Heidi Hautala (Verts/ALE).   – Frau Präsidentin, ich möchte Herrn Kommissar Füle an
seine sehr geschätzte Mitteilung zur Europäischen Nachbarschaftspolitik erinnern; und
ich verstehe, Herr Kommissar, dass Sie im Wesentlichen einräumen, dass wir auch auf
Russland dieselben Grundsätze anwenden sollen, auch wenn Russland nicht Teil der
Östlichen Nachbarschaft ist.

Wir sollen jedoch in der Tat fordern, was Sie als tiefe Demokratie bezeichnet haben, und
wir müssen ernsthaft an der Unterstützung der Zivilgesellschaft in Russland arbeiten. Ich
möchte einige Punkte der gemeinsamen Entschließung betonen, die das Europäische
Parlament morgen annehmen wird. Wir betonen die Notwendigkeit der Aufrechterhaltung
enger Kontakte sowie der Unterstützung von Programmen zur Entwicklung der
Zivilgesellschaft in Russland. Ich möchte Sie darüber in Kenntnis setzen, Herr Kommissar,
dass es heute sehr beunruhigende Nachrichten aus Nischni Nowgorod gibt, wo der Gipfel
gerade beginnen wird.

Ich wurde von Organisationen der Zivilgesellschaft darüber informiert, dass die
Exekutivorgane vorbeugende Maßnahmen ergriffen haben. Es wurde versucht, Personen
zu verhören, die mit Vertretern der EU kommunizieren. Dies ist absolut inakzeptabel.
Sogar Personen, die im Bereich Kinderrechte arbeiten, wurden gewarnt, nicht nach Nischni
Nowgorod zu fahren. Die Kreditkarten der Hauptorganisatorin der Veranstaltung der
Zivilgesellschaft vor Ort – die übrigens die Erste ist, die mit einem Gipfel zwischen der EU
und Russland in Zusammenhang steht – wurden gesperrt (natürlich aus technischen
Gründen). Auch die Nummernschilder ihres Autos sind auf mysteriöse Art und Weise
verschwunden.

Herr Kommissar, ich bitte Sie sicherzustellen, dass die Vertreter der EU auf dem Gipfel in
Nischni Nowgorod die Organisationen der Zivilgesellschaft anerkennen und unterstützen.
Zu diesem Zweck habe ich mit meinem Kollegen, Herrn Schulz, dem stellvertretenden
Vorsitzenden des Parlamentarischen Kooperationsausschusses EU-Russland, einen Brief
an Herrn Präsident Barroso, Frau Vizepräsidentin/Hohe Vertreterin Ashton und Herrn
Präsident Von Rompuy geschickt.

Nikolaos Salavrakos (EFD).   – (EL) Frau Präsidentin, zunächst möchte ich Ihnen viel
Erfolg auf dem morgigen Gipfel wünschen, bei dem die Global Governance, die
Weltwirtschaft, der Beitritt Russlands zur WTO sowie internationale Fragen auf der Agenda
stehen, unter anderem die Entwicklungen in Nordafrika und dem Nahen Osten.

Russland ist der drittgrößte Handelspartner der EU. Die Exporte der EU nach Russland
belaufen sich auf insgesamt 65,6 Mrd. EUR. Laut offizieller Statistiken beträgt das
Wirtschaftswachstum in Russland trotz des Klimas in der Wirtschaft derzeit 4 %, und diese
Wachstumsrate wird auch für einen langen Zeitraum vorhergesagt. Sein Beitritt zur
Welthandelsorganisation wird zahlreiche Möglichkeiten im Hinblick auf die
Wirtschaftsbeziehungen zwischen der Europäischen Union und Russland schaffen.
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Gleichzeitig wird dies jedoch auch innovative Veränderungen in den Bereichen Energie,
Kernenergie und internationale Sicherheit mit sich bringen.

Andreas Mölzer (NI). -   Frau Präsidentin, Herr Kommissar! Für die Europäische Union
ist Russland bekanntlich nicht nur in wirtschaftlichen Fragen, sondern auch als strategischer
Partner bedeutsam. Gerade im Vorfeld der Verhandlungen über einen WTO-Beitritt
Russlands ist der von Moskau verhängte Importstopp für EU-Gemüse sicherlich
problematisch, und wir sollten darauf achten, dass Russland in Zukunft mit den
WTO-Regeln nicht in Konflikt kommt.

Probleme gibt es aber auch im Bereich des nach wie vor nicht umgesetzten Abkommens
aus dem Jahre 2006 bezüglich der EU-Fluglinien. Die Beziehungen zwischen der EU und
Russland sind weiters durch die geplante US-Raketenabwehr in Rumänien belastet. Wenn
die EU es mit ihren Strategien zur Verbesserung der Beziehungen zu Russland ernst meint,
dann gilt es einerseits, diese Probleme aus dem Weg zu räumen, andererseits aber auch die
russischen Befindlichkeiten hinsichtlich einer historischen Einflusssphäre, die es zweifellos
gibt bzw. für Russland gibt, zu berücksichtigen. Nur so werden wir weiterkommen.

Paweł Zalewski (PPE).   – (PL) Frau Präsidentin, die Partnerschaft zwischen der
Europäischen Union und Russland verpflichtet zur Verantwortung, auch gegenüber
Drittstaaten. Ich möchte die Aufmerksamkeit der Kommission auf den Abschnitt der
Entschließung lenken, der Russland auffordert, die Lieferung von Energieressourcen nicht
als Mittel zur Beeinflussung der Politik seiner Nachbarn zu nutzen. Genau das ist im Fall
der Ukraine geschehen, als der russische Premierminister, Herr Putin, im Rahmen seines
letzten Treffens mit dem ukrainischen Ministerpräsidenten, Herrn Azarow, recht offen
sagte, dass niedrigere Preise nur dann angeboten und der Gasvertrag nur dann neu
verhandelt werden würden, wenn die Ukraine eine Zollunion mit Russland, Belarus und
Kasachstan einginge, was wiederum das Ende seiner europäischen Pläne und Ziele bedeuten
würde. Dies ist schlichtweg Erpressung. Wenn der Vertrag nicht neu verhandelt wird,
könnten die Gaspreise an der Grenze zwischen Russland und der Ukraine auf 500 EUR

pro 1 000 m3 steigen. Die Ukraine zahlt europaweit bereits die höchsten Preise für
russisches Gas, obwohl es am nächsten an diesen Gasquellen liegt.

Diese Situation könnte zu einer ernsten Wirtschafts- und Gesellschaftskrise in der Ukraine
führen. Ich möchte klarstellen, dass die Europäische Union angesichts der Tatsache, dass
wir derzeit erfolgreiche Verhandlungen im Hinblick auf den Beitritt des Landes zu einer
Freihandelszone bzw. im Hinblick auf die Schaffung einer solchen Zone führen,
Verpflichtungen gegenüber der Ukraine hat. Außerdem werden wir in naher Zukunft
Beziehungen mit dem Land als Verbündetem der Europäischen Union aufnehmen. Ich
möchte die Kommission bitten, Russland klar und deutlich aufzufordern, diese Praktiken
zu beenden.

Kristian Vigenin (S&D).   – Frau Präsidentin, diese Woche findet wieder einmal ein
EU-Russland-Gipfel statt. Seit dem letzten hat sich viel in der Welt verändert. Lassen Sie
mich unter anderem zunächst die arabischen Revolutionen erwähnen, einen Prozess des
tiefen Wandels, der praktisch die gesamte arabische Welt betrifft. Die Katastrophe im
Atomkraftwerk Fukushima hat die Zukunft der Kernenergie neu gestaltet, insbesondere
im Hinblick auf die Sicherheit. Der Klimawandel hat weitere und gefährlichere Folgen mit
sich gebracht. Osama ist tot, aber der Terrorismus lebt und richtet sich gegen unschuldige
Menschen auf der ganzen Welt.
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Die Liste der Ereignisse ist lang, und alle betreffen sowohl die EU als auch Russland, zwei
global tätige Nachbarn mit vorwiegend ähnlichen oder sich ergänzenden langfristigen
Interessen. Ihre Beziehung kann nur dann weiter entwickelt werden, wenn sie auf
gegenseitigem Respekt, Offenheit und Transparenz beruht. Jegliche versteckte Agenda hat
das Potenzial, diese Beziehung zu stören oder gar zu zerstören.

Die EU und das Parlament haben die Erwartungen der Bürgerinnen und Bürger Europas
stets klar zum Ausdruck gebracht. Im Hinblick auf den bevorstehenden Gipfel möchte ich
vier Punkte hervorheben. Zunächst sollte der Gipfel einen entscheidenden Fortschritt
hinsichtlich aller noch bestehender Hindernisse betreffend Russlands Beitritt zur WTO
liefern. Dieser wichtige Schritt wird bessere Möglichkeiten für Unternehmen auf beiden
Seiten schaffen und die Bereiche Handel und Wirtschaftsbeziehungen global weiter
liberalisieren. In dieser Hinsicht ist die Anwendung protektionistischer Maßnahmen
kontraproduktiv, und wir hoffen, dass diese nicht hinter übertriebenen
Gesundheitsbedrohungen versteckt werden, was unserer Meinung nach aktuell bei den
Importen von Gemüse aus der EU der Fall ist.

Wir hoffen, dass der im Mai angekündigte Fahrplan für ein visumsfreies Reisen die
Visaerleichterung weiter beschleunigen wird und wir somit dem Tag näherkommen, an
dem die Visumsbestimmungen zwischen der EU und Russland gänzlich liberalisiert sein
werden. In dieser Hinsicht erwartet das Parlament, dass die russischen Behörden sich einiger
politisch sensibler Themen korrekt annehmen werden, insbesondere durch die Einstellung
der Ausstellung russischer Pässe für die Bewohner von Ossetien und Abchasien.

Ich möchte ein konstruktiveres Engagement Russlands bei unseren Bemühungen zur
Unterstützung der Demokratisierung, den wirtschaftlichen und gesellschaftlichen
Fortschritts sowie der Stabilität in den sechs Ländern der Östlichen Partnerschaft sehen.
Die vergangenen beiden Jahre haben eindeutig gezeigt, dass diese EU-Initiative nicht auf
Wettbewerb ausgerichtet ist, sondern vielmehr auf eine Zusammenarbeit mit Russland,
da eine stabile und selbstbewusste gemeinsame Nachbarschaft sowohl im Interesse der EU
als auch im Interesse Russlands liegt. In dieser Hinsicht drängen wir Russland, seine
Bemühungen zur Ermöglichung der friedlichen Beilegung der Konflikte in Transnistrien
sowie in der Region Bergkarabach, die immer mehr Grund zur Besorgnis bietet, zu
intensivieren.

Letztlich möchte ich erwähnen, dass die EU und Russland nach den Ereignissen in Japan
bei der Überprüfung und Ausarbeitung höherer Standards für die Sicherheit der Kernenergie
umfassend zusammenarbeiten sollten. Wir erwarten, dass nicht nur in den neu gebauten,
sondern auch in den bereits in Betrieb befindlichen Atomkraftwerken höhere Standards
eingehalten werden. Ich hoffe, dass dieses Thema Teil der Diskussionen in Nischni
Nowgorod sein kann.

Graham Watson (ALDE).   – Frau Präsidentin, der kanadische Premierminister, Pierre
Trudeau, hat die gemeinsame Grenze mit den USA damit verglichen, ein Bett mit einem
Elefanten zu teilen. Unsere Union muss ihr Bett mit einem Bären teilen.

Wir müssen auch weiterhin versuchen, Beziehungen im Rahmen der vier gemeinsamen
Räume sowie auf der Grundlage der letztjährigen Partnerschaft für die Modernisierung zu
entwickeln. Wie der Herr Kommissar bereits sagte, konnten in den vergangenen beiden
Jahren Verbesserungen verzeichnet werden. Hierzu gehören unter anderem das Abkommen
über ein Beratungsgremium für das Thema Gas sowie der verbesserte
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Frühwarnmechanismus. Ein Fortschritt im Hinblick auf die Lösung des
Transnistrien-Konflikts in diesem Monat wäre ein weiterer positiver Schritt.

Wie Baroness Ashton jedoch vergangenen Monat nach dem Khodorkovsky/Lebedev-Urteil
sagte und wie der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte schon viele Male festgestellt
hat, erfordert ein echter Fortschritt einen Respekt für Demokratie und Menschenrechte
sowie einen stabilen und fairen rechtlichen Rahmen für Unternehmen. Dies ist in Russland
zu oft nicht gegeben. Ein strukturierter zivilgesellschaftlicher Dialog wäre hilfreich;
gemeinsame Maßnahmen zur Bekämpfung des Klimawandels würden dabei helfen,
Vertrauen aufzubauen. Der russische Bär hat jedoch noch immer Kopfschmerzen, und ich
rate der Kommission, nicht nur ein Glas Honig, sondern auch ein großes Netz mit nach
Nischni Nowgorod zu nehmen.

Edvard Kožušník (ECR).   – (CS) Frau Präsidentin, Herr Kommissar, wie Sie sicherlich
wissen, ist Russland ein selbstbewusster Staat und die Russen sind ein selbstbewusstes
Volk. Die Beziehung zwischen der EU und Russland muss die Form einer echten
Partnerschaft annehmen, nicht bloß einer vorgetäuschten. Da wir hervorragende
Beziehungen zu den Ländern der Östlichen Partnerschaft haben, müssen die Beziehungen
zwischen der EU und Russland mindestens auf dem gleichen Niveau liegen. Daher freue
ich mich, dass Sie in Ihrer Rede nicht vergessen haben, die Bedeutung der Abschaffung der
Visumpflicht für Russland zu erwähnen, da Beziehungen zwischen Partnern auf Vertrauen
und Offenheit aufgebaut sein müssen. Wir sollten Russland deutlich und ernsthaft sagen,
wie der Zeitplan für die Abschaffung der Visumpflicht ist und welche Bedingungen hierfür
erfüllt sein müssen.

Herr Kommissar, ich möchte Ihnen dafür danken, dass Sie bei der Vorbereitung des
EU-Russland-Gipfels an alle Themen gedacht haben, die für die Partnerschaft zwischen
der EU und Russland wichtig sind.

Bastiaan Belder (EFD).   – (NL) Frau Präsidentin, zunächst ist dies ein sehr dringendes
Thema. Ich vertraue darauf, dass auf dem EU-Russland-Gipfel entschieden auf das überaus
schädliche und absolut unverhältnismäßige Einfuhrverbot für unser europäisches Gemüse
eingegangen werden wird. Die Gemüsebranche erwartet die Aufhebung dieses Verbots,
und sie verdient auch, dass dieses Verbot aufgehoben wird. Kommissar Füle, können Sie
bestätigen, dass sich die Delegation der EU in Nischni Nowgorod im Hinblick auf eine
Lösung dieser Situation nach Kräften engagieren wird? Dies ist eine sehr wichtige Frage
und eine, die mir derzeit in meinem Land oft gestellt wird, wenn ich über den
EU-Russland-Gipfel spreche.

Ich wollte insbesondere einige Worte zum problematischen Beitritt Russlands zur WTO
sagen. Nur noch eine kurze Frage. Georgien hat hier in der Tat eine Schlüsselrolle gespielt.
Georgien hat de facto ein Vetorecht. Präsident Saakaschwili erhöht den Einsatz. Er will
transparente Grenzen – im Grunde will er Abchasien und Südossetien zurück – und er hat
natürlich auch das Einfuhrverbot für georgische Weine und Mineralwasser auf die
Tagesordnung gesetzt. Russland scheint jedoch überhaupt nicht von seiner Position
abzurücken. Kurzum, stecken wir hier nicht in einer Sackgasse? Es sieht sehr danach aus.
Außerdem braucht die russische Wirtschaft, die hauptsächlich von Öl und Gas angetrieben
wird, einen Beitritt zur WTO nicht wirklich.

Laima Liucija Andrikienė (PPE).   – (LT) Frau Präsidentin, ich bitte die Präsidenten der
EU-Institutionen, das Thema Menschenrechte auf dem morgen beginnenden
EU-Russland-Gipfel nicht zu vergessen. Es ist klar, dass der Respekt für die Menschenrechte
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eine wertvolle Grundlage ist, ohne die eine strategische Partnerschaft sowie die
Modernisierung der Beziehungen zwischen der EU und Russland unmöglich wären.

Der spezielle Fall, über den wir sprechen müssen, ist das Urteil des Moskauer Stadtgerichts
vom 24. Mai zur Abweisung der Berufung durch Mikhail Khodorkovsky und Platon Lebedev
gegen die neue Verurteilung zu sieben Jahren Haft. Im 21. Jahrhundert findet vor unseren
Augen ein schändlicher Prozess statt, und die Urteile werden nicht im Gericht gefällt. Dies
geschieht in einem Land, das durch eine so genannte strategische Partnerschaft mit der EU
verbunden ist. Das Urteil des Moskauer Gerichts zeigt einmal mehr die gravierenden Mängel
des russischen Rechtssystems auf und bestärkt die Meinung, dass es diejenigen in Russland
bestraft, die politische Ambitionen haben, deren Meinungen aber nicht mit der des Kreml
übereinstimmen.

Das Urteil des Europäischen Gerichtshofes für Menschenrechte vom 31. Mai sowie die
Verstöße gegen die Europäische Menschenrechtskonvention in Russland sind Fakten, über
die ebenfalls gesprochen werden muss.

Wir, das Europäische Parlament, sollten klar und deutlich sagen, dass Russlands Präsident
Dmitri Medwedew, wenn er zum Europäischen Parlament kommen will, hier mit dem
politischen Gefangenen Mikhail Khodorkovsky erscheinen sollte. Dies wäre die effektivste
Strategie und Taktik zur Modernisierung Russlands. Präsident Medwedew und der politische
Gefangene Mikhail Khodorkovsky gemeinsam im Europäischen Parlament – das wäre
nicht nur ein Zeichen, das die Aufmerksamkeit der Medien weltweit wecken würde, sondern
auch ein Zeichen der aufrichtigen Unterstützung der demokratischen Gesellschaft.

Justas Vincas Paleckis (S&D).   – (LT) Frau Präsidentin, dieser Gipfel ist etwas Besonderes,
da er vor dem Hintergrund der bevorstehenden Wahlen in Russland stattfindet. Wir
erwarten, dass Brüssel Russland ein starkes Signal dahingehend sendet, dass bei den Wahlen
demokratische Standards eingehalten werden. Dies würde eine Meinungsvielfalt in der
Duma gewährleisten. Nach den Ereignissen in Fukushima ist die Frage der
Kernenergiesicherheit besonders relevant. Ich freue mich darüber, dass das Mitglied der
Kommission erwähnt hat, dass man dieses Thema auf dem Gipfel ansprechen und die
höchsten internationalen Sicherheitsstandards sowohl für bereits in Betrieb befindliche
als auch für geplante Kernkraftwerke in Russland und natürlich auch in der Europäischen
Union fordern wird.

Meiner Meinung nach sollten auch die Beziehungen der EU und Russlands mit Weißrussland
angesprochen werden. Eine Annäherung der Standpunkte würde helfen, denen die
Gefängnistore zu öffnen, die vor kurzem in Weißrussland zur Wahl standen. Darüber
hinaus würde dies die eklatanten Menschenrechtsverletzungen beenden. Ich unterstütze
die Kolleginnen und Kollegen, die sagten, dass wir den Worten im Bereich der
Visumerleichterung Taten folgen lassen müssen vollumfänglich, und zwar nicht nur im
Hinblick auf Russland, sondern im Hinblick auf alle östlichen Nachbarn.

Nach seiner Übernahme des EU-Ratsvorsitzes hat Polen bereits Wege hin zu einem
fruchtbareren Dialog mit Russland gefunden, sodass wir erwarten können, dass in den
kommenden sechs Monaten konkrete Schritte hinsichtlich der Beziehungen zwischen der
EU und Russland unternommen werden.

Jacek Olgierd Kurski (ECR).   – (PL) Die gravierendsten Mängel der Beziehungen zwischen
der EU und Russland sind Unbeständigkeit, Schwäche und ein mangelndes Bewusstsein
für unsere eigene Macht. Typisch in dieser Hinsicht ist das Thema Nord Stream. Zuerst
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erklären wir die Energiesolidarität zu einem der wichtigsten Prinzipien im Vertrag von
Lissabon und dann stimmt die EU dem Projekt Nord Stream zu, das Polen und den anderen
neuen Mitgliedstaaten in geopolitischer Hinsicht schadet. Daher sollten wir bei der
Diskussion all dieser Fragen im Rahmen der bevorstehenden vom Kommissar skizzierten
Agenda nicht von unserer Meinung abrücken.

Russland muss sich im Hinblick auf die WTO an bestimmte Vorschriften halten. Bevor an
eine Mitgliedschaft in der WTO gedacht werden kann, muss es zunächst einmal georgischen
Wein wieder auf seinen Märkten zulassen.

Was Visa betrifft, so muss man Russland mitteilen, dass die Visumbestimmungen zunächst
für die Länder der Östlichen Partnerschaft und erst danach für Russland liberalisiert werden.
Die Oblast Kaliningrad könnte eine Ausnahme zu dieser Regeln sein.

Was den Energiesektor betrifft, so muss Russland mitgeteilt werden, dass wir gegen die
wiederholte Erpressung der Ukraine und gegen die von russischen Agenturen ergriffenen
Maßnahmen zur Beeinflussung sind, deren Ziel die versuchte Herabwürdigung der
Extraktion von Schiefergas in Polen und Europa war. Dies ist eine großartige Möglichkeit,
Unabhängigkeit von Russland zu erlangen.

Tunne Kelam (PPE).   – Frau Präsidentin, Russland hat ein Modernisierungsprogramm
ausgerufen, und einige Beobachter sprechen von einer neuen Perestroika. Leider wurden
bisher noch keine echten Fortschritte erzielt. Analysten kommen zu dem Schluss, dass die
Priorität der aktuellen russischen Eliten lautet, das aktuelle System aufrechtzuerhalten und
zu verhindern, dass Außenbeziehungen eine Auswirkung auf die Situation im Inland haben.

Es liegt daher an der EU, eines deutlich klarzustellen. Der Erfolg der Partnerschaft für die
Modernisierung wird von der Bereitschaft und der Fähigkeit der russischen Regierung
abhängen, eine wahrhaft unabhängige Justiz zu schaffen und die grundlegenden Prinzipien
der Rechtsstaatlichkeit, der Transparenz und der Gegenseitigkeit umzusetzen. Wenn die
EU dieses überaus wichtige Thema nicht auf der Grundlage dieser Werte anspricht, können
kaum Fortschritte erwartet werden.

In der heutigen Ausgabe des International Herald Tribune steht: „Russland kann erst dann
eine moderne Wirtschaft haben, wenn es eine echte Rechtsstaatlichkeit besitzt.“ Der Gipfel
wird in Nischni Nowgorod stattfinden, das zu sowjetischen Zeiten noch Gorki hieß. Dorthin
wurde die Schlüsselfigur des sowjetischen Bewusstseins, Andrei Sacharow, verbannt. Ich
fordere die Kommission und unsere Vermittler auf, dem Geist von Andrei Sacharow zu
folgen und sich an die Botschaft des Gewinners des Sacharow-Preises, Sergei Kovalev, zu
erinnern, die er dieser Kammer vor zwei Jahren vermittelte.

Schließlich sollte die EU Russland fördern und bei der Bewältigung seines totalitären Erbes
unterstützen. 20 Jahre danach musste selbst Herr Medwedew zugeben, dass man das
schreckliche und kriminelle Erbe der russischen Macht nicht ignorieren kann. Ich erinnere
mich an die Worte unseres Kollegen, Herrn Swoboda, der gestern eine vollständige
Aufklärung der russischen Geschichte, insbesondere der Gräueltaten der Ära Stalin, gefordert
hat. Wir können Russland bei der Bewältigung seiner Vergangenheit helfen.

Boris Zala (S&D).   – (SK) Frau Präsidentin, Herr Kommissar, Meine Damen und Herren,
wir brauchen für Russland noch immer eine Doppelstrategie: auf der einen Seite
entschlossene Forderungen nach der Einhaltung der demokratischen Prinzipien, jedoch
gleichzeitig auch eine Ablehnung der subtilen antirussischen Bush-Politik.
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Russland hat sicherlich kein Recht auf eine Einflusssphäre. Alle ehemaligen
Sowjetrepubliken haben das Recht, frei zu entscheiden, wo sie hingehören wollen. Es hat
jedoch sicherlich ein Recht auf Schutz und internationale Sicherheit. Ein solches
Sicherheitsgefühl würde die interne Situation in Russland sicherlich liberalisieren.

Russland muss an der Seite Europas in die globale Politik eingebunden werden, damit
Russland sich als akzeptierter Partner im Hinblick auf die Schaffung einer internationalen
und demokratischen Ordnung fühlen kann. Die Partnerschaft für die Modernisierung darf
nicht nur die staatsmonopolistischen Ideen der russischen Regierung umsetzen, sondern
muss auch einen Raum für ungehinderte industrielle und wissenschaftliche Aktivitäten
schaffen, wie Herr Fleckenstein in seiner Analyse bereits erwähnte.

Wenn wir in dieser Hinsicht einen unterschiedlichen Ansatz für Russland verfolgten,
könnten wir die versteckte Hoffnung einer ernten, dass der demokratische Prozess in
Russland zu einem weitaus größeren Ausmaß stattfinden könnte, nämlich mit einer
Sicherheit und einem Selbstvertrauen, die dann auch in die europäische Politik einfließen
könnten. Ich drücke die Daumen, dass sich dies aus den bevorstehenden Gesprächen
ergeben wird.

Mirosław Piotrowski (ECR).   – (PL) Frau Präsidentin, am Vorabend des
EU-Russland-Gipfels und im Kontext der Verhandlungen zu einem neuen Partnerschafts-
und Kooperationsabkommen ist es für die nicht nur EU wichtig, mit einer Stimme zu
sprechen, sondern Russland auch seine Einheit und Solidarität in der Praxis zu
demonstrieren. Die Energiesolidarität ist im Vertrag von Lissabon festgeschrieben. Russland
erkennt dieses Prinzip jedoch nicht an. Das Projekt Nord Stream ist ein offensichtliches
Beispiel für diese Einstellung. Wir dürfen keine Versuche dulden, einzelne der neuen
Mitgliedstaaten der EU mithilfe des Spaltkeils des Energiesektors zu isolieren. Dies sollte
im Rahmen des Gipfels auch klar und deutlich betont werden. Außerdem sollten wir die
Anerkennung der europäischen Ambitionen Georgiens, der Republik Moldau und der
Ukraine erwarten und Russland auffordern, die Ausübung von politischem Druck auf diese
Länder einzustellen. Darüber hinaus sollten wir daran denken, dass Russland eine
einzigartige Demokratie mit einer hohen Korruptionsquote ist.

Inese Vaidere (PPE).   – (LV) Frau Präsidentin, das neue Partnerschaftsabkommen zwischen
der Europäischen Union und Russland muss für alle Bereiche der Zusammenarbeit konkret
und rechtsverbindlich sein. Dies ist eine berechtigte Forderung, da das Abkommen keine
Sammlung allgemeiner Phrasen sein darf. Die Europäische Union und Russland sind
voneinander abhängig. Der europäische Markt ist für Russland nicht weniger wichtig als
es das russische Gas für uns ist, und die russischen Pläne zur Modernisierung der Wirtschaft
sind direkt von unserer Technologie und unserem Fachwissen abhängig. Aus diesem Grund
sollte unsere Zusammenarbeit eng mit Verbesserungen in den Bereichen Menschenrechte
und Rechtsstaatlichkeit in Zusammenhang stehen. Die Europäische Union ist der größte
Handelspartner Russlands und darüber hinaus wichtigster Investor; daher muss das neue
Abkommen rechtsverbindliche Begriffe im Hinblick auf den Bereich Investitionen enthalten.
Es ist wichtig auf der Abschaffung einseitiger und unangemessener Handelsbeschränkungen
zu bestehen. es betrifft sowohl die Zollunion zwischen Russland, Kasachstan und
Weißrussland als auch das aktuelle Embargo auf Gemüse aus der Europäischen Union.
Wir dürfen nicht zulassen, dass Russland die Energiepolitik durch eine Diskriminierung
bestimmter Mitgliedstaaten, beispielsweise im Bereich der Gaspreise, weiterhin zur
Durchsetzung seiner geopolitischen Interessen nutzt.
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Herr Kommissar, im Rahmen der Fortführung unserer Arbeit an der visumfreien Zone mit
Russland müssen wir auch an der Schaffung einer visumfreien Zone mit den restlichen
Staaten der Östlichen Partnerschaft arbeiten. Auf dem Gipfel müssen wir wiederholen,
dass der Sechs-Punkte-Plan für Georgien noch immer nicht umgesetzt wurde. Unter
Berücksichtigung der bevorstehenden Parlaments- und Präsidentschaftswahlen müssen
die gegen Oppositionsmitglieder verhängten Beschränkungen hinsichtlich der Anmeldung
zu den Wahlen und des Auftretens in Massenmedien aufgehoben werden. Wir haben bereits
unsere Bereitschaft bestätigt, in allen Phasen des Wahlprozesses anwesend zu sein. Russland
muss jedoch auch die Bereitschaft zeigen, langfristige Beobachter zu akzeptieren und
tatsächlich faire Wahlen durchzuführen. Zusammenfassend möchte ich betonen, dass sich
diese wichtigen Bemerkungen in keiner Weise gegen Russland oder das russische Volk
richten – sie richten sich gegen die aktuelle Regierung, um die Situation in Russland zu
verbessern und unsere Zusammenarbeit fruchtbarer zu gestalten.----

George Sabin Cutaş (S&D).   – (RO) Frau Präsidentin, die globale Erwärmung,
Drogenhandel, die Nichtverbreitung von Waffen sowie die Energiesicherheit sind typische
Herausforderungen, die globale Situationen erfordern. Daher müssen wir eine solide, auf
gegenseitigem Vertrauen basierende Partnerschaft mit Russland aufbauen.

Ich würde die Wiederaufnahme von Verhandlungen im Hinblick auf ein ehrgeiziges neues
Partnerschaftsabkommen als Versuch zur Überwindung vergangener Spannungen begrüßen.
Ich denke, dass die Europäische Union Russland bei seinen Bemühungen im Hinblick auf
einen Beitritt zur WTO unterstützen muss, da dies die Handels- und Wirtschaftsbeziehungen
zwischen den beiden Partnern fördern und Investitionen anziehen wird.

Gleichzeitig muss die Hohe Vertreterin Russland auf dem morgigen Gipfel drängen, die
Energiecharta zu ratifizieren, da zwischen der Europäischen Union und Russland keine
ordnungsgemäße Zusammenarbeit im Bereich Energie existieren kann, wenn die Prinzipien
der Transparenz, Gegenseitigkeit, Wettbewerbsfähigkeit sowie der Nichtdiskriminierung
nicht eingehalten werden.

Paweł Robert Kowal (ECR).   – (PL) Frau Präsidentin, Herr Kommissar, ich erwarte, dass
die Modernisierung eines der auf dem Gipfel angesprochenen Themen sein wird. Ich möchte
Sie lediglich daran erinnern, dass eine Modernisierung Russlands nicht bloß eine Frage
wirtschaftlicher oder energiepolitischer Belange, sondern eine Frage einer politischen
Modernisierung sowie der Beziehungen zwischen den Behörden und der Gesellschaft ist.
Ich möchte Sie bitten, dieses Thema anzusprechen. Hierzu gehören auch die Beziehungen
zwischen Russland und seinen Nachbarn sowie die „Einflusssphäre“ Russlands. Da Sie so
erfolgreich Beziehungen mit der Ukraine pflegen, möchte ich Sie dringend bitten, deutlich
klarzustellen, dass ein Assoziierungsabkommen zwischen der Europäischen Union und
der Ukraine auch Vorteile für Russland mit sich bringen wird und dass wir alarmiert sind
angesichts der Äußerungen extremen politischen Drucks auf die Ukraine am Vorabend
zum Abschluss der Verhandlungen, da diese Verhandlungen sich in der letzten Phase
befinden. Bitte machen Sie dies der russischen Vertretung in unserem Namen klar. Dies
sind sehr wichtige Faktoren, die zum gegenseitigen Vertrauen zwischen den Institutionen
der Europäischen Union und den Mitgliedstaaten auf der einen sowie Russland auf der
anderen Seite beitragen.

Bernd Posselt (PPE). -   Frau Präsidentin! Zunächst einmal war ich erstaunt, von einem
historisch gebildeten Mann wie dem Herrn Mölzer zu hören, dass es historische russische
Einflusszonen in Europa gebe und dass dazu Teile der Europäischen Union wie Rumänien
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gehören. Die Zeiten des Hitler-Stalin-Paktes sind lange vorbei, und wir sollten in einer Welt
der Demokratie so etwas wie eine europäische Monroe-Doktrin vertreten, nämlich dass
über das Schicksal und die Politik Europas die Europäer entscheiden. Das heißt nicht, dass
wir nicht eine Politik der guten Nachbarschaft und des Dialoges wollen. Aber hier sollte
uns auch der Tagungsort Nischni Nowgorod eine gewisse Lehre sein, denn er erinnert an
die berühmte Geschichte von den Kaufleuten von Nischni Nowgorod, die glaubten, sich
ihre Freiheit und ihre Sicherheit erkaufen zu können und die dann erst recht gehängt
wurden.

Wir müssen erkennen, dass wir Sicherheit weder mit Geld erkaufen können noch indem
wir die Wirklichkeit schönreden, sondern mit einer ehrlichen Partnerschaft. Wir brauchen
eine gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik. Wir brauchen Energieunabhängigkeit
und Energiesicherheit und weniger Abhängigkeit von der russischen Energiepolitik, die
nach wie vor für Zwecke der Außenpolitik eingesetzt wird. Und wir brauchen eine klare
Sprache bei den Menschenrechten. Hier dürfen wir keine Kompromisse machen. Gerade
was Herrn Chodorkowski und Herrn Lebedev jetzt betrifft, muss ich sagen, dass diese
Personen endlich freizulassen sind, denn ansonsten wird der Staatsbesuch des russischen
Präsidenten hier im Europäischen Parlament wirklich massiv belastet werden.

Wir wollen eine Partnerschaft mit einem sich demokratisierenden Russland, aber dazu
muss sich Russland demokratisieren, in der Wirklichkeit und nicht nur in unseren
Wunschvorstellungen. Deshalb gebe ich dem Kollegen Swoboda Recht, es wird ganz
entscheidend auf die kommenden Wahlen ankommen. Dann werden wir sehen, ob sich
unsere Partnerschaft mit dem russischen Volk, dem wir tief zugetan sind, zu einer echten
Partnerschaft mit dem russischen Staat erweitern lässt.

Mitro Repo (S&D).   – (FI) Frau Präsidentin, wie Herr Posselt bereits erwähnte, braucht
Europa Russland, und Russland braucht Europa. Eine Zusammenarbeit zwischen Europa
und Russland ist wichtig für die Förderung der politischen, gesellschaftlichen und
wirtschaftlichen Stabilität nicht nur in Europa, sondern weltweit.

Es ist bedauerlich dass das Partnerschafts- und Kooperationsabkommen zwischen der EU
und Russland nicht den aktuellen Kooperationsbedürfnissen entspricht. Die strategische
Partnerschaft sollte enger, tiefer und breiter sein. Die Grundlage für alle künftigen
Beziehungen zwischen Europa und Russland muss jedoch die Förderung von Frieden und
Sicherheit sowie die Unterstützung demokratischer Werte sowie eines politischen und
wirtschaftlichen Friedens sein.-

Die Partnerschaft für die Modernisierung sollte vertieft und fokussiert werden, ein bloßer
politischer Dialog zwischen Diplomaten ist jedoch einfach nicht genug. Wir müssen alles
in unserer Macht stehende tun, um es den Menschen zu erleichtern, in den Bereichen
Wissenschaft, Kunst, Kultur, Bildung und Unternehmen zusammenzuarbeiten und diese
Zusammenarbeit zu erweitern.

Konrad Szymański (ECR).   – (PL) Frau Präsidentin, auf den EU-Russland-Gipfel wird es
zweifellos viele wichtige Themen geben, eines der wichtigsten wird voraussichtlich jedoch
das Thema Energiesicherheit sein. Russland führt seit einigen Monaten eine sehr intensive
Kampagne durch, die auf die Gewährung von Ausnahmegenehmigungen für seine
Gasinfrastruktur von den im dritten Energiepaket festgelegten Vorschriften abzielt bzw.
in anderen Worten von den Vorschriften unseres Anti-Monopol-Gesetzes, das die
gleichzeitige und parallele Kontrolle von Energieressourcen und Übertragungsnetzen
verbietet. Herr Shmatko, der russische Energieminister, Herr Kramer, CEO des Projekts
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South Stream, und Herr Miller, CEO von Gazprom, waren in diesem Zusammenhang
bereits in Brüssel. Es handelt sich um eine groß angelegte Kampagne. Der Standpunkt der
Europäischen Union zu diesem Thema, nämlich dass wir nicht beabsichtigen, Russland
reduzierte Tarife zu gewähren, muss Russland klar und deutlich vermittelt werden;
stattdessen ist es uns wichtig, dass der Gasmarkt in Mitteleuropa wettbewerbsfähiger und
weniger monopolisiert wird. Herr Kommissar, ich möchte Sie bitten, uns klar zu sagen,
ob die Europäische Kommission bereit ist, auf dem Gipfel entsprechende Erklärungen
abzugeben.

Tomasz Piotr Poręba (ECR).   – (PL) Frau Präsidentin, im Vorfeld des bevorstehenden
Gipfels können wir festhalten, dass der Europäischen Union eine einheitliche kohärente
Strategie für Russland fehlt und dass die aktuelle Politik der pragmatischen Zusammenarbeit
auf der Grundlage einer Strategie der kleinen Schritte sehr leicht im Rahmen einer beliebigen
zukünftigen Krise scheitern kann, wie dies im Jahr 2008 während des Krieges mit Georgien
oder im Jahr 2009 nach der Unterbrechung der Gasversorgung der Fall war.

Im Zusammenhang mit dem letztgenannten Ereignis ist es sehr wichtig, die Definition des
Begriffs „Diversifizierung“ zu betonen, der in Europa oftmals gleichbedeutend ist mit dem
Bau einer großen Zahl verschiedener Gaspipelines aus Russland. Diversifizierung ist
beispielsweise als Bau der South und Nord Stream-Gaspipelines zu verstehen. Gleichzeitig
sollte sich die Europäische Union auch darauf konzentrieren, Gaslieferungen aus
nicht-russischen Quellen sicherzustellen: sie sollte mehr zur Förderung der Nabucco-Pipeline
aus Aserbaidschan tun und in Gasterminals sowie in die Forschung im Bereich Extraktion
von Schiefergas unternehmen.

Außerdem ist es sehr wichtig, dass weiterhin auf verschiedenen Ebenen Druck auf die
russischen Behörden im Hinblick auf die Verbesserung der Menschenrechtssituation in
Russland ausgeübt wird. Zusätzlich zu den Diskussionen im Rahmen der
EU-Russland-Gipfel sollten wir sicherstellen, dass die zweimal jährlich mit Vertretern der
Europäischen Union sowie Diplomaten des russischen Außenministeriums stattfindenden
Anhörungen entscheidend intensiviert werden.

Krzysztof Lisek (PPE).   – (PL) Frau Präsidentin, meiner Meinung nach muss man den
russischen Behörden sagen, dass wir von ihnen ein verantwortungsbewusstes Verhalten
erwarten. Russland ist ein potenziell sehr wichtiger Partner für die Europäische Union, so
zum Beispiel, wenn es um eine Lösung für bestimmte festgefahrene und noch immer nicht
gelöste Konflikte in Europa geht. Meiner Meinung nach sollte man den russischen Behörden
sagen, dass sie trotz der Bedeutung von Gemüse und Gas die Unterstützung der
transnistrischen Separatisten einstellen müssen, dass wir erwarten, dass sie die
Waffenlieferungen nach Aserbaidschan und Armenien einstellen, da dies eine große
Bedrohung für die Zukunft dieser Region darstellet, und dass wir von Russland erwarten,
dass es seine im Rahmen des im Jahr 2008 mit Georgien geschlossenen Abkommens
festgelegten Verpflichtungen erfüllt. Wir erwarten, dass die russischen Truppen aus
Abchasien und Südossetien abgezogen werden, und wir erwarten, dass Russland das Recht
Georgiens respektiert, sich selbst Gedanken über seine Zukunft zu machen und selbst
darüber zu entscheiden.

Sławomir Witold Nitras (PPE).   – (PL) Frau Präsidentin, wenngleich ich mit Herrn Liseks
Ausführungen zu Georgien übereinstimme und dabei nicht vergesse, was viele Abgeordnete
zur Ukraine gesagt haben, so scheint mir doch, als müsste auf dem morgigen Gipfel auch
ein wenig – oder vielleicht sogar auch etwas mehr – über Weißrussland gesprochen werden.
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Ich möchte alle bitten, daran zu denken, dass wir es dort seit Monaten mit einer sehr
weitreichenden politischen Krise zu tun haben und dass wir es schon seit einigen Monaten
auch mit einer weitreichenden Wirtschaftskrise zu tun haben. Wir haben es außerdem mit
einer Situation zu tun, in der Russland Druck auf Weißrussland ausübt, wahrscheinlich
sogar stärker und effektiver als dies derzeit bei der Ukraine der Fall ist. Russland nutzt die
dramatische Situation, in der sich die weißrussische Wirtschaft befindet, aus um effektiv
zu versuchen, die gesamte Wirtschaft bzw. strategische Sektoren der Wirtschaft zu
übernehmen. Ich habe eine Bitte. Wenn Russland beschließt, Hilfe zur Verfügung zu stellen,
und wir wissen, dass es beschlossen hat, Weißrussland zu helfen, dann sollte die Europäische
Union sicherstellen, dass Russland die Bereitstellung dieser Hilfe von der Einhaltung der
Menschenrechte abhängig macht. Dies sind Werte, die wir offensichtlich mit Russland
teilen. Diese Tatsache wird von den Russen oftmals betont, daher sollten sie uns auch bei
der Einführung dieser Werte in Weißrussland helfen. Andernfalls werden wir durch die
Finanzierung des Lukashenko-Regimes dafür verantwortlich sein.

Jaroslav Paška (EFD).   – (SK) Frau Präsidentin, bei Verhandlungen mit Russland gibt es
immer eine Reihe problematischer Themen, wie zum Beispiel den Standard der
Bürgerrechte, das sinnlose Einfuhrverbot für Gemüse aus der EU, den in der EU stationierten
Raketenschutzschild oder das problematische Eingreifen Russlands in zahlreichen
ehemaligen Sowjetrepubliken.

Ich möchte nicht sagen, dass wir diesen schwierigen Themen aus dem Weg gehen sollen,
aber ich bin der festen Überzeugung, dass wir uns nicht nur darauf beschränken sollten.

Wir sollten auch neue Ideen für eine Zusammenarbeit vorbringen, von der beide Seiten
profitieren. Europäische Produzenten brauchen neue Möglichkeiten, ihre Produkte zu
verkaufen. Russland ist ein enormer Handelsraum mit stetig wachsender Kaufkraft. Daher
müssen wir intensiver an der Beseitigung der Hindernisse arbeiten, die einer
Zusammenarbeit im Bereich Handel im Weg stehen, und außerdem gemeinsam Projekte
wie beispielsweise die Erweiterung der Breitspurbahnlinie vom Pazifik bis ins Herz der EU
unterstützen.

Projekte wie dieses können der Zusammenarbeit neue Impulse verleihen, und von der
Umsetzung dieser Projekte wird nicht nur Europa, sondern auch die Ukraine, Russland
und viele asiatische Länder profitieren.

Lena Kolarska-Bobińska (PPE).   – (PL) Frau Präsidentin, es finden Gespräche zwischen
der Europäischen Union und Russland zur Zukunft des Energiesektors statt, aber soweit
mir bekannt ist, wird derzeit eine neue Gruppe zusammengesetzt, die das dritte Energiepaket
im Kontext der Gassicherheit diskutieren wird. Ich möchte Kommissar Füle und Kommissar
Oettinger bitten, das Europäische Parlament über die Fortschritte dieser Gespräche sowie
über das Ergebnis der Verhandlungen der Gruppe zu informieren. Wir hätten auch gerne
eine Liste der Mitglieder der Verhandlungsgruppe. Von einem Vertreter eines russischen
Energiekonzerns habe ich erfahren, dass das Unternehmen an diesen Verhandlungen
beteiligt sei. Ich möchte wissen, ob dem so ist und ob die Vertreter großer Unternehmen
auf russischer Seite an den Verhandlungen beteiligt sein werden.

Die Einhaltung des Wettbewerbsrechts im Bereich Energie ohne die Gewährung von
Ausnahmen ist ebenfalls ein wichtiges Thema für das Europäische Parlament. Im Rahmen
der aktuellen Präsentationen der Investitionspläne des Projekts South Stream in Brüssel
war es offensichtlich, dass Russland und Gazprom Privilegien und einen Sonderstatus
erhalten wollen. Dem können wir nicht zustimmen.
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Vytautas Landsbergis (PPE).   – Frau Präsidentin, ich sehe die Entschließung des Parlaments
als die Hand, die Europa dem heutigen Russland trotz all seines grundloses Stolzes und
seiner vererbten Arroganz ausstreckt, als wahrhaft freundschaftlichen Rat und Aktionsplan.
Da Präsident Medwedew im Rahmen der Anhörungen zum Thema Menschenrechte
aufgefordert wurde, das Abgeordnetenhaus von Grund auf zu erneuern, steht unser
Parlament nicht mit einer leeren Besänftigung, sondern mit einer konstruktiven
Zusammenarbeit da.

Die größte Chance bietet sich dann, wenn Russland offen ist und sich bemüht eine offene
Gesellschaft aufzubauen statt einer, die sich in einem rückwärts gerichteten Stalinismus
verschließt.

Leider zeugt der Druck, den Russland auf den Rest der G8 im Hinblick auf die Anerkennung
der besetzten Gebiete in Georgien im WTO-System ausübt, nicht gerade von gutem Willen.

Wenn es wahr ist, dass der Westen dem zugestimmt hat, dann zeigt er leider kurz vor dem
Gipfel in Nischni Nowgorod Schwäche.

Angelika Werthmann (NI). -   Frau Präsidentin! Russland ist wohl ein wichtiger, aber sehr
schwieriger Partner für die Europäische Union. Der WTO-Beitritt ist für Russland sicher
sehr wichtig. Doch möchte ich explizit einen demokratischen Prozess auf politischer wie
auch zivilgesellschaftlicher Ebene einmahnen. Die Achtung und Einhaltung der
Menschenrechte sind dafür eine unabdingbare Voraussetzung.

Elena Băsescu (PPE).   – (RO) Frau Präsidentin, der EU-Russland-Gipfel findet vor dem
Hintergrund regionaler Entwicklungen statt, die Auswirkungen auf diese Partnerschaft
haben. Eine Reform der europäischen Nachbarschaftspolitik könnte bei der Lösung des
Konflikts in Transnistrien helfen. Tatsächlich hat Russland Interesse an der Einrichtung
eines gemeinsamen politischen Ausschusses gezeigt. Struktur und Frist für die Einrichtung
dieses Gremiums müssen jedoch noch diskutiert werden.

Die Lebensmittelkrise, unter der Europa derzeit leidet, hat den Handel mit Russland zum
Erliegen gebracht. Neue Verhandlungen zu den aktuellen Gesundheitsvorschriften könnten
diese Situation verbessern. Die Mitgliedschaft Russlands in der WTO wird langfristige
Auswirkungen auf die Wirtschaftsbeziehungen mit der EU haben. Aus diesem Grund
müssen alle relevanten Abkommen überprüft werden.

Als Folge des Starts des AGRI-Projekt stellt der Bereich Energie ein weiteres interessantes
Thema dar. Dies würde eine Alternative zu der durch das Nabucco-Projekt bereitgestellten
Quelle bieten.

Seán Kelly (PPE).   – Frau Präsidentin, es ist gut, dass die Europäische Union sich bemüht,
die bestmöglichen Beziehungen mit all seinen Nachbarn sowie auch mit allen Ländern auf
der ganzen Welt zu pflegen. Manchmal kann das schwierig sein – vermutlich insbesondere,
wenn es um Russland geht, da es eine sehr bewegte Geschichte hat. Seit dem Fall des
Eisernen Vorhangs vor 20 Jahren ist sein Verhalten gegenüber einigen Ländern, insbesondere
Nachbarländern wie Georgien, sicherlich nicht bewundernswert.

Offensichtlich müssen jegliche Verhandlungen mit Russland auf der Anerkennung der
wichtigen Werte des Respekts für die Menschenrechte sowie des Respekts für die Nachbarn
basieren. Nichtsdestotrotz bieten sie eine großartige Gelegenheit, globale Fragen wie den
Klimawandel anzusprechen und darüber hinaus natürlich auch eine gute großartige
Gelegenheit, beide Wirtschaften weiter zu entwickeln. Im Hinblick auf Wohlstand ist
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Russland ein aufstrebendes Land und ein Entwicklungsland. Sicherlich bieten sich sowohl
für die Europäische Union als auch für Russland langfristig großartige Möglichkeiten, wenn
das Fundament gut ist.

Štefan Füle,    Mitglied der Kommission. – Frau Präsidentin, der heutige Meinungsaustausch
war in der Tat sehr hilfreich, um unseren Vorbereitungen auf den Gipfel den letzten Schliff
zu verleihen, und Sie können sich sicher sein, dass ich der Hohen Vertreterin und
Vizepräsidentin Ashton, die sich mit den Präsidenten und Kommissar Karel De Gucht
besprechen wird, die wesentlichen Botschaften übermitteln werde.

Ich habe vernommen, dass viele von Ihnen eine Fortführung des Engagements mit Russland
sowie eine Weiterentwicklung der Beziehung und Koordinierung mit der Russischen
Föderation fordern, ich habe jedoch auch Forderungen nach mehr Demokratie und weniger
Korruption vernommen. Ich hab auch vernommen, dass ein Ende der Schikanen, von
denen in Nischni Nowgorod berichtet wurde, gefordert wird, wenngleich ich die Rolle der
Russischen Föderation im Hinblick auf die Gewährleistung der Sicherheit für den Gipfel
respektiere.

Wir haben festgestellt, dass wir zu vielen Themen konvergierende Ansichten vertreten.
Wir sind sowohl im bilateralen als auch im multilateralen Kontext einer Meinung
hinsichtlich der Bedeutung unserer Beziehungen mit Russland, ganz gleich, ob auf regionaler
oder globaler Ebene. Wir sind uns darüber einig, dass diese Beziehung viele Facetten hat
und dass wirtschaftliche, gesellschaftliche und umweltbezogene Fragen, das Thema
Menschenrechte und das Prinzip der Rechtsstaatlichkeit, Sicherheitsaspekte sowie die
politische Zusammenarbeit von zentraler Bedeutung sind.

Wir sollten auf diesem Gipfel keine Lösung aller noch vorhandener Probleme erwarten –
und ja, wir werden das Thema Gemüse ansprechen. Unser Ziel sollte jedoch sein, deutliche
Fortschritte zu einer Reihe von Themen zu machen.

Lassen Sie mich einige dieser Bereiche kommentieren: Erstens: Wahlen. Die russischen
Behörden sind sich der Tatsache sehr wohl bewusst, dass die Europäische Union die Wahlen
der Jahre 2011 und 2012 genau beobachten wird. Sollte es bei den bevorstehenden Wahlen
Unregelmäßigkeiten geben, so müssten diese Dinge angesprochen werden. Momentan
fordern wir Russland auf, seine im Rahmen des Europarates, der Vereinten Nationen und
der OSZE im Hinblick auf freie und faire Wahlen sowie im Hinblick auf eine gute
Zusammenarbeit mit dem BDIMR zur Gewährleistung einer angemessenen Kontrolle
eingegangenen Verpflichtungen zu erfüllen. Wir werden das Thema der Registrierung
neuer Parteien sowie des Zugangs zu den Wahlen besonders betonen.

Zweitens: Ich habe die Sorgen des Parlaments hinsichtlich der Menschenrechtssituation
in Russland zur Kenntnis genommen; wir teilen die meisten hiervon, und auch diese Themen
werden auf dem Gipfel mit dem russischen Präsidenten angesprochen. Das wichtigste
Forum für Fragen zu Menschenrechten und dem Prinzip der Rechtsstaatlichkeit sind die
Konsultationen zum Thema Menschenrechte zwischen der Europäischen Union und
Russland. Dies ist ein wichtiges Instrument, dessen Potenzial voll ausgeschöpft werden
sollte. Leider ist dies noch nicht der Fall. Daher wird die Europäische Union die
Notwendigkeit eines ehrlichen und hilfreichen Dialogs betonen, für den eine Überprüfung
der Modalitäten der Konsultationen erforderlich ist.

Drittens: die Partnerschaft für Modernisierung. Ich stimme den ehrenwerten Abgeordneten
absolut zu, dass die Partnerschaft für Modernisierung auf einer breiten Basis stehen sollte.
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Die Koordinatoren werden in Nischni Nowgorod den zweiten Programmbericht über die
Umsetzung der Partnerschaft vorstellen. Wie Sie sehen werden, bildet das Prinzip der
Rechtsstaatlichkeit den Kern dieser Initiative, und es gibt bereits konkrete Projekte in diesem
Bereich.

Viertens: Russland ist der Nachbar unserer Nachbarn, und ich denke, Nischni Nowgorod
wäre eine hervorragende Gelegenheit auf das vor Kurzem angenommene
ENP-Überprüfungsdokument zu verweisen und mit dem Hinweis auf dieses Dokument
sicherzustellen, dass wir transparent sind in unserer Politik mit den Nachbarn, die
gleichzeitig unsere und Russlands Nachbarn sind. Dies ist eine Gelegenheit – die unter
anderem auf dieser Transparenz basiert –, klarzustellen, dass die Sorge um unsere
gemeinsamen Nachbarn ein Prozess ist, aus dem beide Seiten Nutzen ziehen können. Ich
denke, es wird außerdem eine gute Möglichkeit sein, auf der Grundlage einiger neuer Ideen
der ENP-Überprüfung über eine stärkere Zusammenarbeit zur Bewältigung der langwierigen
Konflikte in unserer Nachbarschaft zu sprechen.

Fünftens: die Frage der Zusammenarbeit im Bereich Energie wird auf dem Gipfel
angesprochen. Wir brauchen transparente, faire und wettbewerbsfähige Energie
Beziehungen, und wir werden dem russischen Präsidenten unsere Sorgen schildern. Wie
ich bereits in meinen einführenden Bemerkungen erwähnte, werden wir die Notwendigkeit
weiterer Reformen im russischen Strom- und Gassektor im Hinblick auf die Schaffung
gleicher Wettbewerbsbedingungen hervorheben.

Frau Präsidentin, sehr geehrter Abgeordnete, die Europäische Union und Russland sind
Partner. Partner sollten regelmäßig miteinander reden, sie sollten versuchen nach
Möglichkeit einen Konsens zu erreichen, aber sie sollten nicht zögern, problematischere
Aspekte offen anzusprechen. Über einige dieser problematischen Aspekte haben wir heute
gesprochen. Sie sollten auf dem Gipfel angesprochen werden, und wir sollten wo immer
möglich nach Lösungen oder zumindest Verbesserungen suchen.

Ich erwähnte bereits die ENP-Überprüfung. Ich bin der festen Überzeugung, dass der
Mehrwert der revidierten Nachbarschaftspolitik darin besteht, dass die in dieser Politik
widergespielten allgemeingültigen Werte und Prinzipien nicht nur für kleine und mittlere
Nachbarstaaten gelten.

Die Präsidentin.   – Mir liegen sechs Entschließungsanträge gemäß Artikel 110 Absatz 2
der Geschäftsordnung vor.

Die Aussprache wird geschlossen.

Die Stimmabgabe findet morgen, den 9. Juni 2011, statt.

Schriftliche Erklärungen (Artikel 149)

Cristian Dan Preda (PPE),    schriftlich. – (RO) Ich freue mich, einer von denen zu sein, die
diese Entschließung unterzeichnen, die die Bedeutung des Respekts für Demokratie und
Menschenrechte in den Beziehungen zwischen der Europäischen Union und Russland
bekräftigt. Vom Dialog zwischen Russland und der EU zum Thema Menschenrechte bis
hin zu den Gipfeltreffen ist meiner Meinung nach ein systematischer und ehrlicher Ansatz
erforderlich für Fälle, in denen die Standards eines fairen Prozesses nicht eingehalten oder
Menschenrechtsaktivisten oder Journalisten verfolgt oder von ihrer Arbeit abgehalten
werden.
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Außerdem müssen eindeutige Referenzkriterien hinsichtlich der Einhaltung demokratischer
Standards durch Russland eingeführt werden, die die der Vertiefung der Beziehungen mit
der EU unterstützen sollen. Nicht vergessen dürfen wir schließlich auch die Unterstützung
für die Entwicklung der Zivilgesellschaft als Garant für eine Demokratie, die sich nicht nur
steif an Verfahren hält, sondern auch wahrhaft integrativ ist.

14. EU-Beziehungen zur Mongolei (Aussprache)

Die Präsidentin.   – Der nächste Tagesordnungspunkt ist die mündliche Anfrage an die
Kommission betreffend die Beziehungen der EU mit der Mongolei von Paolo Bartolozzi,
Vito Bonsignore, Mario Mauro, Gabriele Albertini, Roberta Angelilli, Aldo Patriciello, Lara
Comi, Giovanni Collino, Salvatore Iacolino, Raffaele Baldassarre, Cristiana Muscardini,
Barbara Matera, Erminia Mazzoni, Sergio Paolo Frances Silvestris, Carlo Fidanza, Iva
Zanicchi, Alfredo Pallone, Licia Ronzulli, Antonio Cancian, Alfredo Antoniozzi, Giovanni
La Via, Marco Scurria, Sergio Berlato, Amalia Sartori, Elisabetta Gardini, Potito Salatto,
Alfreds Rubiks, Bart Staes, Britta Thomsen, Piotr Borys, Joachim Zeller, Niccolò Rinaldi,
Bogdan Kazimierz Marcinkiewicz, Jaromír Kohlíček, Hannes Swoboda, Vilja
Savisaar-Toomast, Herbert Dorfmann, Jarosław Kalinowski, Kyriacos Triantaphyllides,
Béla Kovács, Inese Vaidere, Elisabeth Jeggle, Ivari Padar, Vilija Blinkevičiūtė, Rolandas
Paksas, Ivars Godmanis (O000091/2011 – B70410/2011).

Paolo Bartolozzi,    Verfasser. – (IT) Frau Präsidentin, Herr Kommissar, meine Damen und
Herren, die Delegation für die Beziehungen mit Zentralasien und der Mongolei, deren
Vorsitzender ich bin, reiste vor drei Wochen zum Anlass des achten interparlamentarischen
Treffens des Europäischen Parlaments und der Mongolei in selbige. Es war eine nützliche
und interessante Erfahrung. Die Mongolei ist ein Land, das eine bessere Bekanntheit verdient,
und es gibt in diesem Parlament nicht viele Möglichkeiten, ihm die Aufmerksamkeit zu
schenken, die es sicherlich verdient.

Das Land charakterisiert sich durch ein parlamentarisches Mehrparteiensystem, die
Gewaltenteilung, eine vergleichsweise freie öffentliche Meinung und ein Niveau des
Menschenrechtsschutzes aus, das im Vergleich zur Situation in vielen anderen Ländern
dieser Region hervorsticht. Es ist auch ein Land mit Entwicklungsproblemen, das mit einer
schwierigen Umweltsituation und einer anhaltenden Verwüstung zu kämpfen hat. Es hatte
in letzter Zeit auch unter extremen Wetterbedingungen zu leiden. Gleichzeitig verfügt es
über viele natürliche Ressourcen – Kupfer, Gold, Uran und seltene Erden –, die in der nicht
allzu fernen Zukunft einen erheblichen Kapitalzufluss anziehen könnten.--

Aus allen genannten Gründen ist es meiner Meinung nach wichtig, der Mongolei in dieser
wichtigen Phase ihrer Entwicklung ein Signal der Unterstützung zu senden und die Stärkung
der Demokratie und des Prinzips der Rechtsstaatlichkeit sowie der parlamentarischen
Kontrolle zu fördern, damit die Mongolei die verfügbar werdenden finanziellen Ressourcen
in der Zukunft zum Wohle des Volkes verwendet werden können.

Wir müssen die Mongolei in ihrem Wunsch unterstützen, engere Beziehungen mit der
Europäischen Union aufzubauen und sie dazu auffordern, unsere Standards und
industriellen Vorschriften anzunehmen. Wir sollten ihr dabei helfen, sich zu einer
Marktwirtschaft zu entwickeln und intensivere Wirtschafts- und Handelsbeziehungen
aufzubauen, die durch ein Klima der Rechtssicherheit sowie der Entwicklung des Prinzips
der Rechtsstaatlichkeit ermöglicht werden. Das Partnerschafts- und
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Kooperationsabkommen, das die Europäische Union mit der Mongolei schließen wird,
spielt in diesem Zusammenhang eine entscheidende Rolle.

Aus all diesen Gründen habe ich mit 45 weiteren Abgeordneten diese mündliche Anfrage
gestellt. In dieser Anfrage bitten wir die Kommission, nähere Angaben zu den wesentlichen
Eigenschaften des Abkommens sowie zum voraussichtlichen Zeitplan für seine Ratifizierung
zu machen. Ich möchte betonen, dass das Abkommen bereits paraphiert wurde, es jedoch
offensichtlich aufgrund der Zweifel eines Mitgliedstaates hinsichtlich der für einige Klauseln
geltenden Rechtsgrundlage noch nicht unterzeichnet wurde.

Darüber hinaus möchten wir die Kommission um die Möglichkeit der Einrichtung einer
Delegation der Europäischen Union in Ulan Bator in der nahen Zukunft bitten. Eine solche
Initiative könnte in der Tat einen erheblichen Beitrag zur weiteren Vertiefung unserer
politischen und wirtschaftlichen Zusammenarbeit mit diesem Land leisten.

Štefan Füle,    Mitglied der Kommission. – Frau Präsidentin, ich bin hocherfreut, vor der
Kammer über die Beziehungen zwischen der EU und der Mongolei zu sprechen.

Die Diskussion um die Mongolei kommt zum richtigen Zeitpunkt. Die Mongolei ist das
neunzehntgrößte Land der Welt und strategischer Knotenpunkt zwischen den schnell
wachsenden Märkten China und Russland. Es ist eine jugendliche und pulsierende Nation
mit einer langen, stolzen Erfahrung und Geschichte. Die Mongolei macht auf ihrem selbst
gewählten Weg hin zur Demokratie gute Fortschritte. Ich möchte der Mongolei zu den
friedlichen Wahlen, ihrer pulsierenden Zivilgesellschaft und den freien Medien gratulieren.
Dies sind in der Tat Meilensteine auf der Reise der Mongolei hin zu einem politischen
Pluralismus.

Die Europäische Union begrüßt insbesondere die vom Präsidenten der Mongolei verkündete
Abschaffung der Todesstrafe trotz innenpolitischer Opposition aus bestimmten Lagern.

Wie von der Mongolei beantragt, ist die Europäische Union zu einem Erfahrungsaustausch
bereit, insbesondere im Hinblick auf die Übernahme und Entwicklung der europäischen
Prinzipien, Normen und Standards. Ich freue mich daher, die Aufnahme der Mongolei als
Pilotland hinsichtlich der Unterstützung der Demokratie durch die Europäische Union
bestätigen zu dürfen. Dies bedeutet, dass wir ihr finanzielle und technische Hilfe zukommen
lassen werden.

Ich möchte diese Gelegenheit auch nutzen, der Mongolei zum 100-jährigen Jubiläum ihrer
demokratischen Bewegung sowie zur Präsidentschaft der Gemeinschaft der Demokratien
gratulieren.

Lassen Sie mich nun über die Aussichten für die Entwicklung der mongolischen Wirtschaft
sprechen. Die Mongolei befindet sich angesichts ihres Wandels von einer hauptsächlich
ländlichen und nomadischen hin zu einer mineralbasierten Gesellschaft an einem
wirtschaftlichen Scheideweg. Enorme Mineralvorkommen bieten der Mongolei eine
buchstäblich „goldene Gelegenheit“ zu mehr Wohlstand und Wohlergehen für ihr Volk.
Wir hoffen, dass diese bisher unberührten Mineralvorkommen ein Segen sein werden und
kein Fluch, wie dies bei anderen Ländern der Fall gewesen ist.

Im Bereich internationale Beziehungen schätzen wir die Beteiligung mongolischer Truppen
an den Friedensmissionen der Vereinten Nationen auf der ganzen Welt. Mongolische
Truppen sind in Sierra Leone, der Demokratischen Republik Kongo, dem Sudan, der
Westsahara und im Tschad im Einsatz. Ich möchte betonen, dass die Bemühungen der
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Mongolei im Hinblick auf eine Unterstützung der Stabilisierung Afghanistans überaus
geschätzt werden.

Was die Steuerung der Beziehungen zwischen der Mongolei und der Europäischen Union
betrifft, so freut es mich ganz besonders, dass das Partnerschafts- und
Kooperationsabkommen, das das Handels- und Kooperationsabkommen aus dem Jahr
1993 ersetzt, innerhalb eines Jahres ausgehandelt und am 20. Dezember 2010 in Ulan
Bator paraphiert wurde. Mit diesem Abkommen öffnet sich ein strategisches Kapitel unserer
Beziehungen.

Die Hohe Vertreterin und Vizepräsidentin, Baroness Ashton, begrüßte das Partnerschafts-
und Kooperationsabkommen als weiteren „Schritt hin zu einer besseren politischen und
wirtschaftlichen Zusammenarbeit“ der Europäischen Union und ihrer Mitgliedstaaten mit
der Mongolei.

Mithilfe des Partnerschafts- und Kooperationsabkommens werden wird als gleichgestellte
Partner in zahlreichen Gebieten zusammenarbeiten: von politischen Themen wie
beispielsweise der Bekämpfung des Terrorismus und der Förderung der Menschenrechte
bis hin zu Handel und Investitionen in wichtigen Bereichen wie beispielsweise dem Bereich
Rohstoffe.

Sobald der Text von den Mitgliedstaaten genehmigt ist, hoffen wir, den Premierminister
der Mongolei zur Unterzeichnung des Abkommens mit Baroness Ashton in Brüssel
begrüßen zu dürfen.

Angesichts dieser weiteren Vertiefung unserer politischen und wirtschaftlichen
Zusammenarbeit sowie des Inkrafttretens des Vertrages von Lissabon ist die Einrichtung
einer Delegation der Europäischen Union in Ulan Bator eine Option. Der Europäische
Auswärtige Dienst prüft derzeit die Vertretungen der Europäischen Union auf der ganzen
Welt. Ich hoffe, dass die finanziellen und personellen Hindernisse überwunden werden
können, damit eine eigenständige Delegation der Europäischen Union in Ulan Bator
eingerichtet werden kann.

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit und freue mich darauf, ihre Beiträge und
Kommentare zu hören.

Miroslav Mikolášik,    im Namen der PPE-Fraktion. – (SK) Frau Präsidentin, die Beziehungen
zwischen der EU und der Mongolei haben sich in den vergangenen zwei Jahrzehnten positiv
entwickelt, insbesondere in Bezug auf die schrittweise Demokratisierung und
Modernisierung der Mongolei.

Eine engere Zusammenarbeit mit der EU hängt jedoch vom Aufbau des Vertrauens in die
langfristige Stabilität der politischen Führung der Mongolei durch die Stärkung der
Garantien im Bereich der Menschenrechte sowie der Eigenschaften der Rechtsstaatlichkeit
ab, die natürlich eine ordnungsgemäße Funktionsweise des Justizsystems sowie die
Beseitigung von Korruption im öffentlichen Bereich voraussetzt.

Die Entwicklung hin zu einer echten Marktwirtschaft muss von einer fortlaufenden
Umstrukturierung, von Reformen im Bereich Handels- und Investitionsrecht sowie von
einer stärkeren Beteiligung des privaten Sektors an der Wirtschaft begleitet werden. Ich
empfinde es als positive Entwicklung, dass das Land ein Gesetz zum Schutz des Wettbewerbs
verabschiedet hat, dessen Ziel der Schutz vor dem Missbrauch der dominanten Position
privater oder staatlicher Unternehmen bzw. dem Schutz vor Kartellabsprachen auf Kosten
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anderer Unternehmen oder der Verbraucher ist. Ich bin der Meinung, dass die Reformen
dabei helfen werden, ausländische Investoren anzuziehen und somit den Wohlstand der
Menschen in der Mongolei fördern, die in ländlichen Gebieten aufgrund ihrer Abhängigkeit
von der Landwirtschaft noch immer unter Armut leiden.

Meine Damen und Herren, zusammenfassen möchte ich sagen, dass ich – und Kommissar
Füle hat dies bereits in einem, wie ich denke, sehr positiven Ton erwähnt – die Einrichtung
einer ständigen Vertretung der EU in der Mongolei absolut unterstütze, da ich an das
Potenzial für die Entwicklung der politischen und Handelsbeziehungen unter
Berücksichtigung der enormen Rohstoffvorkommen in diesem Land glaube, das strategisch
günstig zwischen China und Russland liegt. Aus diesem Grund bin ich der Meinung, dass
die Handelsbeziehungen zwischen der EU und ihren Mitgliedstaaten und der Mongolei
fortgeführt und weiter entwickelt werden sollten.

Kristiina Ojuland,    im Namen der ALDE-Fraktion. – Frau Präsidentin, Herr Kommissar,
die Mongolei ist reich an Ressourcen wie Kupfer, Kohle, Wolfram, Zinn und Gold. Das
macht sie zu einem überaus interessanten Wirtschaftspartner.

Bei der Verfolgung unserer wirtschaftlichen Interessen sollten wir jedoch auch die
Gelegenheit nutzen, Bedingungen für unsere Zusammenarbeit zugrunde zu legen, um die
Mongolei zur Einleitung dringend benötigter Reformen zu ermutigen. Es gibt ernste
Probleme in der Mongolei, beispielsweise maßlose Korruption, eine mangelhafte
Governance und eine unzureichende internationale Zusammenarbeit.

Außerdem gibt es dringliche Probleme hinsichtlich der Bewirtschaftung der natürlichen
Ressourcen. Momentan werden die Mineralvorkommen der Mongolei mithilfe der
mongolischen Regierung rigoros von zahlreichen ausländischen Unternehmen ausgebeutet.
Dies hat zu einer Situation geführt, in der das mongolische Volk nicht von den Ressourcen
des Landes profitiert. Die Menschen arbeiten unter sehr schlechten Bedingungen. Einige
Arbeiter extrahieren beispielsweise Gold mit Quecksilber. Quecksilberdämpfe führen zu
irreversiblen Gesundheitsschäden dieser Arbeiter. Das ist jedoch nicht alles. Viele Kinder
in der Mongolei werden als Folge schlechter Arbeitsbedingungen mit Missbildungen und
unheilbaren Krankheiten geboren.

Weitere Herausforderungen, denen sich die mongolische Wirtschaft stellen muss, sind
Ausfuhrzölle und von Russland und China verhängte Einfuhrverbote sowie technische
Mängel.

Die Viehzucht mach etwa 80 % der Agrarproduktion der Mongolei aus. Das Fleisch kann
jedoch aufgrund der mangelhaften Einrichtungen zur Qualitätskontrolle nicht exportiert
werden.

Wenn wir uns im Rahmen eines Partnerschafts- und Kooperationsabkommen verpflichten,
dann sollten wir der Mongolei im Hinblick auf die Entwicklung gesellschaftlich,
wirtschaftlich und ökologisch nachhaltiger Beziehungen bei der Lösung der Probleme
helfen, mit denen das Land derzeit zu kämpfen hat.

Béla Kovács (NI).   – (HU) Frau Präsidentin, auch ich war Mitglied der Delegation, die vor
drei Wochen für ihr achtes Treffen nach Ulan Bator gereist ist. Dort konnte ich selbst sehen,
dass die politische Struktur und die Gesellschaft in der Mongolei tatsächlich immer
demokratischere Züge annehmen. Deutliche Fortschritte wurden im Bereich
Menschenrechte erzielt. Wir nahmen an Treffen mit zivilen Organisationen teil, die
bestätigten, dass sie bereits von der mongolischen Regierung anerkannt wurden und dass
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Medienfreiheit nunmehr anerkannt ist, was in jedem Fall zu begrüßen ist. Die
Unterzeichnung des Partnerschafts- und Kooperationsabkommens ist von größter
Bedeutung, da das Abkommen die Einführung europäischer Standards in der Mongolei
ermöglichen könnte. Darüber hinaus ist eine Sanierung der Vertretung der EU, die derzeit
als technisches Büro fungiert, im Hinblick auf eine Verbesserung der Beziehungen zwischen
den beiden Ländern dringend erforderlich.

Joachim Zeller (PPE). -   Frau Präsidentin, Herr Kommissar, Kolleginnen und Kollegen!
Ich bin dem Kollegen Bartolozzi sehr dankbar, dass er mit der Initiative zu dieser Anfrage
die Mongolei zum Thema einer Debatte im Europäischen Parlament gemacht hat. Während
die ehemals sowjetischen Staaten Zentralasiens mittlerweile unter unterschiedlichen
Gesichtspunkten im Parlament behandelt werden, fand die Mongolei und ihre Situation
hier nur einen sehr spärlichen Widerhall.

Sehr zu Unrecht, war es doch die Mongolei, die als Staat des ehemaligen kommunistischen
Blocks recht früh ihre Unabhängigkeit nutzte und einen Weg zur Demokratisierung ihrer
Gesellschaft beschritt. Bereits 1992 gaben sich die Mongolen eine demokratische
Verfassung, und seitdem fanden mehrere Wahlen statt, die nach Angaben von Beobachtern
einen alles in allem demokratisch korrekten Verlauf hatten, was für die Staaten dieser
Region längst nicht selbstverständlich ist.

Die mongolische Regierung versucht seit einigen Jahren, die Korruption per Gesetz zu
bekämpfen und hat 2010 ein Moratorium zur Todesstrafe erlassen, was selbst einige große
demokratische Staaten bis heute nicht geschafft haben. Gleichwohl leiden die 3 Millionen
Einwohner dieses flächenmäßig großen, von extremen klimatischen Bedingungen
beherrschten Landes unter den Folgen eines nach wie vor stattfindenden
Transformationsprozesses. So drängt eine bislang immer noch überwiegend nomadisch
lebende Landbevölkerung in die wenigen Städte, die infrastrukturell darauf nicht vorbereitet
sind.

Die Bodenschätze des Landes werden nicht umweltschonend abgebaut. Energieprobleme
erschweren das zivile und wirtschaftliche Leben. Eingezwängt zwischen den großen
Nachbarn Russland und China, droht die Mongolei noch stärker als bisher in die
Abhängigkeit dieser Staaten zu gelangen. Die Anstrengungen und die Erfolge der Mongolei
– und hier sehe ich das Glas halbvoll und nicht halbleer – bei der Demokratisierung der
Gesellschaft sollten anerkannt werden, da sie für diese Region beispielhaft sind und zeigen,
was trotz einer schwierigen Vergangenheit möglich ist.

Die Mongolei sollte weiterhin unsere Unterstützung erfahren, nicht nur im Rahmen von
Hilfsprogrammen, sondern indem die Europäische Union auch in der mongolischen
Hauptstadt direkt präsent ist mit einer eigenen Vertretung als Zeichen, dass das Schicksal
der Mongolei uns Europäern nicht gleichgültig ist und die europäischen Interessen nicht
weiterhin von einer Vertretung in Peking aus wahrgenommen werden. Ich bedauere sehr,
dass sich die Konferenz der Präsidenten nicht bereit zeigte, diesem Anliegen mit der
Zulassung einer Entschließung des Parlaments noch zusätzlichen Nachdruck zu verleihen.

Niccolò Rinaldi (ALDE).   – (IT) Frau Präsidentin, zusätzlich zur Einrichtung einer
Delegation in Ulan Bator – und das können wir nicht länger vor uns herschieben, nicht
zuletzt, da die Pflege der Beziehungen von Peking aus schon aus symbolischen Gründen
sehr ungünstig ist – sowie zusätzlich zum lange erwarteten Partnerschaftsabkommen sind
wir uns alle sowohl des Reichtums des Landes an Mineralen als auch seiner Schwächen im
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Hinblick auf die soziale Gerechtigkeit bewusst, wenngleich die Mongolei auch auf ihre
eigene Art und Weise eine Form der demokratischen Kohäsion entwickelt hat.

Ich möchte die Kommission insbesondere fragen, wo die Mongolei von einem
geostrategischen Standpunkt aus einzuordnen ist: sie ist nicht Teil unserer Strategie für
Zentralasien. Ich bin jedoch der Meinung, dass einige der Maßnahmen dieser Strategie
angesichts der kulturellen Geschichte der Mongolei, die der der anderen Länder sehr ähnlich
ist, vielleicht auch auf die Mongolei angewandt werden könnten. Außerdem hat das Land
derzeit auch Beobachtungsstatus in der Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit
in Europa, und die Europäische Union untersucht die Möglichkeit, ihm angesichts der
kulturellen Verbindungen zwischen Europa und der Mongolei dabei zu helfen, ein
Vollmitglied zu werden.

Elena Băsescu (PPE).   – (RO) Frau Präsidentin, zunächst möchte auch ich meinem Kollegen,
Herrn Bartolozzi, zu dieser initiative gratulieren. Die Beziehungen zwischen der EU und
der Mongolei müssen im Hinblick auf eine Ratifizierung des Partnerschafts- und
Kooperationsabkommens überprüft werden. Dieses Dokument wird die Beziehungen
zwischen den beiden Partnern stärken und Wirtschaftsreformen fördern.

Die Mongolei bietet in den Bereichen Energieressourcen und Handel ein beachtliches
Potenzial. Bisher basierten die Beziehungen mit der EU lediglich auf den Bestimmungen
des Handelsabkommens aus dem Jahr 1993. Daher war das Handelsvolumen auch recht
niedrig. Im Bereich Kultur gab es Probleme bei der Organisation von
Studentenaustauschprogrammen. Eine Erweiterung von Programmen wie dem
Erasmus-Programm wäre auch eine Verbesserung für diesen Bereich der Zusammenarbeit.
Ich bin der Ansicht, dass eine Delegation der EU eingerichtet werden muss, damit all diese
Aktivitäten besser koordiniert werden können. Dies wird einen direkten Kontakt mit den
Behörden ermöglichen und so eine effektive Umsetzung des Partnerschafts- und
Kooperationsabkommen gewährleisten.

Andreas Mölzer (NI). -   Frau Präsidentin, Herr Kommissar! Die Innere Mongolei ist
bekanntlich reich an Kohle und Erdgas. Zwar steht laut den chinesischen Gesetzen den
einheimischen Mongolen das Bodennutzungsrecht zu, die Realität sieht aber sicher anders
aus. Es wird kritisiert, dass chinesische Unternehmen bei der wasserintensiven
Kohlegewinnung riesige Mengen an Grundwasser verbrauchen und so die Steppe
austrocknen. Auch wird kritisiert, dass das Weideland zusätzlich durch Kohletransporte
in Mitleidenschaft gezogen wird.

Mit den nunmehrigen Protesten der Mongolen ist nach dem Aufstand der Tibeter im Jahr
2008 und der muslimischen Uiguren im Jahr 2009 ein weiterer, lange schwelender
ethnischer Konflikt in China offen ausgebrochen. Angesichts des chronischen
Wassermangels Chinas und dessen gewaltigem Bedarf an Rohstoffen steht zu erwarten,
dass sich der Mongolei-Konflikt weiter aufheizen wird. Durch die seit einigen Jahren
bestehende Partnerschaft mit der Mongolei ist nun auch die EU betroffen, und sie wird
diesbezüglich ihren Einsatz für Menschen- und Minderheitenrechte sicher noch verstärken
müssen.

Štefan Füle,    Mitglied der Kommission. – Frau Präsidentin, ich möchte den Damen und
Herren Abgeordneten für einen wertvollen Beitrag zur Mongolei danken. Es war eine kurze,
aber interessante Diskussion über die bilateralen Beziehungen mit diesem zunehmend
wichtiger werdenden Partner für die Europäische Union.
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Lassen Sie mich auf eine oder zwei im Rahmen dieser Debatte aufgeworfenen Fragen
eingehen und erwähnen, dass das Partnerschafts- und Kooperationsabkommen eine
Zusammenarbeit in vier wesentlichen Bereichen umfasst: erstens: grundlegende Normen
und Standards, zweitens: nachhaltige Entwicklung, einschließlich der Entwicklung in den
Bereichen Umwelt und Gesellschaft, drittens: Handel und Investitionen mit einem
besonderen Schwerpunkt auf Rohstoffen und schließlich: Gerechtigkeit und Freiheit,
einschließlich des Themas Migration.

Zur Terminplanung: Der vereinbarte Text wurde den Mitgliedstaaten der Europäischen
Union vorgelegt, die ihn durch ihre Unterzeichnung bestätigen müssen. Der Europäische
Kontrollausschuss des Unterhauses des Vereinigten Königreichs untersucht derzeit die
Option des Vereinigten Königreichs in den Bereichen Justiz und Inneres, die zahlreichen
Partnerschafts- und Kooperationsabkommen erwähnt sind.-

Ich möchte nicht im Namen des Unterhauses sprechen, jedoch wird das Verfahren
voraussichtlich zwischen sechs und acht Wochen dauern. Somit könnte die Unterzeichnung
schließlich im September im Rahmen des nächsten Gemeinsamen Ausschusses der EU
und der Mongolei erfolgen.

Wenngleich auch eine große Entfernung zwischen der Europäischen Union und der
Mongolei liegt und beide Partner Erfahrungen mit unterschiedlichen politischen Systemen
gemacht haben, so haben sie doch die Tradition von Toleranz, Offenheit und Gleichheit
gemeinsam. Mit dem Inkrafttreten des Partnerschafts- und Kooperationsabkommens wird
die Europäische Union nicht nur auf dem Papier, sondern auch tatsächlich zum so
genannten „dritten Nachbar“ der Mongolei.-

Bevor ich zum Schluss komme, lassen Sie mich auf eine weitere konkrete Frage
zurückkommen, die ich übersehen habe – bitte sehen Sie mir dies nach. Morgen findet in
Wien ein Sondertreffen im Rahmen des Ständigen Rates der OSZE statt. Dort wird der
mongolische Außen- und Handelsminister zu den Mitgliedstaaten sprechen. Mir liegt ein
Entwurf der Erklärung der EU vor. Ich kann heute lediglich sagen, dass wir die Absicht der
Mongolei einer Intensivierung der Beziehungen mit der Organisation für Sicherheit und
Zusammenarbeit in Europa begrüßen werden. Wir werden morgen entscheiden, ob wir
weitere Einzelheiten bekannt geben.

Durch die Einhaltung ihrer Verpflichtungen – lassen Sie mich dies betonen – verfügt die
Mongolei über ein starkes Potenzial, in ihrer Region mit gutem Beispiel voran zu gehen.

Die Präsidentin.   – Die Aussprache wird geschlossen.

15. Sudan und Südsudan (eingereichte Entschließungsanträge): siehe Protokoll

16. Tagesordnung der nächsten Sitzung

17. Zusammensetzung der Ausschüsse: siehe Protokoll

18. Schluss der Sitzung

(Die Sitzung wird um 20.25 Uhr beendet)
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